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    Dr. Michael-Lysander Fremuth lehrt als Akademischer Rat und Habilitand an der Universität zu Köln. Zu seinen Forschungsschwerpunkten zählen neben dem Völker-, Europa- und Verfassungsrecht insbesondere die Menschenrechte. Seine Expertise bringt er auch im Rahmen seines ehrenamtlichen Engagements ein. Er ist Mitbegründer und Vorsitzender der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten Nationen in Nordrhein-Westfalen (DGVN NRW) sowie Mitglied des Bundesvorstands der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten Nationen (DGVN). Als Mitglied von Amnesty International arbeitete er unter anderem als Sprecher der Fachkommission Internationales.


    Hinweis: In den Menschenrechtsdokumenten in Teil II gilt in der Regel die Rechtschreibung des Originaltextes.

  


  
    Inhalt


    Abkürzungsverzeichnis


    Einleitung


    I Einführung in die Grundlagen der Menschenrechte


    1 Begriff und Wesen der Menschenrechte


    1.1 Menschenrechte als subjektive Rechte aller Menschen kraft Geburt


    1.2 Vorstaatlichkeit der Menschenrechte


    1.3 Egalitärer Charakter der Menschenrechte


    1.4 Adressaten der Menschenrechte und ihre Pflichten


    1.5 Unveräußerlichkeit der Menschenrechte und mögliche Rechtfertigung von Beschränkungen


    1.6 Universalität der Menschenrechte und die Frage ihres fundamentalen Charakters


    1.7 Unteilbarkeit und Interdependenz der Menschenrechte


    2 Menschenrechtsklassifizierungen


    2.1 Menschenrechte, Bürgerrechte, Fremdenrechte und Gruppenrechte


    2.2 Absolute und relative Menschenrechte


    2.3 Abwehrrechte, Leistungsrechte und Teilhaberechte


    2.4 Menschenrechte zwischen Soft Law, ius cogens und Erga-omnes-Pflichten


    2.5 Generationen und Dimensionen der Menschenrechte


    3 Eine kurze Geschichte der Menschenrechte


    4 Begründung der Menschenrechte und Menschenrechtstheorien


    5 Rechtsquellen und Anwendbarkeit der Menschenrechte


    5.1 Rechtsquellen der Menschenrechte


    5.2 Fragen zur Anwendbarkeit der Menschenrechte


    6 Schutz und Durchsetzung der Menschenrechte


    6.1 Vorrangige Verantwortung des Nationalstaates im Mehr-Ebenen-System des Menschenrechtsschutzes


    6.2 Präventiver Menschenrechtsschutz


    6.3 Menschenrechtsschutz durch die Vereinten Nationen


    6.4 Sonstiger Menschenrechtsschutz auf internationaler Ebene


    6.5 Menschenrechtsschutz auf regionaler Ebene


    7 Prüfung einer Menschenrechtsverletzung und Arbeit mit menschenrechtlichen Dokumenten


    7.1 Vorfrage: Was ist das konkrete Interesse?


    7.2 Schutzbereich und Menschenrechtsinterpretation


    7.3 Eingriff


    7.4 Rechtfertigung und Schranken-Schranken


    7.5 Rechtsschutzoptionen


    8 Ausblick: Aktuelle Entwicklungen und Herausforderungen


    II Menschenrechtsdokumente


    1 Historische Rechtsdokumente


    Einführende Erläuterung


    1 Magna Carta [Auszug] vom15.Juni 1215


    2 Augsburger Religionsfrieden [Auszug] vom25.September 1555


    3 Petition of Right [Auszug] vom 7.Juni 1628


    4 Habeas-Corpus-Akte [Auszug] vom 27.Mai 1679


    5 Bill of Rights [Auszug] vom 16.Dezember 1689


    6 Virginia Declaration of Rights vom 12.Juni 1776


    7 Amerikanische Unabhängigkeitserklärung [Auszug] vom 4.Juli 1776


    8 Französische Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte vom26.August 1789


    2 Internationale Rechtsdokumente


    Einführende Erläuterung


    9 Charta der Vereinten Nationen [Auszug] vom 26.Juni 1945


    10 Statut des Internationalen Gerichtshofs [Auszug] vom 26.Juni 1945


    11 Allgemeine Erklärung der Menschenrechte vom 10.Dezember 1948


    12 Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte vom 16.Dezember 1966


    12a Fakultativprotokoll zum Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte vom 10.Dezember 2008


    13 Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte vom16.Dezember 1966


    13a Fakultativprotokoll zum Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte vom 16.Dezember 1966


    13b Zweites Fakultativprotokoll zum Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte zur Abschaffung der Todesstrafe vom 15.Dezember 1989


    14 Konvention über die Verhütung und Bestrafung des Völkermordes vom 9.Dezember 1948


    15 Übereinkommen über die politischen Rechte der Frau vom20. Dezember 1952


    16 Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau vom 18.Dezember 1979


    16a Fakultativprotokoll zum Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau vom 6.Oktober 1999


    17 Internationales Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung vom 7.März 1966


    18 Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe vom10.Dezember 1984


    18a Fakultativprotokoll zum Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe vom 18.Dezember 2002


    19 Übereinkommen über die Rechte des Kindes vom 20.November 1989


    19a Fakultativprotokoll zu dem Übereinkommen über die Rechte des Kindes, betreffend die Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten vom 25.Mai 2000


    19b Fakultativprotokoll zu dem Übereinkommen über die Rechte des Kindes, betreffend Kinderhandel, Kinderprostitution und Kinderpornografie vom 25.Mai 2000


    19c Fakultativprotokoll zum Übereinkommen über die Rechte des Kindes, betreffend ein Mitteilungsverfahren vom 19.Dezember 2011


    20 Internationale Konvention zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen vom 18.Dezember 1990


    21 Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen vom 13.Dezember 2006


    21a Fakultativprotokoll zum Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen vom 13.Dezember 2006


    22 Internationales Übereinkommen zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen vom 20.Dezember 2006


    23 Statut für den Internationalen Militärgerichtshof [Auszug] vom8.August 1945


    24 Nürnberger Prinzipien vom 29.Juli 1950


    25 Römisches Statut des Internationalen Strafgerichtshofs [Auszug] vom 17.Juli 1998


    26 IV. Genfer Abkommen zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegszeiten [Auszug] vom 12.August 1949


    26a Zusatzprotokoll zu den Genfer Abkommen vom 12.August 1949 über den Schutz der Opfer internationaler bewaffneter Konflikte [Auszug] vom 8.Juni 1977


    26b Zusatzprotokoll zu den Genfer Abkommen vom 12.August 1949 über den Schutz der Opfer nicht internationaler bewaffneter Konflikte [Auszug] vom 8.Juni 1977


    27 Vertrag über den Waffenhandel [Auszug] vom 2.April 2013


    28 Erklärung von Rio über Umwelt und Entwicklung (Rio-Deklaration) vom 14.Juni 1992


    29 Erklärung und Aktionsprogramm der Weltmenschenrechtskonferenz der Vereinten Nationen in Wien vom 25.Juni 1993


    30 Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen [Auszug] vom 8.September 2000


    31 Ergebnis des Weltgipfels 2005 [Auszug] vom 16.September 2005


    32 Erklärung über das Recht auf Entwicklung vom 4.Dezember 1986


    33 Erklärung über das Menschenrecht auf Wasser und Sanitärversorgung vom 28.Juli 2010


    34 Verfahren für die Behandlung von Mitteilungen mit Bezug auf Verletzungen von Menschenrechten und Grundfreiheiten, Resolution 1503 (XLVIII) des Wirtschafts- und Sozialrats vom 27.Mai 1970


    35 Die Zehn Prinzipien des Global Compact vom 31.Januar 1999


    36 OECD-Erklärung über internationale Investitionen und mulitnationale Unternehmen vom 25.Mai 2011


    37 Erklärung der Yogyakarta-Prinzipien über die Anwendung von Menschenrechten in Bezug auf die sexuelle Orientierung und geschlechtliche Identität vom 23.März 2007


    3 Regionale Rechtsdokumente


    Einführende Erläuterung


    Europäische Rechtsdokumente


    38 Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4.November 1950


    38a (1) Zusatzprotokoll zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten in der Fassung des Protokolls Nr.11 vom 20.März 1952


    38b Protokoll Nr.4 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, durch das gewisse Rechte und Freiheiten gewährleistet werden, die nicht bereits in der Konvention oder im ersten Zusatzprotokoll enthalten sind in der Fassung des Protokolls Nr.11 [Auszug] vom 16. September 1963


    38c Protokoll Nr.6 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung derTodesstrafe in der Fassung des Protokolls Nr.11 [Auszug] vom 28.April 1983


    38d Protokoll Nr.7 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten in der Fassung des Protokolls Nr.11 [Auszug] vom 22.November 1984


    38e Protokoll Nr.12 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten [Auszug] vom 4.November 2000


    38f Protokoll Nr.13 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die vollständige Abschaffung der Todesstrafe [Auszug] vom 3.Mai 2002
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    Einleitung


    Die zweite Hälfte des 20.Jahrhunderts kann als Beginn der Epoche der Menschenrechte sowie der Auferstehung und Emanzipation des Individuums im Völkerrecht bezeichnet werden. Auch wenn die Grundlagen der Menschenrechte weiter zurückreichen, finden sie erst seit 1945 eine Beachtung und Ausgestaltung, die ihrem Anspruch als durchsetzungsfähige Rechte aller Menschen in Ansätzen gerecht wird. Es erscheint nicht übertrieben, die damit einhergehende Fortentwicklung des Völkerrechts als eine friedliche Revolution zu bezeichnen.


    Durch die Gründung der Vereinten Nationen im Jahr 1945 ist eine Organisation geschaffen worden, mit der nicht nur die Menschheit von der »Geißel des Krieges« befreit werden soll, sondern die auch der Förderung der Menschenrechte verpflichtet ist. Die Generalversammlung der Vereinten Nationen hat am 10.Dezember 1948 die »Allgemeine Erklärung der Menschrechte« als ein grundlegendes Dokument des internationalen Menschenrechtsschutzes angenommen. Mag diese Erklärung auch nicht rechtsverbindlich sein, war sie gleichwohl Vorlage und Inspiration für eine Vielzahl an rechtlich verbindlichen Menschenrechtsverträgen. Danach setzte eine umfangreiche Kodifizierung ein, welche die Menschenrechte operabel gemacht hat und Grundlage für deren Durchsetzung ist. Besondere Bedeutung kommt hier dem Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte (VN-Zivilpakt) und dem Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (VN-Sozialpakt) zu. Beide Verträge wurden im Rahmen der Vereinten Nationen ausgehandelt und traten 1976 in Kraft. Gemeinsam mit der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte werden sie als »Magna Carta des internationalen Menschenrechtsschutzes« bezeichnet und beinhalten eine Vielzahl allgemeiner Menschenrechte. Die Kodifikation und Fortentwicklung der Menschenrechte war damit jedoch keineswegs abgeschlossen. Auf regionaler Ebene entwickelten sich Menschenrechtsregime, die den örtlichen und kulturellen Besonderheiten Rechnung tragen und idealerweise über den internationalen Menschenrechtsschutz hinausgehen. Auf internationaler Ebene galt es, die Menschenrechte neuen Gegebenheiten anzupassen und fortzuentwickeln, sodass bestehende oder sich ergebende Schutzlücken geschlossen werden konnten. Weitere internationale Vertragswerke wurden geschaffen, jüngst das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen sowie das Internationale Übereinkommen zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen. Da die Menschenrechtsentwicklung im Fluss begriffen bleibt, ist der Abschluss weiterer Übereinkommen (etwa über Menschenrechtsbildung und -ausbildung) zu erwarten. Bereits heute kann jedoch von einem recht umfassenden materiell-rechtlichen Menschenrechtsschutz gesprochen werden. Das heißt, die erforderlichen Regelungen zum Menschenrechtsschutz bestehen, es fehlt häufig nur an deren konsequenter Umsetzung und Beachtung. Dies liegt auch an fehlenden oder zu schwachen Institutionen zur Überwachung und Durchsetzung der Menschenrechte.


    Gleichwohl hat der Menschenrechtsschutz seit 1945 auch eine verstärkte institutionelle Absicherung erfahren. Mit den Vereinten Nationen ist eine Weltorganisation geschaffen worden, die ihr menschenrechtliches Mandat zunehmend ernst nimmt und durch ihre handelnden Organe aktiv zu verwirklichen versucht. Auf regionaler Ebene stechen der Europarat und die Europäische Union heraus, denn sie verfügen über effektive Mechanismen des Menschenrechtsschutzes. Andere regionale (Menschenrechts-)Organisationen eifern dem nach. Im Rahmen dieser regionalen Organisationen werden nicht nur (weitere) Menschenrechte kodifiziert, sie schaffen häufig zugleich Institutionen, Kommissionen oder Gerichte, die den Menschenrechten auch zur tatsächlichen Durchsetzung verhelfen sollen. Vor allem jedoch können regionale Organisationen die Menschenrechte transkribieren, sie also in eine Sprache übersetzen, die von den Menschen vor Ort besser verstanden wird.


    Schließlich darf die Bedeutung der globalen Öffentlichkeit für den Schutz der Menschenrechte nicht unterschätzt werden. Fernsehen und Internet verbreiten gravierende Menschenrechtsverletzungen in der ganzen Welt und benennen Verantwortliche. Die oder der Fremde, deren oder dessen Rechte verletzt werden, erscheint weniger fremd, wenn sie oder er individualisierbar ist. Viele Menschen organisieren und engagieren sich außerdem ehrenamtlich in Nichtregierungsorganisationen, deren Beitrag zum Schutz der Menschenrechte, etwa durch Informationskampagnen, Protestaktionen oder die tatsächliche Unterstützung von Opfern, ganz erheblich ist.


    Damit ist mittlerweile eine Menschenrechtsarchitektur errichtet, die ungeachtet ihrer Unzulänglichkeiten Grundlage für die Schaffung einer globalen, auf der Achtung vor dem individuellen Menschen basierenden Gemeinschaft sein kann.


    Menschenrechte gelten allen Menschen und verlangen zugleich, dass sich alle Menschen ihrer bewusst sind und als »Menschenrechtsanwältinnen und -anwälte« im Alltag für sie eintreten. Der vorliegende Band soll im ersten Teil das erforderliche Grundwissen über Menschenrechte vermitteln. Im zweiten Teil des Bandes findet sich eine Kompilation der aus Sicht des Autors für den internationalen und regionalen Menschenrechtsschutz wichtigsten Dokumente. Dabei liegt der Schwerpunkt auf rechtsverbindlichen Dokumenten, die entweder weltweite Geltung beanspruchen können oder die für die unterschiedlichen Kulturräume bedeutsam und repräsentativ sind. Geboren wurde die Idee eines solchen Bandes im Rahmen meiner Vorlesung zum Internationalen Menschenrechtsschutz an der Universität zu Köln. Hier wurde mir die Nachfrage deutlich nach einer Publikation, bestehend aus einer Einführung in den Menschenrechtsschutz verbunden mit den wichtigsten Dokumenten, die vom Umfang her überschaubar und auch finanziell erschwinglich ist. Ich freue mich, dass die Bundeszentrale für politische Bildung (bpb) und die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen (DGVN) dieses Projekt unterstützt und ermöglicht haben. Der vorliegende Band knüpft an die von den genannten Organisationen vertriebenen Publikationen von Prof. Christian Tomuschat (DGVN-Texte) und Prof. Eibe Riedel (bpb) an und versteht sich als eine kombinierte und erweiterte Neuauflage dieser geschätzten Werke.


    Mit diesem Band soll allen interessierten Bürgerinnen und Bürgern ein erleichterter Zugang zu der Thematik der Menschenrechte eröffnet und ein bescheidener Beitrag zu deren Verwirklichung geleistet werden. Dies erkennt an, dass die Menschenrechtsbildung, wie auch Art.3 der Erklärung der Vereinten Nationen über Menschenrechtsbildung und -ausbildung ausführt, ein lebenslanger Prozess ist, der alle Teile der Gesellschaft betrifft.


    Artikel 3 der Erklärung der Vereinten Nationen über Menschenrechtsbildung und -ausbildung
»1.Menschenrechtsbildung und -ausbildung ist ein lebenslanger Prozess, der alle Altersgruppen betrifft. 2.Menschenrechtsbildung und -ausbildung betrifft alle Teile der Gesellschaft auf allen Ebenen, einschließlich der Vorschul-, Grundschul-, Sekundarschul- und Hochschulbildung, unter Berücksichtigung der akademischen Freiheit, wo dies zutrifft, und alle Formen der Bildung, der Ausbildung und des Lernens, sei es im öffentlichen oder privaten Sektor, im formalen, informellen oder nicht formalen Rahmen. Sie umfasst unter anderem die Berufsbildung, insbesondere die Schulung von Ausbildern, Lehrern und staatlichen Amtsträgern, die Fortbildung, die Volksbildung sowie Öffentlichkeitsarbeit und Sensibilisierungsmaßnahmen.«


    Ich danke Frau Dr. Nina Kapaun und Herrn Matthias Pollmann für ihre Unterstützung bei der Kompilation der Menschenrechtsdokumente. Ferner danke ich Frau Dr. Beate Wagner, Frau Anja Papenfuß und Frau Hannah König von der DGVN, Herrn Benjamin Dresen als Lektor im Auftrag der bpb sowie Frau Johanna Heinrich, Frau Jenny Neufert, Frau Bettina Kock-Käser, Herrn Reza Links, Herrn Oliver Hendrich und Herrn Christian Lohwasser sowie meinen Kolleginnen und Kollegen am Lehrstuhl für Völkerrecht, Europarecht, europäisches und internationales Wirtschaftsrecht für ihre kritische Durchsicht des Manuskriptes. Irrtümer, Fehler und Ungenauigkeiten gehen in gewohnter Manier zulasten des Autors. Hinweise, Anregungen und Kritik von Seiten der Leserinnen und Leser sind mir jederzeit herzlich willkommen.


    Michael-Lysander Fremuth

    Köln, Juli 2015

  


  
    IEinführung in die Grundlagen der Menschenrechte


    Die folgende Einführung in die Grundlagen der Menschenrechte soll es den Leserinnen und Lesern ermöglichen, eine Idee davon zu entwickeln, was Menschenrechte sind. Sie soll Orientierung in dem zunehmend ausdifferenzierten System des internationalen und regionalen Menschenrechtsschutzes bieten und damit den Zugang zu den im zweiten Teil zusammengestellten menschenrechtlichen Dokumenten erleichtern. Die Darstellung stellt keine juristische Abhandlung dar und erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Entsprechend ihrer Intention, die Menschenrechte einem breiten Publikum vorzustellen, nimmt sie solche Priorisierungen vor, die aus Sicht des Autors das Verständnis für die Menschenrechte erleichtern. Aus juristischer, politikwissenschaftlicher, soziologischer und philosophischer Sicht spannende Diskussionen können daher häufig nur skizziert werden. Literaturhinweise sollen den interessierten Leserinnen und Lesern eine Vertiefung ermöglichen.

  


  
    1Begriff und Wesen der Menschenrechte


    Zur Annäherung an die Menschenrechte und als Einstieg in die Thematik ist zunächst mit der Erörterung des Begriffs der »Menschenrechte« zu beginnen. Aus der Gesamtschau der vielzähligen Definitionsversuche legt dieses Buch folgende Kurzformel der weiteren Darstellung zugrunde:


    
      Menschenrechte sind die allen Menschen kraft Geburt zustehenden, egalitären und vorstaatlichen Rechte, die auf Achtung, Schutz und Erfüllung an staatliche oder überstaatliche Hoheitsgewalt gerichtet sind. Sie beanspruchen universelle Geltung, sind unveräußerlich, unteilbar und interdependent.

    


    Die verschiedenen Begriffsmerkmale gilt es nun im Folgenden zu erläutern.


    1.1Menschenrechte als subjektive Rechte aller Menschenkraft Geburt


    Begriff des Rechts


    Dem Begriff des Rechts kommen verschiedene Bedeutungsinhalte zu. So wird er etwa verwendet, um einen Umstand oder ein Verhalten als angemessen, geboten oder gerecht zu beschreiben (etwas ist »recht und billig«). Ausgehend von dieser vorrangig sozial konnotierten Bedeutung diskutierte die Rechtswissenschaft lange Zeit, ob Normen, die nicht den Geboten der Gerechtigkeit entsprechen, überhaupt als »Recht« bezeichnet werden können (»Rechtsstaat«). Mittlerweile wird der Begriff des Rechts aber ganz überwiegend für die gesamte objektive Rechtsordnung verwendet. Aus einer juristischen Perspektive beschreibt er damit alle imperativen Verhaltensanweisungen (Normen). Dies umfasst Gesetze, Verordnungen oder Einzelfallregelungen, die mit staatlichem Durchsetzungsanspruch ausgestattet sind, also auch einseitig und gegen den Willen des oder der Verpflichteten durchgesetzt werden können. Dies erfolgt in letzter Konsequenz auch mittels der Anwendung von Zwangsgewalt, die im Staat monopolisiert ist. Diese Möglichkeit der staatlich-imperativen Durchsetzung gemeinsamer Normen unterscheidet das Recht von der Moral. Letztere kennt nur die soziale Missbilligung als Sanktion eines Regelverstoßes.


    Neben diesem objektiven Verständnis des Rechts gibt es subjektive Rechte. Darunter versteht man die dem Individuum durch die Rechtsordnung verliehene Rechtsmacht zur Durchsetzung privater Interessen. Der Staat stellt dem oder der Einzelnen dazu seine Organe, mithin die Staatsgewalt, zur Verfügung. Dies ist eine notwendige Folge der Entstehung des modernen Staates, der ein territorial bestimmtes Gewaltmonopol beansprucht. Er hat den Bürgerinnen und Bürgern eingeleitet durch die Land- und Reichsfrieden das Recht zur eigenständigen Durchsetzung ihrer Rechte (»Fehderecht«) abgerungen. Innerhalb des Staatsgebietes darf mit wenigen Ausnahmen wie dem Selbstverteidigungsrecht in Notwehrsituationen nur der Staat in legitimer Weise Gewalt anwenden (»Gewaltmonopol«). Das Individuum ist insoweit auf funktionierende staatliche Strukturen angewiesen. Seine subjektiven Rechte können sich dabei sowohl gegen andere private Rechtspersonen (insbesondere Mitbürgerinnen und Mitbürger) richten als auch an den Staat selbst adressiert sein. Im letztgenannten Fall erlangt der oder die Einzelne eine Rechtsposition gegenüber dem Staat, kraft derer er oder sie vom Staat ein Tun oder Unterlassen verlangen kann.


    Menschenrechte als subjektive Rechte der Person


    Menschenrechte sind solche subjektiven Rechte. Der oder die Berechtigte kann vom Staat verlangen, seine bzw. ihre Menschenrechte zu achten. Dass der Mensch gegenüber dem Staat eine diesen derart verpflichtende Rechtsposition innehat, ist historisch betrachtet ein Novum und eine große Errungenschaft. Die Entwicklung der Menschenrechte (vgl.Kapitel3) nahm innerstaatlich ihren Anfang, denn diese wurden zunächst gegen den jeweiligen Staat und Herrscher erkämpft. Mittlerweile sind die Menschenrechte jedoch auch auf Ebene des Völkerrechts verbürgt, der vormals nationalstaatliche Menschenrechtsgedanke ist internationalisiert worden. Dies stellt eine weitere Errungenschaft dar. Das klassische Völkerrecht war das Recht zwischen souveränen Staaten, die sich auf Ebene der rechtlichen Gleichberechtigung begegneten. Sie waren die geborenen Rechtssubjekte des Völkerrechts, gleichsam Rechtsschöpfer und Rechtsunterworfene. Demgegenüber war der Mensch für das klassische Völkerrecht keine relevante Größe. Im Laufe der Fortentwicklung des Völkerrechts wurden Pflichten der Staaten anerkannt, die Rechte von Menschen zu wahren. Dies wurde jedoch zunächst nicht als Recht der betroffenen Personen begriffen, vielmehr bestand die Pflicht gegenüber anderen Staaten etwa im Fremdenrecht hinsichtlich der Behandlung ihrer Staatsangehörigen. Der einzelne Mensch profitierte zwar davon, wenn sein Heimatstaat im Wege des diplomatischen Schutzes die Einhaltung dieser Pflichten einforderte. Dabei handelte es sich jedoch um einen bloßen Rechtsreflex, selbst wenn innerstaatlich ein Anspruch auf Ausübung dieses Schutzes bestanden haben mag. Der oder die Einzelne war Gegenstand einer rechtlichen Regelung (Rechtsobjekt), aber nicht Inhaberin oder Inhaber von subjektiven völkerrechtlichen Ansprüchen. Erst das moderne Völkerrecht erkennt an, dass Menschen Inhaber von Menschenrechten als subjektiven Rechten sind. Das Individuum ist insoweit zu einem partiellen Rechtssubjekt des Völkerrechts gereift. Daraus folgt, dass Menschenrechte nunmehr auf nationaler und internationaler Ebene als subjektive Rechte abgesichert werden. Mit dem Recht der Europäischen Union erkennt zudem auch das Recht einer supranationalen Organisation an, dass Einzelne Inhaberinnen und Inhaber von subjektiven Menschenrechten sind (vgl.Kapitel6.5). Da das supranationale Europarecht gegenüber dem Völkerrecht den Anspruch erhebt, eine autonome und eigenständige Rechtsordnung zu sein, können sich Menschen innerhalb der Europäischen Union auf drei Rechtsordnungen stützen, um ihr Schutzbegehren zu fundieren. Entsprechend privilegiert ist deren Situation.


    Menschenrechte als Geburtsrechte aller Menschen


    Die Besonderheit der Menschenrechte liegt jedoch nicht allein darin begründet, dass sie auf den verschiedenen Ebenen verankert sind, sie besteht insbesondere in der Rechtsinhaberschaft. Denn subjektive Rechte können sehr unterschiedlich sein. So sind etwa das Recht des Mieters auf Nutzung der Wohnung, das Recht des Eigentümers, andere von Einwirkungen auszuschließen, oder das Recht auf Nutzung öffentlicher Einrichtungen von der Rechtsordnung anerkannt. Sie sind jedoch nur einem begrenzten Personenkreis zugewiesen, der Person, die den Mietvertrag unterschrieben hat, der das Eigentum zugeordnet ist oder die in der Gemeinde lebt, deren Einrichtungen sie nutzen will. Menschenrechte sind demgegenüber die Rechte aller Menschen. Und da sie im Menschsein und der menschlichen Würde wurzeln, bestehen die Menschenrechte von Geburt an. Dies bedeutet freilich nicht, dass jeder Mensch eines jeden Alters von ihnen gleichermaßen Gebrauch machen kann oder weitergehende Differenzierungen ausgeschlossen sind. Offensichtlich kann ein Säugling von der Versammlungsfreiheit noch nicht profitieren und sich ein erwachsener Mann weder auf die menschenrechtlichen Verbürgungen für Frauen noch auf die für Kinder berufen. Menschenrechte als Geburtsrechte bedeutet vielmehr, dass die jeweils für den konkreten Menschen in seiner Eigenartigkeit und Phase der Entwicklung in Betracht kommenden Menschenrechte ihm zustehen, ohne dass er diese Rechte erwerben oder sie sich gar verdienen muss.


    Dass Menschenrechte subjektive Rechte sind, bedeutet allerdings nicht, dass sie ausschließlich Rechte des Individuums sind. Zum einen gibt es eine Diskussion um Rechte und Prinzipien, die eher als Gruppenrechte gedacht werden und vor allem Völkern zustehen sollen, sogenannte Menschenrechte der dritten Generation (vgl.Kapitel2.5). Zu ihnen zählen etwa das Recht auf Entwicklung, das Recht auf Frieden sowie das Selbstbestimmungsrecht der Völker. Zum anderen haben Menschenrechte auch eine objektiv-rechtliche, also von den Rechteinhaberinnen und -inhabern losgelöste Bedeutung: Menschenrechte etablieren eine Werteordnung. Ein Staat, der sich zu den Menschenrechten bekennt und diese achtet, integriert sich damit zugleich in ein System international vorherrschender Wertvorstellungen. Zugleich dürfte die Beachtung von Menschenrechten eine Voraussetzung für die Bezeichnung eines Staates als Verfassungsstaat sein. Schon dieFranzösische Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte(1789) hat inArt.16betont, dass


    »Toute société dans labu la garantie des droits n’est pas assurée, ni la séparation des pouvoirs déterminée, n’a point de Constitution.«
(»Eine Gesellschaft, in der die Achtung und Wahrung der Menschen- und Bürgerrechte nicht sichergestellt und die Gewaltenteilung nicht festgelegt ist, hat keine Verfassung.«)


    Damit wurde bereits 1789 die Bedeutung der Menschen- und Bürgerrechte als Ausdruck der Verfassungsmäßigkeit und Verfassungsstaatlichkeit anerkannt. Auch heute wird die Beschränkung, die Menschenrechte für Hoheitsgewalt darstellen, als wesentliches Merkmal der Konstitutionalisierung von Herrschaft begriffen. Ein Verfassungsstaat im materiellen Sinne ist also auch ein Staat, der anerkennt, dass seine Macht Schranken unter anderem in den Menschenrechten findet.


    Ihre besondere Qualität, die in der Inhaberschaft aller Menschen zum Ausdruck kommt, ist zugleich Anlass zur Kritik geworden, denn bislang werden die Menschenrechte zwar für alle Menschen, aber eben auch nur für diese Spezies gedacht.


    Exkurs: Die Kritik an der anthropozentrischen Begrenzung des Konzeptes


    »17 Denn siehe, ich will eine Sintflut kommen lassen auf Erden, zu verderben alles Fleisch, darin Odem des Lebens ist, unter dem Himmel. Alles, was auf Erden ist, soll untergehen. 18 Aber mit dir will ich meinen Bund aufrichten, und du sollst in die Arche gehen mit deinen Söhnen, mit deiner Frau und mit den Frauen deiner Söhne. 19 Und du sollst in die Arche bringen von allen Tieren, von allem Fleisch, je ein Paar, Männchen und Weibchen, dass sie leben bleiben mit dir. 20 Von den Vögeln nach ihrer Art, von dem Vieh nach seiner Art und von allem Gewürm auf Erden nach seiner Art: von den allen soll je ein Paar zu dir hineingehen, dass sie leben bleiben.« [1 Moses VI]


    Nach christlichem Glauben waren Mensch und Tier, als den Odem des Lebens hauchend, in ihrem durch die Sintflut bestimmten Schicksal vereint. Und doch schonte Gott nicht nur Noah und dessen Familie, sondern gleichermaßen von allem Leben auf Erden ein Paar. Die Gemeinsamkeit, die dort in der Teilhabe an der Schöpfung gründet, findet heute eine Anerkennung in der Leidensfähigkeit (Vulnerabilität) von Mensch und Tier. Aus Sicht der Tierrechtsbewegung erscheint daher der anthropozentrische, den Menschen exklusiv als Ausgangs- und Endpunkt der Diskussion nehmende Ansatz der Menschenrechte kritikwürdig.


    Die Vorstellung, dass das Recht Tiere nicht nur zum Gegenstand hat, sondern sie auch als Adressaten umfasst, ist dabei keineswegs neu. Bereits der römische Jurist Ulpian unterschied das Naturrecht (ius naturale) von dem nur zwischen den Menschen geltenden Vernunftrecht (ius gentium), wenn er ausführte:


    »Das natürliche Recht ist das, was die Natur alle Lebewesen gelehrt hat: Denn dieses Recht ist nicht eine Besonderheit des menschlichen Geschlechts, sondern ist ein gemeinsames Recht aller Tiere, die auf der Erde und im Meer geboren werden, und auch der Vögel. Von ihm kommt die Verbindung von Gatte und Gattin, die wir Ehe nennen, die Erzeugung der Kinder und die Erziehung: Wir sehen nämlich, dass auch die übrigen Lebewesen, ja sogar die wilden Tiere mit der Kenntnis dieses Rechts bedacht sind.« [Digesten, 1.1.14]


    Ulpian ging mithin davon aus, dass es nicht nur ein Recht über Tiere (wie etwa die Frage, wer Eigentum an ihnen hat oder wer für durch Tiere verursachte Schäden haftet), sondern zudem ein Recht der Tiere gebe. Eine solche Ansicht wird heute selten vertreten. Freilich bestreitet kaum jemand ernstlich die Unterschiede, die zwischen Menschen und Tieren bestehen. Es ist jedoch eine Frage, ob man menschliche Eigenschaften exklusiv als Spezifika denkt oder bereit ist anzuerkennen, dass bestimmte Eigenschaften eben nicht allein menschlicher Natur sind. Die Begründungsansätze der Menschenrechte als Rechte (allein) aller Menschen betonen, dass sich der Mensch seiner selbst bewusst, in besonderer Weise vernunftbegabt und zum sittlich-moralischen Handeln fähig ist. Die Forschung hat indes gezeigt, dass der Mensch genetisch den Tieren sehr nahe verwandt ist, dass treffend als »Menschenaffen« bezeichnete Primaten ein Ich-Bewusstsein entwickeln können und Tiere durchaus Lernfähigkeit und Kommunikationskompetenzen aufweisen, die eine Bezeichnung als intelligente Lebewesen rechtfertigen. Dem graduellen Charakter der Evolution und der Ähnlichkeit zum Menschen Rechnung tragend, fordern einige Forscher, auch Tieren gewisse Menschenrechte zuzusprechen. So sollten etwa das Recht auf Leben und Freiheit sowie das Verbot der Folter auf bestimmte Affen ausgeweitet werden. Ein ergänzender, schon von Jeremy Bentham gewählter Ansatz stellt nicht maßgeblich auf die Vernunft- und Moralfähigkeit ab, sondern auf die Vulnerabilität also die Empfindsamkeit und Fähigkeit, Schmerzen zu empfinden.


    Das deutsche Tierschutzgesetz bezeichnet in § 1 die Tiere als »Mitgeschöpfe« der Menschen, für die diese Verantwortung trügen. Hinsichtlich der Tötung von Tieren nimmt das Gesetz eine Abgrenzung zwischen Wirbeltieren und wirbellosen Tieren sowie zu Fischen und anderen kaltblütigen Tieren vor. Hintergrund dessen ist die Annahme einer unterschiedlich ausgeprägten Schmerzfähigkeit. Das Tierschutzrecht, das durch die Staatszielbestimmung des Art.20a GG verfassungsrechtlich unterfüttert ist, erkennt mithin eine Schutzbedürftigkeit der Tiere an.


    »Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künftigen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen und die Tiere im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung durch die Gesetzgebung und nach Maßgabe von Gesetz und Recht durch die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung.« [Art.20aGG]


    Das deutsche Recht spricht diesen jedoch keine subjektiven Rechte zu, hinsichtlich derer bereits unklar wäre, wer diese für die Tiere geltend machen sollte. Es behält damit die grundsätzliche Trennung zwischen Mensch und Tier bei. Dies kritisieren weitere Autoren, unter ihnen Peter Singer. Er wirft den Menschen »Speziesismus« vor. Danach hielten die Menschen künstlich, ohne dass es belastbare Gründe gäbe, an der Unterscheidung zwischen Mensch und Tier fest, negierten deren Interessen und rechtfertigten dies allein mit der Zugehörigkeit zur Spezies Mensch. Intelligenz, Kompetenz und Leidensfähigkeit vieler Tiere wären jedoch so ausgeprägt, dass eine solche Unterscheidung nicht zu rechtfertigen sei. Im Einzelfall könnten diese Fähigkeiten denen bestimmter Menschen sogar überlegen sein während man aber den betroffenen Menschen die entsprechenden Rechte nicht versage, erwäge man sie bei Tieren nicht einmal.


    Es erscheint nicht wahrscheinlich, dass die gelegentlich aufflammende Debatte in naher Zukunft zur Anerkennung subjektiver Rechte von Tieren führen wird. Zu gravierend wären die damit verbundenen Fragen, etwa nach der Zulässigkeit des Fleischkonsums, der Nutztierhaltung, der Forschung an Tieren oder ganz praktisch wer im Namen der Tiere deren Rechte geltend machen soll. Zudem scheint die Distinktion gegenüber dem Tier für das Selbstwertgefühl vieler Menschen nicht unerheblich zu sein. Allerdings bleiben Tiere in der menschenrechtlichen Debatte keinesfalls außen vor. Deren Schutz kann mit Menschenrechten in Konflikt geraten und eine Entscheidung darüber verlangen, welche Maßnahmen gegen Tiere aus Gründen der Menschenrechte erlaubt sind. Relevant wird dies etwa, wenn Tiere zum Gegenstand der Religionsausübung gemacht werden.


    Beispiel: Der Islam und das Judentum erlauben nur den Verzehr solchen Fleisches, das von geschächteten Tieren stammt. Bei dem betäubungslosen Schlachten (Schächten) wird den Tieren die Kehle durchtrennt, um sie bei vollem Bewusstsein ausbluten zu lassen. Vertreter dieser Schlachtmethode tragen vor, dass diese für das Tier schmerzfrei sei, sofern sie fachmännisch ausgeführt werde. Die Wissenschaft widerspricht dem überwiegend. In Deutschland verbot das Tierschutzgesetz das Schächten zunächst. Auf Klage eines muslimischen Metzgers, der in Deutschland schächten wollte, entschied das Bundesverwaltungsgericht (BVerwGE 99, 1 Schächten I) letztinstanzlich, dass das Verbot aufrechterhalten werden könne, denn selbst wenn nur der Verzehr von Fleisch geschächteter Tiere erlaubt sein möge, gebe es kein religiöses Gebot, überhaupt Fleisch zu essen. Diesen Ausführungen, die dem Kläger abverlangten, vegetarisch zu leben, wollte er nicht gegen religiöse Gebote verstoßen, widersprach das Bundesverfassungsgericht (BVerfGE 104, 337 Schächten). Es erkannte an, dass die Religionsfreiheit wenn auch unter engen Voraussetzungen verlangen könne, dass der Schutz der Tiere hintanzustehen habe, wenn nur so zwingenden religiösen Vorgaben entsprochen werden könne. Dieses Beispiel verdeutlicht, wie schwer die Abwägung zwischen dem objektiv-rechtlichen Schutz der Tiere einerseits und dem subjektiv-rechtlichen Schutz der Religionsfreiheit fallen kann. In der Regel setzt sich in solchen Konflikten das individuelle Recht weitgehend durch. So hat auch das Bundesverwaltungsgericht zwischenzeitlich entschieden, dass die Staatszielbestimmung »Tierschutz« einer Genehmigung zum Schächten nach § 4a Abs.2 S.2 TierSchG nicht entgegenstehe, vielmehr sowohl der Tierschutz als auch die Grundrechte Wirkung entfalten sollten (BVerwGE 127, 183 Schächten II). Wie dies im Einzelfall aussehen soll, beantwortet das Gericht freilich nicht.


    1.2Vorstaatlichkeit der Menschenrechte


    Eng verbunden mit der Anerkennung der Menschenrechte als Rechte kraft Geburt ist ihr Charakter als vorstaatliche Rechte. Sie sind dem Staat vorgelagert und stehen nicht zu dessen Disposition. Folglich ist es unangemessen, davon zu sprechen, dass der Staat Menschenrechte »gewährt«. Es handelt sich bei ihnen nicht um ein großzügiges Geschenk, das wieder entzogen werden kann, sondern um Rechte, die der Staat schlichtweg zu beachten hat. Der Staat hat Menschenrechte nicht zu »gewähren«, sondern sie zu »gewährleisten«. Konsequenterweise kann er Menschenrechte auch nur deklarieren, sie also in Anerkennung ihrer Existenz wiedergeben.


    Die Vorstaatlichkeit der Menschenrechte bedeutet freilich nicht, dass Menschenrechte (stets) ohne den Staat verwirklicht werden können. Sofern sich Menschenrechte in einem Abwehranspruch erschöpfen, wahrt der Staat sie durch Nichteingreifen. Manche Menschenrechte entfalten aber eine Leistungsdimension, verlangen also mitunter ein positives Handeln des Staates, der etwa Schutzmaßnahmen zugunsten eines bedrohten Lebens ergreifen oder Leistungen, wie Gesundheitsvorsorge und Ähnliches, anbieten muss (vgl.Kapitel2.3). Zudem befindet sich der Staat in einer Schutzgarantenstellung für die Menschenrechte. Der Genuss der Menschenrechte kann auch durch andere Menschen, Unternehmen und gesellschaftliche Entwicklungen bedroht werden. Hier ist es wichtig, dass sich der Staat schützend vor den Einzelnen stellt.


    Beispiel: Gefordert wird der Staat etwa beim Datenschutz, den er durch seine Gesetzgebung und Exekutive auch gegenüber großen Unternehmen sicherzustellen hat (Problem: Facebook und Google). Ferner kann es dem Staat abverlangt sein, etwa durch die Bereitstellung von Polizei den Schulbesuch von Mädchen gegen die Ansichten konservativer religiöser Gemeinschaften durchzusetzen. Auch die effektive Wahrnehmung des Versammlungs- und Demonstrationsrechts kann von der staatlichen Schutzgewähr abhängen, etwa wenn im Rahmen des Christopher Street Day die Paraden und Demonstrationen von Homosexuellen und anderen sexuellen Minderheiten gegen zum Teil gewaltbereite Gegendemonstranten abgesichert werden müssen.


    Dies zeigt die Janusköpfigkeit des Staates im modernen Menschenrechtssystem: Einerseits gilt es, die Menschenrechte als vorstaatliche Rechte gegenüber dem Staat in Stellung zu bringen und dessen Gewalt zu »zähmen«. Andererseits ist anzuerkennen, dass dem Staat zunehmend eine Leistungs- und Schutzgarantenpflicht zukommt, kraft derer er gehalten ist, den Genuss der Menschenrechte durch die Bereitstellung von Leistungen oder die Gewähr von Schutz zu ermöglichen. In diesen Fällen hängt der volle Genuss der Menschenrechte zwar von einem staatlichen Handeln ab, dies ändert jedoch nichts daran, dass ihre Begründung und damit ihr Charakter vorstaatlicher Natur sind.


    1.3Egalitärer Charakter der Menschenrechte


    Als Geburtsrechte der Menschen sind die Menschenrechte von egalitärer Rechtsnatur. Denn wenn Rechte kraft Menschseins bestehen, müssen sie für alle Menschen ohne Unterschiede gelten. Schon in derAllgemeinen Erklärung der Menschenrechtefindet der egalitäre Charakter seine Anerkennung. So heißt es inArt.1:


    »Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren«,


    was inArtikel 2wie folgt konkretisiert wird:


    »Jeder hat Anspruch auf alle in dieser Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten, ohne irgendeinen Unterschied, etwa nach Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion, politischer oder sonstiger Anschauung, nationaler oder sozialer Herkunft, Vermögen, Geburt oder sonstigem Stand.«


    Die Zugehörigkeit zur Spezies »Mensch« entscheidet. Jede Form des Ausschlusses und das Denken in Kategorien von Unter- und Übermenschen oder Herrenmenschen, von geborenen Sklaven oder der Überlegenheit einer bestimmen Rasse, ist mit der Egalität der Menschenrechte schlicht unvereinbar. Das Begriffsmerkmal »egalitär« betont mithin den anti-diskriminierenden Charakter der Menschenrechte, der in der gemeinsamen Würde aller Menschen wurzelt. Er bedeutet nicht, dass die faktischen Unterschiede zwischen den Menschen verkannt oder gar die Einzigartigkeit eines jeden Individuums negiert würden. Vielmehr wird hier der Forderung Ausdruck verliehen, dass diese Unterschiede für den grundsätzlichen Genuss von Menschenrechten keine Rolle spielen dürfen. Sachlich gerechtfertigte Unterschiede im Einzelfall (etwa zwischen Mann und Frau im Hinblick auf den besonderen Diskriminierungsschutz für Frauen) stehen dem egalitären Charakter nicht entgegen.


    Die Grundaussage der Egalität der Menschenrechte wird im Hinblick auf gefährdete Gruppen oder gewisse Merkmale durch besondere Abkommen adressiert, etwa durch dasÜbereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung, dieFrauenrechtskonventionoder die Erklärung der Vereinten Nationen über die Rechte der indigenen Völker. Mit jenen Dokumenten sollen bestehende Benachteiligungen abgebaut und soll sichergestellt werden, dass jede Person in den vollen Genuss der Menschenrechte kommt. All dies erfolgt somit gerade in Anerkennung der Egalität der Menschenrechte.


    1.4Adressaten der Menschenrechte und ihre Pflichten


    Staaten und die Europäische Union als Inhaberin von Hoheitsgewalt


    Die Funktion der Menschenrechte richtet sich gegen (Abwehrrechte) oder an (Teilhabe- und Leistungsrechte) Hoheitsgewalt als die Befugnis, einseitig rechtlich verbindliche Anordnungen zu erlassen und durchzusetzen. Gegenüber der Hoheitsgewalt sollen die Menschenrechte Freiheitsspielräume abstecken, an der Hoheitsgewalt gilt es Teilhabe zu sichern, von Hoheitsgewalt werden mitunter Leistungen erwartet (Abwehr-, Partizipations- und Leistungsdimension von Menschenrechten, vgl.Kapitel2.3). Als klassische Inhaber von Hoheitsgewalt sind die Staaten vorrangige Adressaten der Menschenrechte, sie verfügen zudem über das Monopol der einzig legalen zwangsweisen Durchsetzung ihrer Maßnahmen (Gewaltmonopol).


    Von der völkerrechtlichen Pflicht zur Achtung und Wahrung der Menschenrechte wird der Staat in seiner Gesamtheit erfasst, das heißt der Zentralstaat einschließlich all seiner Untergliederungen (Länder und Kommunen). In einer historischen Perspektive hat sich der Staat als Organisationsform politischer Gemeinwesen durchgesetzt, sodass sich der Kampf für die Menschenrechte lange Zeit auf ihn konzentrierte. Zwar machen heute weiterhin die Staaten die große Mehrzahl der Pflichtenadressaten der Menschenrechte aus. Gleichwohl ist die Bindung nicht mehr auf sie allein beschränkt. Wie dargelegt, stellt es eine große Errungenschaft und einen wichtigen Aspekt der Verfassungsstaatlichkeit dar, dass jede Form der Hoheitsgewalt durch Menschenrechte beschränkt wird. In Anerkennung und Fortschreibung dieser Idee hat sich eine Verknüpfung zwischen Hoheitsgewalt und Menschenrechtsbindung dahingehend herausgebildet, dass die Bindung an Menschenrechte der Übertragung von Hoheitsgewalt folgt. Das bedeutet, wann immer nicht-staatliche Einheiten mit der Ausübung von Hoheitsgewalt betraut werden, sind auch sie an Menschenrechte gebunden und Staaten können sich ihrer menschenrechtlichen Bindungen nicht dadurch entledigen, dass sie im Rahmen einer überstaatlichen Organisation tätig werden und Aufgaben an diese delegieren.


    Bedeutsam wird dies vor allem für supranationale Organisationen, deren Paradebeispiel die Europäische Union (EU) ist. Die EU unterscheidet sich von klassischen internationalen Organisationen Zusammenschlüssen von Staaten vor allem dadurch, dass sie eigenständig Hoheitsgewalt gegenüber den Individuen in den Mitgliedstaaten ausüben kann und ihr Recht Vorrang gegenüber dem Recht der Mitgliedstaaten genießt, es sich im Konfliktfall also durchsetzt. Der EU wurden Kompetenzen und korrespondierend Hoheitsgewalt übertragen. Daraus folgt, dass die Menschen in der EU neben ihren Staaten einer weiteren Quelle verbindlichen Rechts und verbindlicher Handlungsanweisungen ausgesetzt sind. Sie sind neben den Mitgliedstaaten Rechtssubjekte der Europäischen Union.


    Im Laufe der Entwicklung der EU hat sich die Erkenntnis durchgesetzt, dass auch diese supranationale Organisation an Menschenrechte gebunden ist. Nachdem die Menschenrechte zunächst vor allem durch Richterrecht begründet wurden, verfügt die EU mit derCharta der Grundrechte der Europäischen Union(EUGrdRCh), die durch den Lissabonner Vertrag 2009 in Kraft getreten ist, nun über eines der modernsten Menschenrechtsdokumente überhaupt und der Gerichtshof der Europäischen Union hat sich zu einem Rechtsprechungsorgan entwickelt, das einen effektiven Menschenrechtsschutz garantiert (vgl.Kapitel6.5). Die Menschenrechte fungieren als Maßstab allen Handelns der Union und der Mitgliedstaaten im Anwendungsbereich des Unionsrechts (Art.51 Abs.1 EUGrdRCh). Damit ist eine wesentliche Voraussetzung dafür geschaffen, dass sich die EU als Verfassungs- und Wertegemeinschaft begreifen darf und ihr der Status eines einzigartigen überstaatlichen politischen Gemeinwesens zukommt.


    Menschenrechtsbindung von internationalen Organisationen


    Weniger eindeutig ist die Situation für gewöhnliche internationale Organisationen. Dabei handelt es sich um auf Dauer angelegte Zusammenschlüsse von Staaten, die überstaatliche Aufgaben erfüllen sollen und über Rechtspersönlichkeit sowie über eigene, in ihrem Namen handlungsfähige Organe verfügen. Im Unterschied zu supranationalen Organisationen sind ihre Mitglieder allein Staaten. Menschen werden nicht als unmittelbare Rechtssubjekte der Organisationen angesehen und die Organisationen können grundsätzlich nicht unmittelbar auf das Individuum zugreifen. Dies gilt auch für die prominenteste universale internationale Organisation, die Vereinten Nationen (VN). Nur Staaten sind ihre Mitglieder (Art.3; 4VN-Charta); sie sind es, die durch Entscheidungen des Sicherheitsrates verpflichtet werden (Art.25 VN-Charta) und allein sie sind berechtigt, als Partei bei streitigen Verfahren vor dem Internationalen Gerichtshof, dem Hauptrechtsprechungsorgan der Vereinten Nationen, aufzutreten (Art.93 VN-Charta, Art.35 IGH-Statut). Diese Regelung speist sich noch aus der klassisch-völkerrechtlichen Auffassung, wonach allein die Staaten durch das Völkerrecht berechtigt und verpflichtet sind und sie das Völkerrecht gegenüber ihren Rechtsunterworfenen konkretisieren müssen. Das völkerrechtliche Verbot der Piraterie oder das Gebot der Terrorismusbekämpfung sind danach innerstaatlich, etwa mittels des Strafrechts, durchzusetzen.


    Allerdings sind in den letzten Jahren auch zunehmend Individuen in den Fokus der Vereinten Nationen geraten, insbesondere im Rahmen der Bekämpfung des Terrorismus durch den VN-Sicherheitsrat. Dieser für Frieden und Sicherheit zuständige »Weltpolizist« ist dazu übergegangen, gegen Privatpersonen, deren Verhalten er als Bedrohung des Friedens und der Sicherheit betrachtet, mit Individualsanktionen (smart oder targeted sanctions) vorzugehen. Dazu führt er eine Liste, die Personen benennt, die zu Al Qaida gehören oder die Terrororganisationen unterstützen. Gegen diese gelisteten Personen, dazu zählen Menschen, aber auch Vereine, müssen alle Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen Sanktionen wie Reisebeschränkungen, Embargomaßnahmen und das Einfrieren finanzieller mittel verhängen. Auch wenn damit wieder die Staaten tätig werden und kraft ihrer Hoheitsgewalt die Sanktionen durchsetzen, erfolgt dies verpflichtend und individualisiert durch den VN-Sicherheitsrat. Mag diesem selbst auch keine Hoheitsgewalt zukommen, hat die Indienststellung der Mitgliedstaaten für Sanktionen des VN-Sicherheitsrates doch zu der Forderung geführt, dass auch dieser die Menschenrechte der Betroffenen beachten müsse. Insbesondere das Recht auf ein faires Verfahren und die Gewähr rechtlichen Gehörs zählen zu den Monita. Hier hat der VN-Sicherheitsrat mit der Einsetzung einer Ombudsperson reagiert, an die sich Betroffene mit Einwendungen gegen die Aufführung in der Liste wenden können. Von einem gerichtlichen Verfahren ist dies aber noch entfernt, sodass grundsätzliche Kritik angebracht bleibt.


    Damit stellt sich ganz allgemein die Frage, ob neben supranationalen Organisationen wie der EU auch internationale Organisationen und deren Organe an Menschenrechte gebunden sind, ob also etwa die Weltbank Projekte fördern darf, die Menschenrechte verletzen (zum Beispiel Zwangsumsiedlungen oder gesundheitsgefährdende Maßnahmen). Gegen eine solche Bindung wird unter anderem eingewandt, dass internationale Organisationen auf das Verhältnis zu Staaten beschränkt seien, die ja ihrerseits menschenrechtlichen Bindungen unterlägen. Es fehlten den Organisationen ein menschenrechtliches Mandat und zugleich Anknüpfungspunkte, um mit Menschenrechten in Kontakt zu geraten. Zudem bestehe keine rechtliche Verpflichtung, da die Menschenrechtsverträge allein von Staaten geschlossen werden. Tatsächlich sind die Menschenrechtsverträge zwischen Staaten geschlossen, entfalten also Rechtswirkungen zwischen diesen als Parteien. Gleichwohl gibt es einen internationalen Menschenrechtsstandard, der völkergewohnheitsrechtlich und damit unabhängig von vertraglichen Verpflichtungen gilt. Die internationalen Organisationen sind Schöpfungen des Völkerrechts und dürften an das Völkergewohnheitsrecht jedenfalls insofern gebunden sein, als es zwingendes Recht darstellt. Hinzu kommt, dass die Staaten sich ihrer menschenrechtlichen Verpflichtungen nicht durch die Gründung internationaler Organisationen entledigen können, sodass eine Fernwirkung der vertraglichen Verpflichtungen auf diese Organisationen zu erwägen ist. Für die Vereinten Nationen ist ergänzend anzuführen, dass diese jedenfalls auch über ein menschenrechtliches Mandat verfügen (vgl.Kapitel6.3) und sich zu ihrem eigenen Bemühen um den Menschenrechtsschutz in Widerspruch setzten, würden sie nicht eine eigene Bindung anerkennen. Eine entsprechende Bindung dürfte auch für die Sonderorganisationen der Vereinten Nationen bestehen.


    Beispiel: Aufgrund der Menschenrechtsbindung dürfte es der Weltbank verwehrt sein, solche Projekte finanziell durch Kredite zu fördern, die zu Menschenrechtsverletzungen führen. Human Rights Watch hat 2013 einen Bericht zur Arbeit der Weltbank verfasst und darin kritisiert, dass diese die Gefährdung von Menschenrechten durch ihre Politik weder anerkannt noch Maßnahmen ergriffen hat, um solche Gefahren zu verhindern oder zu verringern. Als Beispiele führt die Nichtregierungsorganisation die Förderung von Drogenhaftzentren, in denen gefoltert wurde, sowie ein entwicklungspolitisch motiviertes Umsiedlungsprogramm, in dessen Rahmen es etwa zu gewaltsamen Übergriffen gekommen ist, an. Human Rights Watch fordert daher die Weltbank auf, ihre Richtlinien um eine Menschenrechtsschutzkomponente zu stärken.1 Jüngst deutet sich ein Umdenken bei der Weltbank an. So hat die Organisation in Reaktion auf die Verschärfung der homophoben Gesetzgebung in Uganda einen Kredit in Höhe von 90 Millionen Dollar gestoppt, da sie die Erreichung entwicklungspolitischer Ziele gefährdet sieht.2 Inwieweit darin ein Wandel der in Menschenrechtsfragen zurückhaltenden Politik der Weltbank zu erkennen ist, bleibt abzuwarten.


    Inhalt der Pflichtenbindung


    Die konkreten Pflichten der Menschenrechtsadressaten ergeben sich aus den jeweiligen Menschenrechten. Aus deren Gesamtschau lässt sich eine Abstrahierung der Pflichten ableiten, die zu der mittlerweile weitgehend anerkannten Pflichtentrias der Menschenrechtsadressaten (duty to respect, protect and fulfil) geführt hat.


    Die Pflicht, Menschenrechte zu achten (duty to respect), bedeutet, dass Staaten nicht ohne Rechtfertigung in Menschenrechte eingreifen und deren Genuss nicht widerrechtlich einschränken dürfen. Die Pflicht, Menschenrechte zu schützen(duty to protect), verlangt von den Staaten, dass sie Individuen und Gruppen gegen Menschenrechtsverletzungen schützen und sie dazu die erforderlichen Maßnahmen ergreifen. Die Pflicht, Menschenrechte zu erfüllen(duty to fulfil), verpflichtet die Staaten zu positiven Maßnahmen, die den Genuss der Menschenrechte ermöglichen oder fördern. Damit entspricht diese Pflichtentrias den verschiedenen Anspruchsinhalten der Menschenrechte, die auf Abwehr, Schutz, Teilhabe und sogar auf die Erbringung einer Leistung gerichtet sein können (vgl.Kapitel2.3). Jedoch ist zu beachten, dass ein und dasselbe Menschenrecht durchaus verschiedene Anspruchsdimensionen entfalten kann.


    
      Menschenrechtliche Pflichtentrias
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    Beispiel: Das Recht auf Leben hat zunächst einen starken abwehrrechtlichen Gehalt und verbietet es dem Staat, das Leben zu beenden, wenn dafür nicht ein ausreichender Rechtfertigungsgrund besteht und die Grundsätze der Verhältnismäßigkeit gewahrt sind. Zugleich muss sich der Staat aber auch schützend vor das Leben stellen. Dazu gehört nicht nur, dass das Strafrecht ausreichende Sanktionen für die Tötung von Menschen bereithält. Vielmehr ist das Leben auch konkret zu schützen, wenn es bedroht wird, beispielsweise durch die Polizei, wenn Ausländer durch Rechtsradikale mit dem Tode bedroht und Brandsätze auf deren Unterkunft geworfen werden. Schließlich wird das Recht auf Leben noch flankiert durch die Pflicht des Staates, Todesumstände aufzuklären, insbesondere muss er unabhängige Untersuchungen einleiten, wenn sein Militär im Verdacht steht, Menschen, deren Verbleib ungeklärt ist, entführt zu haben. Im Bereich des Schutzes des ungeborenen Lebens wird diskutiert, inwieweit die Staaten verpflichtet sind, ein Umfeld zu schaffen, in dem Abtreibungen möglichst vermieden werden, wodurch das Recht auf Leben des ungeborenen Kindes gewahrt wird.


    Exkurs: Verpflichtung von Privatpersonen Grundpflichten


    Nähere Betrachtung verdient schließlich die Frage, ob auch Privatpersonen Adressaten von menschenrechtlichen Verpflichtungen sein können. Privatpersonen können dabei natürliche Personen (Menschen) und juristische Personen sein. Juristische Personen sind rechtliche Konstrukte Organisationen, Personenmehrheiten und Vermögensmassen denen die Rechtsordnung Rechtspersönlichkeit zuspricht (etwa eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung, eine Aktiengesellschaft oder eine Stiftung). Dies bedeutet, dass sie einer natürlichen Person vergleichbar als Subjekt durch ein Organ handeln und über eigene Rechte und Pflichten verfügen können.


    Die Grundregel lautet, dass Menschen Inhaber von Menschenrechten sind, durch diese aber nicht verpflichtet werden. Dieser einseitig begünstigende Charakter der Menschenrechte hat vor allem historische Gründe, denn diese mussten hart gegen die Herrschenden erkämpft werden. Die Abwehr unberechtigter hoheitlicher Eingriffe in die persönliche Sphäre war mithin der Kern der frühen Menschenrechtsidee. Heute wird eine Bindung von Privatpersonen an Menschenrechte insbesondere deshalb abgelehnt, weil dies deren Charakter und Wirksamkeit gefährden könnte. Staaten könnten geneigt sein, ein Verhältnis der Gegenseitigkeit (Reziprozitatät) zu entwickeln, das heißt Menschenrechte nur dann beachten zu wollen, wenn sie auch von den Begünstigten beachtet werden und diese ihren »Verpflichtungen« entsprechen. Die meisten internationalen Menschenrechtsdokumente enthalten dementsprechend keine menschenrechtlichen Pflichten. Gleichwohl ist dieser Aspekt durchaus streitbefangen. Schon dieAllgemeine Erklärung der Menschenrechte(AEMR) spricht inArt.29von »Pflichten gegenüber der Gemeinschaft«. Dies ist jedoch so vage, dass dem kaum ein (gewohnheits-)rechtlicher Pflichtengehalt entnommen werden kann. Vielmehr dürfte der Artikel die Selbstverständlichkeit zum Ausdruck bringen, dass die Staaten durchaus berechtigt sind, dem Individuum im Interesse der Gemeinschaft Pflichten aufzuerlegen. Maßstab dafür sind dann jedoch die Menschenrechte, zu denen die Pflichten kein gleichberechtigtes Pendant darstellen.


    Mit derAfrikanischen Charta der Menschenrechte und der Rechte der Völker(Banjul-Charta, AfMRCh) besteht jedoch ein Rechtsdokument, das die Gemeinschaftsbindung des Individuums betont und dessen Pflichten gegenüber der Familie, dem Staat und der internationalen Gemeinschaft (Art.27 Abs.1 AfMRCh) strenger als etwaArt.32 der Amerikanischen Menschenrechtskonvention näher ausführt und damit andere Akzente setzt. Während die Pflicht zur gegenseitigen Achtung und zur Toleranz noch dem allgemeinen Menschenrechtsverständnis entsprechen dürfte (Art.28 AfMRCh), weicht schon die Begrenzungsklausel desArt.27 Abs.2 AfMRChvom internationalen Standard ab. Danach sollen die Menschenrechte nicht nur in Überstimmung mit den Rechten anderer, sondern auch mit der Moral und dem Gemeinschaftsinteresse ausgeübt werden. Die Schranken der Menschenrechtsausübung werden damit sehr weit gezogen und unter einen sehr weiten Gemeinschaftsvorbehalt gestellt.Art.29 AfMRChkonkretisiert dann die Pflichtenbindung des Individuums. Jenes ist etwa verpflichtet, die Entwicklung der Familie zu fördern und seine Eltern stets zu respektieren und zu unterstützen (Nr.1), seine physischen und intellektuellen Fähigkeiten in den Dienst der nationalen Gemeinschaft zu stellen (Nr.2) sowie die soziale und nationale Solidarität (Nr.4), die nationale und territoriale Integrität (Nr.5) und afrikanische kulturelle Werte (Nr.7) zu wahren und zu stärken sowie Steuern zu zahlen (Nr.6) und die afrikanische Einheit zu fördern (Nr.8). Diese ausführliche Pflichtenbindung in einem großen Menschenrechtsvertrag ist einzigartig. Allerdings existiert auch im asiatischen Rechts- und Kulturraum eine starke Auffassung, die die Pflichtenbindung Einzelner betont und diese insbesondere in ihrer kollektiven Identität wahrnehmen möchte. Jüngste Entwicklungen, wie etwa dieMenschenrechtserklärung der ASEAN(vgl.Kapitel6.5), weisen jedoch in Richtung einer Übereinstimmung mit dem internationalen Rechtsstandard, der den Menschen als Individuum denkt, das wenngleich gemeinschaftlichen Bindungen unterworfen vorrangig als Inhaber von Menschenrechten den Staaten gegenübertritt.


    Als Grundregel gilt weiterhin: Es ist die Beschränkung der Menschenrechte durch Auferlegung gesellschaftlicher Pflichten, die zu rechtfertigen ist  und nicht die Ausübung von Menschenrechten.


    Während also für natürliche Personen eine Bindung an Menschenrechte oder die Konstruktion von Grundpflichten auf Ebene des internationalen Rechts weitgehend abgelehnt wird, erfolgt seit vielen Jahren eine Diskussion um die Menschenrechtsbindung von transnationalen Unternehmen (TNU, auch multinationale Unternehmen, MNU, oder transnational corporations, TNC, genannt). Hierbei handelt es sich um Unternehmen, die über ihren Heimatstaat hinaus auf mehreren Märkten häufig global wirtschaftlich tätig sind und in anderen Staaten Tochterunternehmen haben. Als Global Player verfügen sie oftmals über eine Finanzkraft, die das Haushaltsvolumen kleinerer Staaten mehrfach übersteigt. Mag sich auch die Verhandlungsposition etwa von Entwicklungsländern in Afrika infolge des Wettbewerbs um Rohstoffe verbessert haben, bleiben viele Unternehmen doch in einer komfortablen Situation vor allem hinsichtlich des Aushandelns von Wirtschaftsbedingungen. Manche Staaten mit zweifelhafter Menschenrechtsbilanz legen zudem größeren Wert auf hohe Einnahmen als auf die Wahrung von Menschenrechten.


    Das Wirken der transnationalen Unternehmen kann dabei auf vielfältige Weise die Menschenrechte betreffen. Zunächst können die Arbeitsbedingungen miserabel sein. So kommt es mitunter zu Kinderarbeit, welche die Kinder von der Schulbildung fernhält und ihre Entwicklung gefährdet. Etwa die Hersteller von Textilien und Sportschuhen sind hier in die Kritik geraten. Die Förderung von Erdöl und Erdgas kann erhebliche negative Auswirkungen auf die Natur entfalten, die dann ihrerseits die Gesundheit schädigen oder sogar das Leben gefährden können. Im Jahr 2013 wurde mit einer Tochter des Shell-Konzerns in einem aufsehenerregenden Prozess in den Niederlanden ein Global Player in einem Fall zur Zahlung von Schadensersatz verurteilt, weil er seinen Unterhalts- und Vorsorgepflichten nicht nachgekommen war und dadurch Schäden an Natur und Menschen entstanden waren.3 Zudem kommt es vor, dass Unternehmen mit Regierungen und gewaltbereiten Gruppen zusammenarbeiten, die Menschenrechte verletzen. So steht etwa die Daimler AG in Verdacht, gewerkschaftlich organisierte und regimekritische Mitarbeitende an die argentinische Militärjunta (19761983) verraten zu haben. Ein eigens in Auftrag gegebener Bericht entlastet den Konzern zwar, räumt aber ein, dass es wohl zu Denunziationen kam.4


    Demgegenüber gibt es Unternehmen, die sich zur Wahrung von Menschenrechten verpflichtet und diese, etwa im Rahmen eines Fairtrade-Verbandes, zum Bestandteil ihrer Firmenpolitik gemacht haben. Um diese Beliebigkeit und Wettbewerbsvorteile durch die Nichtbeachtung von Menschenrechten zu vermeiden, fordern manche die Erstreckung der Menschenrechtsbindung auf transnationale Unternehmen. Deren Völkerrechtssubjektivität, die Voraussetzung für eine Zurechnung menschenrechtlicher Verpflichtungen ist, wird dabei unter anderem damit begründet, dass Staaten mit transnationalen Unternehmen Verträge abschlössen (etwa im Investitionsschutzrecht) und sich in schiedsgerichtlichen Verfahren zur Klärung von Rechtsstreitigkeiten auf eine Ebene mit jenen begäben. Aus dem Umstand, dass Staaten solche Unternehmen auf Ebene der Gleichordnung anerkennen, soll also deren (partielle) Völkerrechtssubjektivität folgen. Aber bereits dies wird von der überwiegenden Meinung in der Völkerrechtswissenschaft abgelehnt. Damit fehlt bereits die Basis, um den noch weitergehenden Schritt einer Erstreckung menschenrechtlicher Verpflichtungen auf diese Unternehmen zu gehen. Jene bleiben als private Akteure daher Inhaber der Menschenrechte (etwa des Eigentumsrechts), werden durch sie indes nicht verpflichtet. Es bleibt dabei, dass Staaten und sonstige Träger von Hoheitsgewalt verpflichtet sind, nicht aber Unternehmen, die zwar über Macht verfügen, nicht aber über Hoheitsgewalt als Anknüpfungspunkt für die Menschenrechtsbindung. Aus der Bindung der Staaten an Menschenrechte folgt allerdings zugleich deren Pflicht, die Menschenrechte auch gegenüber den Unternehmen durchzusetzen und einen Ausgleich zwischen den Interessen der Wirtschaft und der übrigen Gesellschaft herzustellen. Dies gelingt etwa durch Regelungen zu Mindestlöhnen, Arbeitsplatzschutzbestimmungen sowie einen effektiven Umweltschutz.


    Doch auch wenn die Menschenrechte die transnationalen Unternehmen nicht unmittelbar verpflichten, gibt es Ansätze, eine »weiche« Verbindlichkeit menschenrechtlicher Prinzipien für die Unternehmen zu begründen. So hat etwa die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (Organization for Economic Cooperation and Development, OECD)Leitsätze für multinationale Unternehmenverabschiedet, die Empfehlungen der Regierungen an jene Unternehmen enthalten, die in oder von den Teilnehmerstaaten aus operieren. Auch Nichtmitgliedstaaten der OECD haben die Leitlinien unterschrieben. Damit soll ein verantwortungsvolles Handeln der Unternehmen im globalen Kontext sichergestellt werden. Rechtlich verbindlich sind diese Leitsätze jedoch nicht und auch die Beschränkung auf Unternehmen, die in oder aus den Mitgliedstaaten der OECD und den wenigen anderen Teilnehmerstaaten heraus operieren, hat Kritik provoziert. Mit den Nationalen Kontaktstellen errichten die Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer Förderungspflicht aber Stellen, an die sich Betroffene mit Beschwerden wenden können. Mit der letzten Überarbeitung der Leitsätze 2011 wurde nicht nur die Rolle dieser Kontaktstellen gestärkt, es wurde auch ein neues Kapitelüber Menschenrechte aufgenommen. Auf Ebene der Vereinten Nationen ist mit dem Global Compact ein Programm zur Selbstverpflichtung der Unternehmen eingerichtet worden. Diese auf eine Rede des früheren Generalsekretärs Kofi Annan beim Weltwirtschaftsforum 1999 in Davos zurückgehende Initiative zielt darauf ab, dass Unternehmen ihre Geschäftstätigkeit und Strategien an zehn universell anerkannten Prinzipien aus den Bereichen Menschenrechte, Arbeitsnormen, Umweltschutz und Korruptionsbekämpfung ausrichten. Für die Teilnahme am Global Compact ;verpflichten sich interessierte Unternehmen in einem Schreiben an den VN-Generalsekretär, diese Prinzipien einzuhalten und einen jährlichen Fortschrittsbericht einzureichen. Im Gegenzug dürfen die Unternehmen mit ihrer Teilnahme werben. Manche kritisieren denGlobal Compact, weil die Prinzipien zu schwach seien, deren Einhaltung freiwillig erfolge, sie nicht ausreichend kontrolliert würden und wirksame Sanktionen bei Verstößen fehlten. Erst wenn zweimal in Folge ein Unternehmen nicht mehr berichtet und mit dem Global-Compact-Büro kommuniziert hat, wird dessen Teilnahme als beendet angesehen. Dies sei ein schwaches Schwert und ermögliche manchen Unternehmen ein blue-washing, also den Missbrauch des blauen Logos der Vereinten Nationen für Werbezwecke, ohne sich an die Verpflichtungen zu halten. Gleichwohl ist derGlobal Compactein wichtiger Anfang. Seine zehn Prinzipien, von denen die Prinzipien eins bis sechs eine spezifische menschenrechtliche Ausrichtung haben, lauten:


    
      Die Zehn Prinzipien des Global Compact
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              Unternehmen sollen den Schutz der internationalen Menschenrechte unterstützen und achten.

            
          


          
            	
              2

            

            	
              Unternehmen sollen sicherstellen, dass sie sich nicht an Menschenrechtsverletzungen mitschuldig machen.

            
          


          
            	
              3

            

            	
              Unternehmen sollen die Vereinigungsfreiheit und die wirksame Anerkennung des Rechts auf Kollektivverhandlungen wahren.
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              Unternehmen sollen sich für die Beseitigung aller Formen der Zwangsarbeit einsetzen.
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              Unternehmen sollen sich für die Abschaffung von Kinderarbeit einsetzen.
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              Unternehmen sollen sich für die Beseitigung von Diskriminierung bei Anstellung und Erwerbstätigkeit einsetzen.
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              Unternehmen sollen im Umgang mit Umweltproblemen dem Vorsorgeprinzip folgen.
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              Unternehmen sollen Initiativen ergreifen, um größeres Umweltbewusstsein zu fördern.
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              Unternehmen sollen die Entwicklung und Verbreitung umweltfreundlicher Technologien beschleunigen.
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              Unternehmen sollen gegen jede Form der Korruption kämpfen, einschließlich Erpressung und Bestechung.

            
          

        
      


      Quelle: www.unglobalcompact.org (Dezember 2014).

    


    Daneben hat der vom VN-Menschenrechtsrat eingesetzte Sonderbeauftragte für Menschenrechte und transnationale Unternehmen, John Ruggie, in seinem Abschlussbericht 2011 dem Gremium Richtlinien empfohlen. Diese basieren auf drei Säulen, dem Konzept von »protect, respect and remedy«: Staaten haben die Pflicht zum Menschenrechtsschutz auch gegenüber Unternehmen (protect), Unternehmen sind aufgefordert, die Menschenrechte zu achten und sie zum Teil der Unternehmenspolitik zu machen (respect), und schließlich muss für Opfer die Möglichkeit bestehen, wirksame Rechtsbehelfe und Wiedergutmachung zu erlangen (remedy). Der Menschenrechtsrat hat diese (weiterhin unverbindlichen) Richtlinien mit Resolution 17/4 vom 16.Juni 2011 angenommen und eine Arbeitsgruppe zu der Thematik eingesetzt. Diese hat am 1.November 2011 ihre Arbeit aufgenommen und sich im Januar 2013 auf Arbeitsmethoden, darunter Ländermissionen, den Umgang mit Informationen und die Erstellung der Berichte, verständigt.5 Individualbeschwerden kann sie nicht abhelfen, diese aber zum Anlass nehmen, um im Dialog mit den Staaten und Unternehmen typische Probleme zu erörtern und um weitere Informationen zu bitten.


    1.5Unveräußerlichkeit der Menschenrechte und mögliche Rechtfertigung von Beschränkungen


    Die Unveräußerlichkeit der Menschenrechte bedeutet, dass man sich ihrer nicht würdig erweisen muss und man ihrer anders als vieler sonstiger subjektiver Rechte nicht verlustig gehen, sie nicht verwirken und nicht grundsätzlich auf sie verzichten kann. Menschenrechte können auch nicht entzogen werden. Selbst die Mörderin und der Vergewaltiger bleiben Inhaberin und Inhaber von Menschenrechten und haben etwa Anspruch auf ein faires rechtsstaatliches Verfahren. Auf internationaler Ebene wird dies etwa vor dem Internationalen Strafgerichtshof oder den Straftribunalen für das ehemalige Jugoslawien und für Ruanda garantiert. Forderungen nach Lynchjustiz sind aus menschenrechtlicher Perspektive klar zurückzuweisen.


    Dies bedeutet freilich nicht, dass Menschenrechte nicht eingeschränkt werden können. Eine Einschränkung von Menschenrechten ist vielmehr die Regel und erforderlich, um ein sozialverträgliches Miteinander der Mitglieder einer Gesellschaft sicherzustellen. So kann beispielsweise die Meinungsfreiheit aus Gründen des persönlichen Ehrschutzes eingeschränkt werden. Die Versammlungsfreiheit kann beschränkt werden, um konkurrierenden Versammlungen Raum einzuräumen und auch der Schutz des Brief- und Telekommunikationsgeheimnisses kann aus Gründen der öffentlichen Sicherheit (Telefonüberwachung zur Abwehr terroristischer Anschläge) beschränkt werden. Man spricht von relativen Menschenrechten. Demgegenüber sind einige wenige Menschenrechte nicht beschränkbar, das heißt, jede hoheitliche Maßnahme, die in sie eingreift, stellt zugleich eine Verletzung dar. Man spricht hier von absoluten Menschenrechten (vgl.Kapitel2.2). So darf niemals die Würde des Menschen berührt werden. Greift eine Maßnahme in die Menschenwürde ein, kann dies nicht gerechtfertigt werden, sondern stellt stets eine Verletzung dar.


    Beispiel: Eng mit der Menschenwürde verbunden ist das Verbot der Folter. Es wird diskutiert, ob eine Person gefoltert werden kann, wenn dies der Abwehr von Gefahren für hochrangige Rechtsgüter dient. Nach dem Ticking-bomb-Szenario ergreifen die Sicherheitskräfte eine Terroristin oder einen Terroristen, die oder der eine Bombe in einem deutschen Stadion versteckt hat. Sie oder er will nicht verraten, in welchem sich die Bombe befindet, damit sie entschärft und viele tausend Menschen gerettet werden können. Nun stellt sich die Frage, ob man sie oder ihn foltern darf, um Menschenleben zu retten. Die gleiche Frage stellt sich, wenn man einen Kindesentführer aufgreift, der nicht verraten möchte, wo er das entführte und in Todesgefahr befindliche Kind versteckt hält. Die ganz herrschende Meinung in der Rechtswissenschaft kommt klar zu dem Ergebnis, dass eine Folter unter allen Umständen ausscheiden muss und juristisch niemals gerechtfertigt werden kann. Davon zu unterscheiden ist die Frage, ob die Folter anwendende Person strafrechtlich verfolgt werden kann oder zu ihren Gunsten ein Entschuldigungsgrund greift. Die Tat ist danach ungeachtet ihrer politischen Bewertung stets rechtswidrig.


    Selbst wenn eine Beschränkung von Menschenrechten möglich ist, bedeutet dies jedoch nicht deren Veräußerung. Die Menschenrechte behalten vielmehr ihre Geltung und fungieren als Maßstab für die Frage, ob der Eingriff rechtmäßig erfolgt ist. Die Rechtmäßigkeit bemisst sich danach, ob der Staat Gründe des Gemeinwohls anführen kann, um eine Rechtsbeschränkung vorzunehmen, die ihrerseits den Grundsätzen der Verhältnismäßigkeit genügt (vgl.Kapitel7). Die Begründungslast liegt dabei auf Seiten des Staates und in Gänze entziehen kann er die Menschenrechte nie. Selbst ein Urteil, das eine Freiheitsstrafe verhängt, ist jedenfalls nach Abschluss eines fairen rechtsstaatlichen Verfahrens eine Bestätigung der Menschenrechte. Die Rechte der Straftäterin oder des Straftäters werden gewahrt, wenn in Anerkennung der autonomen Entscheidungsfreiheit und Schuldfähigkeit der Person eine Sanktion verhängt wird. Zugleich werden die Menschenrechte der Opfer und der Mitglieder der Gesellschaft gewahrt, denn etwa die Rechte auf Leben oder auf körperliche Unversehrtheit verlangen, dass der Staat Verstöße durch andere Menschen notfalls mit dem Strafrecht ahndet, auch um damit einem generalpräventiven Menschenrechtsschutz zu entsprechen.


    1.6Universalität der Menschenrechte und die Frage ihres fundamentalen Charakters


    Der Begriff der Universalität beschreibt die Allgemeingültigkeit der Menschenrechte, versteht darunter aber weniger ein Faktum als eine Forderung: Dass die Menschenrechte in der Realität nicht weltweit einheitlich gelten, ändert nichts an der Forderung, dass sie einheitlich und überall für alle Menschen zu gelten haben. Damit formuliert die Universalität einen besonderen Geltungsanspruch der Menschenrechte, den bereits dieAllgemeine Erklärung der Menschenrechtein ihrem Titel und ihrer Präambel zum Ausdruck bringt (deutlicher wird dies im englischen und französischen Titel: »Universal Declaration of Human Rights« bzw. »Déclaration universelle des droits de l’homme«) und der insbesondere von der Wiener Menschenrechtskonferenz im Jahr 1993 bestätigt wurde.


    Präambel der AEMR: »Da die Anerkennung der allen Mitgliedern der menschlichen Familie innewohnenden Würde und ihrer gleichen und unveräußerlichen Rechte die Grundlage der Freiheit, der Gerechtigkeit und des Friedens in der Welt bildet […].«


    Wiener Erklärung und Aktionsprogramm: »Die Weltkonferenz über die Menschenrechte bekräftigt das feierliche Bekenntnis aller Staaten zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen zur Förderung der allseitigen Achtung, Einhaltung und Wahrung aller Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle Menschen in Übereinstimmung mit der Satzung der Vereinten Nationen, den anderen auf die Menschenrechte bezüglichen Instrumenten und dem Völkerrecht. Der universelle Charakter dieser Rechte und Freiheiten steht außer Frage.«


    Die Universalität folgt aus dem Wesen der Menschenrechte selbst. Wenn diese im Menschsein wurzeln, müssen sie sich denknotwendig auch auf alle Menschen ungeachtet ihres Aufenthaltsortes erstrecken. Freilich ist damit nicht entschieden, ob ein Menschenrecht existiert oder nur behauptet wird. Rechtsdogmatisch ist dabei weiter zu unterscheiden zwischen dem Verständnis und der Interpretation von Menschenrechten als universal gültig einerseits und dem Geltungsgrund andererseits. Menschenrechte, die zum allgemeinen Völkergewohnheitsrecht geworden sind oder gar den Charakter zwingenden Rechts (ius cogens, vgl.Kapitel2.4) angenommen haben, gelten rechtstechnisch universal. Das heißt, Rechte, die aus diesen Rechtsquellen gespeist werden, binden alle. Auch haben die großen Menschenrechtsverträge eine solche Vielzahl an Vertragsstaaten, dass deren Geltung als universal bezeichnet werden kann, zumindest reflektieren sie den universalen Geltungsanspruch. Gleichwohl kann dieser auf der Verständnis- und Interpretationsebene bestritten werden. Es geht dann weniger um die Frage, »ob« ein Menschenrecht besteht, sondern vielmehr, »wie« es zu verstehen ist und »wie weit« sein Schutzbereich reicht.


    Die Universalität der Menschenrechte wird verschiedentlich infrage gestellt. Zum einen durch den sehr allgemeinen Vorwurf des Kulturimperialismus, wonach die Menschenrechte ein Konzept des westlichen Kulturraums seien, das anderen Staaten und Regionen nicht oktroyiert werden dürfe. Zum anderen können einzelne Menschenrechte oder die Anwendung auf bestimmte Personengruppen bestritten werden. Hinsichtlich der pauschalen Negation des Universalitätsanspruchs lässt sich auf die verschiedenen Menschenrechtsdokumente verweisen. Angefangen mit derAllgemeinen Erklärung der Menschenrechteals Reaktion auf die Schrecken zweier Weltkriege bis hin zu den Menschenrechtspakten und den jüngsten Menschenrechtsdokumenten zeigt sich, dass eine Vielzahl an Staaten offenbar von einem gemeinsamen Menschenrechtsverständnis im Grundsatz ausgeht. Im Einzelfall ist dann zu differenzieren, denn in Ansehung konkreter Umstände und hinsichtlich gewisser Ausprägungen kann es an einem Konsens und damit der Voraussetzung für eine universale Geltung der Menschenrechte durchaus fehlen.


    Beispiel: Das Recht auf Leben ist universal anerkannt, insbesondere ist es in allen großen Menschenrechtsdokumenten verankert. Hinsichtlich der Frage, ob das Leben rechtmäßig durch die Todesstrafe beendet werden kann, fehlt es jedoch bereits an einem Konsens und auch an der Herausbildung entsprechenden Völker(gewohnheits)rechts auf internationaler Ebene. Nur die Voraussetzungen und die Art und Weise, unter denen die Todesstrafe verhängt werden kann, sind völkerrechtlich verbindlich normiert. So verlangt etwaArt.6 VN-Zivilpakt»schwerste Verbrechen« und schützt Jugendliche und schwangere Frauen in besonderer Weise. Dementsprechend beansprucht das Recht auf Leben universale Geltung, ein daraus abgeleitetes universales Verbot der Todesstrafe lässt sich demgegenüber nicht begründen. Unberührt bleibt davon wiederum die Argumentation, wonach die Todesstrafe eine unmenschliche und grausame Behandlung darstelle und unter das Folterverbot falle, auch wenn sich diese wohl noch nicht durchgesetzt hat.


    Ein Recht kann zudem, wenngleich im Grundsatz anerkannt, für bestimmte Personengruppen negiert werden. Schließlich ist es denkbar, dass über das Bestehen eines Rechts selbst Streit herrscht. Beispiele für beide Aspekte lassen sich insbesondere in Ansehung von Angehörigen der LGBTI-Gruppe geben. Das englische Akronym steht für Lesben, Schwule (Gays), Bisexuelle, Transsexuelle (Person fühlt sich im falschen Körper geboren) und Intersexuelle (Person weist Merkmale beiderlei Geschlechts auf). Es erfasst damit sexuelle Minderheiten. Insbesondere (männlichen) Homosexuellen droht in einigen Staaten die Todesstrafe wegen ihrer sexuellen Orientierung (Sudan, Somalia, Mauretanien, Nigeria, Iran, Jemen und Saudi-Arabien). Insofern kann davon gesprochen werden, dass ein bestehendes Menschenrecht (Recht auf Leben) für eine gewisse Personengruppe grundsätzlich verneint wird. Ob jedoch in dem Umfang auch die universale Geltung verneint werden muss, erscheint zweifelhaft. Homosexualität wird auch nach internationalen Standards schwerlich als »schwerstes Verbrechen« im Sinne vonArt.6 Abs.2 VN-Zivilpakt angesehen werden können, sodass die Todesstrafe allein dafür nicht verhängt werden darf. Auch gibt es international viele Proteste gegen entsprechende Hinrichtungen, insbesondere von Seiten der Vereinten Nationen. Man kann daher nicht von einem globalen Konsens ausgehen, wonach das Leben wegen Homosexualität beendet werden darf. In diesem Fall ist die Negation des Rechts auf Leben zu begründen und die Beweislast tragen die Staaten, die das Recht für Homosexuelle in Abrede stellen. Anders dürfte es hinsichtlich der Begründung eines Rechts auf Ausübung und Schutz der sexuellen Selbstbestimmung und daraus abgeleiteter Rechte, insbesondere des Rechts auf Eheschließung (»Homo-Ehe«) aussehen. In Ermangelung eines globalen Konsenses liegt hier die Beweislast wohl auf Seiten derer, die entsprechende Rechte behaupten. Das Recht auf sexuelle Selbstbestimmung weist einen so engen Bezug zur Würde des Menschen und dessen Persönlichkeitsentfaltung auf, dass eine Begründung gelingen sollte. Man wird Menschen nicht verwehren können, auch eine von der Mehrheit abweichende sexuelle Orientierung zu haben und dieser nachzugehen, sofern dies einvernehmlich unter Erwachsenen erfolgt. Ein Recht auf Eingehung einer Ehe unter Partnern des gleichen Geschlechts dürfte demgegenüber kaum als international anerkanntes Menschenrecht zu begründen sein. Zwar räumt eine zunehmende Zahl an Staaten eine entsprechende Möglichkeit der Anerkennung gleichgeschlechtlicher Partnerschaften ein. Weltweit gibt es jedoch eine so deutliche Opposition, dass man von einem universalen Geltungsanspruch jedenfalls derzeit noch nicht sprechen kann.


    Dies führt zu der Frage, ob und inwieweit Menschenrechte wandelbar sind. Dem Wesen der Menschenrechte als Rechte, die im Menschsein wurzeln, scheint eine Deutung zu entsprechen, wonach alle solche Rechte mit dem Menschen, also von Beginn an, vorhanden sind. Gleichwohl ist anzuerkennen, dass es lange Zeit gedauert hat, bis man sich auch nur auf die universale Geltung eines Kerns an Rechten verständigen konnte. Eine Entwicklung ist demnach offenbar gegeben und sie wird auch durch neue Erkenntnisse und den Fortschritt notwendig. Somit ist jedenfalls die Erkenntnis und die Adaption von Menschenrechten einem Wandel unterworfen und damit ebenfalls die Frage der Universalität. Insoweit besteht Hoffnung für gegenwärtig marginalisierte Gruppen.


    Mitunter wird vorgeschlagen, den Begriff der Menschenrechte und deren Anspruch auf universale Geltung auf fundamentale Rechte zu beschränken. Dies sollen all solche Rechte sein, die einen besonders schutz- und entwicklungsbedürftigen Lebensbereich mit ausgeprägtem Bezug zur Persönlichkeitsentfaltung schützen. Ein solcher Ansatz begegnet allerdings Bedenken. Es ist schon fraglich, wie der fundamentale Charakter der Menschenrechte bestimmt werden soll. Entsprechende Interpretationsansätze bleiben sehr vage und häufig subjektiv. Zudem droht diese Priorisierung innerhalb der Menschenrechte deren Effektivität zu beeinträchtigen.


    Zwar ist anzuerkennen, dass Menschenrechte, die zwingendes Völkerrecht (ius cogens) darstellen (vgl.Kapitel2.4), einen besonderen Schutz und Rang in der Normenhierarchie genießen. Gleichwohl darf der Begriff »fundamental« nicht dahingehend missverstanden werden, dass Rechte, die nicht dem zwingenden Völkerrecht angehören, unbeachtlich oder zu vernachlässigen seien. Und soweit schließlich der universale Geltungsanspruch betroffen sein soll, ist eine Beschränkung auf vermeintlich »fundamentale« Menschenrechte schon aus einer begriffsimmanenten Logik heraus ausgeschlossen. Wie dargelegt, wurzelt der Universalitätsanspruch im Wesen der Menschenrechte. Ein Menschenrecht ist denknotwendig universal oder es ist gar nicht.


    1.7Unteilbarkeit und Interdependenz der Menschenrechte


    Schließlich werden die Menschenrechte als unteilbar und interdependent begriffen. Die Aussage zur Unteilbarkeit ist vor dem Hintergrund des Konfliktes um die Relevanz und Abgrenzung von bürgerlichen und politischen Rechten (sogenannten Menschenrechten der ersten Generation) gegenüber wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechten (sogenannten Menschenrechten der zweiten Generation) zu verstehen (vgl.Kapitel2.5). Unter den bürgerlichen und politischen Rechten werden die klassischen liberalen Freiheitsrechte (etwa Recht auf Leben, Verbot der Folter sowie Meinungs-, Presse-, und Religionsfreiheit) verstanden. Sie galten als das Anliegen insbesondere der westlichen Staatengemeinschaft. Demgegenüber betonten die (vormals) sozialistischen Staaten insbesondere die Bedeutung der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte (Recht auf Arbeit, Gesundheit und eine Wohnung).


    Dieser Grundkonflikt trat schon bei den Beratungen zurAllgemeinen Erklärung der Menschenrechtein Erscheinung, jener Erklärung, die dann beide Arten von Menschenrechten aufgenommen hat. Es gelang jedoch nicht, beide Positionen in einem rechtlich verbindlichen Menschenrechtsvertrag zu vereinen, sodass man mit demInternationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte (VN-Zivilpakt)einerseits und demInternationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (VN-Sozialpakt)andererseits zwei Rechtswerke geschaffen hat, um den Konflikt zu überbrücken. So hatten die verschiedenen Staaten die Wahl und mussten nicht das komplette Paket akzeptieren, was das Inkrafttreten der Verträge beschleunigen sollte (dennoch hat das Inkrafttreten zehn Jahre gedauert!).


    Mittlerweile scheint diese Differenz überwunden und die Menschenrechte beider Generationen werden als gleichberechtigt verstanden. Einen wesentlichen Schritt hin zu dieser Erkenntnis hat die Wiener Menschenrechtskonferenz 1993 getan. Auf dieser zweiten großen Weltmenschenrechtskonferenz der Vereinten Nationen haben die beteiligten Staaten in dem alsWiener Erklärung und Aktionsprogrammbezeichneten Schlussdokument betont:


    »Alle Menschenrechte sind universell, unteilbar, interdependent und bedingen einander.«


    Nach dem Ende des Kalten Krieges waren die politischen und dogmatischen Konfliktlinien und Vorbehalte offenbar so weit abgebaut, dass man sich zu diesem Anerkenntnis durchringen konnte. Heute wird eine unterschiedliche Wertigkeit der verschiedenen Menschenrechte offiziell kaum mehr vertreten und werden alle Menschenrechte jedenfalls auf dem Papier als gleichermaßen wichtig und gleichwertig anerkannt. Die Menschenrechte zu achten heißt mithin, alle zu wahren. Dieser Forderung haben sich viele Regierungen allerdings nicht umfänglich angeschlossen. Insbesondere die Frage der Einklagbarkeit von wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Menschenrechten bleibt streitbefangen, denn die Sorge der Staaten, dass auf sie erhebliche finanzielle Belastungen zukommen, ist groß.


    Beispiel: Die Bundesrepublik Deutschland hat ungeachtet der nachdrücklichen Forderungen aus der Zivilgesellschaft dasFakultativprotokoll zum Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, das Individual- und Staatenbeschwerden sowie ein Untersuchungsverfahren vorsieht (vgl.Kapitel6.4), noch nicht ratifiziert. Auf eine kleine Anfrage mehrerer Abgeordneter und der FDP-Fraktion des Deutschen Bundestages (BT-DrS.16/11 603) hat die damalige Bundesregierung erklärt: »Deutschland hat an der Erarbeitung des Fakultativprotokolls aktiv und konstruktiv mitgearbeitet. Deshalb wird die Bundesregierung auch die Frage, ob dieses Fakultativprotokoll von Deutschland unterzeichnet und ratifiziert werden soll, prüfen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass ein Individualbeschwerdeverfahren im Bereich der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte eine Vielzahl von Fragen berührt, bei deren Klärung eine Reihe innerstaatlicher Institutionen und Akteure einzubeziehen ist. Die Prüfung einer möglichen deutschen Unterzeichnung und Ratifikation wird daher entsprechend zeitaufwändig sein.« Dieser Zeitaufwand bemisst sich nun bereits auf mehrere Jahre, denn bislang ist die Ratifizierung noch nicht erfolgt. Auf Nachfrage der Abgeordneten Azize Tank (Die Linke, BT-DrS.18/814, Frage4), warum dieser Prozess so lange dauere, hat die Parlamentarische Staatssekretärin Gabriele Lösekrug-Möller im März 2014 erklärt (Plenarprotokoll18/22): »Die zukünftige Spruchpraxis des UN-Ausschusses für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte ist nach wie vor nur eingeschränkt einzuschätzen. Darüber hinaus fehlen immer noch Allgemeine Bemerkungen zu einigen Artikeln des UN-Sozialpakts. Diese sind jedoch grundlegend für die rechtliche Prüfung der Wirkung möglicher Individualbeschwerden, die im Fakultativprotokoll vorgesehen sind. Jene Allgemeinen Bemerkungen werden voraussichtlich in diesem Jahr vom UN-Ausschuss verabschiedet und sind dann von der Bundesregierung zunächst zu bewerten. Eine konkrete Aussage zum Zeitpunkt des Abschlusses des Prüfungsprozesses ist daher derzeit nicht möglich.«


    Mit dem Begriff der Interdependenz soll die Wechselbezüglichkeit der verschiedenen Menschenrechte zum Ausdruck gebracht werden. Der Zusatz, dass Menschenrechte einander bedingen, erläutert dies gelungen. Die Verwirklichung eines Menschenrechts kann Voraussetzung für die Verwirklichung eines anderen sein oder dessen Verwirklichung zumindest fördern. Umgekehrt kann die Beschränkung oder Verletzung eines Menschenrechts einen negativen Ausstrahlungseffekt auf andere Menschenrechte entfalten. Fast schon banal erscheint das Beispiel des Rechts auf Leben: Wenn dieses verletzt, also das Leben eines Menschen widerrechtlich beendet wird, kommt ein Genuss anderer Menschenrechte erst gar nicht in Betracht.


    Deutlich wird der Zusammenhang aber auch hinsichtlich des Rechts auf Bildung. Bildung ist eine Voraussetzung der Teilhabe am politischen Willensbildungsprozess, die etwa durch das aktive und passive Wahlrecht und auch die Rechte auf Meinungs- und Versammlungsfreiheit geschützt wird. In Anlehnung an die Dreigroschenoper (»Erst kommt das Fressen, dann kommt die Moral«) kann man ferner feststellen, dass auch die Rechte auf körperliche Unversehrtheit, Nahrung und Gesundheit die Grundvoraussetzungen der menschlichen Existenz sichern, die den Menschen in die Lage versetzen, seine übrigen Grundrechte auszuüben.


    
      Übersicht der Definitionsmerkmale: »Menschenrechtsblume«
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    2Menschenrechtsklassifizierungen


    Nachdem eine Definition der Menschenrechte entwickelt wurde, sollen nun die gängigsten Klassifizierungen der Menschenrechte vorgestellt werden. Sehr üblich ist die Unterscheidung zwischen Menschenrechten der verschiedenen Generationen. Zunächst aber soll eine Abgrenzung anhand der Frage der Inhaberschaft (Menschenrechte gegenüber Bürgerrechten, Fremdenrechten und Gruppenrechten) getroffen werden, bevor eine Klassifizierung hinsichtlich der Beschränkbarkeit (absolute gegenüber relativen Menschenrechten), der Anspruchsnatur (Abwehr-, Leistungs- und Teilhaberechte) sowie der rechtlichen Qualität (Menschenrechte als ius cogens und Erga-omnes-Verpflichtung) erfolgt.


    
      Schaubild: Übersicht der Menschenrechtsklassifizierungen
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    2.1Menschenrechte, Bürgerrechte, Fremdenrechte und Gruppenrechte


    Es ist ein Wesensmerkmal der Menschenrechte, dass sie für alle Menschen gelten. Insbesondere aus einer staatsrechtlichen Perspektive können Menschenrechte allerdings von den Bürgerrechten abzugrenzen sein. Bürgerrechte sind solche, die nur Staatsangehörigen oder gleichgestellten Personen garantiert werden. Etwa dasdeutsche Grundgesetzenthält in den Artikeln 119 Grundrechte, die sich als Menschen- und Bürgerrechte unterscheiden lassen. NachArt.8 Abs.1 GGhaben »alle Deutschen […] das Recht, sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu versammeln.« Insofern ist das Versammlungsrecht als Deutschengrundrecht, sprich als Bürgerrecht, ausgestaltet.


    Wegen der Mitgliedschaft Deutschlands in der Europäischen Union und des unionsrechtlich geltenden Diskriminierungsverbotes spricht vieles dafür, dass sich auch Unionsbürgerinnen und Unionsbürger Staatsangehörige der anderen EU-Mitgliedstaaten unmittelbar und entgegen dem Wortlaut aufArt.8 Abs.1 GGberufen können (vgl. dazu den Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes vom 19.Juli 2011, (BVerfGE 129, 78 (90)). MitArt.21undArt.11garantieren der VN-Zivilpakt respektive die Europäische Menschenrechtskonvention allerdings die Versammlungsfreiheit als Menschenrecht, erkennen also eine Beschränkung auf eigene Staatsangehörige nicht an. Dass Deutschland nicht gegen seine völkerrechtlichen Pflichten verstößt, liegt nun daran, dass mit der allgemeinen Handlungsfreiheit nachArt.2 Abs.1 GGein »Auffanggrundrecht« bereitsteht, das für alle Menschen gilt und auch Versammlungen schützt. Die insoweit bestehenden weitergehenden Beschränkungsmöglichkeiten müssen dann freilich im Lichte der völkerrechtlichen Verpflichtungen ausgelegt werden. Einfachgesetzlich, also unterhalb des Verfassungsrechts auf Ebene des noch fortgeltenden Versammlungsgesetzes des Bundes und entsprechender Gesetze der Länder, behandelt Deutschland Ausländer und Inländer ohnehin gleich. Gleichwohl darf ein Land, wenn es Rechte auf Staatsangehörige beschränkt, nicht hinter seinen menschenrechtlichen Verpflichtungen aus dem Völkerrecht zurückbleiben. Mit dem Recht auf Beteiligung an Wahlen und auf gleichberechtigten Zugang zu öffentlichen Ämtern nachArt.25kennt allerdings auch der VN-Zivilpakt eine Beschränkung auf Staatsbürger und damit ein Bürgerrecht im engeren Sinne.


    Das Gegenteil zu den Bürgerrechten stellen die Fremdenrechte dar. Sie gelten nicht zugunsten der eigenen Staatsangehörigen, sondern nur für Ausländer. Häufig stehen Ausländer schlechter da als Staatsangehörige, weil die Staaten ihren Bürgerinnen und Bürgern weitergehende Rechte und (Sozial-)Leistungen gewähren. Hinsichtlich der Menschenrechte ist jedoch auch eine Besserstellung von Ausländern denkbar, denn das Völkerrecht normiert einen fremdenrechtlichen Mindeststandard (international minimum standard). Zurückgehend auf das 19.Jahrhundert galt es damals, die Handelsaktivitäten der Europäer in den anderen Regionen der Welt abzusichern. Die Staaten behielten sich vor, insbesondere Investitionen und Eigentum ihrer Angehörigen in Übersee (vor allem in Amerika) im Wege des diplomatischen Schutzes zu sichern. So galten etwa Enteignungen, die nicht im öffentlichen Interesse unter Beachtung rechtsstaatlicher Verfahrensstandards erfolgten und die ohne eine »sofortige, adäquate und effektive Entschädigung« vorgenommen wurden (Hull-Formel, nach dem US-Außenminister Cordell Hull benannt), als unzulässig. Von manchen nicht-westlichen Staaten wurde im internationalen Mindeststandard ein Vorwand erkannt, sich in die innerstaatlichen Angelegenheiten der vormaligen Kolonien und Entwicklungsstaaten einzumischen.


    Im lateinamerikanischen Raum wurde daher die Calvo-Doktrin populär (benannt nach dem argentinischen Publizisten und Historiker Carlos Calvo). Sie propagierte einen national treatment standard, kraft dessen Ausländer lediglich die Gleichbehandlung mit Staatsangehörigen (also keinen weitergehenden Schutz) verlangen könnten und insbesondere ausländischen Staaten ein Recht auf diplomatischen Schutz versagt sei. Durchgesetzt hat sich diese Auffassung nicht und so zählen zu dem völkerrechtlichen Mindeststandard im Fremdenrecht neben dem Eigentumsschutz jedenfalls das Recht auf Rechtsfähigkeit und Rechtssubjektivität, das Recht auf Leben und die Freiheit von Folter sowie neben der Religionsfreiheit und dem Anspruch auf ein faires Verfahren auch Gleichheitsrechte. Ein Recht auf Einreise in einen anderen Staat gewährt der völkergewohnheitsrechtliche Mindeststandard allerdings nicht anders als dies für das Recht auf Ausreise (vgl.Art.12 Abs.2 VN-Zivilpakt)und das Einreiserecht von Staatsangehörigen (vgl.Art.12 Abs.4 VN-Zivilpakt) gilt. Auch ein Recht auf Aufenthalt ist grundsätzlich nicht anerkannt, wenngleich eine Ausweisung bei einem rechtmäßigen Aufenthalt nur unter erschwerten (verfahrensrechtlichen) Bedingungen zulässig sein kann (vgl.Art.13 VN-Zivilpakt). Der völkerrechtliche Mindeststandard ist insofern relevant, als er völkergewohnheitsrechtlich gilt und damit auch eingreift, wenn ein Staat nicht durch die menschenrechtlichen Verträge gebunden ist. Indes dürfte die zunehmende Bindung an die Menschenrechte und deren Durchdringung des nationalen Rechts dazu führen, dass die Bedeutung des fremdenrechtlichen Mindeststandards abnehmen wird.


    Exkurs: Flüchtlinge, Binnenvertriebene und Staatenlose


    Als Sonderfall des Fremdenrechts kann das Flüchtlingsrecht betrachtet werden. Dabei ist zunächst zu beachten, dass es keinen völkerrechtlichen Anspruch auf Asyl gibt. EtwaArt.14 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechtespricht nur von dem Recht, in anderen Ländern Asyl zu suchen und zu genießen, verbürgt aber keinen Anspruch, Asyl auch tatsächlich zu erhalten. Das nationale Recht kann freilich einen solchen Anspruch gewähren (Art.16a GGetwa gewährt ein subjektives Recht auf Asyl als reines Ausländergrundrecht). Grundsätzlich sind die Staaten aber frei in der Entscheidung, ob sie Asyl gewähren und auch welches Verfahren sie anwenden. Freilich gibt es Einschränkungen. Insbesondere das Prinzip des Non-Refoulement (Zurückweisungsverbot) kann sich faktisch zu einem Ersatz für das Asylrecht verdichten, nämlich eine längerfristige Aufenthaltsmöglichkeit in einem anderen Staat begründen. Nach diesem, etwa in Art.33 des Abkommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (Genfer Flüchtlingskonvention, GFK) enthaltenen Grundsatz der Nichtzurückweisung ist es den Staaten verwehrt, einen Menschen


    » […] auf irgendeine Weise über die Grenzen von Gebieten auszuweisen oder zurückzuweisen, in denen sein Leben oder seine Freiheit wegen seiner Rasse, Religion, Staatsangehörigkeit, seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Überzeugung bedroht sein würde.«


    Dieser Grundsatz ist auch inArt.3 Anti-FolterkonventionundArt.7 VN-Zivilpaktenthalten und gilt im Übrigen völkergewohnheitsrechtlich. Ein weiterer Anwendungsbereich ist insbesondere das Verbot einer Abschiebung oder Auslieferung, wenn der Person im Zielstaat Folter oder andere unmenschliche oder erniedrigende Behandlungen oder Strafen drohen. Allerdings gewährt nicht einmal die Genfer Flüchtlingskonvention einen selbstständigen Asylanspruch. Sie knüpft vielmehr an den bestehenden Status als Flüchtling an, gewährt den genannten Personen dann gewisse Rechte (zum Beispiel Gleichbehandlung, Zugang zu Bildung und Sozialleistungen, Religionsfreiheit und ein beschränktes Recht auf Erwerbstätigkeit) und legt ihnen Pflichten auf (insbesondere die Beachtung des Rechts des aufnehmenden Staates). Gleichzeitig ist der aufnehmende Staat zu Informationen und zur Zusammenarbeit mit dem Flüchtlingshilfswerk der Vereinten Nationen verpflichtet und muss diesem einräumen, sich um die Flüchtlinge zu kümmern. Dies umfasst jede Person, die


    »[…] aus der begründeten Furcht vor Verfolgung wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Überzeugung sich außerhalb des Landes befindet, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt, und den Schutz dieses Landes nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Befürchtungen nicht in Anspruch nehmen will; oder die sich als staatenlose infolge solcher Ereignisse außerhalb des Landes befindet, in welchem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatte, und nicht dorthin zurückkehren kann oder wegen der erwähnten Befürchtungen nicht dorthin zurückkehren will.«


    Diese sich aus Art.1 Abs.2 GFK in Verbindung mit Art.1 Abs.2 Protokoll über die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 31.Januar 1967 ergebende Definition schützt nur politische Flüchtlinge. Insbesondere Personen, die aus wirtschaftlichen Gründen ihr Land verlassen, etwa um extremer Armut zu entkommen (»Wirtschaftsflüchtlinge«), solche, die vor Bürgerkriegen flüchten und damit nicht individuell verfolgt werden sowie Binnenvertriebene (internally displaced persons, IDPs), die innerhalb ihres Heimatlandes vertrieben werden, aber dieses nicht verlassen, werden vom Schutzregime der Genfer Flüchtlingskonvention nicht erfasst. Für alle gelten freilich die Menschenrechte. Zudem hat der VN-Sonderbeauftragte zum Schutz der Menschenrechte intern Vertriebener, Francis Deng, Richtlinien über interne Vertreibung erarbeitet, um die Menschenrechte hinsichtlich dieser besonders schutzbedürftigen Gruppe zu konkretisieren.6 Sie bieten Orientierung, auch wenn sie nicht verbindlich sind, und stellen etwa die Grundlage der praktischen Arbeit des VN-Systems dar.


    Ein schweres Schicksal ereilt auch Staatenlose. Das klassische Völkerrecht, aber auch die Staatslehre, denken Menschen als Angehörige eines Staates, der ihnen Schutz gewährt und diesen auch gegenüber anderen Staaten durchsetzt (diplomatischer Schutz). Ungeachtet der Anerkennung des Individuums als Inhaber von Menschenrechten und damit als partiellem Rechtssubjekt des Völkerrechts, ist es weiterhin von Vorteil, einen Heimatstaat im Rücken zu haben, der Rechtsverletzungen anprangern und konkrete Hilfe, wie etwa eine konsularische Beratung im Rahmen eines Strafprozesses im Ausland, anbieten kann. Staatenlose haben solche Fürsprecher nicht und lassen sich keinem geborenen Rechtssubjekt des Völkerrechts dies sind Staaten zuordnen. Dementsprechend ist Staatenlosigkeit vom Völkerrecht unerwünscht und soll als Zustand auch durch die Menschenrechte vermieden werden (vgl. etwaArt.24 Abs.3 VN-Zivilpakt;Art.7 Abs.2 Kinderrechtskonvention, KRK). In Anerkennung, dass dies nicht immer gelingt, versucht das Übereinkommen über die Rechtsstellung staatenloser Personen von 1954 (Staatenlosenkonvention) deren Schicksal zu mildern. Es betont einerseits die Bindung von Staatenlosen an das Recht des Aufnahmestaates (Art.2). Andererseits versucht es, diese vor Diskriminierung zu schützen, indem Staatenlose jedenfalls nicht schlechter behandelt werden sollen als eigene Staatsangehörige (etwa bei der Religionsfreiheit, Art.4, und der öffentlichen Fürsorge, Art.23) oder sonstige Ausländer (etwa bei der Eigentums- und Versammlungsfreiheit, Art.14 und 15, sowie der Frage der Erwerbstätigkeit, Art.17 f.). Daneben werden Sonderfragen wie Identitätsdokumente (Art.27 f.) und Fragen der Einbürgerung (Art.32) geregelt. Die Staatenlosenkonvention hat eine im Vergleich zu anderen Menschenrechtsinstrumenten geringe Anzahl an Vertragsstaaten (86 im August 2015), auch wenn deren Zahl seit Ende der 1990er Jahre deutlich zugenommen hat. Zudem finden sich einige Vorbehalte, die etwa von Seiten Deutschlands die Gleichbehandlung bei sozialen Leistungen im Rahmen der öffentlichen Fürsorge betreffen.


    Von den genannten Rechten unterscheiden sich die Gruppenrechte hinsichtlich des Kreises der Berechtigten. Während Menschen-, Bürger- und Fremdenrechte, soweit sie bislang besprochen wurden, jeweils individuelle Personen berechtigen, zielen Gruppenrechte auf ein Kollektiv ab. Dies kann eine Minderheit als Gruppe sein, bezieht sich aber regelmäßig auf die Völker. Diesen wird etwa das Recht auf Selbstbestimmung (Art.1 VN-ZivilpaktundArt.1 VN-Sozialpakt) oder ein Recht auf Entwicklung und Frieden zugesprochen. Der Einzelne steht hier weniger im Fokus; er mag im Einzelfall auch individuell berechtigt sein, ist aber vorrangig als Teil des Kollektivs begünstigt. Die Gruppenrechte spielen im Vergleich zu den individuellen Menschenrechten eine eher geringe Rolle, was auch dem Umstand geschuldet ist, dass die meisten (vermeintlichen) Gruppenrechte keine klare Rechtsgrundlage aufweisen können (vgl. zu den Menschenrechten der 3.GenerationKapitel2.5).


    2.2Absolute und relative Menschenrechte


    Eine weitere Klassifizierung kann hinsichtlich der Einschränkbarkeit von Menschenrechten getroffen werden, also der Frage, ob der Staat in ein Menschenrecht zur Verfolgung überwiegender öffentlicher Interessen eingreifen darf. Hier ist die Unterscheidung zwischen absoluten und relativen Menschenrechten bedeutsam.


    Absolute Menschenrechte sind solche, die keinerlei Einschränkung zulassen. Infolgedessen ist jeder Eingriff eine Verletzung. Solche absoluten Menschenrechte sind die Ausnahme, denn grundsätzlich verlangt ein gedeihliches Zusammenleben, dass Freiheitssphären abgegrenzt und im gegenseitigen Interesse auch eingeschränkt werden. Absolute Menschenrechte weisen daher einen engen Bezug zum Kern der Persönlichkeit der Menschen auf. Zu ihnen zählt insbesondere die Menschenwürde. Auch wenn die Menschenwürde in vielen Dokumenten nicht ausdrücklich verankert ist, stellt ihre Anerkennung die Grundlage der Idee der Menschenrechte überhaupt dar. Ganz überwiegend wird die Menschenwürde daher auch als Menschenrecht und nicht nur als objektiver Rechtsgrundsatz begriffen. Sie schützt den fundamentalen Geltungs- und Achtungsanspruch des Individuums. Es ist im Einzelfall nicht leicht zu bestimmen, wann die Würde des Menschen angetastet ist. Hier ist gewisse Zurückhaltung geboten, weil eine Möglichkeit der Rechtfertigung von Einschränkungen ausscheidet.


    Für mit der Würde unvereinbar wird es jedenfalls erachtet, wenn der Einzelne unter Leugnung seiner Subjektqualität zum reinen Objekt staatlichen Handelns degradiert wird. Etwa soll die Opferung eines unschuldigen Einzelnen (etwa eines Passagiers in einem von Terroristen entführten Flugzeug) zugunsten der Gemeinschaft ausscheiden. Auch die Drohung oder Anwendung von Folter, etwa zur Erzwingung einer Aussage, ist eine Verletzung der Menschenwürde. Das Verbot der Folter, als Kehrseite des menschenrechtlichen Anspruchs, stellt daher ein absolutes Verbot dar. Jedoch werden immer wieder Versuche unternommen, das Verbot der Folter zu relativieren. So wird einerseits versucht, den Begriff »Folter« eng auszulegen, etwa wenn Waterboarding die mit Zwang gegen eine Person ausgeübte Simulation des Ertrinkens bloß als robuste Verhörmethode deklariert wird. Andererseits wird versucht, die Anwendung von Folter in extremen Ausnahmefällen zu rechtfertigen. Dabei wird etwa ein Ticking-bomb-Szenario entworfen. Den Terroristen, der eine schmutzige Bombe versteckt hat, solle man, wenn er den Standort nicht freiwillig preisgibt, foltern dürfen. Aus Sicht der Menschenrechte ist dieses Vorbringen zurückzuweisen, etwa die Anti-Folterkonvention macht deutlich, dass Folter unter keinen Umständen zu rechtfertigen ist. Der Staat muss zwar den Schutz seiner Bürger garantieren und deren Menschenrechte, wie das Recht auf Leben, verteidigen. Ihm sind dabei aber von Rechts wegen Grenzen gesetzt, die er nicht überschreiten darf. Es ist ihm verwehrt, zu foltern, selbst wenn dies zur Rettung einer Geisel oder Entschärfung einer Bombe führt und er damit helfen könnte, das Leben anderer zu schützen. Dieses Ergebnis ist freilich unbefriedigend, aber die Folge des Rechts und seiner Grenzen. Ob dieses im Ausnahmefall strikt beachtet werden wird, ist dann eine politische Entscheidung.


    Relative Menschenrechte sind demgegenüber solche Rechte, die grundsätzlich eingeschränkt werden können. Dies ist allerdings nicht voraussetzungslos zulässig, vielmehr müssen Maßnahmen, die in das relative Menschenrecht eingreifen, gerechtfertigt werden, sie stehen also unter Rechtfertigungsvorbehalt. Der Staat darf in ein relatives Menschenrecht nur eingreifen, um einen legitimen Zweck zu erfüllen. Solche allgemein anerkannten Rechtfertigungsgründe sind die öffentliche Sicherheit, öffentliche Ordnung, teilweise die öffentliche Moral sowie der Schutz der Gesundheit der Bevölkerung, des Staates und seiner Einrichtungen und Ähnliches. Hier gilt es in den jeweiligen Vertragstexten die einschlägigen Normen zu suchen und deren Vorgaben zu prüfen. Je nach Menschenrecht und der einschlägigen Rechtsgrundlage greifen entweder allgemeine Beschränkungsklauseln, die eine Regelung für alle Menschenrechte treffen.


    Beispiel:Art.52 EUGrdRChstellt eine allgemeine Schrankenregelung dar. Dort heißt es: »(1) Jede Einschränkung der Ausübung der in dieser Charta anerkannten Rechte und Freiheiten muss gesetzlich vorgesehen sein und den Wesensgehalt dieser Rechte und Freiheiten achten. Unter Wahrung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit dürfen Einschränkungen nur vorgenommen werden, wenn sie notwendig sind und den von der Union anerkannten, dem Gemeinwohl dienenden Zielsetzungen oder den Erfordernissen des Schutzes der Rechte und Freiheiten anderer tatsächlich entsprechen.«


    Oder es greifen spezifische Beschränkungsklauseln, die konkrete Anforderungen an die Beschränkung eines bestimmten Menschenrechtes benennen.


    Beispiel:Art.8 EUGrdRChnormiert weitergehende Voraussetzungen und Regelungen für die Einschränkung des Rechts auf Datenschutz. Danach gilt:

    »(2) Diese Daten dürfen nur nach Treu und Glauben für festgelegte Zwecke und mit Einwilligung der betroffenen Person oder auf einer sonstigen gesetzlich geregelten legitimen Grundlage verarbeitet werden. Jede Person hat das Recht, Auskunft über die sie betreffenden erhobenen Daten zu erhalten und die Berichtigung der Daten zu erwirken.

    (3) Die Einhaltung dieser Vorschriften wird von einer unabhängigen Stelle überwacht.«


    Häufig enthalten die Menschenrechtsdokumente keine allgemeine Klausel, sondern legen mögliche Beschränkungen direkt beim betroffenen Menschenrecht dar.


    Beispiel: So etwaArt.18 VN-Zivilpaktfür die Religions- und Weltanschauungsfreiheit:

    »(3) Die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung zu bekunden, darf nur den gesetzlich vorgesehenen Einschränkungen unterworfen werden, die zum Schutz der öffentlichen Sicherheit, Ordnung, Gesundheit, Sittlichkeit oder der Grundrechte und -freiheiten anderer erforderlich sind.«


    Neben dem Vorliegen eines legitimen Zwecks ist regelmäßig noch eine gesetzliche Grundlage der beschränkenden Maßnahme erforderlich. Sie macht den Betroffenen deutlich, was von ihnen verlangt wird und garantiert Vorhersehbarkeit und Sicherheit auch in der Rechtsanwendung. Eine weitere Schranke der Beschränkung von Menschenrechten stellt zudem die zu wahrende Verhältnismäßigkeit dar. Der Staat muss darlegen, dass der Eingriff in das Menschenrecht geeignet ist, das legitime Ziel zu erreichen, dass er erforderlich ist, also kein milderes, weniger eingriffsintensives Mittel gleicher Wirksamkeit besteht, und dass Ziel und Eingriff in einem angemessenen Verhältnis stehen (vgl.Kapitel7).


    Die Prüfung, ob ein Eingriff in ein Menschenrecht gerechtfertigt werden kann, ist demnach eine mitunter komplexe Prüfung für die damit befassten Stellen, insbesondere die mit Menschenrechten befassten Gerichte und Vertragsorgane.


    Beispiel: Das Recht auf Leben (zum Beispiel Art.6 VN-Zivilpakt) ist ein relatives Menschenrecht. Der Staat, der weder foltern noch in anderer Weise die Menschenwürde antasten darf, ist also durchaus befugt, das Leben eines Menschen zu beenden. Für den Schutz dieses Menschenrechts kommt es hier entscheidend auf die Voraussetzungen an, unter denen eine Tötung gerechtfertigt werden kann. So ist zunächst der Grund zu bestimmen, warum ein Staat tötet. Verhängt er die Todesstrafe in Reaktion auf schuldhaft begangenes Unrecht, also als Strafe, handelt der Staat repressiv. Die Todesstrafe ist zwar in vielen europäischen Staaten abgeschafft und geächtet, sodass hier ein entsprechendes Verhalten nach regionalem Völkerrecht unzulässig wäre. Allgemeinvölkerrechtlich lässt sich jedoch (noch) kein striktes Verbot der Todesstrafe feststellen. Zwar wird dies durchaus international angestrebt (angedeutet bereits in Art.6 Abs.6 VN-Zivilpakt) und es existieren eine Reihe von Verträgen und Zusatzprotokollen, welche die Todesstrafe in Kriegszeiten oder unter allen Umständen untersagen. Das allgemeine Völkerrecht beschränkt die Todesstrafe etwa inArt.6 Abs.2 VN-Zivilpaktallerdings nur auf »schwerste Verbrechen«, die »auf Grund von Gesetzen verhängt werden, die zur Zeit der Begehung der Tat in Kraft waren und die den Bestimmungen dieses Paktes und der Konvention über die Verhütung und Bestrafung des Völkermordes nicht widersprechen.« Zudem darf »[d]iese Strafe […] nur auf Grund eines von einem zuständigen Gericht erlassenen rechtskräftigen Urteils vollstreckt werden.« Ergänzt wird dies durch Verfahrensgarantien, wie das Recht auf ein faires Verfahren, sowie durch den Schutz von besonders schutzbedürftigen Personen, gegen welche die Todesstrafe nicht verhängt werden kann, darunter Kinder unter 18 Jahren (Art.6 Abs.5 VN-Zivilpakt). Bereits die Frage, ob in das Recht auf Leben durch eine strafrechtliche Sanktion (Todesstrafe) eingegriffen werden darf, kann demnach unterschiedlich zu beantworten sein.


    Auch wenn damit die Todesstrafe (das »Ob«) völkerrechtlich nicht allgemein verboten ist, wird deren Zulässigkeit vor dem Hintergrund des absoluten Folterverbotes kritisch hinterfragt. So glaubt der VN-Sonderberichterstatter für Folter, Juan Méndez, eine allgemeine Entwicklung zu erkennen, nach der die Todesstrafe als solche gegen das Folterverbot verstoße. Die Folge dessen wäre, dass die Todesstrafe unter allen Umständen unzulässig ist. Ob das Völkerrecht tatsächlich schon so weit fortgeschritten ist, kann im Hinblick auf eine Reihe von Staaten, die die Todesstrafe noch praktizieren, und das fehlende Verbot in den großen international verbindlichen Menschenrechtsverträgen bezweifelt werden. Dass die Verträge zwischen dem Verbot der Folter und der Todesstrafe unterscheiden, spricht vielmehr dafür, dass beide nicht pauschal unter einen Tatbestand gefasst werden können. Gleichwohl liefert das Folterverbot weitere anerkannte Beschränkungen auf Ebene der Ausführung (das »Wie«). So verstoßen jedenfalls bestimmte Hinrichtungsmethoden, wie die Steinigung oder nach herrschender Ansicht das Erhängen, gegen das Folterverbot und sind damit verboten. Zudem können die Haftbedingungen, wie das Einsitzen im Todestrakt(death row), eine unzulässige, menschenunwürdige Behandlung darstellen, etwa wegen der langen Dauer und des unzumutbaren Wartens auf den eigenen Tod.


    Keine Todesstrafe stellt es dar, wenn hoheitlich Handelnde einen anderen Menschen präventiv töten. Es dürfen alle Staaten, auch solche, die der Todesstrafe abgeschworen haben, zum Schutz anderer hochwertiger Rechtsgüter insoweit in das Recht auf Leben eingreifen. Hier stellen sich Fragen nach Art und Wert des geschützten Rechtsgutes und der oben beschriebenen Verhältnismäßigkeit. Kündigt ein Mensch, mit einem gezückten Messer auf eine Gruppe Passanten zulaufend, an, alle abstechen zu wollen, ist ein zufällig sich am Ort aufhaltender Polizist befugt, nach deutschem Polizeirecht einen sogenannten »finalen Rettungsschuss« abzugeben. Er schützt damit das Leben der Passanten als hochwertiges Rechtsgut. Zuvor kann es aus Gründen der Verhältnismäßigkeit erforderlich sein, zunächst einen Schuss in die Luft und schließlich in die Beine als mildere Mittel abzugeben. Nur wenn dies nicht erfolgsversprechend ist, darf der Angreifer als Ultima Ratio getötet werden.


    2.3Abwehrrechte, Leistungsrechte und Teilhaberechte


    Für eine Klassifizierung lässt sich ferner auf den Anspruchsinhalt von Menschenrechten abstellen. Der klassische menschenrechtliche Anspruch ist auf die Abwehr staatlicher Eingriffe und die Verteidigung individueller Freiheitssphären gerichtet (status negativus). Daraus folgt nicht, dass ein Eingriff mit Ausnahme absoluter Menschenrechte stets ausscheiden müsste. Aus dem Abwehrgehalt der Menschenrechte leitet sich jedoch ein Rechtfertigungszwang für den Staat ab. Dieser muss darlegen, warum er Menschenrechte verkürzt und sich an sogenannten »Schranken-Schranken« messen lassen (vgl.Kapitel2.2undKapitel7).


    Beispiel: Wenn eine deutsche Polizistin einen Bankräuber erschießt, wird dieses Verhalten dem Staat zugerechnet, sofern sie in Erfüllung ihrer Dienstpflichten gehandelt hat. Dementsprechend muss der Staat rechtfertigen, warum der Bankräuber erschossen wurde. Als Strafmaßnahme kommt ein Eingriff in das Recht auf Leben hier nicht in Betracht (Verbot der Todesstrafe). Diente die Erschießung aber dem Schutz einer Geisel, deren Tötung der Bankräuber angedroht hat, kann der Eingriff gerechtfertigt werden.


    Demgegenüber sind manche Rechte nicht auf Abwehr, also Zurückhaltung des Staates, sondern auf ein positives Tun gerichtet (status positivus). Sie begründen einen Anspruch gegenüber dem Staat, dass dieser eine Leistung erbringt oder eine Einrichtung bereitstellt. Dazu zählen etwa der Anspruch auf Sicherung des Existenzminimums, Bildungseinrichtungen oder die Bereitstellung von Wohnraum. Die Leistungsrechte haben demnach eine andere Ausrichtung und auch eine andere Qualität: Während es Staaten in der Regel möglich sein dürfte, etwas nicht zu tun nämlich nicht in Menschenrechte einzugreifen , kann es schwer fallen, Leistungsansprüche zu bedienen. Ein positives Tun setzt voraus, dass ein Staat die Mittel hat, den Ansprüchen zu genügen. Daher sieht der VN-Sozialpakt, der viele Leistungsrechte enthält, inArt.2auch einen Optimierungsvorbehalt vor, der die Leistungsfähigkeit der Staaten berücksichtigt und diese nicht zu etwas Unmöglichem verpflichtet (impossibilium nulla obligatio est). Staaten sind danach verpflichtet, überhaupt Maßnahmen zu ergreifen (Optimierungsgebot) und unterliegen im Übrigen der Verpflichtung zur Gleichbehandlung (Diskriminierungsverbot). Die Situation von Entwicklungsländern findet insoweit besondere Berücksichtigung, als ihnen gestattet wird, Ausländerinnen und Ausländer von gewissen Leistungen auszuschließen. Zugunsten der Entwicklungsländer wird also das Diskriminierungsverbot eingeschränkt.


    Art.2 VN-Sozialpakt:
»(1) Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, einzeln und durch internationale Hilfe und Zusammenarbeit, insbesondere wirtschaftlicher und technischer Art, unter Ausschöpfung aller seiner Möglichkeiten Maßnahmen zu treffen, um nach und nach mit allen geeigneten Mitteln, vor allem durch gesetzgeberische Maßnahmen, die volle Verwirklichung der in diesem Pakt anerkannten Rechte zu erreichen.

    (2) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, zu gewährleisten, dass die in diesem Pakt verkündeten Rechte ohne Diskriminierung hinsichtlich der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen oder sozialen Herkunft, des Vermögens, der Geburt oder des sonstigen Status ausgeübt werden.

    (3) Entwicklungsländer können unter gebührender Berücksichtigung der Menschenrechte und der Erfordernisse ihrer Volkswirtschaft entscheiden, inwieweit sie Personen, die nicht ihre Staatsangehörigkeit besitzen, die in diesem Pakt anerkannten wirtschaftlichen Rechte gewährleisten wollen.«


    Ein Abwehranspruch ist folglich rechtlich leichter durchzusetzen, denn dieser enthält keinen Vorbehalt hinsichtlich der tatsächlichen Leistungsfähigkeit, sodass jedenfalls der Einwand des Unvermögens von staatlicher Seite abgeschnitten sein dürfte.


    Als weitere Kategorie lassen sich die Teilhaberechte identifizieren. Sie beschreiben den status activus des Bürgers, der insbesondere über das Recht an Wahlen und Abstimmungen teilzunehmen an der politischen Gestaltung des Gemeinwesens mitwirken kann. Dadurch erfolgt die Anbindung und Rückkoppelung des Individuums an den Staat, der nicht nur als Bedrohung für die Freiheit, sondern auch als Gemeinwesen, innerhalb dessen sich Freiheit und Mitbestimmung realisieren, begriffen wird. Während die negativen Statusrechte den Menschen als Bourgeois schützen, umwerben ihn die Teilhaberechte als Citoyen.


    2.4Menschenrechte zwischen Soft Law, ius cogens und Erga-omnes-Pflichten


    Schließlich lassen sich die Menschenrechte nach ihrer Rechtsqualität unterscheiden. Verbindlich sind zunächst alle Menschenrechte, dies folgt bereits aus dem Wesensmerkmal »Recht«. Jedoch gibt es eine Diskussion im Völkerrecht um die Existenz von Soft Law (»weichem Recht«). Damit sollen Verständigungen, einseitige Erklärungen und Prinzipien erfasst werden, die nicht rechtsverbindlich, aber eben auch nicht gänzlich rechtlich unbedeutend sind etwa als Ausdruck entstehenden Rechts oder einer mehrheitlich getragenen Rechtsüberzeugung. Darunter fassen manche auch Resolutionen der VN-Generalversammlung, die für die Entwicklung der Menschenrechte bedeutsam sind (zur Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte vgl.Kapitel4). Gleichwohl ist hier gewisse Vorsicht geboten, denn entweder etwas ist Recht (law), dann ist es verbindlich, oder es ist schlicht noch kein Recht. Auch wenn Soft Law zur Bestätigung bestehender Rechtssätze herangezogen wird, etwa der Verweis auf Resolutionen der Generalversammlung insbesondere im Bereich des Gewohnheitsrechts, erstarkt es damit nicht zum Recht, sondern trägt nur zur Begründung von Recht aus einer anderen Quelle bei (vgl.Kapitel5). Die Notwendigkeit der Kategorie des Soft Law wird daher nicht ganz unberechtigt in Zweifel gezogen. Für die meisten Menschenrechte ist mittlerweile ohnehin anerkannt, dass diese im engeren Sinne Rechte, also verbindlich, sind.


    Beispiel: Die VN-Generalversammlung hat im Juli 2010 anerkannt, dass es ein Menschenrecht auf sauberes Trinkwasser und Sanitärversorgunggibt. Da deren Resolutionen nicht rechtsverbindlich sind, werden sie von manchen als Soft Law gekennzeichnet. Das Recht auf Trinkwasser und Sanitärversorgung nun selbst als Soft Law zu bezeichnen wäre aber verfehlt, denn es sollte durch die Generalversammlung ja als ein bereits bestehendes Menschenrecht anerkannt werden! Die rechtliche Verbindlichkeit folgt dann aber aus dem Völkervertragsrecht oder dem Völkergewohnheitsrecht als Völkerrechtsquellen und nicht aus der Resolution selbst (vertiefend dazuKapitel5).


    Allerdings gibt es auch innerhalb der Menschenrechte eine Abstufung. Manche Rechte und Regelungen werden von der internationalen Gemeinschaft als so zentral und bedeutsam betrachtet, dass sie zu »zwingendem Recht« (ius cogens) erklärt werden. Die Besonderheit dieser Rechtskategorie besteht darin, dass die Staaten an diese Rechte und Regelungen gebunden sind, selbst wenn sie sich nicht vertraglich dazu verpflichtet oder einer völkergewohnheitsrechtlichen Geltung widersprochen haben. Das ansonsten im Völkerrecht immer noch maßgebliche Konsensprinzip findet hier eine Relativierung. In einer Normenhierarchie stehen diese Rechte an der Spitze, denn von ihnen kann anders als bei nachgiebigem Recht (ius dispositivum) nicht abgewichen werden. Sie können nur durch Recht gleichen Ranges verdrängt werden, also konkurrierendes ius cogens. Dass sich jedoch eine zwingende Norm gegen eine zwingende Norm entwickelt, setzt einen derart massiven Kultur- und Bewusstseinswandel voraus, dass dieser Fall ausgesprochen unwahrscheinlich ist. Das Konzept von ius cogens und damit einer Hierarchie im Völkerrecht ist durch das Wiener Übereinkommen über das Recht der Verträge (Wiener Vertragsrechtskonvention, WVK) anerkannt. In Art.53 WVK heißt es:


    »Ein Vertrag ist nichtig, wenn er im Zeitpunkt seines Abschlusses im Widerspruch zu einer zwingenden Norm des allgemeinen Völkerrechts steht. Im Sinne dieses Übereinkommens ist eine zwingende Norm des allgemeinen Völkerrechts eine Norm, die von der internationalen Staatengemeinschaft in ihrer Gesamtheit angenommen und anerkannt wird als eine Norm, von der nicht abgewichen werden darf und die nur durch eine spätere Norm des allgemeinen Völkerrechts derselben Rechtsnatur geändert werden kann.«


    Und Art.64 WVK ergänzt:


    »Entsteht eine neue zwingende Norm des allgemeinen Völkerrechts, so wird jeder zu dieser Norm im Widerspruch stehende Vertrag nichtig und erlischt.«


    Der besondere Status von ius cogens führt freilich zum Streit darüber, welche Normen diese starke völkerrechtliche Absicherung auch gegenüber einem abweichenden staatlichen Willen genießen. Das Allgemeine Gewaltverbot (Art.2 Ziff. 4 VN-Charta) sowie das Verbot des Völkermordes dürfen als anerkannt gelten. Hinsichtlich der Menschenrechte verneinen manche, dass diese ius cogens seien; andere wollen nahezu alle Menschenrechte mit dieser Rechtsqualität ausstatten. Nach überwiegender Auffassung stellt jedenfalls ein Kern an Menschenrechten zwingendes Völkerrecht dar, darunter das Verbot der Apartheid und Rassendiskriminierung sowie von Sklaverei und Folter. Neben der Menschenwürde dürfte zudem das Recht auf Leben eine zwingende Norm darstellen, sodass es trotz der Möglichkeit der Beschränkung im Einzelfall als Recht nicht gänzlich negiert werden darf.


    Mit diesen Normen ist eine weitere juristische Besonderheit verbunden, ihr Erga-omnes-Charakter. Grundsätzlich gelten völkerrechtliche Pflichten zwischen den Parteien (inter partes). Aufgrund der Bedeutung von zwingenden Normen (ius cogens) für die internationale Gemeinschaft wird jedoch ein Interesse aller Staaten an deren Einhaltung unterstellt. Dies führt dazu, dass alle Staaten die Einhaltung der Rechte und Regelungen fordern und deren Verletzung rügen können, ohne dass sie in einem engeren Sinne selbst betroffen und verletzt sein müssen. Mit der Kombination aus ius cogens und dem Konzept des erga omnes (»gegen alle«), verwirklicht das Völkerrecht Ansätze einer Konstitutionalisierung, also einer Durchdringung der Rechtsordnung mit Werten, die sich vom Grundsatz der Zustimmung und Gegenseitigkeit (Reziprozitatät) ein Stück weit lösen. Dabei sind alle Ius-cogens-Normen auch erga omnes in der Wirkung nicht zwingend umgekehrt , sodass die Bedeutung, die diesen zentralen Normen zukommt, auch durch ein rechtlich anerkanntes Interesse aller an deren Einhaltung flankiert wird.


    2.5Generationen und Dimensionen der Menschenrechte


    Schon als klassisch zu bezeichnen ist die Einteilung von Menschenrechten in Generationen. Zu den Menschenrechten der ersten Generation zählen die auf Abwehr von Freiheitsbeschränkungen und politische Teilhabe gerichteten bürgerlichen und politischen Rechte. Sie sind maßgeblich im VN-Zivilpakt niedergelegt. Menschenrechte der zweiten Generation sind die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte, wie sie insbesondere der VN-Sozialpakt enthält. Als Menschenrechte der dritten Generation bezeichnet man Prinzipien und Rechte, die neben einer individuellen vor allem eine kollektive Dimension haben und von allgemeiner, überwölbender Natur sind. Dazu zählen das Recht auf Entwicklung, auf Frieden und eine gesunde Umwelt. Jene Rechte der dritten Generation sind nur vereinzelt in regionalen Menschenrechtsverträgen normiert.


    Beispiel: Afrikanische Charta der Menschenrechte und Rechte der Völker

    »Artikel 22 (1): Alle Völker haben ein Recht auf eigene wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung unter angemessener Berücksichtigung ihrer Freiheit und Identität sowie auf gleichmäßige Beteiligung an dem gemeinsamen Erbe der Menschheit.

    Artikel 23 (1): Alle Völker haben ein Recht auf nationalen und internationalen Frieden. Die Beziehungen zwischen den Staaten werden beherrscht durch die Prinzipien der Solidarität und Freundschaft, die implizitat in der Charta der OAU [Organisation für Afrikanische Einheit, d. Autor] bestätigt wurden.

    Artikel 24: Alle Völker haben das Recht auf eine Umwelt, die insgesamt zufriedenstellend und ihrer Entwicklung günstig ist.«


    Auf internationaler Ebene finden sich Menschenrechte der dritten Generation allenfalls in nicht verbindlichen Erklärungen und Resolutionen, so insbesondere das von der Generalversammlung regelmäßig betonte Recht auf Entwicklung.


    Der Begriff der »Generationen« reflektiert die Entstehungsgeschichte (vgl.Kapitel3) der jeweils erfassten Menschenrechte. Tatsächlich lässt sich feststellen, dass das Ringen um den modernen Menschenrechtsschutz im 18.Jahrhundert mit den bürgerlichen und politischen Abwehr- und Teilhaberechten gegenüber den allein und absolutistisch regierenden Monarchen begonnen hat. Mit der Industrialisierung wuchs die Erkenntnis, dass die bürgerlichen und politischen Rechte im Sinne einer liberalen Vorstellung der Gesellschaft unvollständig sind, wenn viele Menschen aufgrund materieller Not erst gar nicht in deren Genuss kommen (»Ein leerer Bauch demonstriert nicht gern«). Im 19.Jahrhundert wuchs die Forderung nach Rechten auf Arbeit, auf Nahrung und Gesundheit, die um Rechte auf Kultur und Erhalt etwa von Minderheitensprachen ergänzt wurden. Anfang des 20.Jahrhunderts erfolgte eine Normierung dieser Rechte, sodass deren Inhalt mittlerweile in ausreichendem Maße konkretisiert ist, um von tatsächlichen Rechten zu sprechen. Die Menschenrechte der dritten Generation sind erst im Laufe des 20.Jahrhunderts formuliert worden. Sie wenden den Fokus vom Individuum ab und widmen sich neuen oder als neu erkannten, übergeordneten Problemfeldern, wie der Entwicklung und dem Umweltschutz.


    Da der Begriff »Generation« eine Ahnenfolge und Ablösung andeutet, wenden sich manche gegen dessen Verwendung und schlagen vor, von Menschenrechtsdimensionen zu sprechen. Dies hat sich bislang nicht durchgesetzt. Dennoch ist zu beachten, dass Menschenrechte der ersten und zweiten Generation weiterhin gelten und gleichberechtigt nebeneinander stehen. Der alte Streit zwischen den westlichen Staaten und der kommunistisch-sozialistischen Welt, die einen zugunsten der bürgerlichen und politischen Rechte, die anderen zugunsten der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte, ist de jure zugunsten der Anerkennung beider Rechtsarten als gleichwertig geklärt (vgl.Kapitel1.7zur Unteilbarkeit der Menschenrechte). Problematisch bleiben die Menschenrechte der dritten Generation. Sie sind sehr allgemein gehalten, also nur vage beschrieben und damit offen für vielfältige politische Interpretationen. Auch bereitet die Rechteinhaberschaft Schwierigkeiten. Das Individuum als Träger der Menschenrechte steht nicht im Mittelpunkt, es geht vorrangig um Kollektive, Völker oder andere Gruppen. Sofern es zu Konflikten unter den Berechtigten kommt, fehlt eine Kollisionsregelung und es steht zu befürchten, dass sich die hehren Ziele zugunsten der Allgemeinheit (Umwelt und Frieden) einseitig gegenüber privaten Interessen, gelegentlich als eigennützige Interessen diskreditiert, durchsetzen werden. Schließlich ist noch zu beachten, dass für jene Menschenrechte der drittenGeneration keine verbindliche internationale Rechtsgrundlage angeführt werden kann, sondern sie überwiegend als Ziele der internationalen Gemeinschaft proklamiert werden. Eine Bereitschaft, sich zu deren Erreichung zu verpflichten und gegebenenfalls zur Rechenschaft gezogen zu werden, ist nicht feststellbar. Dementsprechend kennen die großen VN-Menschenrechtspakte zwar Fakultativprotokolle, die ein Individualbeschwerderecht für Menschenrechte der ersten und zweiten Generation vorsehen. Vergleichbares ist für die Menschenrechte der dritten Generation gegenwärtig allerdings kaum vorstellbar. Dies führt dazu, dass manche deren Charakter als Rechte grundsätzlich anzweifeln und stattdessen nur von Prinzipien oder gar Idealismen sprechen.
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    3Eine kurze Geschichte der Menschenrechte


    Die Geschichte der Menschenrechte kann als eine Entwicklung betrachtet werden, in deren Verlauf der einzelne Mensch als Individuum mitsamt seinen jeweiligen Eigenarten um seiner selbst willen anerkannt und ihm Schutz versprochen wurde. Diese Entwicklung verlief keineswegs linear. Die vielfältigen Rückschläge der Vergangenheit sollten in der Gegenwart jedoch als stete Mahnung begriffen werden, im Einsatz für die Menschenrechte nicht nachzulassen und sich vor voreiligen Schlussfolgerungen und trügerischen Gewissheiten zu hüten.


    Es fällt schwer, ein konkretes Datum für den Beginn der Geschichte der Menschenrechte zu benennen. Für gewöhnlich rekurriert man in Europa auf die Antike als Wiege der abendländischen Kultur. Manche kritisieren diesen Eurozentrismus und führen an, dass es in anderen Kulturen durchaus Vorläufer der Menschenrechte gab, die es zur Kenntnis zu nehmen gelte. Gleichwohl ist die Antike für die (westliche) Wissenschaft leichter zu erschließen und es lässt sich der historische Bogen, der sich von ihr bis hin zu neuzeitlichen Vorstellungen über den Staat, legitime Herrschaft und eben die Menschenrechte erstreckt, leichter spannen. Betrachtet man allerdings die Antike näher anhand ihrer großen Denker, stellt man fest, dass ein heutiges Menschenrechtsverständnis kaum verbreitet war. So kannten etwa die griechischen Stadtstaaten (polis, pl. poleis) Beteiligungsrechte der Bürger, die den heutigen aktiven Bürgerrechten auf Mitbestimmung (partizipatorische Rechte) durchaus ähnlich waren. Inhaber dieser Rechte waren jedoch nur freie Männer, auf die sich der Begriff des Bürgers beschränkte. Weder Frauen noch Sklaven konnten das politische Gemeinwesen aktiv mitgestalten. Auch wenn somit die frühen Formen demokratischer Gemeinwesen partizipatorische Teilhaberechte für einen Teil der Menschen kannten, fehlte es doch an der Anerkennung negativer Abwehrrechte sowie an Gleichheitsrechten. Ein Freiheit und Gleichheit atmendes Verständnis einer universellen Würde aller Menschen war nicht verbreitet. So rechtfertigte etwa Aristoteles (384322 v. Chr.) die mit einem modernen Menschenrechtsverständnis unvereinbare Sklaverei mit dem Hinweis, dass manche als Sklaven geboren seien, andere zu ihnen gemacht würden. Dabei geht er davon aus, dass Menschen kraft Geburt unterschiedlich seien und manche nicht die Voraussetzungen mitbrächten, als freie Bürger am Gemeinwesen teilzuhaben.


    Diese Abwertung von Menschen aufgrund ihrer Geburt, Herkunft oder sonstigen kollektiven Zugehörigkeit findet sich in der Geschichte immer wieder und wurde viele Jahre später auch angeführt, um Völkermorde zu rechtfertigen. Bei der Betrachtung der Antike ist zudem gewisse Vorsicht vor der Neigung, deren Errungenschaften zu neuzeitlichen Projektionen zu machen, geboten. Dies gilt etwa für die Kyros-Erklärung. Der persische Herrscher Kyros (ca. 590530 v. Chr.) eroberte die Stadt Babylon 539 v. Chr. und setzte den zuvor herrschenden Nabonid ab. In einer Herrschaftserklärung, die auf einen tönernen Zylinder geschrieben wurde, garantierte Kyros religiöse Toleranz und das Recht, den Glauben selbst zu wählen. Zudem ermöglichte er die Rückkehr deportierter Menschen in ihre Heimat, darunter auch die der in babylonischer Gefangenschaft befindlichen Juden. Zugleich wird ihm nachgesagt, die Sklaverei beendet zu haben. Diese Erklärung wird von manchen als »erste Menschenrechts-Charta« bezeichnet. Hier ist jedoch Zurückhaltung angezeigt. Zum einen ist unklar, ob und zu welchen Teilen die Erklärung authentisch ist, zum anderen kann sie eher als eine damals durchaus übliche Erklärung über gutes Regieren und als theologische Rechtfertigung des Putsches begriffen werden. Die Anerkennung subjektiver Rechte des Einzelnen gegenüber dem Herrscher stand nicht im Vordergrund dieses Textes. Neben den poleis und dem Perserreich war es das Römische Reich, das die Antike prägte. Auch das Römische Reich basierte auf der Unterscheidung zwischen Bürgern und Sklaven, zwischen Angehörigen und Fremden. Einige prominente Denker, insbesondere Cicero (10643v. Chr.), traten jedoch bereits für die Gleichheit aller Menschen ein und proklamierten eine frühe Form der Würde aller Menschen. Sie waren inspiriert von der Stoa, einer von Griechenland ausgehenden Denkschule, die sich nach dem Zusammenbruch der stabilisierten Gesellschaftsstruktur in den poleis stärker der oder dem Einzelnen selbst, wenn auch als Teil eines globalen Ganzen, zugewandt hatte. Erstmals wurde die Vorstellung der Gleichheit und Brüderlichkeit aller Menschen prominent vertreten. Die logische Schlussfolgerung daraus, nämlich ein Ende der Sklaverei zu fordern, zogen die Stoiker indes noch nicht.


    Auf die Antike folgte die Epoche des Mittelalters, das einerseits durch das Christentum und später durch religiöse Konflikte und andererseits durch Standeskonflikte geprägt war. Auch wenn das Christentum beispielsweise in den Zehn Geboten Sklaven erwähnt und damit anzuerkennen scheint, lag ihm doch eine Idee der Gleichheit unter den Menschen zugrunde.


    Ähnlich der stoischen Vorstellungen, jedoch insbesondere in der Ebenbildlichkeit Gottes begründet, waren die Menschen nach christlicher Vorstellung Brüder und Schwestern und darin einer einheitlichen Heilslehre unterstellt. Zudem ließen sich die christlichen Vorstellungen einer universalen Gerechtigkeit und später die katholische Soziallehre, zurückgehend auf Papst Leo XIII. (Pontifikat 18781903), anführen, um Anspruch auf Teilhabe und wirtschaftliche und soziale Rechte zu begründen. Dem Christentum fehlte allerdings lange Zeit eine Vorstellung von Toleranz, etwa als Grundlage von Religionsfreiheit, oder gar die Idee von Abwehrrechten gegenüber der weltlichen Herrschaft. Auch Thomas von Aquin (12251274) bemühte das Motto, dass es »außerhalb der Kirche kein Heil« gebe. Zugleich sah er die Rolle des Herrschers darin, die Menschen auf dem rechten Weg zu halten, auf dass sie das Glück im Jenseits erreichen mögen. Nach der Reformation und der damit einhergehenden Spaltung des Christentums in verschiedene Konfessionen wurde die Frage religiöser Toleranz neu gestellt und zum Teil mit Glaubenskriegen zu beantworten versucht. Erste Ansätze der Normierung religiöser Toleranz fanden sich auf deutschem Boden vor allem imAugsburger Reichs- und Religionsfrieden(1555). Dieser von Kaiser Ferdinand I. mit den Lutheranern geschlossene Vertrag gründete auf der Erkenntnis, dass eine rasche Wiedervereinigung der Konfessionen in der katholischen Kirche kaum gelingen dürfte und der Versuch einer gewaltsamen Herbeiführung etwa im Schmalkaldischen Krieg nur kurzfristig eine Lösung versprochen hatte. Zwei Regelungen des Augsburger Friedens verdienen Hervorhebung. Nach dessen§ 15waren Katholizismus und Luthertum gleichgestellt, eine Verfolgung durfte nicht mehr erfolgen. Vielmehr galt das ius reformandi, wonach der jeweilige Landesfürst über die Religion der Untertanen in seinem Gebiet entscheiden durfte (cuius regio, eius religio). Das damit verbundene Zwangskirchenrecht stellte nun kein subjektives Recht dar, wohl aber das durch§ 23normierte mit einigen Ausnahmen versehene ius emigrandi. Danach konnten die Rechtsunterworfenen mit Hab und Gut das Gebiet verlassen und sich einen Landesfürsten suchen, dessen (freilich christliche) Religion sie teilten. Insoweit hat der Religionsfrieden erstmals ein subjektives Recht der Menschen anerkannt, das im Zusammenhang mit einer zögerlichen und sehr beschränkten religiösen Toleranz stand. Einen zaghaften menschenrechtlichen Fortschritt stellte auch das Edikt von Nantes (1598) dar. Mit diesem königlichen öffentlichen Rechtsakt erkor der Konvertit Heinrich IV. zwar den Katholizismus zur französischen Staatsreligion, garantierte gleichzeitig aber den Calvinisten gewisse religiöse Freiheiten (Gewissensfreiheit, Recht der Kirchenorganisation und das Recht, sich an vielen Stellen nicht aber in Paris und dem Umland zu versammeln) sowie viele Bürgerrechte. Zudem wurden Unterhaltspflichten des französischen Staates gegenüber den Religionsgemeinschaften begründet. Gleichwohl diente das Edikt vorrangig dazu, den inneren Frieden nach dem Jahrzehnte währenden Religionskrieg herzustellen und den Protestanten den Weg zurück zum Katholizismus als »wahre« Religion zu ebnen. Schon unter Ludwig XIV. nahm die Verfolgung der Protestanten wieder zu. Mit dem Edikt von Fontainebleau widerrief dieser 1685 das Edikt von Nantes und es kam zu einer erheblichen Verfolgung und Vertreibung der Andersgläubigen, die erst mit der Französischen Revolution ein Ende fand.


    Diese Beispiele verdeutlichen, wie fragil der religiöse Frieden und wie schwach ausgeprägt die religiöse Toleranz waren. Die Säkularisierung, also die Trennung zwischen Staat und Kirche, war eine wichtige Voraussetzung für die Anerkennung der Menschenrechte, konnte aber erst im 20.Jahrhundert teilweise verwirklicht werden. Im Mittelalter waren die Bande zwischen Herrschern, insbesondere solchen, die sich »von Gottes Gnaden« begriffen, und der Kirche noch sehr eng. Dies gilt auch für die Durchsetzung von Strafen insbesondere im Rahmen der Inquisition. Nach dem Grundsatz eccelsia non sitit sanguinem durfte die Kirche kein Blut vergießen. Sofern also gegen Ketzer und Hexen im Rahmen der Inquisitionsprozesse Todesurteile verhängt wurden, oblag es der weltlichen Gewalt, die Strafen zu vollstrecken. Die Inquisition war einerseits ein sehr düsteres Kapitel, weil Menschen diffamiert, angeklagt, Folter sowie grausamen und unmenschlichen Strafen unterzogen und hingerichtet wurden. Andererseits bedeutete die Inquisition einen Fortschritt in (»straf-«)prozessualer Hinsicht, denn der Grundsatz der Öffentlichkeit des Verfahrens wurde hier bereits angewandt, Verfahrensvorschriften wurden etabliert und Protokolle geführt. So erfolgte eine wichtige Formalisierung, die durch die Inquisition in Rom von der Pflicht flankiert wurde, Ärzte zu Rate zu ziehen, um den Geisteszustand der Beschuldigten zu prüfen. Dass so viele Menschen zu Opfern der Inquisition und verbotene Hexenproben sowie Hexenverbrennungen durchgeführt wurden, lag auch daran, dass die Regelungen aus Rom in anderen Ländern oftmals nicht befolgt wurden. Vielmehr wurde einem wahnhaften Rausch gefrönt, wie es literarisch der Hexenhammer von Heinrich Kramer (14301505; alias Heinrich Institoris) dargelegt hat. Sein Werk stellt Kriterien zusammen, anhand derer darüber befunden werden soll, wann eine Person eine Hexe sei und wie es sie zu überführen gelte. Diese Legitimation der Hexenprozesse begegnete schon damals erheblichem Widerspruch. An dem Grundproblem, dass religiöse Überzeugungen gegenüber Ungläubigen mit dem weltlichen Schwerte durchgesetzt werden sollten, änderte dies freilich nichts. So bleibt die Inquisition Sinnbild für ein oftmals pervertiertes, grausames und willkürliches Verfahren, an dessen Ende für betroffene Personen häufig der Tod stand. Es dauerte lange, bis etwa die katholische Kirche mit den Menschenrechten ihren Frieden schloss. Sie war noch eine erbitterte Gegnerin der Französischen Revolution und erklärte die Menschenrechte für Blasphemie. Dies war auch der anti-klerikalen nicht anti-christlichen Haltung der Revolutionäre geschuldet. Einen wichtigen Schritt hin zur Anerkennung der Menschenrechte stellt die Enzyklika »Pacem in Terris«7 dar, mit der sich Papst Johannes XXIII. im Jahr 1963 nicht nur an den Klerus und die Gläubigen, sondern an »alle Menschen guten Willens« wandte. In diesem Schreiben erklärte er wenn auch mit vereinzelten Einwänden die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte zu einem Akt höchster Bedeutung und benannte zudem im ersten Kapiteleine Vielzahl an politischen und wirtschaftlichen Rechten. Diese Enzyklika ist im Zusammenhang mit dem II. Vatikanischen Konzil zu sehen. Ziel war es, die Kirche und ihre Dogmatik zu erneuern und einen Dialog mit der modernen Welt zu ermöglichen. Zentral für das Konzil ist insbesondere die Anerkennung der Religionsfreiheit durch die Erklärung »Dignitatis Humanae«. Dort wird sie als im Wesen des Menschen ruhend betrachtet und selbst solchen Personen zugesprochen, »die ihrer Pflicht, die [religiöse] Wahrheit zu suchen […], nicht nachkommen […]«. Die katholische Kirche gab damit ihre Opposition gegenüber den Menschenrechten auf, was freilich keine Anerkennung sämtlicher Menschenrechte, etwa eines Rechts auf sexuelle Selbstbestimmung, bedeutete. Zugleich erkannte die Kirche weitgehend an, dass die Religion ein gesellschaftliches Teilsystem darstellt und die Trennung zwischen Staat und Kirche zu moderner Verfassungsstaatlichkeit gehört. Ihre das Mittelalter kennzeichnende Rolle als alles überwölbende, staatliches Handeln bestimmende Ordnungsmacht hat die Kirche verloren und dies jedenfalls für weltliche Belange mittlerweile auch weitgehend anerkannt.


    Neben den religiösen Konflikten war das Mittelalter im Übrigen von etlichen Konflikten der Stände geprägt Geistliche, Bürger und Adel rangen miteinander und mit dem Monarchen um politische Macht. Die Gesellschaft war geprägt durch intermediäre Gewalten, der Einzelne wurde vorrangig als Teil seines Standes begriffen und durch diesen repräsentiert. Die Vorstellung individueller Rechte, insbesondere Abwehrrechte, existierte kaum. Die Konflikte betrafen dementsprechend insbesondere Standesrechte. Mit der Magna Carta Libertatum wurde im Jahr 1215 ein Rechtsdokument geschaffen, dem für die Entwicklung der Menschenrechte eine erhebliche Bedeutung zugesprochen wird. Mit diesem Großen Freibrief hat der englische Adel dem erfolglosen Herrscher Johann Ohneland (11671216) die Verbriefung von Privilegien abgetrotzt, darunter gewisse Rechte bei der Erbfolge, Entscheidungen über die Jurisdiktionsgewalt innerhalb der Grafschaften und Schutzrechte vor willkürlichen Verhaftungen. Im Gegenzug bewilligte der Adel Geld für militärische Aktionen. Damit werden aber gleichzeitig die Grenzen deutlich: Die Magna Carta war weniger ein Menschenrechtsdokument als ein Freibrief, der gewisse Privilegien einer ohnehin privilegierten Schicht, des Adels, festschrieb und regelmäßig erneut vereinbart wurde. Bedeutsam ist daran neben der Schutzgarantie vor willkürlicher Verhaftung und des Eigentums insbesondere, dass eine Beschränkung der monarchischen Macht erfolgte und diese anhand einer Vereinbarung kontrollierbar war. Mit derPetition of Right wandte sich das englische Parlament 1628 an den König und rügte vielfältige Verletzungen der Magna Carta. Die Stellung des Parlamentes (Einwilligungsvorbehalt für Steuern) wurde betont und gewisse Freiheitsrechte (Schutz der persönlichen Freiheit und des Eigentums) sowie ein ordentliches Gerichtswesen wurden angemahnt. Im Jahr 1679 erließ König Karl II. dieHabeas-Corpus-Akte, welche die persönliche Freiheit seiner Untertanen gegen willkürliche Verhaftungen absicherte. Danach durfte niemand ohne gerichtliche Untersuchung in Haft genommen oder gehalten werden. Der Grund der Verhaftung musste mitgeteilt und die Person binnen drei Tagen dem Richter vorgeführt werden und eine Außerlandesschaffung wurde untersagt. Damit sollte insbesondere der Praxis der Könige begegnet werden, Bürgerinnen und Bürger willkürlich zu verhaften, sie außer Landes zu schaffen und damit schutzlos zu stellen sowie reichen Bürgerinnen und Bürgern Geld mit der Androhung solcher Verhaftungen und Außerlandesschaffungen abzupressen. In derHabeas-Corpus-Aktewurde zudem eine frühe Form des ne bis in idem, des Verbotes der Doppelbestrafung, verankert. Danach hatte eine erneute Verhaftung und Bestrafung wegen desselben Vergehens grundsätzlich zu unterbleiben. Diese Rechte gingen ein in dieBill of Rights von 1689. Jenes Gesetz machte das Parlament zur Bedingung für die Krönung von Wilhelm von Oranien zum König, nachdem König Jakob II. nach dem gescheiterten Versuch der Re-Katholisierung ins Exil flüchten musste und der Thron vakant geworden war. In diesem wichtigen Verfassungsdokument wurden die Rechte des Parlamentes gestärkt (Redefreiheit, Immunität, regelmäßige Sitzungen), zugleich aber auch Freiheiten der Untertanen betont, neben der Freiheit vor willkürlicher Verhaftung auch das Recht, sich ohne Sanktionen mit Petitionen an den König wenden zu können sowie das Verbot grausamer Strafen. DieBill of Rightswurde zum Vorbild der Verfassungsordnungen vieler Kolonien und gilt für alle Staaten des Commonwealth. Sie diente auch als Vorbild der Staatsverfassungen im revolutionären Nordamerika freilich ohne Bezug auf einen König oder die Anerkennung unterschiedlicher Klassen.


    Mit den Bemühungen um Unabhängigkeit der vormaligen nordamerikanischen Kolonien Ende des 18.Jahrhunderts begann die Entwicklung des modernen Menschenrechtsschutzes. Nachdem sich die ehemaligen Kolonien von Großbritannien losgesagt hatten, galt es, in den neu entstandenen Staaten Regierungen zu etablieren und Verfassungen zu erarbeiten. Das erste bedeutsame Dokument des modernen Menschenrechtsschutzes war dieVirginia Bill of Rights(1776), die Vorbildcharakter sowohl für die Amerikanische Unabhängigkeitserklärung als auch die spätere Amerikanische Verfassung entfaltete. Sie enthielt in ihren 16 Artikeln nicht nur die Grundprinzipien eines der neu entstandenen 13 Gründungsstaaten der Vereinigten Staaten, sondern normierte auch Rechte der Bürger Virginias. Bezogen auf freie weiße Männer traf sie inArt.1die Kernaussage, wonach:


    »Alle Menschen […] von Natur aus in gleicher Weise frei und unabhängig [sind] und […] bestimmte angeborene Rechte [besitzen], welche sie ihrer Nachkommenschaft durch keinen Vertrag rauben oder entziehen können, wenn sie eine staatliche Verbindung eingehen, und zwar den Genuss des Lebens und der Freiheit, die Mittel zum Erwerb und Besitz von Eigentum und das Erstreben und Erlangen von Glück und Sicherheit.«


    Daneben enthielt sie inArt.8Garantien für das Strafverfahren, etwa das Verbot, gegen sich selbst aussagen zu müssen (nemo tenetur se ipsum accusare) und das Recht auf einen unparteiischen Richter sowie das Verbot grausamer Strafen (Art.9). Durchsuchungen und Festnahmen wurden an das Vorliegen von Beweisen einer Straftat geknüpft (Art.10) und die Freiheit der Presse (Art.12) wurde ebenso wie die Religionsfreiheit (Art.16) anerkannt. Daneben traf sie solche Vorgaben wie die Volkssouveränität (Art.2), gute Regierungsführung (Art.3), Gewaltenteilung (Art.5) und freie Wahlen (Art.6), die auch heute noch für einen demokratischen Rechtsstaat schlicht konstitutiv sind. Die Unabhängigkeitserklärung der Vereinigten Staaten vom 4.Juli 1776 rekurriert auf diese Erklärung, wenn sie in ihrer Präambel feststellt,


    » […] dass alle Menschen gleich erschaffen worden, dass sie von ihrem Schöpfer mit gewissen unveräußerlichen Rechten begabt worden [sind], worunter […] Leben, Freiheit und das Bestreben nach Glückseligkeit [sind].«


    Damit erkennt auch dieses Gründungsdokument der Vereinigten Staaten naturrechtlich und unter Verweis auf den Schöpfer fundierte Individualrechte an. Regierungen werden auf die Wahrung dieser Rechte verpflichtet, wobei mit dieser Pflicht das Recht der Rechtsunterworfenen korrespondiert, eine ihre Pflichten verletzende Regierung zu stürzen. Die Verfassung der Vereinigten Staaten von 1787 enthält zwar keinen Gottesbezug mehr, gründet aber gleichwohl auf der Unabhängigkeitserklärung. Während die Verfassung selbst die Strukturprinzipien des Bundesstaates enthält, sind es die 1789 ebenfalls angenommenen ersten zehn Zusatzartikel, die als sogenannte Bill of Rights insbesondere Rechte der Bürger (gemeint sind abermals freie weiße Männer) enthält, darunter die Religions-, Rede-, Presse- und Versammlungsfreiheit sowie das Petitionsrecht (1.Zusatzartikel), der Schutz der Person, der Wohnung und des Eigentums (2.Zusatzartikel) sowie Verfahrensgarantien (5. bis 7.Zusatzartikel). Der 13.Zusatzartikel (1865) verbietet die Sklaverei, der 15.Zusatzartikel (1870) garantiert die Gleichheit aller Bürger und erst der 19.Zusatzartikel (1920) enthält das Frauenwahlrecht.


    Die Entwicklung in Nordamerika inspirierte die moderne Menschenrechtsentwicklung in Europa, die mit der Französischen Revolution ihren Anfang nahm. Dies lag auch an der personellen Verschränkung, denn mit Thomas Jefferson und Marie-Joseph Marquis de Lafayette haben zwei Personen am Entwurf einer Menschenrechtserklärung mitgewirkt, die bereits am amerikanischen Kampf für Unabhängigkeit und an der Erarbeitung der begleitenden Menschenrechtsdokumente maßgeblich beteiligt waren. Der absolutistisch regierende und letzte Vertreter des Ancien Régime, König LudwigXVI., hatte 1789 die Generalstände einberufen, insbesondere um Finanzmittel für die Staatskassen zu gewinnen, die auch aufgrund der Unterstützung des Amerikanischen Unabhängigkeitskrieges leer waren. Die Stände tagten separat. Der dritte Stand, der die Hauptlast des französischen Staates trug und in zunehmende Konfrontation mit Adel und Klerus geraten war, erklärte sich schließlich zur Nationalversammlung. Damit beanspruchte er, als Verfassungsorgan die französische Nation zu vertreten ein Affront aus Sicht eines absolutistisch regierenden Herrschers. Der Sturm auf die Bastille am 14.Juli leitete den Beginn der gewaltsamen Revolution und das Ende Ludwig XVI. ein, der 1793 nach Versuchen, die alte Ordnung gemeinsam mit ausländischen konterrevolutionären Kräften wiederherzustellen, wegen Hochverrats auf dem Schafott endete. Aus menschenrechtlicher Sicht von herausragender Bedeutung ist die Französische Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte(Déclaration des Droits de l’Homme et du Citoyen), welche die Nationalversammlung bereits 1789 angenommen hatte. Diese Erklärung formulierte erstmals Rechte für alle Menschen, also nicht nur für die Bürger des Staates. Mit diesem Blick über den Tellerrand einer konkreten Nation hinaus leistete die Erklärung einen wichtigen Schritt zur Universalisierung. Menschenrechte sollten also universal gelten und damit neben Bürgerrechte treten (zur Unterscheidung vgl.Kapitel2.1). Allerdings wurden unter »Menschen« im Sinne der Erklärung abermals nur Männer verstanden und auch die Abschaffung der Sklaverei in den Kolonien war nicht geplant. Dies provozierte die Schriftstellerin und Frauenrechtlerin Olympe de Gouges, mit ihrer Erklärung der Rechte der Frau und Bürgerin (1791) die rechtliche, politische und soziale Gleichstellung aller Geschlechter einzufordern. Sie wurde 1793, wohl auch wegen ihres Einsatzes für Frauenrechte, hingerichtet. Art.10 ihrer Erklärung lautete:


    »Die Frau hat das Recht, das Schafott zu besteigen. Gleichermaßen muss ihr das Recht zugestanden werden, eine Rednertribüne zu besteigen.«


    Olympe de Gouges hat man nur das Schafott gestattet. Im weiteren Verlauf der Revolution und mit der Errichtung des régime de la terreur, dem ab 1793 einige zehntausend Personen, die im Verdacht standen, konterrevolutionär zu sein, nach brutaler Verfolgung zum Opfer fielen, wurde den Menschen- und Bürgerrechten Hohn gesprochen. Gleichwohl behält die Französische Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte ihre herausragende Bedeutung für die Menschenrechtsentwicklung. Inspiriert von den Ideen der Aufklärung spricht sie in der Präambel von den »natürlichen, unveräußerlichen und heiligen Rechte[n] der Menschen«, erkennt also diese Rechte als in der Natur des Menschen wurzelnd an, ohne dass es erst ihrer Gewährung bedürfte. Zugleich wird die Missachtung der Menschenrechte als Ursache der Missstände und Verderbtheit der Regierungen detektiert undArt.16erklärt unumwunden, dass eine Gesellschaft, die die benannten Rechte nicht gewährleiste, keine Verfassung habe. Die Bedeutung der Menschenrechte in ihrer Funktion, Hoheitsgewalt zu beschränken, wird also bereits hier als wesentliches Element der Verfassungsstaatlichkeit begriffen. Unter Berufung auf ein »höchstes Wesen« (Gottesanrufung, sogenannte invocatio dei) beginntArt.1mit der Niederschrift der Gleichheits- und Freiheitsgarantie.Art.2verpflichtet die politische Vereinigung auf die Erhaltung der Menschenrechte und benennt das Recht auf Freiheit, Eigentum, Sicherheit und Widerstand gegen Unterdrückung. Das Konzept der Freiheit ist denkbar weit und findet seine Grenze nur in den Rechten der anderen (Art.4). Dabei müssen Beschränkungen durch Gesetze erfolgen, die für alle gleich gelten (Art.4; 6). Neben Schutzbestimmungen vor willkürlichen Verhaftungen (Art.7) ist noch das Rückwirkungsverbot im Strafrecht (Art.8: nulla poena sine lege = keine Strafe ohne Gesetz) sowie die Unschuldsvermutung (Art.9) enthalten. Religions- und Anschauungsfreiheit (Art.10) werden ebenso garantiert wie Meinungs- und Gedankenfreiheit (Art.11) sowie der Schutz des Eigentums (Art.17). Damit enthält die Erklärung vor allem bürgerliche und politische Rechte. Wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, deren Aufnahme in der Zeit der Revolution ebenfalls nahegelegen hätten, finden sich in ihr noch nicht. Erst die Verfassung der Französischen Republik von 1793 erweitert die Menschen- und Grundrechte und enthält in Art.21 auch eine Bestimmung zur Existenzsicherung und ein Recht auf Arbeit sowie in Art.22 ein Recht auf Unterricht. Sie ist jedoch nicht in Kraft getreten.


    Der in der Französischen Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte atmende Geist hat sich in Europa verbreitet. Eine Vielzahl an nationalen Verfassungen ließ sich inspirieren und nahm entsprechende Kataloge an Rechten auf. In Deutschland fanden sie Eingang etwa in die jedenfalls nicht effektiv in Kraft getretene Paulskirchenverfassung (1849) und die im Grundrechtsteil auf die Paulskirchenverfassung zurückgehende Weimarer Reichsverfassung (1919).


    Weitere wichtige Etappen des Menschenrechtsschutzes waren die Verurteilung der Sklaverei und das Verbot des Sklavenhandels auf dem Wiener Kongress (1814/1815). Auch die von westeuropäischen Staaten durchgeführten Interventionen zugunsten der Christen im Osmanischen Reich (19.Jahrhundert) werden als erste Ansätze eines Durchsetzungsversuchs von Menschenrechten begriffen. Auf internationaler Ebene erfolgte eine Institutionalisierung der Zusammenarbeit insbesondere mit Errichtung des Völkerbundes (1920), dessen Satzung Teil des Versailler Vertrags war. Der Völkerbund war jedoch vorrangig dem Friedensschutz verpflichtet, sodass selbst der in seinem Rahmen verwirklichte Minderheitenschutz vor allem dazu diente, Frieden und Sicherheit in den Beziehungen zwischen homogen gedachten Nationalstaaten zu garantieren. Auch wenn Art.23 der Völkerbundsatzung die Mitglieder verpflichtete, angemessene und menschliche Arbeitsbedingungen zu schaffen und den eingeborenen Bevölkerungen in den jeweiligen Staatsgebieten eine gerechte Behandlung versprach, fehlte doch ein ausdrückliches Mandat für den Menschenrechtsschutz. Ein solches hätte der wenig erfolgreiche Völkerbund wohl auch kaum wahrnehmen können zu stark war damals die Auffassung, dass die Behandlung der Menschen in den jeweiligen Staatsgebieten eine innere Angelegenheit sei. Jedoch ist der Völkerbund schon mit seinem Kernanliegen, der Friedenssicherung, gescheitert. Mit dem Aufkommen des Faschismus und Nationalsozialismus in Europa fand das Bemühen um eine friedliche Koexistenz und Kooperation der Staaten ein jähes Ende. Für auch nur die Idee von Menschenrechten war in dieser vom völkischen Gedanken und Herrenmenschentum geprägten Ideologie kein Platz (das Deutsche Reich erklärte im Oktober 1933 kurz nach der Machtergreifung Hitlers den Austritt aus dem Völkerbund). Vielmehr kam es zu einer unvorstellbaren Verletzung von Menschenrechten durch die Ermordung von sechs Millionen Juden und Angehörigen anderer Gruppen (Sinti und Roma, Regimekritiker, Homosexuelle und »Asoziale«), denen Menschlichkeit und Würde schlicht abgesprochen wurden. Von einem zum Terrorinstrument degenerierten Staat, der den Menschen nicht als Persönlichkeit, sondern als Teil eines Volkskörpers verstand und ihn nach seiner Ideologie formen wollte, konnte die Anerkennung vorstaatlicher Menschenrechte, die Personen in ihrer individuellen Eigenart nicht nur akzeptieren, sondern voraussetzen, nicht erwartet werden. Die Schrecken dieser Zeit, der gänzliche Verlust von Humanität und das ungeahnte durch den Zweiten Weltkrieg verursachte Leid haben jedoch den Menschenrechtsgedanken nach dem Sieg der Alliierten im Rahmen der Diskussion um die Errichtung einer neuen Weltordnung ins Zentrum gerückt. Davon zeugt eindrucksvoll die Präambel derAllgemeinen Erklärung der Menschenrechte:


    »[…] da die Nichtanerkennung und Verachtung der Menschenrechte zu Akten der Barbarei geführt haben, die das Gewissen der Menschheit mit Empörung erfüllen, und da verkündet worden ist, dass einer Welt, in der die Menschen Rede- und Glaubensfreiheit und Freiheit von Furcht und Not genießen, das höchste Streben des Menschen gilt […].«


    Nie wieder sollte sich derartiges wiederholen. Bereits 1941 hatte US-Präsident Franklin D. Roosevelt in einer Rede vor dem Kongress und in Reaktion auf den Nationalsozialismus vier Freiheiten benannt, deren Achtung durch die Staaten zu einer sicheren und friedlicheren Welt führen werde. Er nannte die Freiheit der Rede und Meinungsäußerung, die Religionsfreiheit, Freiheit von wirtschaftlicher Not und die Freiheit von Furcht vor Kriegen. Diese Forderung findet in der oben wiedergegebenen Präambel ihren Niederschlag. Roosevelt war auch maßgeblich an der Planung der Vereinten Nationen beteiligt. Die Gründung der Weltorganisation 1945 markiert einen entscheidenden Wendepunkt hin zur Anerkennung der Menschenrechte als internationale Angelegenheit (international concern) und zur Effektivierung ihrer Durchsetzung. Die Vereinten Nationen haben maßgeblich zur Fortentwicklung des Menschenrechtsschutzes beigetragen und sind zum Zentrum des internationalen Menschenrechtsschutzes geworden (vgl.Kapitel6.3). Anders als die Satzung des Völkerbundes erwähnt dieCharta der Vereinten Nationendie Menschenrechte gleich an verschiedenen Stellen und begründet damit ein Mandat zum Schutze der Menschenrechte. Der Menschenrechtsschutz stellt neben den Bereichen Frieden und Sicherheit sowie Entwicklung eine der drei Säulen der Vereinten Nationen dar. Bereits mit derAllgemeinen Erklärung der Menschenrechte(1948) sind diese dem Auftrag nachgekommen und haben in dieser rechtlich unverbindlichen Resolution der VN-Generalversammlung viele maßgebliche Menschenrechte benannt. Vor allem aber bieten die Vereinten Nationen den Rahmen, in dem Menschenrechtsverträge erarbeitet werden, bevor die Staaten sie untereinander abschließen. So wurden die in der Allgemeinen Erklärung enthaltenen Rechte durch denVN-Zivilpaktund denVN-Sozialpaktin verbindliches Vertragsrecht überführt.


    Die jüngste Entwicklung der Menschenrechte ist durch deren »Diversifizierung« geprägt. Galt es zunächst, die Anerkennung der Menschenrechte als Rechte tatsächlich aller Menschen zu erringen, zeugen jüngere Rechtsdokumente von der Erkenntnis, dass bestimmte Gruppen aufgrund jeweiliger Besonderheiten nicht in den umfassenden Genuss der Menschenrechte gelangen. Nunmehr geht es folglich darum, solche Spezifika benachteiligter oder gefährdeter Personen und Gruppen zu identifizieren und zu adressieren, um dann maßgeschneiderte Vorgaben für die Stärkung solcher Personen und Gruppen zu machen. Den Anfang nahm diese Entwicklung mit den Frauenrechten. Auch nachdem historisch anerkannt wurde, dass Menschenrechte selbstverständlich Frauen umfassen, begann in den 1950er Jahren die Ausarbeitung von völkerrechtlichen Verträgen, die sich der Gleichstellung und Förderung von Frauen widmen und dabei auch frauenspezifische Themen und Probleme ansprechen. Mit demÜbereinkommen über die politischen Rechte der Frauvom 20. Dezember 1952 wurde Frauen das aktive und passive Wahlrecht (das Recht, zu wählen und gewählt zu werden) ebenso garantiert wie das Recht auf Zugang zu öffentlichen Ämtern. Umfangreicher ist der Ansatz, den dasÜbereinkommen zur Beseitigung jeder Form der Diskriminierung der Frauvom 18.Dezember 1979 wählt. Es verurteilt nicht nur jede Form der Diskriminierung, sondern sieht auch eine Politik zu deren Beseitigung vor (Art.2). Sondermaßnahmen, also solche, die Frauen begünstigen, sind zur Herstellung der Gleichberechtigung und Chancengleichheit zulässig (Art.4). Im Folgenden differenziert der Vertrag aus, welche Maßnahmen die Vertragsstaaten zu treffen haben, um Diskriminierungen etwa in den Bereichen Bildung (Art.10), Beruf (Art.11) und Gesundheitswesen (Art.12) sowie in Ehe- und Familienfragen (Art.16) zu beseitigen. Dabei werden die historischen Erfahrungen der Diskriminierung von Frauen eingearbeitet, wenn etwa die Gleichheit vor dem Gesetz (Art.15Abs.1), das Recht, Finanzkredite aufzunehmen (Art.13lit. b), sowie das Recht auf freie Wahl des Ehegatten (Art.16 Abs.1 lit. b) ausgeführt werden.


    Mit demÜbereinkommen über die Rechte des Kindesvom 20.November 1989 erfolgte eine weitere Diversifizierung der Menschenrechte. In Anerkennung der besonderen Schutzbedürftigkeit von Kindern stellt das Übereinkommen das Kindeswohl in den Mittelpunkt der staatlichen Verpflichtungen. Dabei garantiert es die üblichen Menschenrechte, wie das Recht auf Leben (Art.6), die Meinungsfreiheit (Art.12;13) sowie die Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit (Art.14). Teilweise wird dies dann der besonderen Situation des Kindes, also den unterschiedlichen Alters- und Reifezuständen, angepasst und in Ausgleich mit den Rechten der Erziehungsberechtigten gesetzt. Darüber hinaus differenziert die Kinderrechtskonvention das Menschenrechtssystem dahingehend weiter aus, dass besondere, nur oder insbesondere Kinder betreffende Rechte eigens ausgeformt werden. Etwa garantiert die Konvention das Recht des Kindes auf einen Namen von Geburt an und das Recht, seine Eltern zu kennen und von ihnen betreut zu werden (Art.7). Ferner trifft sie Regelungen für die Trennung des Kindes von den Eltern und für die Adoption, um die Beachtung des Kindeswohls gewährleisten zu können (Art.9;21). Auf diese Weise wird zum einen die besondere Schutzbedürftigkeit von Kindern menschenrechtlich abgesichert, zum anderen verdeutlicht die Kinderrechtskonvention, dass Kinder nicht vermindert menschenrechtsberechtigt oder ein »Weniger« als Erwachsene sind, sondern die Menschenrechte in ihrem Fall mitunter lediglich modifiziert werden müssen.


    Auch dasÜbereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen(»Behindertenrechtskonvention«) vom 13.Dezember 2006 folgt diesem Ansatz einer Gewährleistung der allgemein anerkannten Menschenrechte, die um spezifische Menschenrechte ergänzt werden. Mit der Behindertenrechtskonvention soll ein gleichberechtigter und tatsächlicher Genuss der Menschenrechte sichergestellt sowie die Teilnahme von Menschen mit Behinderung am gesellschaftlichen Leben ermöglicht werden. Dazu wird eine Behinderung nicht als Defizitat begriffen, sondern als Hürde für die gesellschaftliche Teilhabe. Dementsprechend gelte es, die Gesellschaft zu einer inklusiven Gesellschaft fortzuentwickeln, die auf Diversität basiert und auch behinderte Menschen als vollwertig einbezieht. Bestimmungen, welche die besondere Situation behinderter Menschen berühren, sind etwaArt.12, der hinsichtlich der Geschäfts- und Einwilligungsfähigkeit stärker auf Hilfe zugunsten der Behinderten als auf Stellvertretung setzt. FernerArt.24, der eine inklusive Bildungspolitik verlangt, die eine Einbeziehung und nicht die Separation Behinderter betreibt.Art.29lit. a/iii sieht schließlich vor, dass sich Behinderte bei der Stimmabgabe im Rahmen einer Wahl von einem Dritten unterstützen lassen können.


    Weniger als Ausdruck der Diversifizierung der Menschenrechte in diesem Sinne begriffen werden kann das Internationale Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierungvom 7.März 1966. Es zielt zwar auch darauf ab, eine pluralistische und Unterschieden gegenüber offene Gesellschaft herzustellen. Anders als die zuvor genannten Übereinkommen adressiert das Übereinkommen aber gerade nicht die Unterschiede zwischen den Menschen. Die Gleichheit aller Menschen ist vielmehr ihre Prämisse; sie sicherzustellen, ist die Aufgabe. Dementsprechend wird mit dem Übereinkommen versucht, bestehende Hindernisse zu beseitigen. Dazu sind allerdings auch, wie bei den oben genannten Konventionen, gezielte Fördermaßnahmen benachteiligter Gruppen erlaubt (Art.1 Abs.4).


    Eine weitere Gruppe, zu deren Gunsten eine Diversifizierung der Menschenrechte diskutiert wird, sind Lesben, Schwule, Bisexuelle und Transsexuelle (LGBT), die eine in weiten Teilen der Welt benachteiligte und gefährdete Gruppe darstellen. Bereits die Diskussion um die Erweiterung des Begriffes LGBT um ein »I« für Intersexuelle und ein »A« für Asexuelle verdeutlicht, dass hier eine vergleichsweise neue Diskussion im Gange ist, die noch für reichlich Kontroversen sorgt. Denn hinsichtlich der genannten Minderheiten ist die Welt weit entfernt von einem konsensualen Ansatz. Während in vielen Staaten der westlichen Welt homosexuelle Partnerschaften mittlerweile von Seiten der Staaten anerkannt und teilweise der Ehe gleichgestellt werden, drohen Homosexuellen in anderen, insbesondere islamisch geprägten Staaten Verfolgung und Hinrichtung. Diesen Konflikt reflektiert auch die Menschenrechtsdebatte. Im Rahmen der VN-Generalversammlung wurde 2008 eine Erklärung verlesen, die sich für den staatlichen Schutz vor Diskriminierung, Verfolgung und Gewalt aufgrund von sexueller Orientierung und geschlechtlicher Identität ausspricht. Hier wurde aber auch deutlich, wie groß die Unterschiede zwischen den Staaten noch sind. Während vor allem westliche Staaten die Erklärung unterzeichneten, haben zwei Drittel der VN-Mitglieder dies nicht getan. Immerhin gelang es im VN-Menschenrechtsrat 2011, die Resolution zu verabschieden (A/HRC/17/L.9/Rev.1). Mit diesem ersten Dokument gegen die Diskriminierung sexueller Minderheiten wird große Besorgnis angesichts der weltweiten Gewalt und Diskriminierung gegen Menschen aufgrund deren sexueller Orientierung und geschlechtlicher Identität geäußert.


    Der von der VN-Hochkommissarin für Menschenrechte erstellte und vom VN-Menschenrechtsrat geforderte Bericht (A/HRC/19/41) listet die Menschenrechtsverletzungen von Diskriminierungen am Arbeitsplatz bis hin zu Tötungen und Folter auf und trifft Empfehlungen an die Staaten und den Menschenrechtsrat selbst. Dass in naher Zukunft eine Konvention zum Schutz der LGBT(IA)-Menschen angenommen und in Kraft treten wird, ist eher unwahrscheinlich. Jedoch hat sich bereits im November 2006 eine Gruppe von Menschenrechtsexpertinnen und -experten in Yogyakarta (Indonesien) getroffen und 29Prinzipien entwickelt, um den Schutz von Menschen sicherzustellen, die wegen ihrer sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität nicht in den vollen Genuss der Menschenrechte kommen. DieseYogyakarta-Prinzipiennennen verschiedene Menschenrechte und erklären, dass deren Genuss nicht unter Berufung auf die sexuelle Orientierung oder geschlechtliche Identität einschränkt oder versagt werden darf. Zugleich konkretisieren sie besondere Gefahrenmomente, fordern die Entkriminalisierung von Homosexualität und sehen Fortbildungs- und Sensibilisierungsmaßnahmen für diverse staatliche Bedienstete vor. Wohl wissend, dass mit einer rechtlichen Verbindlichkeit in naher Zukunft nicht zu rechnen ist, werden die verschiedenen VN-Einrichtungen, regionalen und nationalen Menschenrechtseinrichtungen sowie Nichtregierungsorganisationen um Beachtung der Prinzipien gebeten. Der Bereich LGBT(IA) ist zugleich ein Beispiel dafür, dass die Menschenrechtsentwicklung nicht linear verläuft. Zunehmende Strafverfolgungen und -verschärfungen in Teilen Afrikas sowie Beschränkungen der Rede- und Meinungsfreiheit der Betroffenen in Russland verdeutlichen, dass das Verständnis von Menschenrechten weiterhin divergiert und es für Betroffene durchaus zu Verschlechterungen kommen kann.


    Zusammenfassend kann man festhalten, dass die Menschenrechte zunächst auf nationaler Ebene gegen die Herrschenden und Vorläufer des modernen Staates erkämpft werden mussten. Die Verschriftlichung (Kodifizierung) begann Ende des 18.Jahrhunderts im nach Unabhängigkeit strebenden Nordamerika. Mit dieser Internalisierung der Menschenrechte in den jeweiligen abgegrenzten politischen Systemen und Gemeinwesen war der Weg für deren Universalisierung geebnet. DieFranzösische Erklärung der Menschen- und Bürgerrechteerhob auch in Europa den Anspruch, Rechte für alle Menschen (gemeint waren weiße Männer) mit universalem Geltungsanspruch zu formulieren. Im Rahmen der neu entstandenen Nationalstaaten fanden die Menschenrechte zwar eine weite Verbreitung, dies jedoch zunächst und vorrangig als Bürgerrechte in den jeweiligen Verfassungen (fortgesetzte, aber vielstaatliche Internalisierung). Der Schutz der Menschenrechte wurde lange Zeit als innere Angelegenheit der Staaten begriffen. Erst 1945 setzte sich die Erkenntnis durch, dass Menschenrechte und deren Schutz eine internationale Angelegenheit darstellen. Mit Gründung der Vereinten Nationen und dem Abschluss vieler verbindlicher völkerrechtlicher Menschenrechtsverträge wurde ein wichtiger Schritt zur weiteren Kodifikation und zur Effektivierung des Menschenrechtsschutzes beschritten. Auf internationaler und regionaler Ebene wurden erste Rechtsdurchsetzungsmechanismen etabliert und Individuen als partielle Rechtssubjekte des Völkerrechts anerkannt. In den letzten Jahrzehnten galt es schließlich, die Menschenrechte zu diversifizieren, das heißt den Bedürfnissen benachteiligter Gruppen anzupassen, um tatsächlich allen Menschen den vollen und gleichberechtigten Genuss der Menschenrechte zu ermöglichen.


    Anmerkungen


    
      
        7www.vatican.va/holy_father/john_xxiii/encyclicals/documents/hf_j-xxiii_enc_11041963_pacem_ge.html(Stand: Dezember 2014).

      

    

  


  
    4Begründung der Menschenrechte und Menschenrechtstheorien


    »[…] there are no such rights,

    and belief in them is one with belief in witches and in unicorns.

    «Alasdair MacIntyre8


    Es wurde bereits ausgeführt, dass Menschenrechte schon per definitionem vorstaatlich und kraft Geburt gelten (vgl.Kapitel1). Sie sind mithin nicht davon abhängig, dass sie als verbindliches Recht erst festgeschrieben werden. Doch wie lässt sich dieser besondere Charakter der Menschenrechte begründen? Und warum bedarf es einer solchen Begründung überhaupt? Oder kommt jeder Versuch einer Begründung dem Glauben an Hexen und Einhörner gleich, wie der schottische Philosoph Alasdair MacIntyre jedenfalls für nicht positivierte oder gewohnheitsrechtlich geltende Menschenrechte behauptet hat?


    Die Frage nach dem »Warum« ist leichter zu beantworten, als jene nach dem »Wie«. Würde man Menschenrechte davon abhängig machen, dass sie in verbindliches Recht übersetzt werden, hinge ihre Geltung von der Bereitschaft der Staaten ab, entsprechende völkerrechtliche Menschenrechtsverpflichtungen einzugehen und diese innerstaatlich durch Gesetz umzusetzen. Die Menschenrechte gälten nicht, wenn das Recht erst gar nicht geschaffen oder wenn es etwa durch autoritäre Regime geändert und abgeschafft würde. Die vorstaatliche und auch vor dem positiven Recht angesiedelte Begründung der Menschenrechte möchte also den Einwand abschneiden, dass die Menschenrechte nicht niedergeschrieben, nicht anerkannt und nicht Teil der Rechtsordnung seien. Die Existenz und Geltung von Menschenrechten soll von diesen Argumenten emanzipiert und unabhängig von Ort und Zeit begründet werden. Damit zugleich ihrem universellen Charakter entsprochen wird, muss allerdings auch die Begründung der Menschenrechte allgemein verbindlich und überall nachvollziehbar sein.


    Dieser Anspruch an Allgemeinverbindlichkeit stellt die im Anschluss nur skizzierten Begründungstheorien vor Herausforderungen. Sie lassen sich grob unterteilen in 1.theologische, 2.natur- und vernunftrechtliche und 3.diskurstheoretische und kontraktualistische Theorien.


    Die theologische Begründung leitet Menschenrechte aus einer transzendentalen Wahrheit ab, die bei den theistischen Religionen durch einen Gott oder Götter personifiziert wird. Häufig werden Menschenrechte mit der jüdisch-christlich-abendländischen Tradition begründet. Menschen seien schon als Geschöpfe Gottes und aufgrund ihrer Gottesebenbildlichkeit mit Wert und Würde ausgestattet, die von jedem zu respektieren seien. Da dies für alle Menschen gelte, lässt sich derart gleichermaßen ein Grundsatz der Gleichheit begründen. Die übrigen Menschenrechte gilt es dann aus der Zuerkennung von Würde abzuleiten. Da diese Rechte letztlich in Gott wurzeln, binden sie alle Menschen und sind vorstaatlich, das heißt, sie gelten auch, wenn sich Menschen im Staat als politischem Gemeinwesen zusammenfinden. Der theologische Begründungsansatz ist wichtig, er bemüht sich, die Religion mit den Menschenrechten zu versöhnen. So stellt die Anerkennung der Menschenrechte einschließlich der Religionsfreiheit durch die katholische Kirche insbesondere in der Papstschrift »Pacem in Terris« und im II. Vatikanum einen wichtigen Fortschritt dar (vgl.Kapitel3). Noch zu Zeiten der Französischen Revolution war die Kirche als Gegner der Menschenrechtsidee, die vor allem aus dem dritten Stande heraus geboren war, aufgefallen. Für Teile der islamischen Welt kann selbst heute noch nicht von einer umfassenden und universellen Anerkennung der Menschenrechte gesprochen werden. Insbesondere die Religionsfreiheit und Frauenrechte kollidieren hier mit jedenfalls religiös begründeten Argumenten und Traditionen. Die Betonung von religiösen Pflichten sowie die Einbindung des Einzelnen in die Gemeinschaft aller Gläubigen (umma) und Vorbehalte zugunsten der wahrhaft Gläubigen erschweren die Entwicklung eines individuellen Menschenrechtsverständnisses. Doch auch wenn die Religionen die Menschenrechte flankieren und unterstützen können, taugen sie für deren Begründung nur bedingt: Denn Menschen, welche die religiöse Grundauffassung nicht teilen, können so kaum überzeugt und erreicht werden. Die Prämisse einer transzendentalen Wahrheit oder eines Schöpfers entzieht sich dem Diskurs, man glaubt sie oder eben nicht. Zudem bereitet es gewisse Schwierigkeiten, aus den Begriffen »Würde« und »Gleichberechtigung« einen umfassenden oder gar unstreitigen Kanon an Menschenrechten abzuleiten. Sofern dann manche Religionen Rechte für Gläubige reservieren, deren Pflichten formulieren und Vorgaben aufstellen wollen, unter welchen Voraussetzungen eine Person beanspruchen kann, ein wahrhaft Gläubiger oder eine wahrhaft Gläubige zu sein, besteht zudem die Gefahr einer Relativierung der Menschenrechte. Diese könnten von der Einhaltung religiöser Pflichten abhängig gemacht werden. Manche Menschenrechte, etwa auf freie Eheschließung oder sexuelle Selbstbestimmung, lassen sich unter Berufung auf die Religion gleich gänzlich zurückweisen. Das Thema Religion und Menschenrechte ist zu komplex, als dass es hier angemessen dargestellt werden könnte. Deutlich werden soll jedoch, dass ein rein religiöser Ansatz zur Begründung der Menschenrechte in einer pluralistischen, gemischt-religiösen und zum Teil säkularen Welt nicht ausreicht. Ebenso bleibt festzuhalten, dass Menschenrechte, wie die Religionsfreiheit, die Rechte von Frauen und sexuellen Minderheiten, häufig gegen die Religionsgemeinschaften und deren (vermeintliche) Sprecherinnen und Sprecher erkämpft werden mussten. Wer christlich-jüdische Werte und Traditionen anführt, sollte dies und den wichtigen Beitrag, den die Aufklärung und der Humanismus gerade auch in Auseinandersetzung mit der Religion zur Menschenrechtsbegründung geleistet haben, nicht vergessen.


    Unter den Begründungsansätzen, die nicht auf transzendentale Wahrheiten Bezug nehmen, finden sich natur- und vernunftrechtliche Ansätze. Ihnen zufolge besteht nicht allein das geschriebene Recht als verbindliche (normative) Sollensvorgabe. Vielmehr existiere ein Recht kraft Natur, das dem positiven (also dem geschriebenen) Recht vorgehe, an dem sich dieses messen lassen müsse und aus dem es sich speise. Der naturrechtliche Ansatz hat den wünschenswerten Vorzug, dass er eine Höherrangigkeit des derart begründeten Rechts impliziert und damit eine Differenzierung zwischen Gesetzesrecht und Gerechtigkeit ermöglicht. Nach dem Rechtsphilosophen Gustav Radbruch können in unerträglicher Weise ungerechte Normen nicht allein deshalb als Recht betrachtet werden, weil sie in Gesetzesform gegossen sind. Es gebe mithin höhere Maßstäbe der Gerechtigkeit. Innerhalb dieses Begründungsansatzes bestehen verschiedene Annahmen, was die Quelle des Naturrechts sei. Insbesondere in früherer Zeit hat man das Naturrecht maßgeblich auf göttliches Recht gestützt, was als Begründung der Menschenrechte allerdings die oben skizzierten Unzulänglichkeiten mit sich brächte. Ein anderer Ansatz begründet die Menschenrechte anthropologisch mit Verweis auf die Natur des Menschen. Menschenrechte dienten dazu, die Bedürfnisse des Menschen als Lebewesen sicherzustellen und damit die Grundbedingung seiner Existenz überhaupt zu garantieren. Der Mensch sei die Grundlage des Rechts und des Staates, sodass sich beide ihrer Bindungen an derart begründete Rechte nicht entkleiden könnten. Bei diesem Ansatz droht indes ein unerlaubter Schluss vom Sollen auf das Sein, denn was genau sind die Bedürfnisse, deren Garantie die Existenz des Menschen sichert? Zählen Rede- und Versammlungsfreiheit dazu? Und wie erklärt diese Ansicht, dass sehr viele Menschen existieren, ohne in den (umfassenden) Genuss von Menschenrechten zu kommen?


    Als weitere Quelle des Naturrechts kommt die menschliche Vernunft in Betracht. Regelmäßig wird Immanuel Kant angeführt, der einen vernunftbasierten Ansatz zur Begründung von Menschenrechten entwickelt hat. Immanuel Kant geht von dem Individuum als einem autonomen Subjekt aus. Daraus folge das Recht auf Freiheit als das ursprüngliche Kernmenschenrecht kraft Geburt. Dieses Freiheitsrecht stehe allen zu und verlange vom Staat, die Entfaltung der individuellen Freiheit zu garantieren, nicht übermäßig in Freiheitsrechte einzugreifen und den Menschen als Zweck, nicht bloßes Mittel anzusehen. Mit dem »kategorischen Imperativ« entwickelte Kant auf dieser Grundlage den Maßstab eines allgemein gültigen Verhaltens. Danach entspricht ein Verhalten moralischen Vorgaben, wenn ich als Handelnde/r möchte, dass mein Handeln zur Maxime erhoben werden soll, es zum allgemein gültigen Gesetze taugt. Oder: Was du nicht willst, das man dir tut, das füge auch keinem anderen zu. Dieser Maßstab muss dann freilich objektiviert werden, um allgemeingültig zu sein. Menschenrechte sollen also vernünftig begründet werden, das heißt anhand von aus der Vernunft heraus geborenen Kriterien, wie das Zusammenleben der Menschen zu ordnen sei.


    Den Naturrechtslehren verwandt sind die kontraktualistischen Theorien, die ihren Ursprung in den Lehren des Gesellschaftsvertrags im 17. und 18.Jahrhundert finden. Den Gesellschaftsvertragslehren ist gemeinsam, dass sie von einem Naturzustand des Menschen ausgehen, in welchem jener je nach Theorie gut oder böse, jedenfalls aber frei sei. Jedoch müsse sich der Mensch mit anderen Menschen vergesellschaften, sei es, weil er ein geselliges Wesen darstelle (so schon Aristoteles mit Hinweis auf den Menschen als zoon politikon), sei es, weil er durch äußere Umstände, etwa die Notwendigkeit einer gemeinsamen Verteidigung, dazu genötigt werde. Drastisch kennzeichnet Thomas Hobbes den Naturzustand als Kampf aller gegen alle, bei dem der Mensch des Menschen Wolf sei. Selbst Theoretiker, die den Naturzustand positiver sehen (John Locke und auch Jean-Jacques Rousseau für den ursprünglich »glücklichen Wilden«) und den Menschen dort glücklich wähnen (Anthony Shaftesbury), gehen von dessen Vorläufigkeit aus, sehen also die Notwendigkeit, die Vergesellschaftung der Menschen behandeln zu müssen. Nach den Gesellschaftsvertragslehren erfolgt der Zusammenschluss der Menschen durch einen (fiktiven) Vertrag, mit dem sie das politische Gemeinwesen konstituieren. So legitimiert sich die Herrschaft des Fürsten oder des Staates als juristische Person. Für die Frage der Menschenrechte ist dabei relevant, welche Beschaffenheit und Bindungswirkung dieser Vertrag hat. Ein Extrem stellt die Vorstellung Hobbes’ dar. Danach schließen nur die Menschen untereinander den Vertrag und schaffen damit den Leviathan, den sterblichen Gott, den nur der ewige und wahre Gott richten kann. Der Leviathan, das kreierte Staatsgebilde selbst, ist nicht Vertragspartei und folglich auch nicht durch diesen Vertrag gebunden, sondern nur an das göttliche Naturrecht. Der Leviathan hat die Sicherheit der Menschen zu garantieren. Mit Vertragsschluss gehen jene ihrer Freiheit und Autonomie verlustig, selbst ein Widerstandrecht gegen einen ungerechten Fürsten spricht ihnen Hobbes nicht zu. In seinem sicherheitsfokussierten, durch den englischen Bürgerkrieg inspirierten Legitimationsmodell bleibt für Menschenrechte, die Hoheitsgewalt beschränken und dieser vorgehen, kein Raum.


    Das Gegenmodell entwirft John Locke. Auch er konstruiert einen Gesellschaftsvertrag, der geschaffene und legitimierte Souverän sei aber nicht einer blinden Sicherheit, sondern dem Schutz der Rechte der Menschen verpflichtet. Von Natur aus hätten diese ein Recht auf Leben, Freiheit und materielle Güter. Dieser Rechte würden sie sich auch nicht durch einen Gesellschaftsvertrag begeben, sie seien unveräußerlich. Die Legitimation von Herrschaft erfolgt also unter dem Vorbehalt der Achtung dieser Menschenrechte. Daraus lässt sich als Ultima Ratio ein Recht auf Widerstand gegen eine despotische Regierung herleiten. Wenn sie die Bindung missachtet, wird sie illegitim und darf notfalls gestürzt werden. Jean-Jacques Rousseau hat insbesondere einen wichtigen demokratietheoretischen Beitrag geleistet. Der von ihm gedachte Gemeinwille (volonté générale) des Volkes ist von der Bündelung der gesamten Einzelinteressen (volonté de tous) zu unterscheiden und beschreibt eine allein am Gemeinwohl aller ausgerichtete Kategorie. Dass dieser Wille aber absolut und unfehlbar sein soll, lässt wenig Raum für gegenläufige Interessen, insbesondere solche von Minderheiten. Menschenrechte gegen die Mehrheit und die volonté générale haben demnach keinen leichten Stand. Auch auf die Theorien Rousseaus zurückgehend, war es in Frankreich lange Zeit nicht möglich, ein Parlamentsgesetz nach Inkrafttreten verfassungsrechtlich zu überprüfen und gegebenenfalls aufheben zu lassen, der Souverän hatte immerhin gesprochen. Erst durch eine Verfassungsreform 2008 ist es dem Verfassungsrat ermöglicht worden, eine Parlamentsnorm auch nach deren Inkrafttreten im Rahmen einer konkreten, aus einem gerichtlichen Rechtsstreit heraus eingeleiteten Normenkontrolle zu prüfen (Art.611 Französische Verfassung) und gegebenenfalls aufzuheben (Art.62 Abs.2 Französische Verfassung). Die volonté ist mithin zugunsten eines verfassungsrechtlichen Vorrangs der auch Menschen- und Bürgerrechte umfassen kann eingeschränkt worden. Die Gesellschaftsvertragslehren sind historisch von großer Bedeutung, eine wirkliche Begründung der Menschenrechte leisten sie indes selbst dann nicht, wenn sie Menschenrechte anerkennen. Die Existenz von Rechten im Naturzustand, die beim Vertragsschluss verdrängt oder zum Vorbehalt gemacht werden können, müssen auch sie unterstellen. Das bedeutet, sie interpretieren die Natur bereits normativ, lesen also in sie Rechte hinein, die es eigentlich aus ihr abzuleiten gilt.


    Den Gedanken des Gesellschaftsvertrags fortentwickelnd, stellt John Rawls auf das individuelle rationale Eigeninteresse des Einzelnen ab. Um für die Gesellschaft universale Prinzipien und Menschenrechte zu begründen, fragt er, auf welche Prinzipien sich Personen als Mitglieder einer Gesellschaft verständigen würden, wenn niemand wüsste, welche Position er oder sie später im Rahmen des Gemeinwesens einnehmen würde. Er geht davon aus, dass sich rationale und an den Eigeninteressen orientierte Personen auf grundlegende Freiheitsrechte und Verteilungsgerechtigkeit verständigen würden und dass diese rationale im Blindversuch getroffene Entscheidung auch in den zwischenstaatlichen Beziehungen anwendbar gemacht werden kann. Die damit unterstellte universelle Rationalität von Menschen wird jedoch von manchen bezweifelt. Davon erfasst ist auch ein weiterer Begründungsansatz, demzufolge Menschenrechte auf einem Konsens gründen, der die Folge eines herrschaftsfreien Dialoges zwischen den Mitgliedern einer Gesellschaft ist. Diese insbesondere von Jürgen Habermas und Robert Alexy vertretene Diskurstheorie setzt voraus, dass alle Mitglieder der Gesellschaft gleichberechtigt am Dialog beteiligt sind und die Meinungs- und Handlungsfreiheit der anderen akzeptieren. Nachdem alle Argumente und Begründungen vorgetragen wurden, gelte es einen Konsens zu finden, der dann zu einer Norm erstarke, die als richtig zu betrachten sei und Beachtung beanspruche, weil sie nicht zu beachten, die Personen in Selbstwiderspruch setzen würden. Diese Theorie scheint hinsichtlich der Betonung des Verfahrens der Konsensbildung und der Verständigungs- und Diskursfähigkeit, die sie allen Beteiligten und Betroffenen unterstellen muss, allerdings recht optimistisch. Insbesondere aber betont sie sehr einseitig das Verfahren, ohne dabei inhaltliche, materiell-rechtliche Vorgaben oder Orientierungen zu setzen.


    Zusammenfassend zeigt sich, dass die verschiedenen hier nur skizzierten Begründungsansätze der Menschenrechte Einwänden ausgesetzt sind und eine abschließende Begründung schwer fällt. Es überzeugt das Abstellen auf die Natur des Menschen und dessen Vernunft. Es ist die Vernunft, die den Menschen als Spezies auszeichnet. Da er zugleich ein gemeinschaftsbezogenes Wesen ist, das sich in politischen Gemeinwesen organisiert, erscheint es dem Gebot der Vernunft zu entsprechen, gewisse Verhaltensregelungen und Grundbedingungen für diese Vergesellschaftung anzuerkennen. Dabei ist die Menschenwürde zunächst ein artifizielles Konstrukt, eine Fiktion, die den Sinn hat, das menschliche Zusammenleben durch die Forderung des Respektes vor ihr zu ordnen. Eine Gesellschaft, in der die Achtung der Menschenwürde den zentralen Grundsatz darstellt, ist eine Gesellschaft, die objektiv für alle die beste ist. Davon ausgehend lassen sich die Grundbedingungen ableiten, die der menschlichen Existenz und ihrem Wesen entsprechen, darunter das Recht auf Nahrung ebenso wie das Recht auf Teilhabe (Meinungsfreiheit, Wahlrecht), wie es der autonomen menschlichen Natur entsprechen dürfte. Vor allem aber erkennen die Menschenrechte auch die Vulnerabilität, die jedem Menschen eigen ist, an und versprechen Schutz, den jede und jeder benötigt, um als Mensch fortzubestehen. Dieser funktionale Ansatz, wonach der Respekt vor der Menschenwürde und die Wahrung der Menschenrechte am besten für das gesellschaftliche Zusammenleben und damit für jede Einzelne und jeden Einzelnen sind, basiert gewissermaßen auf einer pragmatischen Vernunft und der kollektiven, gleichsam objektivierten Erfahrung, Mensch zu sein.


    Anmerkungen


    
      
        8 Alasdair MacIntyre, After Virtue  A Study in Moral Theory, 3. Auf lage, Notre Dame (Indiana) 2007, S.69.

      

    

  


  
    5Rechtsquellen und Anwendbarkeit der Menschenrechte


    Es wurde dargestellt, welche Ansätze zur Begründung der vorstaatlichen Existenz von Menschenrechten bestehen und welchen Herausforderungen sich diese Ansätze ausgesetzt sehen. Eine Befassung mit den Rechtsquellen und der Anwendbarkeit der Menschenrechte betrifft nicht diese grundsätzliche, interdisziplinär diskutierte Vorfrage, sondern untersucht, wo im geltenden Recht Menschenrechte verankert sind und unter welchen Voraussetzungen die Anwendbarkeit von Menschenrechten eingeschränkt sein kann.


    5.1Rechtsquellen der Menschenrechte


    Der vorstaatliche Charakter der Menschenrechte bedeutet, dass diese auch ohne (geschriebene) rechtliche Grundlage existieren. Sie sind demnach nicht davon abhängig, dass Staaten menschenrechtliche Verträge abschließen und/oder Menschenrechte in nationalen Gesetzen verankern. Gleichwohl ist es aus verschiedenen Gründen unverzichtbar, die Menschenrechte zu normieren, ihnen also die Gestalt von Rechtsnormen zu geben: Zunächst vermeidet man für die Rechtspraxis den Streit um die Begründung der Menschenrechte, denn was rechtlich normiert ist, muss von allen Rechtsunterworfenen beachtet werden. Die Einwände gegenüber den Begründungskonzepten werden so in der Praxis abgeschnitten und der Rechtswissenschaft sowie weiteren Disziplinen überantwortet. Damit einher geht Rechtsklarheit hinsichtlich der Verpflichtung der Staaten. Je detaillierter Menschenrechte normiert werden, desto klarer werden deren Inhalt, Umfang und Grenzen. Dies wiederum gibt den Menschen als Rechteinhaberinnen und -inhabern etwas an die Hand, auf das sie sich berufen können. Schließlich bleibt zu hoffen, dass geschriebene Menschenrechte als Bekenntnis den Staat und seine Bediensteten fortwährend zu ihrer Wahrung ermahnen.


    Einschlägige Rechtsquellen, also Normen aus denen sich das Recht speist, lassen sich im nationalen und im internationalen Recht ermitteln. Im nationalen Recht sind es regelmäßig die Verfassungen, in denen Menschenrechte niedergeschrieben sind. Der internationale Menschenrechtsschutz durch das Völkerrecht kennt drei Rechtsquellen im engeren Sinne: internationale Übereinkünfte (völkerrechtliche Verträge), Völkergewohnheitsrecht und Allgemeine Rechtsgrundsätze (vgl. die Aufzählung inArt.38 Abs.1 des IGH-Statutes).


    Insbesondere die völkerrechtlichen Verträge und das Gewohnheitsrecht spielen eine wichtige Rolle für die Menschenrechte. Dabei stellen die völkerrechtlichen Verträge grundsätzlich die bedeutsamere und vorrangige Rechtsquelle dar. Ein Völkerrechtsvertrag ist eine gegenseitig eingegangene Verpflichtung, die auf einem Konsens der Vertragsparteien, das heißt übereinstimmenden und korrespondierenden Willenserklärungen, basiert. Als Rechtsquelle weist er den Vorteil auf, dass der Vertragsinhalt infolge vorausgehender Verhandlungen meist sehr sorgsam abgestimmt und hinreichend konkret ist. Zudem sind die Vertragsparteien bekannt und müssen sich »beim Wort nehmen lassen«.


    Beispiel: Zu den wichtigsten Menschenrechtsverträgen zählen die beiden VN-Pakte, derVN-Zivilpaktund derVN-Sozialpakt. Sie bilden den Grundstock des internationalen Menschenrechtsschutzes und wurden durch sieben weitere internationale Verträge ergänzt, darunter etwa die Kinderrechtskonvention. Auf europäischer Ebene spielt die Europäische Menschenrechtskonvention eine herausragende Rolle.


    Demgegenüber basiert das Völkergewohnheitsrecht auf einer Rechtspraxis (consuetudo), die von einer korrespondierenden Rechtsüberzeugung (opinio iure sive necessitatis) begleitet ist, wonach diese Rechtspraxis auch rechtlich geboten ist. Eine Regelung gilt hier also nicht aufgrund von Vereinbarung und Niederschrift, sondern kraft Gewohnheit. Dass viele Menschenrechte auch völkergewohnheitsrechtlich gelten, ist weitgehend unstrittig. Völkergewohnheitsrecht hat den Vorteil, dass es Staaten unabhängig von deren Zustimmung zu einem möglicherweise nur schwer auszuhandelnden Vertrag binden kann. Einer Bindung entgehen Staaten nur, wenn sie fortwährend ihren Widerspruch gegen eine entstehende und bestehende völkergewohnheitsrechtliche Norm erklären, als sogenannte persistent objector auftreten. Einen entscheidenden Nachteil des Völkergewohnheitsrechts stellt es jedoch dar, dass derjenige, der dessen Existenz behauptet, darlegen muss, was konkreter Inhalt ist und welche Staaten daran gebunden sind. Völkergewohnheitsrecht ist also schwieriger zu begründen, wohingegen bei völkerrechtlichen Verträgen der Inhalt schriftlich niedergelegt ist und anhand der Ratifikation klar bestimmt werden kann, welche Parteien gebunden sind. Dass hier zudem eine ausdrückliche Zustimmung vorliegt, hat zusätzliches Gewicht. Daher sind bei der Suche nach einer geeigneten Rechtsquelle immer vorrangig die jeweiligen Menschenrechtsverträge heranzuziehen, bevor der Versuch unternommen wird, Völkergewohnheitsrecht zu begründen. Der Vertrag muss schon und immer noch in Kraft sein, den gewünschten Adressaten binden und inhaltlich (materiell-rechtlich) das Recht begründen, auf welches man sich stützen möchte (vgl.Kapitel7).


    Auch Fakultativ- und Zusatzprotokolle sind völkerrechtliche Verträge; sie werden jedoch mit Bezug auf einen anderen menschenrechtlichen Vertrag, zu dessen Modifikation, Ergänzung und Erweiterung, geschlossen. Dementsprechend ist wie bei jedem Vertrag Konsens erforderlich und nur solche Staaten sind gebunden, die das Fakultativ- oder Zusatzprotokoll auch unterzeichnet und ratifiziert haben. Die Bindung von Staaten an den Hauptvertrag und eine Bindung an etwaige Fakultativ- und Zusatzprotokolle können folglich auseinanderfallen.


    Beispiel: 168 Staaten sind Vertragspartei desVN-Zivilpaktesund damit an die umfangreichen dort verankerten Menschenrechte gebunden. Das1.Fakultativprotokoll zum VN-Zivilpaktsieht eine Individualbeschwerde von Einzelpersonen an den Menschenrechtsausschuss als Vertragsorgan vor und schafft damit eine Rechtsschutzmöglichkeit. Da die Individualbeschwerdemöglichkeit sehr umstritten war, hat man sie nicht in den Hauptvertrag aufgenommen, sondern zeitgleich mit dem Hauptvertrag ein Zusatzprotokoll für voranschreitende Staaten aufgelegt. 115 Staaten akzeptieren mittlerweile diesen Einzel-Rechtsbehelf zum VN-Zivilpakt. Dessen2.Fakultativprotokoll, von 81 Staaten ratifiziert, hat einen materiell-rechtlichen Inhalt, der über die Rechte desVN-Zivilpaktesinsoweit hinausgeht, als dort die Todesstrafe in Friedenszeiten verboten wird. Vorbehalte für die Anwendung der Todesstrafe in Kriegszeiten (Art.2 Abs.1) sind jedoch zulässig.


    Die Allgemeinen Rechtsgrundsätze als weitere Völkerrechtsquelle spielen im internationalen Menschenrechtsschutz eine eher untergeordnete Rolle. Sie werden nach überwiegender Auffassung dadurch gewonnen, dass ein wertender Rechtsvergleich zwischen den Rechtsordnungen aller Mitgliedstaaten vorgenommen wird, um gemeinsame Rechtsprinzipien (zum Beispiel Vertrauensschutz, Treu und Glauben, Notstand) zu detektieren und für das Völkerrecht anwendbar zu erklären. Anders als im Völkerrecht spielten Allgemeine Rechtsgrundsätze im Europarecht eine maßgebliche Rolle bei der Begründung von Menschenrechten (vgl.Kapitel6.5).


    Von den Rechtsquellen strikt zu unterscheiden, aber beim Auffinden ebensolcher behilflich, sind die Rechtserkenntnisquellen. Zu ihnen zählen nachArt.38 Abs.1 lit. d IGH-Statutetwa Gerichtsentscheidungen und die »Lehrmeinungen der fähigsten Völkerrechtler«. Sie sind nicht selbst »Recht«, geben aber Hinweise auf bestehendes Recht, freilich ohne über dessen Existenz abschließend entscheiden zu können. Besondere Bedeutung erlangen sie im Völkergewohnheitsrecht hinsichtlich der Klärung, »ob« ein Menschenrecht besteht sowie für die Interpretation völkerrechtlicher Verträge, das heißt hinsichtlich der Frage, »wie« ein Menschenrecht zu verstehen ist. Mittlerweile dürften die meisten Menschenrechte auch als völkergewohnheitsrechtlich abgesichert gelten. Wichtig wird dies, wenn ein Staat den einschlägigen Menschenrechtsvertrag nicht unterzeichnet und ratifiziert oder sich von diesem wieder gelöst hat sowie im Falle von Vorbehalten zu diesem Vertrag. In diesen Fällen kann eine gegebenenfalls weitergehende Bindung durch das Gewohnheitsrecht gleichwohl vorliegen. Wenn dieses dann noch den Status von ius cogens, also zwingendem Völkerrecht hat, kann der Staat sich von dieser menschenrechtlichen Bindung nicht einseitig lösen.


    Beispiel: Das Verbot der Folter ist niedergelegt inArt.2 der Anti-Folterkonventionaus dem Jahr 1984. Im Jahr 2015 zählt diese Konvention 158 Vertragsstaaten, umfasst also nicht alle Staaten der Erde. Gleichwohl wird das Folterverbot als eine Norm des ius cogens anerkannt. Daraus folgt, dass ein Staat Verstöße gegen das Folterverbot nicht damit rechtfertigen kann, dass er vorträgt, nicht Vertragspartei der Anti-Folterkonvention zu sein und eine entsprechende Bindung nicht anerkennen zu wollen.


    Eine wichtige Rolle im Menschenrechtsdiskurs und für den Menschenrechtsschutz spielen Resolutionen der VN-Generalversammlung. Zunächst gehen viele Menschenrechtsverträge auf solche Resolutionen zurück, das heißt, ein Vertragstext wird in der Generalversammlung erarbeitet und dann zur Ratifikation aufgelegt. Mit Ratifikation einer vorab bestimmten Anzahl an Staaten tritt der Vertrag dann für die betroffenen Staaten in Kraft. Jedoch erstarkt nicht jede Resolution zu einem Menschenrechtsvertrag oder findet Eingang in einen solchen. In diesen Fällen kann die Resolution nur Hinweis auf andernorts existierendes Recht sein. Auch die gelegentliche Bezeichnung der Resolutionen als Soft Law, weiches oder im Werden befindliches Recht (vgl.Kapitel2.4), darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass Resolutionen kein verbindliches Recht darstellen und nur zur Rechtsbegründung herangezogen werden können. Vergleichbar gilt dies auch für die Allgemeinen Bemerkungen der Vertragsausschüsse, mit denen diese die Artikel der Menschenrechtsverträge kommentieren (vgl. Kapitel6.4). Auch diese geben nur Hinweise auf das Recht, stellen aber selbst kein Recht und auch keine autoritative Auslegung des Rechts dar.


    Beispiel: Wichtigstes Beispiel einer menschenrechtlichen Resolution der VN-Generalversammlung ist dieAllgemeine Erklärung der Menschenrechte. Sie wurde als Resolution durch die Generalversammlung angenommen und ist insofern nicht verbindlich. Allerdings sollen weite Teile mittlerweile gewohnheitsrechtlich gelten. Auch das von der Generalversammlung mehrfach proklamierte Recht auf Wasser harrt weiterhin seiner formal-juristischen Anerkennung. Hier können die Resolutionen herangezogen werden, etwa um zu begründen, dass 1.das Recht auf Wasser gewohnheitsrechtlich gilt und 2.das Recht auf ausreichende Ernährung nachArt.11 VN-Sozialpaktdahingehend zu interpretieren ist, dass es auch ein Recht auf sauberes Trinkwasser enthalte.


    5.2Fragen zur Anwendbarkeit der Menschenrechte


    Selbst wenn eine einschlägige Rechtsquelle gefunden ist, bedeutet dies nicht zwangsläufig, dass sie auch auf einen konkreten Sachverhalt anwendbar ist. Die Anwendbarkeit kann unter verschiedenen Gesichtspunkten eingeschränkt sein. Im Folgenden soll zunächst die Diskussion um die exterritoriale Anwendbarkeit der Menschenrechtsverträge und das Verhältnis der Menschenrechte zum Humanitären Völkerrecht und Völkerstrafrecht skizziert werden. Danach wird eine Einschränkung der Menschenrechte in Verträgen durch Vertragsvorbehalte sowie in Zeiten des Notstandes vorgestellt, bevor schließlich der Frage nachgegangen wird, ob Menschenrechtsverträge gekündigt werden können.


    Exterritoriale Anwendung der Menschenrechtsverträge


    Staaten, die Menschenrechtsverträge ratifiziert haben, sind an deren Normen gebunden. Umstritten ist allerdings, ob diese Bindung nur innerhalb des eigenen Staatsgebietes oder auch außerhalb dessen (exterritorial) gilt. Bedeutsam wird dies etwa für solche Staaten, die Truppen im Ausland einsetzen. Sind zum Beispiel amerikanische oder deutsche Soldaten, die in Afghanistan stationiert sind, an die Menschenrechte aus demVN-Zivilpaktgebunden? Müssen sie etwa (grundsätzlich) die Vorgaben des Art.9 VN-Zivilpaktbeachten, insbesondere die unverzügliche Vorführung von Festgehaltenen und Verhafteten vor einen Richter? Oder gelten für sie nur die Grundsätze des Völkergewohnheitsrechts, die hinter diesen klaren Vorgaben zurückbleiben können?


    Dass die exterritoriale Bindung umstritten ist, mag überraschen, findet aber seine Ursache in der Formulierung desArt.2 Abs.1 VN-Zivilpakt, in dem es heißt:


    »Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, die in diesem Pakt anerkannten Rechte zu achten und sie allen in seinem Gebiet befindlichen und seiner Herrschaftsgewalt unterstehenden Personen […] zu gewährleisten.«


    Die Norm kombiniert damit das Element der Herrschaftsgewalt mit dem der Territorialität (dem Staatsgebiet). Einige Staaten erkennen darin eine kumulative Aussage, nach der die Anwendbarkeit des Vertrags verlange, dass innerhalb des Staatsgebietes Hoheitsgewalt ausgeübt wird. Die Ausübung von Hoheitsgewalt außerhalb der eigenen Grenzen oder gleichgestellten Gebieten wäre demnach für sich nicht ausreichend, um eine Bindung an denVN-Zivilpaktzu begründen. Dieser kumulativen, durch den Wortlaut nahegelegten Interpretation widerspricht ein Großteil der Völkerrechtlerinnen und Völkerrechtler und mit ihnen der Internationale Gerichtshof. Dieser hat etwa im Gutachten »Legal Consequences of the Construction of a Wall in the Occupied Palestinian Territory« vom 9.Juli 2004 unter Verweis auf Sinn und Zweck des Vertrages sowie die vorausgehenden Arbeiten (travaux préparatoires) ausgeführt, dass Staaten auch dann an denVN-Zivilpaktgebunden seien, wenn sie Hoheitsgewalt außerhalb des eigenen Staatsgebietes ausübten. Klassischerweise ist Hoheitsgewalt territorial gebunden, Staaten ist es grundsätzlich verwehrt, außerhalb ihres Staatsgebietes Hoheitsgewalt auszuüben. Dies mag den Zusammenhang zwischen Territorium und Staatsgebiet inArt.2 Abs.1 VN-Zivilpakterklären. Bei Schaffung der Norm lag die Ausübung von Hoheitsgewalt außerhalb des eigenen Staatsgebietes womöglich außerhalb dessen, was die Normgeberinnen und Normgeber antizipieren konnten. Die Intention des Paktes und der Menschenrechte allgemein ist es jedoch, die Ausübung von Hoheitsgewalt als Ausdruck von Verfassungsstaatlichkeit zu beschränken. Damit ist die Hoheitsgewalt der maßgebliche Anknüpfungspunkt, ihr folgt die Menschenrechtsbindung gleichsam nach, wenn die Hoheitsgewalt das Staatsgebiet verlässt. Die Staaten können damit der eingegangenen Menschenrechtsbindung nicht entfliehen; sie sind daran gebunden, auch wenn sie in Afghanistan oder Guantanamo handeln. Offener zeigt sich insoweit dieEuropäische Menschenrechtskonvention(EMRK), denn diese verpflichtet die Vertragsstaaten inArt.1»allen ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Personen die […] Rechte und Freiheiten« der Konvention zuzusichern, verzichtet also auf eine räumliche Eingrenzung. Zwar interpretiert der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) diese Norm auch vorrangig territorial, er hat jedoch bereits einige Fälle konkretisiert, in denen aufgrund außergewöhnlicher Umstände auch die Ausübung von Hoheitsgewalt außerhalb des Staatsgebietes eine Verantwortlichkeit nach derEMRKbegründen kann. Zu diesen Fällen zählen das Verhalten von Diplomaten und Staatsbediensteten, die konsensuale partielle Ausübung von Hoheitsgewalt in einem anderen Gebiet sowie die effektive Kontrolle über eine Person oder ein fremdes Gebiet, wie etwa die interimistische Übernahme der Regierungsverantwortung der Vereinigten Staaten und des Vereinigten Königreichs im Irak (zusammenfassend: EGMR, Urteil vom 7.Juli 2011, Nr.55 721/07 (Al Skeini), Rdnrn. 130 ff.).


    Daraus folgt allgemein, dass zwar die in den Verträgen enthaltenen Menschenrechte einen vorrangig territorialen Anwendungsbereich haben, ihnen aber aufgrund besonderer Umstände exterritoriale Wirkung zukommen kann, sodass sie Hoheitsgewalt auch außerhalb des eigenen Staatsgebietes binden können. Etwas anderes kann freilich gelten, wenn die Menschenrechte durch ein anderes Rechtsregime in ihrer Anwendbarkeit verdrängt werden.


    Menschenrechte, Humanitäres Völkerrecht und Völkerstrafrecht


    Als solches, die Menschenrechte verdrängendes Rechtsregime kommt das Humanitäre Völkerrecht in Betracht. Das Humanitäre Völkerrecht als das Recht im Kriege (ius in bello) umfasst die Regelungen, die für den Fall eines bewaffneten Konflikts Anwendung beanspruchen und ein Minimum an Humanität selbst dann sicherstellen sollen, wenn die Waffen sprechen und die Tötung des Gegners erklärtes Ziel ist. Dazu hält das Humanitäre Völkerrecht Regelungen hinsichtlich der Mittel und Methoden der Kriegsführung (vor allem durch das sogenannte Haager Recht) sowie Bestimmungen zum Schutz von bestimmten Personen (Kombattanten, Kriegsgefangene und Verwundete, Zivilisten), Einrichtungen und der Umwelt (vor allem durch das sogenannte Genfer Recht, die vier Genfer Konventionen) bereit. Das Humanitäre Völkerrecht entscheidet nicht, ob die Anwendung von Gewalt zulässig, ein Krieg also legal ist. Ein ius ad bellum (Recht zum Kriege) kennt das moderne Völkerrecht nicht mehr. Es gilt vielmehr ein umfassendes Gewaltverbot (Art.2 Ziff. 4 VN-Charta), das Ausnahmen nur zulässt, wenn der VN-Sicherheitsrat die Anwendung von Gewalt autorisiert (KapitelVII VN-Charta) oder ein Staat in Selbstverteidigung (Art.51 VN-Charta) handelt.


    Mittlerweile sind ein Großteil der bewaffneten Konflikte innerstaatliche (interne) bewaffnete Konflikte. Das geschriebene Humanitäre Völkerrecht gilt hier nur eingeschränkt, sein klassischer Anwendungsbereich ist der zwischenstaatliche (internationale) bewaffnete Konflikt. Gleichwohl existieren für beide Konflikttypen Regelungen, die insbesondere auch menschenrechtliche Garantien vorsehen. Dabei ist zu beachten, dass viele Regelungen des Humanitären Völkerrechts älter sind als die großen Menschenrechtsverträge. Es gab also schon Minimalgarantien in Zeiten des Krieges, als die Menschenrechte in Friedenszeiten noch nicht umfänglich anerkannt waren. Dennoch ist es nicht die Chronologie, die über das Verhältnis zwischen Humanitärem Völkerrecht und Menschenrechten entscheidet. Auf den Inhalt abstellend, wurde vielmehr lange Zeit vertreten, dass sich beide Rechtsmaterien ausschlössen. Das Humanitäre Völkerrecht regle den bewaffneten Konflikt und gelte damit für die Zeiten des Krieges. Demgegenüber seien die Menschenrechte als »Friedensrecht« im Normalfall anwendbar, aber eben nicht, sobald und soweit ein bewaffneter Konflikt vorliege. Nach dieser Auffassung entfiele eine Bindung der Parteien eines bewaffneten Konfliktes an die allgemeinen Menschenrechte. Mittlerweile herrscht jedoch die Auffassung vor, dass Humanitäres Völkerrecht und Menschenrechte einander nicht umfänglich ausschlössen, sondern im Verhältnis der Spezialität konkurrierten. Unverkennbar regelt das Humanitäre Völkerrecht eine besondere Situation, den »bewaffneten Konflikt«. Es gilt damit nicht zu Friedenszeiten. Jedoch enthalten die Menschenrechte kein vergleichbares Tatbestandsmerkmal, das ihre Anwendbarkeit einschränkt. Vielmehr deuten die Bestimmungen zum Notstand darauf hin, dass die Menschenrechte auch bei gewaltsamen Konflikten Geltung beanspruchen. NachArt.4 Abs.1, 2 VN-ZivilpaktundArt.15 EMRKkönnen Menschenrechte nämlich auch im Falle des öffentlichen Notstandes nicht gänzlich beiseite gedrängt werden (vgl. Abschnitt »Menschenrechte und Notstand«), wobeiArt.15 EMRKdeutlich macht, dass auch der Krieg ein Unterfall des öffentlichen Notstandes darstellt. Dass nun aber das Humanitäre Völkerrecht spezifisch den Krieg regelt, kann nicht ignoriert werden. Daher gilt folgender Grundsatz: Die Menschenrechte gelten im bewaffneten Konflikt soweit das Humanitäre Völkerrecht keine von ihnen abweichende Sonderregelung trifft oder eine Derogation, etwa nachArt.4 VN-Zivilpakteingreift (erstmals IGH, Gutachten vom 8.Juli 1996, ICJ-Reports 1996, S.226 (Legality of the Threat or Use of Nuclear Weapons), Rdnrn. 24 f.). Im Übrigen ergänzen sich Menschenrechte und Humanitäres Völkerrecht, etwa können Definitionen, die für die Menschenrechte entwickelt wurden, auch im Humanitären Völkerrecht Anwendung finden. Häufig liegen beide Rechtsmaterien weniger weit auseinander, als unterstellt wird. Die bestehenden Unterschiede sind freilich wichtig und betreffen insbesondere das Recht auf Leben.


    Beispiel: Selbst in Friedenszeiten kann das Recht auf Leben eingeschränkt werden, wenn auch unter verschärften Voraussetzungen. Als strafrechtliche Sanktion ist die Todesstrafe vielfach verboten. Wo sie noch erlaubt ist, sieht das Menschenrechtsregime Vorgaben insbesondere für die Art der Straftaten und das Verfahren vor. Präventiv, zum Schutz anderer, darf demgegenüber nach allen Menschenrechtsnormen getötet werden, wenn dies dem Schutz eines hohen Rechtsgutes dient und verhältnismäßig (Tötung als letztes Mittel) ist. Demgegenüber ist das Recht auf Leben nach dem Humanitären Völkerrecht mitunter weniger geschützt, denn Kombattanten können als legitime Kriegsziele betrachtet und getötet werden. Zu ihren Gunsten streitet kein nach allgemeinem Menschenrechtsschutz greifender strenger Verhältnismäßigkeitsmaßstab, Soldatinnen und Soldaten können anders als zivile Ziele vielmehr zum ersten Ziel eines Angriffs gemacht werden und dies selbst dann, wenn sie keine aktuelle Gefahr darstellen, etwa wenn sie sich in einer Kaserne befinden, um zu schlafen.


    Während das Verhältnis zwischen Menschenrechten und Humanitärem Völkerrecht durch ein Konkurrenzverhältnis der Spezialität geprägt ist, kann man hinsichtlich des Völkerstrafrechts eher von einem Verhältnis der Komplementarität sprechen. Das Völkerstrafrecht umfasst solche völkerrechtlichen Normen, die eine Strafbarkeit von Individuen für rechtswidrige schuldhafte Taten anordnen. Das Völkerstrafrecht ist gleichsam die Kehrseite der Anerkennung des und der Einzelnen als partielles Rechtssubjekt des Völkerrechts. Während die Menschenrechte das Individuum als Begünstigten berechtigten, adressiert das Völkerstrafrecht Einzelpersonen mit Pflichten und der Androhung von Sanktionen. Es trifft damit unmittelbar gegenüber dem Individuum die Aussage: »Du darfst nicht«. Das Völkerstrafrecht zeugt damit ebenso wie die Menschenrechte von der Fortentwicklung des allgemeinen Völkerrechts, das nicht mehr ausschließlich ein Recht zwischen Staaten ist. Allerdings ist das Völkerrecht in Ansehung der Einzelperson unvollständig (partiell), es regelt nur gewisse Rechte und gewisse Pflichten. Unter das Völkerstrafrecht fallen nur wenige Taten, die so gravierend sind, dass sie das Interesse der internationalen Gemeinschaft insgesamt verletzen. Zu den völkerrechtlichen Verbrechen zählen Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Kriegsverbrechen und das Verbrechen der Aggression (vor allem das Führen eines Angriffskrieges).


    Jene Taten können vor internationalen oder internationalisierten Gerichten verfolgt werden, wobei der Tatbestand der Aggression gegenwärtig noch nicht in die Jurisdiktion des Internationalen Strafgerichtshofes fällt (nach dem Kompromiss von Kampala kann dies erst ab 2017 und nur unter engen Voraussetzungen erfolgen). Zu den Völkerstrafgerichten zählen Sondergerichte, wie die gegenwärtig in Abwicklung befindlichen Ad-hoc-Tribunale für das ehemalige Jugoslawien und für Ruanda. Sie wurden vom VN-Sicherheitsrat eingesetzt und sollen die in den genannten Gebieten begangenen Verbrechen, insbesondere die Völkermorde, verfolgen. Daneben bestehen internationalisierte Gerichte, die sich aus nationalen und internationalen Richterinnen und Richtern zusammensetzen (Hybridgerichte) und seit 2002 zudem ein Internationaler Strafgerichtshof in Den Haag. Dieser ständige Gerichtshof stellt den vorläufigen Schlusspunkt einer Entwicklung dar, die mit den Nürnberger Kriegsverbrecherprozessen gegen die nationalsozialistischen Hauptverantwortlichen des Krieges begonnen hat. Zumindest für die gravierendsten Taten wird damit der Straflosigkeit, die im Falle einer unzureichenden nationalen Strafverfolgung oftmals anzutreffen ist, auf internationaler Ebene entgegengetreten. Damit ist auch dem Menschenrechtsschutz gedient, denn die genannten völkerrechtlichen Verbrechen bedeuten in der Regel eine erhebliche Verletzung von Menschenrechten. Das Völkerstrafrecht trägt also zum Menschenrechtsschutz bei, indem es in den Fällen schwerster Menschenrechtsverletzungen eine Strafverfolgung auf internationaler Ebene sicherstellt, wenn eine Verfolgung auf nationaler Ebene nicht oder nur unzureichend erfolgt. Allerdings ist dieser Schutz rudimentär, es müssen immer noch weitere Elemente hinzukommen, die der Verletzung von Menschenrechten besonderes Gewicht verleihen. So muss der Völkermord das subjektive Merkmal der Absicht, eine Gruppe teilweise oder vollständig zu zerstören, aufweisen. Verbrechen gegen die Menschlichkeit umfassen auch vorsätzliche Tötungen, Freiheitsentzug, Folter und das zwangsweise Verschwindenlassen. Jedoch verlangt der objektive also von subjektiven Tätererwägungen unabhängige Tatbestand, dass diese Menschenrechtsverletzungen im Rahmen eines ausgedehnten oder systematischen Angriffs gegen die Zivilbevölkerung stattfinden. Immerhin müssen mittlerweile die größten Übeltäter und -täterinnen und Menschenrechtsverletzer und -verletzerinnen mit einer Strafverfolgung rechnen. Bereits darin kommt zum Ausdruck, dass es jedenfalls im Ansatz gemeinsame Werte gibt, für die die internationale Gemeinschaft einzustehen bereit ist. Das Völkerstrafrecht kann insoweit einen Beitrag zur Durchsetzung der internationalen Menschenrechte leisten.


    Vertragsvorbehalte


    Staaten können die Anwendbarkeit von völkerrechtlichen Verträgen durch sogenannte Vorbehalte einschränken. Dies sind einseitige Erklärungen eines Staates zu einem Vertrag, durch die der Staat bezweckt, die Rechtswirkungen einzelner Vertragsbestimmungen in der Anwendung auf ihn auszuschließen oder zu ändern (vgl. Art.2 Wiener Übereinkommen über das Recht der Verträge, WVK). Viele Staaten greifen zu diesem Mittel, das es ihnen ermöglichen soll, Partei eines Vertrages zu werden, auch wenn sie diesen nicht umfänglich mittragen können oder wollen. Das Motto lautet: Lieber viele Staaten mit Abstrichen für einen Vertrag gewinnen als nur wenige Staaten mit umfänglicher Bindung. Allerdings kann es auch keine reine »Rosinenpickerei« geben, daher normiert Art.19 WVK als Ausdruck einer gewohnheitsrechtlichen Regelung Grenzen für Vorbehalte:


    »Ein Staat kann bei der Unterzeichnung, Ratifikation, Annahme oder Genehmigung eines Vertrags oder beim Beitritt einen Vorbehalt anbringen, sofern nicht

    a) der Vertrag den Vorbehalt verbietet;

    b) der Vertrag vorsieht, dass nur bestimmte Vorbehalte gemacht werden dürfen, zu denen der betreffende Vorbehalt nicht gehört, oder

    c) in den unter Buchstabe a oder b nicht bezeichneten Fällen der Vorbehalt mit Ziel und Zweck des Vertrags unvereinbar ist.«


    So können zunächst die Vertragsparteien in Ausübung ihrer Vertragsautonomie Vorbehalte ausschließen (lit. a). Dies geschieht bei Menschenrechtsverträgen zunehmend, weil man in diesem Bereich keinen Menschenrechtsschutz à la carte ermöglichen möchte. Auch die Konkretisierung zulässiger Vorbehalte (lit. b) ist Ausdruck einer solchen Autonomie und stellt sicher, dass Grenzen klar abgesteckt werden. Sofern eine solche Festlegung durch den Vertrag nicht selbst erfolgt, bestimmt lit. c die Grenze, die in Ziel und Zweck des Vertrages zu finden ist. Denn offensichtlich können Vorbehalte einen Vertrag auch konterkarieren. Dann ist der Preis für die Mitgliedschaft eines Staates zu hoch. Dabei sein, ohne aber das Wesen des Vertrags zu akzeptieren, soll eben nicht ermöglicht werden. Wann dies der Fall ist, ist ebenso schwierig zu beantworten, wie die Frage, wer darüber befinden soll und was die Folgen eines Verstoßes sind. Die Meinungen reichen von der Auffassung, dass der einen unwirksamen Vorbehalt anbringende Staat gar nicht an den Vertrag gebunden sei, über eine umfassende Bindung, sofern kein Widerspruch dagegen erhoben wird, bis zur Auffassung einer umfassenden Bindung, also gänzlichen Ignorierung des unwirksamen Vorbehaltes. Problemfälle sind regelmäßig Klauseln, die zentrale Vertragsbestimmungen unter einen kulturellen oder religiösen Vorbehalt stellen und etwa besagen, dass die Bestimmungen der Frauenrechtskonvention in Übereinstimmung mit der Scharia ausgelegt werden müssten und dieser nicht widersprechen dürfen. Dies ist sehr weitreichend und wohl unzulässig: Da schon unklar ist, was genau die Scharia sagt und wer darüber entscheidet, ist nicht erkennbar, in welchem Umfang der betroffene Staat überhaupt an den Vertrag gebunden sein will.


    Menschenrechte und Notstand


    Menschenrechte sind regelmäßig einschränkbar, das heißt, zur Verfolgung höherwertiger öffentlicher Interessen kann ein Staat gerechtfertigt in sie eingreifen. Von diesem Eingriff im Einzelfall zu unterscheiden ist die generelle Derogation (Verdrängung) von Menschenrechten im Ausnahmefall. Eine solche Verdrängung oder Aussetzung der Anwendbarkeit kommt nach einigen Menschenrechtsverträgen im Falle eines öffentlichen Notstandes in Betracht. Etwa formuliertArt.4 VN-Zivilpakt9:


    »(1) Im Falle eines öffentlichen Notstandes, der das Leben der Nation bedroht und der amtlich verkündet ist, können die Vertragsstaaten Maßnahmen ergreifen, die ihre Verpflichtungen aus diesem Pakt in dem Umfang, den die Lage unbedingt erfordert, außer Kraft setzen, vorausgesetzt, dass diese Maßnahmen ihren sonstigen völkerrechtlichen Verpflichtungen nicht zuwiderlaufen und keine Diskriminierung allein wegen der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache, der Religion oder der sozialen Herkunft enthalten.

    (2) Auf Grund der vorstehenden Bestimmung dürfen die Artikel 6, 7, 8 (Absätze1 und 2), 11, 15, 16 und 18 nicht außer Kraft gesetzt werden.

    (3) Jeder Vertragsstaat, der das Recht, Verpflichtungen außer Kraft zu setzen, ausübt, hat den übrigen Vertragsstaaten durch Vermittlung des Generalsekretärs der Vereinten Nationen unverzüglich mitzuteilen, welche Bestimmungen er außer Kraft gesetzt hat und welche Gründe ihn dazu veranlasst haben. Auf demselben Wege ist durch eine weitere Mitteilung der Zeitpunkt anzugeben, in dem eine solche Maßnahme endet.«


    Es muss also zunächst ein Notstand vorliegen, der das Leben der Nation bedroht. Dies macht deutlich, wie hoch die Anforderungen an die Ausnahmesituation sind, die etwa bei gewaltsamen Konflikten (Krieg und Bürgerkrieg) oder Generalstreiks vorliegen können. Dass der Notstand öffentlich verkündet werden muss, soll dem Informationsinteresse der Öffentlichkeit dienen und rechtsstaatliche Prinzipien wahren. Es können dann Rechte aus demVN-Zivilpaktderogiert, also für generell nicht anwendbar erklärt werden. Allerdings besteht keine carte blanche. Ein Außerkraftsetzen kommt nur soweit in Betracht, als dies unbedingt erforderlich ist. Hier kommt der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zum Tragen, das heißt, sobald ein milderes Mittel, eine geringere Einschränkung, ebenfalls ausreicht, um dem Notstand zu begegnen, ist eine weitergehende Außerkraftsetzung rechtswidrig. Dies gilt hinsichtlich der betroffenen Menschenrechte, die derogiert werden sollen ebenso wie hinsichtlich der zeitlichen Dauer als auch der räumlichen Erstreckung. Es gilt der Grundsatz: Nur das erforderliche Minimum ist rechtmäßig und die Außerkraftsetzung eines jeden Menschenrechts ist zu begründen. Zugleich darf der Staat nicht gegen seine übrigen völkerrechtlichen Pflichten verstoßen. Dies erfasst insbesondere seine Pflichten nach dem Humanitären Völkerrecht. Die Außerkraftsetzung nachArt.4wirkt also nur im Rahmen desVN-Zivilpaktes.


    Inhaltlich wird die Außerkraftsetzung zweifach beschränkt. Niemals erlaubt ist eine diskriminierende Außerkraftsetzung zulasten einzelner Personen oder Gruppen aufgrund individueller Merkmale wie Rasse, Geschlecht, Religion etc. Zudem sind einige Menschenrechte nachArt.4 Abs.2 VN-Zivilpaktausdrücklich von der Außerkraftsetzung ausgenommen. Diese Rechte sind notstandsfest. Hier kommen zwar auch Beschränkungen in Betracht, etwa können vonArt.18 VN-Zivilpaktgeschützte Gottesdienste im Freien verboten werden, wenn Ausschreitungen stattfinden. In diesen Fällen muss aber jeweils individuell eine Rechtfertigung nachgewiesen werden. Notstandsfest ist auch das Verbot der Todesstrafe in Friedenszeiten nach dem2.Zusatzprotokollgemäß dessenArt.6 Abs.2. Der Menschenrechtsausschuss als Vertragsorgan des VN-Zivilpaktes hat zudem eine Reihe weiterer Menschenrechte benannt, deren Außerkraftsetzen ebenfalls nicht durch Notstand gerechtfertigt werden kann, dies gilt insbesondere für Normen des zwingenden Völkerrechts (Verbot der Geiselnahme und der Kollektivbestrafung, Unschuldsvermutung).


    Flankiert werden die Sonderbestimmungen im Falle des Notstandes durch Erklärungspflichten gegenüber den anderen Vertragspartnern (Art.4 Abs.3 VN-Zivilpakt). Dadurch wird sichergestellt, dass keine heimlichen Maßnahmen den Vertragspflichten zuwiderlaufen und eine ausreichende Kontrolle möglich ist. Die Pflicht zur inhaltlichen Begründung und Mitteilung der Beendigung des Notstandes soll insbesondere den Menschenrechtsausschuss als Vertragsorgan in die Lage versetzen, seine Kontrollpflichten wahrzunehmen.


    Kündigung menschenrechtlicher Verträge


    Abschließend bleibt die Frage zu adressieren, ob sich ein Staat auch einseitig von seinen bestehenden vertraglichen Menschenrechtsverpflichtungen durch eine Kündigung lösen kann. Einige Menschenrechtsverträge enthalten dazu ausdrückliche Bestimmungen, wie etwaArt.48der Behindertenrechtskonvention,Art.31 der Anti-FolterkonventionundArt.52 der Kinderrechtskonvention. In diesen Fällen regelt der Vertrag, unter welchen Voraussetzungen eine Kündigung in Betracht kommt. Dabei machen die Normen keine inhaltlichen Vorgaben, bestimmen also nicht über das »Warum« der Kündigung. Sie verlangen jedoch, dass die Kündigung gegenüber dem VN-Generalsekretär abgegeben wird, sie schriftlich zu erfolgen hat und erst nach einer gewissen Frist (regelmäßig ein Jahr nach Zugang der Kündigung) wirksam wird. Manche Verträge, darunter die beiden großen VN-Pakte, sehen jedoch keine Kündigungsmöglichkeit vor oder enthalten diese nur für die Fakultativprotokolle. Eine Kündigung käme hier nur nach allgemeinen völkerrechtlichen Grundsätzen in Betracht. Diese sind in Art.56 WVK geregelt. Danach gilt:


    »(1) Ein Vertrag, der keine Bestimmung über seine Beendigung enthält und eine Kündigung oder einen Rücktritt nicht vorsieht, unterliegt weder der Kündigung noch dem Rücktritt, sofern

    a) nicht feststeht, dass die Vertragsparteien die Möglichkeit einer Kündigung oder eines Rücktritts zuzulassen beabsichtigten, oder

    b) ein Kündigungs- oder Rücktrittsrecht sich nicht aus der Natur des Vertrags herleiten lässt.«


    Maßgeblich ist also der Wille der beteiligten Vertragsparteien oder die Rechtsnatur des Vertrags. Der Menschenrechtsausschuss des VN-Zivilpaktes hat sich in der Allgemeinen Bemerkung Nr.26 (Continuity of obligations) dieser Frage für den Vertrag gewidmet und in sehr weit reichender Interpretation ausgeführt, dass weder der Wille der Vertragsparteien noch die Rechtsnatur des Vertrags klar für die Annahme einer Kündigungsmöglichkeit sprächen. Die Parteien hätten eine Kündigung in in Art. 41 Abs. 2S.3 VN-Zivilpaktfür die Zuständigkeit des Ausschusses für Staatenbeschwerden und im1.Fakultativprotokollfür die Individualbeschwerde vorgesehen. Im Umkehrschluss bedeute dies, dass derVN-Zivilpaktselbst im Übrigen der Kündigung nicht offen stehen sollte. Dieser sei zudem nicht temporärer Natur, was für eine Kündigung kraft Natur der Sache hätte sprechen können. Sehr weit reicht es außerdem, wenn der Menschenrechtsausschuss ausführt, dass die Menschenrechtspflichten, die einmal zugunsten der Menschen in einem gewissen Gebiet eingegangen wurden, nicht mehr einseitig aufgehoben werden könnten. Doch selbst wenn eine Kündigung mit diesen Argumenten als unzulässig betrachtet werden sollte, kann dies nicht verhindern, dass ein Staat nur formaljuristisch gebunden bleibt und eine »faktische Kündigung« vollzieht. Durchsetzungsmechanismen, dies zu verhindern, sind häufig nur schwach ausgeprägt (vgl.Kapitel6). Allerdings ist zu beachten, dass eine völkergewohnheitsrechtliche Bindung, insbesondere an Normen des ius cogens, von einer Kündigung unberührt bleibt.


    



    Anmerkungen


    
      
        9 Vertiefend zum Notstand: Menschenrechtsausschuss, Allgemeine Anmerkung Nr.29, Notstand (Artikel 4), CCPR/C/21/Rev.1/Add.11.

      

    

  


  
    6Schutz und Durchsetzung der Menschenrechte


    Dem Völkerrecht wird von manchen die Rechtsqualität abgesprochen, weil es an einem massiven Rechtsdurchsetzungsdefizitat leide. Tatsächlich gibt es im Völkerrecht keinen internationalen Gesetzgeber (auch wenn sich der VN-Sicherheitsrat vereinzelt so geriert) und keine internationale umfängliche Rechtsdurchsetzungsinstanz auch nicht für die Menschenrechte. Allerdings ist das Recht von seiner Durchsetzung zu unterscheiden und es darf beides nicht gleichgesetzt werden. Im Folgenden soll dargestellt werden, welche Möglichkeiten des Menschenrechtsschutzes, der Durchsetzung von Menschenrechten und der Ahndung ihrer Verletzung bestehen. Zunächst gilt es dabei, die verschiedenen Ebenen des Menschenrechtsschutzes zu betrachten, in deren Rahmen der Nationalstaat vorrangige Verantwortung trägt (6.1). Primär ist zudem ein präventiver Ansatz des Menschenrechtsschutzes zu wählen, der Menschenrechte zur Querschnittsaufgabe der Politik macht (6.2). Im Anschluss werden der wichtige Beitrag der Vereinten Nationen (6.3) sowie weitere Ansätze zum Menschenrechtsschutz auf internationaler Ebene (6.4) beleuchtet, bevor abschließend der Menschenrechtsschutz auf regionaler Ebene (6.5) adressiert wird.


    
      Ebenen des Menschenrechtsschutzes
[image: Ebenen des Menschenrechtsschutzes]

      Eigene Abbildung

    


    6.1Vorrangige Verantwortung des Nationalstaates im Mehr-Ebenen-System des Menschenrechtsschutzes


    »Think globally, act locally«
René Dubos


    So lautet eine beliebte Forderung in Zeiten der Globalisierung. Sie reflektiert, dass in einer vielfältig vernetzten und interdependenten Welt das Handeln vor Ort entscheidet. Da mittlerweile viele gesellschaftliche Phänomene jedoch transnationale Dimensionen aufweisen, sind dabei globale Wert- und Ordnungsvorstellungen zu berücksichtigen. Dies gilt insbesondere für den Menschenrechtsschutz. Es existieren auf internationaler und regionaler Ebene viele menschenrechtliche Bestimmungen (vgl. dazu die Auswahl im zweiten Teil dieses Bandes), sodass von Rechts wegen ein hohes Schutzniveau erreicht ist. In der Realität harren jedoch die Menschenrechte in vielen Teilen der Welt weiterhin ihrer Anerkennung und des Schutzes.


    Dabei beginnt der Menschenrechtsschutz im konkreten Einzelfall vor Ort. Die Staaten sind vorrangig zum präventiven Menschenrechtsschutz verpflichtet. Als Primärpflicht dürfen sie Menschenrechte nicht selbst verletzen und müssen im Rahmen des Rechts Verletzungen durch Dritte und gesellschaftliche Kräfte verhindern. Ist eine Rechtsverletzung allerdings geschehen, schließt sich daran eine Sekundärpflicht an: Die Gewähr effektiven Rechtsschutzes. Zu diesen Zwecken sind die Staaten gehalten, entsprechende Institutionen, wie Gerichte und Polizeibehörden, bereitzustellen und zu gewährleisten, dass diese wirksam arbeiten. Die internationale Ebene ist demgegenüber schon in Ermangelung ausreichender Kapazitatäten (Ressourcenknappheit), wegen des staatlichen Gewaltmonopols und auch weil man vor Ort »näher dran« ist (Grundsatz der Subsidiarität) kein Ersatz für den nationalen Menschenrechtsschutz. Gleichwohl sichert die überstaatliche Ebene die Pflichten des Staates zum Menschenrechtsschutz ab. Denn das internationale und regionale Recht normiert die materiell-rechtliche Pflicht der Staaten, die Menschenrechte in innerstaatliches Recht umzusetzen (soweit eine solche Transformation erforderlich ist) sowie effektive Schutzmechanismen und Rechtsbehelfe innerhalb ihrer Rechtsordnung bereitzustellen.


    Art.2 VN-Zivilpakt:
»(2) Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, im Einklang mit seinem verfassungsmäßigen Verfahren und mit den Bestimmungen dieses Paktes die erforderlichen Schritte zu unternehmen, um die gesetzgeberischen oder sonstigen Vorkehrungen zu treffen, die notwendig sind, um den in diesem Pakt anerkannten Rechten Wirksamkeit zu verleihen, soweit solche Vorkehrungen nicht bereits getroffen worden sind.

    (3) Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich,

    a) dafür Sorge zu tragen, dass jeder, der in seinen in diesem Pakt anerkannten Rechten oder Freiheiten verletzt worden ist, das Recht hat, eine wirksame Beschwerde einzulegen, selbst wenn die Verletzung von Personen begangen worden ist, die in amtlicher Eigenschaft gehandelt haben;

    b) dafür Sorge zu tragen, dass jeder, der eine solche Beschwerde erhebt, sein Recht durch das zuständige Gerichts-, Verwaltungs- oder Gesetzgebungsorgan oder durch eine andere, nach den Rechtsvorschriften des Staates zuständige Stelle feststellen lassen kann, und den gerichtlichen Rechtsschutz auszubauen;

    c) dafür Sorge zu tragen, dass die zuständigen Stellen Beschwerden, denen stattgegeben wurde, Geltung verschaffen.«


    Auch dies bringt zum Ausdruck, dass die Nationalstaaten vom Völkerrecht immer noch als die Schutzgaranten des Individuums betrachtet werden. Dies zeigt sich etwa daran, dass es ihnen ebenfalls zusteht und womöglich nach innerstaatlichem Recht verpflichtend obliegt , im Wege diplomatischen Schutzes zugunsten eigener Staatsangehöriger zu intervenieren, falls andere Staaten deren Menschenrechte verletzen.


    Beispiel: Die Brüder La Grand waren deutsche Staatsangehörige, die jedoch die größte Zeit ihres Lebens in den Vereinigten Staaten gelebt hatten. Sie wurden in den USA zum Tode verurteilt, ohne dass ihnen angeboten wurde, gemäß Art.36 Abs.1 des Wiener Übereinkommens über konsularische Beziehungen (Konsularrechtskonvention) mit einem Vertreter ihres Heimatstaates das war im Rechtssinne der Staat, dessen Staatsangehörigkeit sie hatten Kontakt aufzunehmen und diesen um Hilfe zu ersuchen. Obwohl sie keinen näheren Bezug zur Bundesrepublik Deutschland aufweisen konnten, intervenierte die Bundesregierung zugunsten ihrer Staatsangehörigen und verklagte die USA vor dem Internationalen Gerichtshof wegen dieser Versagung konsularischen Schutzes.

    Der Gerichtshof hat den Vereinigten Staaten im Wege einer vorläufigen Anordnung untersagt, dieses Urteil zu vollstrecken. Dem entgegen wurden die Brüder La Grand durch den Bundesstaat Texas 1999 hingerichtet. Ungeachtet dieses Völkerrechtsverstoßes haben alle Beteiligten das Recht des Heimatstaates, zugunsten eigener Staatsangehöriger im Wege diplomatischen Schutzes zu intervenieren, anerkannt.


    In der Realität ist jedoch festzustellen, dass viele Staaten nicht willens oder nicht in der Lage sind, diesen Vorgaben zu entsprechen. Dies verlangt von der internationalen Gemeinschaft eine Entscheidung, wie sie sich dazu verhält. Mit dem »Prinzip der Schutzverantwortung« haben sich die Staats- und Regierungschefs auf dem Weltgipfel der Vereinten Nationen im Jahr 2005 positioniert. In demAbschlussdokument, Resolution 60/1 der VN-Generalversammlung, bekennen sie sich zunächst zur vorrangigen Verantwortlichkeit der Staaten.


    Abs.138: »Jeder einzelne Staat hat die Verantwortung für den Schutz seiner Bevölkerung vor Völkermord, Kriegsverbrechen, ethnischer Säuberung und Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Zu dieser Verantwortung gehört es, solche Verbrechen, einschließlich der Anstiftung dazu, mittels angemessener und notwendiger Maßnahmen zu verhüten. Wir akzeptieren diese Verantwortung und werden im Einklang damit handeln.«


    Die Bedeutung des Prinzips der Schutzverantwortung besteht nun darin, dass es über diese einzelstaatliche Verantwortung hinausgeht und eine Reservekompetenz der internationalen Gemeinschaft postuliert. Der Schutz der Menschenrechte wird nicht mehr als exklusive innerstaatliche Angelegenheit angesehen, vielmehr behält sich die internationale Gemeinschaft ein Eintreten für diese gemeinsamen Werte als international concern vor. Dieses Eintreten besteht zunächst in der Ermutigung, der Hilfestellung und gegebenenfalls friedlichen Sanktionen:


    Abs.138: »Die internationale Gemeinschaft sollte gegebenenfalls die Staaten ermutigen und ihnen dabei behilflich sein, diese Verantwortung wahrzunehmen, und die Vereinten Nationen bei der Schaffung einer Frühwarnkapazitatät unterstützen.«


    Abs.139: »Die internationale Gemeinschaft hat durch die Vereinten Nationen auch die Pflicht, geeignete diplomatische, humanitäre und andere friedliche Mittel nach den Kapiteln VI und VIII der Charta einzusetzen, um beim Schutz der Bevölkerung vor Völkermord, Kriegsverbrechen, ethnischer Säuberung und Verbrechen gegen die Menschlichkeit behilflich zu sein.

    […]

    Wir beabsichtigen außerdem, uns erforderlichenfalls und soweit angezeigt dazu zu verpflichten, den Staaten beim Aufbau von Kapazitatäten zum Schutz ihrer Bevölkerung vor Völkermord, Kriegsverbrechen, ethnischer Säuberung und Verbrechen gegen die Menschlichkeit behilflich zu sein und besonders belasteten Staaten beizustehen, bevor Krisen und Konflikte ausbrechen.«


    Es geht also zunächst um Prävention und die Möglichkeit, friedliche Sanktionen als Druckmittel einzusetzen. Jedoch verpflichtete sich die internationale Gemeinschaft im Schlussdokument des Weltgipfels auch, notfalls mit nicht-friedlichen Mitteln zu intervenieren:


    Abs.139: »In diesem Zusammenhang sind wir bereit, im Einzelfall und in Zusammenarbeit mit den zuständigen Regionalorganisationen rechtzeitig und entschieden kollektive Maßnahmen über den Sicherheitsrat im Einklang mit der Charta, namentlich KapitelVII, zu ergreifen, falls friedliche Mittel sich als unzureichend erweisen und die nationalen Behörden offenkundig dabei versagen, ihre Bevölkerung vor Völkermord, Kriegsverbrechen, ethnischer Säuberung und Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu schützen. Wir betonen die Notwendigkeit, dass die Generalversammlung die Verantwortung für den Schutz von Bevölkerungsgruppen vor Völkermord, Kriegsverbrechen, ethnischer Säuberung und Verbrechen gegen die Menschlichkeit und die sich daraus ergebenden Auswirkungen eingedenk der Grundsätze der Charta und des Völkerrechts weiter prüft.«


    Diese Aussagen werden als eine Reflexion der Fortentwicklung des Konzeptes staatlicher Souveränität gedeutet. Souveränität kennzeichnet damit nicht nur die Bündelung der höchsten Macht nach innen in den Händen des Staates, verbunden mit dessen völkerrechtlich abgesteckter Unabhängigkeit nach außen, sondern betont die Verantwortlichkeit des Staates für seine Bürger und Menschen unter seiner Hoheitsgewalt. Vor dem Hintergrund insbesondere der Völkermorde in Ruanda und während des Bürgerkrieges im ehemaligen Jugoslawien wird mithin die Pflichtenbindung der Souveränität akzentuiert. Ungeachtet ihres politischen Gewichts ist die Rechtsnatur des Prinzips der Schutzverantwortung jedoch unklar. Manche sprechen von einer im Entstehen begriffenen Norm, die jedoch überwiegend noch nicht als geltendes Völkerrecht betrachtet wird. Daher ist gewisse Zurückhaltung geboten, soweit Rechtswirkungen abgeleitet werden sollen. Schon vor dem Weltgipfel wurde dem Sicherheitsrat die Kompetenz zugeschrieben, als Ultima Ratio den Einsatz militärischer Gewalt zum Schutze der Menschenrechte zu autorisieren. Dies bestätigt die Schutzverantwortung. Eine Rechtfertigung für eine derart begründete Anwendung von Gewalt ohne ein solches »Mandat« wird nach überwiegender Auffassung mit der Schutzverantwortung nicht geschaffen. Ob eine solche einseitige »Humanitäre Intervention« überhaupt zu rechtfertigen ist, bleibt daher umstritten (vgl.Kapitel6.4). Bedeutung hat das Prinzip der Schutzverantwortung allerdings dadurch erlangt, dass der Sicherheitsrat auf sie in der Ziff. 4 der Resolution 1674 (2006) im Zusammenhang mit dem Schutz von Zivilisten in bewaffneten Konflikten rekurriert hat. Weitere Anerkennung fand sie in Resolution 1970 (2011) hinsichtlich des Konfliktes in Libyen (Erwägungen: »unter Hinweis auf die Verantwortung der libyschen Behörden, die Bevölkerung zu schützen […]«), der den Rat bewogen hat, die militärische Intervention der NATO in Libyen, die schließlich zum Sturz Gaddafis geführt hat, durch Resolution 1973 (2011) zu autorisieren. Damit begann jedoch auch eine Krise des Konzeptes. Viele Staaten, unter ihnen Russland und China, kritisierten den »herbeigebombten« regime change in Libyen und verwiesen darauf, dass Ziff. 4 der Resolution 1973 nur die Anwendung von Gewalt zum Schutz der Zivilbevölkerung vorsieht:


    »[…] ermächtigt die Mitgliedstaaten, die eine Notifizierung an den Generalsekretär gerichtet haben und die einzelstaatlich oder über regionale Organisationen oder Abmachungen und in Zusammenarbeit mit dem Generalsekretär tätig werden, alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, ungeachtet der Ziffer 9 der Resolution 1970 (2011), um von Angriffen bedrohte Zivilpersonen und von der Zivilbevölkerung bewohnte Gebiete in der Libysch-Arabischen Dschamahirija, einschließlich Bengasis, zu schützen, unter Ausschluss ausländischer Besatzungstruppen jeder Art in irgendeinem Teil libyschen Hoheitsgebiets, unter Hinweis auf die Verantwortung der libyschen Behörden, die Bevölkerung zu schützen […]«


    Wohl nicht ganz zu Unrecht wurde im Verhalten der NATO ein Überschreiten des Mandates erkannt. Dies hat die Ablehnung, die insbesondere Staaten wie Russland und China gegenüber Interventionen und der damit einhergehenden Einschränkung der Souveränität haben, gestärkt. Dem Prinzip der Schutzverantwortung wurde damit ein Bärendienst erwiesen, wie insbesondere die Reaktion auf den Bürgerkrieg in Syrien gezeigt hat. Dort sehen sich die Internationale Gemeinschaft und der VN-Sicherheitsrat im Besonderen außer Stande, wirksame Maßnahmen zu ergreifen. Es wird sich erweisen, ob das von manchen nun »tot« gewähnte Prinzip der Schutzverantwortung wiederbelebt werden kann. Einige jüngere Resolutionen des Sicherheitsrates erwähnen zumindest den Aspekt der vorrangigen staatlichen Sicherheitsverantwortung (etwa die Resolutionen 1976; 1996; 2014 und 2016 aus 2011). Resolution 2017 aus 2013 bezieht sich sogar ausdrücklich auf dieAbs.138und139der Weltgipfelerklärung für eine Verurteilung der schweren Verbrechen infolge des Missbrauchs von Kleinwaffen und leichten Waffen. Die Autorisierung eines militärischen Vorgehens zugunsten von Menschenrechten dürfte gleichwohl auf unabsehbare Zeit ausscheiden.


    Freilich hält die regionale und internationale Ebene auch friedliche Mechanismen zum Schutz der Menschenrechte bereit. Neben dem Menschenrechtsschutzregime der Vereinten Nationen (vgl.Kapitel6.3) spielen die Vertragsorgane (vgl.Kapitel6.4) sowie die regionalen Menschenrechtsgerichtshöfe (vgl. Kapitel6.5) eine wichtige Rolle. Es ist jedoch zu beachten, dass das institutionelle Schutzniveau nicht nur im Verhältnis von Europa zu anderen regionalen Menschenrechtsregimen, sondern insbesondere gegenüber der internationalen Ebene abnimmt. Zwar stellen die internationalen Menschenrechtsverträge das minimale Schutzniveau, das nicht unterschritten werden darf, dar. Dies wird jedoch nicht von einem komplementär ausgestalteten Rechtsschutz begleitet. Instrumente zur Durchsetzung der internationalen menschenrechtlichen Verpflichtungen der Staaten sind eher schwach ausgeprägt. Auch aus diesem Grunde bleiben die Nationalstaaten als Garanten der Menschenrechte unverzichtbar.


    Der Ansatz auf allen Ebenen ist freilich: Wehret den Anfängen. Dementsprechend ist Prävention der beste Ansatz gegen Menschenrechtsverletzungen (vgl.Kapitel6.2). Die Verfolgung von Menschenrechtsverletzungen und Entschädigung von Opfern ist demgegenüber stets nur »zweite Wahl«. In allen Bereichen des Menschenrechtsschutzes leisten Nichtregierungsorganisationen, die von zivilgesellschaftlichem und ehrenamtlichem Engagement getragen werden, einen wichtigen Beitrag (vgl.Kapitel6.4).


    6.2Präventiver Menschenrechtsschutz


    Menschenrechtsschutz als Querschnittsaufgabe der Politik


    Der Schutz von Menschenrechten beginnt präventiv, insbesondere die Politik muss darauf abzielen, die Verletzung von Menschenrechten zu vermeiden. Diese Forderung gilt für die innerstaatliche wie für die auswärtige Politik.


    In beiden Bereichen ist der Menschenrechtsschutz als Querschnittsaufgabe zu betrachten. Politik ist die Regelung des Zusammenlebens von Mitgliedern eines Gemeinwesens unter der Ägide des Rechts im Rahmen eines Staatswesens. Schon aufgrund der Rechtsbindung des Staates muss von einer umfassenden Menschenrechtsbindung der Politik ausgegangen werden. Dies anerkennend, hat etwa der vormalige deutsche Außenminister Westerwelle formuliert:


    »Die Bundesregierung betrachtet den Einsatz für Menschenrechte als ein zentrales Politikanliegen, innen- wie außenpolitisch. Wir wollen eine interessengeleitete, vor allen Dingen aber auch eine werteorientierte Außenpolitik. Es gibt aus unserer Sicht keine menschenrechtsfreien Politikbereiche.«10


    Diese Aussage bestätigt, dass Menschenrechte durch nahezu alle Formen politischen Handelns betroffen sein dürften. Dies gilt für zunächst banal erscheinende Entscheidungen, wie etwa solche über Flugrouten, wenn durch den Fluglärm Gesundheitsbeeinträchtigungen und damit Eingriffe in das Recht auf körperliche Unversehrtheit oder gar Leben drohen. Auch klimapolitische Entscheidungen haben eine jedenfalls mittelbare und mittelfristige menschenrechtliche Relevanz, bedenkt man die Folgen des Klimawandels, etwa seine Auswirkungen auf die Binnenmigration. Offensichtlicher ist die Menschenrechtsrelevanz politischer Entscheidungen freilich im Bereich der inneren Sicherheit. Oftmals diskutiert ist die Frage, wie viel Freiheit man bereit ist, für die Sicherheit zu opfern etwa im Bereich des Datenschutzes. Gleichwohl zeigt sich, dass in allen Ministerien Menschenrechte mitgedacht werden müssen. Ein eigenes Ministerium für Menschenrechte besteht nur selten und zeugt, wie das Beispiel Irak ausweist, nicht zwangsläufig von einem hohen Schutzniveau im Lande.


    In Deutschland ist im November 1998, im Auswärtigen Amt angesiedelt, das Amt des Menschenrechtsbeauftragten (»Beauftragter der Bundesregierung für Menschenrechtspolitik und Humanitäre Hilfe im Auswärtigen Amt«) geschaffen worden. Dieser beobachtet die Entwicklung der Menschenrechtslage weltweit, gibt dem Bundesaußenminister Empfehlungen und ist Ansprechpartner auch für andere Ministerien und die Zivilgesellschaft. Er kann keine Weisungen erteilen, nimmt dafür das Amt aber unabhängig wahr. Insbesondere durch sein Wirken in der Öffentlichkeit, durch Reden und Berichte, kann der Menschenrechtsbeauftragte deutlichen Einfluss auf die Politikgestaltung nehmen. Zwar liegt der Fokus dabei auf ausländischen Geschehnissen, dennoch kann sich der Menschenrechtsbeauftragte auch zu innerstaatlichen Angelegenheiten äußern. Er ist allerdings weder eine Ombudsperson noch eine Stelle, die Rechtsschutz in individuellen Fällen anbieten kann. Der Schutz vor Menschenrechtsverletzungen bleibt in Deutschland insbesondere den Gerichten anvertraut. Der Menschenrechtsbeauftragte ist somit vielmehr die Stimme der Menschenrechte innerhalb der Bundesregierung, die nicht entscheiden, aber mahnen kann. Folgend sollen nun exemplarisch die Menschenrechtsbildung sowie die Entwicklungs- und Rüstungspolitik als Teilbereiche politischen Handelns beleuchtet werden.


    Exkurs: Menschenrechtsbildung


    Eine wichtige Rolle im präventiven Menschenrechtsschutz nimmt die Menschenrechtsbildung und -ausbildung ein. Sie soll die einzelne Person in die Lage versetzen, ihre Menschenrechte wahrzunehmen und sich für die Menschenrechte anderer einzusetzen. Damit zielt die Menschenrechtsbildung auf eine Verbesserung der Gesellschaft ab, indem sie die Individuen zu »Menschenrechtsanwältinnen und -anwälten des Alltags« macht. Dazu müssen Kenntnisse vermittelt sowie Handlungsmöglichkeiten aufgezeigt und erarbeitet werden. Dadurch kann ein menschenrechtssensibles Bewusstsein entstehen, das es jedermann ermöglicht, das eigene Handeln kritisch zu reflektieren und für eine Verbesserung der gesellschaftlichen Bedingungen für den Genuss der Menschenrechte aller einzutreten.


    Nach der Dekade der Menschenrechtserziehung von 1994 bis 2004 haben die Vereinten Nationen im Dezember 2004 das Weltprogramm für Menschenrechtsbildung ausgerufen. Es sieht die Verbesserung der Menschenrechtsbildung durch die Mitgliedstaaten in verschiedenen Stufen bis 2015 vor. Schließlich hat die VN-Generalversammlung im Februar 2012 die Erklärung der Vereinten Nationen über Menschenrechtsbildung und -ausbildung angenommen.11 Diese Erklärung, der ein Beschluss des VN-Menschenrechtsrates vorausgegangen ist, ist für sich genommen nicht verbindlich. Der von ihr gewählte umfassende Ansatz hat gleichwohl politisches Gewicht. In Art.1 betont die Erklärung, dass jeder das Recht habe, Informationen über Menschenrechte zu kennen, zu suchen und zu erhalten und dass jedem Zugang zur Menschenrechtsbildung eingeräumt werden solle. Sie betont, dass die Menschenrechtsbildung für den Schutz der Menschenrechte bedeutsam sei und sie Einzelne in die Lage versetze, an einer universellen Kultur der Menschenrechte mitzuwirken (Art.2). Menschenrechtsbildung umfasse daher eine Bildung über Menschenrechte, durch Menschenrechte und für Menschenrechte (Art.2 Abs.2). Ihre Grundlage seien die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte sowie die maßgeblichen internationalen Übereinkünfte (Art.4) und sie basiere auf den Grundsätzen der Gleichheit, der Menschenwürde, der Inklusion und der Nichtdiskriminierung (Art.5). Menschenrechtsbildung sei ein lebenslanger Prozess für alle Altersstufen, alle gesellschaftlichen Schichten und alle Bildungseinrichtungen sowie Formen der Wissensvermittlung (Art.3). Dabei betont die Erklärung die vorrangige Verantwortlichkeit der Staaten auch hinsichtlich einer effektiven Menschenrechtsbildung (Art.7, 14), der sie auch durch die Aufnahme in die Curricula von Schulen gerecht werden können (Art.8). Ergänzend treten zivilgesellschaftliche, internationale und regionale Organisationen hinzu (Art.10, 11), die neben dem allgemeinen Beitrag zur Menschenrechtsbildung insbesondere die Ausbildung ihres Personals im Auge haben sollen.


    In Deutschland ist das Schulwesen Angelegenheit der Bundesländer, sodass die Schulformen, Organisationen und Lehrinhalte voneinander abweichen können. Um allzu großen Differenzen vorzubeugen, stimmen sich die zuständigen Ministerinnen und Minister in der Kultusministerkonferenz ab. Sie dient der Koordination der Bundesländer in den Bereichen Bildungspolitik, Erziehung und Forschung und hat 1980 eine Empfehlung der Kultusministerkonferenz zur Förderung der Menschenrechtserziehung in Schulen12 beschlossen, die 2000 aktualisiert wurde. Dort heißt es unter anderem:


    »Die Menschenrechte werden nicht nur durch staatliches Handeln verwirklicht, sondern maßgeblich durch die Haltung und das Engagement jedes Einzelnen. Hierzu muss die Schule durch eine entsprechende Persönlichkeitsbildung einen maßgeblichen Beitrag leisten. Menschenrechtserziehung gehört zum Kernbereich des Bildungs- und Erziehungsauftrages von Schule und ist in allen Landesverfassungen und Schulgesetzen als oberstes Bildungsziel festgelegt. Sie erfasst alle Felder schulischen Handelns.«


    Mittlerweile enthalten alle Schulgesetze ein mehr oder weniger starkes Bekenntnis zur Menschenrechtsbildung und sehen vor, diese in die Ausbildung zu integrieren.13 Maßgeblich für die gelungene Umsetzung dieses Bildungsauftrags sind freilich auch das Engagement und die Fähigkeiten der Lehrkräfte. Dementsprechend gilt es, auch in der akademischen Ausbildung der künftigen Lehrerinnen und Lehrer den Aspekt Menschenrechtsbildung zu vertiefen.


    Exkurs: Menschenrechte in der Entwicklungspolitik und die Millenniums-Entwicklungsziele (Millennium Development Goals, MDGs)


    In der Entwicklungspolitik hat der Begriff der »Entwicklungszusammenarbeit« die »Entwicklungshilfe« ersetzt, um zu verdeutlichen, dass es um eine gleichberechtige Partnerschaft geht, die auf den Prinzipien der ethischen Verantwortung sowie der internationalen Solidarität basiert und deren Ziel es ist, die sozioökonomischen Rückstände der Entwicklungsländer abzubauen, den Lebensstandard dort zu erhöhen, den Menschen ein selbstständiges Leben ohne materielle Not und den Kindern eine gute Zukunft zu ermöglichen.


    Aus Sicht der die Entwicklungsgelder bereitstellenden Länder gibt es dabei zwei menschenrechtliche Aspekte zu beachten: Die Entwicklungszusammenarbeit selbst darf Menschenrechte zunächst nicht verletzten. Sie soll zudem die Einhaltung der Menschenrechte fördern.


    Das Strategiepapier 04/2011 des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ)14 bezeichnet die Förderung von Menschenrechten als Werkzeug und deren Achtung als Ziel der Entwicklungspolitik. Dies gründet auf der Erkenntnis, dass die Achtung der Menschenrechte die Voraussetzung für eine nachhaltige Entwicklung, wirksame Bekämpfung von Armut und Förderung des Friedens darstellt. Konsequent bekennt sich die Entwicklungspolitik daher zu einem dualen Menschenrechtsansatz, der sowohl die Förderung spezifischer Menschenrechtsvorhaben als auch die Verankerung des Menschenrechtsansatzes sektorenübergreifend als Querschnittsaufgabe anerkennt. Damit sollen die strukturellen Gründe von Armut und Defizitaten in der Entwicklung angegangen werden. Die Partnerländer werden hier als durch die Menschenrechte verpflichtet anerkannt und sollen im Rahmen der Zusammenarbeit befähigt werden, ihren menschenrechtlichen Verpflichtungen auch tatsächlich nachzukommen.


    Im Rahmen einer menschenrechtsorientierten Entwicklungspolitik ist also zunächst darauf zu achten, dass etwa bei der Förderung von Projekten, wie der Errichtung von Staudämmen oder der Renaturierung von besiedelten Gebieten, die Menschenrechte von Betroffenen, zum Beispiel indigenen Völkern, nicht verletzt werden und etwa umzusiedelnde Anwohner angemessen entschädigt werden. Im Rahmen eines Politikdialogs können schließlich die Partnerländer zu guter Regierungsführung angehalten und beim Aufbau von Menschenrechtsinstitutionen unterstützt werden. Sinnvoll erscheint es etwa, Menschenrechte in Kooperationsverträgen mit Partnerländern zu verankern und deren Einhaltung als gegenseitige Verpflichtung festzuschreiben. Auch kann eine Kooperation mit Nichtregierungsorganisationen gesucht werden, wobei hier manche Staaten möglicherweise mit Sanktionen reagieren. Bedeutsam ist neben der Entwicklung menschenrechtsbezogener Kriterien, die über die Förderungswürdigkeit konkreter Vorhaben eines Landes entscheiden (»Menschenrechte-Checkliste«), insbesondere die Kontrolle der Einhaltung durch ein angemessenes Monitoring und neue Formen der Rechenschaftslegung. Dialogforen und Bürgerhaushalte sind neben der Einrichtung eines menschenrechtlichen Beschwerdemechanismus bei den Geberländern zudem geeignet, bei der Überwachung des menschenrechtlichen Ansatzes der Entwicklungszusammenarbeit die Zivilgesellschaft in die Kontrolle einzubeziehen. Die Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft, etwa mit Menschenrechtsverteidigerinnen und -verteidigern sowie Menschenrechtsorganisationen, und die Aufklärung der Bevölkerung sollen die Beachtung der Menschenrechte sicherstellen, indem sie deren Inhaber befähigen, für ihre Rechte einzutreten. Durch die Verfolgung des eigenen subjektiven Interesses an den Menschenrechten wird die Einzelperson gleichermaßen zum Durchsetzungshebel für den Menschenrechtsschutz insgesamt, denn viele Individuen, die für ihre Rechte eintreten, fördern damit die allgemeine Wahrung der Menschenrechte als ein übergeordnetes objektives Interesse. Die Förderung konkreter Menschenrechtsvorhaben und benachteiligter Gruppen flankiert diesen Ansatz.


    Wird die Entwicklungszusammenarbeit und damit Förderung eines Landes von der Einhaltung der Menschenrechte abhängig gemacht, spricht man von »Konditionalität«. Bei erheblichen Menschenrechtsverletzungen kann eine Zusammenarbeit unterbleiben oder als schärfste Sanktion bei einer bestehenden Zusammenarbeit deren Einstellung die Folge sein.


    Beispiel: Im südostafrikanischen Malawi einem der ärmsten Länder der Erde, dessen Haushalt zu etwa 40 Prozent aus Quellen der internationalen Entwicklungszusammenarbeit gespeist wird wurde ein Paar homosexueller Männer, das eine Hochzeit inszeniert hatte, 2010 zu 14 Jahren Haft verurteilt. Dies wurde international scharf verurteilt und viele Staaten, unter ihnen Deutschland, drohten, ihre Entwicklungshilfe einzufrieren. Auch der VN-Generalsekretär übte öffentlich Kritik. Maßgeblich wohl in Reaktion darauf hat der malawische Präsident die beiden Verurteilten begnadigt nicht ohne deren »Verbrechen« als gegen die Kultur des Landes gerichtet zu verurteilen.


    Diese Konditionalität der Entwicklungspolitik ist jedoch sehr umstritten. BereitsArt.2 Abs.3 VN-Sozialpaktmacht deutlich, dass der Status als Entwicklungsland von den menschenrechtlichen Bindungen nicht grundsätzlich befreit:


    »Entwicklungsländer können unter gebührender Berücksichtigung der Menschenrechte und der Erfordernisse ihrer Volkswirtschaft entscheiden, inwieweit sie Personen, die nicht ihre Staatsangehörigkeit besitzen, die in diesem Pakt anerkannten wirtschaftlichen Rechte gewährleisten wollen.«


    Sind für den Sozialpakt Abweichungen (Leistungen für Ausländer) noch ausdrücklich geregelt, müssen sie wie jeder weitere Dispens von Menschenrechten für die anderen Menschenrechtsverträge, die eine entsprechende Regelung nicht enthalten, ausscheiden es gilt vielmehr eine umfassende Bindung auch der Entwicklungsländer an die Menschenrechte. Gleichwohl wird insbesondere von Seiten der Entwicklungsländer den Geberländern Erpressung, Neo-Imperialismus und Kulturignoranz vorgeworfen, wenn diese Menschenrechte zur Bedingung der Kooperation machen. Tatsächlich ist nicht zu verkennen, dass wie das obige Beispiel Malawis verdeutlicht ein Einlenken zugunsten der Entwicklungszusammenarbeit allein keinen Kulturwandel bedeutet. Jedoch kann ein geschlossenes Auftreten der Geberländer einen Kulturwandel begünstigen, insbesondere wenn lokale Nichtregierungsorganisationen eingebunden werden. Allerdings schwindet der Einschüchterungseffekt und damit zugleich Ansporn für die Beachtung der Menschenrechte in dem Maße, wie sich andere Geberländer finden, die zur Entwicklungsförderung bereit sind, ohne entsprechende Anforderungen an die Einhaltung von Menschenrechten zu stellen. Häufig wird in diesem Zusammenhang auf China verwiesen, das im globalen Wettbewerb um Rohstoffe nicht unbeachtliche Entwicklungshilfe auf dem afrikanischen Kontinent leistet und damit in Konkurrenz zu den westlichen Geberländern steht. Es verbietet sich jedoch die Teilnahme an einem solchen Unterbietungswettbewerb (race to the bottom). Mittelfristig werden auch die Entwicklungsländer erkennen, dass eine partnerschaftliche Zusammenarbeit mit demokratischen und rechtsstaatlichen Geberländern nachhaltiger und eher in ihrem Sinne ist als die Kooperation mit Diktaturen oder autokratischen Regimen. Im Rahmen einer Partnerschaft respektiert man einander. Sie gründet auf gemeinsamen Werten und Prinzipien, wobei zugunsten der Entwicklungszusammenarbeit die internationale Solidarität angeführt werden kann. Dann ist es aber legitim, wenn sich auch die Geberländer auf gemeinsame Werte und Prinzipien nämlich die universellen Menschenrechte berufen. Schließlich wird eingewandt, dass die Konditionalität und ihre Konsequenzen, etwa eine Einstellung der Förderung und sonstige Sanktionen, häufig die besonders Schwachen und Bedürftigen anstelle der Verantwortlichen treffen. Dem lässt sich begegnen, indem etwa die Kürzung von Budgethilfen (Mittel, die ohne Zweckbindung in den allgemeinen Haushalt fließen) durch eine gezielte Förderung zivilgesellschaftlicher oder staatlicher Projekte kompensiert wird. Gleichwohl bleibt die Erkenntnis, dass die Konditionalität und die hinter ihr stehende Bindung an Menschenrechte als gemeinsame Werte und zwingende Bedingung (conditio sine qua non) Härten mit sich bringen und politische Abwägungen und dann Entscheidungen unverzichtbar machen kann. Bleibt dann ein Preis zu zahlen, ist sorgsam zu überlegen, ob er angesichts der infrage stehenden Rechtsgüter tatsächlich als zu hoch erscheint.


    Auch auf internationaler Ebene wird anerkannt, dass sich Menschenrechte und Entwicklungspolitik gegenseitig ergänzen und bestärken. Sie nutzen unterschiedliche Instrumente und Strategien, um dasselbe Ziel zu erreichen, nämlich die Verbesserung der Lebensbedingungen der Menschen, wie etwa das Büro des VN-Hochkommissars für Menschenrechte ausführt.15 MitArt.32 Behindertenrechtskonventionbestätigt auch einer der jüngsten großen Menschenrechtsverträge die Relevanz der Entwicklungszusammenarbeit. Dort heißt es:


    »(1) Die Vertragsstaaten anerkennen die Bedeutung der internationalen Zusammenarbeit und deren Förderung zur Unterstützung der einzelstaatlichen Anstrengungen für die Verwirklichung des Zwecks und der Ziele dieses Übereinkommens […]. Unter anderem können sie Maßnahmen ergreifen, um

    a) sicherzustellen, dass die internationale Zusammenarbeit, einschließlich internationaler Entwicklungsprogramme, Menschen mit Behinderungen einbezieht und für sie zugänglich ist […].«


    Auch die VN-Generalversammlung (A/RES/64/292 Ziff. 2) betont die menschenrechtliche Bedeutung der Entwicklungspolitik, wenn sie Staaten und Organisationen auffordert, durch internationale Hilfe und Zusammenarbeit das Menschenrecht auf Wasser sicherzustellen. Zudem wird das Recht auf Entwicklung als eigenständiges Recht immer wieder von diversen internationalen Stellen, insbesondere der Generalversammlung, betont. NachArt.3 und 4 der Resolution 41/128der Generalversammlung vom 4.Dezember 1986 umfasst das Recht auf Entwicklung auch die Pflicht der Staaten zur Zusammenarbeit und Aufstellung internationaler Entwicklungspolitiken. Und tatsächlich ist die enge Verbindung nicht zu übersehen. Die Entwicklungspolitik intendiert klassischerweise, das Lebensniveau insgesamt anzuheben und insbesondere den Hunger zu bekämpfen. Damit sichert sie ebenfalls etwa das Recht auf Leben, Gesundheit und Nahrung. Zugleich fördern die Menschenrechte die Entwicklungspolitik. Wo Geschlechtergleichheit ernst genommen wird und Männer mit Frauen gleichberechtigt zusammenarbeiten, ist der Nährboden für eine gute Entwicklung fruchtbarer. Teilhabe der Menschen durch Meinungs- und Demonstrationsfreiheit, eine kritische und durch die Pressefreiheit gesicherte Berichterstattung sowie ein funktionierendes Justizwesen können Korruption vorbeugen und Entwicklungsprojekten eine Akzeptanz verschaffen, die ihnen nachhaltige Erfolge garantiert.


    Die entwicklungspolitische Debatte wird seit einigen Jahren von den Zielen bestimmt, auf die sich im September 2000 die Staats- und Regierungschefs von 189 Staaten auf dem Millenniums-Gipfel, der 55.Sitzung der Generalversammlung der Vereinten Nationen, verständigt haben. Aus dieser Verständigung ergeben sich die acht Ziele, die das Jahr 1990 als Ausgangspunkt nehmen und die es als »Millenniums-Entwicklungsziele« (Millennium Development Goals, MDGs) bis 2015 zu erreichen gilt. Das erste Ziel enthält ein Hauptanliegen der Entwicklungspolitik, die Bekämpfung von Armut und Hunger in der Welt. Dementsprechend soll der Anteil der Menschen, die weniger als den Gegenwert von 1,25US-Dollar pro Tag zum Leben haben und die Hunger leiden, halbiert werden. Das zweite Ziel lautet, Jungen und Mädchen gleichberechtigt eine Primärschulbildung zu ermöglichen. Als drittes Ziel streben die MDGs die Gleichstellung der Geschlechter und die Stärkung der Rolle der Frauen an. Das vierte Ziel verlangt, dass die Kindersterblichkeit von Unter-Fünf-Jährigen um zwei Drittel gesenkt wird und nach dem fünften Ziel ist die Gesundheitsversorgung von Müttern zu verbessern, die Müttersterblichkeitsrate um drei Viertel zu senken und ihnen Zugang zu reproduktiver Gesundheitsversorgung zu ermöglichen. Als sechstes Ziel wird angestrebt, die Ausbreitung von HIV/AIDS, von Malaria und anderen schweren Krankheiten zum Stillstand zu bringen und eine Trendumkehr zu bewirken. Bereits 2010 sollte der weltweite Zugang aller HIV/AIDS-Infizierten zu medizinischer Versorgung erreicht werden. Das siebte Ziel strebt ökologische Nachhaltigkeit an. Dazu sollen die Grundsätze einer nachhaltigen Entwicklung in der Politik und den Programmen der einzelnen Staaten verankert und die Vernichtung von Umweltressourcen eingedämmt werden. Ein Verlust der Biodiversität ist ebenso zu verringern, wie es gilt, den Anteil der Menschen, die keinen gesicherten Zugang zu hygienisch einwandfreiem Trinkwasser haben, zu halbieren. Das achte Ziel macht schließlich den Aufbau einer weltweiten Partnerschaft für Entwicklung zur Vorgabe. Hier sind neben den Entwicklungsländern insbesondere die Geberländer gefragt, im Sinne partnerschaftlicher Kooperation die Anstrengungen zu erhöhen, um gleichberechtigt mit den Entwicklungsländern die entwicklungspolitischen Ziele zu erreichen. Diese acht Ziele sind in 20Unterziele und 60Indikatoren ausdifferenziert, um die Erfolge messbar zu machen.


    
      Millenniums-Entwicklungsziele
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    Im Jahr 2010 wurden auf einer Überprüfungskonferenz Erfolge und Misserfolge diskutiert. Insbesondere die Zielvorgabe im Rahmen der Bekämpfung extremer Armut gilt schon als erreicht. Jedoch wurde kritisiert, dass das Bild verzerrt sei, weil die Erfolge so ungleich verteilt seien. Allein das Wachstum Chinas und die Verbesserung der dortigen Lebensbedingungen habe viel zu den Erfolgen beigetragen. Lauter wurde auch die Kritik hinsichtlich der menschenrechtlichen Komponenten bei den Millenniums-Entwicklungszielen. Diese waren 2000 Teil einer auf vier Handlungsfelder gestützten Planung des Millenniums-Gipfels für die globalen Herausforderungen. Diese vier Handlungsfelder waren:


    
      	•Frieden, Sicherheit und Abrüstung,


      	•Entwicklung und Armutsbekämpfung,


      	•Schutz der gemeinsamen Umwelt,


      	•Menschenrechte, Demokratie und gute Regierungsführung.

    


    Während erste Entwürfe noch einen klaren Bezug zu Menschenrechten vorsahen, sind diese später nicht ausdrücklich Teil der MDGs geworden. Freilich verbessert die Erreichung der Ziele auch die Menschenrechtslage. Die Bekämpfung des Hungers dient dem Recht auf Leben, Gesundheit und Nahrung; eine allgemeine Grundschulbildung befördert das Recht auf Bildung und die Förderung der Gleichstellung hilft der Diskriminierung von Frauen entgegenzuwirken. Gleichwohl regt sich Kritik. Zunächst scheinen die MDGs vorrangig die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte zu fördern, wohingegen klassisch bürgerliche und politische Rechte, wie die Meinungs-, Demonstrations- und Religionsfreiheit, nicht notwendigerweise profitieren. Allenfalls in die unter Ziel 8A aufgenommene »gute Regierungsführung« können einzelne Aspekte hineingelesen werden. Zudem bleiben manche MDGs hinter den menschenrechtlichen Vorgaben zurück. WährendArt.28 Abs.1 lit. a VN-Sozialpaktdas Recht auf Grundschulbildung als »unentgeltlich« vorsieht, trifft das zweite Ziel der MDGs dazu keine Aussage. Und schließlich können Maßnahmen zur Zielerfüllung ihrerseits Menschenrechte verletzten, etwa wenn die Verbesserung des Lebens von Slum-Bewohnern durch eine Aufwertung dieser Elendsviertel erfolgen soll und es dabei zu zwangsweisen Räumungen kommt, die mit dem Recht auf Wohnung (Art.25 Abs.1 AEMR;Art.11 VN-Sozialpakt) unvereinbar sind. Eine Untersuchung des VN-Hochkommissariats für Menschenrechte aus dem Jahr 2008 hat zudem ergeben, dass in den Berichten der Mitgliedstaaten zur MDGs-Erreichung menschenrechtliche Bezüge weitgehend fehlen oder bestimmte marginalisierte Gruppen (Minderheiten, indigene Völker) kaum Erwähnung finden.16 Auch diese Beispiele haben zu der Forderung beigetragen, der Erreichung der entwicklungspolitischen Ziele einen menschenrechtlichen Ansatz zugrunde zu legen. Bereits 2008 hatte das VN-Hochkommissariat für Menschenrechte ein Dokument veröffentlicht, dass diesen Menschenrechtsansatz entwickelt (»Claiming the Millennium Development Goals: A human rights approach«)17. Danach basiere der menschenrechtliche Ansatz auf vier Aspekten:


    
      	•Die MDGs seien mit Menschenrechten in Einklang zu bringen.


      	•Die Umsetzung solle »transformativ«, nicht »technokratisch« sein.


      	•Die Rechte müssten priorisiert werden.


      	•Die Rechte müssten einklagbar sein.

    


    Die Forderung nach »mehr Menschenrechten« in der Entwicklungspolitik hat auch das »UN System Task Team on the Post-2015 UN Development Agenda« aufgegriffen. Diese Arbeitsgruppe nimmt sich der Frage an, wie eine Entwicklungsagenda nach 2015, der Zielmarke für die MDGs-Erreichung, aussehen soll (»Post-2015-Debatte«). In den beiden bislang vorgelegten Berichten nehmen Menschenrechte einen wichtigen Rang ein. Der erste Bericht18 stellt fest, dass die Fortschreibung der Entwicklungsagenda auf den drei zentralen Werten Menschenrechte, Gleichheit und Nachhaltigkeit beruhen müsse. Der zweite Bericht19 entwickelt dies für die globale Entwicklungspartnerschaft (insbesondere in MDG 8 verankert) fort und empfiehlt etwa, die bestehende Menschenrechtsarchitektur mit ihren Kontrollmechanismen für die Kontrolle der Verantwortlichkeit der Beteiligten in der Entwicklungszusammenarbeit zu nutzen. Die stärker menschenrechtliche Ausprägung der Post-2015-Strategie soll zudem um den Aspekt Nachhaltigkeit ergänzt werden. Dies war eines der wenigen Ergebnisse der Konferenz der Vereinten Nationen über nachhaltige Entwicklung in Rio 2012 (»Rio + 20«). Aufbauend auf den globalen entwicklungspolitischen Zielen, maßgeblich den MDGs, haben sich die Staats- und Regierungschefs in ihrem unverbindlichen Abschlussdokument (»The Future we want«)20 dafür ausgesprochen, eine Entwicklungspolitik zu verfolgen, die den Geboten ökonomischer, ökologischer, aber eben auch sozialer Nachhaltigkeit verpflichtet ist. Das heißt, sie soll ein inklusives Wirtschaftswachstum mit Umweltschutz und auch der Wahrung der Menschenrechte verbinden und damit die Entwicklungsziele zu nachhaltigen Entwicklungszielen (Sustainable Development Goals, SDGs) fortentwickeln.


    Auf Ebene der Länder wird deren Entwicklungsstand durch den »Index der menschlichen Entwicklung« (Human Development Index, HDI) gemessen und im »Bericht über die menschliche Entwicklung« (Human Development Report, HDR) vom Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP) veröffentlicht. Dieser »Wohlstandsindikator« basiert auf drei Größen: der Lebenserwartung (Gesundheit), dem Bildungsniveau der Menschen und dem Lebensstandard, der sich maßgeblich am Bruttonationaleinkommen (Einkommen) orientiert. Gemeinsam mit dem 1990 erstmals herausgegebenen Bericht über die menschliche Entwicklung markiert er einen Paradigmenwechsel in der Entwicklungspolitik. Der Blick verlagerte sich von der Betrachtung der nationalen Volkswirtschaften und der bloßen Entwicklung des Bruttoinlandsproduktes hin zum Individuum, das zunehmend ins Zentrum der Entwicklungspolitik geriet. Es ging darum, zu messen, wie sich dessen Freiheiten und Chancen, ein selbstbestimmtes und glückerfülltes Leben zu führen, entwickeln. Auf einer Skala von 0 bis 1 werden soziale mit wirtschaftlichen Faktoren in einer einheitlichen Bewertung verbunden und es wird ein Ranking der Staaten erstellt.


    Doch auch wenn der Mensch zunehmend in den Mittelpunkt rückt, wird die Menschenrechtslage selbst im HDI nicht als maßgebliches Kriterium anerkannt. Gleichwohl finden die Menschenrechte auch in den HDR Berücksichtigung, wenn auch in sehr unterschiedlicher Ausprägung. Im Bericht 2013, der sich dem »Aufstieg des Südens: Menschlicher Fortschritt in einer ungleichen Welt« widmet, werden Menschenrechte im Zusammenhang mit internationalen Governance-Strukturen und dem Konzept der menschlichen Sicherheit diskutiert und es wird betont, dass staatliche Souveränität auch den Schutz der Menschenrechte umfasst. Die Befassung mit Menschenrechten ist hier eher dürftig und pauschal. Im Gegensatz dazu befasst sich der Bericht aus dem Jahr 2000 gesondert und umfänglich mit menschlicher Entwicklung und den Menschenrechten.21 Er stellt fest, dass beide Stränge nach unterschiedlichen Bahnen zu Zeiten des Kalten Krieges nun zusammenliefen und ein gemeinsames Ziel verfolgten: den Menschen ein Leben in Freiheit, Wohlergehen und Würde zu ermöglichen. Der Bericht legt dar, dass die Menschenrechte nicht erst das Ergebnis oder die Belohnung von Entwicklungspolitik sind, sondern dass Entwicklung ohne Menschenrechte bereits nicht richtig funktioniert. Gleichberechtigung, Mitsprache, Rechtsstaatlichkeit, bürgerliche und politische Freiheitsrechte wie wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte schaffen einen Menschen, der die Grundlage für eine nachhaltige Wirtschaft darstellt und damit das Wachstum befördert. Der Bericht benennt nicht nur Menschenrechtsverletzungen und die damit verbundenen Entwicklungshemmnisse, sondern stellt auch weitreichende Forderungen, etwa nach inklusiver Demokratie und der Verantwortlichkeit von nicht-staatlichen Akteuren sowie einer transnationalen Verantwortlichkeit der Staaten.


    Abschließend lässt sich festhalten, dass Entwicklungspolitik ein mehrdimensionales Konzept ist, das neben makroökonomischen wirtschaftlichen Fortschritten (Wirtschaftswachstum) um eine ökologische Komponente (Umweltschutz) und ganz zentral den Schutz der Menschenrechte der Individuen ergänzt werden muss, um eine positive und nachhaltige Entwicklung zu ermöglichen.


    Exkurs: Menschenrechte und Rüstungsexporte


    Die Rüstungsexportpolitik kann ebenfalls als Beispiel für den präventiven Menschenrechtsschutz fungieren. Deutschland ist mit einem Marktanteil zwischen 7 und 11 Prozent am weltweiten Handel mit Rüstungsgütern in den letzten Jahren (2010 bis 2013) der drittgrößte Exporteur nach den USA und Russland. Da Waffen repressiven Regimen erhebliche und weitreichende Menschenrechtsverletzungen ermöglichen, ist die Kritik an Rüstungsexporten entsprechend groß in Deutschland haben insbesondere wiederholte Panzerlieferungen an Saudi-Arabien in den letzten Jahren Empörung ausgelöst. Ein menschenrechtlicher Ansatz bei der politischen Entscheidung über Rüstungsexporte ist also unverzichtbar. In Deutschland liegt die Entscheidung über Rüstungsexporte in der Hand der Bundesregierung und damit der politischen Exekutive. Federführend entscheidet das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, das sich mit dem Auswärtigen Amt abstimmt, über Rüstungsausfuhren. Für »heikle Fragen«, insbesondere bei Exporten in problematische Länder, ist der Bundessicherheitsrat zuständig. Dies ist ein geheim tagender Ausschuss des Bundeskabinetts, dem die Bundeskanzlerin, der Vizekanzler, der Chef des Bundeskanzleramtes sowie die Bundesministerinnen und -minister des Auswärtigen, der Finanzen, des Innern, der Justiz, für Wirtschaft und Technologie sowie für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung angehören. Nach der Rechtslage in Deutschland bedürfen alle Exporte von Rüstungsgütern einer Genehmigung. Zentral ist die Unterscheidung zwischen Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern. Kriegswaffen sind solche Rüstungsgüter, die eine Zweckbestimmung für den Einsatz im Krieg haben. Zur Kriegsführung bestimmt sind etwa Panzer, Kampfflugzeuge, Granatwerfer und auch Maschinengewehre. Die Herstellung und Ausfuhr bedarf einer Genehmigung nach dem Kriegswaffenkontrollgesetz (§ 2KrWaffKontrG) und der Anlage dazu. Ein Anspruch auf eine Ausfuhrgenehmigung besteht nicht, sie kann insbesondere versagt werden, wenn Grund zu der Annahme besteht, dass ihre Erteilung dem Interesse der Bundesrepublik an der Aufrechterhaltung guter Beziehungen zu anderen Ländern zuwiderlaufen würde (§ 6 Abs.1 und 2 KrWaffKontrG). Sie muss versagt werden, wenn Grund zu der Annahme besteht, dass die Erteilung der Genehmigung völkerrechtliche Verpflichtungen der Bundesrepublik verletzen oder deren Erfüllung gefährden würde (§ 6 Abs.3 KrWaffKontrG). Darunter kann auch die Verletzung der menschenrechtlichen Verpflichtungen verstanden werden, selbst wenn dies nicht ausdrücklich aufgeführt ist. Sonstige Rüstungsgüter, also Material, das nicht unmittelbar zur Kriegsführung bestimmt ist, wie LKW mit Tarnfarben oder sonstige Ausrüstung, werden nach dem Außenwirtschaftsgesetz (AWG) behandelt. Danach besteht grundsätzlich ein Anspruch auf die Genehmigung (§ 8 Abs.1 AWG), die aber versagt werden kann, insbesondere wenn dem sicherheitspolitische Interessen der Bundesrepublik entgegenstehen.


    Wenn ein Antrag auf Ausfuhr oder eine Vorabanfrage zur Klärung der Erfolgsaussichten eines Antrags von einem Unternehmen gestellt wird, entscheiden die zuständigen Regierungsstellen nicht im luftleeren Raum. Ihre Entscheidung wird maßgeblich geleitet durch die»Politischen Grundsätze der Bundesregierung für den Export von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern«, die im Jahr 2000 zuletzt konkretisiert wurden. Ebenfalls zu beachten ist der Gemeinsame Standpunkt 2008/944/GASP des Rates der Europäischen Union vom 8.Dezember 2008 betreffend gemeinsame Regeln für die Kontrolle der Ausfuhr von Militärtechnologie und Militärgütern. Diese beiden Dokumente enthalten Kriterien für die Bestimmung, unter welchen Voraussetzungen eine Ausfuhr von Kriegswaffen und Rüstungsgütern genehmigt werden kann. Dabei ist die Achtung der Menschenrechte sowohl nach dem Unionsrechtsakt (Art.2 Abs.1 des Gemeinsamen Standpunktes) als auch den politischen Leitlinien (I.2 Allgemeine Prinzipien) ein relevantes Kriterium. Nach den strengeren Leitlinien der Bundesregierung wird der Beachtung der Menschenrechte im Bestimmungs- und Endverbleibsland »besonderes Gewicht beigemessen«. Genehmigungen für Exporte von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern sollen grundsätzlich nicht erteilt werden,


    » […] wenn hinreichender Verdacht besteht, dass diese zur internen Repression […] oder zu sonstigen fortdauernden und systematischen Menschenrechtsverletzungen missbraucht werden.«


    Dabei sollen neben Berichten von Staaten und internationalen Organisationen auch solche von Menschenrechtsorganisationen berücksichtigt werden. Zudem enthalten die Leitlinien das Bekenntnis zu einer restriktiven Rüstungsexportpolitik (Einleitung). Zentral ist ihre Unterscheidung zwischen Mitgliedstaaten der NATO, gleichgestellten Staaten sowie Mitgliedstaaten der Europäischen Union einerseits und sonstigen Staaten andererseits. Exporte in die Staaten der erstgenannten Gruppe sind gemessen an den Sicherheitsinteressen Deutschlands grundsätzlich zulässig, sofern nicht besondere politische Gründe im Einzelfall dagegen sprechen. In sonstige Länder sollen Kriegswaffenexporte nicht genehmigt werden, sofern nicht im Einzelfall besondere außen- und sicherheitspolitische Interessen Deutschlands ausnahmsweise dafür sprechen. Weder für Exporte von Kriegswaffen noch von sonstigen Rüstungsgütern kommt eine Genehmigung in Betracht, wenn ein hinreichender Verdacht für die bereits erwähnte interne Repression oder fortdauernde und systematische Menschenrechtsverletzungen besteht. Damit sind freilich hohe Hürden etabliert, der Gemeinsame Standpunkt verlangt hier »nur« das eindeutige Risiko einer internen Repression sowie die Feststellung schwerwiegender Menschenrechtsverletzungen (Art.2 Abs.2 lit. a und b). Dabei sind unter interner Repression etwa Folter, willkürliche Hinrichtungen, Verschwindenlassen und schwere Verletzungen der Menschenrechte im Übrigen zu verstehen.


    Vor diesem Hintergrund ist die Kritik etwa an Waffenlieferungen an Saudi-Arabien zu verstehen, ein Land mit ausgesprochen schlechter Menschenrechtsbilanz, das sich zudem noch politisch in seinen Nachbarstaaten »engagiert« und hier autokratische Regime gegen die friedlich protestierende Bevölkerung unterstützt. Doch nicht allein die Genehmigung von Waffenlieferungen an Staaten mit schlechter Menschenrechtsbilanz ist höchst problematisch und mit den Leitlinien schwerlich zu vereinbaren. Probleme bereitet ferner der Endverbleib. Die Leitlinien sehen vor, dass der Endverbleib der Güter im Endempfängerland sicherzustellen ist (IV.), was regelmäßig durch entsprechende Garantien dieses Landes erfolgen soll. Die Praxis zeigt jedoch, dass dagegen häufig verstoßen wird. Etwa wurden in Gaddafis Waffenkammern Schnellfeuergewehre deutschen Ursprungs gefunden, die dort nie hätten hingelangen dürfen. Auch die Lizenzierung der Herstellung entsprechender Waffen durch Saudi-Arabien ist offenbar höchst problematisch. So haben saudi-arabische Firmen lizenzgemäß hergestellte Waffen entgegen den Vereinbarungen auf internationalen Waffenmessen angeboten. Und schließlich sollen deutsche Rüstungsfirmen Genehmigungsauflagen insoweit unterlaufen haben, als sie Waffen in gesperrte Krisengebiete innerhalb eines Landes (Mexiko) geliefert und dort Personal im Umgang geschult haben. All dies verdeutlicht, dass es sehr herausfordernd ist, einen menschenrechtlichen Ansatz bei der Entscheidung über Genehmigungen von Rüstungsexporten anzuwenden und diesen dauerhaft sicherzustellen. Tatsächlich scheinen menschenrechtliche Fragen nicht immer ausreichend in Abwägung gebracht zu werden mit wirtschaftlichen und strategischen Interessen, die sich hinter Chiffren wie dem »Kapazitatäten-Aufbau in Partnerländern« und der »Bekämpfung des internationalen Terrorismus« verstecken.


    Künftig wird der»Vertrag über den Handel mit konventionellen Waffen« (Arms Trade Treaty)internationale Regelungen für den Waffenhandel und Rüstungsexporte bereithalten, die auch für Deutschland, das den Vertrag unterzeichnet, aber gegenwärtig noch nicht ratifiziert hat, bindend werden. Dieser Vertrag errichtet erstmals internationale Rechtsstandards zur Bekämpfung des illegalen Waffenhandels, sieht verstärkte nationale Kontrollmechanismen (Art.35) sowie eine verstärkte internationale Zusammenarbeit einschließlich eines adäquaten Informationsaustausches (Art.15) und eine verstärkte gegenseitige Unterstützung (Art.16) vor. Er enthält zudem Verbote und Vorgaben für den Waffenhandel und die Genehmigung von Rüstungsexporten. Art.6 enthält ein Genehmigungsverbot, wenn der Handel Vorgaben des VN-Sicherheitsrates (Waffenembargos) oder Pflichten nach anderen internationalen Verträgen verletzten würde oder die Rüstungsgüter für die Begehung von Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Verletzungen des Humanitären Völkerrechts oder Angriffe gegen die Zivilbevölkerung und Kriegsverbrechen gebraucht werden. Nach Art.7 soll eine Genehmigung unter anderem ausscheiden, wenn ein überwiegendes Risiko besteht, dass die Rüstungsgüter für gravierende Verletzungen der Menschenrechte (b/ii) verwendet werden. Damit wird eine menschenrechtsbasierte Rüstungspolitik künftig auch durch das Völkerrecht flankiert. Zwar dürften die deutschen Regelungen dieses Schutzniveau bereits erreichen. Deren konsequente Anwendung und Kontrolle wird damit aber nicht der nationalen Politik anheimgestellt, sondern von der internationalen Gemeinschaft eingefordert.


    6.3Menschenrechtsschutz durch die Vereinten Nationen


    Für den Menschenrechtsschutz auf internationaler Ebene spielen die Vereinten Nationen eine herausragende Rolle, die in der weiteren Darstellung angemessen gewürdigt werden soll.


    Einleitung: Menschenrechte und die Vereinten Nationen


    Die Menschen und deren Menschenrechte sind meist die ersten Opfer von Kriegen und sonstigen gewaltsamen Auseinandersetzungen. Insbesondere die beiden Weltkriege können als absolute Negation von Zivilisation und Menschlichkeit betrachtet werden. Die Schrecken und Gräuel dieser Kriege haben die internationale Gemeinschaft veranlasst, Institutionen zu schaffen, die mit dem Ziel der Friedensschaffung und Friedenssicherung beauftragt sind. Mit dem Vertrag von Versailles wurde 1919 in Reaktion auf den Ersten Weltkrieg der »Völkerbund« geschaffen. Doch dessen Spiritus Rector, US-Präsident Woodrow Wilson, vermochte nicht einmal den heimischen Kongress von der Mitgliedschaft der USA in dieser internationalen Organisation mit globalem Anspruch zu überzeugen. Zudem fehlten der Organisation wirksame Sanktionsmöglichkeiten für den Friedensbruch, und Deutschland und Italien, aber auch die Sowjetunion, traten später aus, um sich der Beschränkungen des Völkerbundes zu entledigen. Ein originär menschenrechtliches Mandat wies diese Organisation ohnehin nicht auf. Nach dem Scheitern des Völkerbundes hinsichtlich der Verhinderung des Zweiten Weltkrieges war es das Bestreben, mit den Vereinten Nationen eine wirksame Organisation zur Friedenssicherung zu schaffen. Zu diesem Zweck wurde mitArt.2 Ziff. 4insbesondere ein allgemeines Gewaltverbot in derCharta der Vereinten Nationenverankert sowie der Sicherheitsrat mit friedlichen und militärischen Sanktionsmöglichkeiten gegen Aggressoren ausgestattet und die Befugnis zur Autorisierung der Anwendung von Gewalt in der Hand des Sicherheitsrates monopolisiert (KapitelVII VN-Charta).


    Die Charta der Vereinten Nationen stellt das Gründungsdokument, die Satzung der Weltorganisation dar. Zugleich wird sie von manchen als Verfassungsdokument des modernen Völkerrechts bezeichnet. Dass die Vereinten Nationen mittlerweile sehr eng mit dem internationalen Menschenrechtsschutz assoziiert werden, erschließt sich nicht auf Anhieb, wenn man einen Blick in die Charta wirft. Als deren vorrangiges Ziel weist die Präambel aus, »künftige Geschlechter vor der Geißel des Krieges zu bewahren«. Zwar ist die Friedenssicherung insoweit ein Beitrag zum Menschenrechtsschutz, als Kriege regelmäßig zu besonders intensiven Menschenrechtsverletzungen führen. Eine ausdrückliche Verankerung von konkreten Menschenrechten sucht man in der Charta jedoch vergebens. Es gab durchaus Versuche, im Rahmen der Gründungskonferenz der Vereinten Nationen in San Francisco im Jahr 1945 einen Menschenrechtskatalog in dieVN-Chartaaufzunehmen. Insbesondere die Sowjetunion und das Vereinigte Königreich standen jedoch in Opposition dazu. Sie fürchteten, dass die Aufnahme von Menschenrechten die Vereinten Nationen zu Eingriffen in die staatliche Souveränität veranlassen könnte und bekundeten damit ein Verständnis, nach dem die Achtung der Menschenrechte zu den innerstaatlichen Angelegenheiten zu rechnen sei. Doch auch wenn sich in der Charta keine Normen eigens zum Menschenrechtsschutz finden, gelang es gleichwohl, die Idee der Menschenrechte an verschiedenen Stellen zu verankern. So bekräftigen die Mitgliedstaaten in der Präambel ihren


    »[…] Glauben an die Grundrechte des Menschen, an Würde und Wert der menschlichen Persönlichkeit, an die Gleichberechtigung von Mann und Frau […].«


    Art.1 Ziff. 3 VN-Chartaetabliert die Ziele der Organisation und macht es zu ihrer Aufgabe


    »eine internationale Zusammenarbeit herbeizuführen, um internationale Probleme wirtschaftlicher, sozialer, kultureller und humanitärer Art zu lösen und die Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder der Religion zu fördern und zu festigen;«


    Diese Ziele werden dann zunächst vonArt.55 lit. c) VN-Chartakonkretisiert, der eine Grundlage für die Etablierung gemeinsamer Normen und Standards schafft und überArt.56 VN-Chartaeine Bindung auch der Mitgliedstaaten begründet. Mit der VN-Generalversammlung und dem VN-Wirtschafts- und Sozialrat werden zudem zwei Organe von derCharta ausdrücklich mit dem Auftrag der Förderung der Menschenrechte betraut (Art.13 Abs.1 lit. b);Art.62 Abs.2;68 VN-Charta). Auch wenn die Charta nur von einer »Förderung« der Menschenrechte spricht, kann mittlerweile als anerkannt gelten, dass die Vereinten Nationen auch ein Mandat zu deren Schutz haben. Dieses Mandat hat die Organisation auch angenommen und zu einem umfangreichen System des Menschenrechtsschutzes fortentwickelt. Auf der zweiten großen Menschenrechtskonferenz in Wien 1993 hat die Staatengemeinschaft sogar gefordert, dass


    »[…] die Förderung und der Schutz aller Menschenrechte und Grundfreiheiten […] als prioritäre Zielsetzung der Vereinten Nationen […] zu gelten [hat].«


    Mittlerweile ist anerkannt, dass die Vereinten Nationen auf drei zentralen Säulen ruhen: Frieden und Sicherheit, Entwicklung sowie Menschenrechte. Die Säulen bedingen und stärken einander und formen so das Verständnis eines umfassenden positiven Friedens, der neben der Abwesenheit von Gewalt auch die menschliche Sicherheit und Entwicklung ins Auge fasst. Diesen Zielen verpflichtet sind die Organe der Vereinten Nationen und ihre Mitgliedstaaten, die als Fundament der Weltorganisation betrachtet werden können. Die Vereinten Nationen verfügen über Hauptorgane und über Nebenorgane, die zur Unterstützung von den Hauptorganen eingesetzt wurden. Im VN-Kontext sind insbesondere die Generalversammlung, der Sicherheitsrat, der Menschenrechtsrat und das Hochkommissariat für Menschenrechte Organe und Stellen, die mit menschenrechtlichen Fragen betraut sind und im Folgenden näher vorgestellt werden. Da diese Organe in der Charta ihre Grundlage haben, spricht man auch vom charter-based approach, einem Charta-basierten Menschenrechtsschutz. Dem steht der treaty-based approach gegenüber, der auf den Schutzmechanismen basiert, die im Rahmen der großen Menschenrechtsverträge etabliert wurden (dazuKapitel6.4).
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    Der Sicherheitsrat als Weltpolizist auch für die Menschenrechte?


    Der Sicherheitsrat ist das mächtigste Organ der Vereinten Nationen, weil allein er befugt ist, verbindliche Entscheidungen für alle Mitgliedstaaten zu treffen (Art.25 VN-Charta) sowie friedliche und militärische Sanktionen gegen Mitgliedstaaten zu verhängen (KapitelVII VN-Charta). Zugleich ist der Sicherheitsrat ein problematisches Organ. Fünf seiner insgesamt 15Mitglieder, die »Ständigen Fünf« (permanent five, P5), verfügen über ein Veto-Recht. Aufgrund dessen können die USA, Russland, China, das Vereinigte Königreich und Frankreich ein Tätigwerden des Sicherheitsrates durch Beschlussfassung verhindern. Dementsprechend politisch und häufig von Singularinteressen geprägt ist dieses Gremium, das sich lange Zeit aufgrund der Ost-West-Spaltung in Zeiten des Kalten Krieges als handlungsunfähig erwiesen hat. Problematisch ist zudem, dass der Sicherheitsrat auch hinsichtlich seiner Zusammensetzung die real- und machtpolitischen Gegebenheiten der Zeit nach Ende des Zweiten Weltkrieges reflektiert und eine Aktualisierung versäumt hat. Während Europa durch zwei Ständige Mitglieder vertreten ist, verfügen Afrika sowie Mittel- und Südamerika über keinen Ständigen Sitz im Sicherheitsrat. Diese Monita sind Grund einer seit Jahrzehnten währenden Debatte um die Reform des Sicherheitsrates, die bislang keine Früchte getragen hat. Eine wirkliche Reform des Sicherheitsrates erscheint nur mit einer Neugründung der Vereinten Nationen realisierbar.
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    Die Betrachtung der menschenrechtlichen Arbeit des Sicherheitsrates ist jedenfalls auch vor diesem spezifischen Hintergrund zu sehen und hat mit dem Mandat des Sicherheitsrates zu beginnen. Jenem VN-Organ ist die Hauptverantwortung für die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit anvertraut (Art.24 Abs.1 VN-Charta). Um dies zu gewährleisten, ist er mit Kompetenzen ausgestattet, von denen die Möglichkeit, Sanktionen zu verhängen, die schärfste ist. Sanktionen können dabei friedlicher und militärischer Natur sein. Als Wendepunkt in der Entwicklung des modernen Völkerrechts trifft das Völkerrecht eine klare Absage an die Anwendung von Gewalt als Mittel staatlicher Politik.Art.2 Ziff. 4 VN-Chartaenthält dazu ein umfassendes Gewaltverbot, das flankiert wird durch ein Entscheidungsmonopol des Sicherheitsrates über die legale Anwendung von Gewalt. Das heißt, Staaten ist die Anwendung von Gewalt verboten, sofern sie nicht der Selbstverteidigung dient (Art.51 VN-Charta) und selbst in diesem Fall kann der Sicherheitsrat die Sache an sich ziehen und dann entscheiden, ob Gewalt (weiterhin) angewendet werden darf. Damit der Sicherheitsrat Maßnahmen ergreifen kann, muss er zunächst nachArt.39 VN-Chartafeststellen, dass eine Bedrohung oder ein Bruch des Friedens oder eine Angriffshandlung vorliegt. Der Friedensbegriff ist also der Schlüssel, der das Tor zu den möglichen Maßnahmen öffnet.


    Aus menschenrechtlicher Perspektive beachtlich ist der Wandel des Friedensbegriffes, der in der Praxis des Sicherheitsrates erkennbar wird. Der Rat hat nämlich in den 1980er Jahren begonnen, auch erhebliche und systematische Menschenrechtsverletzungen als Friedensbedrohung im Sinne vonArt.39 VN-Chartaanzusehen und in Reaktion darauf Maßnahmen zu ergreifen. Zunächst hat der Sicherheitsrat noch darauf abgestellt, dass aufgrund der erheblichen und systematischen Menschenrechtsverletzungen andere Staaten betroffen seien und so eine zwischenstaatliche Komponente anerkannt. Er ist dann jedoch dazu übergegangen, auch rein innerstaatliche Sachverhalte als Friedensbedrohung anzuerkennen. Dies ist von erheblichem Gewicht, denn es negiert die Vorstellung, dass die Behandlung der Menschen innerhalb des eigenen Staatsgebietes eine innere Angelegenheit sei, in die sich die Vereinten Nationen und andere Staaten nicht einmischen dürften (vgl. dazu auchArt.2 Ziff. 1und 7 VN-Charta). Zugleich bestätigt dies die Fortentwicklung des Friedensbegriffes. Frieden ist nicht mehr nur allein die Abwesenheit von Gewalt (negativer Friedensbegriff), sondern umfasst auch die Beachtung der Menschenrechte, der Rechtsstaatlichkeit und gute Regierungsführung. Dies nimmt das Individuum stärker in den Fokus und übersetzt dessen Anerkennung als Rechtssubjekt in einen positiven völkerrechtlichen Friedensbegriff.


    Sobald festgestellt ist, dass Menschenrechtsverletzungen einen Bruch oder eine Bedrohung des Friedens darstellen (Art.39 VN-Charta), kann der Sicherheitsrat Maßnahmen ergreifen. Diese können darin bestehen, dass er Sanktionen gegen ein Land verhängt, etwa Reisebeschränkungen für Regierungsmitglieder, das Einfrieren von deren Konten oder Embargomaßnahmen wie das Import- und Exportverbot von Öl oder Waffen (Art.41 VN-Charta). Er kann jedoch auch zu militärischen Sanktionen greifen (Art.42 VN-Charta). Da die Vereinten Nationen selbst über keine Armee verfügen, autorisiert der Rat Mitgliedstaaten oder Regionalorganisationen, gewaltsame Maßnahmen zu ergreifen, um in der als Friedensbedrohung oder -bruch erkannten Situation einzugreifen und den Frieden wiederherzustellen. Der Sicherheitsrat kann zudem eine Situation an den Internationalen Strafgerichtshof überweisen, um die Verantwortlichen für völkerrechtliche Verbrechen auch persönlich zur Verantwortung zu ziehen (vgl.Kapitel6.4).


    Beispiel: Die Situation in Libyen unter dem Diktator Gaddafi eskalierte, als dessen Macht immer stärker erodierte und er gewaltsam gegen die eigene Bevölkerung vorging. Bereits mit Resolution 1970 (2011) hat der Sicherheitsrat die Gewalt gegen Zivilisten verurteilt und erste friedliche Sanktionen verhängt (Ziff. 921), darunter ein Waffenembargo, einen Reisebann gegen Verantwortliche des Regimes sowie das Einfrieren ihrer Vermögenswerte. Zudem hat der Sicherheitsrat die Situation in Libyen an den Internationalen Strafgerichtshof verwiesen (Ziff. 48), der auf dieser Grundlage Ermittlungen einleiten konnte, obwohl Libyen kein Vertragsstaat des Römischen Statutes für den Strafgerichthof ist. Mit der Resolution 1973 (2011) ist der Sicherheitsrat weitergegangen und hat nicht nur eine Flugverbotszone verhängt, sondern zugleich die Anwendung militärischer Gewalt autorisiert (dazuKapitel6.1). Am Beispiel Libyens hat der »Sheriff« der Vereinten Nationen also einmal verdeutlicht, über welche Munition er verfügt.


    Das Beispiel Libyens zeigt, dass Einigkeit im Sicherheitsrat dem Schutz der Zivilbevölkerung vor erheblichen Menschenrechtsverletzungen dienen kann. Es steht aber auch am Beginn einer unerfreulichen Entwicklung, die abermals den politischen Charakter der Sicherheitspolitik unterstreicht. Dass Russland und China im Fall Libyen kein Veto eingelegt haben, ist wohl maßgeblich dem Drängen der Afrikanischen Union und der Arabischen Liga geschuldet. Nachdem die NATO durch ihre Bombardements einen Regimewechsel ermöglicht hatte, entflammte erhebliche Kritik, insbesondere aus Russland und China, dass die NATO das vom Sicherheitsrat erteilte Mandat aus politischen Erwägungen überschritten habe, um eine missliebige Herrschaft im Mittelmeerraum zu beseitigen. Es ließ sich damit bereits erahnen, dass eine vergleichbare Einigung im Sicherheitsrat auf absehbare Zeit nicht mehr zustande kommen würde. Der Fall Syrien hat diese Befürchtungen bestätigt, denn der Sicherheitsrat zeigt sich weitgehend handlungsunfähig. Die Autorisierung militärischer Gewalt dürfte für geraume Zeit nicht mehr zur Diskussion stehen. Die gegenwärtige Krise in Syrien zeigt aber auch, dass die VN-Generalversammlung willens ist, in solchen Situationen Stellung zu nehmen, was die exponierte Stellung des Sicherheitsrates herausfordert (vgl. dazu den Abschnitt »Die Generalversammlung«).


    Der Sicherheitsrat hat weitere Möglichkeiten entwickelt, dem Schutz der Menschenrechte zu dienen, die nicht ausdrücklich in der Charta enthalten sind. So hat er Straftribunale eingesetzt, die die Verbrechen und Genozide in Ruanda und im ehemaligen Jugoslawien mit den Mitteln des Rechts aufarbeiten sollten. Zuvor hatten die Vereinten Nationen und insbesondere der Sicherheitsrat in beiden Fällen versagt, weder wurde ein militärisches Vorgehen beschlossen, noch konnten die Friedenstruppen die Opfer vor den Schlächtern schützen. Friedenstruppen im Rahmen von Friedensmissionen sind ein weiteres Mittel des Sicherheitsrates, das im Folgenden besprochen werden soll.


    Exkurs: Friedensmissionen der Vereinten Nationen


    Die Friedenssicherung ist die Hauptaufgabe der Vereinten Nationen. Im Idealfall setzt sie präventiv an und reagiert schon auf die Friedensbedrohung. Sofern der Frieden gebrochen ist, gilt es, diesen unfriedlichen Status zu beenden. Die Vereinten Nationen sind aber auch involviert, wenn es darum geht, einen erreichten Frieden zu sichern und ein konfliktgebeuteltes Land auf dem Weg in eine friedliche Zukunft zu begleiten. Das Peacekeeping kann daher präziser unterteilt werden in Friedenserhaltung, Friedensschaffung und Friedenssicherung. Die vom Sicherheitsrat beschlossenen Friedensmissionen zur Friedenssicherung und -erhaltung basieren auf drei Grundsätzen: Sie verlangen grundsätzlich die Zustimmung der (vormaligen) Konfliktparteien, sie sind unparteiisch und sie sind zur Anwendung von Gewalt nur zur Selbstverteidigung und zur Verteidigung des Mandates ermächtigt. Demgegenüber können Maßnahmen zur Friedensschaffung mit militärischen Mitteln auch ohne Konsens über einen Beschluss des VN-Sicherheitsrates nachKapitelVII VN-Chartagetroffen werden. Das Peacekeeping im engeren Sinne findet keine explizitate Grundlage in der VN-Charta. Sofern aber die Anwendung von Gewalt auch zugunsten des Mandates und Zivilisten ermöglicht wird, spricht man von einem »robusten Mandat«, das seine ergänzende Legitimation inKapitelVII VN-Chartafindet. Mittlerweile verfügen die meisten neuen Missionen über ein solch »robustes Mandat«.


    Die Geschichte der Friedenssicherung reicht zurück in das Jahr 1948, als nach dem Palästinakrieg der Waffenstillstand zwischen Israel und dessen arabischen Nachbarn überwacht wurde. In den Anfängen galten die Missionen häufig der Überwachung von Waffenstillstandsvereinbarungen und der Entwaffnung. Die Friedenssicherung hat sich jedoch erheblich weiterentwickelt. Heute spricht man vom multidimensionalen Peacekeeping, um die erhebliche Ausdehnung des Mandates deutlich zu machen, die viele neuere der aktuell insgesamt 16 Missionen (zuzüglich der politischen Mission in Afghanistan) kennzeichnet. Mittlerweile sollen sie nicht allein Frieden und Sicherheit gewährleisten, sondern zugleich den politischen Prozess in der Post-Konflikt-Ära mitgestalten. Die Re-Integration der Konfliktparteien, die Durchführung und Förderung von Wahlen, die Herstellung von Rechtsstaatlichkeit und guten Regierungsformen sowie schließlich der Schutz und die Förderung von Menschenrechten sind ebenfalls Aufgaben des modernen Peacekeeping.


    Beispiel: Im Fall des Südsudan hat der Sicherheitsrat mit Resolution 1996 (2011), »feststellend, dass die Situation, der sich Südsudan gegenübersieht, nach wie vor eine Bedrohung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit in der Region darstellt, tätig werdend nach KapitelVII der Charta der Vereinten Nationen« eine Friedensmission beschlossen und dieser ein weites Mandat anvertraut. Dies umfasst nach Ziff. 3: »Frieden und Sicherheit zu festigen und die Voraussetzungen für die Entwicklung in der Republik Südsudan schaffen zu helfen, mit dem Ziel, die Regierung der Republik Südsudan besser dazu zu befähigen, ihre Amtsgeschäfte wirksam und demokratisch wahrzunehmen und gute Beziehungen zu ihren Nachbarn herzustellen […].« Nach lit. b/iii umfasst dies auch die »Überwachung, Untersuchung, Verifikation und regelmäßige Berichterstattung im Hinblick auf die Menschenrechte, auf potenzielle Bedrohungen der Zivilbevölkerung und auf tatsächliche und potenzielle Verstöße gegen das Humanitäre Völkerrecht und die internationalen Menschenrechtsnormen, gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit dem Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte, sowie nach Bedarf die Inkenntnissetzung der zuständigen Behörden und die sofortige Meldung schwerer Menschenrechtsverletzungen an den Sicherheitsrat;« sowie nach iv): »die Beratung und Unterstützung der Regierung der Republik Südsudan, gegebenenfalls auch des Militärs und der Polizei auf nationaler und lokaler Ebene, bei der Wahrnehmung ihrer Schutzverantwortung gegenüber Zivilpersonen, unter Einhaltung des Humanitären Völkerrechts, der internationalen Menschenrechtsnormen und des Flüchtlingsvölkerrechts«. Nach Ziff.4 ist die Mission ermächtigt, »im Rahmen ihrer Kapazitatäten und in den Gebieten, in denen ihre Einheiten im Einsatz sind, alle erforderlichen Mittel einzusetzen, um ihr in Ziffer3 b) iv) bis vi) festgelegtes Schutzmandat wahrzunehmen«. Hier wird also auch die Anwendung militärischer Gewalt mandatiert und damit ein robustes Mandat etabliert. Der Ausbruch von gewaltsamen Auseinandersetzungen zwischen verschiedenen ethnischen und politischen Gruppen im Dezember 2013, zwischen Regierungstruppen und Rebellen, hat deutlich gemacht, wie fragil die Situation im Land weiterhin ist und dass die Friedensmission ihr Mandat bislang offenbar nicht umfänglich verwirklichen konnte. In Reaktion auf die Menschenrechtsverletzungen (einige Tausend Menschen sollen getötet worden sein) haben die Vereinten Nationen die Truppen vor Ort verdoppelt und der Generalsekretär erklärte, dass der Schutz der Zivilbevölkerung die wichtigste Aufgabe der Soldaten sei.


    Diese Mandatserweiterung korrespondiert mit der erweiterten Interpretation der Friedensbedrohung nachArt.39 VN-Chartaund zeugt von der Etablierung eines positiven Friedensbegriffs durch den Sicherheitsrat. Dies ist zu begrüßen und doch darf die Kritik der Praxis nicht vernachlässigt werden. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Missionen vor Ort klagen, dass schon die Durchführung der klassischen Mandate schwer falle, es an Ressourcen fehle und die verschiedenen Interessen manchmal nicht vereinbar seien. In Anerkennung der Notwendigkeit eines umfassenden Ansatzes der Friedenssicherung ist daher die Forderung nach einer sorgfältigen und realistischen Ausgestaltung des Mandates mit der Forderung nach ausreichenden Mitteln zu verbinden. Zugleich entspräche es dem menschenrechtlichen Bekenntnis und der Bindung der Vereinten Nationen, wenn der Sicherheitsrat die Friedenstruppen nicht nur zur Verwirklichung der Menschenrechte aufriefe, sondern diese selbst auch an die Menschenrechte bände. Hier böte es sich an, eine Grundsatzresolution anzunehmen, die für alle Friedensmissionen verbindlich erklärt wird und damit manche Zweifelsfragen hinsichtlich der Art und des Umfangs der Menschenrechtsbindung von Friedenstruppen ausräumen könnte.


    Die Generalversammlung und der Wirtschafts- und Sozialrat Wächter und Wegbereiter


    Die Generalversammlung ist die Vollversammlung der Vereinten Nationen, in der alle Mitgliedstaaten vertreten sind und über das gleiche Stimmgewicht verfügen (Art.18 Abs.1 VN-Charta). Ein Veto-Recht gibt es hier nicht. Dies führt dazu, dass politische Partikularinteressen einzelner Staaten ein der Mehrheitsmeinung entsprechendes Abstimmungsergebnis nicht verhindern können. Zwar ist es unzutreffend, die Generalversammlung als demokratisches Organ oder gar Weltparlament zu bezeichnen. Dort gibt es keine gewählten Volks-, sondern entsandte Regierungsvertreter und die Vereinten Nationen sind als mitgliedstaatliche internationale Organisation ohne eigenes Volk kein Staat. Jedoch ist die Generalversammlung das Forum des gleichberechtigten Meinungsaustausches, in dem die gesamte Welt repräsentiert ist. In einem demokratischen Staat wäre sie damit regelmäßig für die Entscheidung aller wichtigen Fragen zuständig.


    Tatsächlich verfügt die Generalversammlung über eine Universalkompetenz und kann sich aller Fragen und Angelegenheiten, die im Rahmen des Mandates der Vereinten Nationen liegen, annehmen (Art.10 VN-Charta). Dennoch ist sie im Verhältnis zum Sicherheitsrat das schwächere Organ. Dies zum einen, weil sie neben der Vornahme von Untersuchungen nur Empfehlungen an die Mitgliedstaaten oder den Sicherheitsrat richten kann und jene nicht verbindlich sind (Art.10 ff. VN-Charta). Zum anderen ist sie selbst von der Möglichkeit, Empfehlungen abzugeben, ausgeschlossen, soweit sich der Sicherheitsrat mit einer Angelegenheit im Rahmen seiner Zuständigkeit befasst (Art.12 VN-Charta). Die Ausweitung des Mandates des Sicherheitsrates insbesondere durch die extensive Interpretation der Friedensbedrohung kann insoweit die Zuständigkeit der Generalversammlung noch weiter beschränken. Wenn der Sicherheitsrat dann handlungsunfähig ist, weil die gegenläufigen Interessen der Veto-Mächte eine Abstimmung verhindern so insbesondere in Zeiten des Kalten Krieges wären die Vereinten Nationen insgesamt blockiert, obwohl sie das Mandat und die Aufgabe haben, die internationalen Sicherheitsbelange zu wahren. Daher hat die Generalversammlung bereits 1950 die Uniting-for-Peace-Resolution (A/ RES/377(V)) angenommen, kraft derer sie sich selbst ermächtigt, in den Fällen einer Handlungsunfähigkeit des Sicherheitsrates entgegenArt.12 VN-Chartatätig zu werden. Auch wenn damit nicht die Befugnis einhergeht, verbindliche Entscheidungen zu treffen, bleiben die Vereinten Nationen so zumindest »sprechfähig«.


    Dementsprechend liegt der Schwerpunkt der Tätigkeit der Generalversammlung auch nicht in der Durchsetzung der Menschenrechte, sondern zum einen in der kritischen Überwachung der weltweiten Menschenrechtslage, zum anderen in der Förderung der Rechtsgenese.


    Die Rechtsgenese kann die Generalversammlung nur fördern, sie ist selbst nicht befugt, für die Mitgliedstaaten verbindliches Außenrecht zu schaffen. Ihre Resolutionen sind, anders als solche des Sicherheitsrates, nicht verbindlich. Die Vollversammlung bietet jedoch das Forum für einen pluralistischen Gedankenaustausch, in dem jeder Staat zu Wort kommt und sein Anliegen vortragen kann. Somit können wichtige Anregungen und Hinweise auf neuartige Entwicklungen in die Vereinten Nationen kanalisiert und damit zur Aufmerksamkeit der Weltöffentlichkeit gebracht werden. Nach den Beratungen kann, sofern sich eine Mehrheit bildet, eine Resolution angenommen werden. Solche Resolutionen können etwa ein Menschenrecht anerkennen und damit die völkerrechtliche Situation wiedergeben, neue Entwicklungen in den Menschenrechtsdiskurs kanalisieren, aber auch Kontroversen aufgreifen.


    Beispiel:


    1) Mit Resolution 41/128 (1986) hat die Generalversammlung ein Recht auf Entwicklung anerkannt. InArt.1 Abs.1der mit der Resolution verbundenen Erklärung heißt es: »Das Recht auf Entwicklung ist ein unveräußerliches Menschenrecht, kraft dessen alle Menschen und Völker Anspruch darauf haben, an einer wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und politischen Entwicklung, in der alle Menschenrechte und Grundfreiheiten voll verwirklicht werden können, teilzuhaben, dazu beizutragen und daraus Nutzen zu ziehen.«


    Dieses Recht stehe Einzelpersonen, aber auch Völkern insgesamt zu (Art.2 Abs.1). Es verpflichte neben Staaten als den vorrangig Verantwortlichen auch Private (Art.2 Abs.2) und werde flankiert unter anderem durch eine Pflicht, Maßnahmen zur Aufstellung internationaler Entwicklungspolitiken (Art.4) zu treffen. Die Resolution und das darin proklamierte Recht auf Entwicklung werden immer noch kontrovers diskutiert. Das Dokument wurde mehrheitlich mit den Stimmen der Entwicklungsländer angenommen, die in der Generalversammlung über eine deutliche Mehrheit verfügen. So verwundert es nicht, dass auch die Entwicklungsländer an mehreren Stellen der Resolution als Nutznießer des Rechts auf Entwicklung bezeichnet werden. Die Industrieländer, denen die Hauptlast bei der Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung aufgeladen wird, sind wenig überraschend deutlich zurückhaltender in der Anerkennung einer völkerrechtlichen Verpflichtung. Eine solche findet sich im verbindlichen internationalen Recht nicht ausdrücklich verankert, sondern kann allenfalls durch eine Auslegung und kumulative Betrachtung verschiedener Normen und Prinzipen (Gesamtschau der Menschenrechte, Selbstbestimmungsrecht der Völker) begründet werden. Der konkrete Inhalt bleibt dennoch etwas vage. Auch wenn in regionalen völkerrechtlichen Dokumenten das Recht auf Entwicklung näher ausgeführt wird, erscheint jedenfalls ein universal völkerrechtlicher Anspruch auf Entwicklungshilfe zum gegenwärtigen Zeitpunkt fraglich.


    2) Weniger Kontroverse hat die Anerkennung eines Rechts auf Trinkwasser und Sanitärversorgung ausgelöst, welche die Generalversammlung mit Resolution 64/292(2010) unter Verweis auf die großen internationalen Menschenrechtsdokumente und -verträge beschlossen hat. InAbs.1der Resolution heißt es, die Generalversammlung »erkennt das Recht auf einwandfreies und sauberes Trinkwasser und Sanitärversorgung als ein Menschenrecht an, das unverzichtbar für den vollen Genuss des Lebens und aller Menschenrechte ist«.


    Noch weitergehend kann eine Resolution aber auch einen ganzen Katalog an Menschenrechten oder deren Adaption für eine bestimmte Situation oder Personengruppe beinhalten. Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte ist das prominenteste Beispiel, das zugleich ganz maßgeblich zur Ausbildung des internationalen Menschenrechtsschutzes beigetragen hat. Als Resolution der Generalversammlung ist die Allgemeine Erklärung nicht rechtsverbindlich, sie hat jedoch den Grundstein für die weitere Menschenrechtsentwicklung gelegt und war Bezugspunkt der späteren verbindlichen Menschenrechtsverträge. Auch an diesen war die Generalversammlung beteiligt. So wurden internationale Vertragstexte im Bereich der Menschenrechte häufig im Rahmen der Generalversammlung gegebenenfalls nach Vorarbeit der Menschenrechtskommission oder von Ausschüssen final ausgehandelt und beschlossen, bevor sie den Mitgliedstaaten zur verbindlichen Annahme durch Ratifikation oder Beitritt vorgelegt werden konnten. Die Generalversammlung war demnach nicht Gesetzgeber, wohl aber Wegbereiter der großen internationalen Menschenrechtsverträge.


    Exkurs: Entstehungsgeschichte der VN-Behindertenrechtskonvention


    DieBehindertenrechtskonventionist einer der jüngsten internationalen Menschenrechtsverträge, die im Rahmen der Vereinten Nationen ausgehandelt wurden. Ihre Geschichte soll beispielhaft veranschaulichen, wie die Entstehung eines solchen Übereinkommens ablaufen kann.


    Bereits 1971 wurde im Rahmen der Vereinten Nationen die Erklärung der Rechte geistig behinderter Menschen angenommen und 1975 durch die Erklärung der Rechte der behinderten Menschen ergänzt, die für alle Behinderungen galt. In den 1980er Jahren wurden dann Forderungen nach einem verbindlichen Menschenrechtsübereinkommen zum Schutz Behinderter lauter. Entsprechende Vorschläge fanden aber keine Mehrheit, weil eine Behinderung maßgeblich als medizinisches oder sozialpolitisches Thema und Problem begriffen wurde. Nach dem Internationalen Jahr der Menschen mit Behinderungen (1981) haben die Vereinten Nationen ein Weltaktionsprogramm für Menschen mit Behinderung aufgelegt (1982). Die Resolution 37/52 der Generalversammlung zielte darauf ab, Behinderungen vorzubeugen und die Rehabilitation und Chancengleichheit Behinderter im gesellschaftlichen Leben zu fördern. Für den Zeitraum 1983 bis 1992 rief die Generalversammlung die Dekade der Menschen mit Behinderung aus, innerhalb derer die Empfehlungen des Weltaktionsprogramms umgesetzt werden sollten. Daran schloss sich 1993 ein Beschluss der Generalversammlung über Rahmenbestimmungen zur Herstellung der Chancengleichheit für Behinderte an. Diese Leitlinien sahen in 22 Bereichen Maßnahmen und Anregungen vor, um die volle gesellschaftliche Teilhabe behinderter Menschen durch eine Anpassung der Politik zu ermöglichen. Die Überprüfung durch einen Sonderberichterstatter war vorgesehen. Schließlich hat ein Bericht des VN-Sonderberichterstatters Leandro Despouy zu den Rechten behinderter Menschen im selben Jahr verdeutlicht, dass Behinderte besonders häufig Opfer erheblicher Menschenrechtsverletzungen sind und die bestehenden Menschenrechtsverträge nur unzureichenden Schutz bieten. Die Forderung nach einem verbindlichen Abkommen fand weitere Nahrung, auch durch von der VN-Menschenrechtshochkommissarin in Auftrag gegebene Berichte über die Situation von Behinderten unter den damaligen Menschenrechtsverträgen.


    Mit Resolution 56/168 hat die Generalversammlung 2001 schließlich einen Ausschuss eingesetzt und 2003 dessen Kompetenzen erweitert, um eine Behindertenrechtskonvention als umfassenden Menschenrechtsvertrag zu erarbeiten. Anders als zu früheren Zeiten wurde damals nicht die Menschenrechtskommission beauftragt, vielmehr wurden die Arbeiten unmittelbar dem Dritten Hauptausschuss der Generalversammlung unterstellt. Eine vom Ausschuss eingesetzte Arbeitsgruppe hatte unter Beteiligung der Zivilgesellschaft und nationaler Menschenrechtsinstitutionen einen Entwurf erarbeitet, der 2004 im Ausschuss diskutiert und fortentwickelt wurde. Dessen Entwurf wurde 2006 der Generalversammlung vorgelegt, die ihn redaktionell überarbeitet am 13.Dezember 2006 einstimmig annahm und zur Ratifikation ab dem 30.März 2007 auslegte. Nachdem das Mindestquorum von 20 Ratifikationen erreicht war, trat dieBehindertenrechtskonventionam 3.Mai 2008 schließlich in Kraft (Deutschland: 1.Januar 2009).


    Dieses Beispiel verdeutlicht, dass es bis zu 30 Jahre dauern kann, bis der Forderung nach einem Menschenrechtsvertrag ein verbindliches Regelwerk auch tatsächlich folgt. Gleichwohl wurde die Behindertenrechtskonvention von den Menschenrechtsübereinkommen am schnellsten verhandelt!


    Die Generalversammlung hat in Resolution 41/120 (1986) zudem Richtlinien entwickelt, die für die Ausarbeitung von Menschenrechtsinstrumenten maßgeblich sein sollen:


    
      »[Die Generalversammlung] bittet die Mitgliedstaaten und die Gremien der Vereinten Nationen, bei der Ausarbeitung internationaler Instrumente auf dem Gebiet der Menschenrechte die folgenden Richtlinien zu beachten; diese Instrumente sollen unter anderem


      a) mit dem bereits bestehenden Völkerrecht auf dem Gebiet der Menschenrechte im Einklang stehen;


      b) grundlegenden Charakter besitzen und von der angeborenen Würde und dem angeborenen Wert des Menschen ausgehen;


      c) so präzise sein, dass sich aus ihnen erkennbare und anwendbare Rechte und Pflichten ableiten lassen;


      d) gegebenenfalls realistische und wirksame Anwendungsmechanismen, darunter auch Berichterstattungssysteme, vorsehen;


      e) breite internationale Unterstützung finden; […]«

    


    Die Generalversammlung ist schließlich auch an der Rechtskontrolle beteiligt. NachArt.13 VN-Chartakann sie Untersuchungen vornehmen und Empfehlungen abgeben. Zwar fehlen ihr Sanktionsmöglichkeiten, sie schafft jedoch Öffentlichkeit, wenn sie sich mit der Menschenrechtssituation in konkreten Staaten befasst. Anlass dazu können Berichte bieten, die sie vom Menschenrechtsrat und den Sonderberichterstatterinnen und -berichterstattern erhält. Letztere berichten nicht nur dem Menschenrechtsrat, sondern auch der Generalversammlung, der sie jährlich über den VN-Generalsekretär Berichte zukommen lassen. Diese können verschiedene Schwerpunkte setzen. Etwa hat der Sonderberichterstatter für Religions- und Weltanschauungsfreiheit, Heiner Bielefeldt, in seinem Bericht 2013 einen Schwerpunkt auf das Verhältnis der Religions- und Weltanschauungsfreiheit zur Gleichberechtigung von Männern und Frauen gelegt. Dazu kann sich die Generalversammlung dann äußern. Der effektiven Wahrnehmung eines denkbaren Wächteramtes steht jedoch entgegen, dass viele Staaten in der Generalversammlung selbst eine zweifelhafte Menschenrechtsbilanz aufweisen und mitunter Allianzen geschlossen werden, die nicht den Schutz der internationalen Menschenrechte bezwecken, sondern Kritik abwehren oder Einzelinteressen durchsetzen wollen. Dessen ungeachtet hat sich der Menschenrechtsschutz organisatorisch und politisch stärker auf die Generalversammlung verlagert zulasten des Wirtschafts- und Sozialrates. Diesem Gremium unterstand die ehemalige Menschenrechtskommission (Art.68 VN-Charta), die jedoch vom direkt der Generalversammlung unterstehenden Menschenrechtsrat abgelöst wurde. Gleichwohl hat der Wirtschafts- und Sozialrat weiterhin die Befugnis, Empfehlungen abzugeben, um die Achtung und Verwirklichung der Menschenrechte für alle zu fördern (Art.62 Abs.2 VN-Charta). Zudem unterstützt er die Generalversammlung und den Sicherheitsrat und bietet neben dem Menschenrechtsrat Nichtregierungsorganisationen vielfältige Beteiligungsmöglichkeiten. Dies ermöglicht ihm, weiterhin ein wichtiger Akteur des Menschenrechtsschutzes zu sein.


    Von der Menschenrechtskommission zum Menschenrechtsrat


    »[…] this Council represents a great new chance for the United Nations,

    and for humanity, to renew the struggle for human rights.

    I implore you, do not let the opportunity be squandered.«
Ban Ki-moon, 19.Juni 2006, Rede vor dem Menschenrechtsrat


    Vorgeschichte


    Bereits die VN-Charta sieht inArt.68eine Kommission zur Förderung der Menschenrechte vor. Diese Menschenrechtskommission wurde als Unterorgan des Wirtschafts- und Sozialrates geschaffen und hat sich bei der Erarbeitung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und der internationalen Menschenrechtsverträge große Verdienste erworben. Gleichwohl sah sich die Menschenrechtskommission starker Kritik ausgesetzt. Zwar hat sie Mechanismen zum Schutz der Menschenrechte wie die Einsetzung von Sonderberichterstatterinnen und -berichterstattern, von Sonderbotschafterinnen und -botschaftern sowie ein Beschwerdeverfahren entwickelt. Aber nicht nur, dass deren Effektivität bezweifelt wurde, auch strukturell wurde die Menschenrechtskommission als unzulänglich gerügt. Dies lag insbesondere an ihrer Zusammensetzung. Ein beachtlicher Teil der vertretenen Staaten wies eine schlechte Menschenrechtsbilanz auf und protegierte sich vor Kritik durch die Menschenrechtskommission in dieser gegenseitig durch eine geschickte Koalitionsbildung. Dies gipfelte in der Übernahme des Vorsitzes durch den Sudan trotz dessen Verantwortlichkeit für schwere Menschenrechtsverletzungen in der Darfur-Krise. Der vormalige Generalsekretär Kofi Annan hat auch in Reaktion auf diese Kritik in seinem Bericht zur Reform der Vereinten Nationen »In Larger Freedom: Towards Development, Security and Human Rights for All« die Ersetzung der Menschenrechtskommission durch einen kleineren wirkungsvolleren Menschenrechtsrat vorgeschlagen. Im März 2006 beschloss die Generalversammlung mit 170 Stimmen und nur vier Gegenstimmen die Einsetzung des Menschenrechtsrates. Dieser ersetzte im Juni 2006 die Menschenrechtskommission und weist ihr gegenüber einige Neuerungen auf.


    
      Änderungen


      
        	• Der Menschenrechtsrat ist ein Nebenorgan der Generalversammlung.


        	• Die Wahl in den Menschenrechtsrat verlangt eine einfache Mehrheit, wobei die Kandidaten »den höchsten Ansprüchen auf dem Gebiet der Förderung und des Schutzes der Menschenrechte gerecht« werden müssen.


        	• Eine Aussetzung der Mitgliedschaftsrechte kann von der Generalversammlung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln ihrer Stimmen beschlossen werden, wenn der Mitgliedstaat schwere und systematische Menschenrechtsverletzungen begeht. Im Falle von Libyen kam es erstmals dazu.


        	• Die Zahl der Mitglieder wurde auf 47 verkleinert.


        	• Die Treffen und Beratungen finden häufiger statt, der Rat muss während des gesamten Jahres regelmäßig zusammentreten und mindestens drei Tagungen, darunter eine Haupttagung, mit einer Gesamtdauer von mindestens zehn Wochen abhalten.


        	• Sondersitzungen sind auf Antrag eines Mitglieds mit Unterstützung von einem Drittel der übrigen Mitglieder möglich, sodass schnell auf schwerwiegende Menschenrechtsverletzungen reagiert werden kann.


        	• Der Menschenrechtsrat hat ein umfassendes Mandat für Menschenrechtsverletzungen in einzelnen Staaten erhalten und kann Empfehlungen abgeben.


        	• Und besonders wichtig: Mit dem Allgemeinen Periodischen Überprüfungsverfahren (Universal Periodic Review) wurde ein Verfahren eingerichtet, in dessen Rahmen sich alle VN-Mitgliedstaaten einer regelmäßigen Überprüfung der Einhaltung ihrer menschenrechtlichen Verpflichtungen unterziehen müssen.

      

    


    Die Schaffung des Menschenrechtsrates und Neuerungen gegenüber der Menschenrechtskommission sollen die Schwächen der Kommission beseitigen und »das Instrumentarium der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Menschenrechte […] stärken« (ReS.60/251 (2006), Vorbemerkung). Allerdings steht auch der Menschenrechtsrat in der Kritik. Diese begann schon bei dessen Einsetzung, denn die USA verschlossen sich damals einer Mitarbeit mit dem Argument, dass ihnen die Reformen nicht weit genug gingen. Auch von anderer Seite, insbesondere der Wissenschaft, erfährt der Menschenrechtsrat Kritik. Jedoch ist zu bedenken, dass auch dieses neue Gremium des Menschenrechtsschutzes die Defizitate und realpolitischen Gegebenheiten, die sich in der Generalversammlung zeigen sprich eine schlechte Menschenrechtsbilanz vieler Mitgliedstaaten sowie fortgesetzte Attacken gegen die Universalität der Menschenrechte, nicht ausgleichen oder überspielen kann. Der Menschenrechtsrat ist ein Spiegel der Vereinten Nationen, somit auch ihrer Fehler und Unzulänglichkeiten. Die eingangs zitatierte Aussage von Generalsekretär Ban Ki-moon, die Hoffnung bekundet und gleichzeitig mahnt, hat mithin nichts an Aktualität eingebüßt.


    Stellung und Organisation des Menschenrechtsrates


    Der Menschenrechtsrat ist ein Nebenorgan der Generalversammlung und damit (politisch) gegenüber der Menschenrechtskommission, die ein Unterorgan des Wirtschafts- und Sozialrates war, aufgewertet worden. Er berichtet unmittelbar an die Vollversammlung aller Staaten und ist dieser gegenüber verantwortlich. Nicht durchgesetzt hat sich aber die, auch von Kofi Annan vertretene Forderung, den Menschenrechtsrat zu einem Hauptorgan der Vereinten Nationen zu erheben. Zwar hat die Überprüfungskonferenz im Jahr 2011 dies erwogen, eine Entscheidung aber auf einen späteren Zeitraum vertagt.


    Der Menschenrechtsrat besteht aus 47 Mitgliedern, deren Sitze nach einem geografischen Schlüssel verteilt werden. Deutschland war eines der ersten Mitglieder von 2006 bis 2009 und wurde 2013 erneut gewählt. Im Jahr 2015 hat Deutschland, vertreten durch den Botschafter Dr. Joachim Rücker, den Vorsitz des Menschenrechtsrates übernommen. Die Wahl der Mitglieder erfolgt durch die Generalversammlung für einen Zeitraum von drei Jahren. Staaten können nur einmal direkt wiedergewählt werden, wodurch unterbunden werden soll, dass sich einflussreiche Mitgliedstaaten einen »Dauersitz« durch permanente Wiederwahl sichern. Die Menschenrechtskommission wurde insbesondere wegen ihrer Zusammensetzung kritisiert. Jedoch hat der Menschenrechtsrat hier kaum Besserung gebracht. Zwar fordert die Einsetzungsresolution in Ziff. 9 ausdrücklich, dass die Mitgliedstaaten höchsten Ansprüchen auf dem Gebiet der Förderung und des Schutzes der Menschenrechte gerecht werden und sich einer Überprüfung auch während ihrer Amtszeit unterziehen müssen. Gleichwohl hat auch die Zusammensetzung des Menschenrechtsrates deutliche Kritik provoziert. Tatsächlich sind viele Staaten mit zweifelhafter Reputation vertreten. Im November 2013 wurde neben China auch Saudi-Arabien ein Land, in dem Frauen nicht Auto fahren dürfen und für erlittene Vergewaltigungen ausgepeitscht werden können, in dem Homosexuelle hingerichtet und Menschen als Strafe Extremitäten amputiert und Augen geblendet werden können in den Menschenrechtsrat gewählt. Bei den der Wahl vorangegangenen Anhörungen und Befragungen haben sich die »Menschenrechtssünder« gegenseitig mit Lob überhäuft. Den meisten westlichen Staaten ist allerdings vorzuwerfen, dass sie es versäumt haben, kritische Worte zu finden. Insofern bildet der Menschenrechtsrat auch von seiner Zusammensetzung her die weltpolitischen Gegebenheiten ab, selbst wenn damit der Gründungsresolution, die strengere Ansprüche an die Mitgliedstaaten stellt, nicht entsprochen wird. Immerhin hat Syrien von seinem Vorhaben, sich für einen Sitz im Rat zu bewerben, nach massivem Druck aller maßgeblichen Akteure, Abstand genommen. Eine erwartete erneute Kandidatur des Iran, der seine Kandidatur zwischenzeitlich einmal zurückgezogen hatte, wird die Frage »höchster Ansprüche« an die Menschenrechtsbilanz abermals aufwerfen.


    Der Menschenrechtsrat wird durch das Human Rights Council Advisory Committee (Beratender Ausschuss) unterstützt. Dieses durch Resolution5/1 des Rates selbst geschaffene, die Nachfolge der Unterkommission der Menschenrechtskommission antretende Expertengremium besteht aus 18 unabhängigen Fachleuten, deren Aufgabe es ist, auf Bitten des Menschenrechtsrates Studien zu erstellen und Beratung zu leisten sowie auch eigeninitiativ Vorschläge zu unterbreiten. Resolutionen annehmen oder Beschlüsse fassen kann der Beratende Ausschuss demgegenüber nicht, er soll also nicht als eigenständige Stelle nach außen treten, sondern dem Menschenrechtsrat selbst zu Diensten sein.


    Beispiel: In Resolution 18/10 (2011) befasst sich der Menschenrechtsrat mit den Menschenrechten im Zusammenhang mit der Entführung und Geiselnahme durch Terroristen. Den Beratenden Ausschuss ersucht er dabei, eine Studie zu erstellen, die sich unter anderem der Auswirkungen solcher Entführungen auf den Schutz und den Genuss der Menschenrechte der Betroffenen sowie auf die lokalen Gemeinschaften und die internationale Kooperation widmet. Innerhalb des Gremiums hat eine Arbeitsgruppe einen Entwurf erstellt, der vom Beratenden Ausschuss diskutiert und dann dem Menschenrechtsrat als Schlussbericht zugeleitet wird. Studien des Beratenden Ausschusses gehen so in die Beratungen des Rates ein, Vorschläge des Beratungsgremiums, können wie etwa solche zur Menschenrechtsbildung sogar den Weg in die Generalversammlung finden und dort als Resolution verabschiedet werden.


    Der Menschenrechtsrat tagt dreimal jährlich mit einer Haupttagung von insgesamt mindestens zehn Wochen. Ein großer Vorteil ist die Möglichkeit, mit den Stimmen von einem Drittel der Mitglieder Sondersitzungen anzuberaumen. Dadurch können Menschenrechtsverletzungen auch kurzfristig durch den Menschenrechtsrat behandelt und verurteilt werden. Die erste Sondersitzung 2006 hat der Rat genutzt, um in gewohnt einseitiger Manier Israel wegen dessen Palästinenserpolitik zu kritisieren. Von den bislang 19 Sondersitzungen befassten sich andere etwa mit der Gaza-Krise (2009), mit Libyen (2011) und wiederholt mit Syrien. In der Resolution S-19/1 (2012) aus dem Jahr 2012 heißt es unter anderem:


    
      »Der Menschenrechtsrat


      […]


      1. verurteilt in schärfster Form die abscheuliche Anwendung von Gewalt gegen die Zivilbevölkerung, die eine Verletzung des anwendbaren Völkerrechts und der Verpflichtung der Regierung der Arabischen Republik Syrien nach den Sicherheitsratsresolutionen 2042 (2012) und 2043 (2012), alle Gewalt einschließlich der Nutzung schwerer Waffen in Bevölkerungszentren zu beenden, darstellt; […]


      4. betont das andauernde Versagen der syrischen Behörden, die Rechte aller Syrer zu schützen und zu fördern, auch durch die wiederholte und systematische Verletzung der Menschenrechte;


      5. wiederholt seine dringende Aufforderung an die syrischen Behörden, alle Gewalt und Menschenrechtsverletzungen sofort zu beenden, und ihrer Pflicht, die Bevölkerung zu schützen, zu entsprechen;


      6. fordert die syrischen Behörden erneut auf, den Menschenrechtsmechanismen und -missionen der Vereinten Nationen sofortigen, umfänglichen und ungehinderten Zugang zu sowie Bewegungsfreiheit in der Arabischen Republik Syrien zu gewähren; […]


      11. fordert die syrischen Behörden auf, humanitären Organisationen sofortigen, uneingeschränkten und umfänglichen Zugang zu allen Gebieten der Arabischen Republik Syriens zu gewähren, um diesen zu ermöglichen, Hilfe und humanitäre Unterstützung zu leisten, und fordert alle Beteiligten auf, die Sicherheit der humanitären Helfer zu respektieren.«

    


    Aufgaben und Methoden des Menschenrechtsrates


    Der Menschenrechtsrat ist gemeinsam mit dem Hochkommissariat für Menschenrechte das Herzstück des Menschenrechtsschutzes innerhalb der Vereinten Nationen. Von herausragender Bedeutung für die Fortentwicklung des Menschenrechtsschutzsystems ist das Allgemeine Periodische Überprüfungsverfahren (Universal Periodic Review, UPR) als neues Instrument des Rates. Dessen, 2011 erstmals erreichtes, Ziel ist es, sämtliche 193 Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen alle vier Jahre auf die Einhaltung ihrer menschenrechtlichen Verpflichtungen hin zu überprüfen. Unter der Menschenrechtskommission kam es nur zur Überprüfung einzelner Staaten, während viele sich einer Kontrolle durch gezielte Absprachen entziehen konnten. Mittlerweile soll die Kontrolle für alle gelten, was den universalen Anspruch der Menschenrechte auch an dieser Stelle unterstreicht. Dabei basiert das Überprüfungsverfahren auf drei Säulen: Zunächst reicht der untersuchte Staat einen eigenen Bericht über das Büro des VN-Hochkommissars für Menschenrechte beim Menschenrechtsrat ein. Diese Berichte weisen freilich häufig die Tendenz auf, die Menschenrechtssituation im eigenen Land geschönt darzustellen.


    Für ein objektives Korrektiv sorgt daher der Bericht des VN-Hochkommissars, der die Einhaltung der menschenrechtlichen Verpflichtungen des Staates bewertet. Ergänzt werden diese Dokumente durch eine Zusammenstellung von Stellungnahmen aus der Zivilgesellschaft, in deren Rahmen insbesondere Menschenrechtsorganisationen Kritik von unten vortragen können. Der überprüfte Staat stellt seinen Bericht im Menschenrechtsrat vor. Die Mitglieder des Menschenrechtsrates können dazu Fragen stellen und Empfehlungen abgeben. Der überprüfte Staat ist dann aufgefordert, sich innerhalb einer Frist zu den Empfehlungen zu äußern und zu erklären, ob er diese annimmt oder ablehnt. Im Mai 2012 hat die zweite Überprüfungsrunde begonnen, in deren Rahmen auch kontrolliert wird, inwieweit Empfehlungen umgesetzt wurden. Deutschland wurde bereits zweimal kontrolliert. Dass nach persönlichen Schilderungen beteiligter Personen selbst dieses Land mit einer vergleichsweise guten menschenrechtlichen Bilanz unter Druck geraten sein soll, zeigt, dass der UPR-Mechanismus funktioniert. Er basiert auf der Erwartung, dass kein Staat gerne öffentlich einer Menschenrechtsverletzung bezichtigt wird und alle Staaten für ihr Tun einer zunehmenden Rechtfertigungslast unterliegen. Gleichwohl ist auch dieses Verfahren von politischem Ränkespiel geprägt. So wurde Deutschland wegen der Lohnunterschiede zwischen Männern und Frauen von islamischen Staaten kritisiert, in denen die Menschenrechtssituation der Frauen erheblich schlechter ist. Andererseits regen die vielen kritischen Anmerkungen zum Rassismusproblem in Deutschland durchaus zum Nachdenken an. Zwar erfolgt die Überprüfung im Menschenrechtsrat durch andere Mitgliedstaaten (peer-review) und nicht etwa durch neutrale Stellen. Die im Vorfeld angesiedelte Verschränkung des Staatenberichtes mit der Bewertung des VN-Hochkommissariates und den Stellungnahmen der Zivilgesellschaft verleihen dem UPR-Verfahren allerdings besondere Wirksamkeit und eine breite Entscheidungsgrundlage. Der überprüfte Staat wird gleichsam von oben (VN-Hochkommissariat) und von unten (Zivilgesellschaft) »in die Zange genommen«. Die anderen Staaten im Menschenrechtsrat können diese Vorarbeiten nicht wegdiskutieren und wegen unterschiedlicher Allianzen findet sich immer ein Staat, der die Kritik auch vorträgt.


    Ein weiteres Instrument des Menschenrechtsschutzes ist das Beschwerdeverfahren. Ein solches kannte bereits die Menschenrechtskommission (»1503-Verfahren«, benannt nach der Resolution 1503, die das Verfahren konkretisiert) und der Menschenrechtsrat hat es mit Resolution 5/1 (2007) übernommen und im Wesentlichen in operationeller Hinsicht modifiziert. Das Verfahren soll den Rat auf Muster und Situationen von gravierenden, zuverlässig bestätigten Menschenrechtsverletzungen aufmerksam machen, damit er diese angehen kann. Bereits diese Zielsetzung lässt erkennen, dass es sich nicht um ein Beschwerdeverfahren für Individuen handelt, das der Durchsetzung individueller Rechte dient, wie es unter dem Regime internationaler Menschenrechtsverträge durchaus besteht (vgl.Kapitel6.4). Zwar können sich beim Menschenrechtsratsbeschwerdeverfahren neben Gruppen und Nichtregierungsorganisationen auch Opfer von Menschenrechtsverletzungen an den Rat wenden. Diese werden aber nicht Beteiligte des Verfahrens und mögliche Rechtsverletzungen dienen nur als Grundlage der Entscheidung, ob es sich um eine erhebliche und systematische Menschenrechtsverletzung handelt. Daher kann diese Beschwerde auch von Personen erhoben werden, die nicht Opfer geworden sind, aber zuverlässige Kenntnis von Verletzungen erhalten haben. Dieses Verfahren dient folglich mehr dem Gesamtinteresse an der Wahrung der Menschenrechte und begünstigt konkrete Opfer von Menschenrechtsverletzung allenfalls als Rechtsreflex, das heißt, Einzelpersonen können durchaus von der rechtlichen Einrichtung und Ausgestaltung profitieren, dies ist aber nicht der normative Zweck. Allerdings ist dieses Beschwerdeverfahren universell und nicht an einen konkreten Menschenrechtsvertrag gebunden. Es bedarf keiner Anerkennung des betroffenen Staates und kann die Verletzung eines jeden anerkannten Menschenrechts rügen. Nach Eingang der schriftlichen Beschwerde wird diese von der Arbeitsgruppe »Kommunikation« geprüft und dann gegebenenfalls mit einer Stellungnahme des betroffenen Staates der Arbeitsgruppe »Situationen« zugeleitet. Diese kann die Beschwerde zurückweisen, weitere Informationen verlangen und auf Grundlage der Informationen und Empfehlungen der ersten Arbeitsgruppe einen Bericht für den Menschenrechtsrat erstellen. Das Verfahren selbst läuft geheim ab, was die Bereitschaft des beschuldigten Staates zur Kooperation erhöhen soll. Der Menschenrechtsrat kann in Reaktion auf den Bericht etwa Empfehlungen an die zuständige Regierung abgeben, eine Sonderberichterstatterin oder einen Sonderberichterstatter mit weiteren Untersuchungen beauftragen, das VN-Hochkommissariat für Menschenrechte um Unterstützung des Landes, etwa durch technische Hilfe, bitten, eine Situation unter Beobachtung halten und insbesondere die Vertraulichkeit des Verfahrens und der Informationen aufheben.


    Als weiterer wichtiger Baustein des Menschenrechtsschutzes sind schließlich die Sonderverfahren (special procedures) des Menschenrechtsrates zu nennen. Für diese Verfahren ernennt der Menschenrechtsrat unabhängige und ehrenamtlich arbeitende Menschenrechtsexpertinnen und -experten (Sonderberichterstatterinnen und -berichterstatter, Arbeitsgruppen und Sondergesandtinnen und -gesandte) und erteilt ihnen ein Mandat für Untersuchungen, Berichte, Einschätzungen und Empfehlungen. Dabei lässt sich zwischen thematischen Mandaten und länderspezifischen Mandaten unterscheiden. Die 37 thematischen Mandate adressieren besondere Menschenrechtsthemen, darunter einzelne Menschenrechte, besondere Formen der Menschenrechtsverletzungen oder besonders gefährdete Gruppen. Demgegenüber beziehen sich die 14 Ländermandate auf konkrete Staaten und widmen sich der Menschenrechtssituation vor Ort.


    
      Themenmandate:


      •Recht auf angemessenen Wohnraum •Menschen afrikanischer Herkunft •Willkürliche Verhaftungen •Kinderhandel, -prostitution und -pornografie •Kulturelle Rechte •demokratische und gerechte Weltordnung •Bildung •Menschenrechte und Umwelt •erzwungenes Verschwindenlassen •außergerichtliche (extra-legale) Hinrichtungen •extreme Armut •Recht auf Nahrung •Auslandsverschuldung •Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit •Meinungsfreiheit •Religions- und Weltanschauungsfreiheit •Gesundheit •Menschenrechtsverteidiger •richterliche Unabhängigkeit •indigene Völker •Binnenvertriebene •Söldnertruppen •Migranten •Minderheitenangelegenheiten •Senioren •Förderung der Wahrheit, der Gerechtigkeit, Entschädigung und der Garantien der Nichtwiederholung •Rassismus •Sklaverei •Solidarität •Terrorismus •Folter •Giftmüll •Menschenhandel •Transnationale Unternehmen •Recht auf Wasser •Diskriminierung von Frauen •Gewalt gegen Frauen

    


    
      Ländermandate:


      Belarus (Weißrussland)


      Kambodscha


      Zentralafrikanische Republik


      Côte d’Ivoire (Elfenbeinküste)


      Eritrea


      Demokratische Volksrepublik Korea (Nordkorea)


      Haiti


      Iran


      Mali


      Myanmar


      Besetzte palästinensische Gebiete


      Somalia


      Sudan


      Syrien

    


    Dabei können die Mandate die Tätigkeit der Fachleute unterschiedlich ausgestalten und auch deren Persönlichkeit prägt das Amt. Möglich sind etwa Besuche vor Ort, um sich ein Bild von der Menschenrechtssituation zu machen und dann mit den nationalen Regierungen zu kommunizieren. Auch Hilfsangebote können unterbreitet werden. Der Austausch mit nationalen Menschenrechtsorganisationen und die Erarbeitung menschenrechtlicher Studien spielen ebenfalls eine wichtige Rolle. Zudem akzeptieren manche Sonderberichterstatterinnen und -berichterstatter Individualbeschwerden und gehen solchen (behaupteten) Menschenrechtsverletzungen im Konkreten nach. Bedeutsam sind vor allem die jährlichen Berichte der Expertinnen und Experten an den Menschenrechtsrat und meist auch an die Generalversammlung. Sie entfalten eine große Öffentlichkeitswirkung und können so Kritik treffsicher platzieren, für Themen sensibilisieren und neue Entwicklungen anstoßen.


    Beispiel: Der deutsche Sonderberichterstatter über Religions- und Weltanschauungsfreiheit, Heiner Bielefeldt, hat 2012 neben seinem umfänglich über die Arbeit informierenden Jahresbericht einen thematischen Interimsbericht eingereicht, der den Titel »Beseitigung aller Formen der religiösen Intoleranz« trägt (A/67/303). Dieser Bericht untersucht insbesondere das Recht, die Religion zu wechseln, er definiert die verschiedenen Anwendungsfälle und dekliniert sie durch. Er schließt ab mit Empfehlungen an Staaten, aber auch zivilgesellschaftliche Akteure. In seinem jüngsten Interimsbericht 2013 (A/68/290) adressiert der Sonderberichterstatter insbesondere das Spannungsverhältnis zwischen der Religionsfreiheit und der Gleichheit von Mann und Frau.


    Mit den Sonderverfahren wird die Diversifizierung des Menschenrechtsschutzes jeweils mit einem Gesicht versehen und konkreten Personen überantwortet. Deren Unabhängigkeit mag zu einer teilweise sehr individuellen Schwerpunktsetzung verleiten, entpolitisiert jedoch zumindest im Vorfeld der Beratungen des Menschenrechtsrates den Schutz der Menschenrechte ganz erheblich. Getrübt wird das Bild allerdings durch die mangelnde Bereitschaft vieler Staaten, mit den Berichterstatterinnen und Berichterstattern zu kooperieren oder diese auch nur ins Land zu lassen.


    Die Gesichter des Menschenrechtsschutzes der Vereinten Nationen: Der Generalsekretär und der Hochkommissar für Menschenrechte


    »We will not enjoy development without security,

    we will not enjoy security without development,

    and we will not enjoy either without respect for human rights.«
Kofi Annan, A/59/2005, Ziff. 17


    
      [image: VN-Generalsekretär Ban Ki-moon]

      VN-Generalsekretär Ban Ki-moon,

      ©UN Photo/Mark Garten

    


    Im System der Vereinten Nationen gibt es weitere Stellen, die mit dem Menschenrechtsschutz befasst sind. An prominenter Stelle ist dies zunächst der Generalsekretär der Vereinten Nationen. Art.97S.3 VN-Charta bezeichnet ihn als höchsten Verwaltungsbeamten der Organisation, bringt damit aber dessen Rolle nicht angemessen zum Ausdruck. Tatsächlich ist der Generalsekretär, der dem VN-Sekretariat vorsteht, für die Koordination des Tagesgeschäftes der Weltorganisation zuständig. Er ist jedoch nicht nur Beamter, sondern auch Vertreter der Vereinten Nationen nach außen, Diplomat, mahnende Stimme und Ideengeber. Er stellt den Haushaltsplan auf, nimmt an den Sitzungen der VN-Hauptorgane teil (mit Ausnahme des Internationalen Gerichtshofes, dessen Beratungen geheim sind), erstellt Studien und erstattet der Generalversammlung jährlich Bericht über seine Arbeit. Daneben unterstützt er die Hauptorgane bei ihrer Arbeit durch Erledigung von Aufgaben, die sie ihm übertragen. Er kann schließlich auch einzelnen Staaten bei der Überwindung von Problemen »gute Dienste« leisten und etwa als Mediator oder Vermittler in Konflikten auftreten. Was der Generalsekretär aus diesem Bündel an Möglichkeiten macht, hängt auch von dessen Persönlichkeit ab. Dies gilt insbesondere für seinen Einsatz für die Menschenrechte. Als Stimme der Vereinten Nationen kann der Generalsekretär eine Stimme für die Menschenrechte sein. Wichtig sind daher insbesondere seine Stellungnahmen und Pressemitteilungen, mit denen er sich zu menschenrechtlichen Fragen äußert. Er kann die Menschenrechte zudem im Dialog mit den Mitgliedstaaten, auf internationalen Konferenzen und in Unterstützung der Zivilgesellschaft fördern. Zugleich kann er den Sicherheitsrat auf Menschenrechtsverletzungen hinweisen, wenn diese den Frieden gefährden. Da ihm die Koordination der täglichen Arbeit der VN anvertraut ist, obliegt es insbesondere dem Generalsekretär sicherzustellen, dass Menschenrechte als Querschnittsthema an jeder Stelle der Organisation, durch alle Mitarbeiterinnen und -mitarbeiter und Sonderbeauftragten, angemessen berücksichtigt werden.


    Beispiel: Eine Wegmarke im Einsatz für die Menschenrechte hat der frühere Generalsekretär Kofi Annan mit seinem Bericht »In größerer Freiheit: Auf dem Weg zu Entwicklung, Sicherheit und Menschenrechten für alle« (A/59/2005) gesetzt. Zunächst aufgerufen, die Erfolge bei der Umsetzung der Millenniums-Erklärung des großen Gipfels der Staats- und Regierungschefs im Jahr 2000 zu bewerten, hat der Generalsekretär zum großen Wurf angesetzt und sehr grundsätzliche Aussagen zu den Bereichen Entwicklung, Sicherheit, Menschenrechte und zur Reform der Vereinten Nationen getroffen. Besonders bedeutsam ist die Verschränkung zwischen den verschiedenen Bereichen, die Annan erkennt und betont (vgl. das Eingangszitatat). Keine Sicherheit ohne Entwicklung und beides nicht ohne Menschenrechte, lautete seine Losung. Mit konkreten Vorschlägen, wie der tatsächlich erfolgten Ersetzung der Menschenrechtskommission durch den Menschenrechtsrat, versuchte er die Menschenrechtskomponenten zu stärken.22


    Während der Menschenrechtsschutz ein Thema von vielen auf der Agenda des Generalsekretärs ist, gibt es mit dem Hochkommissar für Menschenrechte eine Person im VN-System, deren Kernaufgabe der Menschenrechtsschutz ist. Im Jahr 2008 wurde die südafrikanische Menschenrechtsanwältin, Richterin am südafrikanischen Verfassungsgericht und an internationalen Strafgerichten sowie Völkerrechtsexpertin Navanethem Pillay auf Vorschlag des Generalsekretärs durch die Generalversammlung zur Hochkommissarin für vier Jahre, im September 2012 um weitere zwei Jahre verlängert, gewählt. Im September 2014 folgte ihr Prinz Zeid Ra’ad Al Hussein. Der Jordanier
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      Zeid Ra’ad Al Hussein,VN-Hochkommissar für Menschenrechte,
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    hat sein Land unter anderem als Botschafter in den Vereinigten Staaten und Ständiger Vertreter bei den Vereinten Nationen repräsentiert und erfuhr große Anerkennung für seinen Einsatz für die Internationale Strafgerichtsbarkeit und für die VN-Friedenssicherung. Mit ihm wird erstmals ein Diplomat muslimischen Glaubens aus der arabischen Welt dieses Amt bekleiden.


    Das Amt selbst geht zurück auf eine Empfehlung der Wiener Menschenrechtskonferenz aus dem Jahr 1993, welche die Generalversammlung durch Resolution 48/121 (1993) umgesetzt hat. Der Hochkommissar, der im Rang eines Untergeneralsekretärs steht, seine Aufgaben aber unabhängig wahrnimmt, steht einem Büro vor. Gemeinsam stellen sie eine Abteilung des VN-Generalsekretariates dar. Die Finanzierung des Hochkommissariates erfolgt neben freiwilligen Zahlungen vor allem der Mitgliedstaaten insbesondere durch das Budget der Vereinten Nationen. Jedoch fließen weniger als drei Prozent in das Hochkommissariat, weshalb die dritte Säule der Vereinten Nationen neben Frieden, Sicherheit und Entwicklung als zu gering finanziert gelten muss, um allen Aufgaben und Erwartungen gerecht zu werden.


    Kernaufgabe und Oberthema des Hochkommissariates für Menschenrechte ist es, alle internationalen Menschenrechte zu fördern und zu schützen. Es sollen »alle effektiv in den Genuss aller bürgerlichen, kulturellen, ökonomischen, politischen und sozialen Menschenrechte gelangen«  einschließlich des Rechts auf Entwicklung gibt die Einsetzungsresolution 48/141 (1993) in Ziff. 4 lit. a vor. Dieses Ziel konkretisiert die Resolution der Generalversammlung dahingehend, der Hochkommissar möge:


    
      	• Beratung, technische und finanzielle Hilfe an betroffene Staaten und Regionalorganisationen leisten,


      	• die Informations- und Ausbildungsprogramme der Vereinten Nationen koordinieren,


      	• in einen Dialog mit allen Regierungen hinsichtlich der Implementierung von Menschenrechtsstandards treten,


      	• die internationale Zusammenarbeit im Menschenrechtsschutz ausbauen,


      	• die Menschenrechtsbemühungen innerhalb des VN-Systems koordinieren und dabei


      	• die Effizienz und Effektivität der »Menschenrechtsmaschinerie« der VN verbessern.

    


    Zudem soll das Hochkommissariat für Menschenrechte die Aufgaben wahrnehmen, die ihm von den zuständigen Menschenrechtsorganen übertragen werden und diesen gegenüber Empfehlungen abgeben. Es unterstützt organisatorisch insbesondere den Menschenrechtsrat und dessen Sonderberichterstatterinnen und -berichterstatter sowie die menschenrechtlichen Vertragsorgane (dazuKapitel6.4). Einmal jährlich hat der Hochkommissar über seine Aktivitäten an die Generalversammlung über den Menschenrechtsrat zu berichten. Daneben ist der Hochkommissar im Rahmen des Allgemeinen Periodischen Überprüfungsverfahrens beteiligt (s.o.), erstellt thematische Berichte und gibt Stellungnahmen zu tagesaktuellen menschenrechtspolitischen Fragen ab. Die Öffentlichkeit und sein Renommee verleihen dem Amt besondere Stärke.


    Es geht also einerseits um eine Unterstützung der jeweiligen Staaten bei ihrer Aufgabenerfüllung des Menschenrechtsschutzes, andererseits um ein »Mainstreaming« von Menschenrechten innerhalb der Vereinten Nationen, das heißt, Menschenrechte sollen als Querschnittsthemen alle Bereiche durchdringen. Als maßgebliche Arbeitsmethoden nennt das Hochkommissariat selbst die Unterstützung bei der Normgebung (standard-setting), bei der Überwachung, ob menschenrechtliche Verpflichtungen eingehalten werden und bei der Implementierung von Menschenrechtsstandards vor Ort. Dazu unterhält das Kommissariat auch eine Vielzahl an Länderbüros, deren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gleich vor Ort helfen, Rat erteilen und Unterstützung, etwa bei der Vorbereitung und Durchführung von Wahlen, leisten. Schließlich ist das Hochkommissariat auch bei der menschenrechtlichen Komponente des Mandates von Friedensmissionen tätig (s.o.). Im Verhältnis zum Menschenrechtsrat, der von den Mitgliedstaaten getragen ist und dessen Arbeit durch deren Interessen geprägt sein mag, kann ein unabhängiger Hochkommissar eigenständige und kritische Akzente setzen und damit der den Menschenrechten innewohnenden Distanz zu den Staaten besser entsprechen.


    Zusammenfassung


    Diese kurze Darstellung des Menschenrechtsschutzes im System der Vereinten Nationen soll einen ersten Eindruck vermitteln, welch großen Beitrag die Weltorganisation zum Schutz der Menschenrechte mittlerweile leistet. Dies ist auch dem Umstand geschuldet, dass die handelnden Akteure ihre Mandate mutig genutzt und dieVN-Chartadynamisch interpretiert haben. Von den Vereinten Nationen wird mittlerweile erwartet, der legitime Fürsprecher der Menschenrechte auf internationaler Ebene zu sein, auch wenn die Kontroversen, politischen Differenzen und machtpolitischen Schachzüge unter den Mitgliedstaaten häufig eine adäquate Antwort vermissen lassen und Enttäuschungen provozieren. Zentral dürften zwei Entwicklungen sein:


    Verankerung eines positiven Friedensbegriffs


    Der Weltfrieden und die internationale Sicherheit werden nicht mehr allein durch das Schweigen von Waffen bestimmt. Frieden und Sicherheit sind untrennbar mit Entwicklung und der Beachtung der Menschenrechte verbunden. Dies kennzeichnet die Fortentwicklung von einem negativen zu einem positiven Friedensbegriff, der sich nicht mehr in der Abwesenheit von Krieg erschöpft (negativer Friedensbegriff), sich von der Zentrierung auf Staaten als traditionellen Konfliktparteien gelöst hat und den Menschen in die Erwägungen der Friedenssicherung miteinbezieht.


    Wandel im Souveränitätsverständnis


    Schließlich zeichnet sich ein Wandel des Verständnisses der staatlichen Souveränität ab. Lange Zeit stellte die Souveränität den Schutzpanzer dar, der die Staaten vor Kritik an Vorgängen innerhalb des eigenen Staatsgebietes bewahrt hat. Auch heute noch weisen manche Länder Kritik an Menschenrechtsverletzungen als Einmischung in innere Angelegenheiten zurück. Doch auch wenn das Völkerrecht und die Charta der Vereinten Nationen den Grundsatz der Nichteinmischung anerkennen und die staatliche Souveränität weiterhin achten (Interventionsverbot nachArt.2 Ziff. 1 und 7 VN-Charta), hat die Entwicklung der Menschenrechte zu einer Modifikation geführt. Die Befassung des Sicherheitsrates mit innerstaatlichen Menschenrechtsverletzungen, eine Vielzahl an Resolutionen und sonstigen Rechtsdokumenten, die Unterwerfung der Staaten unter das Allgemeine Periodische Überprüfungsverfahren des Menschenrechtsrates und auch das Prinzip der Schutzverantwortung bestätigen, dass Menschenrechte mittlerweile ein international concern sind, das heißt, ihre Achtung und Förderung liegen im Interesse der gesamten internationalen Gemeinschaft. Darin zeigt sich auch eine durch die Vereinten Nationen begleitete und verstärkte Fortentwicklung des Völkerrechts. Es erkennt zumindest partiell an, dass das Individuum nicht nur ein Rechtssubjekt ist, sondern das eigentliche Zentrum des Rechts darstellen kann.


    Die beiden Entwicklungen sind jedoch keine Selbstverständlichkeiten. Ein zerstrittener, in ideologische Lager gespaltener Sicherheitsrat hat keine Möglichkeiten, einem positiven Frieden in der Welt zu dienen. Zudem gibt es zunehmend Länder und Allianzen, die die Universalität der Menschenrechte in Zweifel ziehen und sich Kritik an der eigenen Situation unter Berufung auf die staatliche Souveränität als unzulässige Einmischung verbitten. Es bleibt abzuwarten, inwieweit sich die Vereinten Nationen, die immerhin eine Mitgliederorganisation sind, gegen solche Entwicklungen in manchen, auch großen, Mitgliedstaaten immunisieren können. Die Hoffnung ruht hier auf den unabhängigen Einrichtungen, insbesondere dem Hochkommissariat für Menschenrechte.


    6.4Sonstiger Menschenrechtsschutz auf internationaler Ebene


    Die Vereinten Nationen decken einen Großteil des Menschenrechtsschutzes auf internationaler Ebene ab, können und möchten aber keine Exklusivität beanspruchen. Es gibt weitere Akteure, die einen wichtigen Beitrag zum Menschenrechtsschutz leisten.


    Vertragsorgane (treaty bodies)


    Wegen der engen Verbindung zu den Vereinten Nationen soll mit der Darstellung der Vertragsorgane (treaty bodies) begonnen werden. Gemeint sind jene Ausschüsse, die durch die großen im Rahmen der Vereinten Nationen ausgehandelten Menschenrechtsverträge etabliert wurden. Es handelt sich um Gremien, die aus unabhängigen Menschenrechtsexpertinnen und -experten zusammengesetzt sind, um die Einhaltung der vertraglichen Menschenrechtsverpflichtungen durch die Staaten zu überwachen. Sie werden organisatorisch vom VN-Hochkommissariat für Menschenrechte unterstützt und haben verschiedene Möglichkeiten, die Einhaltung der Menschenrechte zu überwachen und dem Menschenrechtsschutz zu dienen. In den Verträgen oder in den Zusatzprotokollen ausdrücklich vorgesehen sind vier mögliche Kontrollmechanismen der Ausschüsse, daneben halten sich die Experteninnen und Experten auch noch für ermächtigt, allgemeine Hinweise zur Auslegung der Normen zu geben.


    Das »Staatenberichtsverfahren« ist in allen großen VN-Menschenrechtsverträgen vorgesehen. Es verlangt, dass alle Vertragsparteien in regelmäßigen Abständen (alle drei bis vier Jahre) einen Bericht über die Menschenrechtssituationen und Einhaltung der vertraglichen Verpflichtungen in ihrem Land sowie etwa über getroffene Maßnahmen des Menschenrechtsschutzes an den Ausschuss übermitteln. Sie müssen also Rechenschaft ablegen und selbstständig eine menschenrechtliche Bilanz ziehen. Die Ausschüsse können zu den Berichten Schlussfolgerungen und auch Empfehlungen abgeben, die dann gemeinsam mit den Staatenberichten veröffentlich werden. Da die Staaten insoweit in eigener Sache handeln, fallen diese Berichte in der Regel wohlwollend aus. Aufgrund ihrer Veröffentlichung laden sie aber die Zivilgesellschaft zur kritischen Befassung ein und insbesondere Menschenrechtsorganisationen können in Reaktion darauf eigene Berichte erstellen und damit den Staat unter Druck setzen. Die Staatenberichte gelten als schwächster Kontroll- und Durchsetzungsmechanismus.


    Anders als das Staatenberichtsverfahren sind die »Beschwerdeverfahren« nicht in allen Menschenrechtsverträgen enthalten und nicht stets zwingend (obligatorisch) vorgeschrieben. Sie müssen häufig als selbstständige Verpflichtungen von den Staaten akzeptiert werden, das heißt, eine Beschwerdemöglichkeit besteht nicht automatisch. Eine solche Anerkennungsklausel kann der entsprechende Menschenrechtsvertrag selbst enthalten. Insbesondere für die Individualbeschwerde sehen viele Verträge allerdings noch keine Regelung vor. Dies entweder, weil sie in einer Zeit erarbeitet wurden, in der die Vorstellung, dass Privatpersonen Beschwerden einlegen können, auf internationaler Ebene nicht verbreitet war, man an der »Einklagbarkeit« insbesondere wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Rechte zweifelte, oder weil die politischen Widerstände zu groß waren. Auch in jüngerer Zeit zeichnet sich keine einheitliche Linie ab. Während dieKonvention gegen das VerschwindenlasseninArt.31eine Individualbeschwerdemöglichkeit vorsieht, gibt es keine entsprechende Klausel in der Behindertenrechtskonvention. Fehlt eine solche Klausel, bedient man sich der Möglichkeit von Fakultativprotokollen. Dabei handelt es sich um internationale Verträge, deren Gegenstand jedoch auf einen anderen (Haupt-)Menschenrechtsvertrag gerichtet ist (vgl.Kapitel5.1). Staaten können durch Ratifikation dieser Fakultativprotokolle im Menschenrechtsschutz voranschreiten und andere noch zögernde Staaten einladen, ihnen zu folgen.


    Das Staatenbeschwerdeverfahren ist bisher ohne praktische Relevanz geblieben. Dessen Hintergedanke ist, dass Staaten einander gegenseitig überwachen und gegebenenfalls vor dem Vertragsausschuss geltend machen können, dass ein anderer Vertragsstaat seinen Verpflichtungen aus dem Vertrag nicht nachkomme.


    Art.41 VN-Zivilpakt:
»(1) Ein Vertragsstaat kann aufgrund dieses Artikels jederzeit erklären, dass er die Zuständigkeit des Ausschusses zur Entgegennahme und Prüfung von Mitteilungen anerkennt, in denen ein Vertragsstaat geltend macht, ein anderer Vertragsstaat komme seinen Verpflichtungen aus diesem Pakt nicht nach. Mitteilungen aufgrund dieses Artikels können nur entgegengenommen und geprüft werden, wenn sie von einem Vertragsstaat eingereicht werden, der für sich selbst die Zuständigkeit des Ausschusses durch eine Erklärung anerkannt hat.[…]«


    Es geht also um die Rüge einer Menschenrechtsverletzung, die aber schon aufgrund der diplomatischen Zurückhaltung und womöglich der Sorge, selbst gerügt zu werden, für die Staaten nicht sonderlich reizvoll erscheint. Während im Rahmen der Europäischen Menschenrechtskonvention etwa Georgien gegen Russland nach dessen militärischer Intervention zwei solcher Beschwerden erhoben hat, spielt die Staatenbeschwerde auf internationaler Ebene bislang keine Rolle.


    Bedeutsamer sind daher die »Individualbeschwerden«. Sie dienen der Effektivität des Menschenrechtsschutzes insgesamt, indem sie die Interessen des Einzelnen zum Durchsetzungshebel des objektiven Rechts machen. Fühlt sich nämlich eine Privatperson in ihren Menschenrechten verletzt und hat sie innerstaatlich alle (bestehenden und zumutbaren) Rechtsbehelfe erschöpft, kann sie an den zuständigen Vertragsausschuss herantreten und eine Verletzung ihrer im Vertrag enthaltenen Rechte rügen. Zulässig ist dies nur gegenüber einem Staat, der die Individualbeschwerde anerkannt hat und es darf zur gleichen Zeit keine Untersuchung in einem anderen internationalen Untersuchungs- oder Streitbeilegungsverfahren laufen. Zudem muss die Mitteilung zur Prüfung schriftlich erfolgen, sie darf nicht anonymisiert sein, keinen Missbrauch des Beschwerderechts darstellen und muss mit den Bestimmungen des Menschenrechtsvertrages im Einklang stehen. Nach Anzeige der Beschwerde an den betroffenen Vertragsstaat hat dieser Gelegenheit, sich binnen einer Frist (üblicherweise sechs Wochen) schriftlich zu dem Vorwurf zu äußern. Der Ausschuss berät dann nicht-öffentlich über die Beschwerde und teilt seine Auffassung dem Staat und der Einzelperson mit.


    Beispiel:1.Fakultativprotokoll zum VN-Zivilpakt: Die Vertragsparteien des VN-Zivilpaktes konnten sich nicht darauf verständigen, eine Individualbeschwerde in das Vertragswerk aufzunehmen. Daher haben sie parallel zum Vertrag ein 1.Fakultativprotokoll aufgelegt, das in denArt.15die Individualbeschwerde ausgestaltet.


    Die Individualbeschwerde ist von der Beschwerde beim Menschenrechtsrat, dem»1503-Verfahren«, zu unterscheiden (s.o.). In diesem Verfahren können sich natürliche Personen, aber auch Nichtregierungsorganisationen an den Menschenrechtsrat wenden, um diesen auf schwere und systematische Verletzungen von Menschenrechten in einem bestimmten Gebiet aufmerksam zu machen. Sie können damit zwar auch ihre eigenen Interessen verfolgen, im Vordergrund des Verfahrens stehen aber nicht individuelle Rechte, sondern erhebliche Verletzungen der Menschenrechte diverser Personen. Allerdings handelt es sich auch bei der Individualbeschwerde der Menschenrechtsverträge im engeren Sinne um keinen Rechtsbehelf. Sie ist insbesondere kein gerichtliches Verfahren, denn die Auffassung des Vertragsausschusses stellt kein Urteil dar. Freilich beurteilen hier unabhängige Expertinnen und Experten eine Rechtsfrage anhand von rechtlichen Normen. Ihre (Sach-)Entscheidung ist aber wenngleich einem Urteil durchaus ähnlich nicht verbindlich und verpflichtet den Staat nicht zu einer Handlung. Zwar haben die Staaten, welche die Individualbeschwerde anerkannt haben, implizitat akzeptiert, dass damit die Ausschüsse über die Auslegung des Vertrags entscheiden, sodass die Nichtbeachtung indirekt einen Vertragsverstoß begründen kann. Die Verträge bzw. die Zusatzprotokolle selbst ordnen jedoch keine unmittelbare Verbindlichkeit der Entscheidungen über die Individualbeschwerde an. Anders ist dies nur auf regionalvölkerrechtlicher Ebene in Europa. Dort stellt die Individualbeschwerde beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg tatsächlich einen gerichtlichen Rechtsbehelf dar, der mit einem für den beteiligten Staat verbindlichen Urteil endet und für diesen mit einer Pflicht zur Zahlung einer Entschädigung einhergehen kann:


    Art.34 EMRK:
»Der Gerichtshof kann von jeder natürlichen Person, nichtstaatlichen Organisation oder Personengruppe, die behauptet, durch eine der Hohen Vertragsparteien in einem der in dieser Konvention oder den Protokollen dazu anerkannten Rechte verletzt zu sein, mit einer Beschwerde befasst werden. Die Hohen Vertragsparteien verpflichten sich, die wirksame Ausübung dieses Rechts nicht zu behindern.«


    Trotz der Monita sind die internationalen Individualbeschwerdeverfahren von erheblicher Bedeutung für den Menschenrechtsschutz. Zunächst ist es ein Novum in der Völkerrechtsentwicklung, dass dem Individuum auf internationaler Ebene überhaupt Gehör geschenkt wird und dies sogar gegen den eigenen Staat, der in der Vergangenheit die Einzelperson ausschließlich repräsentiert hat (Mediatisierung). Vor allem aber sind es die Öffentlichkeitswirkung und die moralische Genugtuung, die Opfern von Menschenrechtsverletzungen helfen und dazu führen können, dass der betroffene Staat sich zu einer Entschädigung und Wiedergutmachung entscheidet. Schließlich tragen auch diese Einzelfallentscheidungen zur Fortentwicklung des Rechts bei und sind geeignet, die Rechtstreue, sprich die Beachtung der Menschenrechte, zu fördern. Gleichwohl ist die Zahl der Individualbeschwerden überschaubar (vgl. die Statistik zur Individualbeschwerde beim Menschenrechtsausschuss des VN-Zivilpaktes), was auch der mangelnden Bekanntheit geschuldet sein mag.


    Mit dem Recht, selbstständig Untersuchungsverfahren einzuleiten, haben manche Vertragsorgane noch eine weitere gleichfalls fakultative objektive Kontrollbefugnis erhalten (vgl. etwaArt.11, 1. Zusatzprotokoll VN-Sozialpakt;Art.8, 1. Zusatzprotokoll Frauenrechtskonvention;Art.13, 3. Zusatzprotokoll Kinderrechtskonvention). Danach können die Ausschüsse, wenn sie zuverlässige Informationen erhalten, die darauf hinweisen, dass ein Vertragsstaat die Bestimmungen der Menschenrechtsverträge in schwerwiegender Weise verletzt, ein Verfahren einleiten. Dies besteht aus der Konsultation des betroffenen Staates, der zu den Vorwürfen Stellung nehmen und an der Aufklärung des Sachverhaltes teilhaben kann. Der Ausschuss hat dann die Möglichkeit, die in ihm vertretenen Expertinnen und Experten um die Vornahme einer Untersuchung zu bitten. Dies kann auch den Besuch in dem jeweiligen Staat einschließen, sofern dieser dem zustimmt. Im Anschluss an den Untersuchungsbericht übermittelt der Ausschuss dem betroffenen Staat die Erkenntnisse sowie seine Empfehlungen und Stellungnahmen. Jener ist aufgefordert, sich dazu zu äußern und Maßnahmen, die er in Reaktion darauf ergriffen hat, mitzuteilen. Dieses Verfahren ist geprägt durch seine Vertraulichkeit und die enge Abstimmung, die zu jeder Zeit mit dem einer Menschenrechtsverletzung bezichtigten Staat gesucht werden soll. Dieser konsensuale Charakter des Verfahrens führt freilich zu einer eher beschränkten Wirkungsmacht. Immerhin kommt eine Aufnahme des Berichtes in den Tätigkeitsbericht des Vertragsorgans in Betracht. Dies kann zu öffentlichem Druck und damit einer besseren Einhaltung der Menschenrechte führen.


    Neben diesen in verschiedenen großen Menschenrechtsverträgen enthaltenen Kontrollmechanismen gibt es noch einige besondere Möglichkeiten des Menschenrechtsschutzes. Etwa sieht dieKonvention gegen das Verschwindenlasseneinen Antrag auf Suche und Auffindung einer verschwundenen Person vor (Art.30), den nahe Angehörige und Personen mit berechtigtem Interesse stellen können. In diesem Rahmen tritt der Vertragsausschuss mit dem betroffenen Staat in Kontakt und versucht, diesen durch verschiedene Maßnahmen der Einflussnahme zur Auffindung der Person zu bewegen. Dabei hält er den Kontakt zu den Antragsstellern, er tritt also als Mittler
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    zwischen diesen und dem betroffenen Staat auf.Art.34der Konvention gibt dem Ausschuss zudem die Möglichkeit, die VN-Generalversammlung über eine ausgedehnte oder systematische Praxis des Verschwindenlassens in einem Staat als dringliche Angelegenheit zu informieren. DasFakultativprotokoll zur Anti-Folterkonventionetabliert einen Präventionsmechanismus und sieht in diesem Rahmen regelmäßige Besuche von Orten für Personen, denen die Freiheit entzogen wurde, durch unabhängige nationale und internationale Stellen vor, um insbesondere in Gefängnissen, psychiatrischen Anstalten oder auch Altenheimen Folter zu vermeiden.


    Über diese ausdrücklich formulierten Kontroll- und Durchsetzungsmöglichkeiten sind die Ausschüsse noch hinausgegangen. Mit ihren Allgemeinen Bemerkungen (General Comments) veröffentlichen die Expertinnen und Experten ihre Interpretation einzelner Normen der Menschenrechtsverträge. Diese sind zwar selbst nicht verbindlich, konkretisieren aber die nur sehr allgemein formulierten Menschenrechte aus Sicht des Fachgremiums für verschiedene Einzelfälle. Diese Bemerkungen haben ein nicht unerhebliches Gewicht und erfreuen sich einer breiten Diskussion und Rezeption durch die Rechtswissenschaft. Damit finden sie Eingang in das juristische Denken. Mittelbar können sie zudem eine quasi-verbindliche Bedeutung erlangen, etwa wenn sich internationale Gerichte, die verbindliche Urteile
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    sprechen oder Gutachten abgeben, auf die General Comments berufen. So hat sich etwa der Internationale Gerichtshof zur Frage, unter welchen Voraussetzungen nachArt.4 VN-Zivilpaktin Notstandssituationen Menschenrechte derogiert werden können, auch unter klarem Verweis auf die Auslegung durch den Menschenrechtsausschuss in der Allgemeinen Bemerkung Nr.27 geäußert (IGH, Gutachten vom 9.Juli 2004, ICJ-Reports 2004, S.136 RdNr.136 Legal Consequences of the Construction of a Wall in the Occupied Palestinian Territory). Ferner können die Bemerkungen auch Rechtsentwicklungen anstoßen. So hat der Ausschuss des VN-Sozialpaktes bereits 2002 ein individuelles Recht auf sauberes Trinkwasser in seinem General Comment Nr.15 begründet. Im Jahr 2010 hat die Generalversammlung dieses Recht mit derResolution A/RES/64/292anerkannt und ihm damit großes politisches Gewicht verliehen. Es bleibt abzuwarten, ob es auch zu einer ausdrücklichen Aufnahme in verbindliche Menschenrechtsdokumente kommen wird. Gleichwohl zeigt sich die Bedeutung der Allgemeinen Bemerkungen, die insbesondere dadurch ausgezeichnet sind, dass sie von unabhängigen Expertinnen und Experten verfasst werden und damit weniger unter politischen Vorbehalten stehen. Zwar ist eine
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    Kompetenz für diese Bemerkungen in den Verträgen nicht ausdrücklich vorgesehen, dennoch geht eine Mehrheit aller Beteiligten davon aus, dass die Ausschüsse dazu befugt seien.


    Internationale Gerichte


    Gerichte sind Organe der Rechtspflege, die im Rahmen eines justizförmigen und fairen Verfahrens in richterlicher Unabhängigkeit und Unparteilichkeit Streitfälle anhand von Gesetz und Recht verbindlich entscheiden (sollen). Dementsprechend sind die soeben besprochenen Vertragsausschüsse keine Gerichte, denn ihnen fehlt die Möglichkeit einer verbindlichen Entscheidung etwa im Rahmen der Individualbeschwerde. Jedoch gibt es auch auf internationaler Ebene Organe, die der obigen Definition eines Gerichtes entsprechen.


    Allerdings gilt es vorab festzustellen, dass bislang noch kein Internationaler Menschenrechtsgerichtshof existiert, auch wenn dessen Schaffung seit 1947 diskutiert wird. Ein solches Gericht könnte sich auf Grundlage der internationalen Verträge, jedenfalls der beiden VN-Pakte, ausschließlich dem Menschenrechtsschutz auf internationaler Ebene widmen. Die verschiedenen Individualbeschwerdeverfahren könnten in einem Zugang zum Gerichtshof gebündelt und damit in einen tatsächlichen Rechtsbehelf umgewandelt werden. Dazu müsste das Gericht verbindlich über entsprechende Beschwerden entscheiden und bei einer festgestellten Verletzung bestenfalls Entschädigung zusprechen können. So ließe sich dem Anspruch, der durch die Bezeichnung Menschenrechte erweckt wird, Genüge tun und es würde eine tatsächliche Rechtsdurchsetzung auf internationaler Ebene geschaffen. Noch weitergehend wird die Einbeziehung von nicht-staatlichen Akteuren erwogen. Etwa könnte Nichtregierungsorganisationen ein Klagerecht zugesprochen und es könnten langfristig auch transnationale Unternehmen als mögliche Klagegegner der Jurisdiktion eines solchen Gerichts unterstellt werden, sollte deren Menschenrechtsbindung einmal anerkannt werden. Doch auch wenn mit dem Internationalen Strafgerichtshof (dazu sogleich) bereits ein Gericht existiert, das sich im Rahmen der Verfolgung internationaler Verbrechen dem Verhalten von Privatpersonen widmet, erscheint die Einrichtung eines Weltmenschenrechtsgerichtshofes gegenwärtig illusorisch. Bedenken werden darauf gestützt, dass es schwerfallen könne, eine gemeinsame Grundlage anwendbarer Menschenrechtsdefinitionen zu finden, das Verhältnis zu anderen Gerichten auszugestalten und den Gerichtshof so auszustatten, dass er mit der zu erwartenden Flut an Verfahren fertig werden könnte. Insoweit sind aber durchaus Lösungen denkbar. Maßgeblich dürfte aber vor allem sein, dass ein ernsthafter politischer Wille innerhalb der Staatengemeinschaft fehlt. In einer Zeit, in der die Universalität der Menschenrechte unter Druck gerät und sich manche Staaten auf den Souveränitätseinwand zurückbesinnen, um Kritik als unzulässige Einmischung in die inneren Angelegenheiten abzuwehren, scheint die Zeit für einen Weltmenschenrechtsgerichtshof schlicht nicht gekommen.


    In diese Funktion kann auch nicht das Hauptrechtsprechungsorgan der Vereinten Nationen, der Internationale Gerichtshof (IGH) in Den Haag, hineinwachsen. Seine Rolle ist nicht die eines Menschenrechtsgerichtshofes, vielmehr dient er der friedlichen Streitbeilegung zwischen Staaten und kann das Völkerrecht im Rahmen von Gutachtenanfragen auslegen. Dementsprechend haben Einzelpersonen keine formelle Beteiligungsmöglichkeit als Partei vor dem IGH (ihnen kommt kein sogenannter locus standi (=Klagebefugnis) zu), insbesondere kann der Gerichtshof keine individuellen Beschwerden über Menschenrechtsverletzungen verhandeln. Gleichwohl ist es ihm möglich, sich im Rahmen seiner Zuständigkeit zu Menschenrechten zu äußern und so zur Menschenrechtsentwicklung beizutragen.


    Beispiele: Bedeutsam waren etwa das Urteil Barcelona Traction (1970), in welchem der IGH anerkannt hat, dass es einige Menschenrechte mit Erga-omnes-Wirkung gibt, das heißt solche, die für und gegen jedermann wirken, sodass ein jeder Staat deren Einhaltung verlangen und deren Verletzung rügen kann (vgl.Kapitel2.4). In seinem Gutachten zum israelischen Sperrwall (2004) hat sich der Gerichtshof zudem intensiv mit Fragen des Humanitären Völkerrechts, der Menschenrechte und des Zusammenwirkens beider Rechtsregime geäußert (vgl.Kapitel5.2) und hier auch eine materielle Rechtsprüfung vorgenommen.


    Diese beiden Entscheidungen mögen als Beispiele genügen, um zu veranschaulichen, dass sich der IGH zwar mit Menschenrechten befassen und deren Verletzung prüfen kann, dies aber nicht auf Antrag von Privatpersonen, sondern nur im Rahmen von zwischenstaatlichen Streitigkeiten und von Gutachten auf Anfrage von vorlageberechtigten Stellen. Trotz seines Beitrags zur Menschenrechtsentwicklung kann und soll er die Lücke eines Menschenrechtsgerichtshofes nicht schließen. Der Ständige Internationale Schiedsgerichtshof in Den Haag dient ebenfalls der Beilegung von zwischenstaatlichen Streitigkeiten. Er ist jedoch kein dauerhaft eingerichteter Gerichtshof, sondern bietet nur die Infrastruktur, um kurzfristig ein Schiedsgericht einzusetzen und es mit der Beilegung von Streitigkeiten zu befassen. Einen maßgeblichen Beitrag zum allgemeinen Menschenrechtsschutz leistet er nicht.


    Auch der Internationale Strafgerichtshof (IStGH) ist ein Gericht im Sinne der obigen Definition. Anders als der Internationale Gerichtshof ist er allerdings kein Organ der Vereinten Nationen, sondern ein selbstständiges, durch den völkerrechtlichen Vertrag von Rom geschaffenes internationales Organ. Seine Aufgabe ist es, die Verantwortlichen für die vier völkerrechtlichen Kernverbrechen Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Kriegsverbrechen und zukünftig Aggression strafrechtlich zu belangen, wenn die nationale Strafgewalt dazu nicht willens oder in der Lage ist. Die damit implizierte Anerkennung individueller strafrechtlicher Verantwortlichkeit stellt gewissermaßen das Pendant zu den Menschenrechten dar. Der Mensch wird vom Völkerrecht als (partielles) Rechtssubjekt, das heißt als Träger von Rechten und Pflichten, anerkannt. Seinen Menschenrechten entsprechen Pflichten hinsichtlich der Beachtung der Verbote völkerrechtlicher Kernverbrechen. Wer gegen die Pflicht, diese Verbrechen zu unterlassen, verstößt, sieht sich einem zunehmenden internationalen Verfolgungsdruck ausgesetzt. Diese Entwicklung begann mit dem von den alliierten Siegermächten eingesetzten Nürnberger Kriegsverbrechertribunal, das die nationalsozialistischen Hauptverbrecher zur Verantwortung gezogen hat. Die Straftribunale für die Verfolgung der Verbrechen im ehemaligen Jugoslawien und in Ruanda setzten die Strafverfolgung von internationalen Verbrechen fort, sie beruhen jedoch auf Entscheidungen des VN-Sicherheitsrates. Der IStGH ist das erste ständige, vertraglich begründete internationale Strafgericht, das im Jahr 2002 seine Arbeit aufgenommen hat. Er kann auf Antrag eines Vertragsstaates, nach Verweisung einer Situation durch den Sicherheitsrat und selbstständig auf Betreiben der Anklagebehörde (proprio motu) tätig werden. Die Zuständigkeit erstreckt sich nicht auf Vorkommnisse in Nicht-Vertragsstaaten, also solchen, die seine Zuständigkeit nicht anerkannt haben, sofern nicht der Täter die Staatsangehörigkeit eines Vertragsstaates hat.


    Die Territorial- oder die Personalhoheit der Vertragsstaaten ist hier also der Anknüpfungspunkt für die Zuständigkeit. Davon gibt es eine Ausnahme: Die Verweisung durch den Sicherheitsrat ist vom staatlichen Konsens insoweit unabhängig. Mit einer Verurteilung wird der IStGH im Rahmen des menschenrechtlich Zulässigen somit zulasten einzelner Personen tätig. Durch die Strafrechtspflege dient er mittelbar jedoch auch den Menschenrechten, einerseits durch die Verfolgung der Täter von Menschenrechtsverletzungen (Bestrafung von Unrecht), andererseits durch Abschreckung (Prävention). Nach dem Grundsatz der Komplementarität sollen Verfahren grundsätzlich vor nationalen Gerichten und nur bei mangelndem Willen oder mangelnder Fähigkeit vor dem IStGH geführt werden. Der Wunsch, der internationalen Gerichtsbarkeit zu entgehen, könnte schließlich zu einer Verbesserung nationaler Rechtsschutzsysteme führen und damit mittelbar den Menschenrechten dienen. Jedoch wird die »Menschenrechtsbilanz« des IStGH nach den ersten zehn Jahren eher kritisch gesehen und bezweifelt, dass er einen spürbaren Beitrag zur Verbesserung der Menschenrechtslage in den betroffenen Ländern geleistet habe. mittelfristig dürfte allerdings abzuwarten bleiben, ob nicht das Wissen um eine internationale Strafinstanz und die Erkenntnis, dass selbst höchste Staatsämter und Immunitäten vor dieser Strafverfolgung nicht schützen, nicht doch schlimmste Menschenrechtsverletzungen verhindern können.


    Gleichwohl bleibt festzuhalten, dass auf internationaler Ebene ein originärer, effektiver gerichtlicher Rechtsschutz im Falle von Menschenrechtsverletzungen fehlt. Dies ist auf regionaler Ebene anders und in den dort bestehenden oder entstehenden Rechtsschutzmöglichkeiten finden regionale Menschenrechtsschutzsysteme eine starke Rechtfertigung ihrer Existenz (näher inKapitel6.5).


    Zur Humanitären Intervention als Ultima Ratio


    Eine der strittigsten Fragen der letzten Jahre betrifft die Anwendung von Gewalt zur Verteidigung der Menschenrechte. Wie dargelegt (vgl.Kapitel6.3), hat sich die Staatengemeinschaft nach den Schrecken des Zweiten Weltkrieges darauf verständigt, die Anwendung von Gewalt in den internationalen Beziehungen zu ächten (Art.2 Ziff. 4 VN-Charta) und die Entscheidung über die Autorisierung von militärischen Maßnahmen in der Hand des VN-Sicherheitsrates zu monopolisieren (Kap. VII VN-Charta). Der Sicherheitsrat wird als befugt angesehen, auch zum Schutze der Menschenrechte eine solche Autorisierung zu erteilen, wie etwa in Libyen geschehen, nachdem er Menschenrechtsverletzungen zuvor als Bedrohung oder Bruch des Friedens im Sinne desArt.39 VN-Chartaerkannt hat. Es wurde jedoch am Beispiel Syriens deutlich gemacht, dass dieses politische Gremium wegen der Uneinigkeit der Veto-Mächte handlungsunfähig sein kann. Dann stellt sich die Frage, ob willige Staaten auch ohne »Mandat« des Sicherheitsrates die Menschenrechte mit Waffen im Rahmen einer Humanitären Intervention verteidigen dürfen, wenn eine massive Menschenrechtsverletzung droht oder stattfindet. Präzedenzfall ist der Einsatz der NATO im Kosovo ab März 1999, der erhebliche Menschenrechtsverletzungen serbischer Sicherheitsbehörden in dem damaligen Teil Jugoslawiens beenden sollte. Zwar hatte der Sicherheitsrat das Vorgehen Serbiens zuvor verurteilt, nachdem Russland jedoch angekündigt hatte, seinen Protegé Serbien weiterhin zu verteidigen und vor militärischen Sanktionen notfalls mittels Veto zu bewahren, wurde deutlich, dass die Vereinten Nationen abermals handlungsunfähig waren. Die Sorge vor einem Genozid wie in Srebrenica und Ruanda wuchs. Daraufhin hat sich die NATO entschlossen, mit Luftangriffen zu intervenieren und so schließlich nach einem mehrmonatigen Bombardement die Regierung von Slobodan Milošević zu einem Friedensabkommen gezwungen. Es folgte die Stationierung der KFOR-Mission im Kosovo, die zugleich die Verwaltung dort übernahm, was letztlich die Autonomie des Kosovo im Jahr 2008 ermöglichte.
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      Ein Mahnmal erinnert an die Opfer des Massakers im bosnischen Srebrenica im Juli 1995. ©Christophe Calais/Signatures/laif

    


    Die völkerrechtliche Zulässigkeit des Kosovo-Einsatzes sowie der Humanitären Intervention im Allgemeinen ist umstritten. Die wohl überwiegende Auffassung in Politik und Wissenschaft lehnt die Humanitäre Intervention ab, sofern sie ohne Autorisierung des Sicherheitsrates erfolgt (unilaterale oder Humanitäre Intervention im engeren Sinne) und betont, dass auch zugunsten der Menschenrechte nicht außerhalb der VN-Charta gewaltsame Maßnahmen ergriffen werden dürften. Dies erfolgt ausgehend von einem klassischen Völkerrechtsverständnis teilweise zum Schutz staatlicher Souveränität. Ganz überwiegend verweisen die Gegner jedoch auf das Gewaltverbot und betonen, dass diese Vorschrift der Friedenssicherung die zentrale Errungenschaft des modernen Völkerrechts sei. Zu groß ist die Befürchtung, dass mit Anerkennung der Humanitären Intervention ein Tor zur unilateralen Gewaltanwendung im Namen der Menschenrechte geöffnet wird, deren negative Folgen für den Frieden noch nachteiliger seien, als die Menschenrechtsverletzung selbst. Dies gelte insbesondere deshalb, weil die Kriterien für die Zulässigkeit der Humanitären Intervention streitig und vage seien und diese damit eine hohe Missbrauchsgefahr hinsichtlich der Intervention potenter Staaten zur Verfolgung eigener Interessen biete. Während diese Auffassung dem Schutz der Menschenrechte kein vergleichbares Gewicht wie der staatlichen Souveränität und der Friedenssicherung einräumt, erkennt eine vermittelnde Auffassung an, dass es ein Dilemma darstellen kann, einerseits den Menschenrechten, andererseits dem Frieden verpflichtet zu sein. So schlägt der frühere deutsche Richter am Internationalen Gerichtshof Bruno Simma vor, Kriterien zu entwickeln, um den Einsatz von Gewalt im Rahmen einer Humanitären Intervention »weniger rechtswidrig« erscheinen zu lassen. Wieder andere versuchen, die rechtliche Zulässigkeit der Humanitären Intervention mit sehr unterschiedlichen Ansätzen zu begründen. Dem liegt die Auffassung zugrunde, dass der Schutz der Menschenrechte dazu führen können muss, die staatliche Souveränität einzuschränken und unter engen Voraussetzungen auch unilaterale Gewalt zu erlauben, falls der Sicherheitsrat blockiert ist. Damit zieht diese Ansicht die Konsequenzen aus der Losung »Nie wieder!«, die der vormalige VN-Generalsekretär Kofi Annan in Bezug auf die Völkermorde im ehemaligen Jugoslawien (Srebrenica) und Ruanda ausgegeben hat. Zwar kann mit dem Prinzip der Schutzverantwortung selbst keine unilaterale Gewalt zugunsten der Menschenrechte gerechtfertigt werden, gleichwohl ist es doch zugleich dessen Prämisse, ein Wegsehen der internationalen Gemeinschaft bei massiven Menschenrechtsverletzungen zu verhindern. Dies kann bei einer politischen Blockade des Sicherheitsrates dafür sprechen, die Humanitäre Intervention unter engen Voraussetzungen anzuerkennen. Sie ist nur letztes mittel, wenn nach Ausschöpfung aller politischen und diplomatischen Möglichkeiten massive Menschenrechtsverletzungen, insbesondere Völkermord und Verbrechen gegen die Menschlichkeit etwa ethnische Säuberungen begangen werden und der Sicherheitsrat infolge eines Patts der Veto-Mächte handlungsunfähig ist. Zur Rechtfertigung dieser Lösung lässt sichArt.51 VN-Chartaheranziehen, dessen analoge Anwendung hier empfohlen wird. Diese Norm erlaubt die Notwehr und Nothilfe, falls ein Staat sich gegen einen bewaffneten Angriff erwehren muss. Sie enthält also eine Ausnahme vom Gewaltmonopol des Sicherheitsrates und erlaubt uni- und multilaterale Gewalt auch ohne Mandat des Sicherheitsrates, jedenfalls solange dieser sich der Sache nicht angenommen hat. Mit Art.51 VN-Charta werden die Souveränität und territoriale Integrität von Staaten als zentrale Prinzipien des Völkerrechts geschützt. Da mittlerweile auch der Menschenrechtsschutz als fundamentaler Wert und zentrales Prinzip anerkannt ist, sollte eine Nothilfe nicht nur zugunsten von Staaten, sondern auch von Menschen »in Not« möglich sein. Um Missbrauch zu verhindern, bedarf es dazu eines »Mandates« der Generalversammlung (Gedanke der Uniting-for-Peace-Resolution), falls der Sicherheitsrat blockiert ist. Sofern dieser sich der Sache annimmt, die Blockade also überwunden ist, lebt entsprechendArt.51 VN-Chartadessen Zuständigkeit wieder auf und die Gewalt ist entweder autorisiert oder sie ist zu beenden. Die Zulässigkeitskriterien mögen vage sein und bedürfen sicherlich der Konkretisierung. Dies allein sollte aber kein Grund sein, ein Wegschauen zu legitimieren und die Werte zu verraten, auf die man sich wenigstens als Minimalkonsens in der internationalen Gemeinschaft verständigt hat. Mit der Afrikanischen Union ist eine Regionalorganisation einen Schritt weiter gegangen. Nach Art.4 lit. h ihres Konstitutivaktes behält sich die Union das Recht zur Intervention in einem Mitgliedstaat vor, wenn es dort zu schweren Völkerrechtsverbrechen und damit Menschenrechtsverletzungen gekommen ist (vgl.Kapitel6.5).


    Der Beitrag von Nichtregierungsorganisationen


    Einen wichtigen Beitrag zum Schutz der Menschenrechte leisten schließlich Nichtregierungsorganisationen (NRO oder non governmental organizations, NGO). Dabei handelt es sich um zivilgesellschaftliche Strukturen, die von Bürgerinnen und Bürgern geschaffen werden, um gemeinsam politische und nicht-wirtschaftliche Ziele auf lokaler, nationaler, regionaler oder internationaler Ebene zu erreichen. Die Bürgerinnen und Bürger werden durch die Organisation repräsentiert, die über eigene Organe verfügt (regelmäßig: Vorstand, (General-)Sekretariat und Mitgliederversammlung) und demokratischen Willensbildungsprozessen unterliegen soll. Es ist diese Form der Trägerschaft und damit die Staatsferne, welche die Nichtregierungsorganisationen kennzeichnet es handelt sich also wesensmäßig um nicht-staatliche Organisationen. Die Staatsferne ist unterschiedlich intensiv ausgeprägt, insbesondere auch hinsichtlich der Finanzierung. Während die Entwicklungsorganisation Oxfam zu 43Prozent von nationalen Regierungen, internationalen Regierungsorganisationen und der EU getragen wird23, nimmt etwa Amnesty International keine staatlichen und öffentlichen Zuschüsse an, um die eigene Unabhängigkeit zu wahren.
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    Von den NRO haben sich einige Organisationen den Menschenrechtsschutz zum Ziel gesetzt. Dabei lässt sich zwischen themenspezifischen und allgemeinen Organisationen unterscheiden. Themenspezifische Organisationen widmen sich einzelnen Aspekten des Menschenrechtsschutzes, etwa dem Kampf gegen die Folter oder dem Schutz von Frauen. NRO des allgemeinen Menschenrechtsschutzes sind solche, die ein umfassendes Mandat verfolgen. Zu ihnen zählen vor allem Human Rights Watch und Amnesty International. Ihr Beitrag zum Menschenrechtsschutz erfolgt insbesondere durch Recherchearbeit und Kontaktaufnahmen vor Ort, durch Information der Öffentlichkeit, Kampagnen- und Medienarbeit sowie durch Protest- und Einzelaktionen.


    Beispiel: Amnesty International wurde 1961 von Peter Benenson gegründet und ist mittlerweile eine der größten internationalen NRO mit etwa sieben Millionen Unterstützerinnen und Unterstützern sowie einem millionenschweren Etat. Amnesty arbeitet zu den Menschenrechten weltweit, hat seinen Sitz in London und verfügt über Sektionen in vielen Ländern. Dort arbeitet ein Heer an Freiwilligen mit an der Idee, dass jeder Mensch in den Genuss der Rechte aus der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und den Menschenrechtsverträgen gelangen möge. Unterstützt von hauptamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern betreibt Amnesty Recherche und Untersuchungen zu Menschenrechtsverletzungen auch vor Ort. Damit schafft die Organisation die Informationsgrundlage für weitere Maßnahmen, auch von Staaten und internationalen Organisationen. Amnesty informiert zudem durch den jährlichen Bericht über die weltweite Lage der Menschenrechte, durch Interviews und Ähnliches in den Medien. Schließlich organisiert Amnesty Protestaktionen, allgemeine und solche gezielt zum Schutz politischer Gefangener. Insbesondere die Eilaktionen (urgent actions) sind bekannt. Wird eine Person akut mit dem Tode oder mit einem Verschwindenlassen bedroht, schreiben viele tausend Aktivistinnen und Aktivisten Briefe, E-Mails oder Faxe an verantwortliche Regierungsstellen und appellieren für deren Freilassung oder Verschonung. An Häftlinge, die oft viele Jahre hinter Gittern verschwinden, erinnern die »Briefe gegen das Vergessen«, sie machen den Betroffenen zugleich Mut. Im Rahmen der Fallarbeit werden politische Gefangene langfristig von Einzelpersonen und Gruppen betreut. Amnesty ist so zu einer der bedeutsamsten NRO geworden und lebt maßgeblich von der Vielzahl seiner engagierten Mitglieder.


    Die in New York sitzende NRO Human Rights Watch stützt sich demgegenüber maßgeblich auf hauptamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und konzentriert sich insbesondere auf Recherche und Öffentlichkeitsarbeit. Diese NRO gibt einen viel beachteten Jahresbericht zur Lage der Menschenrechte ebenso heraus wie Berichte zu aktuellen Krisen. Beide Organisationen leisten auch infolge ihrer unterschiedlichen Herangehensweise einen wichtigen Beitrag zum Schutz der Menschenrechte weltweit.


    Der Beitrag der NRO zum Menschenrechtsschutz ist in den letzten Jahren auch insofern gewachsen, als ihre Stimmen im Rahmen der Vereinten Nationen an Gewicht gewonnen haben. Sie können sich um einen Beobachterstatuts beim VN-Wirtschafts- und Sozialrat bewerben und darüber ihre Themen, Anliegen und Erfahrungen in die Vereinten Nationen kanalisieren, an Konferenzen und Vorbereitungssitzungen teilnehmen und verbesserten Zugang zu Informationen und Dokumenten erlangen. Dabei gibt es drei Status-Typen: den generellen Beobachterstatus für thematisch breit aufgestellte, international operierende Organisationen, den Spezialstatus für solche, die über Fachkompetenzen in einzelnen Zuständigkeitsbereichen des Rates verfügen, und eine Einbindung solcher, die nicht in die anderen Kategorien passen, aber wegen ihrer spezifischen und oftmals technischen Fähigkeiten und damit ihrer etwaigen Nützlichkeit auf eine angegliederte Liste kommen. Es ist nicht für alle Gruppen leicht, einen entsprechenden Status zu erlangen. Insbesondere LGBTI-Gruppen sind in der Vergangenheit häufig an Vorbehalten gescheitert. Dem deutschen Lesben- und Schwulenverband gelang erst 2006 nach vielen Anläufen die Anerkennung.


    Auch für die Arbeit des VN-Menschenrechtsrates spielen NRO eine wichtige Rolle. Das Allgemeine Periodische Überprüfungsverfahren (vertiefend dazuKapitel6.3), welches die Staaten regelmäßig auf die Einhaltung der menschenrechtlichen Pflichten überwacht, basiert auch auf den Berichten der Zivilgesellschaft. Hier können NRO im Einzelfall ihre Bewertung unmittelbar in ein förmliches Verfahren der Kontrolle staatlichen Verhaltens einbringen. Zwar senden sie mitunter auch »Schattenberichte« das sind Berichte ohne Aufforderung und rechtliche Regelung in den entsprechenden Verträgen an die Vertragsorgane (vgl.Kapitel6.4), die jene für deren Kontrollfunktion bei Staatenberichtsverfahren verwenden können und die ein Gegengewicht zu den meist geschönten Berichten der zu kontrollierenden Staaten darstellen. Der Einfluss im Überprüfungsverfahren des Menschenrechtsrates ist gleichwohl formalisierter und größer.


    Schließlich spielen NRO für die Genese internationalen Rechts eine zunehmend wichtige Rolle. Sie können initiativ tätig werden, auf Probleme hinweisen, Lösungen vorschlagen und durch Kampagnen und Lobbying nationale Regierungen dazu bewegen, sich für die Erarbeitung, Verabschiedung und Ratifikation entsprechenden Völkerrechts einzusetzen.


    Beispiel: Die VN-Generalversammlung hat im April 2013 denVertrag über den Waffenhandel (Arms Trade Treaty)angenommen und den Staaten zur Unterzeichnung und Ratifikation vorgelegt. Dieser Vertrag soll den illegalen Handel mit konventionellen Rüstungsgütern, auch kleinen und leichten Waffen, bekämpfen und sieht stärkere Kontrollmechanismen für den Waffenhandel insgesamt vor (vgl.Kapitel6.2). Das Bemühen um entsprechende Regelungen geht zurück in die 1990er Jahre, als zivilgesellschaftliche Akteure gemeinsam mit dem Nobelpreisträger und damaligen Präsidenten von Costa Rica, Oscar Arias, eine Initiative starteten, um internationale Standards für den Waffenhandel zu etablieren. Im Jahr 1997 forderten Nobelpreisgewinnerinnen und -gewinner, unterstützt von NRO, einen Verhaltenskodex für den Waffenhandel. Im Jahr 2000 entwickelten die zivilgesellschaftlichen Akteure, unterstützt von internationalen Rechtsexpertinnen und -experten, eine Rahmenkonvention für den Waffenhandel. Die »Arias Stiftung für Frieden und menschliche Entwicklung« hat seither aktiv für einen entsprechenden Vertrag geworben und auch Amnesty International hat dafür weltweite Kampagnen gestartet. Im Jahr 2003 wurde eine »Control-Arms«-Kampagne gestartet und 2006 konnte eine von Millionen Bürgerinnen und Bürgern unterstütze Petition an den VN-Generalsekretär überreicht werden, um den Waffenhandel zu regulieren. Sechs Staaten haben dieses Anliegen dann in die Vereinten Nationen getragen. Diese Nationen haben Arbeitsgruppen eingesetzt, um einen entsprechenden Vertrag zu erarbeiten. Auf einer internationalen Konferenz im Juli 2012 wurde der Vertrag ausgehandelt. Nachdem die Verabschiedung zunächst gescheitert war, konnte sich eine Mehrheit im April 2013 auf den Vertrag verständigen. Dies wird auch als Verdienst der konsequenten Begleitung, Forderungen und Lobbyarbeit einer internationalen Gruppe von NRO betrachtet, die insbesondere auf nationaler Ebene Bewusstsein geschaffen und öffentlichen Druck auf die jeweiligen Regierungen generiert haben. Eine kurze Geschichte dazu ist im Internet abrufbar.24


    Der wachsende Einfluss macht die NRO aber auch zur Zielscheibe von staatlicher Repression. Aktivistinnen und Aktivisten werden eingeschüchtert, Strukturen unterwandert und Sanktionen verhängt dies in der Hoffnung, die kritische, mahnende und mitunter fordernde Stimme der Zivilgesellschaft zum Schweigen zu bringen.


    Beispiel: Russland hat 2011 seine Gesetze gegenüber solchen Organisationen, die etwa finanzielle Unterstützung aus dem Ausland erfahren, verschärft. Diese müssen sich nun in ein Register eintragen und die Bezeichnung »ausländische Agenten« führen. Zudem bestehen viele Kontroll- und Eingriffsbefugnisse. Im Frühjahr 2013 wurden Büros von NRO durch die Staatsanwaltschaft und Steuerfahndung durchsucht, teilweise in Begleitung von Medien. Dies kann die Vertreterinnen und Vertreter der Organisationen einschüchtern und deren Reputation empfindlich treffen. Deutlich, wenn auch im Ergebnis ohne großen Erfolg, fiel die Kritik anderer Staaten, etwa Deutschlands, aus. Auch parteinahe Stiftungen, wie die Konrad-Adenauer-Stiftung, waren betroffen. Letztlich werden wohl hier die Gerichte entscheiden, denn auch die NRO können sich auf Menschenrechte berufen, etwa Vereinigungs-, Versammlungs- und Meinungsfreiheit, und Eingriffe in ihre Tätigkeit vor Gericht als Menschenrechtsverletzungen rügen. Da an der Unabhängigkeit der Justiz in Russland erhebliche Zweifel bestehen, bleibt den betroffenen NRO nur der Weg zum Europäischen Menschenrechtsgerichtshof.


    Es wird abzuwarten sein, ob und wie sich die Maßnahmen gegen NRO auswirken. Dabei muss anerkannt werden, dass die Staaten »am längeren Hebel« sitzen. Auch internationale Proteste, stammen sie von anderen Staaten oder der Zivilgesellschaft, können kaum etwas ausrichten, wenn Staaten einen totalitären und repressiven Kurs verfolgen und ihnen die internationale Reputation egal ist.


    6.5Menschenrechtsschutz auf regionaler Ebene


    Wie einleitend dargestellt, finden die Förderung und der Schutz der Menschenrechte auf verschiedenen Ebenen mit einer vorrangigen Verantwortung der Nationalstaaten statt. Überstaatlicher Menschenrechtsschutz ist neben der soeben beschriebenen internationalen Ebene auch auf regionaler Ebene angesiedelt. Dies reflektiert die Tendenz der Staaten, Aufgaben gemeinsam mit anderen Staaten wahrzunehmen und sich dazu nicht nur in internationalen, sondern auch in regionalen Organisationen zusammenzuschließen. Gegenwärtig lässt sich von einem europäischen, einem interamerikanischen und einem afrikanischen Menschenrechtssystem (oder: Menschenrechtsregime) sprechen. Zudem sind Ansätze eines arabischen und asiatischen Menschenrechtssystems erkennbar.


    Diese verschiedenen Menschenrechtssysteme sollen regionalen Besonderheiten, etwa hinsichtlich Sprache, Kultur und Religion, entsprechen und einen besser fundierten, regional verwurzelten Menschenrechtsschutz bieten, indem sie die Menschenrechte transkribieren, also die Menschenrechte in eine Sprache übersetzen, die von den Menschen vor Ort besser verstanden wird. In Anerkennung der Sinnhaftigkeit eines solchen Vorgehens hat die VN-Generalversammlung bereits mit Resolution 32/127 vom 16.Dezember 1977 alle Staaten in Gebieten ohne eine solche Menschenrechtsstruktur aufgefordert, die Errichtung einer regionalen »Menschenrechtsmaschinerie« zu erwägen. Die regionalen Menschenrechtssysteme müssen jedoch auch mit Vorsicht betrachtet und im Auge behalten werden. Menschenrechte gelten universell (vgl.Kapitel1.6). Damit verträgt es sich nicht, Menschenrechte unter den Vorbehalt einer bestimmten Kultur, Religion oder Mehrheitsmeinung zu stellen, wie es von manchen regionalen Rechtsdokumenten versucht wird. Sofern regionale Menschenrechtsregime den Schutz der Menschenrechte verbessern, indem sie zu deren passgenauen Vermittlung beitragen oder indem sie über das internationale Schutzniveau hinausgehen, sind sie sinnvoll und haben ihre Berechtigung. Sie dürfen jedoch nicht hinter dem internationalen Schutzniveau zurückbleiben oder gar instrumentalisiert werden, um dieses zu konterkarieren. Risiken bestehen hier etwa hinsichtlich der Rechte der Frauen, die unter religiöse Vorbehalte gestellt werden, und in der Betonung von Grundpflichten des Individuums, die leicht gegenüber den Menschenrechten in Stellung gebracht werden können (vgl.Kapitel1.4). Einen wichtigen positiven Beitrag leisten regionale Menschenrechtsregime insbesondere durch die Errichtung von Gerichten und Kommissionen, die einem effektiven Rechtsschutz dienen (vgl.Kapitel6.4).


    Europäische Menschenrechtsschutzsysteme


    Der regionale Menschenrechtsschutz ist in Europa besonders weit fortgeschritten. Hier gilt es zwei Schutzregime zu unterscheiden: Einerseits den Menschenrechtsschutz durch dieKonvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten(Europäische Menschenrechtskonvention, EMRK), die im Rahmen des Europarates ausgehandelt wurde und sich in diesem verwirklicht; andererseits den Menschenrechtsschutz im Rahmen der Europäischen Union (EU), die eine vom Europarat zu unterscheidende Rechtsperson ist.


    Die Europäische Menschenrechtskonvention ist der älteste regionale und erste rechtsverbindliche Menschenrechtsvertrag, der nach dem Zweiten Weltkrieg insbesondere in Reaktion auf die massiven Menschenrechtsverletzungen durch den Nationalsozialismus 1953 in Kraft getreten ist. Zunächst haben 1949 zehn westeuropäische Staaten den Europarat gegründet. Mit dieser politischen Organisation bezwecken die Mitgliedstaaten nach Art.1 Abs.1 Europaratssatzung einen engeren Zusammenschluss ihrer Mitglieder, um deren wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt zu begünstigen. Mittlerweile haben sich Menschenrechte, Einsatz für Demokratie und Rechtsstaatlichkeit sowie die Bekämpfung grenzüberschreitender Kriminalität als Kernaufgaben des Europarates herausgeschält. Bereits im Jahr seiner Gründung beauftragte der Rat Ausschüsse zur Erarbeitung einer Menschenrechtskonvention, die schon 1950 unterzeichnet werden konnte. Der Prozess war deutlich von den Diskussionen auf Ebene der Vereinten Nationen beeinflusst, wie der Verweis auf dieAllgemeine Erklärung der Menschenrechtein derPräambel der EMRKandeutet. Jedoch konnte man sich nicht umfänglich auf den Inhalt einigen. So enthält der eigentliche Konventionstext bürgerliche und politische Rechte sowie Bestimmungen zur Errichtung und zum Verfahren des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (EGMR) und damals noch der Menschenrechtskommission. Daneben wurde zeitgleich das1.Zusatzprotokollaufgelegt, welches das Recht auf Eigentum, Bildung, elterliche Erziehung sowie freie Wahlen enthält. Mittlerweile sind 14 Zusatzprotokolle in Kraft. Sechs davon enthalten materiell-rechtliche Bestimmungen, das heißt, sie normieren zusätzliche Menschenrechte (so insbesondere das1.und4.Zusatzprotokoll) oder ergänzen und weiten bestehende Menschenrechte aus (etwa ein allgemeines Diskriminierungsverbot durch das12.Zusatzprotokolloder die absolute Abschaffung der Todesstrafe durch das13.Zusatzprotokoll). Die anderen Zusatzprotokolle ändern dieEMRKinsbesondere im Hinblick auf die Zuständigkeit des Gerichtshofes und das Verfahren sowie auf sonstige Fragen (etwa den Beitritt der EU zurEMRK). Noch nicht in Kraft getreten sind das 15.Zusatzprotokoll, das die Effizienz des gerichtlichen Verfahrens verbessern soll, und das 16.Zusatzprotokoll, das die Kompetenz des Gerichtshofes, Gutachten zu erstellen, erweitert und nationalen letztinstanzlichen Gerichten insofern ein Anrufungsrecht einräumt. Ergänzend zur EMRK wurde 1961 dieEuropäische Sozialchartageschaffen, die 1965 in Kraft trat, seit 1992 durch einZusatzprotokollergänzt und 1999 durch eine revidierte Fassung (die Deutschland allerdings nicht ratifiziert hat) abgelöst wurde. Die Sozialcharta enthält 19, in der revidierten Form 31, wirtschaftliche und soziale Rechte. Damit komplettiert sie den Grund- und Menschenrechtsschutz. Allerdings sieht die Sozialcharta keinen Individualrechtsbehelf vor.


    Es ist dieser Individualrechtsbehelf, der dieEMRKvon allen anderen Menschenrechtsverträgen unterscheidet und ihr eine völkerrechtlich einzigartige Durchsetzungskraft verleiht. GemäßArt.34 EMRK


    »[…] kann [der Gerichtshof, Anmerkung des Autors] von jeder natürlichen Person, nichtstaatlichen Organisation oder Personengruppe, die behauptet, durch eine der Hohen Vertragsparteien in einem der in dieser Konvention oder den Protokollen dazu anerkannten Rechte verletzt zu sein, mit einer Beschwerde befasst werden. Die Hohen Vertragsparteien verpflichten sich, die wirksame Ausübung dieses Rechts nicht zu behindern.«


    Nachdem sie die innerstaatlichen Rechtsschutzmöglichkeiten erschöpft haben (Art.35 Abs.1 EMRK), können sich Individuen innerhalb von sechs (nach dem 15.Zusatzprotokoll künftig vier) Monaten an den EGMR in Straßburg wenden und dort vortragen, in ihren Rechten verletzt worden zu sein. Der Gerichtshof garantiert ihnen individuellen Rechtsschutz, kann eine Verletzung der EMRK feststellen und ihnen sogar Schadensersatz zusprechen (Art.41 EMRK). Seine Urteile entfalten zwar keine unmittelbare Wirkung, das heißt, sie bleiben darauf angewiesen, dass die Staaten sie akzeptieren und innerstaatlich die notwendigen Konsequenzen daraus ziehen (Art.46 Abs.1 EMRK). Jedoch sind sie verbindlich und das Ministerkomitee des Europarates ist mit der Überwachung der Einhaltung betraut (Art.46 Abs.2 EMRK), was zumindest Öffentlichkeit und politischen Druck bedeuten kann. Das Individualbeschwerdeverfahren dient wie bereits erwähnt zugleich der effektiven Durchsetzung der Gesamtrechtsordnung. Die Einzelperson, die ihr subjektives Interesse an der Einhaltung der Menschenrechte verfolgt, fungiert zugleich als Hebel der Durchsetzung der objektiv-rechtlichen Interessen aller am Menschenrechtsschutz. Während die Individualbeschwerde in den Anfängen fakultativ war, gilt sie seit 1998 verpflichtend für alle Vertragsparteien. Dieser obligatorische Individualrechtsschutz verbunden mit der Möglichkeit eines Gerichtes, die Staaten zu verurteilen, begründet die Einzigartigkeit derEMRK. Einen so weitreichenden Rechtsschutz sieht kein sonstiger Vertrag vor.


    Doch der Europäische Menschenrechtsgerichtshof droht Opfer seines eigenen Erfolges zu werden, denn die Zahl der Beschwerden steigt von Jahr zu Jahr an. Dies hat immer wieder Reformen notwendig gemacht. Mit dem Inkrafttreten des 11. Zusatzprotokolls 1998 wurde das Verfahren grundsätzlich reformiert. Die der Prüfung von Individualbeschwerden vorgeschaltete Menschenrechtskommission wurde abgeschafft und der EGMR zu einem ständigen Gerichtshof mit hauptamtlichen Richtern fortentwickelt. Weitere Reformen erfolgten durch das 14. Zusatzprotokoll von 2010, das für die meisten Mitgliedstaaten als »Zusatzprotokoll 14bis« schon seit 2009 galt, und das verstärkte Kompetenzen von Einzelrichterinnen und -richtern, Ausschüssen sowie vereinfachte Zurückweisungen durch den Gerichtshof vorsieht. Weitere Reformen sind in Vorbereitung, wobei darauf zu achten ist, dass die Individualbeschwerde nicht noch weiter geschwächt und damit das einzigartige Rechtsschutzsystem ausgehebelt wird. Der Vorschlag, die Beschwerde von einer Gebühr abhängig zu machen, konnte immerhin nach deutlichem Druck zivilgesellschaftlicher Organisationen abgewendet werden.


    
      Antragseingänge beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte
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      Quelle: European Court of Human Rights, Annual Report 2013, S.196 (Dezember 2014).

    


    Die Anfänge der Europäischen Union reichen in die 1950er Jahre zurück, als sechs westeuropäische Staaten (Belgien, die Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg und die Niederlande) mit den Europäischen Gemeinschaften die Vorgänger der Europäischen Union schufen. Den Schutz der Menschenrechte hatten die Gemeinschaften zwar nicht zum Ziel, ähnlich dem Europarat waren aber auch sie eine Reaktion auf den Zweiten Weltkrieg. Mit der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (1951) wurde ein gemeinsamer Markt für diese Güter geschaffen und unter anderem deren Produktion und Vertrieb der Aufsicht einer supranationalen Behörde unterstellt. Diese war von den beteiligten Mitgliedstaaten unabhängig, wodurch den Staaten der freie Zugriff auf diese vormals rüstungsrelevanten Industrien abgeschnitten wurde. So sollte dem Frieden gedient werden, denn wer keine Waffen selbstständig herstellen kann, ist auch nicht imstande, gegen seine Nachbarn Krieg zu führen. Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (1957) intendierte eine umfassende wirtschaftliche Integration in Europa, die insbesondere durch einen gemeinsamen Binnenmarkt für Güter, Dienstleistungen und Personen verwirklicht werden sollte. Von dieser wirtschaftlichen Integration erhoffte man sich ein Umschlagen in andere gesellschaftliche Bereiche (spill over), denn eine politische Union scheiterte 1954 noch an der Befürchtung mancher Staaten, ihre Souveränität einzubüßen. Erst mit der Gründung der Europäischen Union (1992), damals noch als Dachorganisation der Europäischen Gemeinschaften, wurde die wesentliche Weichenstellung in Richtung politische Union getroffen.


    Deren Gründungsdokument, der Maastrichter Vertrag, enthielt dabei in Art.F Abs.2 erstmals das klare Bekenntnis, die Grundrechte, wie sie sich aus der EMRK und den gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten als Allgemeine Rechtsgrundsätze des Europarechts ergeben, zu achten. Bereits zuvor war die Menschenrechtsbindung der Europäischen Gemeinschaften allerdings anerkannt. Dies basierte jedoch allein auf Richterrecht. Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften (EuGH) musste einsehen, dass er das ihm anvertraute und von ihm final ausgelegte Europarecht nicht gegen die mitgliedstaatlichen Verfassungsgerichte durchsetzen konnte. Jene, unter ihnen das deutsche Bundesverfassungsgericht, waren nicht gewillt, den Vorrang des Europarechts gegenüber dem nationalen Recht der Mitgliedstaaten anzuerkennen, wenn dadurch der nationale Grund- und Menschenrechtsschutz zu erodieren drohte. Derart aufgefordert, hat der EuGH durch richterliche Rechtsfortbildung einen mit dem nationalen Niveau im Wesentlichen vergleichbaren Grundrechtsschutz etabliert. Den umfangreichen Kanon an Grund- und Menschenrechten entwickelte er als Allgemeine Rechtsgrundsätze, die anders als im Völkerrecht (vgl.Kapitel5.1) im Europarecht demnach eine wichtige Rolle spielen. Dazu bediente sich der Gerichtshof einer wertenden Verfassungsvergleichung, das heißt er prüfte, ob ein infrage kommendes Grund- und Menschenrecht in den Verfassungen der Mitgliedstaaten verankert war und ob es sinnvollerweise auf das Europarecht übertragen werden konnte. Ergänzend führte er internationale und regionale Menschenrechtsverträge, insbesondere die EMRK, an.


    Einen geschriebenen Grundrechtskatalog kannte die EU lange Zeit nicht. Im Jahr 1999 wurde dann ein Europäischer Grundrechtekonvent eingesetzt, der unter Vorsitz des ehemaligen deutschen Bundesverfassungsgerichtspräsidenten und Bundespräsidenten Roman Herzog eineCharta der Grundrechte der Europäischen Unionerarbeitet hat. Diese wurde auf dem Ratsgipfel von Nizza 2000 zunächst nur proklamiert. Rechtsverbindlichkeit erhielt die Charta erst durch Art.6 Abs.1 des 2009 in Kraft getretenen Lissabonner Vertrags. Der Lissabonner Vertrag ist das Gründungsdokument der neuen Europäischen Union, in der die Europäischen Gemeinschaften aufgegangen sind. Er stellt die EU-Grundrechtecharta dem übrigen europäischen Primärrecht gleich und gesellt sie neben die durch Art.6 Abs.3 EUGrdRCh anerkannten Grund- und Menschenrechte aus derEMRKund die gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten. Die Grund- und Menschenrechte der EU speisen sich damit gleich aus zwei Quellen: DerEU-Grundrechtechartaund den Allgemeinen Rechtsgrundsätzen. Dabei weist die Charta den Vorteil auf, dass sie die Rechte klar benennt und auch deren Schranken aufzeigt. In Bezug auf ihren Inhalt kann die Charta als eines der modernsten Menschenrechtsdokumente überhaupt bezeichnet werden. So normiert die Charta etwa den Schutz persönlicher Daten (Art.8), Rechte älterer Menschen (Art.25), den Anspruch von Menschen mit Behinderung auf Eigenständigkeit und Integration (Art.26) sowie das Recht auf gerechte und angemessene Arbeitsbedingungen (Art.31) und eine gute Verwaltung (Art.41). Die Charta ist der Höhepunkt der menschenrechtlichen Entwicklung der EU und logische Konsequenz ihrer Ausstattung mit Hoheitsrechten.


    Die Grund- und Menschenrechte der EU gelten allerdings nur im Anwendungsbereich des Unionsrechts, dann aber für die Organe wie auch die Mitgliedstaaten, insbesondere bei der Umsetzung der unionsrechtlichen Vorgaben. Mit dem EuGH steht zudem ein Rechtsprechungsorgan bereit, das auch Privatpersonen Rechtsschutz bietet, wenn diese sich in ihren Rechten verletzt fühlen. Zwar existiert keine originäre Menschenrechtsbeschwerde, im Rahmen der bestehenden Zuständigkeiten kann der Gerichtshof aber auch individuellen Rechtsschutz sicherstellen. Es ist gesagt worden, dass die Grundrechtecharta die EU nicht zu einer Menschenrechtsorganisation und den Gerichtshof nicht zu einem Menschenrechtsgerichtshof erstarken lasse. Auch wenn man dem zustimmen mag, verfügt nun eine wichtige regionale Organisation, die zugleich ein politisches Gemeinwesen zu konstituieren versucht, über ein rechtsverbindliches Bekenntnis zu Grund- und Menschenrechten, das es jedenfalls rechtfertigt, die Union auch als Menschenrechts- und Wertegemeinschaft zu bezeichnen. Ergänzend sei erwähnt, dass der Menschenrechtsschutz in der Europäischen Union durch einen EU-Sonderbeauftragten für Menschenrechte sowie eine Europäische Grundrechteagentur institutionell unterstützt werden.


    Die Verbindung zwischen der Europäischen Union und derEMRKsoll in Zukunft noch enger werden, denn Art.6 Abs.2 EU-Vertrag sieht den Beitritt der EU zur EMRK vor. Im April 2013 konnte eine Einigung über die rechtlichen Grundlagen des Beitritts erzielt werden. Der Übereinkunftsentwurf wurde dann vom Gerichtshof der Europäischen Union im Rahmen eines Gutachtens geprüft (EuGH, Gutachten C-2/13v. 18.12.2014). Dabei stellte der EuGH fest, dass das geplante Beitrittsübereinkommen nicht mit dem Unionsrecht vereinbar sei. Zwar erklärt der Gerichtshof, dass eine externe Kontrolle über die EU durch den Europäischen Menschenrechtsgerichtshof nicht grundsätzlich mit dem Unionsrecht unvereinbar sei (Rdnrn. 179182). In den weiteren Ausführungen wird jedoch deutlich, wie schwer sich der EuGH mit der Vorstellung einer solchen externen Kontrolle tut. Er sieht die besonderen Merkmale und die Autonomie der EU-Rechtsordnung sowie sein Entscheidungsmonopol über die interne Zuständigkeitsverteilung in der Union gefährdet. Der EuGH verteidigt dabei insbesondere seine Befugnis, abschließend über das Unionsrecht und das Verhältnis zwischen der Union und den Mitgliedstaaten zu entscheiden (Rdnrn. 183 f.). Der EGMR wäre danach auf eine abschließende Auslegung der Bestimmungen derEMRKbeschränkt, dürfte aber weder über das Unionsrecht noch das Verhältnis der Union zu den Mitgliedstaaten (abschließend) entscheiden. Der Beitritt der EU zurEMRKwirft eine Vielzahl rechtlicher Probleme auf und gestaltet sich nach dem Gutachten noch deutlich schwieriger. Es bleibt abzuwarten, ob es gelingt, ein Beitrittsübereinkommen zu entwerfen, das einerseits mit dem Unionsrecht und dessen Anspruch auf Autonomie vereinbar ist und das andererseits von den Mitgliedstaaten derEMRK, die nicht Mitglied der Union sind, akzeptiert wird.


    Auch diese Schwierigkeiten dürfen jedoch nicht den Blick dafür versperren, dass sich die Menschen in Europa in einer weltweit einzigartigen, privilegierten Situation befinden. Ihnen ist es je nach Fallgestaltung möglich, nationale Verfassungsgerichte, den EuGH oder den EGMR anzurufen und eine Verletzung ihrer auf verschiedenen Ebenen angesiedelten Grund- und Menschenrechte vorzutragen. Der damit garantierte effektive Rechtsschutz stellt sicher, dass in Europa jede Form der Hoheitsgewalt Schranken unterliegt und auch tatsächlich durch unabhängige Gerichte kontrolliert werden kann.


    Interamerikanisches Menschenrechtsschutzsystem


    Ein weiteres Menschenrechtssystem wurde im Rahmen der Organisation Amerikanischer Staaten (Organization of American States, OAS) etabliert. Diese 1948 gegründete Organisation umfasst alle Staaten Nord-, mittel- und Südamerikas und basiert auf vier Prinzipien: Sicherheit, Entwicklung, Demokratie und Menschenrechte. Bereits in der Präambel ihres Statutes (OAS-Charta) wird die Notwendigkeit eines Systems individueller Freiheiten und sozialer Gerechtigkeit auf Basis des Respekts vor den zentralen Menschenrechten betont. Zudem enthält bereits die Charta die rechtlichen Grundlagen für die Interamerikanische Menschenrechtskommission, die gemeinsam mit dem Interamerikanischen Gerichtshof für Menschenrechte den Menschenrechtsschutz institutionell absichert. Der Gerichtshof ist indes erst 1979 auf Grundlage derAmerikanischen Menschenrechtskonvention(AMRK) errichtet worden. Dieser Menschenrechtsvertrag von 1969, der 1978 in Kraft getreten ist, stellt zugleich die materiell-rechtliche Grundlage für den Menschenrechtsschutz im Rahmen der OAS dar. Die AMRK ist mit derEuropäischen Menschenrechtskonventionhinsichtlich der materiell-rechtlichen Grundlagen vergleichbar.


    Allerdings sind viele wichtige Staaten des Kontinentes, unter ihnen die Vereinigten Staaten und Kanada, der AMRK nicht beigetreten, sodass wegen des beschränkten Anwendungsbereichs gemeinhin von einem »lateinamerikanischen« Menschenrechtssystem gesprochen wird. Damit fehlt für diese Staaten nicht allein die Bindung an regional-völkerrechtlich begründete Menschenrechte, die den internationalen Menschenrechtsschutz verstärken könnten. Auch institutionell bedeutet das Fehlen dieser großen und wichtigen Staaten eine Schutzlücke, denn insoweit besteht keine Zuständigkeit des Interamerikanischen Menschenrechtsgerichtshofes für die Prüfung und Entscheidung, ob eine Menschenrechtsverletzung stattgefunden hat. Und selbst dort, wo dessen Zuständigkeit gegeben ist, besteht ein wesentlicher Unterschied zu seinem europäischen Pendant, dem EGMR nach der Reform von 1998. Der amerikanische Gerichtshof ist nicht für Individualklagen zuständig. Vielmehr ist die Interamerikanische Menschenrechtskommission vorgeschaltet, an die sich Einzelne mit der Rüge einer Menschenrechtsverletzung wenden können. Deren Zuständigkeit ist zwar obligatorisch für alle Staaten der OAS. Jedoch kann die Kommission selbst nicht verbindlich entscheiden. Sie fungiert vielmehr als Filter vor dem gerichtlichen Rechtsschutz. Ihr obliegt es zu entscheiden, ob sie eine Menschenrechtsverletzung vor den Gerichtshof bringt. Im Rahmen eines streitigen Verfahrens ist sie dann gegnerische Partei gegenüber dem beschuldigten Staat. Nunmehr kann der Gerichtshof auch verbindlich entscheiden und die Parteien sind verpflichtet, seinem Urteil Folge zu leisten. Jedoch fehlt es an einem effektiven Durchsetzungsmechanismus. Der Gerichtshof ist nicht selbst zur Durchsetzung berufen, ihm steht aber auch kein sonstiges Vertragsorgan zur Seite, das (politischen) Druck auf die Einhaltung der Urteile ausüben könnte. Auch wenn mit der AMRK, der Kommission und dem Gerichtshof Normen und Organe des Menschenrechtsschutzes bereitstehen, bleibt das Interamerikanische Schutzsystem wegen der genannten Monita doch von beschränkter Wirkungskraft.


    Afrikanisches Menschenrechtsschutzsystem


    Materiell-rechtliche Grundlage des afrikanischen Menschenrechtssystems ist dieAfrikanische Charta der Menschenrechte und der Rechte der Völker (AfMRCh), die nach der Hauptstadt Gambias als Ort der Verabschiedung des letzten Entwurfes auch Banjul-Charta genannt wird. Ausweislich der Erläuterung des Entwurfes soll sie das afrikanische Verständnis der Menschenrechte und die spezifisch afrikanische Kultur zum Ausdruck bringen und damit etwas von anderen Menschenrechtsdokumenten Abweichendes repräsentieren. Sie wurde im Rahmen der Organisation für Afrikanische Einheit (Organization of African Unity, OAU) 1981 angenommen und trat 1986 in Kraft. DieAfMRChwar das erste bedeutsame panafrikanische Menschenrechtsdokument, denn erst die Afrikanische Union (AU), als Nachfolgeorganisation der OAU, enthält auch in ihrem Gründungsdokument ein Bekenntnis zu den Menschenrechten. DieBanjul-Chartaselbst ist durch verschiedene, teilweise problematische Besonderheiten gekennzeichnet. So enthält sie nicht allein Rechte des Individuums (Art.119), sondern auch solche der Völker (Art.2024). Der Kanon an verankerten Menschenrechten bleibt jedoch hinter dem internationalen Standard zurück. Zudem werden den Individualrechten auch Individualpflichten gegenübergestellt (Art.2729).


    Hinsichtlich der Rechte finden sich sowohl bürgerliche und politische als auch wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte in der Charta. Dabei gibt es weitere Besonderheiten, darunter das ausdrückliche Verbot der Kollektivstrafe (Art.7 Abs.2 S.3), das Vergeltungsmaßnahmen gegen die Familie oder Dorfgemeinschaft verhindern soll. Auch Rechte der dritten Generation zugunsten der Völker sind hier erstmalig ausdrücklich verankert, insbesondere das Recht auf Existenz (Art.20) und Entwicklung (Art.22). Fehlende Menschenrechte sind etwa die Eheschließungsfreiheit sowie das Recht auf Sicherung eines angemessenen Lebensstandards. Dass die Charta insofern hinter dem internationalen Standard zurückbleibt, ist auf die Gegebenheiten vor Ort zurückzuführen (benachteiligte Stellung der Frau, mangelnde Kapazitatäten der Staaten, einen bestimmten Lebensstandard zu garantieren). Auch das Fehlen von Artikeln zur Privatheit und dem Datenschutz dürfte dem anderen Verständnis des Individuums, nämlich als vorrangig gemeinschaftsgebunden, geschuldet sein. Ein Verbot der Todesstrafe findet sich ebenfalls nicht. Eine Erweiterung erfuhr der Menschenrechtsschutz durch dasZusatzprotokoll zum Schutz der Rechte der Frauen in Afrika (Maputo-Protokoll), das im Unterschied zurAfMRChumfassende Rechte von Frauen vorsieht, durch die Afrikanische Charta für das Wohlergehen und die Rechte der Kinder, die neben spezifischen Rechten für Kinder auch einen eigenen Beschwerdemechanismus zu einem Expertenausschuss enthält, und schließlich durch die Afrikanische Charta für Demokratie, Wahlen und Regierungsführung, die insbesondere Menschenrechte und gute Regierungsführung verknüpft.


    Das afrikanische Menschenrechtssystem unter derAfMRChsieht für den institutionellen Schutz vor allem zwei Organe vor: Die Afrikanische Menschenrechtskommission und den Afrikanischen Gerichtshof für Menschenrechte und die Rechte der Völker (Afrikanischer Menschenrechtsgerichtshof). Beide Organe dienen dem Schutz der in Afrika geltenden Menschenrechte, neben derBanjul-Chartaauch solcher, die in anderen Dokumenten enthalten sind oder gewohnheitsrechtlich gelten. Die Kommission ist bereits durch dieBanjul-Charta (Art.3063)vorgesehen und mit dem Auftrag, die Menschenrechte zu fördern und zu schützen, ausgestattet. Sie fördert die Menschenrechte etwa durch Bildungsangebote, Beratung von Regierungen und Schulung von Staatsbediensteten sowie durch die Verabschiedung von Resolutionen, Empfehlungen und Interpretationen der Charta. Dem Schutz der Menschenrechte dient sie neben der Prüfung der Staatenberichte mit der Einsetzung von Sonderberichterstatterinnen und -berichterstattern und der Untersuchung von Menschenrechtsverletzungen insbesondere im Rahmen von Beschwerdeverfahren. Solche als »mitteilungen« bezeichneten Beschwerden können von Staaten (Art.4754) oder von Individuen (Art.5559) erhoben werden. Praktisch besonders relevant sind die Individualbeschwerden, die von Privatpersonen und auch Nichtregierungsorganisationen eingelegt werden können. Sind sie zulässig und begründet, kann die Kommission mit »Empfehlungen« reagieren und eine Verletzung der Menschenrechte feststellen. Solche Empfehlungen können zwar nach Genehmigung durch die Afrikanische Union in den Tätigkeitsbericht der Kommission aufgenommen werden und damit eine gewisse Publizitatät entfalten. Verbindlich sind sie allerdings nicht, sodass ihre Befolgung von der freiwilligen Bereitschaft der Staaten abhängt. Diese Bereitschaft war in der Vergangenheit eher schwach ausgeprägt, was die Effektivität der Individualbeschwerde deutlich eingeschränkt hat.


    Verbindlich sind demgegenüber die Urteile des Afrikanischen Menschenrechtsgerichtshofes. Dieser Gerichtshof wurde durch ein 2004 in Kraft getretenes Zusatzprotokoll zur Banjul-Charta von 1998 geschaffen. Neben der Erstellung von Gutachten kann er im Rahmen seiner Zuständigkeit für streitige Verfahren die Charta autoritativ auslegen und anwenden. Beschwerdeberechtigt sind neben Staaten und afrikanischen Organisationen auch die Kommission sowie Einzelpersonen. Allerdings ist die Individualbeschwerde der beiden zuletzt Genannten fakultativ, hängt also von der Akzeptanz des als Klagegegner bezeichneten Staates ab (Art.5 in Verbindung mit Art.34 Abs.6). Bis Oktober 2012 haben nur fünf Staaten diese Erklärung abgegeben. Damit ist das Individualbeschwerdeverfahren vor dem Gerichtshof gegenwärtig noch kein effektives mittel des individuellen Menschenrechtsschutzes.


    Dieser erfährt institutionell allerdings eine Verstärkung durch das Zusammenwirken von Kommission und Gerichtshof. Die Kommission kann bei systematischen, massiven und schweren Menschenrechtsverletzungen und wenn ein Staat vorläufige Maßnahmen oder ihre Empfehlungen nicht umsetzt selbst als Klägerin den Gerichtshof anrufen, der dann streitig entscheidet. Damit wird zwar keine Individualbeschwerde vor dem Gerichtshof eröffnet, immerhin können so aber individuelle Fälle durch diesen rechtsverbindlich entschieden werden. Doch auch wenn die Urteile in Rechtskraft erwachsen, fehlen dem Gerichtshof mittel der Rechtsdurchsetzung. Sie erfolgt auch nicht durch die AU in effektiver Weise, der die politische Überwachung der Urteile anvertraut ist. Gleichwohl stellt der Afrikanische Menschenrechtsgerichtshof einen Fortschritt dar, der nach Plänen der Union institutionell noch weiter fortgeschrieben werden soll. Nach Art.2 des Protokolls über das Statut des Afrikanischen Gerichts- und Menschenrechtsgerichtshofs (African Court of Justice and Human Rights) sollen der bislang noch nicht etablierte Gerichtshof der Afrikanischen Union (Court of Justice of the African Union) und der Afrikanische Menschenrechtsgerichtshof zu einem einheitlichen Gericht fusioniert werden. Dieses hätte dann zwei Kammern (Art.16 Protokoll), eine Kammer für Allgemeine Angelegenheiten und eine Kammer für Menschenrechtsfragen. Der Gerichtshof wäre dann einerseits das Hauptrechtsprechungsorgan der AU mit Zuständigkeiten insbesondere bei Streitigkeiten hinsichtlich des allgemeinen Völkerrechts und des Rechts der Union sowie andererseits ein Menschenrechtsgerichtshof, der vor allem auf Grundlage der Banjul-Charta und der Zusatzprotokolle entscheidet. Ob eine solche Zusammenlegung sinnvoll ist oder sie nicht eine Abwertung zur bloßen Menschenrechtssektion darstellt, bleibt abzuwarten. Kritisch betrachtet wird jedenfalls die Erwägung der AU, dem Gerichtshof auch eine Zuständigkeit für Strafsachen bei der Verletzung des Völkerstrafrechts einzuräumen. Zwar ist nachvollziehbar, dass Völkerstrafrechtsdelikte in Afrika selbst abgeurteilt werden sollen, sodass Verfahren vor dem dort unbeliebten Internationalen Strafgerichtshof erst gar nicht geführt werden müssen (vgl.Kapitel6.4). Es wirft aber die grundsätzliche Frage auf, ob es nicht den Menschenrechtsschutz und die Reputation eines dafür zuständigen Gerichtshofes schwächt, wenn ein Gericht sowohl zur Verteidigung der Menschenrechte der Individuen als auch zu deren Verfolgung tätig werden kann.


    Eine afrikanische Besonderheit verdient noch der abschließenden Erwähnung: Nach Art.4 lit. h des Konstitutivaktes der Afrikanischen Union kann die Union bei gravierenden Umständen wie Kriegsverbrechen, Völkermord und Verbrechen gegen die Menschlichkeit in den Mitgliedstaaten intervenieren. Die viel diskutierte Humanitäre Intervention (vgl.Kapitel6.4) findet hier in einem regionalen Völkerrechtsdokument ihren positiv-rechtlichen Niederschlag. Zwar wirft dies im Einzelfall Fragen hinsichtlich des Gewaltmonopols des Sicherheitsrates auf (vgl.Kapitel6.3), macht aber deutlich, dass sich im Rahmen der AU ein Staat im Falle schwerer Menschenrechtsverletzungen nicht darauf berufen kann, dies sei eine innere Angelegenheit, welche die Staatengemeinschaft nichts angehe. Hier hat vielmehr eine Regionalorganisation einen Durchsetzungsmechanismus etabliert, der sofern er konsequent angewendet wird ein starkes Signal des regionalen Menschenrechtsschutzes sein kann.


    Arabisches und Asiatisches Menschenrechtsschutzsystem


    Einleitend wurde davon gesprochen, dass erst Ansätze eines arabischen und asiatischen Menschenrechtsschutzsystems erkennbar sind. Diese Zurückhaltung ist geboten, da es konkurrierende arabische Rechtsdokumente gibt, die zudem noch hinter dem internationalen Menschenrechtsschutzniveau zurückbleiben, und da im asiatischen Raum vor Kurzem erstmals überhaupt eine nicht verbindliche Erklärung erarbeitet wurde.


    Betrachtet man die Entwicklung in der arabischen Welt, lässt sich im Jahr 1971 ein erster Schritt des Menschenrechtsschutzes erkennen. Damals hat die von der Arabischen Liga eine internationale Organisation von 21arabischen Staaten eingesetzte Arabische Menschenrechtskommission den ersten Entwurf einer Menschenrechtscharta vorgelegt. Dieser fand jedoch zunächst keine Beachtung. Erst 1994 hat die Liga, in deren Satzung selbst keine Menschenrechte erwähnt werden, auf Grundlage des Kommissionsentwurfes eine Menschenrechtscharta verabschiedet, die jedoch nie in Kraft getreten ist. Bereits 1990 hat die Organisation für Islamische Zusammenarbeit eine internationale Organisation von 57 islamischen oder islamisch geprägten Staaten , die sich als Stimme der islamischen Welt begreift, eine Menschenrechtserklärung angenommen. Auch wenn die neue, im Jahr 2008 angenommene Satzung einen Verweis auf Menschenrechte enthält und die Organisation mittlerweile eine unabhängige ständige Menschenrechtskommission als Hauptorgan für den Menschenrechtsschutz eingesetzt hat, ist diese Kairoer Erklärung der Menschenrechte im Islam ein aus menschenrechtlicher Sicht problematisches Rechtsdokument. Sie stellt zu einem gewissen Maße einen islamischen Gegenentwurf zur Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte dar. Ihre Grundlage und Grenzen findet die Kairoer Erklärung in der Religion des Islam, dessen Geist das gesamte Dokument atmet. Dies erschwert es, den Gedanken einer universalen Geltung der Menschenrechte mit ihr zu vereinbaren. Bereits in der Präambel werden die Menschenrechte in den Kontext eines »Lebens in Einklang mit der islamischen Scharia« gesetzt und als »verbindliche Gebote Gottes« bezeichnet. Ihre Einhaltung sei ein »Akt der Gottesverehrung« und die Verletzung eine »schwere Sünde«. Der »wahrhafte Glaube« wird zugleich zur Garantie für das Erlangen der Menschenwürde (Art.1 a) erklärt mit einem universal-säkularen Würdeverständnis gänzlich unvereinbar. Zugleich werden Menschenrechte wie das Recht auf Leben (Art.2 a) und körperliche Unversehrtheit (lit. d), das elterliche Erziehungsrecht (Art.7 b), die Freizügigkeit und das Asylrecht (Art.12), das Recht an Erfindungen und geistigem Eigentum (Art.15), die Meinungsfreiheit (Art.22) und die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden (Art.23 b) unter einen Scharia-Vorbehalt gestellt, also von der Vereinbarkeit des gegenständlichen Handelns mit dem islamischen Recht abhängig gemacht. Zusätzlich findet sich inArt.24ein allgemeiner, für alle Rechte und Freiheiten geltender Vorbehalt. Die Menschenrechte unterstünden der Scharia, welcheArt.25zudem zur einzigen Quelle für die Auslegung oder Erklärung der Menschenrechte bestimmt. Dieser theologische Bezug findet sich auch in einzelnen Verbürgungen und deren Begründungen verankert: So sei das Leben ein Geschenk Gottes (Art.2 a) und die Menschen dessen Untertanen (lit. b). Der Mann sei für den Unterhalt und das Wohl der Familie verantwortlich (Art.6 b) und Bildungseinrichtungen hätten auch den Glauben an Gott zu stärken. Wucher sei absolut verboten (Art.14 S.2) und ein Recht auf eine saubere Umgebung fern von Laster und moralischer Korruption wird proklamiert (Art.17 a). Schließlich dürfe die Heiligkeit und Würde des Propheten nicht durch die Informationsfreiheit verletzt werden (Art.22c).


    Dieser Ansatz wird jedenfalls außerhalb der islamischen Welt als problematisch betrachtet. Die Kairoer Erklärung bekundet ein theologisches, beinahe theokratisches Verständnis der Menschenrechte: Religion ist die Prämisse der Erklärung, sie durchdringt das gesamte Dokument. Dabei ist es zugleich ausschließlich die islamische Religion, es fehlen also religiöse Toleranz und Gleichberechtigung. Damit korrespondiertArt.10, der verhindern soll, dass Muslime die Religion wechseln oder sich zum Atheismus bekennen. Ob sich die 2011 errichtete Menschenrechtskommission vor diesem Hintergrund zu einem wirksamen Schutzinstrument entwickeln kann und die Unabhängigkeit der 18 Expertinnen und Experten künftig in der Arbeit der Kommission reflektiert wird, bleibt abzuwarten. Immerhin ist dieses, den Außenministerrat beratende Gremium die erste unabhängige Menschenrechtskommission der arabischen Welt. In ihren ersten Stellungnahmen widmet sie sich jedoch insbesondere den Verletzungen der Menschenrechte von Muslimen und bezieht im Israel-Palästina-Konflikt recht einseitig Stellung.


    Einen deutlichen Fortschritt gegenüber der Kairoer Erklärung stellt das jüngste arabische Menschenrechtsdokument, die 2008 in Kraft getreteneArabische Menschenrechtscharta (ArabMRCh), dar. Sie basiert auf einer von der Arabischen Liga im Jahr 2004 angenommenen Novellierung der alten, nie in Kraft getretenen Menschenrechtscharta. Die neue Charta entspricht weitgehend dem internationalen Standard, weist jedoch einige Besonderheiten auf, die der inArt.1erwähnten »nationalen Identität der arabischen Staaten« geschuldet sind und sich als problematisch erweisen können. Bereits die Präambel bezeichnet die Arabische Welt als die Wiege der Religionen und Geburtsstätte der Zivilisationen. Als Grundlage der Prinzipien der Brüderlichkeit, Gleichheit und Toleranz werden neben der Scharia auch sonstige heilige Religionen anerkannt. Zudem wird die Wahrung des Glaubens als ein Ziel der Zusammenarbeit der arabischen Staaten genannt und der Zionismus als Menschenrechtsverletzung gebrandmarkt. Immerhin enthält die Präambel auch ein Bekenntnis zurAllgemeinen Erklärung der Menschenrechteund zu den beiden VN-Pakten.


    Nachdem Art.2das Recht der Völker auf Selbstbestimmung und Kontrolle über nationale Ressourcen deklariert, folgen in denArt.2bisArt.11zentrale Abwehrrechte, wie das Recht auf Leben, das Folterverbot und das Verbot der Sklaverei, ebenso wie das Recht auf Gleichheit von Mann und Frau sowie die Betonung der Rechtsgleichheit. Dabei soll eine Scharia-konforme positive Diskriminierung jedoch zulässig sein. Es bleibt abzuwarten, ob diese »Bevorzugungsklausel« nicht ein Einfallstor für eine Bevormundung von Frauen darstellt, diesen also oktroyiert wird, was nach islamischem Recht gut für sie sei. Kritik erfuhr die Regelung zur Todesstrafe, die auch gegenüber Personen unter 18 Jahren verhängt werden darf, sofern dies ein Gesetz zur Zeit der Tat angeordnet hat (Art.7 Abs.1). Ausdrücklich verboten wird der Organhandel (Art.9). InArt.1120folgen Justiz- und Verfahrensrechte, wie die Gleichheit vor Gericht, Grundsätze eines fairen Verfahrens, die Unschuldsvermutung sowie Bestimmungen zum Schutz von Minderjährigen in Verfahren und das Gebot der Trennung von Verdächtigen einerseits und Verurteilten andererseits in Gefängnissen. Wegen des Sachzusammenhangs wird wohl inArt.14das Recht auf Freiheit und Sicherheit (habeas corpus) eingeordnet, wenngleich es ein klassisches Abwehrrecht darstellt. Es folgen das Recht auf Privatheit (Art.21), auf Anerkennung als Rechtsperson (Art.22) sowie inArt.24Freiheits- und Beteiligungsrechte (politische Aktivitäten, Wahlrecht, Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit). Schließlich enthält die Charta noch wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, darunter das Recht auf die eigene Kultur und Sprache (Art.25), auf Arbeit (Art.34) und Gewerkschaften (Art.35) sowie auf einen angemessenen Lebensstandard (Art.38) und auf Bildung (Art.41). Neben der Meinungs- und Informationsfreiheit (Art.32) werden auch die Gedanken-, Weltanschauungs- und Religionsfreiheit inArt.30 Abs.1garantiert, aber gleichzeitig mit einem unbestimmten Gesetzesvorbehalt versehen. Demgegenüber macht Abs.2 für die Religionsausübungsfreiheit konkrete Vorgaben, unter denen eine Einschränkung zulässig ist. Traditionell wird die Familie als Grundlage der Gesellschaft bezeichnet, die auf der Hochzeit zwischen einem Mann und einer Frau basiere (Art.33 Abs.1). Sie habe der Staat zu fördern und zu stärken. Deutlich wird betont, dass die Eingehung einer Ehe aus freien Stücken erfolgen müsse und Gewalt, insbesondere gegen Frauen, verboten sei (Abs.2). Zudem inkorporiertArt.37das Recht auf Entwicklung in die Charta und gestaltet es auch als individuelles Recht auf Teilhabe am Entwicklungsprozess aus. Schließlich adressiertArt.40die Rechte von Menschen mit Behinderung und garantiert diesen ein auskömmliches Leben in Würde und Selbstbestimmung sowie deren gesellschaftliche Teilhabe. Auch die Arabische Menschenrechtscharta sieht mit dem Arabischen Menschenrechtskomitee (Art.45) ein Vertrags- und Kontrollorgan vor. Mit der bloßen Pflicht, Staatenberichte vorzulegen, kennt sie jedoch nur einen sehr schwachen Kontroll- und Durchsetzungsmechanismus. Auch wenn die Charta an verschiedenen Stellen sehr deutliche religiöse Bezüge insbesondere zum islamischen Recht zeigt, entspricht sie den internationalen Standards mit Ausnahme der vorgetragenen Kritik jedoch ungleich besser als die Kairoer Erklärung. Es bleibt abzuwarten, inwieweit die Charta real mit Leben erfüllt und in einer mit den internationalen Vorgaben übereinstimmenden Weise interpretiert wird.


    Seit 2007 zeigt sich auch eine Fortentwicklung des Menschenrechtsschutzes im südostasiatischen Raum. Der Staatenverbund ASEAN (Association of Southeast Asian Nations), der mit seinen zehn Mitgliedstaaten nahezu 600 Millionen Menschen umfasst, hat im Jahr 2007 eine Charta als Satzung der Organisation angenommen, die 2008 in Kraft getreten ist und ausweislich derer sich die ASEAN dem Schutz der Menschenrechte verpflichtet fühlt (Präambel, Art.1 Abs.7 und Art.2 Abs.2 lit. i). In Konkretisierung dessen verlangt Art.14 Abs.1, dass die ASEAN ein Menschenrechtsorgan etabliert. Dies ist mit der ASEAN-Menschenrechtskommission (ASEAN Intergovernmental Commission on Human Rights) 2009 erfolgt. Dabei handelt es sich um ein intergouvernementales Organ, es setzt sich folglich aus nationalen Regierungsvertretern zusammen und kann nicht als unabhängiger Expertenausschuss betrachtet werden. Zudem hat die Kommission kein Mandat erhalten, Beschwerden über Menschenrechtsverletzungen entgegenzunehmen und solche zu untersuchen. Gleichwohl ist damit ein wichtiger Schritt zum institutionellen Menschenrechtsschutz getan und Nichtregierungsorganisationen haben bereits zur ersten Sitzung im Jahr 2010 konkrete Fälle vor das Gremium gebracht. Zwar hat dieses zunächst eine Befassung abgelehnt, es bleibt jedoch abzuwarten, ob der zivilgesellschaftliche Druck nicht zu einer Erweiterung der Befugnisse führen wird. Es gibt noch zwei andere Kommissionen, die mit weitergehenden Befugnissen dem Schutz der Menschenrechte von Frauen und Kindern einerseits und von Wanderarbeitnehmerinnen und -arbeitnehmern andererseits dienen. Eine vergleichbare Relevanz wie die Intergouvernementale Kommission haben sie jedoch nicht erlangt. Dies liegt vor allem daran, dass die Menschenrechtskommission dieASEAN-Menschenrechtserklärungvorbereitet hat, die 2012 angenommen wurde.


    Jene Erklärung ist zwar rechtlich unverbindlich, gleichwohl stellt sie das bedeutsamste, von den Mitgliedstaaten angenommene Menschenrechtsdokument dar. Zuvor wurden bereits drei Erklärungen angenommen, die sich dem Schutz von Frauen, von Wanderarbeitnehmerinnen und -arbeitnehmern sowie dem Thema Menschenhandel widmen. Eine allgemeine Menschenrechtserklärung hatten nur Nichtregierungsorganisationen erarbeitet, freilich ohne eine vergleichbare politische Autorität. DieASEAN-Erklärungbekennt sich nun schon in der Präambel zu den Menschenrechten, insbesondere derAllgemeinen Erklärung der Menschenrechteund derErklärung und dem Aktionsprogramm der großen Wiener Menschenrechtskonferenz. Die VN-Pakte werden nicht ausdrücklich erwähnt und können daher nur unter den »anderen Menschenrechtsdokumenten« erfasst werden. In den Generellen Prinzipien (Rdnrn. 110) finden sich bekannte Grundsätze und Rechte, wie die Gleichheit, die Anerkennung als Rechtsperson und die Garantie eines wirksamen Rechtsbehelfs. Es werden Frauen, ältere Menschen, Kinder, Behinderte und Wanderarbeiterinnen und -arbeiter als besonders schutzbedürftig erwähnt und deren Menschenrechte betont (RdNr.4). InRdNr.6wird dann die Pflichtenbindung der einzelnen Menschen betont, diese hätten auch Pflichten gegenüber anderen Individuen, die es in Ausgleich zu den eigenen Rechten zu bringen gelte. Dies wird mitunter als asiatisches Verständnis des Menschen bezeichnet: Der Mensch sei vor allem auch eingebunden in eine Gemeinschaft, die Familie, den Ort, den Staat, und er solle sich vorrangig an den Gemeinschaftsinteressen orientieren. Dies bestätigtRdNr.8, wo ausgeführt wird, dass bei der Ausübung von Menschenrechten die Menschenrechte der anderen bedacht werden sollen undRdNr.7sekundiert, dass der regionale und nationale Bezug für die Verwirklichung der Menschenrechte berücksichtigt werden müsse, demzufolge politische, wirtschaftliche, rechtliche, soziale, kulturelle, historische und religiöse Hintergründe zu beachten seien. Es gilt abzuwarten, ob diese Ausführungen die ja ohnehin rechtlich unverbindlich deklarierten Menschenrechte unterminieren können. Anzuerkennen bleibt jedoch, dass abRdNr.10eine Vielzahl an bürgerlichen und politischen Rechten und abRdNr.26wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte als subjektive Rechte zumindest anerkannt werden. Bedeutsam und im Unterschied zur internationalen Ebene werden Menschenrechte der dritten Generation (Recht auf Umwelt,RdNr.28, Recht auf Entwicklung,RdNr.35, Recht auf Frieden,RdNr.38) nicht nur als Gruppenrechte, sondern auch als subjektive Rechte benannt. Schließlich siehtRdNr.39eine Pflicht zur Kooperation für die ASEAN-Staaten vor, um die Menschenrechte zu fördern und zu schützen.


    Es wurden einige Bedenken gegenüber der ASEAN-Erklärung geäußert. So wurde zunächst der geheime, nicht inklusive Entstehungsprozess kritisiert. Der Koordinationsausschuss des Menschenrechtsrates hat die Entstehung eines asiatischen Menschenrechtssystems begrüßt, jedoch angemahnt, dass der Schutz nicht unter das internationale Niveau fallen dürfe.25 Kritisch betrachtet wird in dem Zusammenhang etwa, dass das Recht auf Leben unter Verweis auf das nationale Recht geschützt wird(RdNr.11), also eine Anbindung an selbiges erfährt und diesem nicht vorzugehen scheint. Dies könne internationale Kontrollen erschweren. Weiterhin wird vorgetragen, dass die Aussage, wonach Menschenrechte mit Pflichten in Ausgleich zu bringen seien (RdNr.6), nicht der Sprache des internationalen Menschenrechtsschutzes entspreche. Schließlich wird noch die Schrankenklausel kritisiert, soweit sie unbestimmte und missbrauchsanfällige Begriffe wie die »öffentliche Moral« (RdNr.8) verwendet und weil sie nicht in deutlicher Weise auf den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit abstellt. Trotz dieser und weiterer Monita sendet dieASEAN-Erklärungjedoch auch ein positives Signal, denn sie ist als Prozess zu begreifen, der final in eine Asiatische Menschenrechtscharta münden könnte. Dies wird bereits ebenso diskutiert wie auch Optionen eines effektiven Schutzauftrags für die Kommission sowie eines Menschenrechtsgerichtshofes. Es gilt anzuerkennen, dass in einer sehr heterogenen Region erstmals ein subjektiver Menschenrechtsansatz dem Grunde nach anerkannt wurde. Ein wichtiger Schritt, dem hoffentlich bald weitere folgen.
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    7Prüfung einer Menschenrechtsverletzung und Arbeit mit menschenrechtlichen Dokumenten


    ImKapitel6wurden Konzepte des präventiven Menschenrechtsschutzes dargestellt und es wurde ausgeführt, welche Möglichkeiten es gibt, Menschenrechtsverletzungen zu verfolgen. Die vorrangige Frage, ob überhaupt eine Menschenrechtsverletzung vorliegt, ist Gegenstand einer materiell-rechtlichen, also inhaltlichen, an Rechtsnormen orientierten Prüfung, die im Folgenden aus Sicht einer in ihren Menschenrechten verletzten Person skizziert werden soll. Dabei ist vorab dem Eindruck entgegenzuwirken, dass schon jede Beschränkung von Menschenrechten eine Verletzung darstelle. Im Gegenteil ist ein Großteil der Beschränkungen rechtlich zulässig und notwendig, um ein friedliches Zusammenleben der Menschen zu ermöglichen. Liegt eine Menschenrechtsverletzung vor, ist nach geeigneten Rechtsschutzmöglichkeiten zu suchen und insbesondere die Zulässigkeit entsprechender Rechtsbehelfe zu prüfen. Als einfacher Prüfungsaufbau kann dabei fungieren:


    
      A. Jurisdiktion des Gerichts


      B. Zulässigkeit des Rechtsbehelfs


      C. Begründetheit

    


    7.1Vorfrage: Was ist das konkrete Interesse?


    Am Anfang steht die Frage, worin das Interesse an den Menschenrechten konkret besteht. Geht es darum, sich allgemein über Menschenrechte zu informieren, hilft die Regel: Vom Allgemeinen zum Speziellen. Eine Lektüre derAllgemeinen Erklärung der Menschenrechteund der beiden VN-Pakte (ZivilpaktundSozialpakt), die gemeinsam als Magna Charta des modernen Menschenrechtsschutzes bezeichnet werden, vermittelt hier einen ersten Einstieg und einen Überblick, welche Menschenrechte es gibt. Über die Lektüre der anderen großen, im Rahmen der Vereinten Nationen ausgehandelten Menschenrechtsverträge kann dann eine Befassung mit dem Schutz spezifischer Menschenrechte oder der Menschenrechte besonders gefährdeter Gruppen erfolgen. Im Folgenden kann das Studium der regionalen Menschenrechtsdokumente einen Eindruck über Unterschiede zwischen den verschiedenen Kulturräumen vermitteln. Das Studium der historischen Menschenrechtsdokumente rundet schließlich das Menschenrechtsverständnis ab, indem es die Entwicklungslinien und Errungenschaften in der Menschenrechtsgeschichte veranschaulicht.


    Ist allerdings ein konkreter Fall Grund für die Befassung mit Menschenrechten, steigen die Anforderungen an die Arbeit mit den Dokumenten. Deshalb ein einfaches und fiktives Fallbeispiel.


    Fallbeispiel: Sie wurden nachts betrunken von der Polizei in einer deutschen Großstadt aufgegriffen. Weil Sie sich gegen die Feststellung Ihrer Personalien gewehrt haben, wurden sie auf die Wache verbracht. Dort haben Sie gegen die Verbringung protestiert. Doch es sollte schlimmer kommen. Der Sie vernehmende Polizist konfrontiert Sie mit dem Vorwurf, Sie hätten mit einem Schlüssel diverse PKW zerkratzt und einer jungen Frau ins Gesicht gespuckt. Sie sind fassungslos und bestreiten die Vorwürfe vehement. Daraufhin schlägt Ihnen der Polizist ins Gesicht. Als Sie sich weiterhin weigern, das geforderte Geständnis abzugeben, erklärt er ihnen, dass man auch anders könne. Er holt eine Zange aus seiner Tasche und bietet Ihnen eine besondere »Maniküre« an, das Herausreißen der Fingernägel bei vollem Bewusstsein. Ihre sofort einsetzende Ohnmacht und Verbringung ins Krankenhaus bewahrt Sie vor dieser Behandlung. Gleichwohl sind Sie entsetzt, dass so etwas passieren kann und fragen sich, wie Sie dagegen vorgehen können.


    In diesem Fall müssen Sie, wie in der Einleitung ausgeführt, die Zulässigkeit und Begründetheit eines Rechtsbehelfs und in diesem Rahmen das Vorliegen einer Menschenrechtsverletzung prüfen.


    7.2Schutzbereich und Menschenrechtsinterpretation


    Im Rahmen der materiellen Prüfung ist zunächst das einschlägige Menschenrecht zu ermitteln. Ist das Menschenrecht gefunden, gilt es, dieses zu definieren und anschließend zu prüfen, ob sich der Sachverhalt darunter einordnen lässt (Subsumtion). Dabei gilt ein Vorrang des nationalen Rechts. Zunächst sind also Verbürgungen von Menschenrechten sowie Rechtsschutzmöglichkeit in der nationalen Rechtsordnung zu suchen.


    Fallbeispiel: Da sich der Vorfall in Deutschland ereignet hat, ist zunächst im einfachen Recht und demGrundgesetz(GG) als deutscher Verfassung nach einschlägigen Normen zu suchen. Zugleich sind vorrangig deutsche Gerichte mit dem Verfahren zu befassen. Hier kann das Problem auftreten, dass ein einschlägiges Menschen- (oder Grund-)recht erst durch Auslegung zu ermitteln ist. Im vorliegenden Fall sollten jedenfalls ein Verstoß gegen das Folterverbot sowie eine Verletzung der körperlichen Unversehrtheit angedacht werden. Während der Schutz der körperlichen Unversehrtheit inArt.2 Abs.2 S.1 GGnormiert ist, ergibt sich das Folterverbot ausArt.1 Abs.1 GG(Menschenwürde) in Verbindung mit Art.104 Abs.1 S.2 GG. Der Begriff der Folter fällt insoweit nicht.


    Der völkerrechtliche (internationale und regionale) Menschenrechtsschutz ist demgegenüber subsidiär (nachrangig) ausgestaltet. Er basiert auf einer vorrangigen Verantwortung der Nationalstaaten und der Erwartung, dass verletzten Personen im Rahmen von deren Rechtsordnungen geholfen wird. Eine Wechselwirkung zwischen den Ebenen findet insoweit statt, als sich nationale Gerichte am völkerrechtlichen Menschenrechtsschutz und der Rechtsprechung internationaler und regionaler Gerichte orientieren (müssen) und umgekehrt, solche völkerrechtlichen Gerichte häufig das nationale Recht im Vergleich als Rechtsquelle (Allgemeine Rechtsgrundsätze) oder zur Auslegung des Rechts heranziehen können. Auch im nationalen Verfahren spielen völkerrechtlich verbürgte Menschenrechte also eine wichtige Rolle und können angeführt werden. Gleichwohl kann sich eine Person erst dann an eine regionale oder internationale Instanz wenden, wenn ihr im nationalen Recht nicht geholfen wurde. Dann gilt es, in den entsprechenden Dokumenten nach einschlägigen Rechten zu suchen. Da eine Rechtsstreitigkeit nur anhand des verbindlichen Rechts entschieden werden kann, scheiden solche Menschenrechtsdokumente aus, die nicht verbindlich sind. Vor allem Resolutionen und Erklärungen der Generalversammlung können nicht angeführt werden, es sei denn, sie werden herangezogen, um eine Regel des Völkergewohnheitsrechts darzulegen (vgl. Kapitel5.1). Einfacher und regelmäßig angezeigt ist es, auf die völkerrechtlichen Menschenrechtsverträge abzustellen. Wichtig ist dann, dass der adressierte Staat Vertragspartei ist und die Situation in eine Zeit fällt, als diese Bindung schon bestand. Zudem darf kein Vorbehalt eingreifen und das einschlägige Menschenrecht darf nicht derogiert sein (vgl.Kapitel5.2). Bereits hier können ferner Erwägungen der Effektivität eine Rolle spielen. So ist der Rechtsschutz vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte besonders effektiv (vgl.Kapitel6.5). Dies legt nahe, zunächst im Rahmen derEuropäischen Menschenrechtskonventionnach einschlägigen Rechten zu suchen. Daneben können insbesondere die VN-Pakte relevant werden, jedenfalls wenn der adressierte Staat mit den Zusatzprotokollen die jeweiligen Beschwerdemechanismen anerkannt hat.


    Dann gilt es, die Normen der Menschenrechtsdokumente auszulegen. Es existieren verschiedene Methoden der Auslegung. Zunächst ist für die Auslegung vom Wortlaut auszugehen (grammatische Auslegung). Der Wortlaut markiert regelmäßig Grund und Grenze der weiteren Auslegung, das heißt, die Definition eines Menschenrechts muss im Wortlaut der Norm eine Grundlage finden und darf grundsätzlich nicht über das hinausgehen, was der Wortlaut noch als vertretbare Auslegung zulässt. Dies ist jedoch nur der erste Schritt, denn die meisten Menschenrechte sind offen formuliert. Weiter lässt sich dann fragen, was die Normgeberinnen und Normgeber bei der Ausarbeitung des Menschenrechtsdokumentes (historische Auslegung) beabsichtigt haben, wobei die Entstehungsgeschichte, die Vorarbeiten und die entsprechenden Arbeitsmaterialien (travaux préparatoires) herangezogen werden können (genetische Auslegung). Ferner ist die relevante Norm im Vergleich mit anderen Normen auszulegen (systematische Auslegung) und zu prüfen, ob andere Normen aus demselben Kontext zur Interpretation herangezogen werden können. Maßgeblich ist jedoch das Abstellen auf den Sinn und Zweck (den Telos) der Norm (teleologische Auslegung), also die Frage nach dem hinter ihr stehenden Gedanken, nach Zweck und Ziel. Bei der Auslegung ist zu beachten, dass nach ganz überwiegender Auffassung die Menschenrechtsdokumente als living instruments anzusehen sind. Danach soll ihnen in der konkreten Zeit und angewandt auf den konkreten Fall wirkliche Bedeutung zuwachsen. Daraus folgt, dass die historische und genetische Auslegung keine große Relevanz haben und vorrangig im Rahmen der teleologischen Auslegung zu fragen ist, was mit dem durch eine Norm etablierten Menschenrecht heute bezweckt werden soll.


    Die Norminterpretation ist mitunter schwierig, aber keine Aufgabe, die die Rechtsanwenderin oder der Rechtsanwender alleine leisten muss. Sie oder er kann sich auf Rechtserkenntnisquellen stützen, die sich um eine Auslegung bemühen. Zum einen können Urteile von nationalen und internationalen Gerichten herangezogen werden. Diese gelten zwar nur zwischen den Parteien (inter partes), entfalten aber eine gewisse Vorbildwirkung für andere Verfahren. Zu denken ist hier vor allem an Urteile des Europäischen Menschenrechtsgerichtshofes, der über die EMRKbschließend befindet. Neben diesen Urteilen gibt es für die großen Menschenrechtsverträge die Allgemeinen Bemerkungen (General Comments) der Vertragsausschüsse. Diese sind nicht verbindlich, enthalten aber Definitionen und Anwendungsfälle aus Sicht der in den Ausschüssen versammelten Expertinnen und Experten. Deren Expertise verleiht den Bemerkungen gewisse Autorität, die auch Gerichte überzeugen kann. Schließlich gibt es zu einigen großen Menschenrechtsverträgen Kommentare, also Sekundärliteratur, in denen Rechtsgelehrte die verschiedenen Normen auslegen. Dabei beziehen sie sich auf die bereits genannten Rechtserkenntnisquellen, können aber eigene Ansätze entwickeln und Denkanstöße und Hinweise für die Beantwortung bislang nicht behandelter Fragen geben. Nachdem das infrage kommende Menschenrecht ausgelegt und definiert worden ist, muss geprüft werden, ob sich der zu beurteilende Sachverhalt unter das damit inhaltlich konkretisierte Menschenrecht einordnen lässt (Subsumtion).


    Fallbeispiel: Was Ihnen auf der Polizeiwache widerfahren ist, könnte Folter oder eine grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung in Form der Drohung damit darstellen. Dies ist völkerrechtlich verboten. Das Folterverbot gilt gewohnheitsrechtlich und als Norm des ius cogens sogar mit besonderem Rang. Positiv-rechtlich wird das Verbot durch dieAnti-Folterkonvention,Art.7 VN-ZivilpaktsowieArt.3 EMRKundArt.4 EUGrdRChnormiert. Deutschland ist Vertragspartei all dieser Abkommen und war dies auch zum Zeitpunkt, als Sie sich auf der Polizeiwache befanden. Daher kommen diese Rechtsdokumente für die weitere Prüfung in Betracht (dieEU-Grundrechte-Chartadürfte im Ergebnis ausscheiden, weil Sie sich nicht im Anwendungsbereich des Europarechts befinden). Im unwahrscheinlichen Fall, dass Ihnen deutsche Gerichte keine Abhilfe verschaffen und auch das Bundesverfassungsgericht Ihre Grundrechte nicht schützt, können Sie den Fall nach derEMRKvom Europäischen Menschenrechtsgerichtshof (EGMR) prüfen lassen. Die Konvention kennt mitArt.3 EMRKein Folterverbot. Die nähere Bestimmung, was Folter darstellt, erfolgt dann jedoch nicht nach persönlichem Belieben (»aus dem Bauch heraus«), sondern in Auseinandersetzung mit der Rechtsprechung des EGMR und Sekundärliteratur zurEMRK, in der Experteninnen und Experten die einzelnen Menschenrechte erläutern. Zum Folterverbot ist eine Vielzahl an Urteilen ergangen, wobei insbesondere die Abgrenzung der Folter von der ebenfalls verbotenen unmenschlichen Behandlung nach dem Schweregrad nicht immer einfach ist. Die Androhung des Herausreißens der Fingernägel dürfte schon Folter, jedenfalls aber eine verbotene unmenschliche Behandlung sein. Auch die Anwendung von Gewalt gegen Personen in Haft oder Gewahrsam wurde vom Gerichtshof regelmäßig als vonArt.3 EMRKverboten erfasst. DieEMRKschützt auch die körperliche Unversehrtheit (Integrität). Anders als im Grundgesetz ist diese nicht ausdrücklich geschützt, sondern wird als Teil des »Privatlebens« verstanden. Dass hier alsoArt.8 EMRKeinschlägig ist, dürfte sich ohne Lektüre von Sekundärliteratur kaum erschließen. Jedoch dürfte ein Verhalten, das unterArt.3 EMRKfällt, die Anwendung vonArt.8 EMRKauf Konkurrenzebene ausschließen, das Folterverbot ist insoweit spezieller. Hält man den Schlag ins Gesicht allerdings nicht für vonArt.3 EMRKverboten, dürfte eine Prüfung nachArt.8 EMRKmöglich sein. Hätte Deutschland nun etwa einen Vorbehalt, etwa zur Anti-Folterkonvention, formuliert, wonach eine Folter nicht vorliegen solle, wenn ein Vorgesetzter nach Remonstration (Protest) gegen die befohlene Behandlung durch einen Untergebenen als Träger hoheitlicher Gewalt diese Behandlung bestätigt, wäre dies mit dem Sinn und Zweck des Verbotes, nämlich das entsprechende Verhalten von offiziellen Personen zu unterbinden, und dem Verbot einer Rechtfertigung nachArt.2 Abs.3 Anti-Folterkonventionunvereinbar. Ein entsprechender Vorbehalt wäre unwirksam.


    Weitere Beispiele:
1. Das Verbot einverständlich homosexueller Handlungen unter Erwachsenen war bis ins 20.Jahrhundert selbst in Europa noch bekannt. In den älteren menschenrechtlichen Verträgen findet sich kein Diskriminierungsverbot hinsichtlich der sexuellen Orientierung, wie es jüngere Menschenrechtsdokumente, etwaArt.21 Abs.1 EUGrdRCh, vorsehen. Hier hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte das Recht auf Schutz des Privat- und Familienlebens nachArt.8 Abs.1 EMRKdahingehend interpretiert, dass es den Schutz des homosexuellen Sexuallebens umfasse (EGMR, Urteil vom 22.Oktober 1981, Nr.7525/76 (Dudgeon), Rdnrn. 40 f.). In den 1950er Jahren wäre dies kaum erfolgt. Dies zeigt, dass die Auslegung der Normen auch von der gesellschaftlichen Entwicklung geprägt ist, die Dokumente living instruments sind.

    2. In der heutigen Zeit spielt der Schutz persönlicher Daten eine herausragende Rolle. Viele Menschenrechtsverträge enthalten dazu keine Bestimmung (anders aberArt.8 EUGrdRCh). Hier kann es einer gegenwartsbewussten Interpretation entsprechen, das Recht auf Schutz persönlicher Daten der Achtung des Privatlebens oder dem Schutz der Persönlichkeit zuzusprechen. Auch der Schutz von Daten auf Festplatten in Computern und bei externen Anbietern (»cloud«) müsste insoweit als grundsätzlich erfasst angesehen werden.


    Ist eine Einordnung des Sachverhaltes unter die interpretatorisch erschlossene Menschenrechtsnorm möglich, so ist der Schutzbereich eröffnet. Erst dann stellt sich die Frage, ob das zu beurteilende staatliche Handeln einen Eingriff darstellt.


    7.3Eingriff


    Für die Frage des Eingriffs ist nach der Art des einschlägigen Menschenrechts zu unterscheiden (vgl.Kapitel2.3). Im Falle eines Abwehrrechts, das die Freiheit des Menschen gegenüber Hoheitsträgern sichern soll, besteht ein Eingriff in jeder Beschränkung des geschützten Tuns, die durch den Staat (seine Bediensteten aber auch sonstige Hoheitsträger) imperativ, also einseitig verpflichtend, erfolgt. Die oder der Betroffene kann das menschenrechtlich geschützte Tun nicht (umfassend) verwirklichen. Dieser Eingriff kann durch Gesetz (etwa ein allgemeines Verbot eines Verhaltens), einen Einzelakt (etwa die Verfügung, eine Versammlung aufzulösen) oder ein tatsächliches Tun (Realakt, etwa die Räumung einer Obdachlosensiedlung) erfolgen. Sofern die Beschränkung durch ein Gesetz erfolgt, ist zu prüfen, ob jene noch einer Umsetzung im Einzelfall bedarf und das Warten darauf zumutbar ist, um von einem Eingriff zu sprechen.


    Fallbeispiel: Das Verhalten des Polizisten Ihnen gegenüber, der Schlag und die Androhung der »Maniküre«, bestand in einem konkreten Tun, das gegen das Folterverbot und die körperliche Unversehrtheit als Abwehrrechte gerichtet war. In diesem Fall ist der Eingriff offensichtlich. Ob weitere Eingriffe vorliegen, etwa den Staat ein Organisationsverschulden aufgrund struktureller Defizitate trifft, soll hier nicht vertieft werden.


    Weitere Beispiele


    1. Eine Baugenehmigung wird aufgrund eines Gesetzes im Einzelfall versagt. Damit wird das Recht des Eigentümers, seinen Grund und Boden nach Belieben zu nutzen, beschränkt. Gleichwohl kann sich der Eigentümer grundsätzlich nicht gegen das Gesetz wenden, das ja nur abstrakt und generell die Voraussetzungen benennt, unter denen eine Baugenehmigung erteilt oder abgelehnt werden kann. Ein Eingriff erfolgt vielmehr erst durch den Ablehnungsbescheid selbst.


    2. Anders im Fall des Verbotes einvernehmlicher homosexueller Handlungen zwischen Erwachsenen. Hier hat es der EGMR ausreichen lassen, dass ein gesetzliches Verbot besteht. Schon die bloße Existenz dieser Gesetzgebung sei ein andauernder und direkter Eingriff in das Recht auf Privatleben, denn betroffene Personen könnten entweder das Gesetz beachten und ihr Recht nicht ausüben, oder ihr Recht ausüben und müssten dann befürchten, verantwortlich für einen Gesetzesbruch gemacht zu werden. Dahinter steht der Gedanke, dass es dem oder der Einzelnen nicht zugemutet werden kann, erst gegen ein Gesetz zu verstoßen, um eine Sanktion zu provozieren, gegen die dann als ausführender Einzelakt vorgegangen werden könnte. Bei einem strafbewährten Verbot wird daher regelmäßig das Verbotsgesetz selbst der Eingriff sein.


    Handelt es sich bei dem einschlägigen Menschenrecht demgegenüber um ein Leistungsrecht (vgl.Kapitel2.3), stellt es einen Eingriff dar, wenn der Staat die menschenrechtlich verlangte Leistung seine grundsätzliche Leistungsfähigkeit unterstellt nicht erbringt.


    Beispiel: Das Recht auf Trinkwasser und angemessene Sanitärversorgung verlangt, dass der Staat eine entsprechende Infrastruktur bereitstellt. Unterlässt der Staat dies, hat er in das Menschenrecht durch Unterlassen eingegriffen.


    Verallgemeinernd bedeutet ein Eingriff demnach, dass sich der Hoheitsträger nicht so verhält, wie es das Menschenrecht von ihm verlangt, er also entweder geschützte Freiheiten beschränkt, oder Leistungen, auf die ein Anspruch besteht, nicht erbringt.


    7.4Rechtfertigung und Schranken-Schranken


    An die Feststellung des Eingriffs schließt sich die Frage der Rechtfertigung an, ob also das staatliche Verhalten der Eingriff in die Freiheitssphäre oder die Nichtgewähr einer beanspruchten Leistung gerechtfertigt werden kann. Dies ist eine Prüfung im konkreten Einzelfall und deshalb von der allgemeinen Außerkraftsetzung bestimmter Menschenrechte in gewissen Notstandssituationen (vgl.Kapitel5.2) zu unterscheiden. Zunächst ist dabei zu schauen, ob die Norm überhaupt beschränkt werden kann.


    Prüfung der Beschränkbarkeit des Menschenrechts


    Das Individuum ist eingebunden in eine Gemeinschaft etwa die Familie, die Gemeinde und nicht zuletzt die im Staat organisierte Gesellschaft. Niemand ist autark, vielmehr ist der oder die Einzelne auf das Leben zusammen mit anderen angewiesen. In der modernen Welt, geprägt von Arbeitsteilung und Urbanisierung, gilt dies stärker als je zuvor in der Geschichte der Menschheit. Dort, wo Menschen zusammenleben, ist es unvermeidbar zwischen den unterschiedlichen, manchmal in Konflikt geratenden Interessen einen Ausgleich zu finden. Niemand kann die persönlichen Interessen umfänglich und ohne Rücksicht auf die Interessen der anderen durchsetzen. Darauf gründet die Erkenntnis, dass Menschenrechte grundsätzlich beschränkt werden können. Dem Staat, gegen den sich die Menschenrechte vorrangig richten, kommt insoweit auch die Rolle des Mittlers zwischen den Interessen zu, er grenzt die verschiedenen Interessens- und Freiheitssphären gegeneinander ab und bemüht sich um einen fairen Ausgleich. Die Entstehung und Rechtfertigung des modernen Staates gründet neben der Garantie von Sicherheit maßgeblich auch auf der Möglichkeit, diesen Interessenausgleich herzustellen. Das Gewaltmonopol, kraft dessen grundsätzlich allein der Staat berechtigt ist, in legitimer Weise physischen Zwang auszuüben, flankiert diese Funktion. Zugleich sichert das Rechtsstaatsprinzip, dass der Staat selbst seine Rechtsbindung anerkennt neben aus dem Rechtsstaatsprinzip abgeleiteten materiellen Gerechtigkeitsforderungen. Zur Wahrnehmung dieser Aufgaben steht ihm das Instrument des Rechts zur Verfügung, das schon nach Immanuel Kant der


    »Inbegriff der Bedingungen [sei], unter denen die Willkür des einen mit der Willkür des andern nach einem allgemeinen Gesetze der Freiheit zusammen vereinigt werden kann.« [Metaphysik der Sitten, Einleitung in die Rechtslehre, § B].


    Hinter der Beschränkungsmöglichkeit von Menschenrechten steckt also die Rezeption des Menschen als gemeinschaftsgebundenes Wesen (Aristoteles sprach vom zoon politikon), das sich selbst zugunsten der Gemeinschaft auch zurücknehmen können muss.


    Beispiel: Etwa die deutsche Verfassung schützt mitArt.2 Abs.1 GGdie allgemeine Handlungsfreiheit. Darunter ist das Recht zu verstehen, »zu tun und lassen, was man möchte«. Eine Begrenzung auf einen engen Zusammenhang zur Persönlichkeitsentfaltung lehnt das Bundesverfassungsgericht ab. Damit hat das Grundrecht nach herrschender Auffassung einen ausgesprochen weiten Schutzbereich, erfasst ist zunächst auch das Recht, bei Rot über die Straße zu gehen oder laut in der Öffentlichkeit Musik zu konsumieren. Hier wird deutlich, dass dem Staat Beschränkungsmöglichkeiten zugunsten des Schutzes des Betroffenen und der Allgemeinheit zustehen müssen. Diese unterliegen zwar ihrerseits Schranken (dazu sogleich), aber Beschränkungen von Grundrechten gehören gleichwohl zur Tagesordnung.


    Diese Wertung des gemeinschaftsbezogenen Individuums wird korrigiert durch einen Kanon an unverzichtbaren Menschenrechten, sogenannte absolute Menschenrechte, die unter keinen Umständen eingeschränkt werden dürfen (vgl.Kapitel2.2). Als höchstes Prinzip, in dem die Menschenrechte wurzeln, gilt dabei die absolut geschützte Menschenwürde. Zudem erfolgt eine Korrektur durch den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit (dazu sogleich). Er stellt sicher, dass die oder der Einzelne sich nicht über Gebühr und über das Notwendige hinaus den (vermeintlichen) gesellschaftlichen Interessen opfern muss. Die Menschenrechte denken vom Individuum her. Die Einschränkung seiner Rechte für die Allgemeinheit muss vom Staat gerechtfertigt werden, nicht die Wahrnehmung von Menschenrechten gegenüber dem Staat und der Allgemeinheit.


    Fallbeispiel: Das Verbot der Folter gilt absolut, kein gegenläufiges gesellschaftliches Interesse vermag hier einen Eingriff in das Menschenrecht zu rechtfertigen. Kommt man zu dem Schluss, dass das Verhalten des Polizisten Folter oder eine unmenschliche Behandlung darstellt, ist mit der Feststellung des Eingriffs zugleich das Verdikt der Rechtswidrigkeit verbunden. Weitere Erwägungen finden nicht statt. Dies ist jedoch wie bereits dargestellt nicht ganz unstrittig, in einigen Fällen wird eine Aufweichung des Folterverbotes diskutiert. So gibt es zunehmend Stimmen, die eine »Rettungsfolter« rechtfertigen, also etwa das »Herauspressen« der Information, wo sich eine Bombe befindet, aus dem Terroristen, wenn damit das Leben vieler Menschen gerettet werden könnte (Ticking-bomb-Szenario). Diese Meinung hat sich jedoch nicht durchgesetzt, sie ist mit dem geltenden Recht trotz aller Härten unvereinbar. Der Streit um die Frage, wann etwa Folter vorliegt (zum Beispiel Waterboarding), stellt hingegen das Verbot der Folter nicht in Zweifel, droht jedoch, es auf interpretatorischer Seite auszuhöhlen. Das Recht auf Privatleben und damit körperliche Unversehrtheit ist demgegenüber nicht absolut geschützt. Daraus folgt, dass in den Körper jedenfalls grundsätzlich eingegriffen werden darf. Relevant kann dies etwa hinsichtlich der Frage werden, ob man Gefangene zwangsernähren darf.


    Schrankenvorbehalt


    Ist das Menschenrecht beschränkbar (auch dies kann eine Frage der Auslegung sein), gilt es nach einem Schrankenvorbehalt zu suchen, also nach einer Norm, die bestimmt, unter welchen Voraussetzungen ein Eingriff in das Menschenrecht gerechtfertigt ist. Enthält die Norm selbst bestimmte Vorgaben für die Beschränkung eines Menschenrechts, ist dies vorrangig anzuwenden. Es ist stets die spezielle Norm zu betrachten, bevor auf allgemeine Rechtfertigungsgründe abgestellt wird.


    Beispiel: Etwa für die Enteignung trifftArt.17 Abs.1 S.2 EUGrdRChfolgende Vorgabe: »Niemandem darf sein Eigentum entzogen werden, es sei denn aus Gründen des öffentlichen Interesses in den Fällen und unter den Bedingungen, die in einem Gesetz vorgesehen sind, sowie gegen eine rechtzeitige angemessene Entschädigung für den Verlust des Eigentums.« Verlangt ist also ein öffentliches Interesse, eine gesetzliche Grundlage und als Besonderheit für die Enteignung eine Entschädigung. Die Zulässigkeit der Enteignung bestimmt sich also auch anhand dieser Vorgaben, jedoch gelten die Voraussetzungen desArt.52 EUGrdRChweiterhin (dazu sogleich).


    Art.2 EMRKtrifft demgegenüber eine abschließende Schrankenregelung, wenn es heißt:

    »(2) Eine Tötung wird nicht als Verletzung dieses Artikels betrachtet, wenn sie durch eine Gewaltanwendung verursacht wird, die unbedingt erforderlich ist, um

    a) jemanden gegen rechtswidrige Gewalt zu verteidigen;

    b) jemanden rechtmäßig festzunehmen oder jemanden, dem die Freiheit rechtmäßig entzogen ist, an der Flucht zu hindern;

    c) einen Aufruhr oder Aufstand rechtmäßig niederzuschlagen.«


    Während manche Verträge Schrankenbestimmungen für jedes Menschenrecht gesondert treffen, enthalten andere eine allgemeine Schrankenklausel, die sie im Einzelfall nur noch ergänzen. Dies gilt etwa für dieEU-Grundrechtecharta.


    Beispiel:Art.52Tragweite der garantierten Rechte

    »(1) Jede Einschränkung der Ausübung der in dieser Charta anerkannten Rechte und Freiheiten muss gesetzlich vorgesehen sein und den Wesensgehalt dieser Rechte und Freiheiten achten. Unter Wahrung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit dürfen Einschränkungen nur vorgenommen werden, wenn sie notwendig sind und den von der Union anerkannten dem Gemeinwohl dienenden Zielsetzungen oder den Erfordernissen des Schutzes der Rechte und Freiheiten anderer tatsächlich entsprechen.«


    Diese Norm enthält wichtige Hinweise für die Prüfung der möglichen Rechtfertigung eines Eingriffs in Menschenrechte.


    Diese Prüfung beginnt mit dem Vorliegen eines legitimen Zwecks. Das hoheitliche Handeln muss im Interesse der Allgemeinheit erfolgen, darf also insbesondere nicht ausschließlich privaten Zwecken dienen. Die Abwägung mit anderen Menschenrechten und die Durchsetzung eines angemessenen Ausgleichs zwischen verschiedenen Menschenrechtspositionen ist allerdings ein öffentliches Interesse, auch wenn Privatpersonen von ihr profitieren mögen. Das öffentliche Interesse ist allerdings nicht gleichbedeutend mit der Mehrheitsauffassung. Menschenrechte sind auch Minderheitenrechte und bedürfen eines besonderen Schutzes gerade dann, wenn eine Mehrheit ihnen diesen Schutz versagen will.


    Beispiel: Russland hat ein Gesetz gegen »Homo-Propaganda« erlassen, das es Homosexuellen und anderen Menschen mit »nicht traditioneller sexueller Orientierung« bei Strafe verbietet, sich jedenfalls in Gegenwart von Kindern positiv über eine nicht heterosexuelle Orientierung zu äußern. Dies ist einer der Fälle, in denen die (veröffentlichte) Mehrheitsmeinung sehr deutlich mit der Auffassung und den Menschenrechten einer Minderheit kollidiert. Gleichwohl dürfte dieses Redeverbot mit der Meinungs- und Demonstrationsfreiheit sowie dem Gleichheitsanspruch der Betroffenen unvereinbar sein. Hinsichtlich des Abhaltens von Christopher-Street-Day-Paraden in Moskau hat der EGMR geurteilt, dass deren Verbot jedenfalls unverhältnismäßig sei, der Staat Pluralismus sicherstellen müsse und weder Moralvorstellungen noch Gewaltandrohungen von Personen anderer Auffassung ausreichend seien, die Demonstrationen zu verbieten (EGMR, Urteil vom 21.Oktober 2010, Nr.4916/07, 25924/08, 14599/09 (Alekseyev), Rdnrn. 69 ff.).


    Neben dem Ausgleich widerstreitender Interessen ist auch der Bereich Sicherheit ein legitimer Gemeinwohlbelang. Zwischen Sicherheit und Freiheit herrscht zweifellos ein gewisses Spannungsverhältnis, das nicht einseitig zugunsten der einen Seite gelöst, sondern in einen steten Ausgleich gebracht werden muss. Jedoch sind Menschenrechte und Sicherheit keine grundsätzlichen Antagonisten. Zwar werden Menschenrechte oft im Namen der Sicherheit verletzt, allerdings ist auch das Fehlen von Sicherheit den Menschenrechten abträglich. In Situation von Kriegen oder Bürgerkriegen sind die Menschenrechte häufig die ersten Opfer. Zur Bestimmung, welcher Zweck legitim ist, eignen sich oft auch die Rechtstexte, in die Menschenrechte eingebettet sind. Im Rahmen nationaler Verfassungen oder internationaler Verträge, wie dem Lissabonner Vertrag zur Europäischen Union etwa, können solche Ziele aufgespürt werden, beispielsweise der Schutz der Umwelt oder die Kulturförderung.


    Dient eine Maßnahme einem legitimen Zweck, ist weiter zu prüfen, ob sie auf gesetzlicher Grundlage getroffen wurde. Es muss eine formale Rechtsgrundlage geben, auf welche die Beschränkung zurückgeführt werden kann. Diese Grundlage soll die wesentlichen Voraussetzungen einer Beschränkung normieren und damit Willkür vermeiden sowie Vorhersehbarkeit sicherstellen.


    Schließlich müssen sowohl die gewählte Maßnahme als auch die Rechtsgrundlage verhältnismäßig sein. Das Prinzip der Verhältnismäßigkeit stellt eine »Schranken-Schranke« dar. Einer Rückausnahme vergleichbar beschränkt es seinerseits die bis dahin zulässige Beschränkung. Danach muss die hoheitliche Maßnahme geeignet, erforderlich und angemessen sein. Geeignetheit bedeutet dabei, dass die Maßnahme den legitimen Zweck auch wirklich erreichen kann und sie dazu nicht offensichtlich außerstande ist. Im Rahmen der Erforderlichkeit wird geprüft, ob es kein milderes mittel gibt, das den legitimen Zweck in gleicher Weise erreichen kann. Schließlich werden im Rahmen der Angemessenheit der legitime Zweck und die eingesetzten mittel mit den beeinträchtigten Menschenrechten abgewogen und diese Abwägung darf nicht eine unverhältnismäßige Beschränkung der Menschenrechte ergeben.


    Bedeutsam für die rechtliche Prüfung insbesondere durch Gerichte ist dabei die Frage, welcher Beurteilungsspielraum den Staaten insoweit zukommt. Hinsichtlich der Geeignetheit und Erforderlichkeit wird ihnen oftmals eine Einschätzungsprärogative zugesprochen. Soweit dieses nur beschränkt kontrollierbare Vorrecht hinsichtlich der Bewertung reicht, ist eine Überprüfung und abweichende Auffassung der Gerichte unerheblich. Überprüfbar ist freilich, ob diese Prärogative überschritten ist, etwa wenn offensichtlich ungeeignete Maßnahmen getroffen oder offensichtlich mildere mittel nicht angewandt werden.


    Der Beurteilungsspielraum in der Rechtsprechung des EGMR hat jedoch noch eine weitere Bedeutung. Er scheint vom Gerichtshof als Instrument angewendet zu werden, um den Unterschieden zwischen den verschiedenen Mitgliedstaaten derEMRKund deren Rechtsordnungen gerecht zu werden. Somit entscheidet die Frage, wie groß der Beurteilungsspielraum letztlich ist, darüber, ob eine Menschenrechtsverletzung vorliegt. Dass die Rechtsprechung des Gerichtshofes hier etwas unklar ist, trägt nicht zur Rechtssicherheit und einem effektiven Grundrechtsschutz bei. Nur wenn der staatliche Beurteilungsspielraum überschritten ist und keine Rechtfertigung in Betracht kommt, liegt eine Menschenrechtsverletzung vor. Dann ist weiter zu prüfen, wie und auf welcher Ebene Rechtsschutz erlangt werden kann.


    Fallbeispiel: Selbst wenn man im Verhalten des Polizisten keine Folter erkennt, sondern nur einen Eingriff in die körperliche Unversehrtheit annimmt, dürfte eine Rechtfertigung nicht zu begründen sein. Der Schlag erfolgte, um Sie gefügig zu machen. Dies ist bereits kein legitimer Zweck. Im Übrigen wäre er auch als mittel nicht zulässig und dann schließlich auch unverhältnismäßig. Hätte der Polizist Sie allerdings zu Boden geschlagen, als Sie im Begriff waren, einen anderen Beamten mit einem Messer anzugreifen, wäre dies rechtmäßig, sofern keine andere Abwehrmöglichkeit bestanden hätte (etwa bloßes Festhalten und das Anlegen von Handschellen). Der Eigenschutz ist ein legitimes Ziel und Polizeibeamtinnen und -beamte müssen Angriffe von Verdächtigen auf ihre Person nicht dulden.


    
      Zur Prüfung einer Menschenrechtsverletzung
[image: Zur Prüfung einer Menschenrechtsverletzung]

      Eigene Abbildung

    


    7.5Rechtsschutzoptionen


    Nach Feststellung einer Menschenrechtsverletzung ist für Betroffene von besonderer Bedeutung, welche wirksamen Rechtsschutzmöglichkeiten es gibt. Entsprechend der vorrangigen Verantwortlichkeit der Mitgliedstaaten für den Menschenrechtsschutz (vgl.Kapitel6.1) ist auch vorrangig an nationalen Rechtsschutz zu denken. Dies wird durch die Verfahrensbestimmungen überstaatlicher Beschwerdemöglichkeiten flankiert. In der Regel müssen nämlich, bevor man sich an ein überstaatliches Gericht oder einen Ausschuss wenden kann, alle innerstaatlichen Rechtsbehelfe erschöpft sein (exhaustion of local remedies). Ausnahmen gelten im Rahmen der Europäischen Union und sofern der Verweis auf nationale Rechtswegoptionen unzumutbar oder aussichtslos ist. Zugleich dürfen regelmäßig nicht mehrere regionale und internationale Gerichte und Ausschüsse mit derselben Angelegenheit befasst werden. Auch dies spricht dafür, sorgsam zu erwägen, an welche Stelle man sich wendet.


    Dabei gilt für Personen in Europa, dass sowohl der Europäische Menschenrechtsgerichtshof derEMRK, als auch der Gerichtshof der Europäischen Union eine gute Wahl darstellen. Beide Gerichte haben bewiesen, dass sie den Menschenrechtsschutz ernst nehmen. Der EuGH sichert im Anwendungsbereich des Europarechts (»bei der Durchführung des Unionsrechts«) und der EGMR sichert allgemein gegen Hoheitsgewalt von Vertragsstaaten derEMRKdie Menschenrechte. Wegen der kritisierten weiten Auslegung des Begriffs »bei der Durchführung des Unionsrechts« durch den EuGH ist ein Vorgehen gegenüber den Mitgliedstaaten mit dem Hinweis, sie verletzten Menschenrechte derEU-Grundrechtecharta, oftmals möglich. Auf rein nationale Sachverhalte sind die EU-Grundrechte allerdings nicht anwendbar. Die Zuständigkeit des EGMR ist demgegenüber weiter, denn dieEMRKerfasst rein innerstaatliche Sachverhalte. Künftig soll die Union derEMRKbeitreten, dann hätte der Gerichtshof eine Reservekompetenz selbst für Angelegenheiten der EU. Dies müsste konsequenterweise auch bedeuten, dass der EGMR das letzte Wort erhielte, wenn es um die Vereinbarung von EU-Recht mit derEMRKgeht. Nach dem Gutachten des Gerichtshofes der Europäischen Union ist ein solches Szenario aber unwahrscheinlich geworden (vgl.Kapitel6.5). Hier bleibt abzuwarten, was überhaupt Inhalt eines neuen Beitrittsprotokolls sein kann.


    Abschließend soll die Prüfung einer Beschwerde zum Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte skizziert werden, die sich an den Richtlinien dieser Institution26 orientiert:


    
      Prüfung einer Individualbeschwerde nachArt.34 f. EMRK


      I. Jurisdiktion des EGMR


      1. zeitlich (ratione temporis)


      - EMRK muss schon (Inkrafttreten) und noch (keine Kündigung) für den Staat gelten


      - Fortwirkung einer Verletzung in das Inkrafttreten hinein reicht aus


      2. örtlich (ratione loci)


      - territoriales Element, Verletzung muss grundsätzlich innerhalb des Staatsgebietes statt-gefunden haben oder an einem Ort bzw. gegenüber einer Person unter effektiver staatlicher Kontrolle, vgl.Art.1 EMRK


      3. sachlich (ratione materiae)


      - richtet sich gegen staatliches Handeln, ggf. Zurechnung von privatem Verhalten


      - es muss ein den Staat verpflichtendes Menschenrecht angeführt werden, hier ist ggf. zu prüfen, ob der Staat auch das erforderliche Zusatzprotokoll ratifiziert hat


      


      II. Zulässigkeit


      1. Parteifähigkeit


      - jede natürliche Person und privatrechtliche Organisation, soweit sie sich auf das geltend gemachte Recht sinnvoll berufen können


      - keine staatlichen Organe und Institutionen


      2. Prozessfähigkeit


      - Person muss einsichtsfähig sein und (faktisch) Prozesshandlungen wirksam vornehmen können


      3. Opfereigenschaft (Beschwer des Beschwerdeführers)


      - Beschwerdeführer muss selbst, gegenwärtig und unmittelbar betroffen sein


      - Ausnahmen möglich, etwa Geltendmachung des Rechts auf Leben durch Angehörige, Rechtsschutz gegen sicher eintretende unzumutbare Verletzungen oder gegen ein Gesetz, das ein unmittelbares Verbot enthält


      4. Beschwerdegegner: Vertragsstaat(en)


      5. Rechtswegerschöpfung


      - Es darf kein weiterer innerstaatlicher, wirksamer und zumutbarer Rechtsbehelf bestehen, also grundsätzlich sind die Instanzen zu durchlaufen, in Deutschland ist zudem noch das Bundesverfassungsgericht anzurufen (Verfassungsbeschwerde)


      6. Rechtsschutzbedürfnis


      - kein Missbrauch des Beschwerderechtes,Art.35 Abs.3 lit. a EMRK


      - keine anderweitige oder ähnliche Anhängigkeit bei internationalen Instanzen sowie keine entgegenstehende Rechtskraft,Art.35 Abs.2 lit. bEMRK


      - nicht offensichtlich unbegründet,Art.35 Abs.3 lit. a EMRK


      - kein erheblicher Nachteil,Art.35 Abs.3 lit. b EMRK


      7. Form


      - schriftlich (Formblatt online erhältlich)


      - nicht anonym, vgl.Art.35 Abs.2 lit. a EMRK


      8. Frist


      - sechs Monate nach Entscheidung in letzter Instanz (Zustellung),Art.35 Abs.1 EMRK


      - Absendung (Poststempel) ist fristwahrend


      


      III. Begründetheit (vgl.Kapitel7)


      


      IV. Rechtsfolgen


      - ist die Beschwerde unzulässig, wird sie durch Beschluss zurückgewiesen,Art.35 Abs.4 EMRK


      - sonst: verbindliches Sachurteil, das bei einer Verletzung der Beschwerde stattgibt und auch zu einer Entschädigung verurteilen kann,Art.41; 46 Abs.1 EMRK. Die (politische) Überwachung ist dem Ministerrat anvertraut,Art.46 Abs.25 EMRK

    

  


  Anmerkungen


  
    
      26www.echr.coe.int/Documents/Admissibility_guide_ENG.pdf(Stand: Dezember 2014).

    

  


  
    8Ausblick: Aktuelle Entwicklungen und Herausforderungen


    Abschließend soll ein Blick auf einige aktuelle Entwicklungen und Herausforderungen geworfen werden.


    Der Kampf für die Menschenrechte war ein Jahrhunderte andauernder Prozess, der keinesfalls geradlinig verlaufen ist. Auch im 21.Jahrhundert ist die globale Achtung der Menschenrechte häufig mehr Traum denn Wirklichkeit dies verdeutlicht etwa der »Amnesty International Report zur weltweiten Lage der Menschenrechte«, der jährlich über Missstände in den einzelnen Staaten berichtet. Gleichwohl hat sich bei vielen der Eindruck verfestigt, dass ungeachtet aller geschehenden Verstöße ein Grundkonsens gefunden sei, hinter den man nicht zurückfallen könne. Jedoch zeigt sich, dass Vorsicht hinsichtlich solcher Annahmen geboten ist. Tatsächlich ist eine Entwicklung erkennbar, die den Grundkonsens, der sich in der Universalität der Menschenrechte aktualisiert, zunehmend infrage stellt. Mit steigender wirtschaftlicher und damit machtpolitischer Potenz mancher Staaten und Regionen und der gleichzeitig zu beobachtenden relativen (wirtschaftlichen) Schwächung der westlichen Staatenwelt ist das Selbstbewusstsein, universale Menschenrechte lauter als in der Vergangenheit als westliche Oktroi zu diffamieren, gewachsen. Mit diesem entsprechenden Vorhalt verbunden ist die Zurückweisung von Kritik als Einmischung in innere Angelegenheiten dies entgegen der Überzeugung, nach der Menschenrechte zu einem internationalen Anliegen (international concern) erstarkt sind. Insoweit zeigt sich, dass die Rückbesinnung auf Souveränität und die Nation in Abgrenzung zu »den Anderen« mit wenig erfreulichen Auswirkungen für den internationalen Menschenrechtsschutz verbunden sein kann.


    Es bleibt abzuwarten, ob sich innerhalb der Staaten ein Bewusstsein durchsetzt, das den Wert universaler Menschenrechte anerkennt. Viele Hoffnungen ruhen hier auf der Zivilgesellschaft und der revolutionären Kraft des Internets. Das weltweite Netz ist Sinnbild und Leitmedium der Globalisierung. Es reduziert die Bedeutung von Zeit und Raum, indem es eine virtuelle Gleichzeitigkeit simuliert und es vielen gesellschaftlichen Prozessen ermöglicht, die Grenzen der jeweiligen Nationalstaaten zu überschreiten. So können Menschen an einem Ende der Welt online nachverfolgen, wie das Leben in anderen Regionen der Welt abläuft, sie werden erreichbar für Menschenrechtswerbung, die in ihnen den Wunsch nähren kann, ebenfalls in den Genuss der Menschenrechte zu gelangen. Im besten Fall werden aus den Internet-Konsumentinnen und -Konsumenten Anwältinnen und Anwälte für die Menschenrechte für die eigenen und die der anderen. Jedoch haben nicht alle Menschen Zugang zum weltweiten Netz und es mag die Frage aufgeworfen werden, was Menschen, die nicht einmal Zugang zu Nahrung haben, ein Internet-Anschluss bringen möge. Jedoch dürfen diese Dinge nicht antagonistisch gedacht werden. Neben der Befriedigung seiner Grundbedürfnisse ist der moderne Mensch auch auf die Kommunikationsmittel angewiesen, die ihm die Teilhabe an der globalen Öffentlichkeit ermöglichen. Daher ist der digital divide, die digitale Spaltung zwischen Arm und Reich, ebenfalls aus menschenrechtlicher Sicht zu überwinden. Ob ein »Menschenrecht auf Internet« existiert, mag dahingestellt bleiben. Es erscheint durchaus vorstellbar, dass sich etwa Ansprüche auf Teilhabe, Bildung und Meinungsfreiheit in ihrer Leistungsdimension zu einem solchen Menschenrecht verdichten.


    Selbst wo Menschenrechte anerkannt und deren Verletzung weitgehend einhellig verurteilt werden, fehlt ein Konsens hinsichtlich der Frage der Durchsetzung. Innerhalb Europas ist mit den verschränkten Schutzsystemen der Europäischen Menschenrechtskonvention und der Europäischen Union immerhin ein sehr hohes Schutzniveau erreicht, an das andere regionale Menschenrechtssysteme jedoch (noch) nicht heranreichen. In den meisten Teilen der Erde kommen Menschen mithin nicht in diesen Genuss eines effektiven Schutzes ihrer Menschenrechte, denn Schutzmechanismen sind auf internationaler Ebene noch schwächer ausgeprägt. Im Falle schwerer und systematischer Menschenrechtsverletzungen stellt sich zudem die Frage, ob die Staatengemeinschaft Sanktionen zur Durchsetzung der Menschenrechte und Ahndung von Verstößen verhängen kann und soll von wirtschaftlichen Sanktionen bis hin zu militärischen Maßnahmen. Mit dem Prinzip der Schutzverantwortung hat die internationale Gemeinschaft eine Reservezuständigkeit für den Schutz elementarer Menschenrechte anerkannt. In der Praxis führen jedoch in Konflikt stehende Einzelinteressen und politische Näheverhältnisse dazu, dass meist einer der Ständigen Fünf im Sicherheitsrat per Veto-Recht oder unter Verweis darauf Sanktionen gegen Menschenrechtsverletzer verhindert. Dies gilt häufig selbst für wirtschaftliche Sanktionen. Die Autorisierung militärischer Gewalt durch den Sicherheitsrat als letzter Ausweg, etwa einen Völkermord oder Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu verhindern, dürfte auf geraume Zeit nicht mehr konsensfähig sein. Der Fall Libyen hat sich retrospektiv als Rückschritt erwiesen. Dass die NATO über ihr Schutzmandat hinaus den Aufständischen den Weg nach Tripolis »freigebombt« und damit den Sturz Gaddafis ermöglicht hat, führte zu erheblichen Verstimmungen auf Seiten der souveränitätsorientierten Staaten Russland und China. Dies dürfte mitverantwortlich dafür sein, dass im Falle Syriens eine Verständigung auf wirksame Maßnahmen nicht erzielt werden konnte. Die gegenwärtige Krise um die Ukraine droht schließlich die Verständigung zwischen Russland und dem Westen noch weiter zu beeinträchtigen. Sie lässt vermuten, dass Russland aktuell kein großes Interesse hat, sich umfänglich an völkerrechtliche Regeln zu halten und es gegenüber der internationalen Reputation und dem internationalen Dialog eher gleichgültig eingestellt ist. Auch dies verheißt für die Menschenrechte und deren gemeinsame Durchsetzung auf internationaler Ebene nichts Gutes.


    Die Anpassung des Menschenrechtsschutzes an den technologischen Fortschritt stellt eine weitere Herausforderung der Zukunft dar. Dies gilt etwa für das bereits erwähnte Internet, dem neuartige Gefahren innewohnen. Das Szenario des gläsernen Menschen hat insoweit eine globale Dimension erhalten. Nachrichtendienste, die den E-Mail-Verkehr überwachen und Bundesbehörden, die durch Trojaner auf Rechner zugreifen, diese sogar fremdsteuern können, erhöhen das Risiko eines Überwachungsstaates, der eine intensive, wenn auch subtile Beschränkung der Freiheit bedeutet, die mittelfristig den Menschen verängstigen und im Genuss seiner Freiheitsrechte beschränken kann. Andererseits muss der Staat seine Aufgabe, den Bürgerinnen und Bürgern Sicherheit zu garantieren, auch erfüllen können, was eine Adaption des technologischen Fortschrittes erforderlich machen kann. Wenn Terroristen ihre Taten über das Internet planen, kann der Staat nicht auf die Überwachung der Telefonate beschränkt sein, sondern muss auch insoweit über Überwachungs- und Abwehrmöglichkeiten verfügen. Hier die rechte Balance zwischen Freiheit und Sicherheit zu finden, stellt eine zentrale Herausforderung dar. Zugleich ermöglicht das Internet Cybermobbing, das heißt die kollektive Demütigung und Verfolgung von Personen, insbesondere in sozialen Netzwerken. Beleidigungen sowie diskreditierende Fotos und Videos werden auf den sozialen Plattformen eingestellt und unbestimmt vielen Personen zugänglich gemacht. Dies intensiviert das Leid der Opfer, das manche schon in den Selbstmord getrieben hat. Hier ist der Staat in seiner Rolle als Schutzgarant gefragt. Er ist gehalten, die Menschenrechte auch insoweit vor Beeinträchtigungen Privater zu schützen, etwa wirksame Mechanismen gegen das Cybermobbing zu ergreifen, darunter beispielsweise Löschungspflichten der Anbieter von Telediensten, Sanktionen, aber auch Schulungsmaßnahmen und die Aufnahme entsprechender Aufklärungs- und Sensibilisierungsmaßnahmen in Schulcurricula. Zugleich wird deutlich, dass ein moderner Menschenrechtsschutz auch ein neues Bewusstsein und mitunter ein Mitwirken der Betroffenen »in eigener Sache« verlangt. Datenschutz kann nur gelingen, wenn die Bürgerinnen und Bürger gewisse Vorsicht bei der Verwendung und Preisgabe ihrer Daten walten lassen. Insbesondere Kinder und junge Menschen mit beschränkter Einsichtsfähigkeit bedürfen des Schutzes und entsprechender Aufklärung. Es wird zu diskutieren sein, ob und wie das Internet eine Weiterentwicklung des Menschenrechtsschutzes erforderlich macht.


    Jedoch ist davor zu warnen, vorschnell ein Defizitat an bestehenden Regelungen anzunehmen. Vielmehr reichen bestehende Regelungen häufig aus, um technologische Entwicklungen zu behandeln. Dies gilt etwa für bewaffnete unbemannte Luftfahrzeuge. Kampfdrohnen ermöglichen es, kinetische Operationen (also militärische Operationen, die mit der Entfaltung von Kraft und mechanischer Zwangseinwirkung verbunden sind) per Joystick in anderen Ländern und Kontinenten, also ohne jede eigene Gefahr, auszuführen. Dies schließt die Liquidierung von Personen mit ein. Ob aber solche Tötungen als Eingriff in das Recht auf Leben zulässig sind, lässt sich anhand bestehender Regelungen gut beantworten, denn letztlich handelt es sich regelmäßig um gezielte, extra-legale Tötungen (targeted killings), die lediglich mit der Drohne als einem neuartigen mittel ausgeführt werden.


    Vertiefung: Zu erwägen ist im Fall der Tötung durch Kampfdrohnen zunächst, ob die Menschenrechte durch das Humanitäre Völkerrecht (»Kriegsvölkerrecht«) verdrängt werden und es sich um die (legale) Tötung feindlicher Kombattanten handelt. Falls dies zu verneinen ist, findet jedenfalls bei der Tötung das Recht auf Leben Anwendung und dürfte regelmäßig verletzt sein. Denn eine Tötung aus Gründen der Gefahrenabwehr ist nur letztes mittel und verlangt den nachweisbaren dringenden Verdacht einer erheblichen Gefahr, die von der getöteten Person ausgehen muss. Ob aber etwa ein Taliban in Pakistan eine solche Gefahr für die USA begründet, kann oftmals bezweifelt und ausgeschlossen werden. Sofern die Tötung eine Sanktion darstellt, ist zu beachten, dass die Todesstrafe nur unter sehr engen Voraussetzungen zulässig ist. Sie verlangt etwa ein Gerichtsverfahren und kann nur für schwere, nachgewiesene(!) Straftaten angeordnet werden. Zudem darf die Todesstrafe nur gegenüber dem Schuldigen, nicht aber Unbeteiligten, verhängt und vollstreckt werden. Die Tötung von Personen durch Kampfdrohnen erfolgt meist extra-legal und stellt daher regelmäßig eine Verletzung von Menschenrechten dar.


    Eine Herausforderung der Zukunft wird schließlich der Klimawandel sein. Dabei wird man den mittlerweile kaum mehr in Abrede gestellten Klimawandel selbst eher nicht als Menschenrechtsverletzung bezeichnen können. Gleichwohl zeitigen dessen Erscheinungsformen deutliche Auswirkungen auf die Menschenrechte.


    Beispiele: So beeinträchtigen durch den Klimawandel bedingte Dürren das Recht auf Nahrung, Naturkatastrophen etwa das Recht auf körperliche Unversehrtheit und sogar das Recht auf Leben. Die zunehmende, wenngleich umstrittene Anzahl von Binnenflüchtlingen, die innerhalb ihres Staates fliehen müssen, etwa weil ihre Dörfer überschwemmt wurden, stellt den Staat vor erhebliche Herausforderungen etwa hinsichtlich des Rechts auf Wohnung, Unterkunft und Sanitärversorgung.


    Gleichwohl ist der Klimawandel für die Rechtswissenschaft schwer zu fassen. Zum einen ist unklar, welche Erscheinungsformen in der Natur auf den Klimawandel und gegebenenfalls zu welchem Anteil zurückzuführen sind. Katastrophen wie Flut und Dürre gab es immer. Selbst wenn man eine Kausalität des Klimawandels begründen kann, bleibt die Frage, gegen wen sich menschenrechtliche Ansprüche richten sollen. Die Verantwortung für klimawandelbedingte Menschenrechtsverletzungen ist kaum auf einen konkreten Staat zurückzuführen, der damit Adressat von Ansprüchen sein könnte. Selbst wenn man eine prozentuale Verantwortlichkeit, bestimmt etwa durch den Anteil am Ausstoß von CO2-Gasen, andenken könnte, bleibt das Problem, dass ein globales Verbot, etwa der Klimaverschmutzung, nicht besteht (die Staaten zunächst also nicht völkerrechtswidrig handeln). Zudem erscheint eine Durchsetzung etwa abwehrrechtlicher Positionen oder von Ausgleichsansprüchen illusorisch. Dies führt dazu, dass regelmäßig die Heimatstaaten zum Pflichtenadressaten werden. Sofern sie, etwa in armen Regionen der Welt, nicht für den Klimawandel mitverantwortlich gemacht werden können, gehen Abwehransprüche ins Leere. Es bleiben wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, die etwa einen Anspruch auf Wohnung, Nahrung und Sanitärversorgung begründen können. Arme Staaten stoßen hier jedoch häufig an die Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit. Während der Klimawandel maßgeblich durch die reichen und aufstrebenden Staaten verursacht wird, tragen die Lasten, auch in menschenrechtlicher Sicht, die armen und durch den Klimawandel oftmals besonders betroffenen Staaten.


    Die Verankerung der Menschenrechte in der entwicklungspolitischen Arbeit und deren stärkere Beachtung bei rüstungspolitischen Entscheidungen werden auch zukünftig von großem Interesse sein. Dies gilt zunächst für den Post-MDG-Prozess, also die Verständigung auf die entwicklungspolitischen Ziele nach Erreichen der Marke 2015. Hier sollte auf eine stärkere Einbindung der Menschenrechte (menschenrechtliche Komponente) geachtet und verdeutlicht werden, dass Entwicklungspolitik nur mit Menschenrechten funktioniert. Da wenig Hoffnung besteht, dass die Welt in den nächsten Jahren eine deutlich friedlichere sein wird, dürfte auch die Rüstungspolitik Gegenstand kontroverser menschenrechtlicher Debatten bleiben. Insoweit ist die Bundesregierung an die Einhaltung der eigens erstellten Richtlinien zu erinnern, denn diese enthalten Vorgaben, die klare Schranken für Exportgenehmigungen für »heikle« Staaten vorsehen.


    Ungewiss bleibt die Entwicklung der Menschenrechte bislang benachteiligter oder marginalisierter Gruppen. Was die Rechte von Frauen betrifft, besteht Hoffnung, dass sich deren Situation weiterhin verbessern wird. Indien hat erklärt, dass es sich künftig deutlicher bemühen wird, die Rechte der Frauen gegenüber patriarchalischen Vorstellungen, die bis hin zur Legitimierung von Vergewaltigungen reichen, zu schützen. Selbst in manchen arabischen Ländern gibt es erste Tendenzen, die Stellung der Frau zu verbessern. Die Geschwindigkeit der Reformen und manche Rückschläge stimmen gleichwohl viele Menschen unzufrieden. Was die Rechte von LGBTI angeht, scheint sich deren Situation in vielen Ländern zu verschlechtern. Während Homosexuellen in zahlreichen westlichen Staaten die Ehe oder Lebenspartnerschaften ermöglicht werden, finden in afrikanischen Staaten Strafverschärfungen statt, die selbst schlichteste Formen der Zuneigungsbekundung sanktionieren und bis zur Todesstrafe reichen können. Die Yogyakarta-Prinzipien stellen eine hilfreiche Orientierung dar, mehr jedoch auch nicht. Und emotionale Diskussionen in Deutschland über die Frage, ob man alternative Formen der Zuneigung zum Gegenstand der Schulbildung machen soll, zeigen, dass auch in westlichen Demokratien das Fundament der Menschenrechte dieser Menschen sehr fragil ist.


    Letztlich hängt der Menschenrechtsschutz entscheidend von den Menschen ab. Wie bereits im Vorwort ausgeführt, ist deren Menschenrechtsbildung und -ausbildung daher von zentraler Bedeutung. In diesem Sinne hat die Lektüre dieser Einführung in die Menschenrechte die Leserinnen und Leser hoffentlich für zukünftige Diskussionen motiviert und gerüstet.

  


  
    IIMenschenrechtsdokumente

  


  
    Im II. Teil folgt nun eine Kompilation verschiedener Menschenrechtsdokumente, wobei nur eine kleine Auswahl mitunter nur ein Auszug aus der unüberschaubaren Zahl an weltweit vorhandenen Texten präsentiert werden kann. Es entspricht freilich nicht der mit diesem Buch verfolgten Intention, möglichst viele Dokumente abzudrucken.27 Vielmehr soll mit dem Abdruck der wichtigsten und insbesondere mit der Einführung im I. Teil korrespondierenden Texte eine Beantwortung der meisten menschenrechtlichen Fragen ermöglicht sowie das allgemeine Verständnis der Menschenrechte gefördert werden. Dementsprechend finden sich in der Auswahl auch Dokumente, die nicht verbindlich sind, die nicht ausschließlich oder vorrangig dem Menschenrechtsschutz dienen, sowie solche aus anderen Kulturkreisen. Soweit keine offizielle Übersetzung ins Deutsche verfügbar ist, erfolgt eine kontrollierte und gegebenenfalls redigierte Übernahme aus anderen hier auch bezeichneten Quellen oder eine Übersetzung durch den Autor selbst. Die großen, im Rahmen der Vereinten Nationen ausgehandelten Menschenrechtsverträge werden hier auch mit ihrer englischen Bezeichnung versehen, um eine bessere Orientierung im internationalen teilweise auch in Deutschland üblichen  Sprachgebrauch zu bieten. Die Fundstellen werden, soweit möglich, mit dem Bundesgesetzblatt (BGBl.), der Vertragssammlung der Vereinten Nationen (United Nations Treaty Series, UNTS) sowie der Vertragssammlung des Europarates (Council of Europe Treaty Series, CETS) angegeben auch darüber sind die Dokumente online leicht zugänglich. Für die anderen, insbesondere historischen oder regionalvölkerrechtlichen Dokumente werden ebenfalls Internetquellen angegeben, die den Zugang zum Original erleichtern sollen. Stand der Dokumente ist Juni2015.


    Anmerkungen


    
      
        27 Für eine umfangreichere Textsammlung vgl. Bruno Simma/Ulrich Fastenrath, Menschenrechte, 6. Auf l., München 2010.

      

    

  


  
    1Historische Rechtsdokumente


    Einführende Erläuterung


    Zunächst werden im Folgenden einige für die Menschenrechtsentwicklung bedeutsame historische Dokumente abgedruckt, da sich ein umfängliches Verständnis der heutigen Menschenrechte nur in Kenntnis ihrer historischen Tradierung ergeben kann (vgl. im I. Teil Kapitel3). Zwar fällt es nicht leicht, den Beginn der Menschenrechtsidee konkret zeitlich zu verorten. Gemeinhin wird allerdings die Magna Carta (1215) als bedeutsames Dokument für den Beginn des Menschenrechtsdenkens in Europa genannt. Sie ist noch heute in einigen Bestimmungen geltendes englisches Verfassungsrecht und stellt einen wichtigen Meilenstein in der Begrenzung der Macht des Königs dar (Prozess der Konstitutionalisierung), der fortan nicht mehr unter Berufung auf Gottes Gnaden beanspruchen konnte, über dem Recht zu stehen. Zugleich verbrieft sie den Schutz freier Männer vor willkürlichen Eingriffen des Königs in deren Freiheit, indem der Vorbehalt des Gesetzes und eines rechtmäßigen Urteils als Grundlagen freiheitsbeschränkender Maßnahmen niedergelegt werden (§ 39). Neben der Freiheit der Kirche von England von der Krone (§ 1), die ihr als religiöse Institution Unabhängigkeit garantiert (auch wenn die Königin/der König Oberhaupt der anglikanischen Kirche ist), kennt die Magna Carta mit § 20 bereits eine Bestimmung zur Verhältnismäßigkeit im Strafrecht. Danach bemisst sich die Strafe an der Schwere des Vergehens und darf nicht unverhältnismäßig sein. Der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ist heute ein zentrales Prinzip, das für jede Begrenzung von Menschenrechten durch Hoheitsgewalt gilt. Schließlich enthält der Große Freibrief etwa noch das Eigentum anerkennende und schützende Bestimmungen sowie Rechte für Kaufleute, denen die Einreise, Freizügigkeit und Ausreise garantiert wird. Die Petition of Right (1628), die Habeas-Corpus-Akte (1679) und die Bill of Rights (1689) sind weitere Dokumente, die im Rahmen des Konfliktes zwischen Parlament und Krone um die Abgrenzung und Wahrung von Kompetenzen sowie um Rechte für die Untertanen geschaffen worden sind. Mit der Petition of Right erhob das englische Parlament Beschwerde bei König KarlI. und machte seine Rechte auch unter Bezugnahme auf die vom König missachtete Magna Carta geltend. Das Parlament hatte sich geweigert, für die Außenpolitik weitere Finanzen zu gewähren. Daraufhin versuchte der König, Zwangsabgaben einzutreiben, indem er Soldaten in Privathäuser schickte und Bürgerinnen und Bürger inhaftieren und mitunter außer Landes bringen ließ. Auch zu Verletzungen des Eigentums und Hinrichtungen unter Anwendung von Kriegsrecht kam es. In Reaktion darauf erhob der Beschwerdebrief einige Kernforderungen: die Zustimmung des Parlaments für die Erhebung von Steuern; der Schutz derpersönlichen Freiheit des Einzelnen vor willkürlichen Inhaftierungen; die Garantie eines fairen Verfahrens; das Verbot, Soldaten in Privathäusern einzuquartieren, sowie das Verbot, Kriegsrecht in Friedenszeiten anzuwenden. Mit der Habeas-Corpus-Akte (1679) wurde ein weiterer wichtiger Schritt zur Begrenzung der königlichen Macht und Hinwendung zur Rechtsstaatlichkeit vollzogen, indem das Verbot willkürlicher Verhaftungen zum Gesetz erstarkte. Festgehaltene mussten binnen drei Tagen einem Richter vorgeführt werden und deren Verbringung außerhalb der Landesgrenzen wurde verboten. Damit wurden (nicht eingehaltene) Forderungen, die bereits in der Magna Carta und der Petition of Right enthalten waren, normiert. Mit der Bill of Rights (1689) wurden insbesondere die Rechte des Parlamentes gegenüber dem König gestärkt. Es wurde eine Immunität der Abgeordneten ebenso festgeschrieben wie die Haushaltshoheit des Parlamentes und eine strikte Gesetzesbindung des Königs, der nicht mehr über dem Gesetz stand oder von diesem nach Belieben abweichen konnte. Von dem Verbot grausamer Strafen schließlich profitierten alle Menschen. Diese Dokumente des englischen Verfassungsrechts begrenzten die Macht des Königs, stärkten die Rolle von Parlament und Rechtsstaatlichkeit und ließen erste subjektive Rechte von Individuen erkennen. Sie inspirierten die weitere Entwicklung insbesondere in den Vereinigten Staaten von Amerika, aber auch im revolutionären Frankreich. Mit dem Reichsabschied des Reichstags zu Augsburg (1555) wird aber zunächst ein Gesetz des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation abgedruckt, das für die Religionsfreiheit bedeutsam ist. Mit der Vereinbarung des Augsburger Religionsfriedens kamen der deutsche Kaiser und die Reichsstände überein, die Frage der letzten Wahrheit der Religion zu überlassen und sie nicht herrschaftlich mit Waffen entscheiden zu wollen. Theologisch begründete bewaffnete Auseinandersetzungen stellten danach Landfriedensbruch dar. Zwar beschränkte sich die Anerkennung der Gleichwertigkeit auf die katholische und lutherische Religion und religiöse Freiheit wurde nur im Hinblick auf diese Konfessionen und nur den Landesfürsten gewährt, welche die Religion in ihrem Herrschaftsgebiet vorgeben konnten. Den Rechtsunterworfenen wurde aber das Recht eingeräumt, das Land zu verlassen und sich in das Land eines Herrschers zu begeben, dessen Religion sie teilten. Auch wenn dies vielen faktischen Schwierigkeiten begegnete, wurde damit von Rechts wegen erstmals eine beschränkte Form religiöser (Entscheidungs-)Freiheit anerkannt. Mit der Virgina Bill of Rights (1776) folgt dann das erste bedeutsame moderne Menschenrechtsdokument, das im Kampf Nordamerikas um Unabhängigkeit von der englischen Krone das Verhältnis zwischen Staat und Bürger rechtlich konstituieren, die Regierung auf das Gemeinwohl verpflichten und ihr Handeln durch die Freiheitsrechte der Bürger beschränken sollte. Besondere Erwähnung verdient die Betonung einer freien Presse (§ 12). Diese Erklärung inspirierte sowohl die Amerikanische Unabhängigkeitserklärung als auch die Amerikanische Verfassung (hier nicht abgedruckt). Bereits in der Präambel der Unabhängigkeitserklärung wird das Recht auf Widerstand gegen eine despotische Regierung genannt. Im Anschluss findet sich noch der Abdruck der Französischen Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte. Dieses erste wichtige kontinentaleuropäische Menschenrechtsdokument enthält einen umfangreichen Katalog der Menschenrechte und verpflichtet jede verfassungsmäßige Gesellschaft auf deren Wahrung. Dabei liegt auch dieser Erklärung die Annahme zugrunde, dass gewisse Rechte für alle Menschen gelten. Sie hatte Einfluss auf die weitere Entwicklung von nationalstaatlichen Verfassungen in Europa, die aber zunächst meist ausschließlich Rechte ihrer Bürgerinnen und Bürger enthielten. Die hier getroffene Auswahl soll einen kurzen Überblick über die historischen Grundlagen des modernen Menschenrechtsschutzes ermöglichen.


    1Magna Carta [Auszug] vom15.Juni1215


    § 1[Freiheit der Kirche von England]


    Zuerst gestehen wir Gott zu und bestätigen dies durch die vorliegende Urkunde für uns, unsere Erben und für alle Zeit, dass die Englische Kirche frei sein und ihre Rechte unvermindert und Freiheiten unverletzt genießen soll […].


    § 8[Kein Zwang zur Wiederheirat]


    Keine Witwe soll gezwungen werden, sich zu verheiraten, wenn sie es vorzieht, ohne einen Ehemann zu leben, vorausgesetzt, sie leistet Sicherheit, dass sie sich nicht ohne unsere Zustimmung verheiraten wird, wenn sie von uns ein Lehen erhalten hat, oder ohne die Zustimmung ihres Lords, von welchem sie das Lehen erhalten hat, wenn sie es von einem anderen erhalten haben sollte.


    § 13[London, Stadtrechte]


    Und die Stadt London soll alle ihre alten Freiheiten und freien Gewohnheitsrechte behalten, zu Land und auch zu Wasser. Ferner bewilligen und gestatten wir, dass alle anderen Städte, Bezirke, Dörfer und Häfen alle ihre Freiheiten und freien Gewohnheitsrechte behalten.


    § 20[Verhältnismäßigkeit von Strafen]


    Ein freier Mann soll für ein geringes Vergehen nur im Verhältnis zur Schwere des Vergehens bestraft werden, und für ein großes Verbrechen im Verhältnis zu dessen Abscheulichkeit; jedoch unter Belassung seiner Grundstücke und ebenso bei einem Kaufmanne unter Belassung seiner Ware.


    § 28[Eigentum]


    Keiner unserer Constables oder sonstigen Beamten darf von jemandem Getreide oder sonstiges bewegliches Gut nehmen, wenn er ihm nicht sogleich Geld dafür bezahlt oder ihm der Verkäufer einen späteren Zahlungstermin zugesteht.


    § 38[Anklage und Zeugen]


    Kein Beamter soll künftig irgendjemanden auf eine einfache Anklage hin vor sein Gericht stellen können, ohne dass für den Zweck der Anklage glaubwürdige Zeugen benannt werden.


    § 39[Habeas Corpus, Freiheit und Vorbehalt des Gesetzes]


    Kein freier Mann soll verhaftet, gefangen gesetzt, enteignet, geächtet, verbannt oder sonst wie angegriffen werden; noch werden wir ihm anders etwas zufügen oder jemanden aussenden ihm etwas zuzufügen, als durch das rechtsgemäße Urteil von Seinesgleichen oder durch das Landesgesetz.


    § 40[Bekenntnis zur »Rechtsstaatlichkeit«]


    Wir werden das Recht oder die Gerechtigkeit an Niemanden verkaufen, Niemandem verweigern und für Niemanden aufschieben.


    § 41[Kaufleute, Freizügigkeit]


    Alle Kaufleute sollen sicheres Geleit haben, nach England zu können oder dasselbe zu verlassen; dort zu bleiben und durchzureisen, sowohl zu Land als zu Wasser; nach den alten und angenommenen Gebräuchen zu kaufen und zu verkaufen, ohne alle üblen Zölle, ausgenommen in Kriegszeiten oder wenn die Kaufleute von einer mit uns im Krieg begriffenen Nation sind.


    § 42[Gegenseitigkeitsklausel]


    Und wenn solche Kaufleute im Anfange des Krieges in unserem Land gefunden werden, so sollen sie ohne Schaden an ihrer Person oder ihren Gütern festgenommen werden, bis es uns oder unserm Oberrichter bekannt ist, wie unsere Kaufleute von den mit uns im Krieg begriffenen Nationen behandelt werden: geschieht den unseren dort kein Schaden, so soll auch jenen in unserm Lande keiner geschehen.


    
      Hinweise


      Fundstellen:www.legislation.gov.uk/aep/Edw1cc1929/25/9/contents(Übersetzung ins Englische);http://legacy.fordham.edu/halsall/source/magnacarta.asp(Übersetzung ins Englische);www.verfassungen.eu/gb/gb1215.htm(Übersetzung ins Deutsche)

    


    2Augsburger Religionsfrieden [Auszug] vom 25.September1555


    § 9[Dauerhafter Landfrieden]


    Als sich aber gleich alsbald in der Berathschlagung eräugt, dass nach Grösse und Weitläufftigkeit dieser Tractation über die Hauptarticul und Sachen Unsers Heiligen Christlichen Glaubens, Ceremonien und Kirchen-Gebräuchen die endliche Vergleichung dieses trefflichen Articuls in weniger Zeit nicht wol zu finden, und dann alle Gelegenheiten sich dermassen ansehen lassen, dass noch wol allerhand Unruhe und Kriegs-Empörungen, dadurch gemeine Sicherheit gestöhrt werden, im H. Reich Teutscher Nation entstehen, dadurch auch, wo nicht zuvor ein beständiger Fried, Execution und Handhabung desselben im H.Reich aufgericht, die Stände und Bottschafften von solcher fürgenommener heilsamer Tractation und Berathschlagung wol abgehalten oder verhindert werden mögen.


    § 14[Allgemeine Landfriedensklausel]


    Setzen demnach, ordnen, wöllen und gebieten, dass hinfüro niemands, was Würden, Stands oder Wesen der sey, um keinerley Ursachen willen, wie die Namen haben möchten, auch in was gesuchtem Schein das geschehe, den andern bevehden, bekriegen, berauben, fahen, überziehen, belägern, auch darzu für sich selbs oder jemands andern von seinetwegen nit dienen, noch einig Schloß, Städt, Marckt, Befestigung, Dörffer, Höffe und Weyler absteigen oder ohn des andern Willen mit gewaltiger That freventlich einnehmen oder gefährlich mit Brand oder in andere Wege beschädigen, noch jemands solchen Thätern Rath, Hülff und in kein andere Weiß Beystand oder Fürschub thun, auch sie wissentlich und gefährlich nicht herbergen, behausen, etzen, träncken, enthalten oder gedulden, sondern ein jeder den andern mit rechter Freundschafft und Christlicher Lieb meynen, auch kein Stand noch Glied des H. Reichs dem andern, so an gebührenden Orten Recht leyden mag, den freyen Zugang der Proviant, Nahrung, Gewerb, Renth, Gült und Einkommen abstricken noch aufhalten, sonder in alle Wege die Kayserl. Majestät und Wir alle Stände und hinwiederum die Stände die Kayserl. Maj., Uns, auch ein Stand den andern bey diesen nachfolgenden Religions-, auch gemeiner Constitution des aufgerichten Land-Friedens alles Innhalts bleiben lassen sollen.


    § 15[Religionsformel]


    Und damit solcher Fried auch der spaltigen Religion halben, wie aus hievor vermelten und angezogenen Ursachen die hohe Nothdurfft des H. Reichs Teutscher Nation erfordert, desto beständiger zwischen der Röm. Kayserl. Maj., Uns, auch Churfürsten, Fürsten und Ständen des H. Reichs Teutscher Nation angestellt, aufgericht und erhalten werden möchte, so sollen die Kayserl. Maj., Wir, auch Churfürsten, Fürsten und Stände des H. Reichs keinen Stand des Reichs von wegen der Augspurgischen Confession und derselbigen Lehr, Religion und Glaubens halb mit der That gewaltiger Weiß überziehen, beschädigen, vergewaltigen oder in andere Wege wider sein Conscientz, Gewissen und Willen von dieser Augspurgischen Confessions-Religion, Glauben, Kirchengebräuchen, Ordnungen und Ceremonien, so sie aufgericht oder nochmals aufrichten möchten, in ihren Fürstenthumen, Landen und Herrschafften tringen oder durch Mandat oder in einiger anderer Gestalt beschweren oder verachten, sondern bey solcher Religion, Glauben, Kirchengebräuchen, Ordnungen und Ceremonien, auch ihren Haab, Gütern, liegend und fahrend, Land, Leuthen, Herrschafften, Obrigkeiten, Herrlichkeiten und Gerechtigkeiten ruhiglich und friedlich bleiben lassen, und soll die streitige Religion nicht anders dann durch Christliche, freundliche, friedliche mittel und Wege zu einhelligem, Christlichem Verstand und Vergleichung gebracht werden, alles bey Kayserl. und Königl. Würden, Fürstl. Ehren, wahren Worten und Pön des Land-Friedens.


    § 17[Beschränkung auf Katholiken und Lutheraner und Ausschluss anderer Bekenntnisse]


    Doch sollen alle andere, so obgemelten beeden Religionen nicht anhängig, in diesem Frieden nicht gemeynt, sondern gäntzlich ausgeschlossen seyn.


    § 18[Geistlicher Vorbehalt kein ius reformandi für geistliche Territorien]


    Und nachdem bey Vergleichung dieses Friedens Stritt fürgefallen, wo der Geistlichen einer oder mehr von der alten Religion abtretten würden, wie es der von ihnen biß daselbst hin besessenen und eingehabten Ertzbistumb, Bistumb, Prälaturn und Beneficien halben gehalten werden soll, welches sich aber beeder Religions-Stände nit haben vergleichen können, demnach haben Wir in Krafft hochgedachter Röm. Kays. Majest. Uns gegebenen Vollmacht und Heimstellung erklärt und gesetzt, thun auch solches hiemit wissentlich also: wo ein Ertzbischoff, Bischoff, Prälat oder ein anderer Geistliches Stands von Unser alten Religion abtretten würde, dass derselbig sein Ertzbistumb, Bistumbe, Prälatur und andere Beneficia, auch damit alle Frucht und Einkommen, so er davon gehabt, alsbald ohn einige Verwiderung und Verzug, jedoch seinen Ehren ohnnachtheilig, verlassen, auch den Capituln, und denen es von gemeinen Rechten oder der Kirchen und Stifft Gewohnheiten zugehört, ein Person, der alten Religion verwandt, zu wehlen und zu ordnen zugelassen seyn, welche auch samt der geistlichen Capituln und andern Kirchen bey der Kirchen und Stifft Fundationen, Electionen, Präsentationen, Confirmatiohen, altem Herkommen, Gerechtigkeiten und Gütern, liegend und fahrend, unverhindert und friedlich gelassen werden sollen, jedoch künfftiger Christlicher, freundlicher und endlicher Vergleichung der Religion unvergreifflich.


    § 23[Entscheidungsrecht der Landesherren über die Konfession, keine Zwangsbekehrung ius reformandi und cuius regio eius religio]


    Es soll auch kein Stand den andern noch desselben Unterthanen zu seiner Religion dringen, abpracticiren oder wider ihre Oberkeit in Schutz und Schirm nehmen noch vertheydingen in keinen Weg. Und soll hiemit denjenigen, so hiebevor von Alters Schutz- und Schirmherrn anzunehmen gehabt, hiedurch nichts benommen und dieselbige nicht gemeynet seyn.


    § 24[Eingeschränkte Religionsfreiheit der Untertanen und Recht auf Auswanderung]


    Wo aber Unsere, auch der Churfürsten, Fürsten und Stände Unterthanen der alten Religion oder Augspurgischen Confession anhängig, von solcher ihrer Religion wegen aus Unsern, auch der Churfürsten, Fürsten und Ständen des H. Reichs Landen, Fürstenthumen, Städten oder Flecken mit ihren Weib und Kindern an andere Orte ziehen und sich nieder thun wolten, denen soll solcher Ab- und Zuzug, auch Verkauffung ihrer Haab und Güter gegen zimlichen, billigen Abtrag der Leibeigenschafft und Nachsteuer, wie es jedes Orts von Alters anhero üblichen, herbracht und gehalten worden ist, unverhindert männiglichs zugelassen und bewilligt, auch an ihren Ehren und Pflichten allerding unentgolten seyn. Doch soll den Oberkeiten an ihren Gerechtigkeiten und Herkommen der Leibeigenen halben, dieselbigen ledig zu zehlen oder nicht, hiedurch nichts abgebrochen oder benommen seyn.


    
      Hinweise


      Fundstellen:


      Reinhard Pohanka, Dokumente der Freiheit, Wiesbaden 2009, S.1318;


      www.lwl.org/westfaelische-geschichte/portal/Internet/finde/langDatensatz.php?urlID=739&url_tabelle=tab_quelle


    


    3Petition of Right [Auszug] vom 7.Juni1628


    § 1[Verbot von Steuern und Abgaben ohne Zustimmung des Parlamentes]


    […] es wird erklärt und verordnet, dass von nun an niemand gezwungen werden wird, dem König Kredite gegen seinen Willen zu gewähren, weil solche Kredite gegen die Vernunft und die Konzessionen für das Land gerichtet sind […]; Eure Untertanen haben die Freiheit geerbt, dass sie nicht zu Steuern oder sonstigen Abgaben gezwungen werden können, die nicht durch das Parlament bewilligt wurden.


    § 3[Habeas Corpus]


    In Erwägung auch des Großen Freiheitsbriefes für England wird erklärt und verordnet, dass kein freier Mann verhaftet, gefangen gesetzt, seiner Güter oder Freiheiten beraubt, geächtet, verbannt oder sonst angegriffen werden soll, als durch das rechtmäßige Urteil von Seinesgleichen oder durch das Landesgesetz.


    § 4[Faires Verfahren]


    […] es wurde erklärt und durch das Parlament verordnet, dass kein Mensch, welchen Standes er auch immer sein mag, um sein Land oder seine Besitztümer gebracht, noch verhaftet oder gefangengenommen, noch enterbt oder getötet werden dürfe, ohne dass er vorher im Rahmen eines fairen rechtsstaatlichen Verfahrens gehört wurde.


    § 5[Verhaftungen ohne Grund]


    Dessen ungeachtet und entgegen dem Tenor der erwähnten Vorschriften und dem geltenden Recht wurden mehre Untertanen in der jüngeren Vergangenheit gefangen gesetzt, ohne dass dafür ein Grund benannt wurde […], auch vor den Gerichten wurde kein Grund amtlich festgestellt, stattdessen wurden sie durch hoheitliche Sonderkräfte verhaftet […] und in verschiede Gefängnisse verbracht, ohne Anklage, zu der sie sich hätten äußern können.


    § 6[Einquartierung von Soldaten]


    Es wurden in jüngerer Vergangenheit große Einheiten von Soldaten und Matrosen in die verschiedenen Grafschaften gesandt und die Einwohner gezwungen, diese gegen ihren Willen in ihre Häuser aufzunehmen.


    § 9[Anwendung von Kriegsrecht]


    Auch sind schwere Straftäter [richtete sich v.a. gegen Soldaten und Matrosen, Anm. d. A.] unter Berufung auf eine Ausnahme ihrer gerechten Strafe entgangen, weil verschiedene Ihrer Beamten und Minister ungerechtfertigter Weise die Einleitung von Verfahren verweigert haben unter dem Vorwand, dass diese Straftäter nach Kriegsrecht zu beurteilen seien […].


    § 10[Bitte]


    Eure Majestät werden daher untertänigst gebeten, dass kein Mann hiernach gezwungen werden kann, Geld, Darlehen, Spenden, Steuern oder Gebühren ohne Zustimmung des Parlamentes zu leisten und dass niemand für eine sonst erfolgte Zurückweisung belangt werden kann [vereinfacht, Anm. d. A.]; und dass kein freier Mann in der zuvor dargestellten Weise verhaftet wird; und dass Eure Majestät gewillt ist, die Soldaten und Matrosen zurückzuziehen und Euer Volk auch künftig nicht dergestalt zu belasten; und dass die zuvor bezeichneten Handlungen unter dem Kriegsrecht widerrufen und annulliert werden und dass keine Person infolge vergleichbarer Maßnahmen hingerichtet werden wird […].


    
      Hinweise


      Fundstelle:www.legislation.gov.uk//aep/Cha1/3/1/contents

    


    4Habeas-Corpus-Akte [Auszug] vom 27.Mai1679


    § 1[Problembeschreibung]


    In Erwägung, dass große Verzögerungen dadurch verursacht worden sind, dass Sheriffs, Gefängniswärter und andere Beamte, in deren Gewahrsam sich Untertanen des Königs wegen Verbrechen oder mutmaßlichen Verbrechen befinden, die an sie gerichteten Vorführungsbefehle zurückgesandt, einen und manchmal mehrere Alias- und Mehrfachvorführbefehle ausstellten und mit anderen Ausreden gegen ihre Pflichten und die wohlbekannten Gesetze des Landes verstoßen haben und sie es am gebührenden Gehorsam gegenüber solchen Erlassen haben fehlen lassen, sind viele Untertanen des Königs in Fällen, in denen sie nach dem Gesetz gegen Sicherheitsleistung hätten freigelassen werden müssen, zu ihrem großen Schaden und ihrem Verdruss lange Zeit im Gefängnis festgehalten worden und werden möglicherweise noch festgehalten.


    § 2[Zügige Vorführung]


    Zur Vermeidung dessen und zum Zwecke einer schnelleren Freilassung aller auf Grund solcher Verbrechen oder mutmaßlichen Verbrechen verhafteten Personen möge durch Eure Königliche Hoheit mit dem Rat und der Zustimmung der in diesem Parlament versammelten geistlichen und weltlichen Lords und Bürgerlichen und durch die Autorität des Parlaments Folgendes verfügt werden: Wann immer eine Person einen an einen Sheriff, Gefängniswärter, Beamten oder an eine sonstige Person, in deren Gewahrsam sie sich befindet, gerichteten Habeas-Corpus-Erlass vorweist und der Erlass dem besagten Beamten überreicht oder im Gefängnis bei irgendeinem nachgeordneten Beamten oder Gefängniswärter oder Vertreter der besagten Beamten oder Gefängniswärter hinterlassen wird, sollen der besagte Beamte oder sein nachgeordneter Beamter, Gefängniswärter oder Vertreter den Gefangenen innerhalb von drei Tagen nach der vorerwähnten Übergabe des Erlasses (sofern es sich nicht um eine Verhaftung wegen Hochverrats oder eines Schwerverbrechens handelt und dies im Haftbefehl klar und ausdrücklich erwähnt wird) in Person zu dem oder vor den derzeitigen Lordkanzler oder Lordsiegelbewahrer von England oder vor die Richter oder Barone des besagten Gerichtshofes, der den besagten Erlass ausgestellt hat, oder zu der oder vor diejenige Person, welcher der Erlass entsprechend der darin enthaltenen Anweisung wieder zurückgegeben werden muss, bringen oder bringen lassen, und zwar gegen Zahlung oder Angebot der Zahlung der Überführungskosten des Gefangenen […] und gegen Sicherheitsleistung durch einen von dem Gefangenen selbst in Höhe der Rückführungskosten ausgestellten Schuldschein, falls er von dem Gerichtshof oder Richter, vor den er gemäß der wahren Absicht dieses Gesetzes gebracht wird, in die Haft zurückverwiesen wird, sowie gegen die Versicherung, dass er auf dem Wege keinen Fluchtversuch unternimmt; und sie sollen dann auch die wahren Gründe seiner Verhaftung bescheinigen, es sei denn, die Verhaftung der besagten Partei ist an einem Orte erfolgt, der mehr als 20Meilen von dem Ort entfernt ist, an dem ein solches Gericht oder eine solche Person wohnt oder wohnen wird; und wenn die Entfernung größer als 20Meilen ist, jedoch 100Meilen nicht überschreitet, muss dies innerhalb von spätestens 10Tagen, wenn sie größer ist als 100Meilen, innerhalb von spätestens 20Tagen, nach der Übergabe des Erlasses geschehen.


    § 5[Sanktion]


    Und es soll ferner durch die vorerwähnte Autorität weiter verfügt werden: Wenn ein Beamter oder ihm nachgeordneter Beamter oder Gefängniswärter oder sonstiger Vertreter es unterlassen oder ablehnen sollte, die vorerwähnten Rücksendungen zu veranlassen oder den Gefangenen entsprechend der Anweisung des besagten Erlasses innerhalb der jeweiligen Frist in Person vorzuführen oder sich auf Verlangen des Gefangenen oder einer in seinem Namen handelnden Person weigern sollte, innerhalb von 6Stunden nach diesem Verlangen eine wahrheitsgemäße Abschrift des Haftbefehls gegen den betreffenden Gefangenen auszuhändigen, sollen die Vorgesetzten der Wärter dieser Gefängnisse und andere Personen, in deren Gewahrsam der Gefangene festgehalten wird, für den ersten Verstoß eine Strafe von 100Pfund und für den zweiten Verstoß eine Strafe von 200Pfund an den Gefangenen oder die beschwerte Partei zahlen, und es soll ihnen außerdem unmöglich sein, ihr bisheriges Amt auszuüben […].


    § 6[Verbot der Doppelbestrafung ne bis in idem, Sanktion]


    Und um jeder ungerechten Belastung durch wiederholte Verhaftungen für dasselbe Vergehen zuvorzukommen, wird durch die vorerwähnte Autorität verfügt, dass keine Person, welche auf Grund eines Vorführungsbefehls freigegeben und auf freien Fuß gesetzt worden ist, zu irgendeinem späteren Zeitpunkt von irgendjemandem wegen desselben Vergehens erneut verhaftet werden darf, es sei denn auf den gesetzmäßigen Befehl und die Anordnung desjenigen Gerichtshofes, vor welchem sie auf Grund schriftlicher Verpflichtung zu erscheinen gebunden ist, oder vor einem anderen zuständigen Gerichtshof; und wenn irgendeine andere Person wissentlich gegen dieses Gesetz die Wiederverhaftung eines auf die vorhin erwähnte Weise aus dem Gefängnis Entlassenen anordnen oder absichtlich veranlassen sollte, dass dieser für dasselbe Vergehen erneut verhaftet oder im Gefängnis festgehalten wird oder wissentlich Hilfe oder Beistand dazu leistet, so verwirkt sie zugunsten des Gefangenen oder der belasteten Partei ungeachtet irgendwelcher Vorspiegelungen oder Veränderungen des Haftbefehls die Summe von 500Pfund, die auf die vorerwähnte Weise einzuklagen ist.


    
      Hinweise


      Fundstellen: Reinhard Pohanka, Dokumente der Freiheit, Wiesbaden 2009, S. 3441;

      www.legislation.gov.uk/aep/Cha2/31/2/contents

    


    5Bill of Rights [Auszug] vom 16.Dezember1689


    § 1[Anklage von König Jakob II. Rechtfertigung der Revolution und Rechte]


    Der ehemalige König Jakob II., hat mit Hilfe verschiedener von ihm bestellter schlechter Ratgeber, Richter und Diener versucht, die protestantische Religion und die Gesetze und Freiheiten dieses Königreiches zu untergraben und auszurotten […]. All dies steht in äußerstem und direktem Widerspruch zu den bekannten Gesetzen und Statuten und der Freiheit dieses Reiches. Nachdem der besagte ehemalige König Jakob II. der Regierung entsagt hat und der Thron dadurch frei geworden ist, hat seine Hoheit der Prinz von Oranien (den zum ruhmreichen Werkzeug der Befreiung dieses Königreiches von Papismus und Willkür zu machen dem allmächtigen Gotte gefiel) auf den Rat der geistlichen und weltlichen Lords und verschiedener führender Persönlichkeiten unter den Gemeinen hin veranlasst, dass an die geistlichen und weltlichen Lords protestantischen Glaubens sowie auch an die einzelnen Grafschaften, Städte, Universitäten, Wahlflecken und die fünf Häfen Briefe gerichtet wurden mit der Aufforderung, Persönlichkeiten auszuwählen, die zu ihrer Vertretung von Rechts wegen ins Parlament entsandt werden und sich am 22.Januar dieses Jahres 1689 in Westminster versammeln und dort tagen sollten, um dafür Sorge zu tragen, dass ihre Religion, ihre Gesetze und ihre Freiheiten nicht aufs neue in Gefahr geraten möchten, untergraben zu werden. Auf diese Briefe hin wurden entsprechende Wahlen abgehalten.


    Und daraufhin haben sich jetzt die geistlichen und weltlichen Lords und die Gemeinen gemäß den entsprechenden Briefen und Wahlen in vollzähliger und freier Vertretung dieser Nation versammelt und erklären nach ernsthafter Erwägung der besten mittel zur Erreichung der vorerwähnten Ziele (wie es ihre Vorfahren in solchen Fällen zu tun pflegten) zur Verteidigung und Behauptung ihrer alten Rechte und Freiheiten vor allem das Folgende:


    1. dass die angemaßte Befugnis, kraft königlicher Autorität und ohne die Zustimmung des Parlamentes Gesetze vorübergehend außer Kraft zu setzen oder ihre Vollstreckung auszusetzen, ungesetzlich ist;


    2. dass die in der jüngeren Vergangenheit angemaßte und ausgeübte Befugnis, kraft königlicher Autorität von der Befolgung oder Vollstreckung von Gesetzen zu entbinden, ungesetzlich ist;


    3. dass die Weisung zur Errichtung des ehemaligen Gerichtshofes der Kommissare für kirchliche Angelegenheiten sowie alle Weisungen und Gerichtshöfe ähnlicher Art ungesetzlich und verderblich sind;


    4. dass die Erhebung von Geldern für und zum Nutzen der Krone unter dem Vorwand der Prärogative und ohne Zustimmung des Parlamentes insoweit ungesetzlich ist, als sie nur für kürzere Zeit oder in anderer Form bewilligt wurde oder bewilligt werden wird;


    5. dass die Untertanen das Recht haben, Petitionen an den König zu richten, und dass eine jede Verhaftung oder gerichtliche Verfolgung wegen der Einreichung solcher Petitionen ungesetzlich ist;


    6. dass die ohne die Zustimmung des Parlamentes in Friedenszeiten erfolgende Aushebung oder Unterhaltung eines stehenden Heeres innerhalb des Königreiches unrechtmäßig ist;


    7. dass die Untertanen protestantischen Glaubens ihrer Stellung gemäß, und soweit das Gesetz es erlaubt, Waffen zu ihrer Verteidigung besitzen dürfen;


    8. dass die Wahl der Parlamentsmitglieder frei sein sollte;


    9. dass die Freiheit der Rede sowie der Inhalt von Debatten oder Verhandlungen im Parlament an keinem anderen Gerichtshof oder Orte außerhalb des Parlamentes unter Anklage oder in Frage gestellt werden sollte;


    10. dass weder übermäßige Bürgschaftsleistungen gefordert noch übermäßige Geldstrafen noch grausame und ungewöhnliche Strafen auferlegt werden sollten;


    11. dass die Geschworenen ordnungsgemäß in Geschworenenlisten aufgenommen und ausgewechselt werden sollten und dass Geschworene, die in Hochverratsprozessen über Menschen urteilen, Grundeigentümer sein sollten;


    12. dass alle Zusagen und Versprechungen von Geld- und Verfallstrafen bestimmter Personen vor deren Schuldigerklärung ungesetzlich und nichtig sind;


    13. und dass zur Abhilfe aller Missstände und zur Änderung, Bestätigung und Aufrechterhaltung der Gesetze regelmäßig Parlamentssitzungen abgehalten werden sollten.


    
      Hinweise


      Fundstellen: Reinhard Pohanka, Dokumente der Freiheit, Wiesbaden 2009, S.4554;

      http://avalon.law.yale.edu/17th_century/england.asp

    


    6Virginia Declaration of Rights vom 12.Juni1776


    Eine Erklärung der Rechte, von den Vertretern der guten Bevölkerung von Virginia, in vollständiger und freier Versammlung zusammengetreten, abgegeben über die Rechte, die ihnen und ihrer Nachkommenschaft als Grundlage und Fundament der Regierung zustehen.


    Artikel1


    Alle Menschen sind von Natur aus in gleicher Weise frei und unabhängig und besitzen bestimmte angeborene Rechte, welche sie ihrer Nachkommenschaft durch keinen Vertrag rauben oder entziehen können, wenn sie eine staatliche Verbindung eingehen, nämlich den Genuss des Lebens und der Freiheit, die mittel zum Erwerb und Besitz von Eigentum und das Erstreben und Erlangen von Glück und Sicherheit.


    Artikel2


    Alle Macht ruht im Volke und leitet sich folglich von ihm her; die Beamten sind nur seine Bevollmächtigten und Diener und ihm jederzeit verantwortlich.


    Artikel3


    Eine Regierung ist oder sollte zum allgemeinen Wohle, zum Schutze und zur Sicherheit des Volkes, der Nation oder Allgemeinheit eingesetzt sein; von all den verschiedenen Arten und Formen der Regierung ist diejenige die beste, die imstande ist, den höchsten Grad von Glück und Sicherheit hervorzubringen, und die am wirksamsten gegen die Gefahr schlechter Verwaltung gesichert ist; die Mehrheit in einem Gemeinwesen hat ein unzweifelhaftes, unveräußerliches und unverletzliches Recht, eine Regierung zu erneuern, verändern oder abzuschaffen, wenn sie diesen Zwecken unangemessen oder entgegengesetzt befunden wird, und zwar so, wie es dem Allgemeinwohl am dienlichsten erscheint.


    Artikel4


    Kein Mensch oder keine Gruppe von Menschen ist zu ausschließlichen und besonderen Vorteilen und Vorrechten seitens des Staates berechtigt, außer in Anbetracht öffentlicher Dienstleistungen; da diese nicht vererbt werden können, sollen auch die Stellen der Beamten, Gesetzgeber oder Richter nicht erblich sein.


    Artikel5


    Die gesetzgebende und die ausführende Gewalt des Staates sollen getrennt und von der richterlichen verschieden sein; die Mitglieder der beiden ersteren sollen dadurch, dass sie die Lasten des Volkes mitfühlen und mittragen, von einer Unterdrückung abgehalten werden und deshalb in bestimmten Zeitabschnitten in ihre bürgerliche Stellung entlassen werden und so in jene Umwelt zurückkehren, aus der sie ursprünglich berufen wurden; die freigewordenen Stellen sollen durch häufige, bestimmte und regelmäßige Wahlen wieder besetzt werden, bei denen alle oder ein gewisser Teil der früheren Mitglieder wiederwählbar oder nicht sind, je nachdem es die Gesetze bestimmen.


    Artikel6


    Die Wahlen der Abgeordneten, die als Volksvertreter in der Versammlung dienen, sollen frei sein; alle Männer, die ihr dauerhaftes Interesse an und ihre Verbundenheit mit der Allgemeinheit erwiesen haben, besitzen das Stimmrecht. Ihnen kann ihr Eigentum nicht zu öffentlichen Zwecken besteuert oder genommen werden ohne ihre eigene Einwilligung oder die ihrer so gewählten Abgeordneten, noch können sie durch irgendein Gesetz gebunden werden, dem sie nicht in gleicher Weise um des öffentlichen Wohles willen zugestimmt haben.


    Artikel7


    Jede Befugnis, Gesetze oder die Ausführung von Gesetzen durch irgendeine Autorität ohne Einwilligung der Volksvertreter aufzuschieben, ist ihren Rechten abträglich und soll nicht durchgeführt werden.


    Artikel8


    Bei allen schweren oder kriminellen Anklagen hat jedermann ein Recht, Grund und Art seiner Anklage zu erfahren, den Anklägern und Zeugen gegenübergestellt zu werden, Entlastungszeugen herbeizurufen und eine rasche Untersuchung durch einen unparteiischen Gerichtshof von zwölf Männern seiner Nachbarschaft zu verlangen, ohne deren einmütige Zustimmung er nicht als schuldig befunden werden kann; auch kann er nicht gezwungen werden, gegen sich selbst auszusagen; niemand kann seiner Freiheit beraubt werden außer durch Landesgesetz oder das Urteil von Seinesgleichen.


    Artikel9


    Es sollen keine übermäßige Bürgschaft verlangt, keine übermäßigen Geldbußen auferlegt, noch grausame und ungewöhnliche Strafen verhängt werden.


    Artikel10


    Allgemeine Vollmachten, durch die ein Beamter oder ein Beauftragter ermächtigt wird, verdächtige Plätze zu durchsuchen, ohne Beweise für eine begangene Tat, oder eine oder mehrere Personen, die nicht benannt sind, oder solche, deren Vergehen nicht durch Beweisstücke genau beschrieben ist oder offensichtlich zutage liegt, festzunehmen, sind schlimm und unterdrückend und sollen nicht genehmigt werden.


    Artikel11


    Bei Streitigkeiten bezüglich des Eigentums und bei Händeln persönlicher Art ist die altherkömmliche Verhandlung vor einem Geschworenengericht jeder anderen vorzuziehen und soll heilig gehalten werden.


    Artikel12


    Die Freiheit der Presse ist eines der stärksten Bollwerke der Freiheit und kann nur durch despotische Regierungen beschränkt werden.


    Artikel13


    Eine wohlgeordnete Miliz, aus der Masse des Volkes gebildet und im Waffendienst geübt, ist der geeignete, natürliche und sichere Schutz eines freien Staates; stehende Heere sollen in Friedenszeiten als der Freiheit gefährlich vermieden werden; auf alle Fälle soll das Militär der Zivilgewalt streng untergeordnet und von dieser geleitet werden.


    Artikel14


    Das Volk hat ein Recht auf eine einheitliche Regierung; daher soll keine Regierung gesondert oder unabhängig von der Regierung Virginias innerhalb dessen Grenzen errichtet oder eingesetzt werden.


    Artikel15


    Eine freie Regierung und die Segnungen der Freiheit können einem Volke nur erhalten werden durch strenges Festhalten an der Gerechtigkeit, Mäßigung, Enthaltsamkeit, Sparsamkeit und Tugend und durch häufiges Zurückgreifen auf die Grundprinzipien.


    Artikel16


    Die Religion oder die Ehrfurcht, die wir unserem Schöpfer schulden, und die Art, wie wir sie erfüllen, können nur durch Vernunft und Überzeugung bestimmt sein und nicht durch Zwang oder Gewalt; daher sind alle Menschen gleicherweise zur freien Religionsausübung berechtigt, entsprechend der Vorgaben ihres Gewissens; es ist die gemeinsame Pflicht aller, christliche Nachsicht, Liebe und Barmherzigkeit aneinander zu üben.


    
      Hinweise


      Fundstellen: Reinhard Pohanka, Dokumente der Freiheit, Wiesbaden 2009, S. 5561;

      www.virginiamemory.com/docs/VADeclaration.pdf

    


    7Amerikanische Unabhängigkeitserklärung [Auszug] vom 4.Juli1776


    Präambel


    […]


    Folgende Wahrheiten erachten wir als selbstverständlich: dass alle Menschen gleich geschaffen sind; dass sie von ihrem Schöpfer mit gewissen unveräußerlichen Rechten ausgestattet sind; dass dazu Leben, Freiheit und das Streben nach Glück gehören; dass zur Sicherung dieser Rechte Regierungen unter den Menschen eingerichtet werden, die ihre rechtmäßige Macht aus der Zustimmung der Regierten herleiten; dass, wenn irgendeine Regierungsform sich für diese Zwecke als schädlich erweist, es das Recht des Volkes ist, sie zu ändern oder abzuschaffen und eine neue Regierung einzusetzen und sie auf solchen Grundsätzen aufzubauen und ihre Gewalten in der Form zu organisieren, wie es zur Gewährleistung ihrer Sicherheit und ihres Glücks geboten zu sein scheint.


    Gewiss gebietet die Vorsicht, dass seit langem bestehende Regierungen nicht um unbedeutender und flüchtiger Ursachen willen geändert werden sollten, und demgemäß hat noch jede Erfahrung gezeigt, dass die Menschen eher geneigt sind zu dulden, solange die Übel noch erträglich sind, als sich unter Abschaffung der Formen, die sie gewöhnt sind, Recht zu verschaffen. Aber wenn eine lange Reihe von Missbräuchen und Übergriffen, die stets das gleiche Ziel verfolgen, die Absicht erkennen lässt, sie absolutem Despotismus zu unterwerfen, so ist es ihr Recht, ist es ihre Pflicht, eine solche Regierung zu beseitigen und sich um neue Bürgen für ihre zukünftige Sicherheit umzutun. […]


    
      Hinweise


      Fundstelle:http://usa.usembassy.de/etexts/gov/unabhaengigkeit.pdf

    


    8Französische Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte vom 26.August1789 (Déclaration des Droits de l’Homme et du Citoyen)


    Präambel


    Da die Vertreter des französischen Volkes, als Nationalversammlung eingesetzt, erwogen haben, dass die Unkenntnis, das Vergessen oder die Verachtung der Menschenrechte die einzigen Ursachen des öffentlichen Unglücks und der Verderbtheit der Regierungen sind, haben sie beschlossen, die natürlichen, unveräußerlichen und heiligen Rechte der Menschen in einer feierlichen Erklärung darzulegen, damit diese Erklärung allen Mitgliedern der Gesellschaft beständig vor Augen ist und sie unablässig an ihre Rechte und Pflichten erinnert; damit die Handlungen der gesetzgebenden wie der ausübenden Gewalt in jedem Augenblick mit dem Endzweck jeder politischen Einrichtung verglichen werden können und dadurch mehr geachtet werden; damit die Ansprüche der Bürger, fortan auf einfache und unbestreitbare Grundsätze begründet, sich immer auf die Erhaltung der Verfassung und das Allgemeinwohl richten mögen.


    Infolgedessen erkennt und erklärt die Nationalversammlung in Gegenwart und unter dem Schutze des Allerhöchsten folgende Menschen- und Bürgerrechte:


    Artikel1 [Gleichheit der Menschen]


    Die Menschen werden und bleiben frei und gleich an Rechten geboren. Soziale Unterschiede dürfen nur im allgemeinen Nutzen begründet sein.


    Artikel2 [Ziel der politischen Vereinigung, Freiheit, Eigentum, Sicherheit und Widerstand]


    Das Ziel einer jeden politischen Vereinigung ist die Erhaltung der natürlichen und unveräußerlichen Menschenrechte. Diese Rechte sind Freiheit, Eigentum, Sicherheit und Widerstand gegen Unterdrückung.


    Artikel3[Souveränität]


    Der Ursprung aller Souveränität ruht wesentlich in der Nation. Keine Körperschaft und kein Individuum können eine Gewalt ausüben, die nicht ausdrücklich von ihr ausgeht.


    Artikel4[Allgemeine Handlungsfreiheit und Vorbehalt des Gesetzes]


    Die Freiheit besteht darin, alles tun zu können, was einem anderen nicht schadet. So hat die Ausübung der natürlichen Rechte eines jeden Menschen nur die Grenzen, die den anderen Gliedern der Gesellschaft den Genuss der gleichen Rechte sichern. Diese Grenzen können allein durch Gesetz festgelegt werden.


    Artikel5[Vorbehalt des Gesetzes]


    Das Gesetz kann nur solche Handlungen, die für die Gesellschaft schädlich sind, verbieten. Alles, was nicht durch Gesetz verboten ist, kann nicht verhindert werden, und niemand kann gezwungen werden, etwas zu tun, was es nicht befiehlt.


    Artikel6[Gesetz als allgemeiner Wille, Gleichheit der Bürger, öffentliche Ämter]


    Das Gesetz ist der Ausdruck des allgemeinen Willens. Alle Bürger haben das Recht, persönlich oder durch ihre Vertreter an seiner Bildung mitzuwirken. Es soll für alle gleich sein, mag es beschützen, mag es bestrafen. Da alle Bürger in seinen Augen gleich sind, sind sie gleicherweise zu allen Würden, Stellen und öffentlichen Ämtern nach ihrer Fähigkeit zugelassen ohne einen anderen Unterschied als den ihrer Tugenden und ihrer Talente.


    Artikel7[Keine Freiheitsbeschränkung ohne Gesetz]


    Jeder Mensch kann nur in den durch das Gesetz bestimmten Fällen und in den Formen, die es vorschreibt, angeklagt, verhaftet und gefangen gehalten werden. Diejenigen, die willkürliche Befehle betreiben, ausfertigen, ausführen oder ausführen lassen, sollen bestraft werden. Doch jeder Bürger, der auf Grund des Gesetzes vorgeladen oder ergriffen wird, muss sofort gehorchen. Er macht sich durch Widerstand strafbar.


    Artikel8[Keine Strafe ohne vorheriges Gesetz sine poena sine lege (praevia)]


    Das Gesetz soll nur solche Strafen festsetzen, die unbedingt und offensichtlich notwendig sind. Und niemand kann auf Grund eines Gesetzes bestraft werden, das nicht vor Begehung der Tat erlassen, verkündet und rechtmäßig angewandt worden ist.


    Artikel9[Unschuldsvermutung]


    Da jeder Mensch so lange für unschuldig gehalten wird, bis er für schuldig erklärt worden ist, soll, wenn seine Verhaftung für unumgänglich erachtet wird, jede Härte, die nicht notwendig ist, um seiner Person habhaft zu werden, durch Gesetz streng unterbunden werden.


    Artikel10[Freiheit der Anschauung und des religiösen Bekenntnisses]


    Niemand soll wegen seiner Anschauungen, selbst religiöser Art, belangt werden, solange ihre Äußerung nicht die durch das Gesetz festgelegte öffentliche Ordnung stört.


    Artikel11[Gedanken- und Meinungsfreiheit]


    Die freie Äußerung von Gedanken und Meinungen ist eines der kostbarsten Menschenrechte. Jeder Bürger kann daher frei schreiben, reden und drucken unter Vorbehalt der Verantwortlichkeit für den Missbrauch dieser Freiheit in den durch das Gesetz bestimmten Fällen.


    Artikel12[Staatsgewalt]


    Die Sicherung der Menschen- und Bürgerrechte erfordert eine öffentliche Gewalt. Diese Gewalt ist daher zum Nutzen der Allgemeinheit eingesetzt und nicht für den besonderen Nutzen derer, denen sie anvertraut ist.


    Artikel13[Abgabenpflicht]


    Für den Unterhalt der Staatsgewalt und die Kosten der öffentlichen Verwaltung ist eine allgemeine Abgabe unumgänglich. Sie muss gleichmäßig auf alle Bürger unter Berücksichtigung ihrer Möglichkeiten verteilt werden.


    Artikel14[Demokratische Entscheidung über Abgaben]


    Alle Bürger haben das Recht, selbst oder durch ihre Abgeordneten die Notwendigkeit der öffentlichen Abgabe festzustellen, sie frei zu bewilligen, ihre Verwendung zu überprüfen und ihre Höhe, Veranlagung, Eintreibung und Dauer zu bestimmen.


    Artikel15[Verantwortlichkeit der öffentlichen Verwaltung]


    Die Gesellschaft hat das Recht, von jedem Staatsbeamten Rechenschaft über seine Amtsführung zu fordern.


    Artikel16[Verfassungscharakter]


    Eine Gesellschaft, in der die Verbürgung der Rechte nicht gesichert und die Gewaltenteilung nicht festgelegt ist, hat keine Verfassung.


    Artikel17[Eigentumsrecht]


    Da das Eigentum ein unverletzliches und heiliges Recht ist, kann es niemandem genommen werden, wenn es nicht die gesetzlich festgelegte, öffentliche Notwendigkeit offensichtlich erfordert und unter der Bedingung einer gerechten und vorherigen Entschädigung.


    
      Hinweise


      Fundstelle:www.verfassungen.eu/f/ferklaerung89.htm

    

  


  
    2Internationale Rechtsdokumente


    Einführende Erläuterung


    Es folgen nun Menschenrechtsdokumente von internationaler Relevanz, die mit ihrer englischen Bezeichnung sowie Hinweisen insbesondere zur Zahl der Vertragsstaaten und dem Inkrafttreten versehen werden. Ebenfalls ist angegeben, ob ein Individualrechtsbehelf, als besonders wirksame Form der Durchsetzung von Menschenrechten, vorgesehen ist. Informationen zur Bundesrepublik Deutschland werden gesondert dargestellt. Soweit dies sinnvoll erscheint, werden die Dokumente nicht chronologisch, sondern thematisch geordnet. Wenn Dokumente von der »Menschenrechtskommission« sprechen, ist damit mittlerweile der Menschenrechtsrat gemeint, der die Aufgaben der vormaligen Menschenrechtskommission übernommen hat.28 Die Kompilation beginnt mit einem Auszug aus der Charta der Vereinten Nationen, die zwar selbst keine Menschenrechte enthält, aber die Grundlage der Arbeit der Weltorganisation auch im menschenrechtlichen Bereich darstellt und diese zumindest erwähnt, so dass auf ihrer Grundlage ein menschenrechtliches Mandat der Organisation entwickelt werden konnte. Der Auszug des Statutes des Internationalen Gerichtshofes verdeutlicht, dass Private diesen nicht anrufen können und er schon insoweit nicht als Menschenrechtsgerichtshof bezeichnet werden kann. Es folgen die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, der Internationale Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte sowie der Internationale Pakt über bürgerliche und politische Rechte. Diese drei Dokumente werden als »Magna Charta« des internationalen Menschenrechtsschutzes bezeichnet, denn sie enthalten alle maßgeblichen Menschenrechte und können eingedenk der vielen Vertragsstaaten als universale Regelungen betrachtet werden. Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte ist als Resolution der VN-Generalversammlung selbst nicht verbindlich. Gleichwohl hat sie hohes politisches Gewicht, verbindliche Rechtsdokumente inspiriert und der weiteren Arbeit der Vereinten Nationen eine Grundlage geboten. Mit ihr haben sich die Staaten erstmals auf einen Kanon an Rechten auf internationaler Ebene verständigen können. In den Verhandlungen wurde dabei bereits der Konflikt zwischen Ost und West deutlich. Während die eine (westliche) Seite vor allem bürgerliche und politische Rechte verankert wissen wollte, kaprizierte sich die andere (östliche) Seite auf die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte. Die Allgemeine Erklärung nimmt beide Positionen auf und stellt insofern einen Kompromiss dar. Auch werden Grundpflichten des Individuums erwähnt. An einen verbindlichen Menschenrechtskatalog war vor dem Hintergrund des Ost-West-Konfliktes jedoch nicht zu denken. Dass die Erklärung ohne Gegenstimme, mit 48Ja-Stimmen bei acht Enthaltungen, angenommen werden konnte, stellte gleichwohl einen Meilenstein in der Menschenrechtsentwicklung dar, betonte den universalen Charakter der Menschenrechte und ermöglichte es, unter Berufung auf die Erklärung dem Vorwurf, dass Menschenrechte ein westliches Oktroi seien, entschieden entgegenzutreten. Eine Verständigung über verbindliche Menschenrechtskodifikationen konnte erst 1966 getroffen werden. Allerdings spaltete man die Menschenrechte in den VN-Zivilpakt und den VN-Sozialpakt auf, der Streit zwischen Ost und West lebte insoweit fort. Es dauerte zehn Jahre, bis diese Verträge in Kraft treten konnten. Mit ihnen wurden dann aber viele der in der Erklärung proklamierten Rechte verbindliches Recht. Neben diesen allgemeinen Menschenrechten wurden auch spezifische Fragen und Probleme angegangen und vertraglich fixiert darunter die Rassendiskriminierung (Internationales Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung) und die Diskriminierung von Frauen (Übereinkommen über die politischen Rechte der Frau und Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau). Mit diesen Übereinkommen sollen Benachteiligungen von Frauen oder von Personen wegen ihrer Rasse, Hautfarbe, Abstammung, ihres nationalen Ursprungs oder Volkstums verhindert oder abgebaut werden, damit die betroffenen Personen in den Genuss aller Menschenrechte gelangen. Bereits zuvor wurde der Völkermord geächtet (Konvention über die Verhütung und Bestrafung des Völkermordes), dem folgte später die Ächtung der Folter (Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe). Beide Verträge haben insoweit einen menschenrechtlichen Gehalt, als dass sie durch das uneingeschränkte Verbot entsprechender Verhaltensweisen mittelbar Menschen in ihren Menschenrechten (etwa das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit) schützen. Mit den Rechten von Kindern (Übereinkommen über die Rechte des Kindes), Wanderarbeitern (Internationale Konvention zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen) und Behinderten (Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen) werden die Menschenrechte abermals in Ansehung besonders schützenswerter Gruppen im Hinblick auf deren besondere Situation und Bedürfnisse konkretisiert. Mit dem Internationalen Übereinkommen zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen wird eine besondere menschenrechtsverletzende Verhaltensweise adressiert. Es folgen Auszüge aus völkerstrafrechtlichen Dokumenten (Statut für den Internationalen Militärgerichtshof, Nürnberger Prinzipien und Römisches Statut des Internationalen Strafgerichthofs), die verdeutlichen sollen, inwieweit das Strafrecht durch die Verfolgung individueller Verantwortlichkeit für völkerrechtliche Kernverbrechen den Schutz der Menschenrechte flankiert. Auszüge aus Dokumenten des Humanitären Völkerrechts (IV. Genfer Abkommen zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegszeiten) lassen schließlich erkennen, dass auch in Zeiten des Krieges ein Mindestmaß an Menschlichkeit, aktualisiert durch die Geltung von Menschenrechten, zu wahren ist. Der Auszug aus dem Vertrag über den Waffenhandel soll schließlich zeigen, dass auch völkerrechtliche Verträge, die keine vorrangig oder jedenfalls ausschließlich menschenrechtliche Zielsetzung verfolgen, eine menschenrechtliche Komponente aufweisen können und dass der Menschenrechtsgedanke als Querschnittsidee alle Bereiche des Völkerrechts durchdringt. Zusatzprotokolle, welche die Regelungen der Verträge erweitern oder diese insbesondere um Rechtsschutzmöglichkeiten ergänzen, werden ebenfalls abgedruckt. Es folgen ausgewählte Erklärungen der Staats- und Regierungschefs sowie der VN-Generalversammlung, die zwar ihrerseits nicht verbindlich sind, aber hohes politisches Gewicht haben und im Menschenrechtsdiskurs eine wichtige Rolle spielen. Die Regelungen für transnationale Unternehmen (Global Compact und OECD-Richtlinien) zeugen einerseits von dem Dilemma, dass diese keine Adressaten der Menschenrechte sind und andererseits von dem Versuch, sie gleichwohl auf die Einhaltung menschenrechtlicher Standards (freiwillig) zu verpflichten. Die Yogyakarta-Prinzipien wurden schlussendlich ebenfalls in die Textsammlung aufgenommen. Sie sind von Privatpersonen entwickelt worden und beleuchten ein weiteres Problem der Menschenrechte: Da ein Konsens der Staatengemeinschaft hinsichtlich des Schutzes von Schwulen, Lesben, Trans- und Bisexuellen auf absehbare Zeit nicht zu erwarten ist, sind hier zivilgesellschaftliche Akteure tätig geworden. Sie haben einen unverbindlichen Text ausgearbeitet, dem freilich die politische Autorität der anderen Erklärungen fehlt und der sich daher in einem bloßen Appell erschöpft. Damit wird ein Bogen von den verbindlichen, umfassenden und durch die Staaten geschlossenen Menschenrechtsverträgen zu den unverbindlichen, partikulären und zivilgesellschaftlich entwickelten Empfehlungen geschlagen, der zugleich die Vielfalt und Herausforderungen des Menschenrechtsdiskurses verdeutlicht.
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    Präambel


    WIR, DIE VÖLKER DER VEREINTEN NATIONEN


    fest entschlossen, künftige Geschlechter vor der Geißel des Krieges zu bewahren, die zweimal zu unseren Lebzeiten unsagbares Leid über die Menschheit gebracht hat, unseren Glauben an die Grundrechte des Menschen, an Würde und Wert der menschlichen Persönlichkeit, an die Gleichberechtigung von Mann und Frau sowie von allen Nationen, ob groß oder klein, erneut zu bekräftigen, Bedingungen zu schaffen, unter denen Gerechtigkeit und die Achtung vor den Verpflichtungen aus Verträgen und anderen Quellen des Völkerrechts gewahrt werden können, den sozialen Fortschritt und einen besseren Lebensstandard in größerer Freiheit zu fördern,


    und für diese Zwecke Duldsamkeit zu üben und als gute Nachbarn in Frieden miteinander zu leben, unsere Kräfte zu vereinen, um den Weltfrieden und die internationale Sicherheit zu wahren, Grundsätze anzunehmen und Verfahren einzuführen, die gewährleisten, dass Waffengewalt nur noch im gemeinsamen Interesse angewendet wird, und internationale Einrichtungen in Anspruch zu nehmen, um den wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt aller Völker zu fördern


    haben beschlossen, in unserem Bemühen um die Erreichung dieser Ziele zusammenzuwirken.


    Dementsprechend haben unsere Regierungen durch ihre in der Stadt San Franzisko versammelten Vertreter, deren Vollmachten vorgelegt und in guter und gehöriger Form befunden wurden, diese Charta der Vereinten Nationen angenommen und errichten hiermit eine internationale Organisation, die den Namen »Vereinte Nationen« führen soll.


    KapitelIZiele und Grundsätze


    Artikel1


    Die Vereinten Nationen setzen sich folgende Ziele:


    1. den Weltfrieden und die internationale Sicherheit zu wahren und zu diesem Zweck wirksame Kollektivmaßnahmen zu treffen, um Bedrohungen des Friedens zu verhüten und zu beseitigen, Angriffshandlungen und andere Friedensbrüche zu unterdrücken und internationale Streitigkeiten oder Situationen, die zu einem Friedensbruch führen könnten, durch friedliche mittel nach den Grundsätzen der Gerechtigkeit und des Völkerrechts zu bereinigen oder beizulegen;


    2. freundschaftliche, auf der Achtung vor dem Grundsatz der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung der Völker beruhende Beziehungen zwischen den Nationen zu entwickeln und andere geeignete Maßnahmen zur Festigung des Weltfriedens zu treffen;


    3. eine internationale Zusammenarbeit herbeizuführen, um internationale Probleme wirtschaftlicher, sozialer, kultureller und humanitärer Art zu lösen und die Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder der Religion zu fördern und zu festigen;


    4. ein mittelpunkt zu sein, in dem die Bemühungen der Nationen zur Verwirklichung dieser gemeinsamen Ziele aufeinander abgestimmt werden.


    Artikel2


    Die Organisation und ihre Mitglieder handeln im Verfolg der in Artikel1 dargelegten Ziele nach folgenden Grundsätzen:


    1. Die Organisation beruht auf dem Grundsatz der souveränen Gleichheit aller ihrer Mitglieder.


    2. Alle Mitglieder erfüllen, um ihnen allen die aus der Mitgliedschaft erwachsenen Rechte und Vorteile zu sichern, nach Treu und Glauben die Verpflichtungen, die sie mit dieser Charta übernehmen.


    3. Alle Mitglieder legen ihre internationalen Streitigkeiten durch friedliche mittel so bei, dass der Weltfriede, die internationale Sicherheit und die Gerechtigkeit nicht gefährdet werden.


    4. Alle Mitglieder unterlassen in ihren internationalen Beziehungen jede gegen die territoriale Unversehrtheit oder die politische Unabhängigkeit eines Staates gerichtete oder sonst mit den Zielen der Vereinten Nationen unvereinbare Androhung oder Anwendung von Gewalt.


    5. Alle Mitglieder leisten den Vereinten Nationen jeglichen Beistand bei jeder Maßnahme, welche die Organisation im Einklang mit dieser Charta ergreift; sie leisten einem Staat, gegen den die Organisation Vorbeugungs- oder Zwangsmaßnahmen ergreift, keinen Beistand.


    6. Die Organisation trägt dafür Sorge, dass Staaten, die nicht Mitglieder der Vereinten Nationen sind, insoweit nach diesen Grundsätzen handeln, als dies zur Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit erforderlich ist.


    7. Aus dieser Charta kann eine Befugnis der Vereinten Nationen zum Eingreifen in Angelegenheiten, die ihrem Wesen nach zur inneren Zuständigkeit eines Staates gehören, oder eine Verpflichtung der Mitglieder, solche Angelegenheiten einer Regelung auf Grund dieser Charta zu unterwerfen, nicht abgeleitet werden; die Anwendung von Zwangsmaßnahmen nach KapitelVII wird durch diesen Grundsatz nicht berührt.


    KapitelIVDie Generalversammlung


    Aufgaben und Befugnisse


    Artikel10


    Die Generalversammlung kann alle Fragen und Angelegenheiten erörtern, die in den Rahmen dieser Charta fallen oder Befugnisse und Aufgaben eines in dieser Charta vorgesehenen Organs betreffen; vorbehaltlich des Artikels12 kann sie zu diesen Fragen und Angelegenheiten Empfehlungen an die Mitglieder der Vereinten Nationen oder den Sicherheitsrat oder an beide richten.


    Artikel12


    (1) Solange der Sicherheitsrat in einer Streitigkeit oder einer Situation die ihm in dieser Charta zugewiesenen Aufgaben wahrnimmt, darf die Generalversammlung zu dieser Streitigkeit oder Situation keine Empfehlung abgeben, es sei denn auf Ersuchen des Sicherheitsrats.


    (2) Der Generalsekretär unterrichtet mit Zustimmung des Sicherheitsrats die Generalversammlung bei jeder Tagung über alle die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit betreffenden Angelegenheiten, die der Sicherheitsrat behandelt; desgleichen unterrichtet er unverzüglich die Generalversammlung oder, wenn diese nicht tagt, die Mitglieder der Vereinten Nationen, sobald der Sicherheitsrat die Behandlung einer solchen Angelegenheit einstellt.


    Artikel13


    (1) Die Generalversammlung veranlasst Untersuchungen und gibt Empfehlungen ab, […]


    b) um die internationale Zusammenarbeit auf den Gebieten der Wirtschaft, des Sozialwesens, der Kultur, der Erziehung und der Gesundheit zu fördern und zur Verwirklichung der Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder der Religion beizutragen.


    […]


    KapitelVDer Sicherheitsrat


    Aufgaben und Befugnisse


    Artikel24


    (1) Um ein schnelles und wirksames Handeln der Vereinten Nationen zu gewährleisten, übertragen ihre Mitglieder dem Sicherheitsrat die Hauptverantwortung für die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit und erkennen an, dass der Sicherheitsrat bei der Wahrnehmung der sich aus dieser Verantwortung ergebenden Pflichten in ihrem Namen handelt.


    (2) Bei der Erfüllung dieser Pflichten handelt der Sicherheitsrat im Einklang mit den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen. Die ihm hierfür eingeräumten besonderen Befugnisse sind in den Kapiteln VI, VII, VIII und XII aufgeführt.


    (3) Der Sicherheitsrat legt der Generalversammlung Jahresberichte und erforderlichenfalls Sonderberichte zur Prüfung vor.


    Artikel25


    Die Mitglieder der Vereinten Nationen kommen überein, die Beschlüsse des Sicherheitsrats im Einklang mit dieser Charta anzunehmen und durchzuführen.


    Abstimmung


    Artikel27


    (1) Jedes Mitglied des Sicherheitsrats hat eine Stimme.


    (2) Beschlüsse des Sicherheitsrats über Verfahrensfragen bedürfen der Zustimmung von neun Mitgliedern.


    (3) Beschlüsse des Sicherheitsrats über alle sonstigen Fragen bedürfen der Zustimmung von neun Mitgliedern einschließlich sämtlicher ständigen Mitglieder, jedoch mit der Maßgabe, dass sich bei Beschlüssen auf Grund des KapitelsVI und des Artikels52 Absatz3 die Streitparteien der Stimme enthalten.


    Verfahren


    […]


    Artikel29


    Der Sicherheitsrat kann Nebenorgane einsetzen, soweit er dies zur Wahrnehmung seiner Aufgaben für erforderlich hält.


    KapitelVIDie friedliche Beilegung von Streitigkeiten


    Artikel33


    (1) Die Parteien einer Streitigkeit, deren Fortdauer geeignet ist, die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit zu gefährden, bemühen sich zunächst um eine Beilegung durch Verhandlung, Untersuchung, Vermittlung, Vergleich, Schiedsspruch, gerichtliche Entscheidung, Inanspruchnahme regionaler Einrichtungen oder Abmachungen oder durch andere friedliche mittel eigener Wahl.


    (2) Der Sicherheitsrat fordert die Parteien auf, wenn er dies für notwendig hält, ihre Streitigkeit durch solche mittel beizulegen.


    Artikel34


    Der Sicherheitsrat kann jede Streitigkeit sowie jede Situation, die zu internationalen Reibungen führen oder eine Streitigkeit hervorrufen könnte, untersuchen, um festzustellen, ob die Fortdauer der Streitigkeit oder der Situation die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit gefährden könnte.


    Artikel35


    (1) Jedes Mitglied der Vereinten Nationen kann die Aufmerksamkeit des Sicherheitsrats oder der Generalversammlung auf jede Streitigkeit sowie auf jede Situation der in Artikel34 bezeichneten Art lenken.


    (2) Ein Nichtmitgliedstaat der Vereinten Nationen kann die Aufmerksamkeit des Sicherheitsrats oder der Generalversammlung auf jede Streitigkeit lenken, in der er Partei ist, wenn er im Voraus hinsichtlich dieser Streitigkeit die in dieser Charta für eine friedliche Beilegung festgelegten Verpflichtungen annimmt.


    (3) Das Verfahren der Generalversammlung in Angelegenheiten, auf die ihre Aufmerksamkeit gemäß diesem Artikelgelenkt wird, bestimmt sich nach den Artikeln11 und 12.


    Artikel36


    (1) Der Sicherheitsrat kann in jedem Stadium einer Streitigkeit im Sinne des Artikels33 oder einer Situation gleicher Art geeignete Verfahren oder Methoden für deren Bereinigung empfehlen.


    (2) Der Sicherheitsrat soll alle Verfahren in Betracht ziehen, welche die Parteien zur Beilegung der Streitigkeit bereits angenommen haben.


    (3) Bei seinen Empfehlungen auf Grund dieses Artikels soll der Sicherheitsrat ferner berücksichtigen, dass Rechtsstreitigkeiten im Allgemeinen von den Parteien dem Internationalen Gerichtshof im Einklang mit dessen Statut zu unterbreiten sind.


    Artikel37


    (1) Gelingt es den Parteien einer Streitigkeit der in Artikel33 bezeichneten Art nicht, diese mit den dort angegebenen mitteln beizulegen, so legen sie die Streitigkeit dem Sicherheitsrat vor.


    (2) Könnte nach Auffassung des Sicherheitsrats die Fortdauer der Streitigkeit tatsächlich die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit gefährden, so beschließt er, ob er nach Artikel36 tätig werden oder die ihm angemessen erscheinenden Empfehlungen für eine Beilegung abgeben will.


    Artikel38


    Unbeschadet der Artikel33 bis 37 kann der Sicherheitsrat, wenn alle Parteien einer Streitigkeit dies beantragen, Empfehlungen zu deren friedlicher Beilegung an die Streitparteien richten.


    KapitelVIIMaßnahmen bei Bedrohung oder Bruch des Friedens und bei Angriffshandlungen


    Artikel39


    17 Der Sicherheitsrat stellt fest, ob eine Bedrohung oder ein Bruch des Friedens oder eine Angriffshandlung vorliegt; er gibt Empfehlungen ab oder beschließt, welche Maßnahmen auf Grund der Artikel41 und 42 zu treffen sind, um den Weltfrieden und die internationale Sicherheit zu wahren oder wiederherzustellen.


    Artikel40


    Um einer Verschärfung der Lage vorzubeugen, kann der Sicherheitsrat, bevor er nach Artikel39 Empfehlungen abgibt oder Maßnahmen beschließt, die beteiligten Parteien auffordern, den von ihm für notwendig oder erwünscht erachteten vorläufigen Maßnahmen Folge zu leisten. Diese vorläufigen Maßnahmen lassen die Rechte, die Ansprüche und die Stellung der beteiligten Parteien unberührt. Wird den vorläufigen Maßnahmen nicht Folge geleistet, so trägt der Sicherheitsrat diesem Versagen gebührend Rechnung.


    Artikel41


    Der Sicherheitsrat kann beschließen, welche Maßnahmen unter Ausschluss von Waffengewalt zu ergreifen sind, um seinen Beschlüssen Wirksamkeit zu verleihen; er kann die Mitglieder der Vereinten Nationen auffordern, diese Maßnahmen durchzuführen. Sie können die vollständige oder teilweise Unterbrechung der Wirtschaftsbeziehungen, des Eisenbahn-, See- und Luftverkehrs, der Post-, Telegraphen- und Funkverbindungen sowie sonstiger Verkehrsmöglichkeiten und den Abbruch der diplomatischen Beziehungen einschließen.


    Artikel42


    Ist der Sicherheitsrat der Auffassung, dass die in Artikel41 vorgesehenen Maßnahmen unzulänglich sein würden oder sich als unzulänglich erwiesen haben, so kann er mit Luft-, See- oder Landstreitkräften die zur Wahrung oder Wiederherstellung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit erforderlichen Maßnahmen durchführen. Sie können Demonstrationen, Blockaden und sonstige Einsätze der Luft-, See- oder Landstreitkräfte von Mitgliedern der Vereinten Nationen einschließen.


    Artikel43


    (1) Alle Mitglieder der Vereinten Nationen verpflichten sich, zur Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit dadurch beizutragen, dass sie nach Maßgabe eines oder mehrerer Sonderabkommen dem Sicherheitsrat auf sein Ersuchen Streitkräfte zur Verfügung stellen, Beistand leisten und Erleichterungen einschließlich des Durchmarschrechts gewähren, soweit dies zur Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit erforderlich ist.


    (2) Diese Abkommen haben die Zahl und Art der Streitkräfte, ihren Bereitschaftsgrad, ihren allgemeinen Standort sowie die Art der Erleichterungen und des Beistands vorzusehen.


    (3) Die Abkommen werden auf Veranlassung des Sicherheitsrats so bald wie möglich im Verhandlungswege ausgearbeitet. Sie werden zwischen dem Sicherheitsrat einerseits und Einzelmitgliedern oder Mitgliedergruppen andererseits geschlossen und von den Unterzeichnerstaaten nach Maßgabe ihres Verfassungsrechts ratifiziert.


    […]


    Artikel48


    (1) Die Maßnahmen, die für die Durchführung der Beschlüsse des Sicherheitsrats zur Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit erforderlich sind, werden je nach dem Ermessen des Sicherheitsrats von allen oder von einigen Mitgliedern der Vereinten Nationen getroffen.


    (2) Diese Beschlüsse werden von den Mitgliedern der Vereinten Nationen unmittelbar sowie durch Maßnahmen in den geeigneten internationalen Einrichtungen durchgeführt, deren Mitglieder sie sind.


    Artikel49


    Bei der Durchführung der vom Sicherheitsrat beschlossenen Maßnahmen leisten die Mitglieder der Vereinten Nationen einander gemeinsam handelnd Beistand.


    Artikel50


    Ergreift der Sicherheitsrat gegen einen Staat Vorbeugungs- oder Zwangsmaßnahmen, so kann jeder andere Staat, ob Mitglied der Vereinten Nationen oder nicht, den die Durchführung dieser Maßnahmen vor besondere wirtschaftliche Probleme stellt, den Sicherheitsrat zwecks Lösung dieser Probleme konsultieren.


    Artikel51


    Diese Charta beeinträchtigt im Falle eines bewaffneten Angriffs gegen ein Mitglied der Vereinten Nationen keineswegs das naturgegebene Recht zur individuellen oder kollektiven Selbstverteidigung, bis der Sicherheitsrat die zur Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit erforderlichen Maßnahmen getroffen hat. Maßnahmen, die ein Mitglied in Ausübung dieses Selbstverteidigungsrechts trifft, sind dem Sicherheitsrat sofort anzuzeigen; sie berühren in keiner Weise dessen auf dieser Charta beruhende Befugnis und Pflicht, jederzeit die Maßnahmen zu treffen, die er zur Wahrung oder Wiederherstellung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit für erforderlich hält.


    KapitelIXInternationale Zusammenarbeit auf wirtschaftlichem und sozialem Gebiet


    Artikel55


    Um jenen Zustand der Stabilität und Wohlfahrt herbeizuführen, der erforderlich ist, damit zwischen den Nationen friedliche und freundschaftliche, auf der Achtung vor dem Grundsatz der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung der Völker beruhende Beziehungen herrschen, fördern die Vereinten Nationen


    a) die Verbesserung des Lebensstandards, die Vollbeschäftigung und die Voraussetzungen für wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt und Aufstieg;


    b) die Lösung internationaler Probleme wirtschaftlicher, sozialer, gesundheitlicher und verwandter Art sowie die internationale Zusammenarbeit auf den Gebieten der Kultur und der Erziehung;


    c) die allgemeine Achtung und Verwirklichung der Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder der Religion.


    Artikel56


    Alle Mitgliedstaaten verpflichten sich, gemeinsam und jeder für sich mit der Organisation zusammenzuarbeiten, um die in Artikel55 dargelegten Ziele zu erreichen.


    Artikel60


    Für die Wahrnehmung der in diesem Kapitelgenannten Aufgaben der Organisation sind die Generalversammlung und unter ihrer Autorität der Wirtschafts- und Sozialrat verantwortlich; dieser besitzt zu diesem Zweck die ihm in KapitelX zugewiesenen Befugnisse.


    KapitelXDer Wirtschafts- und Sozialrat


    Aufgaben und Befugnisse


    Artikel62


    (1) Der Wirtschafts- und Sozialrat kann über internationale Angelegenheiten auf den Gebieten der Wirtschaft, des Sozialwesens, der Kultur, der Erziehung, der Gesundheit und auf verwandten Gebieten Untersuchungen durchführen oder bewirken sowie Berichte abfassen oder veranlassen; er kann zu jeder derartigen Angelegenheit an die Generalversammlung, die Mitglieder der Vereinten Nationen und die in Betracht kommenden Sonderorganisationen Empfehlungen richten.


    (2) Er kann Empfehlungen abgeben, um die Achtung und Verwirklichung der Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle zu fördern.


    (3) Er kann über Angelegenheiten, für die er zuständig ist, Übereinkommen entwerfen und der Generalversammlung vorlegen.


    (4) Er kann nach den von den Vereinten Nationen festgesetzten Regeln internationale Konferenzen über Angelegenheiten einberufen, für die er zuständig ist.


    Artikel68


    Der Wirtschafts- und Sozialrat setzt Kommissionen für wirtschaftliche und soziale Fragen und für die Förderung der Menschenrechte sowie alle sonstigen zur Wahrnehmung seiner Aufgaben erforderlichen Kommissionen ein.


    KapitelXIErklärung über Hoheitsgebiete ohne Selbstregierung


    Artikel73


    Mitglieder der Vereinten Nationen, welche die Verantwortung für die Verwaltung von Hoheitsgebieten haben oder übernehmen, deren Völker noch nicht die volle Selbstregierung erreicht haben, bekennen sich zu dem Grundsatz, dass die Interessen der Einwohner dieser Hoheitsgebiete Vorrang haben; sie übernehmen als heiligen Auftrag die Verpflichtung, im Rahmen des durch diese Charta errichteten Systems des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit das Wohl dieser Einwohner aufs äußerste zu fördern; zu diesem Zweck verpflichten sie sich,


    a) den politischen, wirtschaftlichen, sozialen und erzieherischen Fortschritt, die gerechte Behandlung und den Schutz dieser Völker gegen Missbräuche unter gebührender Achtung vor ihrer Kultur zu gewährleisten;


    b) die Selbstregierung zu entwickeln, die politischen Bestrebungen dieser Völker gebührend zu berücksichtigen und sie bei der fortschreitenden Entwicklung ihrer freien politischen Einrichtungen zu unterstützen, und zwar je nach den besonderen Verhältnissen jedes Hoheitsgebiets, seiner Bevölkerung und deren jeweiliger Entwicklungsstufe;


    c) den Weltfrieden und die internationale Sicherheit zu festigen;


    d) Aufbau- und Entwicklungsmaßnahmen zu fördern, die Forschungstätigkeit zu unterstützen sowie miteinander und gegebenenfalls mit internationalen Fachorganisationen zusammenzuarbeiten, um die in diesem Artikeldargelegten sozialen, wirtschaftlichen und wissenschaftlichen Ziele zu verwirklichen;


    e) dem Generalsekretär mit der durch die Rücksichtnahme auf Sicherheit und Verfassung gebotenen Einschränkung zu seiner Unterrichtung regelmäßig statistische und sonstige Informationen technischer Art über das Wirtschafts-, Sozial- und Erziehungswesen in den nicht unter die KapitelXII und XIII fallenden Hoheitsgebieten zu übermitteln, für die sie verantwortlich sind.


    KapitelXIVDer Internationale Gerichtshof


    Artikel92


    Der Internationale Gerichtshof ist das Hauptrechtsprechungsorgan der Vereinten Nationen. Er nimmt seine Aufgaben nach Maßgabe des beigefügten Statuts wahr, das auf dem Statut des Ständigen Internationalen Gerichtshofs beruht und Bestandteil dieser Charta ist.


    KapitelXVIVerschiedenes


    Artikel103


    Widersprechen sich die Verpflichtungen von Mitgliedern der Vereinten Nationen aus dieser Charta und ihre Verpflichtungen aus anderen internationalen Übereinkünften, so haben die Verpflichtungen aus dieser Charta Vorrang.


    
      Hinweise


      Fundstellen: BGBl. 1973 II, S.430, 505; 1974 II S.769, 770; 1980 II S.1252


      Verabschiedung: 26.Juni 1945


      Inkrafttreten: 24.Oktober 1945


      Zahl der Vertragsstaaten: 193


      Individualbeschwerde: nein


      Deutschland: Beitritt: 18.September 1973

    


    10Statut des Internationalen Gerichtshofs [Auszug] vom 26.Juni1945


    Artikel1


    Der durch die Charta der Vereinten Nationen als Hauptrechtsprechungsorgan der Vereinten Nationen eingesetzte Internationale Gerichtshof wird nach Maßgabe dieses Statuts errichtet und nimmt seine Aufgaben nach Maßgabe seiner Bestimmungen wahr.


    KapitelIIZuständigkeit des Gerichtshofs


    Artikel34


    (1) Nur Staaten sind berechtigt, als Parteien vor dem Gerichtshof aufzutreten.


    (2) Der Gerichtshof kann nach Maßgabe seiner Verfahrensordnung öffentlich-rechtliche internationale Organisationen um Auskünfte betreffend bei ihm anhängige Rechtssachen ersuchen; er nimmt auch derartige Auskünfte entgegen, wenn diese Organisationen sie ihm von sich aus erteilen.


    Artikel36


    (1) Die Zuständigkeit des Gerichtshofs erstreckt sich auf alle ihm von den Parteien unterbreiteten Rechtssachen sowie auf alle in der Charta der Vereinten Nationen oder in geltenden Verträgen und Übereinkommen besonders vorgesehenen Angelegenheiten.


    (2) Die Vertragsstaaten dieses Statuts können jederzeit erklären, dass sie die Zuständigkeit des Gerichtshofs von Rechts wegen und ohne besondere Übereinkunft gegenüber jedem anderen Staat, der dieselbe Verpflichtung übernimmt, für alle Rechtsstreitigkeiten über folgende Gegenstände als obligatorisch anerkennen:


    a) die Auslegung eines Vertrags;


    b) jede Frage des Völkerrechts;


    c) das Bestehen jeder Tatsache, die, wäre sie bewiesen, die Verletzung einer internationalen Verpflichtung darstellt;


    d) Art oder Umfang der wegen Verletzung einer internationalen Verpflichtung geschuldeten Wiedergutmachung.


    (3) Die oben bezeichnete Erklärung kann vorbehaltlos oder vorbehaltlich einer entsprechenden Verpflichtung mehrerer oder einzelner Staaten oder für einen bestimmten Zeitabschnitt abgegeben werden.


    […]


    Artikel38


    1. Der Gerichtshof, dessen Aufgabe es ist, die ihm unterbreiteten Streitigkeiten nach dem Völkerrecht zu entscheiden, wendet an


    a) internationale Übereinkünfte allgemeiner oder besonderer Natur, in denen von den streitenden Staaten ausdrücklich anerkannte Regeln festgelegt sind;


    b) das internationale Gewohnheitsrecht als Ausdruck einer allgemeinen, als Recht anerkannten Übung;


    c) die von den Kulturvölkern anerkannten allgemeinen Rechtsgrundsätze;


    d) vorbehaltlich des Artikels59 richterliche Entscheidungen und die Lehrmeinung der fähigsten Völkerrechtler der verschiedenen Nationen als Hilfsmittel zur Feststellung von Rechtsnormen.


    2. Diese Bestimmung lässt die Befugnis des Gerichtshofs unberührt, mit Zustimmung der Parteien ex aequo et bono zu entscheiden.


    
      Hinweise


      Fundstelle: BGBl. 1973 II, S.505


      Verabschiedung: 26.Juni 1945


      Inkrafttreten: 24.Oktober 1945


      Zahl der Vertragsstaaten: 193


      Individualbeschwerde: nein


      Deutschland: Beitritt: 18.September 1973

    


    11Allgemeine Erklärung der Menschenrechte vom 10.Dezember1948

    (Universal Declaration of Human Rights, UDHR)


    Präambel


    Da die Anerkennung der angeborenen Würde und dergleichen und unveräußerlichen Rechte aller Mitglieder der Gemeinschaft der Menschen die Grundlage von Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden in der Welt bildet,


    da die Nichtanerkennung und Verachtung der Menschenrechte zu Akten der Barbarei geführt haben, die das Gewissen der Menschheit mit Empörung erfüllen, und da verkündet worden ist, dass einer Welt, in der die Menschen Rede- und Glaubensfreiheit und Freiheit von Furcht und Not genießen, das höchste Streben des Menschen gilt,


    da es notwendig ist, die Menschenrechte durch die Herrschaft des Rechtes zu schützen, damit der Mensch nicht gezwungen wird, als letztes mittel zum Aufstand gegen Tyrannei und Unterdrückung zu greifen,


    da es notwendig ist, die Entwicklung freundschaftlicher Beziehungen zwischen den Nationen zu fördern,


    da die Völker der Vereinten Nationen in der Charta ihren Glauben an die grundlegenden Menschenrechte, an die Würde und den Wert der menschlichen Person und an die Gleichberechtigung von Mann und Frau erneut bekräftigt und beschlossen haben, den sozialen Fortschritt und bessere Lebensbedingungen in größerer Freiheit zu fördern,


    da die Mitgliedstaaten sich verpflichtet haben, in Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen auf die allgemeine Achtung und Einhaltung der Menschenrechte und Grundfreiheiten hinzuwirken,


    da ein gemeinsames Verständnis dieser Rechte und Freiheiten von größter Wichtigkeit für die volle Erfüllung dieser Verpflichtung ist,


    verkündet die Generalversammlung


    diese Allgemeine Erklärung der Menschenrechte als das von allen Völkern und Nationen zu erreichende gemeinsame Ideal, damit jeder einzelne und alle Organe der Gesellschaft sich diese Erklärung stets gegenwärtig halten und sich bemühen, durch Unterricht und Erziehung die Achtung vor diesen Rechten und Freiheiten zu fördern und durch fortschreitende nationale und internationale Maßnahmen ihre allgemeine und tatsächliche Anerkennung und Einhaltung durch die Bevölkerung der Mitgliedstaaten selbst wie auch durch die Bevölkerung der ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Gebiete zu gewährleisten.


    Artikel1


    Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren. Sie sind mit Vernunft und Gewissen begabt und sollen einander im Geiste der Brüderlichkeit begegnen.


    Artikel2


    (1) Jeder hat Anspruch auf alle in dieser Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten, ohne irgendeinen Unterschied, etwa nach Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion, politischer oder sonstiger Anschauung, nationaler oder sozialer Herkunft, Vermögen, Geburt oder sonstigem Stand.


    (2) Des Weiteren darf kein Unterschied gemacht werden auf Grund der politischen, rechtlichen oder internationalen Stellung des Landes oder Gebietes, dem eine Person angehört, gleichgültig ob dieses unabhängig ist, unter Treuhandschaft steht, keine Selbstregierung besitzt oder sonst in seiner Souveränität eingeschränkt ist.


    Artikel3


    Jeder hat das Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit der Person.


    Artikel4


    Niemand darf in Sklaverei oder Leibeigenschaft gehalten werden; Sklaverei und Sklavenhandel in allen ihren Formen sind verboten.


    Artikel5


    Niemand darf der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe unterworfen werden.


    Artikel6


    Jeder hat das Recht, überall als rechtsfähig anerkannt zu werden.


    Artikel7


    Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich und haben ohne Unterschied Anspruch auf gleichen Schutz durch das Gesetz. Alle haben Anspruch auf gleichen Schutz gegen jede Diskriminierung, die gegen diese Erklärung verstößt, und gegen jede Aufhetzung zu einer derartigen Diskriminierung.


    Artikel8


    Jeder hat Anspruch auf einen wirksamen Rechtsbehelf bei den zuständigen innerstaatlichen Gerichten gegen Handlungen, durch die seine ihm nach der Verfassung oder nach dem Gesetz zustehenden Grundrechte verletzt werden.


    Artikel9


    Niemand darf willkürlich festgenommen, in Haft gehalten oder des Landes verwiesen werden.


    Artikel10


    Jeder hat bei der Feststellung seiner Rechte und Pflichten sowie bei einer gegen ihn erhobenen strafrechtlichen Beschuldigung in voller Gleichheit Anspruch auf ein gerechtes und öffentliches Verfahren vor einem unabhängigen und unparteiischen Gericht.


    Artikel11


    (1) Jeder, der einer strafbaren Handlung beschuldigt wird, hat das Recht, als unschuldig zu gelten, solange seine Schuld nicht in einem öffentlichen Verfahren, in dem er alle für seine Verteidigung notwendigen Garantien gehabt hat, gemäß dem Gesetz nachgewiesen ist.


    (2) Niemand darf wegen einer Handlung oder Unterlassung verurteilt werden, die zur Zeit ihrer Begehung nach innerstaatlichem oder internationalem Recht nicht strafbar war. Ebenso darf keine schwerere Strafe als die zum Zeitpunkt der Begehung der strafbaren Handlung angedrohte Strafe verhängt werden.


    Artikel12


    Niemand darf willkürlichen Eingriffen in sein Privatleben, seine Familie, seine Wohnung und seinen Schriftverkehr oder Beeinträchtigungen seiner Ehre und seines Rufes ausgesetzt werden. Jeder hat Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen solche Eingriffe oder Beeinträchtigungen.


    Artikel13


    (1) Jeder hat das Recht, sich innerhalb eines Staates frei zu bewegen und seinen Aufenthaltsort frei zu wählen.


    (2) Jeder hat das Recht, jedes Land, einschließlich seines eigenen, zu verlassen und in sein Land zurückzukehren.


    Artikel14


    (1) Jeder hat das Recht, in anderen Ländern vor Verfolgung Asyl zu suchen und zu genießen.


    (2) Dieses Recht kann nicht in Anspruch genommen werden im Falle einer Strafverfolgung, die tatsächlich auf Grund von Verbrechen nichtpolitischer Art oder auf Grund von Handlungen erfolgt, die gegen die Ziele und Grundsätze der Vereinten Nationen verstoßen.


    Artikel15


    (1) Jeder hat das Recht auf eine Staatsangehörigkeit.


    (2) Niemandem darf seine Staatsangehörigkeit willkürlich entzogen noch das Recht versagt werden, seine Staatsangehörigkeit zu wechseln.


    Artikel16


    (1) Heiratsfähige Männer und Frauen haben ohne jede Beschränkung auf Grund der Rasse, der Staatsangehörigkeit oder der Religion das Recht, zu heiraten und eine Familie zu gründen. Sie haben bei der Eheschließung, während der Ehe und bei deren Auflösung gleiche Rechte.


    (2) Eine Ehe darf nur bei freier und uneingeschränkter Willenseinigung der künftigen Ehegatten geschlossen werden.


    (3) Die Familie ist die natürliche Grundeinheit der Gesellschaft und hat Anspruch auf Schutz durch Gesellschaft und Staat.


    Artikel17


    (1) Jeder hat das Recht, sowohl allein als auch in Gemeinschaft mit anderen Eigentum innezuhaben.


    (2) Niemand darf willkürlich seines Eigentums beraubt werden.


    Artikel18


    Jeder hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit; dieses Recht schließt die Freiheit ein, seine Religion oder seine Weltanschauung zu wechseln, sowie die Freiheit, seine Religion oder seine Weltanschauung allein oder in Gemeinschaft mit anderen, öffentlich oder privat durch Lehre, Ausübung, Gottesdienst und Kulthandlungen zu bekennen.


    Artikel19


    Jeder hat das Recht auf Meinungsfreiheit und freie Meinungsäußerung; dieses Recht schließt die Freiheit ein, Meinungen ungehindert anzuhängen sowie über Medien jeder Art und ohne Rücksicht auf Grenzen Informationen und Gedankengut zu suchen, zu empfangen und zu verbreiten.


    Artikel20


    (1) Alle Menschen haben das Recht, sich friedlich zu versammeln und zu Vereinigungen zusammenzuschließen.


    (2) Niemand darf gezwungen werden, einer Vereinigung anzugehören.


    Artikel21


    (1) Jeder hat das Recht, an der Gestaltung der öffentlichen Angelegenheiten seines Landes unmittelbar oder durch frei gewählte Vertreter mitzuwirken.


    (2) Jeder hat das Recht auf gleichen Zugang zu öffentlichen Ämtern in seinem Lande.


    (3) Der Wille des Volkes bildet die Grundlage für die Autorität der öffentlichen Gewalt; dieser Wille muss durch regelmäßige, unverfälschte, allgemeine und gleiche Wahlen mit geheimer Stimmabgabe oder einem gleichwertigen freien Wahlverfahren zum Ausdruck kommen.


    Artikel22


    Jeder hat als Mitglied der Gesellschaft das Recht auf soziale Sicherheit und Anspruch darauf, durch innerstaatliche Maßnahmen und internationale Zusammenarbeit sowie unter Berücksichtigung der Organisation und der mittel jedes Staates in den Genuss der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte zu gelangen, die für seine Würde und die freie Entwicklung seiner Persönlichkeit unentbehrlich sind.


    Artikel23


    (1) Jeder hat das Recht auf Arbeit, auf freie Berufswahl, auf gerechte und befriedigende Arbeitsbedingungen sowie auf Schutz vor Arbeitslosigkeit.


    (2) Jeder, ohne Unterschied, hat das Recht auf gleichen Lohn für gleiche Arbeit.


    (3) Jeder, der arbeitet, hat das Recht auf gerechte und befriedigende Entlohnung, die ihm und seiner Familie eine der menschlichen Würde entsprechende Existenz sichert, gegebenenfalls ergänzt durch andere soziale Schutzmaßnahmen.


    (4) Jeder hat das Recht, zum Schutze seiner Interessen Gewerkschaften zu bilden und solchen beizutreten.


    Artikel24


    Jeder hat das Recht auf Erholung und Freizeit und insbesondere auf eine vernünftige Begrenzung der Arbeitszeit und regelmäßigen bezahlten Urlaub.


    Artikel25


    (1) Jeder hat das Recht auf einen Lebensstandard, der seine und seiner Familie Gesundheit und Wohl gewährleistet, einschließlich Nahrung, Kleidung, Wohnung, ärztliche Versorgung und notwendige soziale Leistungen, sowie das Recht auf Sicherheit im Falle von Arbeitslosigkeit, Krankheit, Invalidität oder Verwitwung, im Alter sowie bei anderweitigem Verlust seiner Unterhaltsmittel durch unverschuldete Umstände.


    (2) Mütter und Kinder haben Anspruch auf besondere Fürsorge und Unterstützung. Alle Kinder, eheliche wie außereheliche, genießen den gleichen sozialen Schutz.


    Artikel26


    (1) Jeder hat das Recht auf Bildung. Die Bildung ist unentgeltlich, zumindest der Grundschulunterricht und die grundlegende Bildung. Der Grundschulunterricht ist obligatorisch. Fach- und Berufsschulunterricht müssen allgemein verfügbar gemacht werden, und der Hochschulunterricht muss allen gleichermaßen entsprechend ihren Fähigkeiten offenstehen.


    (2) Die Bildung muss auf die volle Entfaltung der menschlichen Persönlichkeit und auf die Stärkung der Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten gerichtet sein. Sie muss zu Verständnis, Toleranz und Freundschaft zwischen allen Nationen und allen rassischen oder religiösen Gruppen beitragen und der Tätigkeit der Vereinten Nationen für die Wahrung des Friedens förderlich sein.


    (3) Die Eltern haben ein vorrangiges Recht, die Art der Bildung zu wählen, die ihren Kindern zuteilwerden soll.


    Artikel27


    (1) Jeder hat das Recht, am kulturellen Leben der Gemeinschaft frei teilzunehmen, sich an den Künsten zu erfreuen und am wissenschaftlichen Fortschritt und dessen Errungenschaften teilzuhaben.


    (2) Jeder hat das Recht auf Schutz der geistigen und materiellen Interessen, die ihm als Urheber von Werken der Wissenschaft, Literatur oder Kunst erwachsen.


    Artikel28


    Jeder hat Anspruch auf eine soziale und internationale Ordnung, in der die in dieser Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten voll verwirklicht werden können.


    Artikel29


    (1) Jeder hat Pflichten gegenüber der Gemeinschaft, in der allein die freie und volle Entfaltung seiner Persönlichkeit möglich ist.


    (2) Jeder ist bei der Ausübung seiner Rechte und Freiheiten nur den Beschränkungen unterworfen, die das Gesetz ausschließlich zu dem Zweck vorsieht, die Anerkennung und Achtung der Rechte und Freiheiten anderer zu sichern und den gerechten Anforderungen der Moral, der öffentlichen Ordnung und des allgemeinen Wohles in einer demokratischen Gesellschaft zu genügen.


    (3) Diese Rechte und Freiheiten dürfen in keinem Fall im Widerspruch zu den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen ausgeübt werden.


    Artikel30


    Keine Bestimmung dieser Erklärung darf dahin ausgelegt werden, dass sie für einen Staat, eine Gruppe oder eine Person irgendein Recht begründet, eine Tätigkeit auszuüben oder eine Handlung zu begehen, welche die Beseitigung der in dieser Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten zum Ziel hat.


    
      Hinweise


      Fundstellen: UN-Doc. A/RES/217 A (III);www.unric.org/de/menschenrechte/16


      Verabschiedung: 10.Dezember 1948 durch die VN-Generalversammlung


      Nicht verbindlich


      Individualbeschwerde: nein

    


    12Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte vom 16.Dezember1966 (International Covenant on Economic, Social and Cultural Rights, ICESCR)


    DIE VERTRAGSSTAATEN DIESES PAKTES


    in der Erwägung, dass nach den in der Charta der Vereinten Nationen verkündeten Grundsätzen die Anerkennung der allen Mitgliedern der menschlichen Gesellschaft innewohnenden Würde und der Gleichheit und Unveräußerlichkeit ihrer Rechte die Grundlage von Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden in der Welt bildet,


    in der Erkenntnis, dass sich diese Rechte aus der dem Menschen innewohnenden Würde herleiten,


    in der Erkenntnis, dass nach der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte das Ideal vom freien Menschen, der frei von Furcht und Not lebt, nur verwirklicht werden kann, wenn Verhältnisse geschaffen werden, in denen jeder seine wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte ebenso wie seine bürgerlichen und politischen Rechte genießen kann,


    in der Erwägung, dass die Charta der Vereinten Nationen die Staaten verpflichtet, die allgemeine und wirksame Achtung der Rechte und Freiheiten des Menschen zu fördern,


    im Hinblick darauf, dass der einzelne gegenüber seinen Mitmenschen und der Gemeinschaft, der er angehört, Pflichten hat und gehalten ist, für die Förderung und Achtung der in diesem Pakt anerkannten Rechte einzutreten


    vereinbaren folgende Artikel:


    Teil I


    Artikel1


    (1) Alle Völker haben das Recht auf Selbstbestimmung. Kraft dieses Rechts entscheiden sie frei über ihren politischen Status und gestalten in Freiheit ihre wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung.


    (2) Alle Völker können für ihre eigenen Zwecke frei über ihre natürlichen Reichtümer und mittel verfügen, unbeschadet aller Verpflichtungen, die aus der internationalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit auf der Grundlage des gegenseitigen Wohles sowie aus dem Völkerrecht erwachsen. In keinem Fall darf ein Volk seiner eigenen Existenzmittel beraubt werden.


    (3) Die Vertragsstaaten, einschließlich der Staaten, die für die Verwaltung von Gebieten ohne Selbstregierung und von Treuhandgebieten verantwortlich sind, haben entsprechend der Charta der Vereinten Nationen die Verwirklichung des Rechts auf Selbstbestimmung zu fördern und dieses Recht zu achten.


    Teil II


    Artikel2


    (1) Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, einzeln und durch internationale Hilfe und Zusammenarbeit, insbesondere wirtschaftlicher und technischer Art, unter Ausschöpfung aller seiner Möglichkeiten Maßnahmen zu treffen, um nach und nach mit allen geeigneten mitteln, vor allem durch gesetzgeberische Maßnahmen, die volle Verwirklichung der in diesem Pakt anerkannten Rechte zu erreichen.


    (2) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, zu gewährleisten, dass die in diesem Pakt verkündeten Rechte ohne Diskriminierung hinsichtlich der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen oder sozialen Herkunft, des Vermögens, der Geburt oder des sonstigen Status ausgeübt werden.


    (3) Entwicklungsländer können unter gebührender Berücksichtigung der Menschenrechte und der Erfordernisse ihrer Volkswirtschaft entscheiden, inwieweit sie Personen, die nicht ihre Staatsangehörigkeit besitzen, die in diesem Pakt anerkannten wirtschaftlichen Rechte gewährleisten wollen.


    Artikel3


    Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die Gleichberechtigung von Mann und Frau bei der Ausübung der in diesem Pakt festgelegten wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte sicherzustellen.


    Artikel4


    Die Vertragsstaaten erkennen an, dass ein Staat die Ausübung der von ihm gemäß diesem Pakt gewährleisteten Rechte nur solchen Einschränkungen unterwerfen darf, die gesetzlich vorgesehen und mit der Natur dieser Rechte vereinbar sind und deren ausschließlicher Zweck es ist, das allgemeine Wohl in einer demokratischen Gesellschaft zu fördern.


    Artikel5


    (1) Keine Bestimmung dieses Paktes darf dahin ausgelegt werden, dass sie für einen Staat, eine Gruppe oder eine Person das Recht begründet, eine Tätigkeit auszuüben oder eine Handlung zu begehen, die auf die Abschaffung der in diesem Pakt anerkannten Rechte und Freiheiten oder auf weitergehende Beschränkungen dieser Rechte und Freiheiten, als in dem Pakt vorgesehen, hinzielt.


    (2) Die in einem Land durch Gesetz, Übereinkommen, Verordnungen oder durch Gewohnheitsrecht anerkannten oder bestehenden grundlegenden Menschenrechte dürfen nicht unter dem Vorwand beschränkt oder außer Kraft gesetzt werden, dass dieser Pakt derartige Rechte nicht oder nur in einem geringen Ausmaß anerkenne.


    Teil III


    Artikel6


    (1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht auf Arbeit an, welches das Recht jedes einzelnen auf die Möglichkeit, seinen Lebensunterhalt durch frei gewählte oder angenommene Arbeit zu verdienen, umfasst, und unternehmen geeignete Schritte zum Schutz dieses Rechts.


    (2) Die von einem Vertragsstaat zur vollen Verwirklichung dieses Rechts zu unternehmenden Schritte umfassen fachliche und berufliche Beratung und Ausbildungsprogramme sowie die Festlegung von Grundsätzen und Verfahren zur Erzielung einer stetigen wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Entwicklung und einer produktiven Vollbeschäftigung unter Bedingungen, welche die politischen und wirtschaftlichen Grundfreiheiten des einzelnen schützen.


    Artikel7


    Die Vertragsstaaten erkennen das Recht eines jeden auf gerechte und günstige Arbeitsbedingungen an, durch die insbesondere gewährleistet wird


    a) ein Arbeitsentgelt, das allen Arbeitnehmern mindestens sichert


    i) angemessenen Lohn und gleiches Entgelt für gleichwertige Arbeit ohne Unterschied; insbesondere wird gewährleistet, dass Frauen keine ungünstigeren Arbeitsbedingungen als Männer haben und dass sie für gleiche Arbeit gleiches Entgelt erhalten,


    ii) einen angemessenen Lebensunterhalt für sie und ihre Familien in Übereinstimmung mit diesem Pakt;


    b) sichere und gesunde Arbeitsbedingungen;


    c) gleiche Möglichkeiten für jedermann, in seiner beruflichen Tätigkeit entsprechend aufzusteigen, wobei keine anderen Gesichtspunkte als Beschäftigungsdauer und Befähigung ausschlaggebend sein dürfen;


    d) Arbeitspausen, Freizeit, eine angemessene Begrenzung der Arbeitszeit, regelmäßiger bezahlter Urlaub sowie Vergütung gesetzlicher Feiertage.


    Artikel8


    (1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, folgende Rechte zu gewährleisten:


    a) das Recht eines jeden, zur Förderung und zum Schutz seiner wirtschaftlichen und sozialen Interessen Gewerkschaften zu bilden oder einer Gewerkschaft eigener Wahl allein nach Maßgabe ihrer Vorschriften beizutreten. Die Ausübung dieses Rechts darf nur solchen Einschränkungen unterworfen werden, die gesetzlich vorgesehen und in einer demokratischen Gesellschaft im Interesse der nationalen Sicherheit oder der öffentlichen Ordnung oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer erforderlich sind;


    b) das Recht der Gewerkschaften, nationale Vereinigungen oder Verbände zu gründen, sowie deren Recht, internationale Gewerkschaftsorganisationen zu bilden oder solchen beizutreten;


    c) das Recht der Gewerkschaften, sich frei zu betätigen, wobei nur solche Einschränkungen zulässig sind, die gesetzlich vorgesehen und in einer demokratischen Gesellschaft im Interesse der nationalen Sicherheit oder der öffentlichen Ordnung oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer erforderlich sind;


    d) das Streikrecht, soweit es in Übereinstimmung mit der innerstaatlichen Rechtsordnung ausgeübt wird.


    (2) Dieser Artikelschließt nicht aus, dass die Ausübung dieser Rechte durch Angehörige der Streitkräfte, der Polizei oder der öffentlichen Verwaltung rechtlichen Einschränkungen unterworfen wird.


    (3) Keine Bestimmung dieses Artikels ermächtigt die Vertragsstaaten des Übereinkommens der Internationalen Arbeitsorganisation von 1948 über die Vereinigungsfreiheit und den Schutz des Vereinigungsrechts, gesetzgeberische Maßnahmen zu treffen oder Gesetze so anzuwenden, dass die Garantien des oben genannten Übereinkommens beeinträchtigt werden.


    Artikel9


    Die Vertragsstaaten erkennen das Recht eines jeden auf Soziale Sicherheit an; diese schließt die Sozialversicherung ein.


    Artikel10


    Die Vertragsstaaten erkennen an,


    1. dass die Familie als die natürliche Kernzelle der Gesellschaft größtmöglichen Schutz und Beistand genießen soll, insbesondere im Hinblick auf ihre Gründung und solange sie für die Betreuung und Erziehung unterhaltsberechtigter Kinder verantwortlich ist. Eine Ehe darf nur im freien Einverständnis der künftigen Ehegatten geschlossen werden;


    2. dass Mütter während einer angemessenen Zeit vor und nach der Niederkunft besonderen Schutz genießen sollen. Während dieser Zeit sollen berufstätige Mütter bezahlten Urlaub oder Urlaub mit angemessenen Leistungen aus der Sozialen Sicherheit erhalten;


    3. dass Sondermaßnahmen zum Schutz und Beistand für alle Kinder und Jugendlichen ohne Diskriminierung aufgrund der Abstammung oder aus sonstigen Gründen getroffen werden sollen. Kinder und Jugendliche sollen vor wirtschaftlicher und sozialer Ausbeutung geschützt werden. Ihre Beschäftigung mit Arbeiten, die ihrer Moral oder Gesundheit schaden, ihr Leben gefährden oder voraussichtlich ihre normale Entwicklung behindern, soll gesetzlich strafbar sein. Die Staaten sollen ferner Altersgrenzen festsetzen, unterhalb derer die entgeltliche Beschäftigung von Kindern gesetzlich verboten und strafbar ist.


    Artikel11


    (1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht eines jeden auf einen angemessenen Lebensstandard für sich und seine Familie an, einschließlich ausreichender Ernährung, Bekleidung und Unterbringung, sowie auf eine stetige Verbesserung der Lebensbedingungen. Die Vertragsstaaten unternehmen geeignete Schritte, um die Verwirklichung dieses Rechts zu gewährleisten, und erkennen zu diesem Zweck die entscheidende Bedeutung einer internationalen, auf freier Zustimmung beruhenden Zusammenarbeit an.


    (2) In Anerkennung des grundlegenden Rechts eines jeden, vor Hunger geschützt zu sein, werden die Vertragsstaaten einzeln und im Wege internationaler Zusammenarbeit die erforderlichen Maßnahmen, einschließlich besonderer Programme, durchführen


    a) zur Verbesserung der Methoden der Erzeugung, Haltbarmachung und Verteilung von Nahrungsmitteln durch volle Nutzung der technischen und wissenschaftlichen Erkenntnisse, durch Verbreitung der ernährungswissenschaftlichen Grundsätze sowie durch die Entwicklung oder Reform landwirtschaftlicher Systeme mit dem Ziel einer möglichst wirksamen Erschließung und Nutzung der natürlichen Hilfsquellen;


    b) zur Sicherung einer dem Bedarf entsprechenden gerechten Verteilung der Nahrungsmittelvorräte der Welt unter Berücksichtigung der Probleme der Nahrungsmittel einführenden und ausführenden Länder.


    Artikel12


    (1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht eines jeden auf das für ihn erreichbare Höchstmaß an körperlicher und geistiger Gesundheit an.


    (2) Die von den Vertragsstaaten zu unternehmenden Schritte zur vollen Verwirklichung dieses Rechts umfassen die erforderlichen Maßnahmen


    a) zur Senkung der Zahl der Totgeburten und der Kindersterblichkeit sowie zur gesunden Entwicklung des Kindes;


    b) zur Verbesserung aller Aspekte der Umwelt- und der Arbeitshygiene;


    c) zur Vorbeugung, Behandlung und Bekämpfung epidemischer, endemischer, Berufs- und sonstiger Krankheiten;


    d) zur Schaffung der Voraussetzungen, die für jedermann im Krankheitsfall den Genuss medizinischer Einrichtungen und ärztlicher Betreuung sicherstellen.


    Artikel13


    (1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht eines jeden auf Bildung an. Sie stimmen überein, dass die Bildung auf die volle Entfaltung der menschlichen Persönlichkeit und des Bewusstseins ihrer Würde gerichtet sein und die Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten stärken muss. Sie stimmen ferner überein, dass die Bildung es jedermann ermöglichen muss, eine nützliche Rolle in einer freien Gesellschaft zu spielen, dass sie Verständnis, Toleranz und Freundschaft unter allen Völkern und allen rassischen, ethnischen und religiösen Gruppen fördern sowie die Tätigkeit der Vereinten Nationen zur Erhaltung des Friedens unterstützen muss.


    (2) Die Vertragsstaaten erkennen an, dass im Hinblick auf die volle Verwirklichung dieses Rechts


    a) der Grundschulunterricht für jedermann Pflicht und allen unentgeltlich zugänglich sein muss;


    b) die verschiedenen Formen des höheren Schulwesens einschließlich des höheren Fach- und Berufsschulwesens auf jede geeignete Weise, insbesondere durch allmähliche Einführung der Unentgeltlichkeit, allgemein verfügbar und jedermann zugänglich gemacht werden müssen;


    c) der Hochschulunterricht auf jede geeignete Weise, insbesondere durch allmähliche Einführung der Unentgeltlichkeit, jedermann gleichermaßen entsprechend seinen Fähigkeiten zugänglich gemacht werden muss;


    d) eine grundlegende Bildung für Personen, die eine Grundschule nicht besucht oder nicht beendet haben, so weit wie möglich zu fördern oder zu vertiefen ist;


    e) die Entwicklung eines Schulsystems auf allen Stufen aktiv voranzutreiben, ein angemessenes Stipendiensystem einzurichten und die wirtschaftliche Lage der Lehrerschaft fortlaufend zu verbessern ist.


    (3) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die Freiheit der Eltern und gegebenenfalls des Vormunds oder Pflegers zu achten, für ihre Kinder andere als öffentliche Schulen zu wählen, die den vom Staat gegebenenfalls festgesetzten oder gebilligten bildungspolitischen Mindestnormen entsprechen, sowie die religiöse und sittliche Erziehung ihrer Kinder in Übereinstimmung mit ihren eigenen Überzeugungen sicherzustellen.


    (4) Keine Bestimmung dieses Artikels darf dahin ausgelegt werden, dass sie die Freiheit natürlicher oder juristischer Personen beeinträchtigt, Bildungseinrichtungen zu schaffen und zu leiten, sofern die in Absatz1 niedergelegten Grundsätze beachtet werden und die in solchen Einrichtungen vermittelte Bildung den vom Staat gegebenenfalls festgesetzten Mindestnormen entspricht.


    Artikel14


    Jeder Vertragsstaat, der zu dem Zeitpunkt, da er Vertragspartei wird, im Mutterland oder in sonstigen seiner Hoheitsgewalt unterstehenden Gebieten noch nicht die Grundschulpflicht auf der Grundlage der Unentgeltlichkeit einführen konnte, verpflichtet sich, binnen zwei Jahren einen ausführlichen Aktionsplan auszuarbeiten und anzunehmen, der die schrittweise Verwirklichung des Grundsatzes der unentgeltlichen allgemeinen Schulpflicht innerhalb einer angemessenen, in dem Plan festzulegenden Zahl von Jahren vorsieht.


    Artikel15


    (1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht eines jeden an,


    a) am kulturellen Leben teilzunehmen;


    b) an den Errungenschaften des wissenschaftlichen Fortschritts und seiner Anwendung teilzuhaben;


    c) den Schutz der geistigen und materiellen Interessen zu genießen, die ihm als Urheber von Werken der Wissenschaft, Literatur oder Kunst erwachsen.


    (2) Die von den Vertragsstaaten zu unternehmenden Schritte zur vollen Verwirklichung dieses Rechts umfassen die zur Erhaltung, Entwicklung und Verbreitung von Wissenschaft und Kultur erforderlichen Maßnahmen.


    (3) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die zu wissenschaftlicher Forschung und schöpferischer Tätigkeit unerlässliche Freiheit zu achten.


    (4) Die Vertragsstaaten erkennen die Vorteile an, die sich aus der Förderung und Entwicklung internationaler Kontakte und Zusammenarbeit auf wissenschaftlichem und kulturellem Gebiet ergeben.


    Teil IV


    Artikel16


    (1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, nach Maßgabe dieses Teiles Berichte über die von ihnen getroffenen Maßnahmen und über die Fortschritte vorzulegen, die hinsichtlich der Beachtung der in dem Pakt anerkannten Rechte erzielt wurden.


    (2)


    a) Alle Berichte werden dem Generalsekretär der Vereinten Nationen vorgelegt, der sie abschriftlich dem Wirtschafts- und Sozialrat übermittelt, damit dieser sie nach Maßgabe dieses Paktes prüft.


    b) Sind Vertragsstaaten gleichzeitig Mitglieder von Sonderorganisationen, so übermittelt der Generalsekretär der Vereinten Nationen ihre Berichte oder einschlägige Teile solcher Berichte abschriftlich auch den Sonderorganisationen, soweit diese Berichte oder Teile sich auf Angelegenheiten beziehen, die nach den Satzungen dieser Organisationen in deren Aufgabenbereich fallen.


    Artikel17


    (1) Die Vertragsstaaten legen ihre Berichte abschnittsweise nach Maßgabe eines Programms vor, das vom Wirtschafts- und Sozialrat binnen eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Paktes nach Konsultation der Vertragsstaaten und der betroffenen Sonderorganisationen aufzustellen ist.


    (2) Die Berichte können Hinweise auf Umstände und Schwierigkeiten enthalten, die das Ausmaß der Erfüllung der Verpflichtungen aus diesem Pakt beeinflussen.


    (3) Hat ein Vertragsstaat den Vereinten Nationen oder einer Sonderorganisation bereits sachdienliche Angaben gemacht, so brauchen diese nicht wiederholt zu werden; vielmehr genügt eine genaue Bezugnahme auf diese Angaben.


    Artikel18


    Im Rahmen des ihm durch die Charta der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Menschenrechte und Grundfreiheiten zugewiesenen Aufgabenbereichs kann der Wirtschafts- und Sozialrat mit den Sonderorganisationen Vereinbarungen bezüglich ihrer Berichterstattung über die Fortschritte treffen, die bei der Beachtung der in ihren Tätigkeitsbereich fallenden Bestimmungen dieses Paktes erzielt wurden. Diese Berichte können Einzelheiten der von ihren zuständigen Organen angenommenen Beschlüsse und Empfehlungen über Maßnahmen zur Erfüllung dieser Bestimmungen enthalten.


    Artikel19


    Der Wirtschafts- und Sozialrat kann die von Staaten nach den Artikeln16 und 17 und die von Sonderorganisationen nach Artikel18 vorgelegten Berichte über Menschenrechte der Menschenrechtskommission zur Prüfung und allgemeinen Empfehlung oder gegebenenfalls zur Kenntnisnahme übermitteln.


    Artikel20


    Die Vertragsstaaten und die betroffenen Sonderorganisationen können dem Wirtschafts- und Sozialrat Bemerkungen zu jeder allgemeinen Empfehlung nach Artikel19 oder zu jeder Bezugnahme auf eine solche Empfehlung vorlegen, die in einem Bericht der Menschenrechtskommission oder einem darin erwähnten Schriftstück enthalten ist.


    Artikel21


    Der Wirtschafts- und Sozialrat kann der Generalversammlung von Zeit zu Zeit Berichte mit Empfehlungen allgemeiner Art und einer Zusammenfassung der Angaben vorlegen, die er von den Vertragsstaaten und den Sonderorganisationen über Maßnahmen und Fortschritte hinsichtlich der allgemeinen Beachtung der in diesem Pakt anerkannten Rechte erhalten hat.


    Artikel22


    Der Wirtschafts- und Sozialrat kann anderen Organen der Vereinten Nationen, ihren Unterorganen und denjenigen Sonderorganisationen, die sich mit technischer Hilfe befassen, alles aus den in diesem Teil erwähnten Berichten mitteilen, was diesen Stellen helfen kann, in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich über die Zweckmäßigkeit internationaler Maßnahmen zur wirksamen schrittweisen Durchführung dieses Paktes zu entscheiden.


    Artikel23


    Die Vertragsstaaten stimmen überein, dass internationale Maßnahmen zur Verwirklichung der in diesem Pakt anerkannten Rechte u.a. Folgendes einschließen: den Abschluss von Übereinkommen, die Annahme von Empfehlungen, die Gewährung technischer Hilfe sowie die Abhaltung von regionalen und Fachtagungen zu Konsultations- und Studienzwecken in Verbindung mit den betroffenen Regierungen.


    Artikel24


    Keine Bestimmung dieses Paktes ist so auszulegen, dass sie die Bestimmungen der Charta der Vereinten Nationen und der Satzungen der Sonderorganisationen beschränkt, in denen die jeweiligen Aufgaben der verschiedenen Organe der Vereinten Nationen und der Sonderorganisationen hinsichtlich der in diesem Pakt behandelten Fragen geregelt sind.


    Artikel25


    Keine Bestimmung dieses Paktes ist so auszulegen, dass sie das allen Völkern innewohnende Recht auf den Genuss und die volle und freie Nutzung ihrer natürlichen Reichtümer und mittel beeinträchtigt.


    Teil V


    Artikel26


    (1) Dieser Pakt liegt für alle Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, für alle Mitglieder einer ihrer Sonderorganisationen, für alle Vertragsstaaten der Satzung des Internationalen Gerichtshofs und für jeden anderen Staat, den die Generalversammlung der Vereinten Nationen einlädt, Vertragspartei dieses Paktes zu werden, zur Unterzeichnung auf.


    (2) Dieser Pakt bedarf der Ratifikation. Die Ratifikationsurkunden sind beim Generalsekretär der Vereinten Nationen zu hinterlegen.


    (3) Dieser Pakt liegt für jeden in Absatz1 bezeichneten Staat zum Beitritt auf.


    (4) Der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung einer Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen.


    (5) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen unterrichtet alle Staaten, die diesen Pakt unterzeichnet haben oder ihm beigetreten sind, von der Hinterlegung jeder Ratifikations- oder Beitrittsurkunde.


    Artikel27


    (1) Dieser Pakt tritt drei Monate nach Hinterlegung der fünfunddreißigsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen in Kraft.


    (2) Für jeden Staat, der nach Hinterlegung der fünfunddreißigsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde diesen Pakt ratifiziert oder ihm beitritt, tritt er drei Monate nach Hinterlegung seiner eigenen Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.


    Artikel28


    Die Bestimmungen dieses Paktes gelten ohne Einschränkung oder Ausnahme für alle Teile eines Bundesstaates.


    Artikel29


    (1) Jeder Vertragsstaat kann eine Änderung des Paktes vorschlagen und ihren Wortlaut beim Generalsekretär der Vereinten Nationen einreichen. Der Generalsekretär übermittelt sodann alle Änderungsvorschläge den Vertragsstaaten mit der Aufforderung, ihm mitzuteilen, ob sie eine Konferenz der Vertragsstaaten zur Beratung und Abstimmung über die Vorschläge befürworten. Befürwortet wenigstens ein Drittel der Vertragsstaaten eine solche Konferenz, so beruft der Generalsekretär die Konferenz unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen ein. Jede Änderung, die von der Mehrheit der auf der Konferenz anwesenden und abstimmenden Vertragsstaaten angenommen wird, ist der Generalversammlung der Vereinten Nationen zur Genehmigung vorzulegen.


    (2) Die Änderungen treten in Kraft, wenn sie von der Generalversammlung der Vereinten Nationen genehmigt und von einer Zweidrittelmehrheit der Vertragsstaaten nach Maßgabe der in ihrer Verfassung vorgesehenen Verfahren angenommen worden sind.


    (3) Treten die Änderungen in Kraft, so sind sie für die Vertragsstaaten, die sie angenommen haben, verbindlich, während für die anderen Vertragsstaaten weiterhin die Bestimmungen dieses Paktes und alle früher von ihnen angenommenen Änderungen gelten.


    Artikel30


    Unabhängig von den Notifikationen nach Artikel26 Absatz5 unterrichtet der Generalsekretär der Vereinten Nationen alle in Absatz1 jenes Artikels bezeichneten Staaten


    a) von den Unterzeichnungen, Ratifikationen und Beitritten nach Artikel26;


    b) vom Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Paktes nach Artikel27 und vom Zeitpunkt des Inkrafttretens von Änderungen nach Artikel29.


    Artikel31


    (1) Dieser Pakt, dessen chinesischer, englischer, französischer, russischer und spanischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird im Archiv der Vereinten Nationen hinterlegt.


    (2) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen übermittelt allen in Artikel26 bezeichneten Staaten beglaubigte Abschriften dieses Paktes.


    
      Hinweise


      Fundstellen: UNTS, Bd. 993, S.3; BGBl. 1973 II, S.1569


      Verabschiedung: 16.Dezember 1966


      Inkrafttreten: 3.Januar 1976


      Zahl der Vertragsstaaten: 162


      Individualbeschwerde: ja (im Fakultativprotokoll vorgesehen)


      Deutschland:


      Unterzeichnung: 9.Oktober 1968


      Ratifizierung: 17.Dezember 1973


      Inkrafttreten: 3.Januar 1976
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    DIE VERTRAGSSTAATEN DIESES PROTOKOLLS,


    in der Erwägung, dass nach den in der Charta der Vereinten Nationen verkündeten Grundsätzen die Anerkennung der allen Mitgliedern der menschlichen Gesellschaft innewohnenden Würde und der Gleichheit und Unveräußerlichkeit ihrer Rechte die Grundlage von Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden in der Welt bildet,


    feststellend, dass in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte verkündet wird, dass alle Menschen frei und gleich an Würde und Rechten geboren sind und dass jeder ohne irgendeinen Unterschied, etwa nach Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion, politischer oder sonstiger Anschauung, nationaler oder sozialer Herkunft, Vermögen, Geburt oder sonstigem Stand, Anspruch auf alle darin verkündeten Rechte und Freiheiten hat,


    daran erinnernd, dass die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte und die internationalen Menschenrechtspakte anerkennen, dass das Ideal vom freien Menschen, der frei von Furcht und Not lebt, nur verwirklicht werden kann, wenn Verhältnisse geschaffen werden, in denen jeder seine bürgerlichen, kulturellen, politischen, sozialen und wirtschaftlichen Rechte genießen kann,


    erneut erklärend, dass alle Menschenrechte und Grundfreiheiten allgemein gültig und unteilbar sind, einander bedingen und miteinander verknüpft sind,


    daran erinnernd, dass sich jeder Vertragsstaat des Internationalen Paktes über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (im Folgenden als »Pakt« bezeichnet) verpflichtet, einzeln und durch internationale Hilfe und Zusammenarbeit, insbesondere wirtschaftlicher und technischer Art, unter Ausschöpfung aller seiner Möglichkeiten Maßnahmen zu treffen, um nach und nach mit allen geeigneten mitteln, vor allem durch gesetzgeberische Maßnahmen, die volle Verwirklichung der in dem Pakt anerkannten Rechte zu erreichen,


    in der Erwägung, dass es zur weiteren Verwirklichung der Ziele des Paktes und zur Durchführung seiner Bestimmungen angebracht wäre, den Ausschuss für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (im Folgenden als »Ausschuss« bezeichnet) zu ermächtigen, die in diesem Protokoll vorgesehenen Aufgaben wahrzunehmen,


    haben Folgendes vereinbart:


    Artikel1Zuständigkeit des Ausschusses für die Entgegennahme und Prüfung von mitteilungen


    (1) Jeder Vertragsstaat des Paktes, der Vertragspartei dieses Protokolls wird, erkennt die Zuständigkeit des Ausschusses für die Entgegennahme und Prüfung der in diesem Protokoll vorgesehenen mitteilungen an.


    (2) Der Ausschuss nimmt keine mitteilung entgegen, die einen Vertragsstaat des Paktes betrifft, der nicht Vertragspartei dieses Protokolls ist.


    Artikel2mitteilungen


    mitteilungen können von oder im Namen von der Hoheitsgewalt eines Vertragsstaats unterstehenden Einzelpersonen oder Personengruppen eingereicht werden, die behaupten, Opfer einer Verletzung eines der im Pakt niedergelegten wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte durch diesen Vertragsstaat zu sein. Wird eine mitteilung im Namen von Einzelpersonen oder Personengruppen eingereicht, so hat dies mit ihrer Zustimmung zu geschehen, es sei denn, der Urheber der mitteilung kann rechtfertigen, ohne eine solche Zustimmung in ihrem Namen zu handeln.


    Artikel3Zulässigkeit


    (1) Der Ausschuss prüft eine mitteilung nur, wenn er sich vergewissert hat, dass alle zur Verfügung stehenden innerstaatlichen Rechtsbehelfe erschöpft worden sind. Dies gilt nicht, wenn das Verfahren bei der Anwendung der Rechtsbehelfe unangemessen lange gedauert hat.


    (2) Der Ausschuss erklärt eine mitteilung für unzulässig,


    a) wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach der Erschöpfung der innerstaatlichen Rechtsbehelfe eingereicht wird, es sei denn, der Urheber der mitteilung kann nachweisen, dass eine Einreichung innerhalb dieser Frist nicht möglich war;


    b) wenn die der mitteilung zugrundeliegenden Tatsachen vor dem Inkrafttreten dieses Protokolls für den betreffenden Vertragsstaat eingetreten sind, es sei denn, dass sie auch nach diesem Zeitpunkt weiterbestehen;


    c) wenn dieselbe Sache bereits vom Ausschuss untersucht worden ist oder in einem anderen internationalen Untersuchungs- oder Streitregelungsverfahren geprüft worden ist oder geprüft wird;


    d) wenn sie mit den Bestimmungen des Paktes unvereinbar ist;


    e) wenn sie offensichtlich unbegründet ist, nicht hinreichend begründet wird oder ausschließlich auf von Massenmedien verbreiteten Meldungen beruht;


    f) wenn sie einen Missbrauch des Rechts auf Einreichung einer mitteilung darstellt oder


    g) wenn sie anonym ist oder nicht schriftlich eingereicht wird.


    Artikel4mitteilungen, die keine klare Benachteiligung erkennen lassen


    Der Ausschuss kann die Prüfung einer mitteilung erforderlichenfalls ablehnen, wenn sie nicht erkennen lässt, dass der Urheber eine klare Benachteiligung erlitten hat, es sei denn, der Ausschuss ist der Auffassung, dass die mitteilung eine ernste Frage von allgemeiner Bedeutung aufwirft.


    Artikel5Vorläufige Maßnahmen


    (1) Der Ausschuss kann jederzeit nach Eingang einer mitteilung und bevor eine Entscheidung in der Sache selbst getroffen worden ist, dem betreffenden Vertragsstaat ein Gesuch zur sofortigen Prüfung übermitteln, in dem er aufgefordert wird, die vorläufigen Maßnahmen zu treffen, die unter außergewöhnlichen Umständen gegebenenfalls erforderlich sind, um einen möglichen nicht wiedergutzumachenden Schaden für das oder die Opfer der behaupteten Verletzung abzuwenden.


    (2) Übt der Ausschuss sein Ermessen nach Absatz1 aus, so bedeutet das keine Entscheidung über die Zulässigkeit der mitteilung oder in der Sache selbst.


    Artikel6Übermittlung der mitteilung


    (1) Sofern nicht der Ausschuss eine mitteilung für unzulässig erachtet, ohne sich dabei an den betreffenden Vertragsstaat zu wenden, bringt der Ausschuss jede ihm nach diesem Protokoll zugegangene mitteilung dem Vertragsstaat vertraulich zur Kenntnis.


    (2) Der betreffende Vertragsstaat übermittelt dem Ausschuss innerhalb von sechs Monaten schriftliche Erklärungen oder Darlegungen zur Klärung der Sache und der gegebenenfalls von ihm getroffenen Abhilfemaßnahmen.


    Artikel7Gütliche Einigung


    (1) Der Ausschuss stellt den beteiligten Parteien seine Guten Dienste zur Verfügung, um eine gütliche Einigung in der Sache auf der Grundlage der Einhaltung der im Pakt niedergelegten Verpflichtungen herbeizuführen.


    (2) Beim Zustandekommen einer gütlichen Einigung wird die Prüfung der mitteilung nach diesem Protokoll eingestellt.


    Artikel8Prüfung der mitteilungen


    (1) Der Ausschuss prüft die ihm nach Artikel2 zugegangenen mitteilungen unter Berücksichtigung aller ihm unterbreiteten Unterlagen, wobei diese Unterlagen den betreffenden Parteien zuzuleiten sind.


    (2) Der Ausschuss berät über mitteilungen aufgrund dieses Protokolls in nichtöffentlicher Sitzung.


    (3) Bei der Prüfung einer mitteilung nach diesem Protokoll kann der Ausschuss gegebenenfalls einschlägige Unterlagen anderer Organe, Sonderorganisationen, Fonds, Programme und Mechanismen der Vereinten Nationen und anderer internationaler Organisationen, einschließlich regionaler Menschenrechtssysteme, sowie Stellungnahmen oder Bemerkungen des betreffenden Vertragsstaats heranziehen.


    (4) Bei der Prüfung von mitteilungen nach diesem Protokoll untersucht der Ausschuss die Angemessenheit der von dem Vertragsstaat im Einklang mit Teil II des Paktes getroffenen Maßnahmen. Dabei berücksichtigt der Ausschuss, dass der Vertragsstaat eine Reihe möglicher politischer Maßnahmen zur Verwirklichung der im Pakt niedergelegten Rechte treffen kann.


    Artikel9Kontrolle der Umsetzung der Auffassungen des Ausschusses


    (1) Nach Prüfung einer mitteilung übermittelt der Ausschuss den betreffenden Parteien seine Auffassungen zusammen mit etwaigen Empfehlungen.


    (2) Der Vertragsstaat zieht die Auffassungen des Ausschusses zusammen mit etwaigen Empfehlungen gebührend in Erwägung und unterbreitet dem Ausschuss innerhalb von sechs Monaten eine schriftliche Antwort, einschließlich Angaben über alle unter Berücksichtigung der Auffassungen und Empfehlungen des Ausschusses getroffenen Maßnahmen.


    (3) Der Ausschuss kann den Vertragsstaat auffordern, weitere Angaben über alle Maßnahmen, die der Vertragsstaat als Reaktion auf die Auffassungen oder etwaigen Empfehlungen des Ausschusses getroffen hat, vorzulegen, einschließlich, soweit dies vom Ausschuss als geeignet erachtet wird, in den folgenden Berichten des Vertragsstaats nach den Artikeln16 und 17 des Paktes.


    Artikel10mitteilungen von Staaten


    (1) Ein Vertragsstaat dieses Protokolls kann aufgrund dieses Artikels jederzeit erklären, dass er die Zuständigkeit des Ausschusses zur Entgegennahme und Prüfung von mitteilungen anerkennt, in denen ein Vertragsstaat geltend macht, ein anderer Vertragsstaat komme seinen Verpflichtungen aus dem Pakt nicht nach. mitteilungen aufgrund dieses Artikels können nur entgegengenommen und geprüft werden, wenn sie von einem Vertragsstaat eingereicht werden, der für sich selbst die Zuständigkeit des Ausschusses durch eine Erklärung anerkannt hat. Der Ausschuss darf keine mitteilung entgegennehmen, die einen Vertragsstaat betrifft, der keine derartige Erklärung abgegeben hat. Auf mitteilungen, die aufgrund dieses Artikels eingehen, ist folgendes Verfahren anzuwenden:


    a) Ist ein Vertragsstaat dieses Protokolls der Auffassung, dass ein anderer Vertragsstaat seine Verpflichtungen aus dem Pakt nicht erfüllt, so kann er den anderen Staat durch eine schriftliche mitteilung darauf hinweisen. Der Vertragsstaat kann außerdem den Ausschuss über die Sache unterrichten. Innerhalb von drei Monaten nach Zugang der mitteilung hat der Empfangsstaat dem Staat, der die mitteilung übersandt hat, in Bezug auf die Sache eine schriftliche Erklärung oder sonstige Stellungnahme zukommen zu lassen, die, soweit es möglich und angebracht ist, einen Hinweis auf die in der Sache durchgeführten, anhängigen oder zur Verfügung stehenden innerstaatlichen Verfahren und Rechtsbehelfe enthalten soll;


    b) wird die Sache nicht innerhalb von sechs Monaten nach Eingang der einleitenden mitteilung bei dem Empfangsstaat zur Zufriedenheit der beiden beteiligten Vertragsstaaten geregelt, so hat jeder der beiden Staaten das Recht, die Sache dem Ausschuss zu unterbreiten, indem er diesem und dem anderen Staat eine entsprechende mitteilung macht;


    c) der Ausschuss befasst sich mit einer ihm unterbreiteten Sache erst dann, wenn er sich vergewissert hat, dass alle in der Sache zur Verfügung stehenden innerstaatlichen Rechtsbehelfe eingelegt und erschöpft worden sind. Dies gilt nicht, wenn das Verfahren bei der Anwendung der Rechtsbehelfe unangemessen lange gedauert hat;


    d) sofern die Voraussetzungen des Buchstaben c erfüllt sind, stellt der Ausschuss den beteiligten Vertragsstaaten seine Guten Dienste zur Verfügung, um eine gütliche Regelung der Sache auf der Grundlage der Einhaltung der im Pakt niedergelegten Verpflichtungen herbeizuführen;


    e) der Ausschuss berät über mitteilungen aufgrund dieses Artikels in nichtöffentlicher Sitzung;


    f) der Ausschuss kann in jeder ihm nach Buchstabe b unterbreiteten Sache die unter Buchstabe b genannten beteiligten Vertragsstaaten auffordern, alle erheblichen Angaben beizubringen;


    g) die unter Buchstabe b genannten beteiligten Vertragsstaaten haben das Recht, sich vertreten zu lassen sowie mündlich und/oder schriftlich Stellung zu nehmen, wenn die Sache vom Ausschuss verhandelt wird;


    h) der Ausschuss legt mit aller gebotenen Eile nach Eingang der unter Buchstabe b vorgesehenen mitteilung einen Bericht vor wie folgt:


    i) wenn eine Regelung im Sinne von Buchstabe d zustande gekommen ist, beschränkt der Ausschuss seinen Bericht auf eine kurze Darstellung des Sachverhalts und der erzielten Regelung;


    ii) wenn eine Regelung im Sinne von Buchstabe d nicht zustande gekommen ist, legt der Ausschuss in seinem Bericht den einschlägigen Sachverhalt in der Sache zwischen den beteiligten Vertragsstaaten dar. Der Bericht enthält auch die schriftlichen Stellungnahmen der beteiligten Vertragsstaaten und ein Protokoll über ihre mündlichen Stellungnahmen. Der Ausschuss kann außerdem nur den beteiligten Vertragsstaaten alle Auffassungen übermitteln, die er in der Sache zwischen ihnen für erheblich hält.


    In jedem Falle wird der Bericht den beteiligten Vertragsstaaten übermittelt.


    (2) Eine Erklärung aufgrund von Absatz1 wird von den Vertragsstaaten beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt, der den anderen Vertragsstaaten Abschriften davon übermittelt. Eine Erklärung kann jederzeit durch eine an den Generalsekretär gerichtete Notifikation zurückgenommen werden. Eine solche Zurücknahme berührt nicht die Prüfung einer Sache, die Gegenstand einer aufgrund dieses Artikels bereits vorgenommenen mitteilung ist; nach Eingang der Notifikation über die Zurücknahme der Erklärung beim Generalsekretär wird keine weitere mitteilung eines Vertragsstaates entgegengenommen, es sei denn, dass der betroffene Vertragsstaat eine neue Erklärung abgegeben hat.


    Artikel11Untersuchungsverfahren


    (1) Ein Vertragsstaat dieses Protokolls kann jederzeit erklären, dass er die in diesem Artikelvorgesehene Zuständigkeit des Ausschusses anerkennt.


    (2) Erhält der Ausschuss zuverlässige Angaben, die auf schwerwiegende oder systematische Verletzungen eines der im Pakt niedergelegten wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte durch einen Vertragsstaat hinweisen, so fordert der Ausschuss diesen Vertragsstaat auf, bei der Prüfung dieser Angaben mitzuwirken und zu diesen Angaben Stellung zu nehmen.


    (3) Der Ausschuss kann unter Berücksichtigung der von dem betreffenden Vertragsstaat abgegebenen Stellungnahmen sowie aller sonstigen ihm zur Verfügung stehenden zuverlässigen Angaben eines oder mehrere seiner Mitglieder beauftragen, eine Untersuchung durchzuführen und ihm sofort zu berichten. Sofern geboten, kann die Untersuchung mit Zustimmung des Vertragsstaats einen Besuch in seinem Hoheitsgebiet einschließen.


    (4) Eine solche Untersuchung ist vertraulich durchzuführen; die Mitwirkung des Vertragsstaats ist auf allen Verfahrensstufen anzustreben.


    (5) Nachdem der Ausschuss die Ergebnisse einer solchen Untersuchung geprüft hat, übermittelt er sie zusammen mit etwaigen Bemerkungen und Empfehlungen dem betreffenden Vertragsstaat.


    (6) Der Vertragsstaat unterbreitet innerhalb von sechs Monaten nach Eingang der vom Ausschuss übermittelten Ergebnisse, Bemerkungen und Empfehlungen dem Ausschuss seine Stellungnahmen.


    (7) Nachdem das mit einer Untersuchung gemäß Absatz2 zusammenhängende Verfahren abgeschlossen ist, kann der Ausschuss nach Konsultation des betreffenden Vertragsstaats beschließen, eine Zusammenfassung der Ergebnisse des Verfahrens in seinen nach Artikel15 dieses Protokolls erstellten Jahresbericht aufzunehmen.


    (8) Jeder Vertragsstaat, der eine Erklärung nach Absatz1 abgegeben hat, kann diese Erklärung jederzeit durch eine an den Generalsekretär gerichtete Notifikation zurücknehmen.


    Artikel12Weiterverfolgung des Untersuchungsverfahrens


    (1) Der Ausschuss kann den betreffenden Vertragsstaat auffordern, in seinen Bericht nach den Artikeln16 und 17 des Paktes Einzelheiten über Maßnahmen aufzunehmen, die als Reaktion auf eine nach Artikel11 dieses Protokolls durchgeführte Untersuchung getroffen wurden.


    (2) Sofern erforderlich, kann der Ausschuss nach Ablauf des in Artikel11 Absatz6 genannten Zeitraums von sechs Monaten den betreffenden Vertragsstaat auffordern, ihn über die als Reaktion auf eine solche Untersuchung getroffenen Maßnahmen zu unterrichten.


    Artikel13Schutzmaßnahmen


    Ein Vertragsstaat trifft alle geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen, dass seiner Hoheitsgewalt unterstehende Personen keiner Misshandlung oder Einschüchterung ausgesetzt werden, weil sie sich aufgrund dieses Protokolls an den Ausschuss gewandt haben.


    Artikel14Internationale Hilfe und Zusammenarbeit


    (1) Der Ausschuss übermittelt, wenn er dies für angebracht hält, mit Zustimmung des betreffenden Vertragsstaats den Sonderorganisationen, Fonds und Programmen der Vereinten Nationen und anderen zuständigen Stellen seine Auffassungen oder Empfehlungen zu mitteilungen und Untersuchungen, die einen Hinweis auf ein Bedürfnis an fachlicher Beratung oder Unterstützung enthalten, zusammen mit etwaigen Stellungnahmen und Vorschlägen des Vertragsstaats zu den Auffassungen oder Empfehlungen.


    (2) Der Ausschuss kann diesen Stellen außerdem mit Zustimmung des betreffenden Vertragsstaats alles aus den nach diesem Protokoll geprüften mitteilungen zur Kenntnis bringen, was ihnen helfen kann, in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich über die Zweckmäßigkeit internationaler Maßnahmen zu entscheiden, die den Vertragsstaaten dabei behilflich sein können, Fortschritte bei der Umsetzung der im Pakt anerkannten Rechte zu erzielen.


    (3) In Übereinstimmung mit den einschlägigen Verfahren der Generalversammlung wird ein nach der Finanzordnung und den Finanzvorschriften der Vereinten Nationen zu verwaltender Treuhandfonds eingerichtet, um Vertragsstaaten mit deren Zustimmung fachliche und technische Unterstützung zur besseren Umsetzung der im Pakt enthaltenen Rechte zu gewähren und so zum Aufbau nationaler Kapazitatäten im Bereich der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte im Rahmen dieses Protokolls beizutragen.


    (4) Dieser Artikelberührt nicht die Pflicht jedes Vertragsstaats, seine Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen zu erfüllen.


    Artikel15Jahresbericht


    Der Ausschuss nimmt in seinen Jahresbericht eine Zusammenfassung seiner Tätigkeit nach diesem Protokoll auf.


    Artikel16Verbreitung und Informationen


    Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, den Pakt und dieses Protokoll weithin bekannt zu machen und zu verbreiten und den Zugang zu Angaben über die Auffassungen und Empfehlungen des Ausschusses, insbesondere in diesen Vertragsstaat betreffenden Sachen, zu erleichtern und dies in für Menschen mit Behinderungen zugänglichen Formaten zu tun.


    Artikel17Unterzeichnung, Ratifikation und Beitritt


    (1) Dieses Protokoll liegt für jeden Staat, der den Pakt unterzeichnet oder ratifiziert hat oder ihm beigetreten ist, zur Unterzeichnung auf.


    (2) Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation, die von allen Staaten vorgenommen werden kann, die den Pakt ratifiziert haben oder ihm beigetreten sind. Die Ratifikationsurkunden werden beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.


    (3) Dieses Protokoll steht jedem Staat, der den Pakt ratifiziert hat oder ihm beigetreten ist, zum Beitritt offen.


    (4) Der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung einer Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen.


    Artikel18Inkrafttreten


    (1) Dieses Protokoll tritt drei Monate nach Hinterlegung der zehnten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen in Kraft.


    (2) Für jeden Staat, der dieses Protokoll nach Hinterlegung der zehnten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde ratifiziert oder ihm beitritt, tritt es drei Monate nach Hinterlegung seiner Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.


    Artikel19Änderungen


    (1) Jeder Vertragsstaat kann eine Änderung dieses Protokolls vorschlagen und beim Generalsekretär der Vereinten Nationen einreichen. Der Generalsekretär übermittelt jeden Änderungsvorschlag den Vertragsstaaten mit der Aufforderung, ihm zu notifizieren, ob sie die Einberufung eines Treffens der Vertragsstaaten zur Beratung und Entscheidung über den Vorschlag befürworten. Befürwortet innerhalb von vier Monaten nach dem Datum der Übermittlung wenigstens ein Drittel der Vertragsstaaten die Einberufung eines solchen Treffens, so beruft der Generalsekretär das Treffen unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen ein. Jede Änderung, die von einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden und abstimmenden Vertragsstaaten beschlossen wird, wird vom Generalsekretär der Generalversammlung zur Genehmigung und danach allen Vertragsstaaten zur Annahme vorgelegt.


    (2) Eine nach Absatz1 beschlossene und genehmigte Änderung tritt am dreißigsten Tag nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem die Anzahl der hinterlegten Annahmeurkunden zwei Drittel der Anzahl der Vertragsstaaten zum Zeitpunkt der Beschlussfassung über die Änderung erreicht. Danach tritt die Änderung für jeden Vertragsstaat am dreißigsten Tag nach Hinterlegung seiner eigenen Annahmeurkunde in Kraft. Eine Änderung ist nur für die Vertragsstaaten, die sie angenommen haben, verbindlich.


    Artikel20Kündigung


    (1) Jeder Vertragsstaat kann dieses Protokoll jederzeit durch schriftliche Notifikation an den Generalsekretär der Vereinten Nationen kündigen. Die Kündigung wird sechs Monate nach Eingang der Notifikation beim Generalsekretär wirksam.


    (2) Die Kündigung berührt nicht die weitere Anwendung dieses Protokolls auf mitteilungen nach den Artikeln2 und 10 oder Verfahren nach Artikel11, die vor dem Wirksamwerden der Kündigung eingegangen oder begonnen worden sind.


    Artikel21Unterrichtung durch den Generalsekretär


    Der Generalsekretär der Vereinten Nationen unterrichtet alle in Artikel26 Absatz1 des Paktes bezeichneten Staaten von


    a) den Unterzeichnungen, Ratifikationen und Beitritten nach diesem Protokoll;


    b) dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Protokolls und der Änderungen nach Artikel19;


    c) Kündigungen nach Artikel20.


    Artikel22Offizielle Sprachen


    (1) Dieses Protokoll, dessen arabischer, chinesischer, englischer, französischer, russischer und spanischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird im Archiv der Vereinten Nationen hinterlegt.


    (2) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen übermittelt allen in Artikel26 des Paktes bezeichneten Staaten beglaubigte Abschriften dieses Protokolls.


    
      Hinweise


      Fundstelle: UN-Doc. A/63/435


      Verabschiedung: 10.Dezember 2008


      Inkrafttreten: 5.Mai 2013


      Zahl der Vertragsstaaten: 20


      Individualbeschwerde: ja


      Deutschland: nicht unterzeichnet und nicht ratifiziert

    


    13Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte vom 16.Dezember1966 (International Covenant on Civil and Political Rights, ICCPR)


    DIE VERTRAGSSTAATEN DIESES PAKTES,


    in der Erwägung, dass nach den in der Charta der Vereinten Nationen verkündeten Grundsätzen die Anerkennung der allen Mitgliedern der menschlichen Gesellschaft innewohnenden Würde und der Gleichheit und Unveräußerlichkeit ihrer Rechte die Grundlage von Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden in der Welt bildet,


    in der Erkenntnis, dass sich diese Rechte aus der dem Menschen innewohnenden Würde herleiten,


    in der Erkenntnis, dass nach der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte das Ideal vom freien Menschen, der bürgerliche und politische Freiheit genießt und frei von Furcht und Not lebt, nur verwirklicht werden kann, wenn Verhältnisse geschaffen werden, in denen jeder seine bürgerlichen und politischen Rechte ebenso wie seine wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte genießen kann,


    in der Erwägung, dass die Charta der Vereinten Nationen die Staaten verpflichtet, die allgemeine und wirksame Achtung der Rechte und Freiheiten des Menschen zu fördern,


    im Hinblick darauf, dass der einzelne gegenüber seinen Mitmenschen und der Gemeinschaft, der er angehört, Pflichten hat und gehalten ist, für die Förderung und Achtung der in diesem Pakt anerkannten Rechte einzutreten


    vereinbaren folgende Artikel:


    Teil I


    Artikel1


    (1) Alle Völker haben das Recht auf Selbstbestimmung. Kraft dieses Rechts entscheiden sie frei über ihren politischen Status und gestalten in Freiheit ihre wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung.


    (2) Alle Völker können für ihre eigenen Zwecke frei über ihre natürlichen Reichtümer und mittel verfügen, unbeschadet aller Verpflichtungen, die aus der internationalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit auf der Grundlage des gegenseitigen Wohles sowie aus dem Völkerrecht erwachsen. In keinem Fall darf ein Volk seiner eigenen Existenzmittel beraubt werden.


    (3) Die Vertragsstaaten, einschließlich der Staaten, die für die Verwaltung von Gebieten ohne Selbstregierung und von Treuhandgebieten verantwortlich sind, haben entsprechend den Bestimmungen der Charta der Vereinten Nationen die Verwirklichung des Rechts auf Selbstbestimmung zu fördern und dieses Recht zu achten.


    Teil II


    Artikel2


    (1) Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, die in diesem Pakt anerkannten Rechte zu achten und sie allen in seinem Gebiet befindlichen und seiner Herrschaftsgewalt unterstehenden Personen ohne Unterschied wie insbesondere der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen oder sozialen Herkunft, des Vermögens, der Geburt oder des sonstigen Status zu gewährleisten.


    (2) Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, im Einklang mit seinem verfassungsmäßigen Verfahren und mit den Bestimmungen dieses Paktes die erforderlichen Schritte zu unternehmen, um die gesetzgeberischen oder sonstigen Vorkehrungen zu treffen, die notwendig sind, um den in diesem Pakt anerkannten Rechten Wirksamkeit zu verleihen, soweit solche Vorkehrungen nicht bereits getroffen worden sind.


    (3) Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich,


    a) dafür Sorge zu tragen, dass jeder, der in seinen in diesem Pakt anerkannten Rechten oder Freiheiten verletzt worden ist, das Recht hat, eine wirksame Beschwerde einzulegen, selbst wenn die Verletzung von Personen begangen worden ist, die in amtlicher Eigenschaft gehandelt haben;


    b) dafür Sorge zu tragen, dass jeder, der eine solche Beschwerde erhebt, sein Recht durch das zuständige Gerichts-, Verwaltungs- oder Gesetzgebungsorgan oder durch eine andere, nach den Rechtsvorschriften des Staates zuständige Stelle feststellen lassen kann, und den gerichtlichen Rechtsschutz auszubauen;


    c) dafür Sorge zu tragen, dass die zuständigen Stellen Beschwerden, denen stattgegeben wurde, Geltung verschaffen.


    Artikel3


    Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die Gleichberechtigung von Mann und Frau bei der Ausübung aller in diesem Pakt festgelegten bürgerlichen und politischen Rechte sicherzustellen.


    Artikel4


    (1) Im Falle eines öffentlichen Notstandes, der das Leben der Nation bedroht und der amtlich verkündet ist, können die Vertragsstaaten Maßnahmen ergreifen, die ihre Verpflichtungen aus diesem Pakt in dem Umfang, den die Lage unbedingt erfordert, außer Kraft setzen, vorausgesetzt, dass diese Maßnahmen ihren sonstigen völkerrechtlichen Verpflichtungen nicht zuwiderlaufen und keine Diskriminierung allein wegen der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache, der Religion oder der sozialen Herkunft enthalten.


    (2) Auf Grund der vorstehenden Bestimmung dürfen die Artikel6, 7, 8 (Absätze1 und 2), 11, 15, 16 und 18 nicht außer Kraft gesetzt werden.


    (3) Jeder Vertragsstaat, der das Recht, Verpflichtungen außer Kraft zu setzen, ausübt, hat den übrigen Vertragsstaaten durch Vermittlung des Generalsekretärs der Vereinten Nationen unverzüglich mitzuteilen, welche Bestimmungen er außer Kraft gesetzt hat und welche Gründe ihn dazu veranlasst haben. Auf demselben Wege ist durch eine weitere mitteilung der Zeitpunkt anzugeben, in dem eine solche Maßnahme endet.


    Artikel5


    (1) Keine Bestimmung dieses Paktes darf dahin ausgelegt werden, dass sie für einen Staat, eine Gruppe oder eine Person das Recht begründet, eine Tätigkeit auszuüben oder eine Handlung zu begehen, die auf die Abschaffung der in diesem Pakt anerkannten Rechte und Freiheiten oder auf weitergehende Beschränkungen dieser Rechte und Freiheiten, als in dem Pakt vorgesehen, hinzielt.


    (2) Die in einem Vertragsstaat durch Gesetze, Übereinkommen, Verordnungen oder durch Gewohnheitsrecht anerkannten oder bestehenden grundlegenden Menschenrechte dürfen nicht unter dem Vorwand beschränkt oder außer Kraft gesetzt werden, dass dieser Pakt derartige Rechte nicht oder nur in einem geringen Ausmaße anerkenne.


    TeilIII


    Artikel6


    (1) Jeder Mensch hat ein angeborenes Recht auf Leben. Dieses Recht ist gesetzlich zu schützen. Niemand darf willkürlich seines Lebens beraubt werden.


    (2) In Staaten, in denen die Todesstrafe nicht abgeschafft worden ist, darf ein Todesurteil nur für schwerste Verbrechen auf Grund von Gesetzen verhängt werden, die zur Zeit der Begehung der Tat in Kraft waren und die den Bestimmungen dieses Paktes und der Konvention über die Verhütung und Bestrafung des Völkermordes nicht widersprechen. Diese Strafe darf nur auf Grund eines von einem zuständigen Gericht erlassenen rechtskräftigen Urteils vollstreckt werden.


    (3) Erfüllt die Tötung den Tatbestand des Völkermordes, so ermächtigt dieser Artikeldie Vertragsstaaten nicht, sich in irgendeiner Weise einer Verpflichtung zu entziehen, die sie nach den Bestimmungen der Konvention über die Verhütung und Bestrafung des Völkermordes übernommen haben.


    (4) Jeder zum Tode Verurteilte hat das Recht, um Begnadigung oder Umwandlung der Strafe zu bitten. Amnestie, Begnadigung oder Umwandlung der Todesstrafe kann in allen Fällen gewährt werden.


    (5) Die Todesstrafe darf für strafbare Handlungen, die von Jugendlichen unter 18Jahren begangen worden sind, nicht verhängt und an schwangeren Frauen nicht vollstreckt werden.


    (6) Keine Bestimmung dieses Artikels darf herangezogen werden, um die Abschaffung der Todesstrafe durch einen Vertragsstaat zu verzögern oder zu verhindern.


    Artikel7


    Niemand darf der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe unterworfen werden. Insbesondere darf niemand ohne seine freiwillige Zustimmung medizinischen oder wissenschaftlichen Versuchen unterworfen werden.


    Artikel8


    (1) Niemand darf in Sklaverei gehalten werden; Sklaverei und Sklavenhandel in allen ihren Formen sind verboten.


    (2) Niemand darf in Leibeigenschaft gehalten werden.


    (3)


    a) Niemand darf gezwungen werden, Zwangs- oder Pflichtarbeit zu verrichten;


    b) Buchstabe a ist nicht so auszulegen, dass er in Staaten, in denen bestimmte Straftaten mit einem mit Zwangsarbeit verbundenen Freiheitsentzug geahndet werden können, die Leistung von Zwangsarbeit auf Grund einer Verurteilung durch ein zuständiges Gericht ausschließt;


    c) als »Zwangs- oder Pflichtarbeit« im Sinne dieses Absatzes gilt nicht


    i) jede nicht unter Buchstabe b genannte Arbeit oder Dienstleistung, die normalerweise von einer Person verlangt wird, der auf Grund einer rechtmäßigen Gerichtsentscheidung die Freiheit entzogen oder die aus einem solchen Freiheitsentzug bedingt entlassen worden ist;


    ii) jede Dienstleistung militärischer Art sowie in Staaten, in denen die Wehrdienstverweigerung aus Gewissensgründen anerkannt wird, jede für Wehrdienstverweigerer gesetzlich vorgeschriebene nationale Dienstleistung;


    iii) jede Dienstleistung im Falle von Notständen oder Katastrophen, die das Leben oder das Wohl der Gemeinschaft bedrohen;


    iv) jede Arbeit oder Dienstleistung, die zu den normalen Bürgerpflichten gehört.


    Artikel9


    (1) Jedermann hat ein Recht auf persönliche Freiheit und Sicherheit. Niemand darf willkürlich festgenommen oder in Haft gehalten werden. Niemand darf seine Freiheit entzogen werden, es sei denn aus gesetzlich bestimmten Gründen und unter Beachtung des im Gesetz vorgeschriebenen Verfahrens.


    (2) Jeder Festgenommene ist bei seiner Festnahme über die Gründe der Festnahme zu unterrichten, und die gegen ihn erhobenen Beschuldigungen sind ihm unverzüglich mitzuteilen.


    (3) Jeder, der unter dem Vorwurf einer strafbaren Handlung festgenommen worden ist oder in Haft gehalten wird, muss unverzüglich einem Richter oder einer anderen gesetzlich zur Ausübung richterlicher Funktionen ermächtigten Amtsperson vorgeführt werden und hat Anspruch auf ein Gerichtsverfahren innerhalb angemessener Frist oder auf Entlassung aus der Haft. Es darf nicht die allgemeine Regel sein, dass Personen, die eine gerichtliche Aburteilung erwarten, in Haft gehalten werden, doch kann die Freilassung davon abhängig gemacht werden, dass für das Erscheinen zur Hauptverhandlung oder zu jeder anderen Verfahrenshandlung und gegebenenfalls zur Vollstreckung des Urteils Sicherheit geleistet wird.


    (4) Jeder, dem seine Freiheit durch Festnahme oder Haft entzogen ist, hat das Recht, ein Verfahren vor einem Gericht zu beantragen, damit dieses unverzüglich über die Rechtmäßigkeit der Freiheitsentziehung entscheiden und seine Entlassung anordnen kann, falls die Freiheitsentziehung nicht rechtmäßig ist.


    (5) Jeder, der unrechtmäßig festgenommen oder in Haft gehalten worden ist, hat einen Anspruch auf Entschädigung.


    Artikel10


    (1) Jeder, dem seine Freiheit entzogen ist, muss menschlich und mit Achtung vor der dem Menschen innewohnenden Würde behandelt werden.


    (2)


    a) Beschuldigte sind, abgesehen von außergewöhnlichen Umständen, von Verurteilten getrennt unterzubringen und so zu behandeln, wie es ihrer Stellung als Nichtverurteilte entspricht;


    b) jugendliche Beschuldigte sind von Erwachsenen zu trennen, und es hat so schnell wie möglich ein Urteil zu ergehen.


    (3) Der Strafvollzug schließt eine Behandlung der Gefangenen ein, die vornehmlich auf ihre Besserung und gesellschaftliche Wiedereingliederung hinzielt. Jugendliche Straffällige sind von Erwachsenen zu trennen und ihrem Alter und ihrer Rechtsstellung entsprechend zu behandeln.


    Artikel11


    Niemand darf nur deswegen in Haft genommen werden, weil er nicht in der Lage ist, eine vertragliche Verpflichtung zu erfüllen.


    Artikel12


    (1) Jedermann, der sich rechtmäßig im Hoheitsgebiet eines Staates aufhält, hat das Recht, sich dort frei zu bewegen und seinen Wohnsitz frei zu wählen.


    (2) Jedermann steht es frei, jedes Land einschließlich seines eigenen zu verlassen.


    (3) Die oben erwähnten Rechte dürfen nur eingeschränkt werden, wenn dies gesetzlich vorgesehen und zum Schutz der nationalen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung (ordre public), der Volksgesundheit, der öffentlichen Sittlichkeit oder der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist und die Einschränkungen mit den übrigen in diesem Pakt anerkannten Rechten vereinbar sind.


    (4) Niemand darf willkürlich das Recht entzogen werden, in sein eigenes Land einzureisen.


    Artikel13


    Ein Ausländer, der sich rechtmäßig im Hoheitsgebiet eines Vertragsstaates aufhält, kann aus diesem nur aufgrund einer rechtmäßig ergangenen Entscheidung ausgewiesen werden, und es ist ihm, sofern nicht zwingende Gründe der nationalen Sicherheit entgegenstehen, Gelegenheit zu geben, die gegen seine Ausweisung sprechenden Gründe vorzubringen und diese Entscheidung durch die zuständige Behörde oder durch eine oder mehrere von dieser Behörde besonders bestimmte Personen nachprüfen und sich dabei vertreten zu lassen.


    Artikel14


    (1) Alle Menschen sind vor Gericht gleich. Jedermann hat Anspruch darauf, dass über eine gegen ihn erhobene strafrechtliche Anklage oder seine zivilrechtlichen Ansprüche und Verpflichtungen durch ein zuständiges, unabhängiges, unparteiisches und auf Gesetz beruhendes Gericht in billiger Weise und öffentlich verhandelt wird. Aus Gründen der Sittlichkeit, der öffentlichen Ordnung (ordre public) oder der nationalen Sicherheit in einer demokratischen Gesellschaft oder wenn es im Interesse des Privatlebens der Parteien erforderlich ist oder soweit dies nach Auffassung des Gerichts unbedingt erforderlich ist unter besonderen Umständen, in denen die Öffentlichkeit des Verfahrens die Interessen der Gerechtigkeit beeinträchtigen würde, können Presse und Öffentlichkeit während der ganzen oder eines Teils der Verhandlung ausgeschlossen werden; jedes Urteil in einer Straf- oder Zivilsache ist jedoch öffentlich zu verkünden, sofern nicht die Interessen Jugendlicher dem entgegenstehen oder das Verfahren Ehestreitigkeiten oder die Vormundschaft über Kinder betrifft.


    (2) Jeder wegen einer strafbaren Handlung Angeklagte hat Anspruch darauf, bis zu dem im gesetzlichen Verfahren erbrachten Nachweis seiner Schuld als unschuldig zu gelten.


    (3) Jeder wegen einer strafbaren Handlung Angeklagte hat in gleicher Weise im Verfahren Anspruch auf folgende Mindestgarantien:


    a) Er ist unverzüglich und im Einzelnen in einer ihm verständlichen Sprache über Art und Grund der gegen ihn erhobenen Anklage zu unterrichten;


    b) er muss hinreichend Zeit und Gelegenheit zur Vorbereitung seiner Verteidigung und zum Verkehr mit einem Verteidiger seiner Wahl haben;


    c) es muss ohne unangemessene Verzögerung ein Urteil gegen ihn ergehen;


    d) er hat das Recht, bei der Verhandlung anwesend zu sein und sich selbst zu verteidigen oder durch einen Verteidiger seiner Wahl verteidigen zu lassen; falls er keinen Verteidiger hat, ist er über das Recht, einen Verteidiger in Anspruch zu nehmen, zu unterrichten; fehlen ihm die mittel zur Bezahlung eines Verteidigers, so ist ihm ein Verteidiger unentgeltlich zu bestellen, wenn dies im Interesse der Rechtspflege erforderlich ist;


    e) er darf Fragen an die Belastungszeugen stellen oder stellen lassen und das Erscheinen und die Vernehmung der Entlastungszeugen unter den für die Belastungszeugen geltenden Bedingungen erwirken;


    f) er kann die unentgeltliche Beiziehung eines Dolmetschers verlangen, wenn er die Verhandlungssprache des Gerichts nicht versteht oder spricht;


    g) er darf nicht gezwungen werden, gegen sich selbst als Zeuge auszusagen oder sich schuldig zu bekennen.


    (4) Gegen Jugendliche ist das Verfahren in einer Weise zu führen, die ihrem Alter entspricht und ihre Wiedereingliederung in die Gesellschaft fördert.


    (5) Jeder, der wegen einer strafbaren Handlung verurteilt worden ist, hat das Recht, das Urteil entsprechend dem Gesetz durch ein höheres Gericht nachprüfen zu lassen.


    (6) Ist jemand wegen einer strafbaren Handlung rechtskräftig verurteilt und ist das Urteil später aufgehoben oder der Verurteilte begnadigt worden, weil eine neue oder eine neu bekannt gewordene Tatsache schlüssig beweist, dass ein Fehlurteil vorlag, so ist derjenige, der aufgrund eines solchen Urteils eine Strafe verbüßt hat, entsprechend dem Gesetz zu entschädigen, sofern nicht nachgewiesen wird, dass das nicht rechtzeitige Bekanntwerden der betreffenden Tatsache ganz oder teilweise ihm zuzuschreiben ist.


    (7) Niemand darf wegen einer strafbaren Handlung, wegen der er bereits nach dem Gesetz und dem Strafverfahrensrecht des jeweiligen Landes rechtskräftig verurteilt oder freigesprochen worden ist, erneut verfolgt oder bestraft werden.


    Artikel15


    (1) Niemand darf wegen einer Handlung oder Unterlassung verurteilt werden, die zur Zeit ihrer Begehung nach inländischem oder nach internationalem Recht nicht strafbar war. Ebenso darf keine schwerere Strafe als die im Zeitpunkt der Begehung der strafbaren Handlung angedrohte Strafe verhängt werden. Wird nach Begehung einer strafbaren Handlung durch Gesetz eine mildere Strafe eingeführt, so ist das mildere Gesetz anzuwenden.


    (2) Dieser Artikelschließt die Verurteilung oder Bestrafung einer Person wegen einer Handlung oder Unterlassung nicht aus, die im Zeitpunkt ihrer Begehung nach den von der Völkergemeinschaft anerkannten allgemeinen Rechtsgrundsätzen strafbar war.


    Artikel16


    Jedermann hat das Recht, überall als rechtsfähig anerkannt zu werden.


    Artikel17


    (1) Niemand darf willkürlichen oder rechtswidrigen Eingriffen in sein Privatleben, seine Familie, seine Wohnung und seinen Schriftverkehr oder rechtswidrigen Beeinträchtigungen seiner Ehre und seines Rufes ausgesetzt werden.


    (2) Jedermann hat Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen solche Eingriffe oder Beeinträchtigungen.


    Artikel18


    (1) Jedermann hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit. Dieses Recht umfasst die Freiheit, eine Religion oder eine Weltanschauung eigener Wahl zu haben oder anzunehmen, und die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung allein oder in Gemeinschaft mit anderen, öffentlich oder privat durch Gottesdienst, Beachtung religiöser Bräuche, Ausübung und Unterricht zu bekunden.


    (2) Niemand darf einem Zwang ausgesetzt werden, der seine Freiheit, eine Religion oder eine Weltanschauung seiner Wahl zu haben oder anzunehmen, beeinträchtigen würde.


    (3) Die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung zu bekunden, darf nur den gesetzlich vorgesehenen Einschränkungen unterworfen werden, die zum Schutz der öffentlichen Sicherheit, Ordnung, Gesundheit, Sittlichkeit oder der Grundrechte und -freiheiten anderer erforderlich sind.


    (4) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die Freiheit der Eltern und gegebenenfalls des Vormunds oder Pflegers zu achten, die religiöse und sittliche Erziehung ihrer Kinder in Übereinstimmung mit ihren eigenen Überzeugungen sicherzustellen.


    Artikel19


    (1) Jedermann hat das Recht auf unbehinderte Meinungsfreiheit.


    (2) Jedermann hat das Recht auf freie Meinungsäußerung; dieses Recht schließt die Freiheit ein, ohne Rücksicht auf Staatsgrenzen Informationen und Gedankengut jeder Art in Wort, Schrift oder Druck, durch Kunstwerke oder andere mittel eigener Wahl sich zu beschaffen, zu empfangen und weiterzugeben.


    (3) Die Ausübung der in Absatz2 vorgesehenen Rechte ist mit besonderen Pflichten und einer besonderen Verantwortung verbunden. Sie kann daher bestimmten, gesetzlich vorgesehenen Einschränkungen unterworfen werden, die erforderlich sind


    a) für die Achtung der Rechte oder des Rufs anderer;


    b) für den Schutz der nationalen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung (ordre public), der Volksgesundheit oder der öffentlichen Sittlichkeit.


    Artikel20


    (1) Jede Kriegspropaganda wird durch Gesetz verboten.


    (2) Jedes Eintreten für nationalen, rassischen oder religiösen Hass, durch das zu Diskriminierung, Feindseligkeit oder Gewalt aufgestachelt wird, wird durch Gesetz verboten.


    Artikel21


    Das Recht, sich friedlich zu versammeln, wird anerkannt. Die Ausübung dieses Rechts darf keinen anderen als den gesetzlich vorgesehenen Einschränkungen unterworfen werden, die in einer demokratischen Gesellschaft im Interesse der nationalen oder der öffentlichen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung (ordre public), zum Schutz der Volksgesundheit, der öffentlichen Sittlichkeit oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig sind.


    Artikel22


    (1) Jedermann hat das Recht, sich frei mit anderen zusammenzuschließen sowie zum Schutz seiner Interessen Gewerkschaften zu bilden und ihnen beizutreten.


    (2) Die Ausübung dieses Rechts darf keinen anderen als den gesetzlich vorgesehenen Einschränkungen unterworfen werden, die in einer demokratischen Gesellschaft im Interesse der nationalen oder der öffentlichen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung (ordre public), zum Schutz der Volksgesundheit, der öffentlichen Sittlichkeit oder zum Schutze der Rechte und Freiheiten anderer notwendig sind. Dieser Artikelsteht gesetzlichen Einschränkungen der Ausübung dieses Rechts für Angehörige der Streitkräfte oder der Polizei nicht entgegen.


    (3) Keine Bestimmung dieses Artikels ermächtigt die Vertragsstaaten des Übereinkommens der Internationalen Arbeitsorganisation von 1948 über die Vereinigungsfreiheit und den Schutz des Vereinigungsrechts, gesetzgeberische Maßnahmen zu treffen oder Gesetze so anzuwenden, dass die Garantien des oben genannten Übereinkommens beeinträchtigt werden.


    Artikel23


    (1) Die Familie ist die natürliche Kernzelle der Gesellschaft und hat Anspruch auf Schutz von Gesellschaft und Staat.


    (2) Das Recht von Mann und Frau, im heiratsfähigen Alter eine Ehe einzugehen und eine Familie zu gründen, wird anerkannt.


    (3) Eine Ehe darf nur im freien und vollen Einverständnis der künftigen Ehegatten geschlossen werden.


    (4) Die Vertragsstaaten werden durch geeignete Maßnahmen sicherstellen, dass die Ehegatten gleiche Rechte und Pflichten bei der Eheschließung, während der Ehe und bei Auflösung der Ehe haben. Für den nötigen Schutz der Kinder im Falle einer Auflösung der Ehe ist Sorge zu tragen.


    Artikel24


    (1) Jedes Kind hat ohne Diskriminierung hinsichtlich der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache, der Religion, der nationalen oder sozialen Herkunft, des Vermögens oder der Geburt das Recht auf diejenigen Schutzmaßnahmen durch seine Familie, die Gesellschaft und den Staat, die seine Rechtsstellung als Minderjähriger erfordert.


    (2) Jedes Kind muss unverzüglich nach seiner Geburt in ein Register eingetragen werden und einen Namen erhalten.


    (3) Jedes Kind hat das Recht, eine Staatsangehörigkeit zu erwerben.


    Artikel25


    Jeder Staatsbürger hat das Recht und die Möglichkeit, ohne Unterschied nach den in Artikel2 genannten Merkmalen und ohne unangemessene Einschränkungen


    a) an der Gestaltung der öffentlichen Angelegenheiten unmittelbar oder durch frei gewählte Vertreter teilzunehmen;


    b) bei echten, wiederkehrenden, allgemeinen, gleichen und geheimen Wahlen, bei denen die freie Äußerung des Wählerwillens gewährleistet ist, zu wählen und gewählt zu werden;


    c) unter allgemeinen Gesichtspunkten der Gleichheit zu öffentlichen Ämtern seines Landes Zugang zu haben.


    Artikel26


    Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich und haben ohne Diskriminierung Anspruch auf gleichen Schutz durch das Gesetz. In dieser Hinsicht hat das Gesetz jede Diskriminierung zu verbieten und allen Menschen gegen jede Diskriminierung, wie insbesondere wegen der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen oder sozialen Herkunft, des Vermögens, der Geburt oder des sonstigen Status, gleichen und wirksamen Schutz zu gewährleisten.


    Artikel27


    In Staaten mit ethnischen, religiösen oder sprachlichen Minderheiten darf Angehörigen solcher Minderheiten nicht das Recht vorenthalten werden, gemeinsam mit anderen Angehörigen ihrer Gruppe ihr eigenes kulturelles Leben zu pflegen, ihre eigene Religion zu bekennen und auszuüben oder sich ihrer eigenen Sprache zu bedienen.


    TeilIV


    Artikel28


    (1) Es wird ein Ausschuss für Menschenrechte (im Folgenden als »Ausschuss« bezeichnet) errichtet. Er besteht aus achtzehn Mitgliedern und nimmt die nachstehend festgelegten Aufgaben wahr.


    (2) Der Ausschuss setzt sich aus Staatsangehörigen der Vertragsstaaten zusammen, die Persönlichkeiten von hohem sittlichen Ansehen und anerkannter Sachkenntnis auf dem Gebiet der Menschenrechte sind, wobei die Zweckmäßigkeit der Beteiligung von Personen mit juristischer Erfahrung zu berücksichtigen ist.


    (3) Die Mitglieder des Ausschusses werden in ihrer persönlichen Eigenschaft gewählt und sind in dieser Eigenschaft tätig.


    Artikel29


    (1) Die Mitglieder des Ausschusses werden in geheimer Wahl aus einer Liste von Personen gewählt, die die in Artikel28 vorgeschriebenen Anforderungen erfüllen und von den Vertragsstaaten dafür vorgeschlagen worden sind.


    (2) Jeder Vertragsstaat darf höchstens zwei Personen vorschlagen. Diese müssen Staatsangehörige des sie vorschlagenden Staates sein.


    (3) Eine Person kann wieder vorgeschlagen werden.


    Artikel30


    (1) Die erste Wahl findet spätestens sechs Monate nach Inkrafttreten dieses Paktes statt.


    (2) Spätestens vier Monate vor jeder Wahl zum Ausschuss außer bei einer Wahl zur Besetzung eines gemäß Artikel34 für frei geworden erklärten Sitzes fordert der Generalsekretär der Vereinten Nationen die Vertragsstaaten schriftlich auf, ihre Kandidaten für den Ausschuss innerhalb von drei Monaten vorzuschlagen.


    (3) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen fertigt eine alphabetische Liste aller auf diese Weise vorgeschlagenen Personen unter Angabe der Vertragsstaaten, die sie vorgeschlagen haben, an und übermittelt sie den Vertragsstaaten spätestens einen Monat vor jeder Wahl.


    (4) Die Wahl der Ausschussmitglieder findet in einer vom Generalsekretär der Vereinten Nationen am Sitz dieser Organisation einberufenen Versammlung der Vertragsstaaten statt. In dieser Versammlung, die beschlussfähig ist, wenn zwei Drittel der Vertragsstaaten vertreten sind, gelten diejenigen Kandidaten als in den Ausschuss gewählt, die die höchste Stimmenzahl und die absolute Stimmenmehrheit der anwesenden und abstimmenden Vertreter der Vertragsstaaten auf sich vereinigen.


    Artikel31


    (1) Dem Ausschuss darf nicht mehr als ein Angehöriger desselben Staates angehören.


    (2) Bei den Wahlen zum Ausschuss ist auf eine gerechte geographische Verteilung der Sitze und auf die Vertretung der verschiedenen Zivilisationsformen sowie der hauptsächlichen Rechtssysteme zu achten.


    Artikel32


    (1) Die Ausschussmitglieder werden für vier Jahre gewählt. Auf erneuten Vorschlag können sie wiedergewählt werden. Die Amtszeit von neun der bei der ersten Wahl gewählten Mitglieder läuft jedoch nach zwei Jahren ab; unmittelbar nach der ersten Wahl werden die Namen dieser neun Mitglieder vom Vorsitzenden der in Artikel30 Absatz4 genannten Versammlung durch das Los bestimmt.


    (2) Für Wahlen nach Ablauf einer Amtszeit gelten die vorstehenden Artikeldieses Teils des Paktes.


    Artikel33


    (1) Nimmt ein Ausschussmitglied nach einstimmiger Feststellung der anderen Mitglieder seine Aufgaben aus einem anderen Grund als wegen vorübergehender Abwesenheit nicht mehr wahr, so teilt der Vorsitzende des Ausschusses dies dem Generalsekretär der Vereinten Nationen mit, der daraufhin den Sitz des betreffenden Mitglieds für frei geworden erklärt.


    (2) Der Vorsitzende teilt den Tod oder Rücktritt eines Ausschussmitglieds unverzüglich dem Generalsekretär der Vereinten Nationen mit, der den Sitz vom Tag des Todes oder vom Wirksamwerden des Rücktritts an für frei geworden erklärt.


    Artikel34


    (1) Wird ein Sitz nach Artikel33 für frei geworden erklärt und läuft die Amtszeit des zu ersetzenden Mitglieds nicht innerhalb von sechs Monaten nach dieser Erklärung ab, so teilt der Generalsekretär der Vereinten Nationen dies allen Vertragsstaaten mit, die innerhalb von zwei Monaten nach Maßgabe des Artikels29 Kandidaten zur Besetzung des frei gewordenen Sitzes vorschlagen können.


    (2) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen fertigt eine alphabetische Liste der auf diese Weise vorgeschlagenen Personen an und übermittelt sie den Vertragsstaaten. Sodann findet die Wahl zur Besetzung des frei gewordenen Sitzes entsprechend den einschlägigen Bestimmungen dieses Teils des Paktes statt.


    (3) Die Amtszeit eines Ausschussmitglieds, das auf einen nach Artikel33 für frei geworden erklärten Sitz gewählt worden ist, dauert bis zum Ende der Amtszeit des Mitglieds, dessen Sitz im Ausschuss nach Maßgabe des genannten Artikels frei geworden ist.


    Artikel35


    Die Ausschussmitglieder erhalten mit Zustimmung der Generalversammlung der Vereinten Nationen aus mitteln der Vereinten Nationen Bezüge, wobei die Einzelheiten von der Generalversammlung unter Berücksichtigung der Bedeutung der Aufgaben des Ausschusses festgesetzt werden.


    Artikel36


    Der Generalsekretär der Vereinten Nationen stellt dem Ausschuss das Personal und die Einrichtungen zur Verfügung, die dieser zur wirksamen Durchführung der ihm nach diesem Pakt obliegenden Aufgaben benötigt.


    Artikel37


    (1) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen beruft die erste Sitzung des Ausschusses am Sitz der Vereinten Nationen ein.


    (2) Nach seiner ersten Sitzung tritt der Ausschuss zu den in seiner Geschäftsordnung vorgesehenen Zeiten zusammen.


    (3) Die Sitzungen des Ausschusses finden in der Regel am Sitz der Vereinten Nationen oder beim Büro der Vereinten Nationen in Genf statt.


    Artikel38


    Jedes Ausschussmitglied hat vor Aufnahme seiner Amtstätigkeit in öffentlicher Sitzung des Ausschusses feierlich zu erklären, dass es sein Amt unparteiisch und gewissenhaft ausüben werde.


    Artikel39


    (1) Der Ausschuss wählt seinen Vorstand für zwei Jahre. Eine Wiederwahl der Mitglieder des Vorstands ist zulässig.


    (2) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung, die unter anderem folgende Bestimmungen enthalten muss:


    a) Der Ausschuss ist bei Anwesenheit von zwölf Mitgliedern beschlussfähig;


    b) der Ausschuss fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der anwesenden Mitglieder.


    Artikel40


    (1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, über die Maßnahmen, die sie zur Verwirklichung der in diesem Pakt anerkannten Rechte getroffen haben, und über die dabei erzielten Fortschritte Berichte vorzulegen, und zwar


    a) innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Paktes für den betreffenden Vertragsstaat,


    b) danach jeweils auf Anforderung des Ausschusses.


    (2) Alle Berichte sind dem Generalsekretär der Vereinten Nationen zu übermitteln, der sie dem Ausschuss zur Prüfung zuleitet. In den Berichten ist auf etwa bestehende Umstände und Schwierigkeiten hinzuweisen, die die Durchführung dieses Paktes behindern.


    (3) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen kann nach Beratung mit dem Ausschuss den Sonderorganisationen Abschriften der in ihren Zuständigkeitsbereich fallenden Teile der Berichte zuleiten.


    (4) Der Ausschuss prüft die von den Vertragsstaaten eingereichten Berichte. Er übersendet den Vertragsstaaten seine eigenen Berichte sowie ihm geeignet erscheinende allgemeine Bemerkungen. Der Ausschuss kann diese Bemerkungen zusammen mit Abschriften der von den Vertragsstaaten empfangenen Berichte auch dem Wirtschafts- und Sozialrat zuleiten.


    (5) Die Vertragsstaaten können dem Ausschuss Stellungnahmen zu den nach Absatz4 abgegebenen Bemerkungen übermitteln.


    Artikel41


    (1) Ein Vertragsstaat kann aufgrund dieses Artikels jederzeit erklären, dass er die Zuständigkeit des Ausschusses zur Entgegennahme und Prüfung von mitteilungen anerkennt, in denen ein Vertragsstaat geltend macht, ein anderer Vertragsstaat komme seinen Verpflichtungen aus diesem Pakt nicht nach. mitteilungen aufgrund dieses Artikels können nur entgegengenommen und geprüft werden, wenn sie von einem Vertragsstaat eingereicht werden, der für sich selbst die Zuständigkeit des Ausschusses durch eine Erklärung anerkannt hat. Der Ausschuss darf keine mitteilung entgegennehmen, die einen Vertragsstaat betrifft, der keine derartige Erklärung abgegeben hat. Auf mitteilungen, die aufgrund dieses Artikels eingehen, ist folgendes Verfahren anzuwenden:


    a) Ist ein Vertragsstaat der Auffassung, dass ein anderer Vertragsstaat die Bestimmungen dieses Paktes nicht durchführt, so kann er den anderen Staat durch schriftliche mitteilung darauf hinweisen. Innerhalb von drei Monaten nach Zugang der mitteilung hat der Empfangsstaat dem Staat, der die mitteilung übersandt hat, in Bezug auf die Sache eine schriftliche Erklärung oder sonstige Stellungnahme zukommen zu lassen, die, soweit es möglich und angebracht ist, einen Hinweis auf die in der Sache durchgeführten, anhängigen oder zur Verfügung stehenden innerstaatlichen Rechtsbehelfe enthalten soll.


    b) Wird die Sache nicht innerhalb von sechs Monaten nach Eingang der einleitenden mitteilung bei dem Empfangsstaat zur Zufriedenheit der beiden beteiligten Vertragsstaaten geregelt, so hat jeder der beiden Staaten das Recht, die Sache dem Ausschuss zu unterbreiten, indem er diesem und dem anderen Staat eine entsprechende mitteilung macht.


    c) Der Ausschuss befasst sich mit einer ihm unterbreiteten Sache erst dann, wenn er sich Gewissheit verschafft hat, dass alle in der Sache zur Verfügung stehenden innerstaatlichen Rechtsbehelfe in Übereinstimmung mit den allgemein anerkannten Grundsätzen des Völkerrechts eingelegt und erschöpft worden sind. Dies gilt nicht, wenn das Verfahren bei der Anwendung der Rechtsbehelfe unangemessen lange gedauert hat.


    d) Der Ausschuss berät über mitteilungen aufgrund dieses Artikels in nichtöffentlicher Sitzung.


    e) Sofern die Voraussetzungen des Buchstaben c erfüllt sind, stellt der Ausschuss den beteiligten Vertragsstaaten seine guten Dienste zur Verfügung, um eine gütliche Regelung der Sache auf der Grundlage der Achtung der in diesem Pakt anerkannten Menschenrechte und Grundfreiheiten herbeizuführen.


    f) Der Ausschuss kann in jeder ihm unterbreiteten Sache die unter Buchstabe b genannten beteiligten Vertragsstaaten auffordern, alle erheblichen Angaben beizubringen.


    g) Die unter Buchstabe b genannten beteiligten Vertragsstaaten haben das Recht, sich vertreten zu lassen, sowie mündlich und/oder schriftlich Stellung zu nehmen, wenn die Sache vom Ausschuss verhandelt wird.


    h) Der Ausschuss legt innerhalb von zwölf Monaten nach Eingang der unter Buchstabe b vorgesehenen mitteilung einen Bericht vor:


    i) Wenn eine Regelung im Sinne von Buchstabe e zustande gekommen ist, beschränkt der Ausschuss seinen Bericht auf eine kurze Darstellung des Sachverhalts und der erzielten Regelung;


    ii) wenn eine Regelung im Sinne von Buchstabe e nicht zustande gekommen ist, beschränkt der Ausschuss seinen Bericht auf eine kurze Darstellung des Sachverhalts; die schriftlichen Stellungnahmen und das Protokoll über die mündlichen Stellungnahmen der beteiligten Vertragsparteien sind dem Bericht beizufügen.


    In jedem Falle wird der Bericht den beteiligten Vertragsstaaten übermittelt.


    (2) Die Bestimmungen dieses Artikels treten in Kraft, wenn zehn Vertragsstaaten Erklärungen nach Absatz1 abgegeben haben. Diese Erklärungen werden von den Vertragsstaaten beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt, der den anderen Vertragsstaaten Abschriften davon übermittelt. Eine Erklärung kann jederzeit durch eine an den Generalsekretär gerichtete Notifikation zurückgenommen werden. Eine solche Zurücknahme berührt nicht die Prüfung einer Sache, die Gegenstand einer aufgrund dieses Artikels bereits vorgenommenen mitteilung ist; nach Eingang der Notifikation über die Zurücknahme der Erklärung beim Generalsekretär wird keine weitere mitteilung eines Vertragsstaates entgegengenommen, es sei denn, dass der betroffene Vertragsstaat eine neue Erklärung abgegeben hat.


    Artikel42


    (1)


    a) Wird eine nach Artikel41 dem Ausschuss unterbreitete Sache nicht zur Zufriedenheit der beteiligten Vertragsstaaten geregelt, so kann der Ausschuss mit vorheriger Zustimmung der beteiligten Vertragsstaaten eine ad hoc-Vergleichskommission (im Folgenden als »Kommission« bezeichnet) einsetzen. Die Kommission stellt den beteiligten Vertragsstaaten ihre guten Dienste zur Verfügung, um auf der Grundlage der Achtung dieses Paktes eine gütliche Regelung der Sache herbeizuführen.


    b) Die Kommission besteht aus fünf mit Einverständnis der beteiligten Vertragsstaaten ernannten Personen. Können sich die beteiligten Vertragsstaaten nicht innerhalb von drei Monaten über die vollständige oder teilweise Zusammensetzung der Kommission einigen, so wählt der Ausschuss aus seiner mitte die Kommissionsmitglieder, über die keine Einigung erzielt worden ist, in geheimer Abstimmung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder.


    (2) Die Mitglieder der Kommission sind in ihrer persönlichen Eigenschaft tätig. Sie dürfen nicht Staatsangehörige der beteiligten Vertragsstaaten, eines Nichtvertragsstaates oder eines Vertragsstaates sein, der eine Erklärung gemäß Artikel41 nicht abgegeben hat.


    (3) Die Kommission wählt ihren Vorsitzenden und gibt sich eine Geschäftsordnung.


    (4) Die Sitzungen der Kommission finden in der Regel am Sitz der Vereinten Nationen oder beim Büro der Vereinten Nationen in Genf statt. Sie können jedoch auch an jedem anderen geeigneten Ort stattfinden, den die Kommission im Benehmen mit dem Generalsekretär der Vereinten Nationen und den beteiligten Vertragsstaaten bestimmt.


    (5) Das in Artikel36 vorgesehene Sekretariat steht auch den aufgrund dieses Artikels eingesetzten Kommissionen zur Verfügung.


    (6) Die dem Ausschuss zugegangenen und von ihm zusammengestellten Angaben sind der Kommission zugänglich zu machen, und die Kommission kann die beteiligten Vertragsstaaten um weitere erhebliche Angaben ersuchen.


    (7) Die Kommission legt, sobald sie die Sache vollständig geprüft hat, keinesfalls jedoch später als zwölf Monate, nachdem sie damit befasst worden ist, dem Vorsitzenden des Ausschusses einen Bericht zur Übermittlung an die beteiligten Vertragsstaaten vor:


    a) Wenn die Kommission die Prüfung der Sache nicht innerhalb von zwölf Monaten abschließen kann, beschränkt sie ihren Bericht auf eine kurze Darstellung des Standes ihrer Prüfung;


    b) wenn die Sache auf der Grundlage der Achtung der in diesem Pakt anerkannten Menschenrechte gütlich geregelt worden ist, beschränkt die Kommission ihren Bericht auf eine kurze Darstellung des Sachverhalts und der erzielten Regelung;


    c) wenn eine Regelung im Sinne von Buchstabe b nicht erzielt worden ist, nimmt die Kommission in ihren Bericht ihre Feststellungen zu allen für den Streit zwischen den beteiligten Vertragsstaaten erheblichen Sachfragen sowie ihre Ansichten über Möglichkeiten einer gütlichen Regelung auf. Der Bericht enthält auch die schriftlichen Stellungnahmen der beteiligten Vertragsstaaten und ein Protokoll über ihre mündlichen Stellungnahmen;


    d) wenn der Bericht der Kommission gemäß Buchstabe c vorgelegt wird, teilen die beteiligten Vertragsstaaten dem Vorsitzenden des Ausschusses innerhalb von drei Monaten nach Erhalt des Berichts mit, ob sie mit dem Inhalt des Kommissionsberichts einverstanden sind.


    (8) Die Bestimmungen dieses Artikels lassen die in Artikel41 vorgesehenen Aufgaben des Ausschusses unberührt.


    (9) Die beteiligten Vertragsstaaten tragen gleichermaßen alle Ausgaben der Kommissionsmitglieder auf der Grundlage von Voranschlägen, die der Generalsekretär der Vereinten Nationen erstellt.


    (10) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen ist befugt, erforderlichenfalls für die Ausgaben der Kommissionsmitglieder aufzukommen, bevor die beteiligten Vertragsstaaten sie nach Absatz9 erstattet haben.


    Artikel43


    Die Mitglieder des Ausschusses und der ad hoc-Vergleichskommission, die nach Artikel42 bestimmt werden können, haben Anspruch auf die Erleichterungen, Vorrechte und Befreiungen, die in den einschlägigen Abschnitten des Übereinkommens über die Vorrechte und Befreiungen der Vereinten Nationen für die im Auftrag der Vereinten Nationen tätigen Sachverständigen vorgesehen sind.


    Artikel44


    Die Bestimmungen über die Durchführung dieses Paktes sind unbeschadet der Verfahren anzuwenden, die auf dem Gebiet der Menschenrechte durch oder aufgrund der Satzungen und Übereinkommen der Vereinten Nationen und der Sonderorganisationen vorgeschrieben sind, und hindern die Vertragsstaaten nicht, in Übereinstimmung mit den zwischen ihnen in Kraft befindlichen allgemeinen oder besonderen internationalen Übereinkünften andere Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten anzuwenden.


    Artikel45


    Der Ausschuss legt der Generalversammlung der Vereinten Nationen auf dem Wege über den Wirtschafts- und Sozialrat einen Jahresbericht über seine Tätigkeit vor.


    TeilV


    Artikel46


    Keine Bestimmung dieses Paktes ist so auszulegen, dass sie die Bestimmungen der Charta der Vereinten Nationen und der Satzungen der Sonderorganisationen beschränkt, in denen die jeweiligen Aufgaben der verschiedenen Organe der Vereinten Nationen und der Sonderorganisationen hinsichtlich der in diesem Pakt behandelten Fragen geregelt sind.


    Artikel47


    Keine Bestimmung dieses Paktes ist so auszulegen, dass sie das allen Völkern innewohnende Recht auf den Genuss und die volle und freie Nutzung ihrer natürlichen Reichtümer und mittel beeinträchtigt.


    TeilVI


    Artikel48


    (1) Dieser Pakt liegt für alle Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, für alle Mitglieder einer ihrer Sonderorganisationen, für alle Vertragsstaaten der Satzung des Internationalen Gerichtshofs und für jeden anderen Staat, den die Generalversammlung der Vereinten Nationen einlädt, Vertragspartei dieses Paktes zu werden, zur Unterzeichnung auf.


    (2) Dieser Pakt bedarf der Ratifikation. Die Ratifikationsurkunden sind beim Generalsekretär der Vereinten Nationen zu hinterlegen.


    (3) Dieser Pakt liegt für jeden in Absatz1 bezeichneten Staat zum Beitritt auf.


    (4) Der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung einer Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen.


    (5) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen unterrichtet alle Staaten, die diesen Pakt unterzeichnet haben oder ihm beigetreten sind, von der Hinterlegung jeder Ratifikations- oder Beitrittsurkunde.


    Artikel49


    (1) Dieser Pakt tritt drei Monate nach Hinterlegung der fünfunddreißigsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen in Kraft.


    (2) Für jeden Staat, der nach Hinterlegung der fünfunddreißigsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde diesen Pakt ratifiziert oder ihm beitritt, tritt er drei Monate nach Hinterlegung seiner eigenen Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.


    Artikel50


    Die Bestimmungen dieses Paktes gelten ohne Einschränkung oder Ausnahme für alle Teile eines Bundesstaates.


    Artikel51


    (1) Jeder Vertragsstaat kann eine Änderung des Paktes vorschlagen und ihren Wortlaut beim Generalsekretär der Vereinten Nationen einreichen. Der Generalsekretär übermittelt sodann alle Änderungsvorschläge den Vertragsstaaten mit der Aufforderung, ihm mitzuteilen, ob sie eine Konferenz der Vertragsstaaten zur Beratung und Abstimmung über die Vorschläge befürworten. Befürwortet wenigstens ein Drittel der Vertragsstaaten eine solche Konferenz, so beruft der Generalsekretär die Konferenz unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen ein. Jede Änderung, die von der Mehrheit der auf der Konferenz anwesenden und abstimmenden Vertragsstaaten angenommen wird, ist der Generalversammlung der Vereinten Nationen zur Billigung vorzulegen.


    (2) Die Änderungen treten in Kraft, wenn sie von der Generalversammlung der Vereinten Nationen gebilligt und von einer Zweidrittelmehrheit der Vertragsstaaten nach Maßgabe der in ihrer Verfassung vorgesehenen Verfahren angenommen worden sind.


    (3) Treten die Änderungen in Kraft, so sind sie für die Vertragsstaaten, die sie angenommen haben, verbindlich, während für die anderen Vertragsstaaten weiterhin die Bestimmungen dieses Paktes und alle früher von ihnen angenommenen Änderungen gelten.


    Artikel52


    Unabhängig von den Notifikationen nach Artikel48 Absatz5 unterrichtet der Generalsekretär der Vereinten Nationen alle in Absatz1 jenes Artikels bezeichneten Staaten


    a) von den Unterzeichnungen, Ratifikationen und Beitritten nach Artikel48;


    b) vom Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Paktes nach Artikel49 und vom Zeitpunkt des Inkrafttretens von Änderungen nach Artikel51.


    Artikel53


    (1) Dieser Pakt, dessen chinesischer, englischer, französischer, russischer und spanischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird im Archiv der Vereinten Nationen hinterlegt.


    (2) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen übermittelt allen in Artikel48 bezeichneten Staaten beglaubigte Abschriften dieses Paktes.


    
      Hinweise


      Fundstellen: UNTS, Bd. 999, S.171, Bd. 1057, S.407; BGBl. 1973 II, S.1533


      Verabschiedung: 16.Dezember 1966


      Inkrafttreten: 23.März 1976


      Zahl der Vertragsstaaten: 168


      Individualbeschwerde: ja (im Fakultativprotokoll vorgesehen)


      Deutschland:


      Unterzeichnung: 9.Oktober 1968


      Ratifizierung: 17.Dezember 1973


      Inkrafttreten: 23.März 1976 (Art.41 am 28.März 1979)

    


    13aFakultativprotokoll zum Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte vom 16.Dezember1966


    DIE VERTRAGSSTAATEN DIESES PROTOKOLLS


    in der Erwägung, dass es zur weiteren Verwirklichung der Ziele des Paktes über bürgerliche und politische Rechte (im Folgenden als »Pakt« bezeichnet) und zur Durchführung seiner Bestimmungen angebracht wäre, den nach TeilIV des Paktes errichteten Ausschuss für Menschenrechte (im Folgenden als »Ausschuss« bezeichnet) zu ermächtigen, nach Maßgabe dieses Protokolls mitteilungen von Einzelpersonen, die behaupten, Opfer einer Verletzung eines in dem Pakt niedergelegten Rechts zu sein, entgegenzunehmen und zu prüfen


    haben Folgendes vereinbart:


    Artikel1


    Jeder Vertragsstaat des Paktes, der Vertragspartei dieses Protokolls wird, erkennt die Zuständigkeit des Ausschusses für die Entgegennahme und Prüfung von mitteilungen seiner Herrschaftsgewalt unterstehender Einzelpersonen an, die behaupten, Opfer einer Verletzung eines in dem Pakt niedergelegten Rechts durch diesen Vertragsstaat zu sein. Der Ausschuss nimmt keine mitteilung entgegen, die einen Vertragsstaat des Paktes betrifft, der nicht Vertragspartei dieses Protokolls ist.


    Artikel2


    Vorbehaltlich des Artikels1 können Einzelpersonen, die behaupten, in einem ihrer im Pakt niedergelegten Rechte verletzt zu sein, und die alle zur Verfügung stehenden innerstaatlichen Rechtsbehelfe erschöpft haben, dem Ausschuss eine schriftliche mitteilung zur Prüfung einreichen.


    Artikel3


    Der Ausschuss erklärt jede nach diesem Protokoll eingereichte mitteilung für unzulässig, die anonym ist oder die er für einen Missbrauch des Rechts auf Einreichung solcher mitteilungen oder für unvereinbar mit den Bestimmungen des Paktes hält.


    Artikel4


    (1) Vorbehaltlich des Artikels3 bringt der Ausschuss jede ihm nach diesem Protokoll eingereichte mitteilung dem Vertragsstaat dieses Protokolls zur Kenntnis, dem vorgeworfen wird, eine Bestimmung des Paktes verletzt zu haben.


    (2) Der betroffene Staat hat dem Ausschuss innerhalb von sechs Monaten schriftliche Erklärungen oder Stellungnahmen zur Klärung der Sache zu übermitteln und die gegebenenfalls von ihm getroffenen Abhilfemaßnahmen mitzuteilen.


    Artikel5


    (1) Der Ausschuss prüft die ihm nach diesem Protokoll zugegangenen mitteilungen unter Berücksichtigung aller ihm von der Einzelperson und dem betroffenen Vertragsstaat unterbreiteten schriftlichen Angaben.


    (2) Der Ausschuss prüft die mitteilung einer Einzelperson nur, wenn er sich vergewissert hat,


    a) dass dieselbe Sache nicht bereits in einem anderen internationalen Untersuchungs- oder Streitregelungsverfahren geprüft wird;


    b) dass die Einzelperson alle zur Verfügung stehenden innerstaatlichen Rechtsbehelfe erschöpft hat. Dies gilt jedoch nicht, wenn das Verfahren bei der Anwendung der Rechtsbehelfe unangemessen lange gedauert hat.


    (3) Der Ausschuss berät über mitteilungen aufgrund dieses Protokolls in nichtöffentlicher Sitzung.


    (4) Der Ausschuss teilt seine Auffassungen dem betroffenen Vertragsstaat und der Einzelperson mit.


    Artikel6


    Der Ausschuss nimmt in seinen Jahresbericht nach Artikel45 des Paktes eine Übersicht über seine Tätigkeit aufgrund dieses Protokolls auf.


    Artikel7


    Bis zur Verwirklichung der Ziele der Entschließung 1514 (XV) der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 14.Dezember 1960 betreffend die Erklärung über die Gewährung der Unabhängigkeit an Kolonialgebiete und Kolonialvölker wird das diesen Völkern durch die Charta der Vereinten Nationen und andere internationale Übereinkommen und Vereinbarungen im Rahmen der Vereinten Nationen und ihrer Sonderorganisationen gewährte Petitionsrecht durch dieses Protokoll in keiner Weise eingeschränkt.


    Artikel8


    (1) Dieses Protokoll liegt für jeden Staat, der den Pakt unterzeichnet hat, zur Unterzeichnung auf.


    (2) Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation, die von allen Staaten vorgenommen werden kann, die den Pakt ratifiziert haben oder ihm beigetreten sind. Die Ratifikationsurkunden sind beim Generalsekretär der Vereinten Nationen zu hinterlegen.


    (3) Dieses Protokoll liegt für jeden Staat, der den Pakt ratifiziert hat oder ihm beigetreten ist, zum Beitritt auf.


    (4) Der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung einer Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen.


    (5) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen unterrichtet alle Staaten, die dieses Protokoll unterzeichnet haben oder ihm beigetreten sind, von der Hinterlegung jeder Ratifikations- oder Beitrittsurkunde.


    Artikel9


    (1) Vorbehaltlich des Inkrafttretens des Paktes tritt dieses Protokoll drei Monate nach Hinterlegung der zehnten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen in Kraft.


    (2) Für jeden Staat, der nach Hinterlegung der zehnten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde dieses Protokoll ratifiziert oder ihm beitritt, tritt es drei Monate nach Hinterlegung seiner eigenen Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.


    Artikel10


    Die Bestimmungen dieses Protokolls gelten ohne Einschränkung oder Ausnahme für alle Teile eines Bundesstaates.


    Artikel11


    (1) Jeder Vertragsstaat dieses Protokolls kann eine Änderung vorschlagen und ihren Wortlaut beim Generalsekretär der Vereinten Nationen einreichen. Der Generalsekretär übermittelt sodann alle Änderungsvorschläge den Vertragsstaaten dieses Protokolls mit der Aufforderung, ihm mitzuteilen, ob sie eine Konferenz der Vertragsstaaten zur Beratung und Abstimmung über die Vorschläge befürworten. Befürwortet wenigstens ein Drittel der Vertragsstaaten eine solche Konferenz, so beruft der Generalsekretär die Konferenz unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen ein. Jede Änderung, die von der Mehrheit der auf der Konferenz anwesenden und abstimmenden Vertragsstaaten angenommen wird, ist der Generalversammlung der Vereinten Nationen zur Billigung vorzulegen.


    (2) Die Änderungen treten in Kraft, wenn sie von der Generalversammlung der Vereinten Nationen gebilligt und von einer Zweidrittelmehrheit der Vertragsstaaten dieses Protokolls nach Maßgabe der in ihrer Verfassung vorgesehenen Verfahren angenommen worden sind.


    (3) Treten die Änderungen in Kraft, so sind sie für die Vertragsstaaten, die sie angenommen haben, verbindlich, während für die anderen Vertragsstaaten weiterhin die Bestimmungen dieses Protokolls und alle früher von ihnen angenommenen Änderungen gelten.


    Artikel12


    (1) Jeder Vertragsstaat kann dieses Protokoll jederzeit durch schriftliche Notifikation an den Generalsekretär der Vereinten Nationen kündigen. Die Kündigung wird drei Monate nach Eingang der Notifikation beim Generalsekretär wirksam.


    (2) Die Kündigung berührt nicht die weitere Anwendung dieses Protokolls auf mitteilungen nach Artikel2, die vor dem Wirksamwerden der Kündigung eingegangen sind.


    Artikel13


    Unabhängig von den Notifikationen nach Artikel8 Absatz5 dieses Protokolls unterrichtet der Generalsekretär der Vereinten Nationen alle in Artikel48 Absatz1 des Paktes bezeichneten Staaten


    a) von den Unterzeichnungen, Ratifikationen und Beitritten nach Artikel8;


    b) vom Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Protokolls nach Artikel9 und vom Zeitpunkt des Inkrafttretens von Änderungen nach Artikel11;


    c) von Kündigungen nach Artikel12.


    Artikel14


    (1) Dieses Protokoll, dessen chinesischer, englischer, französischer, russischer und spanischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird im Archiv der Vereinten Nationen hinterlegt.


    (2) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen übermittelt allen in Artikel48 des Paktes bezeichneten Staaten beglaubigte Abschriften dieses Protokolls.


    
      Hinweise


      Fundstellen: UNTS, Bd. 999, S.302; BGBl. 1992 II, S.1246


      Verabschiedung: 16.Dezember 1966


      Inkrafttreten: 23.März 1976


      Zahl der Vertragsstaaten: 115


      Individualbeschwerde: ja


      Deutschland:


      Beitritt: 25.August 1993


      Inkrafttreten: 25.November 1993


      Vorbehalt:


      »Die Bundesrepublik Deutschland bringt einen Vorbehalt im Hinblick auf Artikel5 Absatz2 Buchstabe a dahingehend an, dass die Zuständigkeit des Ausschusses nicht für mitteilungen gilt,


      a) die bereits in einem anderen internationalen Untersuchungs- oder Streitregelungsverfahren geprüft wurden,


      b) mit denen eine Rechtsverletzung gerügt wird, die in Ereignissen vor dem Inkrafttreten des Fakultativprotokolls für die Bundesrepublik Deutschland ihren Ursprung hat, oder


      c) mit denen eine Verletzung des Artikels26 des Internationalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte gerügt wird, wenn und soweit sich die gerügte Verletzung auf andere als im vorgenannten Pakt garantierte Rechte bezieht.« (Fundstelle: BGBl. 1994 II, S.311)

    


    13bZweites Fakultativprotokoll zum Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte zur Abschaffung der Todesstrafe vom 15.Dezember1989


    DIE VERTRAGSSTAATEN DIESES PROTOKOLLS


    im Vertrauen darauf, dass die Abschaffung der Todesstrafe zur Förderung der Menschenwürde und zur fortschreitenden Entwicklung der Menschenrechte beiträgt,


    unter Hinweis auf Artikel3 der am 10.Dezember 1948 angenommenen Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und auf Artikel6 des am 16.Dezember 1966 angenommenen Internationalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte,


    in Anbetracht dessen, dass Artikel6 des Internationalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte auf die Abschaffung der Todesstrafe in einer Weise Bezug nimmt, die eindeutig zu verstehen gibt, dass die Abschaffung wünschenswert ist, überzeugt, dass alle Maßnahmen zur Abschaffung der Todesstrafe im Hinblick auf die Wahrung des Rechtes auf Leben einen Fortschritt bedeuten,


    in dem Wunsch, hiermit eine internationale Verpflichtung zur Abschaffung der Todesstrafe einzugehen


    haben Folgendes vereinbart:


    Artikel1


    (1) Niemand, der der Hoheitsgewalt eines Vertragsstaats dieses Fakultativprotokolls untersteht, darf hingerichtet werden.


    (2) Jeder Vertragsstaat ergreift alle erforderlichen Maßnahmen, um die Todesstrafe in seinem Hoheitsbereich abzuschaffen.


    Artikel2


    (1) Vorbehalte zu diesem Protokoll sind nicht zulässig, ausgenommen ein im Zeitpunkt der Ratifikation oder des Beitritts angebrachter Vorbehalt, der die Anwendung der Todesstrafe in Kriegszeiten aufgrund einer Verurteilung wegen eines in Kriegszeiten begangenen besonders schweren Verbrechens militärischer Art vorsieht.


    (2) Ein Vertragsstaat, der einen solchen Vorbehalt anbringt, wird dem Generalsekretär der Vereinten Nationen im Zeitpunkt der Ratifikation oder des Beitritts die in Kriegszeiten anzuwendenden einschlägigen Bestimmungen seiner innerstaatlichen Rechtsvorschriften mitteilen.


    (3) Ein Vertragsstaat, der einen solchen Vorbehalt angebracht hat, wird dem Generalsekretär der Vereinten Nationen Beginn und Ende eines für sein Hoheitsgebiet geltenden Kriegszustands notifizieren.


    Artikel3


    Die Vertragsstaaten dieses Protokolls nehmen in die Berichte, die sie nach Artikel40 des Paktes dem Ausschuss für Menschenrechte vorlegen, Angaben über die von ihnen zur Verwirklichung dieses Protokolls getroffenen Maßnahmen auf.


    Artikel4


    Für die Vertragsstaaten des Paktes, die eine Erklärung nach Artikel41 abgegeben haben, erstreckt sich die Zuständigkeit des Ausschusses für Menschenrechte zur Entgegennahme und Prüfung von mitteilungen, in denen ein Vertragsstaat geltend macht, ein anderer Vertragsstaat komme seinen Verpflichtungen nicht nach, auf dieses Protokoll, sofern nicht der betreffende Vertragsstaat im Zeitpunkt der Ratifikation oder des Beitritts eine gegenteilige Erklärung abgegeben hat.


    Artikel5


    Für die Vertragsstaaten des am 19.Dezember 1966 angenommenen (Ersten) Fakultativprotokolls zu dem Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte erstreckt sich die Zuständigkeit des Ausschusses für Menschenrechte zur Entgegennahme und Prüfung von mitteilungen ihrer Hoheitsgewalt unterstehender Personen auf dieses Protokoll, sofern nicht der betreffende Vertragsstaat im Zeitpunkt der Ratifikation oder des Beitritts eine gegenteilige Erklärung abgegeben hat.


    Artikel6


    (1) Die Bestimmungen dieses Protokolls werden als Zusatzbestimmungen zu dem Pakt angewendet.


    (2) Unbeschadet der Möglichkeit eines Vorbehalts nach Artikel2 dieses Protokolls darf das in Artikel1 Absatz1 des Protokolls gewährleistete Recht nicht nach Artikel4 des Paktes außer Kraft gesetzt werden.


    Artikel7


    (1) Dieses Protokoll liegt für jeden Staat, der den Pakt unterzeichnet hat, zur Unterzeichnung auf.


    (2) Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation, die von allen Staaten vorgenommen werden kann, die den Pakt ratifiziert haben oder ihm beigetreten sind. Die Ratifikationsurkunden werden beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.


    (3) Dieses Protokoll steht jedem Staat, der den Pakt ratifiziert hat oder ihm beigetreten ist, zum Beitritt offen.


    (4) Der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung einer Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen.


    (5) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen unterrichtet alle Staaten, die dieses Protokoll unterzeichnet haben oder ihm beigetreten sind, von der Hinterlegung jeder Ratifikations- oder Beitrittsurkunde.


    Artikel8


    (1) Dieses Protokoll tritt drei Monate nach Hinterlegung der zehnten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen in Kraft.


    (2) Für jeden Staat, der nach Hinterlegung der zehnten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde dieses Protokoll ratifiziert oder ihm beitritt, tritt es drei Monate nach Hinterlegung seiner eigenen Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.


    Artikel9


    Die Bestimmungen dieses Protokolls gelten ohne Einschränkung oder Ausnahme für alle Teile eines Bundesstaats.


    Artikel10


    Der Generalsekretär der Vereinten Nationen unterrichtet alle in Artikel48 Absatz1 des Paktes bezeichneten Staaten


    a) von Vorbehalten, mitteilungen und Notifikationen nach Artikel2 dieses Protokolls;


    b) von Erklärungen nach Artikel4 oder 5 dieses Protokolls;


    c) von Unterzeichnungen, Ratifikationen und Beitritten nach Artikel7 dieses Protokolls;


    d) vom Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Protokolls nach seinem Artikel8.


    Artikel11


    (1) Dieses Protokoll, dessen arabischer, chinesischer, englischer, französischer, russischer und spanischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird im Archiv der Vereinten Nationen hinterlegt.


    (2) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen übermittelt allen in Artikel48 des Paktes bezeichneten Staaten beglaubigte Abschriften dieses Protokolls.


    
      Hinweise


      Fundstellen: UNTS, Bd. 1642, S.414; BGBl. 1992 II, S.390


      Verabschiedung: 15.Dezember 1989


      Inkrafttreten: 11.Juli 1991


      Zahl der Vertragsstaaten: 81


      Individualbeschwerde: ja (im 1. Fakultativprotokoll vorgesehen)


      Deutschland:


      Unterzeichnung: 13.Februar 1990


      Ratifizierung: 18.August 1992


      Inkrafttreten: 18.November 1992

    


    14Konvention über die Verhütung und Bestrafung des Völkermordes vom 9.Dezember1948 (Convention on the Prevention and Punishment of the Crime of Genocide, vereinzelt: PPCG)


    Nach Erwägung der Erklärung, die von der Generalversammlung der Vereinten Nationen in ihrer Resolution 96 (I) vom 11.Dezember 1946 abgegeben wurde, dass Völkermord ein Verbrechen gemäß internationalem Recht ist, das dem Geist und den Zielen der Vereinten Nationen zuwiderläuft und von der zivilisierten Welt verurteilt wird,


    in Anerkennung der Tatsache, dass der Völkermord der Menschheit in allen Zeiten der Geschichte große Verluste zugefügt hat, und


    in der Überzeugung, dass zur Befreiung der Menschheit von einer solch verabscheuungswürdigen Geißel internationale Zusammenarbeit erforderlich ist,


    sind die vertragschließenden Parteien hiermit wie folgt übereingekommen:


    ArtikelI


    Die vertragschließenden Parteien bestätigen, dass Völkermord, ob im Frieden oder im Krieg begangen, ein Verbrechen gemäß internationalem Recht ist, zu dessen Verhütung und Bestrafung sie sich verpflichten.


    ArtikelII


    In dieser Konvention bedeutet Völkermord eine der folgenden Handlungen, die in der Absicht begangen wird, eine nationale, ethnische, rassische oder religiöse Gruppe als solche ganz oder teilweise zu zerstören:


    a) Tötung von Mitgliedern der Gruppe;


    b) Verursachung von schwerem körperlichem oder seelischem Schaden an Mitgliedern der Gruppe;


    c) vorsätzliche Auferlegung von Lebensbedingungen für die Gruppe, die geeignet sind, ihre körperliche Zerstörung ganz oder teilweise herbeizuführen;


    d) Verhängung von Maßnahmen, die auf die Geburtenverhinderung innerhalb der Gruppe gerichtet sind;


    e) gewaltsame Überführung von Kindern der Gruppe in eine andere Gruppe.


    ArtikelIII


    Die folgenden Handlungen sind zu bestrafen:


    a) Völkermord;


    b) Verschwörung zur Begehung von Völkermord;


    c) unmittelbare und öffentliche Anreizung zur Begehung von Völkermord;


    d) Versuch, Völkermord zu begehen;


    e) Teilnahme am Völkermord.


    ArtikelIV


    Personen, die Völkermord oder eine der sonstigen in ArtikelIII aufgeführten Handlungen begehen, sind zu bestrafen, gleichviel ob sie regierende Personen, öffentliche Beamte oder private Einzelpersonen sind.


    ArtikelV


    Die vertragschließenden Parteien verpflichten sich, in Übereinstimmung mit ihren jeweiligen Verfassungen die notwendigen gesetzgeberischen Maßnahmen zu ergreifen, um die Anwendung der Bestimmungen dieser Konvention sicherzustellen und insbesondere wirksame Strafen für Personen vorzusehen, die sich des Völkermordes oder einer der sonstigen in ArtikelIII aufgeführten Handlungen schuldig machen.


    ArtikelVI


    Personen, denen Völkermord oder eine der sonstigen in ArtikelIII aufgeführten Handlungen zur Last gelegt wird, werden vor ein zuständiges Gericht des Staates, in dessen Gebiet die Handlung begangen worden ist, oder vor das internationale Strafgericht gestellt, das für die vertragschließenden Parteien, die seine Gerichtsbarkeit anerkannt haben, zuständig ist.


    ArtikelVII


    Völkermord und die sonstigen in ArtikelIII aufgeführten Handlungen gelten für Auslieferungszwecke nicht als politische Straftaten. Die vertragschließenden Parteien verpflichten sich, in derartigen Fällen die Auslieferung gemäß ihren geltenden Gesetzen und Verträgen zu bewilligen.


    ArtikelVIII


    Eine vertragschließende Partei kann die zuständigen Organe der Vereinten Nationen damit befassen, gemäß der Charta der Vereinten Nationen die Maßnahmen zu ergreifen, die sie für die Verhütung und Bekämpfung von Völkermordhandlungen oder einer der sonstigen in ArtikelIII aufgeführten Handlungen für geeignet erachten.


    ArtikelIX


    Streitfälle zwischen den vertragschließenden Parteien hinsichtlich der Auslegung, Anwendung oder Durchführung dieser Konvention einschließlich derjenigen, die sich auf die Verantwortlichkeit eines Staates für Völkermord oder eine der sonstigen in ArtikelIII aufgeführten Handlungen beziehen, werden auf Antrag einer der an dem Streitfall beteiligten Parteien dem Internationalen Gerichtshof unterbreitet.


    ArtikelX


    Diese Konvention, deren chinesischer, englischer, französischer, russischer und spanischer Text gleicherweise maßgebend ist, trägt das Datum des 9.Dezember 1948.


    ArtikelXI


    Diese Konvention steht bis zum 31.Dezember 1949 jedem Mitglied der Vereinten Nationen und jedem Nicht-Mitgliedstaat, an den die Generalversammlung eine Aufforderung zur Unterzeichnung gerichtet hat, zur Unterzeichnung offen. Diese Konvention bedarf der Ratifizierung; die Ratifikationsurkunden sind bei dem Generalsekretär der Vereinten Nationen zu hinterlegen. Nach dem 1.Januar 1950 kann jedes Mitglied der Vereinten Nationen und jeder Nicht-Mitgliedstaat, der eine Aufforderung gemäß Absatz1 erhalten hat, der Konvention beitreten.


    Die Beitrittsurkunden sind bei dem Generalsekretär der Vereinten Nationen zu hinterlegen.


    ArtikelXII


    Eine vertragschließende Partei kann jederzeit durch mitteilung an den Generalsekretär der Vereinten Nationen die Anwendung dieser Konvention auf alle oder eines der Gebiete erstrecken, für deren auswärtige Angelegenheiten diese vertragschließende Partei verantwortlich ist.


    ArtikelXIII


    An dem Tag, an dem die ersten zwanzig Ratifikations- oder Beitrittsurkunden hinterlegt sind, erstellt der Generalsekretär ein Protokoll und übermittelt jedem Mitglied der Vereinten Nationen und jedem der in ArtikelXI in Betracht gezogenen Nicht-Mitgliedstaaten eine Abschrift desselben. Diese Konvention tritt am neunzigsten Tage nach dem Zeitpunkt der Hinterlegung der zwanzigsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft. Eine Ratifikation oder ein Beitritt, der nach dem letzteren Zeitpunkt erfolgt, wird am neunzigsten Tage nach der Hinterlegung der Ratifikations- oder Beitrittsurkunde wirksam.


    ArtikelXIV


    Diese Konvention bleibt für die Dauer von zehn Jahren vom Zeitpunkt ihres Inkrafttretens an in Kraft. Danach bleibt sie für die Dauer von jeweils weiteren fünf Jahren für diejenigen vertragschließenden Parteien in Kraft, die sie nicht mindestens sechs Monate vor Ablauf der laufenden Frist gekündigt haben. Die Kündigung erfolgt durch schriftliche mitteilung an den Generalsekretär der Vereinten Nationen.


    ArtikelXV


    Wenn als Ergebnis von Kündigungen die Zahl der Parteien der vorliegenden Konvention auf weniger als sechzehn sinkt, tritt die Konvention mit dem Zeitpunkt außer Kraft, in dem die letzte dieser Kündigungen rechtswirksam wird.


    ArtikelXVI


    Ein Antrag auf Revision dieser Konvention kann jederzeit von einer vertragschließenden Partei durch eine schriftliche mitteilung an den Generalsekretär gestellt werden. Die Generalversammlung entscheidet über die Schritte, die gegebenenfalls auf einen solchen Antrag hin zu unternehmen sind.


    ArtikelXVII


    Der Generalsekretär der Vereinten Nationen macht allen Mitgliedern der Vereinten Nationen und den in ArtikelXI in Betracht gezogenen Nicht-Mitgliedstaaten über die folgenden Angelegenheiten mitteilung:


    a) Unterzeichnungen, Ratifikationen und Beitritte, die gemäß ArtikelXI eingegangen sind;


    b) mitteilungen, die gemäß ArtikelXII eingegangen sind;


    c) den Zeitpunkt, zu dem diese Konvention gemäß ArtikelXIII in Kraft tritt;


    d) Kündigungen, die gemäß ArtikelXIV eingegangen sind;


    e) Außerkrafttreten der Konvention gemäß ArtikelXV;


    f) mitteilungen, die gemäß ArtikelXVI eingegangen sind.


    ArtikelXVIII


    Das Original der vorliegenden Konvention wird in den Archiven der Vereinten Nationen hinterlegt. Eine beglaubigte Abschrift der Konvention wird jedem Mitglied der Vereinten Nationen und jedem der in ArtikelXI in Betracht gezogenen Nicht-Mitgliedstaaten übermittelt.


    ArtikelXIX


    Diese Konvention wird am Tage ihres Inkrafttretens von dem Generalsekretär der Vereinten Nationen registriert.


    
      Hinweise


      Fundstellen: UNTS, Bd. 78, S.277; BGBl. 1954 II, S.730


      Verabschiedung: 9.Dezember 1948


      Inkrafttreten: 12.Januar 1951


      Zahl der Vertragsstaaten: 146


      Individualbeschwerde: nein


      Deutschland:


      Beitritt: 24.November 1954


      Inkrafttreten: 22.Februar 1955

    


    15Übereinkommen über die politischen Rechte der Frau vom 20.Dezember1952 (Convention on the Political Rights of Women, CPRW)


    DIE VERTRAGSPARTEIEN


    In dem Wunsch, den in der Charta der Vereinten Nationen niedergelegten Grundsatz der Gleichberechtigung von Mann und Frau zu verwirklichen,


    in der Erkenntnis, dass jedermann das Recht hat, sich unmittelbar oder mittelbar durch frei gewählte Vertreter an der Gestaltung des öffentlichen Lebens seines Landes zu beteiligen und gleichen Zutritt zum öffentlichen Dienst in demselben zu erhalten, und in dem Wunsch, im Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen und der Universellen Erklärung der Menschenrechte die Rechtsstellung von Mann und Frau beim Genuss und bei der Ausübung politischer Rechte gleichzugestalten,


    in dem Entschluss, zu diesem Zweck ein Übereinkommen abzuschließen


    sind hiermit wie folgt übereingekommen:


    ArtikelI


    Frauen sind bei allen Wahlen unter den gleichen Bedingungen wie Männer ohne irgendeine Zurücksetzung stimmberechtigt.


    ArtikelII


    Frauen sind zu allen öffentlich gewählten Körperschaften, die auf Grund des inländischen Rechts geschaffen wurden, unter den gleichen Bedingungen wie Männer ohne irgendeine Zurücksetzung wählbar.


    ArtikelIII


    Frauen sind berechtigt, öffentliche Ämter zu bekleiden und alle öffentlichen Funktionen auszuüben, die auf Grund des inländischen Rechts geschaffen wurden, und zwar unter den gleichen Bedingungen wie Männer ohne irgendeine Zurücksetzung.


    ArtikelIV


    (1) Dieses Übereinkommen liegt für jedes Mitglied der Vereinten Nationen sowie für jeden anderen Staat, an den die Generalversammlung eine diesbezügliche Einladung gerichtet hat, zur Unterzeichnung auf.


    (2) Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifizierung; die Ratifikationsurkunden werden beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.


    ArtikelV


    (1) Dieses Übereinkommen liegt für alle in ArtikelIV Absatz1 bezeichneten Staaten zum Beitritt auf.


    (2) Der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung einer Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen.


    ArtikelVI


    (1) Dieses Übereinkommen tritt am neunzigsten Tage nach Hinterlegung der sechsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.


    (2) Für jeden Staat, der dieses Übereinkommen nach Hinterlegung der sechsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde ratifiziert oder ihm beitritt, tritt es am neunzigsten Tage nach Hinterlegung der Ratifikations- oder Beitrittsurkunde durch diesen Staat in Kraft.


    ArtikelVII


    Macht ein Staat bei der Unterzeichnung, der Ratifizierung oder dem Beitritt einen Vorbehalt zu einem Artikeldieses Übereinkommens, so teilt der Generalsekretär den Wortlaut des Vorbehalts allen Staaten mit, die Vertragsparteien dieses Übereinkommens sind oder werden. Erhebt ein Staat gegen diesen Vorbehalt Einspruch, so kann er binnen neunzig Tagen, vom Zeitpunkt der genannten mitteilung an gerechnet (oder im Zeitpunkt, in dem er Vertragspartei des Übereinkommens wird), dem Generalsekretär notifizieren, dass er den Vorbehalt nicht annimmt. In diesem Fall tritt das Übereinkommen zwischen diesem Staat und dem Staat, der den Vorbehalt gemacht hat, nicht in Kraft.


    ArtikelVIII


    (1) Jeder Staat kann dieses Übereinkommen durch eine schriftliche, an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete Notifizierung kündigen. Die Kündigung wird ein Jahr nach Eingang der Notifizierung beim Generalsekretär wirksam.


    (2) Dieses Übereinkommen tritt in dem Zeitpunkt außer Kraft, in dem die Kündigung, welche die Zahl der Vertragsparteien auf weniger als sechs verringert, wirksam wird.


    ArtikelIX


    Jede Streitigkeit zwischen zwei oder mehr Vertragsstaaten über die Auslegung oder Anwendung dieses Übereinkommens, die nicht durch Verhandlungen beigelegt wird, ist auf Antrag einer Streitpartei dem Internationalen Gerichtshof zur Entscheidung vorzulegen, sofern die Parteien nicht eine andere Art der Beilegung vereinbaren.


    ArtikelX


    Der Generalsekretär der Vereinten Nationen notifiziert allen Mitgliedern der Vereinten Nationen und den in ArtikelIV Absatz1 bezeichneten Nichtmitgliedstaaten:


    a) die gemäß ArtikelIV eingegangenen Unterschriften und Ratifikationsurkunden;


    b) die gemäß ArtikelV eingegangenen Beitrittsurkunden;


    c) den Zeitpunkt, in dem dieses Übereinkommen gemäß ArtikelVI in Kraft tritt;


    d) die gemäß ArtikelVII eingegangenen mitteilungen und Notifizierungen;


    e) die gemäß ArtikelVIII Absatz1 eingegangenen Notifizierungen von Kündigungen;


    f) das Außerkrafttreten gemäß ArtikelVIII Absatz2.


    ArtikelXI


    (1) Dieses Übereinkommen, dessen chinesischer, englischer, französischer, russischer und spanischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird im Archiv der Vereinten Nationen hinterlegt.


    (2) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen übermittelt allen Mitgliedern der Vereinten Nationen und den in ArtikelIV Absatz1 bezeichneten Nichtmitgliedstaaten eine beglaubigte Abschrift.


    
      Hinweise


      Fundstellen: UNTS, Bd. 193, S.135; BGBl. 1969 II, S.1929//1970 II, S.46 (Berichtigte Fassung vom 15.Januar 1970)


      Verabschiedung: 20. Dezember 1952


      Inkrafttreten: 7.Juli 1954


      Zahl der Vertragsstaaten: 122


      Individualbeschwerde: nein


      Deutschland:


      Beitritt: 4.November 1970


      Vorbehalt im Hinblick auf den Dienst von Frauen an der Waffe

    


    16Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau vom 18.Dezember1979 (Convention on the Elimination of All Forms of Discrimination against Women, CEDAW)


    DIE VERTRAGSSTAATEN DIESES ÜBEREINKOMMENS


    im Hinblick darauf, dass die Charta der Vereinten Nationen den Glauben an die Grundrechte des Menschen, an Würde und Wert der menschlichen Persönlichkeit und an die Gleichberechtigung von Mann und Frau erneut bekräftigt;


    im Hinblick darauf, dass die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte den Grundsatz der Unzulässigkeit der Diskriminierung bekräftigt und feierlich feststellt, dass alle Menschen frei und an Würde und Rechten gleich geboren sind und dass jeder ohne irgendeinen Unterschied, einschließlich eines Unterschieds aufgrund des Geschlechts, Anspruch hat auf alle in der genannten Erklärung aufgeführten Rechte und Freiheiten;


    im Hinblick darauf, dass die Vertragsstaaten der Internationalen Menschenrechtspakte verpflichtet sind, die Gleichberechtigung von Mann und Frau bei der Ausübung aller wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen, bürgerlichen und politischen Rechte sicherzustellen;


    in Anbetracht der unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen und der Sonderorganisationen geschlossenen internationalen Übereinkommen zur Förderung der Gleichberechtigung von Mann und Frau;


    im Hinblick ferner darauf die Entschließungen, Erklärungen und Empfehlungen der Vereinten Nationen und der Sonderorganisationen zur Förderung der Gleichberechtigung von Mann und Frau;


    jedoch besorgt darüber, dass die Frau trotz dieser verschiedenen Urkunden noch immer weitgehend diskriminiert wird;


    unter Hinweis darauf, dass die Diskriminierung der Frau die Grundsätze der Gleichberechtigung und der Achtung der Menschenwürde verletzt, die Frau daran hindert, unter den gleichen Voraussetzungen wie Männer am politischen, sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Leben ihres Landes teilzunehmen, das Wachstum des Wohlstands von Gesellschaft und Familie hemmt und der Frau die volle Entfaltung ihrer Fähigkeiten im Dienste ihres Landes und der Menschheit erschwert;


    besorgt darüber, dass dort, wo Armut herrscht, Frauen beim Zugang zu Nahrungsmitteln, Gesundheitseinrichtungen, Bildung, Ausbildung und Beschäftigungsmöglichkeiten sowie bei der Befriedigung sonstiger Bedürfnisse am ehesten benachteiligt werden;


    in der Überzeugung, dass die Errichtung der neuen Weltwirtschaftsordnung auf der Grundlage von Gleichheit und Gerechtigkeit wesentlich zur Förderung der Gleichberechtigung von Mann und Frau beitragen wird;


    nachdrücklich darauf hinweisend, dass die Beseitigung der Apartheid, jeder Form von Rassismus, Rassendiskriminierung, Kolonialismus, Neokolonialismus, Aggression, ausländischer Besetzung und Fremdherrschaft sowie von Einmischung in die inneren Angelegenheiten der Staaten für die volle Ausübung der Rechte von Mann und Frau unerlässlich ist;


    in Bekräftigung dessen, dass die Festigung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit, die internationale Entspannung, die Zusammenarbeit zwischen allen Staaten ungeachtet ihrer Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung, die allgemeine und vollständige Abrüstung insbesondere die nukleare Abrüstung unter strenger und wirksamer internationaler Kontrolle, die Durchsetzung der Grundsätze der Gerechtigkeit, der Gleichberechtigung und des beiderseitigen Nutzens in den zwischenstaatlichen Beziehungen und die Verwirklichung des Rechts der unter Fremd- und Kolonialherrschaft sowie ausländischer Besetzung lebenden Völker auf Selbstbestimmung und Unabhängigkeit sowie die Achtung der nationalen Souveränität und der territorialen Unversehrtheit den sozialen Fortschritt und die soziale Entwicklung fördern und somit zur Verwirklichung der vollen Gleichberechtigung von Mann und Frau beitragen werden;


    überzeugt, dass die größtmögliche und gleichberechtigte Mitwirkung der Frau in allen Bereichen Voraussetzung für die vollständige Entwicklung eines Landes, für das Wohlergehen der Welt und für die Sache des Friedens ist;


    eingedenk des bisher noch nicht voll anerkannten bedeutenden Beitrags der Frau zum Wohlergehen der Familie und zur Entwicklung der Gesellschaft, der sozialen Bedeutung der Mutterschaft und der Rolle beider Elternteile in der Familie und bei der Kindererziehung sowie in dem Bewusstsein, dass die Rolle der Frau bei der Fortpflanzung kein Grund zur Diskriminierung sein darf und dass die Kindererziehung eine Aufgabe ist, die sich Mann und Frau sowie die Gesellschaft insgesamt teilen müssen;


    in dem Bewusstsein, dass sich die traditionelle Rolle des Mannes und die Rolle der Frau in der Gesellschaft und in der Familie wandeln müssen, wenn die volle Gleichberechtigung von Mann und Frau erreicht werden soll;


    entschlossen, die in der Erklärung über die Beseitigung der Diskriminierung der Frau niedergelegten Grundsätze zu verwirklichen und zu diesem Zweck die zur Beseitigung jeder Form und Erscheinungsweise einer solchen Diskriminierung erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen


    sind wie folgt übereingekommen:


    TeilI


    Artikel1


    In diesem Übereinkommen bezeichnet der Ausdruck »Diskriminierung der Frau« jede mit dem Geschlecht begründete Unterscheidung, Ausschließung oder Beschränkung, die zur Folge oder zum Ziel hat, dass die auf die Gleichberechtigung von Mann und Frau gegründete Anerkennung, Inanspruchnahme oder Ausübung der Menschenrechte und Grundfreiheiten durch die Frau ungeachtet ihres Familienstandes im politischen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen, staatsbürgerlichen oder jedem sonstigen Bereich beeinträchtigt oder vereitelt wird.


    Artikel2


    Die Vertragsstaaten verurteilen jede Form von Diskriminierung der Frau; sie kommen überein, mit allen geeigneten mitteln unverzüglich eine Politik zur Beseitigung der Diskriminierung der Frau zu verfolgen, und verpflichten sich zu diesem Zweck,


    a) den Grundsatz der Gleichberechtigung von Mann und Frau in ihre Staatsverfassung oder in andere geeignete Rechtsvorschriften aufzunehmen, sofern sie dies noch nicht getan haben, und durch gesetzgeberische und sonstige Maßnahmen für die tatsächliche Verwirklichung dieses Grundsatzes zu sorgen;


    b) durch geeignete gesetzgeberische und sonstige Maßnahmen, gegebenenfalls auch Sanktionen, jede Diskriminierung der Frau zu verbieten;


    c) den gesetzlichen Schutz der Rechte der Frau auf der Grundlage der Gleichberechtigung mit dem Mann zu gewährleisten und die Frau durch die zuständigen nationalen Gerichte und sonstigen öffentlichen Einrichtungen wirksam vor jeder diskriminierenden Handlung zu schützen;


    d) Handlungen oder Praktiken zu unterlassen, welche die Frau diskriminieren, und dafür zu sorgen, dass alle staatlichen Behörden und öffentlichen Einrichtungen im Einklang mit dieser Verpflichtung handeln;


    e) alle geeigneten Maßnahmen zur Beseitigung der Diskriminierung der Frau durch Personen, Organisationen oder Unternehmen zu ergreifen;


    f) alle geeigneten Maßnahmen einschließlich gesetzgeberischer Maßnahmen zur Änderung oder Aufhebung aller bestehenden Gesetze, Verordnungen, Gepflogenheiten und Praktiken zu treffen, die eine Diskriminierung der Frau darstellen;


    g) alle innerstaatlichen strafrechtlichen Vorschriften aufzuheben, die eine Diskriminierung der Frau darstellen.


    Artikel3


    Die Vertragsstaaten treffen auf allen Gebieten, insbesondere auf politischem, sozialem, wirtschaftlichem und kulturellem Gebiet, alle geeigneten Maßnahmen einschließlich gesetzgeberischer Maßnahmen zur Sicherung der vollen Entfaltung und Förderung der Frau, damit gewährleistet wird, dass sie die Menschenrechte und Grundfreiheiten gleichberechtigt mit dem Mann ausüben und genießen kann.


    Artikel4


    (1) Zeitweilige Sondermaßnahmen der Vertragsstaaten zur beschleunigten Herbeiführung der de facto-Gleichberechtigung von Mann und Frau gelten nicht als Diskriminierung im Sinne dieses Übereinkommens, dürfen aber keinesfalls die Beibehaltung ungleicher oder gesonderter Maßstäbe zur Folge haben; diese Maßnahmen sind aufzuheben, sobald die Ziele der Chancengleichheit und Gleichbehandlung erreicht sind.


    (2) Sondermaßnahmen der Vertragsstaaten einschließlich der in diesem Übereinkommen genannten Maßnahmen zum Schutz der Mutterschaft gelten nicht als Diskriminierung.


    Artikel5


    Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen,


    a) um einen Wandel in den sozialen und kulturellen Verhaltensmustern von Mann und Frau zu bewirken, um so zur Beseitigung von Vorurteilen sowie von herkömmlichen und allen sonstigen auf der Vorstellung von der Unterlegenheit oder Überlegenheit des einen oder anderen Geschlechts oder der stereotypen Rollenverteilung von Mann und Frau beruhenden Praktiken zu gelangen;


    b) um sicherzustellen, dass die Erziehung in der Familie zu einem richtigen Verständnis der Mutterschaft als einer sozialen Aufgabe und zur Anerkennung der gemeinsamen Verantwortung von Mann und Frau für die Erziehung und Entwicklung ihrer Kinder beiträgt, wobei davon ausgegangen wird, dass das Interesse der Kinder in allen Fällen vorrangig zu berücksichtigen ist.


    Artikel6


    Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen einschließlich gesetzgeberischer Maßnahmen zur Abschaffung jeder Form des Frauenhandels und der Ausbeutung der Prostitution von Frauen.


    TeilII


    Artikel7


    Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen zur Beseitigung der Diskriminierung der Frau im politischen und öffentlichen Leben ihres Landes und gewährleisten insbesondere allen Frauen in gleicher Weise wie den Männern


    a) das Stimmrecht bei allen Wahlen und Volksabstimmungen sowie das passive Wahlrecht für alle öffentlich gewählten Gremien;


    b) das Recht auf Mitwirkung an der Ausarbeitung der Regierungspolitik und deren Durchführung sowie auf Bekleidung öffentlicher Ämter und auf Wahrnehmung aller öffentlichen Aufgaben auf allen Ebenen staatlicher Tätigkeit;


    c) das Recht auf Mitarbeit in nichtstaatlichen Organisationen und Vereinigungen, die sich mit dem öffentlichen und politischen Leben ihres Landes befassen.


    Artikel8


    Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen, dass Frauen unter den gleichen Bedingungen wie Männer und ohne Diskriminierung die Möglichkeit haben, ihre Regierung auf internationaler Ebene zu vertreten und an der Arbeit internationaler Organisationen mitzuwirken.


    Artikel9


    (1) Die Vertragsstaaten gewähren Frauen die gleichen Rechte wie Männern hinsichtlich des Erwerbs, des Wechsels oder der Beibehaltung der Staatsangehörigkeit. Insbesondere stellen die Vertragsstaaten sicher, dass weder durch Eheschließung mit einem Ausländer noch durch Wechsel der Staatsangehörigkeit des Ehemanns im Laufe der Ehe ohne weiteres sich die Staatsangehörigkeit der Frau ändert, diese staatenlos wird oder ihr die Staatsangehörigkeit ihres Mannes aufgezwungen wird.


    (2) Die Vertragsstaaten gewähren Frauen die gleichen Rechte wie Männern im Hinblick auf die Staatsangehörigkeit ihrer Kinder.


    TeilIII


    Artikel10


    Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen zur Beseitigung der Diskriminierung der Frau, um ihr im Bildungsbereich die gleichen Rechte wie dem Mann zu gewährleisten und auf der Grundlage der Gleichberechtigung von Mann und Frau insbesondere Folgendes sicherzustellen:


    a) gleiche Bedingungen bei der Berufsberatung, bei der Zulassung zum Unterricht und beim Erwerb von Zeugnissen an Bildungseinrichtungen jeder Art sowohl in ländlichen als auch in städtischen Gebieten; diese Gleichberechtigung gilt im Hinblick auf Vorschulen, allgemeinbildende Schulen, Fachschulen, allgemeine und technische Bildungseinrichtungen im tertiären Bereich sowie für jede Art der Berufsausbildung;


    b) Zulassung zu denselben Bildungsprogrammen und Prüfungen sowie Lehrkräften mit gleichwertigen Qualifikationen und zu Schulanlagen und Schulausstattungen derselben Qualität;


    c) Beseitigung jeder stereotypen Auffassung in Bezug auf die Rolle von Mann und Frau auf allen Bildungsebenen und in allen Unterrichtsformen durch Förderung der Koedukation und sonstiger Erziehungsformen, die zur Erreichung dieses Zieles beitragen, insbesondere auch durch Überarbeitung von Lehrbüchern und Lehrplänen und durch Anpassung der Lehrmethoden;


    d) Chancengleichheit bei der Erlangung von Stipendien und sonstigen Ausbildungsbeihilfen;


    e) gleiche Möglichkeiten des Zugangs zu Weiterbildungsprogrammen, darunter Programme für erwachsene Analphabeten und zur funktionellen Alphabetisierung, insbesondere zur möglichst baldigen Verringerung jeden Bildungsgefälles zwischen Mann und Frau;


    f) Verringerung des Prozentsatzes von Frauen, die ihre Ausbildung abbrechen, sowie Veranstaltung von Programmen für Mädchen und Frauen, die vorzeitig von der Schule abgegangen sind;


    g) gleiche Möglichkeiten zur aktiven Teilnahme an Sport und Leibesübungen;


    h) Zugang zu spezifischen Bildungsinformationen, die zur Gesunderhaltung und zum Wohlergehen der Familie beitragen, einschließlich Aufklärung und Beratung in Bezug auf die Familienplanung.


    Artikel11


    (1) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen zur Beseitigung der Diskriminierung der Frau im Berufsleben, um ihr auf der Grundlage der Gleichberechtigung von Mann und Frau gleiche Rechte zu gewährleisten, insbesondere


    a) das Recht auf Arbeit als unveräußerliches Recht jedes Menschen;


    b) das Recht auf dieselben Arbeitsmöglichkeiten einschließlich der Anwendung derselben Auswahlkriterien bei der Einstellung;


    c) das Recht auf freie Berufswahl und freie Wahl des Arbeitsplatzes, das Recht auf beruflichen Aufstieg, Arbeitsplatzsicherheit und alle Leistungen und Arbeitsbedingungen sowie das Recht auf Berufsausbildung und Umschulung, einschließlich einer Lehre, der Berufsfortbildung und der ständigen Weiterbildung;


    d) das Recht auf gleiches Entgelt, einschließlich sonstiger Leistungen, und auf Gleichbehandlung bei gleichwertiger Arbeit sowie Gleichbehandlung bei der Bewertung der Arbeitsqualität;


    e) das Recht auf soziale Sicherheit, insbesondere auf Leistungen bei Eintritt in den Ruhestand, bei Arbeitslosigkeit, Krankheit, Invalidität und im Alter oder bei sonstiger Arbeitsunfähigkeit sowie das Recht auf bezahlten Urlaub;


    f) das Recht auf Schutz der Gesundheit und auf Sicherheit am Arbeitsplatz, einschließlich des Schutzes der Fortpflanzungsfähigkeit.


    (2) Um eine Diskriminierung der Frau wegen Eheschließung oder Mutterschaft zu verhindern und ihr ein wirksames Recht auf Arbeit zu gewährleisten, treffen die Vertragsstaaten geeignete Maßnahmen


    a) zum mit der Androhung von Sanktionen verbundenen Verbot der Entlassung wegen Schwangerschaft oder Mutterschaftsurlaubs sowie der Diskriminierung aufgrund des Familienstands bei Entlassungen;


    b) zur Einführung des bezahlten oder mit vergleichbaren sozialen Vorteilen verbundenen Mutterschaftsurlaubs ohne Verlust des bisherigen Arbeitsplatzes, des Dienstalters oder sozialer Zulagen;


    c) zur Förderung der Bereitstellung der erforderlichen unterstützenden Sozialdienste, die es Eltern ermöglichen, ihre Familienpflichten mit ihren beruflichen Aufgaben und mit der Teilnahme am öffentlichen Leben zu vereinbaren, insbesondere durch Förderung der Errichtung und des Ausbaus eines Netzes von Einrichtungen zur Kinderbetreuung;


    d) zur Gewährung besonderen Schutzes für Frauen während der Schwangerschaft bei Beschäftigungsarten, die sich als schädlich für Schwangere erwiesen haben.


    (3) Die Gesetze zum Schutz der Frau in den in diesem Artikelgenannten Bereichen werden in regelmäßigen Abständen anhand der wissenschaftlichen und technischen Erkenntnisse überprüft und erforderlichenfalls geändert, aufgehoben oder erweitert.


    Artikel12


    (1) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen zur Beseitigung der Diskriminierung der Frau im Bereich des Gesundheitswesens, um der Frau gleichberechtigt mit dem Mann Zugang zu den Gesundheitsdiensten, einschließlich derjenigen im Zusammenhang mit der Familienplanung, zu gewährleisten.


    (2) Unbeschadet des Absatzes1 sorgen die Vertragsstaaten für angemessene und erforderlichenfalls unentgeltliche Betreuung der Frau während der Schwangerschaft sowie während und nach der Entbindung und für eine ausreichende Ernährung während der Schwangerschaft und der Stillzeit.


    Artikel13


    Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen zur Beseitigung der Diskriminierung der Frau in anderen Bereichen des wirtschaftlichen und sozialen Lebens, um der Frau nach dem Gleichheitsgrundsatz die gleichen Rechte wie dem Mann zu gewährleisten, insbesondere


    a) das Recht auf Familienbeihilfen;


    b) das Recht, Bankdarlehen, Hypotheken und andere Finanzkredite aufzunehmen;


    c) das Recht auf Teilnahme an Freizeitbeschäftigungen, Sport und allen Aspekten des kulturellen Lebens.


    Artikel14


    (1) Die Vertragsstaaten berücksichtigen die besonderen Probleme der Frauen auf dem Lande und die wichtige Rolle dieser Frauen für das wirtschaftliche Überleben ihrer Familien, einschließlich ihrer Arbeit in nichtmonetären Wirtschaftsbereichen, und treffen alle geeigneten Maßnahmen, um dafür zu sorgen, dass die Bestimmungen dieses Übereinkommens auch auf Frauen in ländlichen Gebieten Anwendung finden.


    (2) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen zur Beseitigung der Diskriminierung der Frau in ländlichen Gebieten, um dafür zu sorgen, dass sie gleichberechtigt mit dem Mann an der ländlichen Entwicklung und an den sich daraus ergebenden Vorteilen teilhaben kann, und gewährleisten ihr insbesondere das Recht auf


    a) Mitwirkung auf allen Ebenen an der Aufstellung und Durchführung von Entwicklungsplänen;


    b) Zugang zu angemessenen Gesundheitsdiensten, einschließlich Aufklärungs- und Beratungsdiensten und sonstigen Einrichtungen auf dem Gebiet der Familienplanung;


    c) unmittelbare Leistungen aus Programmen der sozialen Sicherheit;


    d) schulische und außerschulische Ausbildung und Bildung jeder Art, einschließlich funktioneller Alphabetisierung, sowie die Nutzung aller Gemeinschafts- und Volksbildungseinrichtungen, insbesondere zur Erweiterung ihres Fachwissens;


    e) Organisierung von Selbsthilfegruppen und Genossenschaften zur Erlangung wirtschaftlicher Chancengleichheit durch selbständige oder unselbständige Arbeit;


    f) Teilnahme an allen Gemeinschaftsbetätigungen;


    g) Zugang zu landwirtschaftlichen Krediten und Darlehen, Vermarktungseinrichtungen und geeigneten Technologien sowie Gleichbehandlung im Rahmen von Boden- und Agrarreformen und ländlichen Umsiedlungsaktionen;


    h) angemessene Lebensbedingungen, insbesondere im Hinblick auf Wohnung, sanitäre Einrichtungen, Elektrizitatäts- und Wasserversorgung sowie Verkehrs- und Nachrichtenverbindungen.


    TeilIV


    Artikel15


    (1) Die Vertragsstaaten stellen die Frau dem Mann vor dem Gesetz gleich.


    (2) Die Vertragsstaaten gewähren der Frau in zivilrechtlichen Fragen dieselbe Rechtsfähigkeit wie dem Mann und dieselben Möglichkeiten zur Ausübung dieser Rechtsfähigkeit. Insbesondere räumen sie der Frau gleiche Rechte in Bezug auf den Abschluss von Verträgen und die Verwaltung von Vermögen ein und gewähren ihr Gleichbehandlung in allen Stadien gerichtlicher Verfahren.


    (3) Die Vertragsstaaten kommen überein, dass alle Verträge und alle sonstigen Privaturkunden, deren Rechtswirkung auf die Einschränkung der Rechtsfähigkeit der Frau gerichtet ist, nichtig sind.


    (4) Die Vertragsstaaten gewähren Männern und Frauen die gleichen Rechte hinsichtlich der Rechtsvorschriften über die Freizügigkeit und die freie Wahl ihres Aufenthaltsorts und ihres Wohnsitzes.


    Artikel16


    (1) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen zur Beseitigung der Diskriminierung der Frau in Ehe- und Familienfragen und gewährleisten auf der Grundlage der Gleichberechtigung von Mann und Frau insbesondere folgende Rechte:


    a) gleiches Recht auf Eheschließung;


    b) gleiches Recht auf freie Wahl des Ehegatten sowie auf Eheschließung nur mit freier und voller Zustimmung;


    c) gleiche Rechte und Pflichten in der Ehe und bei deren Auflösung;


    d) gleiche Rechte und Pflichten als Eltern, ungeachtet ihres Familienstands, in allen ihre Kinder betreffenden Fragen; in jedem Fall sind die Interessen der Kinder vorrangig zu berücksichtigen;


    e) gleiches Recht auf freie und verantwortungsbewusste Entscheidung über Anzahl und Altersunterschied ihrer Kinder sowie auf Zugang zu den zur Ausübung dieser Rechte erforderlichen Informationen, Bildungseinrichtungen und mitteln;


    f) gleiche Rechte und Pflichten in Fragen der Vormundschaft, Pflegschaft, Personen- und Vermögenssorge, Adoption von Kindern oder ähnlichen Rechtseinrichtungen, soweit das innerstaatliche Recht derartige Rechtsinstitute kennt; in jedem Fall sind die Interessen der Kinder vorrangig zu berücksichtigen;


    g) die gleichen persönlichen Rechte als Ehegatten, einschließlich des Rechts auf Wahl des Familiennamens, eines Berufs und einer Beschäftigung;


    h) gleiche Rechte beider Ehegatten hinsichtlich des Eigentums an Vermögen und dessen Erwerb, Bewirtschaftung, Verwaltung und Nutzung sowie der Verfügung darüber, gleichviel ob unentgeltlich oder gegen Entgelt.


    (2) Die Verlobung und Eheschließung eines Kindes haben keine Rechtswirksamkeit; es werden alle erforderlichen Maßnahmen einschließlich gesetzgeberischer Maßnahmen ergriffen, um ein Mindestalter für die Eheschließung festzulegen und die Eintragung der Eheschließung in ein amtliches Register zur Pflicht zu machen.


    TeilV


    Artikel17


    (1) Zur Prüfung der Fortschritte bei der Durchführung dieses Übereinkommens wird ein (im Folgenden als »Ausschuss« bezeichneter) Ausschuss für die Beseitigung der Diskriminierung der Frau eingesetzt; er besteht zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Übereinkommens aus achtzehn, nach Ratifikation oder Beitritt des fünfunddreißigsten Vertragsstaats aus dreiundzwanzig Sachverständigen von hohem sittlichen Rang und großer Sachkenntnis auf dem von dem Übereinkommen erfassten Gebiet. Die Sachverständigen werden von den Vertragsstaaten unter ihren Staatsangehörigen ausgewählt und sind in persönlicher Eigenschaft tätig; dabei ist auf eine gerechte geographische Verteilung und auf Vertretung der verschiedenen Zivilisationsformen sowie der wichtigsten Rechtssysteme zu achten.


    (2) Die Mitglieder des Ausschusses werden in geheimer Wahl aus einer Liste von Personen gewählt, die von den Vertragsstaaten benannt worden sind. Jeder Vertragsstaat kann einen seiner eigenen Staatsangehörigen benennen.


    (3) Die erste Wahl findet sechs Monate nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens statt. Spätestens drei Monate vor jeder Wahl fordert der Generalsekretär der Vereinten Nationen die Vertragsstaaten schriftlich auf, binnen zwei Monaten ihre Benennungen einzureichen. Er stellt sodann eine alphabetische Liste aller demgemäß benannten Personen unter Angabe der sie benennenden Vertragsstaaten auf und legt sie den Vertragsstaaten vor.


    (4) Die Wahl der Ausschussmitglieder findet auf einer vom Generalsekretär am Sitz der Vereinten Nationen anberaumten Sitzung der Vertragsstaaten statt. Auf dieser Sitzung, die beschlussfähig ist, wenn zwei Drittel der Vertragsstaaten vertreten sind, gelten diejenigen Bewerber als in den Ausschuss gewählt, welche die höchste Stimmenzahl und die absolute Stimmenmehrheit der anwesenden und abstimmenden Vertreter der Vertragsstaaten auf sich vereinigen.


    (5) Die Ausschussmitglieder werden für vier Jahre gewählt. Jedoch läuft die Amtszeit von neun der bei der ersten Wahl gewählten Mitglieder nach zwei Jahren ab; unmittelbar nach der ersten Wahl werden die Namen dieser neun Mitglieder vom Vorsitzenden des Ausschusses durch das Los bestimmt.


    (6) Die Wahl der fünf zusätzlichen Ausschussmitglieder findet gemäß den Absätzen2, 3 und 4 nach Ratifikation oder Beitritt des fünfunddreißigsten Vertragsstaats statt. Die Amtszeit zweier der bei dieser Gelegenheit gewählten zusätzlichen Mitglieder läuft nach zwei Jahren ab; die Namen dieser beiden Mitglieder werden vom Ausschussvorsitzenden durch das Los bestimmt.


    (7) Zur Besetzung eines unerwartet verwaisten Sitzes ernennt der Vertragsstaat, dessen Sachverständiger aufgehört hat, Mitglied des Ausschusses zu sein, mit Zustimmung des Ausschusses einen anderen Sachverständigen unter seinen Staatsangehörigen.


    (8) Die Ausschussmitglieder erhalten mit Zustimmung der Generalversammlung Bezüge aus mitteln der Vereinten Nationen; die näheren Einzelheiten werden von der Generalversammlung unter Berücksichtigung der Bedeutung der Aufgaben des Ausschusses festgesetzt.


    (9) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen stellt dem Ausschuss das Personal und die Einrichtungen zur Verfügung, deren dieser zur wirksamen Wahrnehmung seiner Aufgaben nach diesem Übereinkommen bedarf.


    Artikel18


    (1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, dem Generalsekretär der Vereinten Nationen zur Beratung durch den Ausschuss einen Bericht über die zur Durchführung dieses Übereinkommens getroffenen Gesetzgebungs-, Gerichts-, Verwaltungs- und sonstigen Maßnahmen und die diesbezüglichen Fortschritte vorzulegen, und zwar


    a) innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Übereinkommens für den betreffenden Staat und


    b) danach mindestens alle vier Jahre und so oft es der Ausschuss verlangt.


    (2) In den Berichten kann auf Faktoren und Schwierigkeiten hingewiesen werden, die das Ausmaß der Erfüllung der in diesem Übereinkommen vorgesehenen Verpflichtungen beeinflussen.


    Artikel19


    (1) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.


    (2) Der Ausschuss wählt seinen Vorstand für zwei Jahre.


    Artikel20


    (1) Der Ausschuss tritt in der Regel jährlich für höchstens zwei Wochen zur Prüfung der nach Artikel18 vorgelegten Berichte zusammen.


    (2) Die Sitzungen des Ausschusses finden in der Regel am Sitz der Vereinten Nationen oder an einem anderen vom Ausschuss bestimmten geeigneten Ort statt.


    Artikel21


    (1) Der Ausschuss berichtet der Generalversammlung der Vereinten Nationen jährlich durch den Wirtschafts- und Sozialrat über seine Tätigkeit und kann aufgrund der Prüfung der von den Vertragsstaaten eingegangenen Berichte und Auskünfte Vorschläge machen und allgemeine Empfehlungen abgeben. Diese werden zusammen mit etwaigen Stellungnahmen der Vertragsstaaten in den Ausschuss-Bericht aufgenommen.


    (2) Der Generalsekretär übermittelt die Ausschussberichte der Kommission für die Rechtsstellung der Frau zur Kenntnisnahme.


    Artikel22


    Die Sonderorganisationen haben das Recht, bei Beratung der Durchführung derjenigen Bestimmungen dieses Übereinkommens vertreten zu sein, die in ihren Tätigkeitsbereich fallen. Der Ausschuss kann die Sonderorganisationen bitten, Berichte über die Durchführung des Übereinkommens auf Gebieten vorzulegen, die in ihren Tätigkeitsbereich fallen.


    TeilVI


    Artikel23


    Dieses Übereinkommen lässt zur Herbeiführung der Gleichberechtigung von Mann und Frau besser geeignete Bestimmungen unberührt, die enthalten sind


    a) in den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats oder


    b) in sonstigen für diesen Staat geltenden internationalen Übereinkommen, Verträgen oder Abkommen.


    Artikel24


    Die Vertragsstaaten verpflichten sich, alle Maßnahmen zu treffen, die auf nationaler Ebene zur vollen Verwirklichung der in diesem Übereinkommen anerkannten Rechte erforderlich sind.


    Artikel25


    (1) Dieses Übereinkommen liegt für alle Staaten zur Unterzeichnung auf.


    (2) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen wird zum Verwahrer dieses Übereinkommens bestimmt.


    (3) Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation. Die Ratifikationsurkunden werden beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.


    (4) Dieses Übereinkommen liegt für alle Staaten zum Beitritt auf. Der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung einer Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen.


    Artikel26


    (1) Ein Vertragsstaat kann jederzeit durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete schriftliche Notifikation eine Revision dieses Übereinkommens beantragen.


    (2) Die Generalversammlung der Vereinten Nationen beschließt über etwaige hinsichtlich eines derartigen Antrags zu unternehmende Schritte.


    Artikel27


    (1) Dieses Übereinkommen tritt am dreißigsten Tag nach Hinterlegung der zwanzigsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen in Kraft.


    (2) Für jeden Staat, der nach Hinterlegung der zwanzigsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde dieses Übereinkommen ratifiziert oder ihm beitritt, tritt es am dreißigsten Tag nach Hinterlegung seiner Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.


    Artikel28


    (1) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen nimmt den Wortlaut von Vorbehalten, die ein Staat bei der Ratifikation oder beim Beitritt anbringt, entgegen und leitet ihn allen Staaten zu.


    (2) Mit Ziel und Zweck dieses Übereinkommens unvereinbare Vorbehalte sind nicht zulässig.


    (3) Vorbehalte können jederzeit durch eine diesbezügliche Notifikation an den Generalsekretär der Vereinten Nationen zurückgenommen werden, der sodann alle Staaten davon in Kenntnis setzt. Die Notifikation wird mit dem Tag ihres Eingangs wirksam.


    Artikel29


    (1) Entsteht zwischen zwei oder mehr Vertragsstaaten über die Auslegung oder Anwendung dieses Übereinkommens eine Streitigkeit, die nicht auf dem Verhandlungsweg beigelegt werden kann, so wird sie auf Verlangen einer Partei zum Gegenstand eines Schiedsverfahrens gemacht. Können sich die Parteien innerhalb von sechs Monaten vom Zeitpunkt des Antrags auf ein Schiedsverfahren über dessen Ausgestaltung nicht einigen, so kann eine Partei die Streitigkeit dem Internationalen Gerichtshof vorlegen, indem sie einen Antrag im Einklang mit dessen Statut stellt.


    (2) Jeder Vertragsstaat kann zum Zeitpunkt der Unterzeichnung oder Ratifikation des Übereinkommens oder seines Beitritts dazu erklären, dass er sich durch Absatz1 nicht als gebunden ansieht. Die anderen Vertragsstaaten sind gegenüber einem Vertragsstaat, der einen derartigen Vorbehalt angebracht hat, durch Absatz1 nicht gebunden.


    (3) Ein Vertragsstaat, der einen Vorbehalt nach Absatz2 angebracht hat, kann diesen jederzeit durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete Notifikation zurücknehmen.


    Artikel30


    Dieses Übereinkommen, dessen arabischer, chinesischer, englischer, französischer, russischer und spanischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.


    
      Hinweise


      Fundstellen: UNTS, Bd. 1249, S.13; BGBl. 1985 II, S.648


      Verabschiedung: 18.Dezember 1979


      Inkrafttreten: 3.September 1981


      Zahl der Vertragsstaaten: 189


      Individualbeschwerde: ja (im Fakultativprotokoll vorgesehen)


      Deutschland:


      Unterzeichnung: 17.Juli 1980


      Ratifizierung: 10.Juli 1985


      Inkrafttreten: 9.August 1985


      Erklärung zur (weiten und konsistenten) Interpretation des Selbstbestimmungsrechts sowie Einwände gegenüber solchen Vorbehalten verschiedener Staaten, die für unvereinbar mit Ziel und Zweck des Übereinkommens gehalten werden

    


    16aFakultativprotokoll zum Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau vom 6.Oktober1999


    DIE VERTRAGSSTAATEN DIESES PROTOKOLLS


    im Hinblick darauf, dass die Charta der Vereinten Nationen den Glauben an die Grundrechte des Menschen, an Würde und Wert der menschlichen Persönlichkeit und an die Gleichberechtigung von Mann und Frau erneut bekräftigt;


    ferner im Hinblick darauf, dass die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte feierlich feststellt, dass alle Menschen frei und an Würde und Rechten gleich geboren sind und dass jeder ohne irgendeinen Unterschied, einschließlich eines Unterschieds auf Grund des Geschlechts, Anspruch hat auf alle in der genannten Erklärung aufgeführten Rechte und Freiheiten;


    unter Hinweis darauf, dass die Internationalen Menschenrechtspakte und andere internationale Menschenrechtsübereinkünfte die Diskriminierung auf Grund des Geschlechts verbieten;


    ferner unter Hinweis auf das Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (»Übereinkommen«), in dem die Vertragsstaaten jede Form von Diskriminierung der Frau verurteilen und übereinkommen, mit allen geeigneten mitteln unverzüglich eine Politik zur Beseitigung der Diskriminierung der Frau zu verfolgen;


    in erneuter Bekräftigung ihrer Entschlossenheit, die volle Gleichberechtigung der Frau bei der Ausübung aller Menschenrechte und Grundfreiheiten zu gewährleisten und wirksame Maßnahmen zu treffen, um Verletzungen dieser Rechte und Freiheiten zu verhindern


    sind wie folgt übereingekommen:


    Artikel1


    Jeder Vertragsstaat dieses Protokolls (»Vertragsstaat«) erkennt die Zuständigkeit des Ausschusses für die Beseitigung der Diskriminierung der Frau (»Ausschuss«) für die Entgegennahme und Prüfung von nach Artikel2 eingereichten mitteilungen an.


    Artikel2


    mitteilungen können von oder im Namen von der Hoheitsgewalt eines Vertragsstaats unterstehenden Einzelpersonen oder Personengruppen eingereicht werden, die behaupten, Opfer einer Verletzung eines im Übereinkommen niedergelegten Rechts durch diesen Vertragsstaat zu sein. Wird eine mitteilung im Namen von Einzelpersonen oder Personengruppen eingereicht, so hat dies mit ihrer Zustimmung zu geschehen, es sei denn, der Verfasser kann rechtfertigen, ohne eine solche Zustimmung in ihrem Namen zu handeln.


    Artikel3


    mitteilungen sind schriftlich abzufassen und dürfen nicht anonym sein. Der Ausschuss nimmt keine mitteilung entgegen, die einen Vertragsstaat des Übereinkommens betrifft, der nicht Vertragspartei dieses Protokolls ist.


    Artikel4


    (1) Der Ausschuss prüft eine mitteilung nur, wenn er sich vergewissert hat, dass alle zur Verfügung stehenden innerstaatlichen Rechtsbehelfe erschöpft worden sind, sofern nicht das Verfahren bei der Anwendung solcher Rechtsbehelfe unangemessen lange dauert oder keine wirksame Abhilfe erwarten lässt.


    (2) Der Ausschuss erklärt eine mitteilung für unzulässig, wenn


    a) dieselbe Sache bereits vom Ausschuss untersucht worden ist oder in einem anderen internationalen Untersuchungs- oder Streitregelungsverfahren geprüft worden ist oder geprüft wird;


    b) sie unvereinbar mit den Bestimmungen des Übereinkommens ist;


    c) sie offensichtlich unbegründet ist oder nicht hinreichend begründet wird;


    d) sie einen Missbrauch des Rechts auf Einreichung einer mitteilung darstellt;


    e) sich die der mitteilung zu Grunde liegenden Tatsachen vor dem Inkrafttreten des Protokolls für den betreffenden Vertragsstaat ereignet haben, sofern sie nicht auch nach diesem Zeitpunkt weiterbestehen.


    Artikel5


    (1) Der Ausschuss kann jederzeit nach Eingang einer mitteilung und bevor eine Entscheidung in der Sache selbst getroffen worden ist, dem betreffenden Vertragsstaat ein Gesuch zur sofortigen Prüfung übermitteln, in dem er aufgefordert wird, die vorläufigen Maßnahmen zu treffen, die gegebenenfalls erforderlich sind, um einen möglichen, nicht wieder gutzumachenden Schaden für das oder die Opfer der behaupteten Verletzung abzuwenden.


    (2) Übt der Ausschuss sein Ermessen nach Absatz1 aus, so bedeutet das keine Entscheidung über die Zulässigkeit der mitteilung oder in der Sache selbst.


    Artikel6


    (1) Sofern nicht der Ausschuss eine mitteilung für unzulässig erachtet, ohne sich dabei an den betreffenden Vertragsstaat zu wenden, und sofern die Person oder Personen in die Offenlegung ihrer Identität gegenüber diesem Vertragsstaat einwilligen, bringt der Ausschuss jede ihm nach diesem Protokoll zugegangene mitteilung dem Vertragsstaat vertraulich zur Kenntnis.


    (2) Der betreffende Vertragsstaat übermittelt dem Ausschuss innerhalb von sechs Monaten schriftliche Erklärungen oder Darlegungen zur Klärung der Sache und der gegebenenfalls von ihm getroffenen Abhilfemaßnahmen.


    Artikel7


    (1) Der Ausschuss prüft die ihm nach diesem Protokoll zugegangenen mitteilungen unter Berücksichtigung aller ihm von oder im Namen von Einzelpersonen oder Personengruppen und von dem betreffenden Vertragsstaat unterbreiteten Angaben, wobei diese Angaben den betreffenden Parteien zuzuleiten sind.


    (2) Der Ausschuss berät über mitteilungen auf Grund dieses Protokolls in nicht öffentlicher Sitzung.


    (3) Nach Prüfung einer mitteilung übermittelt der Ausschuss den betreffenden Parteien seine Auffassungen zusammen mit etwaigen Empfehlungen.


    (4) Der Vertragsstaat zieht die Auffassungen des Ausschusses zusammen mit etwaigen Empfehlungen gebührend in Erwägung und unterbreitet dem Ausschuss innerhalb von sechs Monaten eine schriftliche Antwort, einschließlich Angaben über alle unter Berücksichtigung der Auffassungen und Empfehlungen des Ausschusses getroffenen Maßnahmen.


    (5) Der Ausschuss kann den Vertragsstaat auffordern, weitere Angaben über alle Maßnahmen, die der Vertragsstaat als Reaktion auf die Auffassungen oder etwaigen Empfehlungen des Ausschusses getroffen hat, vorzulegen, einschließlich, soweit dies vom Ausschuss als geeignet erachtet wird, in den folgenden Berichten des Vertragsstaats nach Artikel18 des Übereinkommens.


    Artikel8


    (1) Erhält der Ausschuss zuverlässige Angaben, die auf schwerwiegende oder systematische Verletzungen der im Übereinkommen niedergelegten Rechte durch einen Vertragsstaat hinweisen, so fordert der Ausschuss diesen Vertragsstaat auf, bei der Prüfung dieser Angaben mitzuwirken und zu diesen Angaben Stellung zu nehmen.


    (2) Der Ausschuss kann unter Berücksichtigung der von dem betreffenden Vertragsstaat abgegebenen Stellungnahmen sowie aller sonstigen ihm zur Verfügung stehenden zuverlässigen Angaben eines oder mehrere seiner Mitglieder beauftragen, eine Untersuchung durchzuführen und ihm sofort zu berichten. Sofern geboten, kann die Untersuchung mit Zustimmung des Vertragsstaats einen Besuch in seinem Hoheitsgebiet einschließen.


    (3) Nachdem der Ausschuss die Ergebnisse einer solchen Untersuchung geprüft hat, übermittelt er sie zusammen mit etwaigen Bemerkungen und Empfehlungen dem betreffenden Vertragsstaat.


    (4) Der Vertragsstaat unterbreitet innerhalb von sechs Monaten nach Eingang der vom Ausschuss übermittelten Ergebnisse, Bemerkungen und Empfehlungen dem Ausschuss seine Stellungnahmen.


    (5) Eine solche Untersuchung ist vertraulich durchzuführen; die Mitwirkung des Vertragsstaats ist auf allen Verfahrensstufen anzustreben.


    Artikel9


    (1) Der Ausschuss kann den betreffenden Vertragsstaat auffordern, in seinen Bericht nach Artikel18 des Übereinkommens Einzelheiten über Maßnahmen aufzunehmen, die als Reaktion auf eine nach Artikel8 dieses Protokolls durchgeführte Untersuchung getroffen wurden.


    (2) Sofern erforderlich, kann der Ausschuss nach Ablauf des in Artikel8 Absatz4 genannten Zeitraums von sechs Monaten den betreffenden Vertragsstaat auffordern, ihn über die als Reaktion auf eine solche Untersuchung getroffenen Maßnahmen zu unterrichten.


    Artikel10


    (1) Jeder Vertragsstaat kann zum Zeitpunkt der Unterzeichnung oder Ratifikation dieses Protokolls oder seines Beitritts dazu erklären, dass er die in den Artikeln8 und 9 vorgesehene Zuständigkeit des Ausschusses nicht anerkennt.


    (2) Jeder Vertragsstaat, der eine Erklärung nach Absatz1 abgegeben hat, kann diese Erklärung jederzeit durch eine an den Generalsekretär gerichtete Notifikation zurücknehmen.


    Artikel11


    Ein Vertragsstaat trifft alle geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen, dass seiner Hoheitsgewalt unterstehende Personen nicht deshalb einer Misshandlung oder Einschüchterung ausgesetzt werden, weil sie sich auf Grund dieses Protokolls an den Ausschuss gewandt haben.


    Artikel12


    Der Ausschuss nimmt in seinen Jahresbericht nach Artikel21 des Übereinkommens eine Zusammenfassung seiner Tätigkeit nach diesem Protokoll auf.


    Artikel13


    Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, das Übereinkommen und dieses Protokoll weithin bekanntzumachen und zu verbreiten und den Zugang zu Angaben über die Auffassungen und Empfehlungen des Ausschusses, insbesondere in diesen Vertragsstaat betreffenden Sachen, zu erleichtern.


    Artikel14


    Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung, die bei der Erfüllung der ihm durch dieses Protokoll übertragenen Aufgaben zu beachten ist.


    Artikel15


    (1) Dieses Protokoll liegt für jeden Staat, der das Übereinkommen unterzeichnet oder ratifiziert hat oder ihm beigetreten ist, zur Unterzeichnung auf.


    (2) Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation, die von allen Staaten vorgenommen werden kann, die das Übereinkommen ratifiziert haben oder ihm beigetreten sind. Die Ratifikationsurkunden werden beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.


    (3) Dieses Protokoll steht jedem Staat, der das Übereinkommen ratifiziert hat oder ihm beigetreten ist, zum Beitritt offen.


    (4) Der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung einer Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen.


    Artikel16


    (1) Dieses Protokoll tritt drei Monate nach Hinterlegung der zehnten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen in Kraft.


    (2) Für jeden Staat, der dieses Protokoll nach seinem Inkrafttreten ratifiziert oder ihm nach seinem Inkrafttreten beitritt, tritt es drei Monate nach Hinterlegung seiner Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.


    Artikel17


    Vorbehalte zu diesem Protokoll sind nicht zulässig.


    Artikel18


    (1) Jeder Vertragsstaat kann eine Änderung dieses Protokolls vorschlagen und ihren Wortlaut beim Generalsekretär der Vereinten Nationen einreichen. Der Generalsekretär übermittelt sodann alle Änderungsvorschläge den Vertragsstaaten mit der Aufforderung, ihm mitzuteilen, ob sie eine Konferenz der Vertragsstaaten zur Beratung und Abstimmung über die Vorschläge befürworten. Befürwortet wenigstens ein Drittel der Vertragsstaaten eine solche Konferenz, so beruft der Generalsekretär die Konferenz unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen ein. Jede Änderung, die von der Mehrheit der auf der Konferenz anwesenden und abstimmenden Vertragsstaaten angenommen wird, ist der Generalversammlung der Vereinten Nationen zur Billigung vorzulegen.


    (2) Die Änderungen treten in Kraft, wenn sie von der Generalversammlung der Vereinten Nationen gebilligt und von einer Zweidrittelmehrheit der Vertragsstaaten dieses Protokolls nach Maßgabe ihrer verfassungsrechtlichen Verfahren angenommen worden sind.


    (3) Treten die Änderungen in Kraft, so sind sie für die Vertragsstaaten, die sie angenommen haben, verbindlich, während für die anderen Vertragsstaaten weiterhin dieses Protokoll und alle früher von ihnen angenommenen Änderungen gelten.


    Artikel19


    (1) Jeder Vertragsstaat kann dieses Protokoll jederzeit durch schriftliche Notifikation an den Generalsekretär der Vereinten Nationen kündigen. Die Kündigung wird sechs Monate nach Eingang der Notifikation beim Generalsekretär wirksam.


    (2) Die Kündigung berührt nicht die weitere Anwendung dieses Protokolls auf mitteilungen nach Artikel2 oder Untersuchungen nach Artikel8, die vor dem Wirksamwerden der Kündigung eingegangen oder begonnen worden sind.


    Artikel20


    Der Generalsekretär der Vereinten Nationen unterrichtet alle Staaten von


    a) den Unterzeichnungen, Ratifikationen und Beitritten nach diesem Protokoll;


    b) dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Protokolls und der Änderungen nach Artikel18;


    c) Kündigungen nach Artikel19.


    Artikel21


    (1) Dieses Protokoll, dessen arabischer, chinesischer, englischer, französischer, russischer und spanischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird im Archiv der Vereinten Nationen hinterlegt.


    (2) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen übermittelt allen in Artikel25 des Übereinkommens bezeichneten Staaten beglaubigte Abschriften dieses Protokolls.


    
      Hinweise


      Fundstellen: UNTS, Bd. 2131, S.83; BGBl. 2001 II, S.1237


      Verabschiedung: 6.Oktober 1999


      Inkrafttreten: 22.Dezember 2000


      Zahl der Vertragsstaaten: 105


      Individualbeschwerde: ja


      Deutschland:


      Unterzeichnung: 10.Dezember 1999


      Ratifizierung: 15.Januar 2002


      Inkrafttreten: 15.April 2002

    


    17Internationales Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung vom 7.März1966 (International Convention on the Elimination of All Forms of Racial Discrimination, ICERD)


    DIE VERTRAGSSTAATEN DIESES ÜBEREINKOMMENS


    eingedenk der Tatsache, dass die Charta der Vereinten Nationen auf dem Grundsatz der angeborenen Würde und Gleichheit aller Menschen beruht und dass alle Mitgliedstaaten gelobt haben, gemeinsam und einzeln mit der Organisation zusammenzuwirken, um eines der Ziele der Vereinten Nationen zu erreichen, das darin besteht, die allgemeine Achtung und Beachtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder der Religion zu fördern und zu festigen;


    eingedenk der in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte enthaltenen feierlichen Feststellung, dass alle Menschen frei und an Würde und Rechten gleich geboren sind und dass jeder ohne irgendeinen Unterschied, insbesondere der Rasse, der Hautfarbe oder der nationalen Abstammung, Anspruch hat auf alle in der genannten Erklärung aufgeführten Rechte und Freiheiten;


    in der Erwägung, dass alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind und ein Recht auf gleichen Schutz des Gesetzes gegen jede Diskriminierung und jedes Aufreizen zur Diskriminierung haben;


    in der Erwägung, dass die Vereinten Nationen den Kolonialismus und alle damit verbundenen Praktiken der Rassentrennung und der Diskriminierung verurteilt haben, gleichviel in welcher Form und wo sie vorkommen, und dass die Erklärung vom 14.Dezember 1960 (Entschließung 1514 (XV) der Generalversammlung) über die Gewährung der Unabhängigkeit an Kolonialgebiete und Kolonialvölker die Notwendigkeit einer raschen und bedingungslosen Beendigung derartiger Praktiken bejaht und feierlich verkündet hat;


    eingedenk der Erklärung der Vereinten Nationen vom 20.November 1963 (Entschließung 1904 (XVIII) der Generalversammlung) über die Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung einer Erklärung, die feierlich bekräftigt, dass es notwendig ist, jede Form und jedes Anzeichen von Rassendiskriminierung überall in der Welt rasch zu beseitigen sowie Verständnis und Achtung zu wecken für die Würde der menschlichen Person;


    in der Überzeugung, dass jede Lehre von einer auf Rassenunterschiede gegründeten Überlegenheit wissenschaftlich falsch, moralisch verwerflich sowie sozial ungerecht und gefährlich ist und dass eine Rassendiskriminierung, gleichviel ob in Theorie oder in Praxis, nirgends gerechtfertigt ist;


    in erneuter Bekräftigung der Tatsache, dass eine Diskriminierung zwischen Menschen auf Grund ihrer Rasse, ihrer Hautfarbe oder ihres Volkstums freundschaftlichen und friedlichen Beziehungen zwischen den Völkern im Wege steht und dass sie geeignet ist, den Frieden und die Sicherheit unter den Völkern sowie das harmonische Zusammenleben der Menschen sogar innerhalb eines Staates zu stören;


    in der Überzeugung, dass das Bestehen von Rassenschranken mit den Idealen jeder menschlichen Gesellschaft unvereinbar ist;


    beunruhigt durch die in einigen Gebieten der Welt immer noch bestehende Rassendiskriminierung und durch die auf rassische Überlegenheit oder auf Rassenhass gegründete Apartheids-, Segregations- oder sonstige Rassentrennungspolitik einiger Regierungen;


    entschlossen, alle erforderlichen Maßnahmen zur raschen Beseitigung aller Formen und Anzeichen von Rassendiskriminierung zu treffen sowie rassenkämpferische Doktrinen und Praktiken zu verhindern und zu bekämpfen, um das gegenseitige Verständnis zwischen den Rassen zu fördern und eine internationale Gemeinschaft zu schaffen, die frei ist von jeder Form der Rassentrennung und Rassendiskriminierung;


    eingedenk des 1958 von der Internationalen Arbeitsorganisation angenommenen Übereinkommens über Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf und des 1960 von der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur angenommenen Übereinkommens gegen Diskriminierung im Unterrichtswesen;


    in dem Wunsch, die in der Erklärung der Vereinten Nationen über die Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung niedergelegten Grundsätze zu verwirklichen und die möglichst rasche Annahme praktischer Maßregeln in diesem Sinne sicherzustellen


    sind wie folgt übereingekommen:


    TeilI


    Artikel1


    (1) In diesem Übereinkommen bezeichnet der Ausdruck »Rassendiskriminierung« jede auf der Rasse, der Hautfarbe, der Abstammung, dem nationalen Ursprung oder dem Volkstum beruhende Unterscheidung, Ausschließung, Beschränkung oder Bevorzugung, die zum Ziel oder zur Folge hat, dass dadurch ein gleichberechtigtes Anerkennen, Genießen oder Ausüben von Menschenrechten und Grundfreiheiten im politischen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen oder jedem sonstigen Bereich des öffentlichen Lebens vereitelt oder beeinträchtigt wird.


    (2) Dieses Übereinkommen findet keine Anwendung auf Unterscheidungen, Ausschließungen, Beschränkungen oder Bevorzugungen, die ein Vertragsstaat zwischen eigenen und fremden Staatsangehörigen vornimmt.


    (3) Dieses Übereinkommen ist nicht so auszulegen, als berühre es die Rechtsvorschriften der Vertragsstaaten über Staatsangehörigkeit, Staatsbürgerschaft oder Einbürgerung, sofern diese Vorschriften nicht Angehörige eines bestimmten Staates diskriminieren.


    (4) Sondermaßnahmen, die einzig zu dem Zweck getroffen werden, eine angemessene Entwicklung bestimmter Rassengruppen, Volksgruppen oder Personen zu gewährleisten, die Schutz benötigen, soweit ein solcher erforderlich ist, damit sie die Menschenrechte und Grundfreiheiten gleichberechtigt genießen und ausüben können, gelten nicht als Rassendiskriminierung, sofern diese Maßnahmen nicht die Beibehaltung getrennter Rechte für verschiedene Rassengruppen zur Folge haben und sofern sie nicht fortgeführt werden, nachdem die Ziele, um derentwillen sie getroffen wurden, erreicht sind.


    Artikel2


    (1) Die Vertragsstaaten verurteilen die Rassendiskriminierung und verpflichten sich, mit allen geeigneten mitteln unverzüglich eine Politik der Beseitigung der Rassendiskriminierung in jeder Form und der Förderung des Verständnisses unter allen Rassen zu verfolgen; zu diesem Zweck


    a) verpflichtet sich jeder Vertragsstaat, Handlungen oder Praktiken der Rassendiskriminierung gegenüber Personen, Personengruppen oder Einrichtungen zu unterlassen und dafür zu sorgen, dass alle staatlichen und örtlichen Behörden und öffentlichen Einrichtungen im Einklang mit dieser Verpflichtung handeln;


    b) verpflichtet sich jeder Vertragsstaat, eine Rassendiskriminierung durch Personen oder Organisationen weder zu fördern noch zu schützen noch zu unterstützen;


    c) trifft jeder Vertragsstaat wirksame Maßnahmen, um das Vorgehen seiner staatlichen und örtlichen Behörden zu überprüfen und alle Gesetze und sonstigen Vorschriften zu ändern, aufzuheben oder für nichtig zu erklären, die eine Rassendiskriminierung oder dort, wo eine solche bereits besteht, ihre Fortsetzung bewirken;


    d) verbietet und beendigt jeder Vertragsstaat jede durch Personen, Gruppen oder Organisationen ausgeübte Rassendiskriminierung mit allen geeigneten mitteln einschließlich der durch die Umstände erforderlichen Rechtsvorschriften;


    e) verpflichtet sich jeder Vertragsstaat, wo immer es angebracht ist, alle eine Rassenintegrierung anstrebenden vielrassischen Organisationen und Bewegungen zu unterstützen, sonstige mittel zur Beseitigung der Rassenschranken zu fördern und allem entgegenzuwirken, was zur Rassentrennung beiträgt.


    (2) Die Vertragsstaaten treffen, wenn die Umstände es rechtfertigen, auf sozialem, wirtschaftlichem, kulturellem und sonstigem Gebiet besondere und konkrete Maßnahmen, um die angemessene Entwicklung und einen hinreichenden Schutz bestimmter Rassengruppen oder ihnen angehörender Einzelpersonen sicherzustellen, damit gewährleistet wird, dass sie in vollem Umfang und gleichberechtigt in den Genuss der Menschenrechte und Grundfreiheiten gelangen. Diese Maßnahmen dürfen in keinem Fall die Beibehaltung ungleicher oder getrennter Rechte für verschiedene Rassengruppen zur Folge haben, nachdem die Ziele, um derentwillen sie getroffen wurden, erreicht sind.


    Artikel3


    Die Vertragsstaaten verurteilen insbesondere die Segregation und die Apartheid und verpflichten sich, alle derartigen Praktiken in ihren Hoheitsgebieten zu verhindern, zu verbieten und auszumerzen.


    Artikel4


    Die Vertragsstaaten verurteilen jede Propaganda und alle Organisationen, die auf Ideen oder Theorien hinsichtlich der Überlegenheit einer Rasse oder einer Personengruppe bestimmter Hautfarbe oder Volkszugehörigkeit beruhen oder die irgendeine Form von Rassenhass und Rassendiskriminierung zu rechtfertigen oder zu fördern suchen; sie verpflichten sich, unmittelbare und positive Maßnahmen zu treffen, um jedes Aufreizen zur Rassendiskriminierung und alle rassisch diskriminierenden Handlungen auszumerzen; zu diesem Zweck übernehmen sie unter gebührender Berücksichtigung der in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte niedergelegten Grundsätze und der ausdrücklich in Artikel5 des vorliegenden Übereinkommens genannten Rechte unter anderem folgende Verpflichtungen:


    a) jede Verbreitung von Ideen, die sich auf die Überlegenheit einer Rasse oder den Rassenhass gründen, jedes Aufreizen zur Rassendiskriminierung und jede Gewalttätigkeit oder Aufreizung dazu gegen eine Rasse oder eine Personengruppe anderer Hautfarbe oder Volkszugehörigkeit sowie jede Unterstützung rassenkämpferischer Betätigung einschließlich ihrer Finanzierung zu einer nach dem Gesetz strafbaren Handlung zu erklären;


    b) die Organisationen und alle organisierten oder sonstigen Propagandatätigkeiten, welche die Rassendiskriminierung fördern und dazu aufreizen, als gesetzwidrig zu erklären und zu verbieten und die Beteiligung an derartigen Organisationen oder Tätigkeiten als eine nach dem Gesetz strafbare Handlung anzuerkennen;


    c) nicht zuzulassen, dass staatliche oder örtliche Behörden oder öffentliche Einrichtungen die Rassendiskriminierung fördern oder dazu aufreizen.


    Artikel5


    Im Einklang mit den in Artikel2 niedergelegten grundsätzlichen Verpflichtungen werden die Vertragsstaaten die Rassendiskriminierung in jeder Form verbieten und beseitigen und das Recht jedes einzelnen, ohne Unterschied der Rasse, der Hautfarbe, des nationalen Ursprungs oder des Volkstums, auf Gleichheit vor dem Gesetz gewährleisten; dies gilt insbesondere für folgende Rechte:


    a) das Recht auf Gleichbehandlung vor den Gerichten und allen sonstigen Organen der Rechtspflege;


    b) das Recht auf Sicherheit der Person und auf staatlichen Schutz gegen Gewalttätigkeit oder Körperverletzung, gleichviel ob sie von Staatsbediensteten oder von irgendeiner Person, Gruppe oder Einrichtung verübt werden;


    c) die politischen Rechte, insbesondere das aktive und passive Wahlrecht auf der Grundlage allgemeiner und gleicher Wahlen, das Recht auf Beteiligung an der Regierung und an der Führung der öffentlichen Angelegenheiten auf jeder Ebene sowie das Recht auf gleichberechtigten Zugang zum öffentlichen Dienst;


    d) sonstige Bürgerrechte, insbesondere


    i) das Recht auf Bewegungsfreiheit und freie Wahl des Aufenthaltsortes innerhalb der Staatsgrenzen;


    ii) das Recht, jedes Land einschließlich des eigenen zu verlassen und in das eigene Land zurückzukehren;


    iii) das Recht auf die Staatsangehörigkeit;


    iv) das Recht auf Ehe und auf freie Wahl des Ehegatten;


    v) das Recht, allein oder in Verbindung mit anderen Vermögen als Eigentum zu besitzen;


    vi) das Recht zu erben;


    vii) das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit;


    viii) das Recht auf Meinungsfreiheit und freie Meinungsäußerung;


    ix) das Recht, sich friedlich zu versammeln und friedliche Vereinigungen zu bilden;


    e) wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, insbesondere


    i) das Recht auf Arbeit, auf die freie Wahl des Arbeitsplatzes, auf gerechte und befriedigende Arbeitsbedingungen, auf Schutz gegen Arbeitslosigkeit, auf gleiches Entgelt für gleiche Arbeit, auf gerechte und befriedigende Entlohnung;


    ii) das Recht, Gewerkschaften zu bilden und ihnen beizutreten;


    iii) das Recht auf Wohnung;


    iv) das Recht auf öffentliche Gesundheitsfürsorge, ärztliche Betreuung, soziale Sicherheit und soziale Dienstleistungen;


    v) das Recht auf Erziehung und Ausbildung;


    vi) das Recht auf eine gleichberechtigte Teilnahme an kulturellen Tätigkeiten;


    f) das Recht auf Zugang zu jedem Ort oder Dienst, der für die Benutzung durch die Öffentlichkeit vorgesehen ist, wie Verkehrsmittel, Hotels, Gaststätten, Cafés, Theater und Parks.


    Artikel6


    Die Vertragsstaaten gewährleisten jeder Person in ihrem Hoheitsbereich einen wirksamen Schutz und wirksame Rechtsbehelfe durch die zuständigen nationalen Gerichte und sonstigen staatlichen Einrichtungen gegen alle rassisch diskriminierenden Handlungen, welche ihre Menschenrechte und Grundfreiheiten im Widerspruch zu diesem Übereinkommen verletzen, sowie das Recht, bei diesen Gerichten eine gerechte und angemessene Entschädigung oder Genugtuung für jeden infolge von Rassendiskriminierung erlittenen Schaden zu verlangen.


    Artikel7


    Die Vertragsstaaten verpflichten sich, unmittelbare und wirksame Maßnahmen, insbesondere auf dem Gebiet des Unterrichts, der Erziehung, Kultur und Information, zu treffen, um Vorurteile zu bekämpfen, die zu Rassendiskriminierung führen, zwischen den Völkern und Rassen- oder Volksgruppen Verständnis, Duldsamkeit und Freundschaft zu fördern sowie die Ziele und Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen, der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, der Erklärung der Vereinten Nationen über die Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung und dieses Übereinkommens zu verbreiten.


    TeilII


    Artikel8


    (1) Es wird ein (im Folgenden als »Ausschuss« bezeichneter) Ausschuss für die Beseitigung der Rassendiskriminierung errichtet; er besteht aus achtzehn in persönlicher Eigenschaft tätigen Sachverständigen von hohem sittlichem Rang und anerkannter Unparteilichkeit, die von den Vertragsstaaten unter ihren Staatsangehörigen ausgewählt werden; dabei ist auf eine gerechte geographische Verteilung und auf die Vertretung der verschiedenen Zivilisationsformen sowie der hauptsächlichen Rechtssysteme zu achten.


    (2) Die Mitglieder des Ausschusses werden in geheimer Wahl aus einer Liste von Personen gewählt, die von den Vertragsstaaten benannt worden sind. Jeder Vertragsstaat kann einen seiner eigenen Staatsangehörigen benennen.


    (3) Die erste Wahl findet sechs Monate nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens statt. Spätestens drei Monate vor jeder Wahl fordert der Generalsekretär der Vereinten Nationen die Vertragsstaaten schriftlich auf, binnen zwei Monaten ihre Benennungen einzureichen. Er stellt sodann eine alphabetische Liste aller demgemäß benannten Personen unter Angabe der sie benennenden Vertragsstaaten auf und legt sie den Vertragsstaaten vor.


    (4) Die Wahl der Ausschussmitglieder findet auf einer vom Generalsekretär am Sitz der Vereinten Nationen anberaumten Sitzung der Vertragsstaaten statt. Auf dieser Sitzung, die verhandlungs- und beschlussfähig ist, wenn zwei Drittel der Vertragsstaaten vertreten sind, gelten diejenigen Bewerber als in den Ausschuss gewählt, welche die höchste Stimmenzahl und die absolute Stimmenmehrheit der anwesenden und abstimmenden Vertreter der Vertragsstaaten auf sich vereinigen.


    (5)


    a) Die Ausschussmitglieder werden für vier Jahre gewählt. Jedoch läuft die Amtszeit von neun der bei der ersten Wahl gewählten Mitglieder nach zwei Jahren ab; unmittelbar nach der ersten Wahl werden die Namen dieser neun Mitglieder vom Vorsitzenden des Ausschusses durch das Los bestimmt.


    b) Zur Besetzung eines unerwartet verwaisten Sitzes ernennt der Vertragsstaat, dessen Sachverständiger aufgehört hat, Mitglied des Ausschusses zu sein, mit Zustimmung des Ausschusses einen anderen Sachverständigen unter seinen Staatsangehörigen.


    (6) Die Vertragsstaaten kommen für die Ausgaben der Ausschussmitglieder auf, solange sie Ausschussaufgaben wahrnehmen.


    Artikel9


    (1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, dem Generalsekretär der Vereinten Nationen zur Beratung durch den Ausschuss einen Bericht über die zur Durchführung dieses Übereinkommens getroffenen Gesetzgebungs-, Gerichts-, Verwaltungs- und sonstigen Maßnahmen vorzulegen, und zwar


    a) binnen einem Jahr nach Inkrafttreten des Übereinkommens für den betreffenden Staat und


    b) danach alle zwei Jahre und sooft es der Ausschuss verlangt. Der Ausschuss kann von den Vertragsstaaten weitere Auskünfte verlangen.


    (2) Der Ausschuss berichtet der Generalversammlung der Vereinten Nationen jährlich durch den Generalsekretär über seine Tätigkeit und kann auf Grund der Prüfung der von den Vertragsstaaten eingegangenen Berichte und Auskünfte Vorschläge machen und allgemeine Empfehlungen abgeben. Diese werden der Generalversammlung zusammen mit etwaigen Stellungnahmen der Vertragsstaaten zugeleitet.


    Artikel10


    (1) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.


    (2) Der Ausschuss wählt seinen Vorstand für zwei Jahre.


    (3) Das Sekretariat des Ausschusses wird vom Generalsekretär der Vereinten Nationen gestellt.


    (4) Die Sitzungen des Ausschusses finden in der Regel am Sitz der Vereinten Nationen statt.


    Artikel11


    (1) Führt ein Vertragsstaat nach Ansicht eines anderen Vertragsstaats die Bestimmungen dieses Übereinkommens nicht durch, so kann dieser die Sache dem Ausschuss zur Kenntnis bringen. Der Ausschuss leitet die mitteilung an den betreffenden Vertragsstaat weiter. Binnen drei Monaten hat der Empfangsstaat dem Ausschuss eine schriftliche Erläuterung oder Erklärung zu der Sache und über die etwa von diesem Staat geschaffene Abhilfe zu übermitteln.


    (2) Wird die Sache nicht binnen sechs Monaten nach Eingang der ersten mitteilung bei dem Empfangsstaat entweder durch zweiseitige Verhandlungen oder durch ein anderes Verfahren zur Zufriedenheit beider Parteien beigelegt, so hat jeder der beiden Staaten das Recht, die Sache erneut an den Ausschuss zu verweisen, indem er diesem und dem anderen Staat eine entsprechende Notifizierung zugehen lässt.


    (3) Im Einklang mit den allgemein anerkannten Grundsätzen des Völkerrechts befasst sich der Ausschuss mit einer nach Absatz2 an ihn verwiesenen Sache erst dann, wenn er sich Gewissheit verschafft hat, dass alle innerstaatlichen Rechtsbehelfe eingelegt und erschöpft worden sind. Dies gilt nicht, wenn das Verfahren über Gebühr in die Länge gezogen wird.


    (4) Der Ausschuss kann in jeder an ihn verwiesenen Sache von den beteiligten Vertragsstaaten alle sonstigen sachdienlichen Angaben verlangen.


    (5) Berät der Ausschuss über eine Sache auf Grund eines Artikels, so können die beteiligten Vertragsstaaten einen Vertreter entsenden, der während der Beratung dieser Sache ohne Stimmrecht an den Verhandlungen des Ausschusses teilnimmt.


    Artikel12


    (1)


    a) Nachdem der Ausschuss alle von ihm für erforderlich erachteten Angaben erhalten und ausgewertet hat, ernennt der Vorsitzende eine (im Folgenden als »Kommission« bezeichnete) ad hoc-Vergleichskommission; sie besteht aus fünf Personen, die dem Ausschuss angehören können, aber nicht müssen. Die Mitglieder der Kommission werden mit einmütiger Zustimmung der Streitparteien ernannt; sie bietet den beteiligten Staaten ihre guten Dienste an, um auf der Grundlage der Achtung dieses Übereinkommens eine gütliche Beilegung herbeizuführen.


    b) Können sich die an dem Streit beteiligten Staaten nicht binnen drei Monaten über die vollständige oder teilweise Zusammensetzung der Kommission einigen, so wählt der Ausschuss die von den am Streit beteiligten Staaten noch nicht einvernehmlich ernannten Kommissionsmitglieder aus seinen eigenen Reihen in geheimer Abstimmung mit Zweidrittelmehrheit seiner Mitglieder.


    (2) Die Kommissionsmitglieder sind in persönlicher Eigenschaft tätig. Sie dürfen nicht Staatsangehörige der am Streit beteiligten Staaten oder eines Nichtvertragsstaats sein.


    (3) Die Kommission wählt ihren Vorsitzenden und gibt sich eine Verfahrensordnung.


    (4) Die Sitzungen der Kommission finden in der Regel am Sitz der Vereinten Nationen oder an einem anderen von der Kommission bestimmten geeigneten Ort statt.


    (5) Das nach Artikel10 Absatz3 gestellte Sekretariat arbeitet auch für die Kommission, sobald ein Streit zwischen Vertragsstaaten die Kommission ins Leben ruft.


    (6) Die an dem Streit beteiligten Staaten tragen zu gleichen Teilen alle Ausgaben der Kommissionsmitglieder nach Voranschlägen, die der Generalsekretär der Vereinten Nationen erstellt.


    (7) Der Generalsekretär ist befugt, die Ausgaben der Kommissionsmitglieder erforderlichenfalls vor der Erstattung der Beträge durch die am Streit beteiligten Staaten nach Absatz6 zu bezahlen.


    (8) Die dem Ausschuss zugegangenen und von ihm ausgewerteten Angaben werden der Kommission zur Verfügung gestellt; diese kann die beteiligten Staaten auffordern, weitere sachdienliche Angaben beizubringen.


    Artikel13


    (1) Sobald die Kommission die Sache eingehend beraten hat, verfasst sie einen Bericht, den sie dem Vorsitzenden des Ausschusses vorlegt und der ihre Feststellung über alle auf den Streit zwischen den Parteien bezüglichen Sachfragen sowie die Empfehlungen enthält, die sie zwecks gütlicher Beilegung des Streits für angebracht hält.


    (2) Der Ausschussvorsitzende leitet den Bericht der Kommission jedem am Streit beteiligten Staat zu. Diese Staaten teilen ihm binnen drei Monaten mit, ob sie die in dem Bericht der Kommission enthaltenen Empfehlungen annehmen.


    (3) Nach Ablauf der in Absatz2 gesetzten Frist übermittelt der Ausschussvorsitzende den anderen Vertragsstaaten den Bericht der Kommission und die Erklärungen der beteiligten Vertragsstaaten.


    Artikel14


    (1) Ein Vertragsstaat kann jederzeit erklären, dass er die Zuständigkeit des Ausschusses für die Entgegennahme und Erörterung von mitteilungen einzelner seiner Hoheitsgewalt unterstehender Personen oder Personengruppen anerkennt, die vorgeben, Opfer einer Verletzung eines in diesem Übereinkommen vorgesehenen Rechts durch diesen Vertragsstaat zu sein. Der Ausschuss nimmt keine mitteilung entgegen, die einen Vertragsstaat betrifft, der keine derartige Erklärung abgegeben hat.


    (2) Gibt ein Vertragsstaat eine Erklärung nach Absatz1 ab, so kann er eine Stelle innerhalb seiner nationalen Rechtsordnung errichten oder bezeichnen, die zuständig ist für die Entgegennahme und Erörterung der Petitionen einzelner seiner Hoheitsgewalt unterstehender Personen oder Personengruppen, die vorgeben, Opfer einer Verletzung eines in diesem Übereinkommen vorgesehenen Rechts zu sein, und die alle sonstigen verfügbaren örtlichen Rechtsbehelfe erschöpft haben.


    (3) Eine nach Absatz1 abgegebene Erklärung und der Name einer nach Absatz2 errichteten oder bezeichneten Stelle werden von dem betreffenden Vertragsstaat beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt; dieser übermittelt den anderen Vertragsstaaten Abschriften derselben. Eine Erklärung kann jederzeit durch Notifizierung an den Generalsekretär zurückgenommen werden; dies lässt jedoch die dem Ausschuss bereits vorliegenden mitteilungen unberührt.


    (4) Die nach Absatz2 errichtete oder bezeichnete Stelle führt ein Petitionsregister; beglaubigte Abschriften des Registers werden alljährlich auf geeignetem Wege dem Generalsekretär zu den Akten gegeben; jedoch darf der Inhalt nicht öffentlich bekanntgemacht werden.


    (5) Gelingt es dem Einsender der Petition nicht, von der nach Absatz2 errichteten oder bezeichneten Stelle Genugtuung zu erlangen, so kann er die Sache binnen sechs Monaten dem Ausschuss mitteilen.


    (6)


    a) Der Ausschuss bringt dem Vertragsstaat, der beschuldigt wird, eine Bestimmung dieses Übereinkommens zu verletzen, jede ihm zugegangene mitteilung vertraulich zur Kenntnis, ohne jedoch die Identität der betreffenden Person oder Personengruppe preiszugeben, sofern diese dem nicht ausdrücklich zustimmt. Der Ausschuss nimmt keine anonymen mitteilungen entgegen.


    b) Binnen drei Monaten hat der Empfangsstaat dem Ausschuss eine schriftliche Erläuterung oder Erklärung zu der Sache und über die etwa von diesem Staat geschaffene Abhilfe zu übermitteln.


    (7)


    a) Der Ausschuss berät über die mitteilungen unter Berücksichtigung aller ihm von dem betreffenden Vertragsstaat und von dem Einsender der Petition zugegangenen Angaben. Der Ausschuss befasst sich mit einer mitteilung eines Einsenders nur dann, wenn er sich Gewissheit verschafft hat, dass dieser alle verfügbaren innerstaatlichen Rechtsbehelfe erschöpft hat. Dies gilt jedoch nicht, wenn das Verfahren über Gebühr in die Länge gezogen wird.


    b) Der Ausschuss übermittelt seine etwaigen Vorschläge und Empfehlungen dem betreffenden Vertragsstaat und dem Einsender der Petition.


    (8) Der Ausschuss nimmt in seinen Jahresbericht eine Kurzdarstellung der mitteilungen und gegebenenfalls der Erläuterungen und Erklärungen der betroffenen Vertragsstaaten und seiner eigenen Vorschläge und Empfehlungen auf.


    (9) Der Ausschuss ist nur dann befugt, die in diesem Artikelvorgesehenen Aufgaben wahrzunehmen, wenn sich mindestens zehn Vertragsstaaten durch Erklärungen nach Absatz1 gebunden haben.


    Artikel15


    (1) Bis zur Verwirklichung der in der Entschließung 1514 (XV) der Generalversammlung vom 14.Dezember 1960 dargelegten Ziele der Erklärung über die Gewährung der Unabhängigkeit an Kolonialgebiete und Kolonialvölker wird das diesen Völkern in anderen internationalen Übereinkünften oder von den Vereinten Nationen und ihren Sonderorganisationen gewährte Petitionsrecht durch dieses Übereinkommen nicht eingeschränkt.


    (2)


    a) Der nach Artikel8 Absatz1 errichtete Ausschuss erhält von den Stellen der Vereinten Nationen, die sich bei der Beratung von Petitionen der Einwohner von Treuhandgebieten, Hoheitsgebieten ohne Selbstregierung und allen sonstigen unter Entschließung 1514 (XV) der Generalversammlung fallenden Hoheitsgebieten mit den unmittelbar mit den Grundsätzen und Zielen dieses Übereinkommens zusammenhängenden Angelegenheiten befassen, Abschriften der Petitionen, die sich auf die in diesem Übereinkommen behandelten Fragen beziehen und diesen Stellen vorliegen, und richtet an sie Stellungnahmen und Empfehlungen zu diesen Petitionen.


    b) Der Ausschuss erhält von den zuständigen Stellen der Vereinten Nationen Abschriften der Berichte über die unmittelbar mit den Grundsätzen und Zielen dieses Übereinkommens zusammenhängenden Gesetzgebungs-, Gerichts-, Verwaltungs- und sonstigen Maßnahmen, die in den unter Buchstabe a bezeichneten Hoheitsgebieten von der Verwaltungsmacht getroffen worden sind, und richtet Stellungnahmen und Empfehlungen an diese Stellen.


    (3) Der Ausschuss nimmt in seinen Bericht an die Generalversammlung eine Kurzdarstellung der ihm von den Stellen der Vereinten Nationen zugeleiteten Petitionen und Berichte sowie seine eigenen diesbezüglichen Stellungnahmen und Empfehlungen auf.


    (4) Der Ausschuss verlangt vom Generalsekretär der Vereinten Nationen alle mit den Zielen dieses Übereinkommens zusammenhängenden und dem Generalsekretär zugänglichen Angaben über die in Absatz2 Buchstabe a) bezeichneten Hoheitsgebiete.


    Artikel16


    Die Bestimmungen dieses Übereinkommens über die Beilegung von Streitigkeiten oder Beschwerden werden unbeschadet anderer in den Gründungsurkunden oder den Übereinkünften der Vereinten Nationen und ihrer Sonderorganisationen vorgesehener Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten oder Beschwerden auf dem Gebiet der Diskriminierung angewendet und hindern die Vertragsstaaten nicht daran, nach den zwischen ihnen in Kraft befindlichen allgemeinen oder besonderen internationalen Übereinkünften andere Verfahren zur Beilegung einer Streitigkeit in Anspruch zu nehmen.


    TeilIII


    Artikel17


    (1) Dieses Übereinkommen liegt für alle Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, für alle Mitglieder einer ihrer Sonderorganisationen, für alle Vertragsstaaten der Satzung des Internationalen Gerichtshofs und für jeden anderen Staat zur Unterzeichnung auf, den die Generalversammlung der Vereinten Nationen einlädt, Vertragspartei dieses Übereinkommens zu werden.


    (2) Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifizierung. Die Ratifikationsurkunden sind beim Generalsekretär der Vereinten Nationen zu hinterlegen.


    Artikel18


    (1) Dieses Übereinkommen liegt für jeden in Artikel17 Absatz1 bezeichneten Staat zum Beitritt auf.


    (2) Der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung einer Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen.


    Artikel19


    (1) Dieses Übereinkommen tritt am dreißigsten Tag nach Hinterlegung der siebenundzwanzigsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen in Kraft.


    (2) Für jeden Staat, der nach Hinterlegung der siebenundzwanzigsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde dieses Übereinkommen ratifiziert oder ihm beitritt, tritt es am dreißigsten Tag nach Hinterlegung seiner eigenen Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.


    Artikel20


    (1) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen nimmt Vorbehalte, die ein Staat bei der Ratifikation oder beim Beitritt macht, entgegen und leitet sie allen Staaten zu, die Vertragsparteien dieses Übereinkommens sind oder werden können. Erhebt ein Staat Einspruch gegen den Vorbehalt, so notifiziert er dem Generalsekretär binnen neunzig Tagen nach dem Datum der genannten mitteilung, dass er ihn nicht annimmt.


    (2) Mit dem Ziel und Zweck dieses Übereinkommens unvereinbare Vorbehalte sind nicht zulässig; dasselbe gilt für Vorbehalte, welche die Wirkung hätten, die Arbeit einer auf Grund dieses Übereinkommens errichteten Stelle zu behindern. Ein Vorbehalt gilt als unvereinbar oder hinderlich, wenn mindestens zwei Drittel der Vertragsstaaten Einspruch dagegen erheben.


    (3) Vorbehalte können jederzeit durch eine diesbezügliche Notifikation an den Generalsekretär zurückgenommen werden. Diese Notifikationen werden mit dem Tage ihres Eingangs wirksam.


    Artikel21


    Ein Vertragsstaat kann dieses Übereinkommen durch eine schriftliche Notifikation an den Generalsekretär der Vereinten Nationen kündigen. Die Kündigung wird ein Jahr nach dem Datum des Eingangs der Notifikation beim Generalsekretär wirksam.


    Artikel22


    Entsteht zwischen zwei oder mehr Vertragsstaaten über die Auslegung oder Anwendung dieses Übereinkommens eine Streitigkeit, die nicht auf dem Verhandlungsweg oder nach den in diesem Übereinkommen ausdrücklich vorgesehenen Verfahren beigelegt werden kann, so wird sie auf Verlangen einer Streitpartei dem Internationalen Gerichtshof zur Entscheidung vorgelegt, sofern nicht die Streitparteien einer anderen Art der Beilegung zustimmen.


    Artikel23


    (1) Ein Vertragsstaat kann jederzeit durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete schriftliche Notifikation eine Revision dieses Übereinkommens beantragen.


    (2) Die Generalversammlung der Vereinten Nationen beschließt über etwaige hinsichtlich eines derartigen Antrags zu unternehmende Schritte.


    Artikel24


    Der Generalsekretär der Vereinten Nationen unterrichtet alle in Artikel17 Absatz1 bezeichneten Staaten von


    a) den Unterzeichnungen, Ratifikationen und Beitritten nach den Artikeln17 und 18;


    b) dem Datum des Inkrafttretens dieses Übereinkommens nach Artikel19;


    c) den nach den Artikeln14, 20 und 23 eingegangenen mitteilungen und Erklärungen;


    d) den Kündigungen nach Artikel21.


    Artikel25


    (1) Dieses Übereinkommen, dessen chinesischer, englischer, französischer, russischer und spanischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird im Archiv der Vereinten Nationen hinterlegt.


    (2) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen übermittelt allen Staaten, die einer der in Artikel17 Absatz1 bezeichneten Kategorien angehören, beglaubigte Abschriften dieses Übereinkommens.


    ZU URKUND DESSEN haben die von ihren Regierungen hierzu gehörig befugten Unterzeichneten dieses Übereinkommen unterschrieben, das in New York am 7.März neunzehnhundertsechsundsechzig zur Unterzeichnung aufgelegt worden ist.


    
      Hinweise


      Fundstellen: UNTS, Bd. 660, S.195; BGBl. 1969 II, S.961


      Verabschiedung: 7.März 1966


      Inkrafttreten: 4.Januar 1969


      Zahl der Vertragsstaaten: 177


      Individualbeschwerde: ja (bei Erklärung nach Artikel14)


      Deutschland:


      Unterzeichnung: 10.Februar 1967


      Ratifizierung: 16.Mai 1969


      Inkrafttreten: 15.Juni 1969


      Erklärung nach Art.14 abgegeben am 30.August 2001

    


    18Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe vom 10.Dezember1984 (Convention against Torture and Other Cruel, Inhuman or Degrading Treatment or Punishment, CAT)


    DIE VERTRAGSSTAATEN DIESES ÜBEREINKOMMENS


    in der Erwägung, dass nach den in der Charta der Vereinten Nationen verkündeten Grundsätzen die Anerkennung der Gleichheit und Unveräußerlichkeit der Rechte aller Mitglieder der menschlichen Gesellschaft die Grundlage von Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden in der Welt bildet, in der Erkenntnis, dass sich diese Rechte aus der dem Menschen innewohnenden Würde herleiten,


    in der Erwägung, dass die Charta, insbesondere Artikel55, die Staaten verpflichtet, die allgemeine Achtung und Verwirklichung der Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern,


    im Hinblick auf Artikel5 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und Artikel7 des Internationalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte, die beide vorsehen, dass niemand der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe unterworfen werden darf,


    sowie im Hinblick auf die von der Generalversammlung am 9.Dezember 1975 angenommene Erklärung über den Schutz aller Personen vor Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe,


    in dem Wunsch, dem Kampf gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe in der ganzen Welt größere Wirksamkeit zu verleihen


    sind wie folgt übereingekommen:


    TeilI


    Artikel1


    (1) Im Sinne dieses Übereinkommens bezeichnet der Ausdruck »Folter« jede Handlung, durch die einer Person vorsätzlich große körperliche oder seelische Schmerzen oder Leiden zugefügt werden, zum Beispiel um von ihr oder einem Dritten eine Aussage oder ein Geständnis zu erlangen, um sie für eine tatsächlich oder mutmaßlich von ihr oder einem Dritten begangene Tat zu bestrafen oder um sie oder einen Dritten einzuschüchtern oder zu nötigen, oder aus einem anderen, auf irgendeiner Art von Diskriminierung beruhenden Grund, wenn diese Schmerzen oder Leiden von einem Angehörigen des öffentlichen Dienstes oder einer anderen in amtlicher Eigenschaft handelnden Person, auf deren Veranlassung oder mit deren ausdrücklichem oder stillschweigendem Einverständnis verursacht werden. Der Ausdruck umfasst nicht Schmerzen oder Leiden, die sich lediglich aus gesetzlich zulässigen Sanktionen ergeben, dazu gehören oder damit verbunden sind.


    (2) Dieser Artikellässt alle internationalen Übereinkünfte oder innerstaatlichen Rechtsvorschriften unberührt, die weitergehende Bestimmungen enthalten.


    Artikel2


    (1) Jeder Vertragsstaat trifft wirksame gesetzgeberische, verwaltungsmäßige, gerichtliche oder sonstige Maßnahmen, um Folterungen in allen seiner Hoheitsgewalt unterstehenden Gebieten zu verhindern.


    (2) Außergewöhnliche Umstände gleich welcher Art, sei es Krieg oder Kriegsgefahr, innenpolitische Instabilität oder ein sonstiger öffentlicher Notstand, dürfen nicht als Rechtfertigung für Folter geltend gemacht werden.


    (3) Eine von einem Vorgesetzten oder einem Träger öffentlicher Gewalt erteilte Weisung darf nicht als Rechtfertigung für Folter geltend gemacht werden.


    Artikel3


    (1) Ein Vertragsstaat darf eine Person nicht in einen anderen Staat ausweisen, abschieben oder an diesen ausliefern, wenn stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, dass sie dort Gefahr liefe, gefoltert zu werden.


    (2) Bei der Feststellung, ob solche Gründe vorliegen, berücksichtigen die zuständigen Behörden alle maßgeblichen Erwägungen einschließlich des Umstands, dass in dem betreffenden Staat eine ständige Praxis grober, offenkundiger oder massenhafter Verletzungen der Menschenrechte herrscht.


    Artikel4


    (1) Jeder Vertragsstaat trägt dafür Sorge, dass nach seinem Strafrecht alle Folterhandlungen als Straftaten gelten. Das gleiche gilt für versuchte Folterung und für von irgendeiner Person begangene Handlungen, die eine Mittäterschaft oder Teilnahme an einer Folterung darstellen.


    (2) Jeder Vertragsstaat bedroht diese Straftaten mit angemessenen Strafen, welche die Schwere der Tat berücksichtigen.


    Artikel5


    (1) Jeder Vertragsstaat trifft die notwendigen Maßnahmen, um seine Gerichtsbarkeit über die in Artikel4 genannten Straftaten in folgenden Fällen zu begründen:


    a) wenn die Straftat in einem der Hoheitsgewalt des betreffenden Staates unterstehenden Gebiet oder an Bord eines in diesem Staat eingetragenen Schiffes oder Luftfahrzeuges begangen wird;


    b) wenn der Verdächtige Angehöriger des betreffenden Staates ist;


    c) wenn das Opfer Angehöriger des betreffenden Staates ist, sofern dieser Staat es für angebracht hält.


    (2) Ebenso trifft jeder Vertragsstaat die notwendigen Maßnahmen, um seine Gerichtsbarkeit über diese Straftaten für den Fall zu begründen, dass der Verdächtige sich in einem der Hoheitsgewalt des betreffenden Staates unterstehenden Gebiet befindet und er ihn nicht nach Artikel8 an einen der in Absatz1 des vorliegenden Artikels bezeichneten Staaten ausliefert.


    (3) Dieses Übereinkommen schließt eine Strafgerichtsbarkeit, die nach innerstaatlichem Recht ausgeübt wird, nicht aus.


    Artikel6


    (1) Hält ein Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet sich ein der Begehung einer in Artikel4 genannten Straftat Verdächtiger befindet, es nach Prüfung der ihm vorliegenden Informationen in Anbetracht der Umstände für gerechtfertigt, so nimmt er ihn in Haft oder trifft andere rechtliche Maßnahmen, um seine Anwesenheit sicherzustellen. Die Haft und die anderen rechtlichen Maßnahmen müssen mit dem Recht dieses Staates übereinstimmen; sie dürfen nur so lange aufrechterhalten werden, wie es notwendig ist, um die Einleitung eines Straf- oder Auslieferungsverfahrens zu ermöglichen.


    (2) Dieser Staat führt unverzüglich eine vorläufige Untersuchung zur Feststellung des Sachverhalts durch.


    (3) Einer auf Grund des Absatzes1 in Haft befindlichen Person wird jede Erleichterung gewährt, damit sie mit dem nächsten zuständigen Vertreter des Staates, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt, oder, wenn sie staatenlos ist, mit dem Vertreter des Staates, in dem sie sich gewöhnlich aufhält, unmittelbar verkehren kann.


    (4) Hat ein Staat eine Person auf Grund dieses Artikels in Haft genommen, so zeigt er unverzüglich den in Artikel5 Absatz1 genannten Staaten die Tatsache, dass diese Person in Haft ist, sowie die Umstände an, welche die Haft rechtfertigen. Der Staat, der die vorläufige Untersuchung nach Absatz2 durchführt, unterrichtet die genannten Staaten unverzüglich über das Ergebnis der Untersuchung und teilt ihnen mit, ob er seine Gerichtsbarkeit auszuüben beabsichtigt.


    Artikel7


    (1) Der Vertragsstaat, der die Hoheitsgewalt über das Gebiet ausübt, in dem der einer in Artikel4 genannten Straftat Verdächtige aufgefunden wird, unterbreitet den Fall, wenn er den Betreffenden nicht ausliefert, in den in Artikel5 genannten Fällen seinen zuständigen Behörden zum Zweck der Strafverfolgung.


    (2) Diese Behörden treffen ihre Entscheidung in der gleichen Weise wie im Fall einer gemeinrechtlichen Straftat schwerer Art nach dem Recht dieses Staates. In den in Artikel5 Absatz2 genannten Fällen dürfen für die Strafverfolgung und Verurteilung keine weniger strengen Maßstäbe bei der Beweisführung angelegt werden als in den in Artikel5 Absatz1 genannten Fällen.


    (3) Jedem, gegen den ein Verfahren wegen einer der in Artikel4 genannten Straftaten durchgeführt wird, ist während des gesamten Verfahrens eine gerechte Behandlung zu gewährleisten.


    Artikel8


    (1) Die in Artikel4 genannten Straftaten gelten als in jeden zwischen Vertragsstaaten bestehenden Auslieferungsvertrag einbezogene, der Auslieferung unterliegende Straftaten. Die Vertragsstaaten verpflichten sich, diese Straftaten als der Auslieferung unterliegende Straftaten in jeden zwischen ihnen zu schließenden Auslieferungsvertrag aufzunehmen.


    (2) Erhält ein Vertragsstaat, der die Auslieferung vom Bestehen eines Vertrags abhängig macht, ein Auslieferungsersuchen von einem anderen Vertragsstaat, mit dem er keinen Auslieferungsvertrag hat, so kann er dieses Übereinkommen als Rechtsgrundlage für die Auslieferung in Bezug auf solche Straftaten ansehen. Die Auslieferung unterliegt im Übrigen den im Recht des ersuchten Staates vorgesehenen Bedingungen.


    (3) Vertragsstaaten, welche die Auslieferung nicht vom Bestehen eines Vertrags abhängig machen, erkennen unter sich solche Straftaten als der Auslieferung unterliegende Straftaten vorbehaltlich der im Recht des ersuchten Staates vorgesehenen Bedingungen an.


    (4) Solche Straftaten werden für die Zwecke der Auslieferung zwischen Vertragsstaaten so behandelt, als seien sie nicht nur an dem Ort, an dem sie sich ereignet haben, sondern auch in den Hoheitsgebieten der Staaten begangen worden, die verpflichtet sind, ihre Gerichtsbarkeit nach Artikel5 Absatz1 zu begründen.


    Artikel9


    (1) Die Vertragsstaaten gewähren einander die weitestgehende Hilfe im Zusammenhang mit Strafverfahren, die in Bezug auf eine der in Artikel4 genannten Straftaten eingeleitet werden, einschließlich der Überlassung aller ihnen zur Verfügung stehenden und für das Verfahren erforderlichen Beweismittel.


    (2) Die Vertragsstaaten kommen ihren Verpflichtungen aus Absatz1 im Einklang mit allen möglicherweise zwischen ihnen bestehenden Verträgen über gegenseitige Rechtshilfe nach.


    Artikel10


    (1) Jeder Vertragsstaat trägt dafür Sorge, dass die Erteilung von Unterricht und die Aufklärung über das Verbot der Folter als vollgültiger Bestandteil in die Ausbildung des mit dem Gesetzesvollzug betrauten zivilen und militärischen Personals, des medizinischen Personals, der Angehörigen des öffentlichen Dienstes und anderer Personen aufgenommen wird, die mit dem Gewahrsam, der Vernehmung oder der Behandlung einer Person befasst werden können, die der Festnahme, der Haft, dem Strafvollzug oder irgendeiner anderen Form der Freiheitsentziehung unterworfen ist.


    (2) Jeder Vertragsstaat nimmt dieses Verbot in die Vorschriften oder Anweisungen über die Pflichten und Aufgaben aller dieser Personen auf.


    Artikel11


    Jeder Vertragsstaat unterzieht die für Vernehmungen geltenden Vorschriften, Anweisungen, Methoden und Praktiken sowie die Vorkehrungen für den Gewahrsam und die Behandlung von Personen, die der Festnahme, der Haft, dem Strafvollzug oder irgendeiner anderen Form der Freiheitsentziehung unterworfen sind, in allen seiner Hoheitsgewalt unterstehenden Gebieten einer regelmäßigen systematischen Überprüfung, um jeden Fall von Folter zu verhüten.


    Artikel12


    Jeder Vertragsstaat trägt dafür Sorge, dass seine zuständigen Behörden umgehend eine unparteiische Untersuchung durchführen, sobald ein hinreichender Grund für die Annahme besteht, dass in einem seiner Hoheitsgewalt unterstehenden Gebiet eine Folterhandlung begangen wurde.


    Artikel13


    Jeder Vertragsstaat trägt dafür Sorge, dass jeder, der behauptet, er sei in einem der Hoheitsgewalt des betreffenden Staates unterstehenden Gebiet gefoltert worden, das Recht auf Anrufung der zuständigen Behörden und auf umgehende unparteiische Prüfung seines Falles durch diese Behörden hat. Es sind Vorkehrungen zu treffen, um sicherzustellen, dass der Beschwerdeführer und die Zeugen vor jeder Misshandlung oder Einschüchterung wegen ihrer Beschwerde oder ihrer Aussagen geschützt sind.


    Artikel14


    (1) Jeder Vertragsstaat stellt in seiner Rechtsordnung sicher, dass das Opfer einer Folterhandlung Wiedergutmachung erhält und ein einklagbares Recht auf gerechte und angemessene Entschädigung einschließlich der mittel für eine möglichst vollständige Rehabilitation hat. Stirbt das Opfer infolge der Folterhandlung, so haben seine Hinterbliebenen Anspruch auf Entschädigung.


    (2) Dieser Artikelberührt nicht einen nach innerstaatlichem Recht bestehenden Anspruch des Opfers oder anderer Personen auf Entschädigung.


    Artikel15


    Jeder Vertragsstaat trägt dafür Sorge, dass Aussagen, die nachweislich durch Folter herbeigeführt worden sind, nicht als Beweis in einem Verfahren angewendet werden, es sei denn gegen eine der Folter angeklagte Person als Beweis dafür, dass die Aussage gemacht wurde.


    Artikel16


    (1) Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, in jedem seiner Hoheitsgewalt unterstehenden Gebiet andere Handlungen zu verhindern, die eine grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe darstellen, ohne der Folter im Sinne des Artikels1 gleichzukommen, wenn diese Handlungen von einem Angehörigen des öffentlichen Dienstes oder einer anderen in amtlicher Eigenschaft handelnden Person, auf deren Veranlassung oder mit deren ausdrücklichem oder stillschweigendem Einverständnis begangen werden. Die in den Artikeln10, 11, 12 und 13 aufgeführten Verpflichtungen bezüglich der Folter gelten auch entsprechend für andere Formen grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe.


    (2) Dieses Übereinkommen berührt nicht die Bestimmungen anderer internationaler Übereinkünfte oder innerstaatlicher Rechtsvorschriften, die grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe verbieten oder die sich auf die Auslieferung oder Ausweisung beziehen.


    TeilII


    Artikel17


    (1) Es wird ein Ausschuss gegen Folter (im Folgenden als »Ausschuss« bezeichnet) errichtet, der die nachstehend festgelegten Aufgaben wahrnimmt. Der Ausschuss besteht aus zehn Sachverständigen von hohem sittlichen Ansehen und anerkannter Sachkenntnis auf dem Gebiet der Menschenrechte, die in ihrer persönlichen Eigenschaft tätig sind. Die Sachverständigen werden von den Vertragsstaaten gewählt, wobei eine ausgewogene geographische Verteilung und die Zweckmäßigkeit der Beteiligung von Personen mit juristischer Erfahrung zu berücksichtigen sind.


    (2) Die Mitglieder des Ausschusses werden in geheimer Wahl aus einer Liste von Personen gewählt, die von den Vertragsstaaten vorgeschlagen worden sind. Jeder Vertragsstaat darf einen seiner Staatsangehörigen vorschlagen. Die Vertragsstaaten berücksichtigen dabei, dass es zweckmäßig ist, Personen vorzuschlagen, die auch Mitglieder des aufgrund des Internationalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte eingesetzten Ausschusses für Menschenrechte sind und die bereit sind, dem Ausschuss gegen Folter anzugehören.


    (3) Die Wahl der Ausschussmitglieder findet alle zwei Jahre in vom Generalsekretär der Vereinten Nationen einberufenen Versammlungen der Vertragsstaaten statt. In diesen Versammlungen, die beschlussfähig sind, wenn zwei Drittel der Vertragsstaaten vertreten sind, gelten diejenigen Kandidaten als in den Ausschuss gewählt, welche die höchste Stimmenzahl und die absolute Stimmenmehrheit der anwesenden und abstimmenden Vertreter der Vertragsstaaten auf sich vereinigen.


    (4) Die erste Wahl findet spätestens sechs Monate nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens statt. Spätestens vier Monate vor jeder Wahl fordert der Generalsekretär der Vereinten Nationen die Vertragsstaaten schriftlich auf, innerhalb von drei Monaten ihre Kandidaten vorzuschlagen. Der Generalsekretär fertigt eine alphabetische Liste aller auf diese Weise vorgeschlagenen Personen unter Angabe der Vertragsstaaten an, die sie vorgeschlagen haben, und übermittelt sie den Vertragsstaaten.


    (5) Die Ausschussmitglieder werden für vier Jahre gewählt. Auf erneuten Vorschlag können sie wiedergewählt werden. Die Amtszeit von fünf der bei der ersten Wahl gewählten Mitglieder läuft jedoch nach zwei Jahren ab; unmittelbar nach der ersten Wahl werden die Namen dieser fünf Mitglieder vom Vorsitzenden der in Absatz3 genannten Vorschriften durch das Los bestimmt.


    (6) Stirbt ein Ausschussmitglied, tritt es zurück oder kann es aus irgendeinem anderen Grund seine Aufgaben im Ausschuss nicht mehr wahrnehmen, so ernennt der Vertragsstaat, der es vorgeschlagen hat, vorbehaltlich der Zustimmung der Mehrheit der Vertragsstaaten einen anderen Sachverständigen seiner Staatsangehörigkeit, der dem Ausschuss während der restlichen Amtszeit angehört. Die Zustimmung gilt als erteilt, sofern sich nicht mindestens die Hälfte der Vertragsstaaten binnen sechs Wochen, nachdem sie vom Generalsekretär der Vereinten Nationen von der vorgeschlagenen Ernennung unterrichtet wurde, dagegen ausspricht.


    (7) Die Vertragsstaaten kommen für die Ausgaben auf, die den Ausschussmitgliedern bei der Wahrnehmung von Aufgaben des Ausschusses entstehen.


    Artikel18


    (1) Der Ausschuss wählt seinen Vorstand für zwei Jahre. Eine Wiederwahl der Mitglieder des Vorstands ist zulässig.


    (2) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung, die unter anderem folgende Bestimmungen enthalten muss:


    a) Der Ausschuss ist bei Anwesenheit von sechs Mitgliedern beschlussfähig;


    b) der Ausschuss fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der anwesenden Mitglieder.


    (3) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen stellt dem Ausschuss das Personal und die Einrichtungen zur Verfügung, die dieser zur wirksamen Durchführung der ihm nach diesem Übereinkommen obliegenden Aufgaben benötigt.


    (4) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen beruft die erste Sitzung des Ausschusses ein. Nach seiner ersten Sitzung tritt der Ausschuss zu den in seiner Geschäftsordnung vorgesehenen Zeiten zusammen.


    (5) Die Vertragsstaaten kommen für die Ausgaben auf, die im Zusammenhang mit der Abhaltung von Versammlungen der Vertragsstaaten und Sitzungen des Ausschusses entstehen; dazu gehört auch die Erstattung aller Ausgaben, wie beispielsweise der Kosten für Personal und Einrichtungen, die den Vereinten Nationen nach Absatz3 entstanden sind.


    Artikel19


    (1) Die Vertragsstaaten legen dem Ausschuss über den Generalsekretär der Vereinten Nationen innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens für den betreffenden Vertragsstaat Berichte über die Maßnahmen vor, die sie zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus dem Übereinkommen getroffen haben. Danach legen die Vertragsstaaten alle vier Jahre ergänzende Berichte über alle weiteren Maßnahmen sowie alle sonstigen Berichte vor, die der Ausschuss anfordert.


    (2) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen leitet die Berichte allen Vertragsstaaten zu.


    (3) Der Ausschuss prüft jeden Bericht; er kann ihn mit den ihm geeignet erscheinenden allgemeinen Bemerkungen versehen und leitet diese dem betreffenden Vertragsstaat zu. Dieser kann dem Ausschuss hierzu jede Stellungnahme übermitteln, die er abzugeben wünscht.


    (4) Der Ausschuss kann nach eigenem Ermessen beschließen, seine Bemerkungen nach Absatz3 zusammen mit den hierauf eingegangenen Stellungnahmen des betreffenden Vertragsstaats in seinen gemäß Artikel24 erstellten Jahresbericht aufzunehmen. Auf Ersuchen des betreffenden Vertragsstaats kann der Ausschuss auch eine Abschrift des nach Absatz1 vorgelegten Berichts beifügen.


    Artikel20


    (1) Erhält der Ausschuss zuverlässige Informationen, die nach seiner Meinung wohlbegründete Hinweise darauf enthalten, dass im Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats systematisch Folterungen stattfinden, so fordert der Ausschuss diesen Vertragsstaat auf, bei der Prüfung der Informationen mitzuwirken und zu diesem Zweck Stellungnahmen zu den Informationen abzugeben.


    (2) Wenn es der Ausschuss unter Berücksichtigung der von dem betreffenden Vertragsstaat abgegebenen Stellungnahmen sowie aller sonstigen ihm zur Verfügung stehenden einschlägigen Informationen für gerechtfertigt hält, kann er eines oder mehrere seiner Mitglieder beauftragen, eine vertrauliche Untersuchung durchzuführen und ihm sofort zu berichten.


    (3) Wird eine Untersuchung nach Absatz2 durchgeführt, so bemüht sich der Ausschuss um die Mitwirkung des betreffenden Vertragsstaats. Im Einvernehmen mit diesem Vertragsstaat kann eine solche Untersuchung einen Besuch in dessen Hoheitsgebiet einschließen.


    (4) Nachdem der Ausschuss die von seinem Mitglied oder seinen Mitgliedern nach Absatz2 vorgelegten Untersuchungsergebnisse geprüft hat, übermittelt er sie zusammen mit allen angesichts der Situation geeignet erscheinenden Bemerkungen oder Vorschlägen dem betreffenden Vertragsstaat.


    (5) Das gesamte in den Absätzen 1 bis 4 bezeichnete Verfahren des Ausschusses ist vertraulich; in jedem Stadium des Verfahrens wird die Mitwirkung des betreffenden Vertragsstaats angestrebt. Nachdem das mit einer Untersuchung gemäß Absatz2 zusammenhängende Verfahren abgeschlossen ist, kann der Ausschuss nach Konsultation des betreffenden Vertragsstaats beschließen, eine Zusammenfassung der Ergebnisse des Verfahrens in seinen nach Artikel24 erstellten Jahresbericht aufzunehmen.


    Artikel21


    (1) Ein Vertragsstaat kann auf Grund dieses Artikels jederzeit erklären, dass er die Zuständigkeit des Ausschusses zur Entgegennahme und Prüfung von mitteilungen anerkennt, in denen ein Vertragsstaat geltend macht, ein anderer Vertragsstaat komme seinen Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen nicht nach. Diese mitteilungen können nur dann nach den in diesem Artikelfestgelegten Verfahren entgegengenommen und geprüft werden, wenn sie von einem Vertragsstaat eingereicht werden, der für sich selbst die Zuständigkeit des Ausschusses durch eine Erklärung anerkannt hat. Der Ausschuss darf keine mitteilung auf Grund dieses Artikels behandeln, die einen Vertragsstaat betrifft, der keine derartige Erklärung abgegeben hat. Auf mitteilungen, die auf Grund dieses Artikels eingehen, ist folgendes Verfahren anzuwenden:


    a) Ist ein Vertragsstaat der Auffassung, dass ein anderer Vertragsstaat die Bestimmungen dieses Übereinkommens nicht durchführt, so kann er den anderen Staat durch eine schriftliche mitteilung darauf hinweisen. Innerhalb von drei Monaten nach Zugang der mitteilung hat der Empfangsstaat dem Staat, der die mitteilung übersandt hat, in Bezug auf die Sache eine schriftliche Erklärung oder sonstige Stellungnahme zukommen zu lassen, die, soweit es möglich und angebracht ist, einen Hinweis auf die in der Sache durchgeführten, anhängigen oder zur Verfügung stehenden innerstaatlichen Verfahren und Rechtsbehelfe enthalten soll;


    b) wird die Sache nicht innerhalb von sechs Monaten nach Eingang der einleitenden mitteilung bei dem Empfangsstaat zur Zufriedenheit der beiden beteiligten Vertragsstaaten geregelt, so hat jeder der beiden Staaten das Recht, die Sache dem Ausschuss zu unterbreiten, indem er diesem und dem anderen Staat eine entsprechende mitteilung macht;


    c) der Ausschuss befasst sich mit einer ihm auf Grund dieses Artikels unterbreiteten Sache erst dann, wenn er sich Gewissheit verschafft hat, dass in der Sache alle innerstaatlichen Rechtsbehelfe in Übereinstimmung mit den allgemein anerkannten Grundsätzen des Völkerrechts eingelegt und erschöpft worden sind. Dies gilt nicht, wenn das Verfahren bei der Anwendung der Rechtsbehelfe unangemessen lange gedauert hat oder für die Person, die das Opfer einer Verletzung dieses Übereinkommens geworden ist, keine wirksame Abhilfe erwarten lässt;


    d) der Ausschuss berät über mitteilungen auf Grund dieses Artikels in nichtöffentlicher Sitzung;


    e) sofern die Voraussetzungen des Buchstaben c erfüllt sind, stellt der Ausschuss den beteiligten Vertragsstaaten seine guten Dienste zur Verfügung, um eine gütliche Regelung der Sache auf der Grundlage der Einhaltung der in diesem Übereinkommen vorgesehenen Verpflichtungen herbeizuführen. Zu diesem Zweck kann der Ausschuss gegebenenfalls eine ad hoc-Vergleichskommission einsetzen;


    f) der Ausschuss kann in jeder ihm auf Grund dieses Artikels unterbreiteten Sache die unter Buchstabe b genannten beteiligten Vertragsstaaten auffordern, alle erheblichen Angaben beizubringen;


    g) die unter Buchstabe b genannten beteiligten Vertragsstaaten haben das Recht, sich vertreten zu lassen sowie mündlich und/oder schriftlich Stellung zu nehmen, wenn die Sache vom Ausschuss verhandelt wird;


    h) der Ausschuss legt innerhalb von zwölf Monaten nach Eingang der unter Buchstabe b vorgesehenen mitteilung einen Bericht vor:


    i) wenn eine Regelung im Sinne des Buchstaben e zustande gekommen ist, beschränkt der Ausschuss seinen Bericht auf eine kurze Darstellung des Sachverhalts und der erzielten Regelung;


    ii) wenn eine Regelung im Sinne des Buchstaben e nicht zustande gekommen ist, beschränkt der Ausschuss seinen Bericht auf eine kurze Darstellung des Sachverhalts; die schriftlichen Stellungnahmen und das Protokoll über die mündlichen Stellungnahmen der beteiligten Vertragsstaaten sind dem Bericht beizufügen.


    In jedem Fall wird der Bericht den beteiligten Vertragsstaaten übermittelt.


    (2) Die Bestimmungen dieses Artikels treten in Kraft, wenn fünf Vertragsstaaten Erklärungen nach Absatz1 abgegeben haben. Diese Erklärungen werden von den Vertragsstaaten beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt, der den anderen Vertragsstaaten Abschriften davon übermittelt. Eine Erklärung kann jederzeit durch eine an den Generalsekretär gerichtete Notifikation zurückgenommen werden. Eine solche Zurücknahme berührt nicht die Prüfung einer Sache, die Gegenstand einer auf Grund dieses Artikels bereits vorgenommenen mitteilung ist; nach Eingang der Notifikation über die Zurücknahme der Erklärung beim Generalsekretär wird keine weitere mitteilung eines Vertragsstaats auf Grund dieses Artikels entgegengenommen, es sei denn, dass der betroffene Vertragsstaat eine neue Erklärung abgegeben hat.


    Artikel22


    (1) Ein Vertragsstaat kann auf Grund dieses Artikels jederzeit erklären, dass er die Zuständigkeit des Ausschusses zur Entgegennahme und Prüfung von mitteilungen einzelner Personen oder im Namen einzelner Personen anerkennt, die der Hoheitsgewalt des betreffenden Staates unterstehen und die geltend machen, Opfer einer Verletzung dieses Übereinkommens durch einen Vertragsstaat zu sein. Der Ausschuss darf keine mitteilung entgegennehmen, die einen Vertragsstaat betrifft, der keine derartige Erklärung abgegeben hat.


    (2) Der Ausschuss erklärt jede nach diesem Artikeleingereichte mitteilung für unzulässig, die anonym ist oder die er für einen Missbrauch des Rechts auf Einreichung solcher mitteilungen oder für unvereinbar mit den Bestimmungen dieses Übereinkommens hält.


    (3) Vorbehaltlich des Absatzes2 bringt der Ausschuss jede ihm nach diesem Artikeleingereichte mitteilung dem Vertragsstaat zur Kenntnis, der eine Erklärung nach Absatz1 abgegeben hat und dem vorgeworfen wird, eine Bestimmung dieses Übereinkommens verletzt zu haben. Der Empfangsstaat hat dem Ausschuss innerhalb von sechs Monaten schriftliche Erläuterungen oder Stellungnahmen zur Klärung der Sache zu übermitteln und die gegebenenfalls von ihm getroffenen Abhilfemaßnahmen mitzuteilen.


    (4) Der Ausschuss prüft die ihm nach diesem Artikelzugegangenen mitteilungen unter Berücksichtigung aller ihm von der Einzelperson oder in deren Namen und von dem betroffenen Vertragsstaat unterbreiteten Informationen.


    (5) Der Ausschuss prüft mitteilungen einer Einzelperson auf Grund dieses Artikels erst dann, wenn er sich Gewissheit verschafft hat,


    a) dass dieselbe Sache nicht bereits in einem anderen internationalen Untersuchungs- oder Streitregelungsverfahren geprüft wurde oder wird;


    b) dass die Einzelperson alle zur Verfügung stehenden innerstaatlichen Rechtsbehelfe erschöpft hat; dies gilt nicht, wenn das Verfahren bei der Anwendung der Rechtsbehelfe unangemessen lange gedauert hat oder für die Person, die das Opfer einer Verletzung dieses Übereinkommens geworden ist, keine wirksame Abhilfe erwarten lässt.


    (6) Der Ausschuss berät über mitteilungen auf Grund dieses Artikels in nichtöffentlicher Sitzung.


    (7) Der Ausschuss teilt seine Auffassungen dem betroffenen Vertragsstaat und der Einzelperson mit.


    (8) Die Bestimmungen dieses Artikels treten in Kraft, wenn fünf Vertragsstaaten Erklärungen nach Absatz1 abgegeben haben. Diese Erklärungen werden von den Vertragsstaaten beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt, der den anderen Vertragsstaaten Abschriften davon übermittelt. Eine Erklärung kann jederzeit durch eine an den Generalsekretär gerichtete Notifikation zurückgenommen werden. Eine solche Zurücknahme berührt nicht die Prüfung einer Sache, die Gegenstand einer auf Grund dieses Artikels bereits vorgenommenen mitteilung ist; nach Eingang der Notifikation über die Zurücknahme der Erklärung beim Generalsekretär wird keine weitere von einer Einzelperson oder in deren Namen gemachte mitteilung auf Grund dieses Artikels entgegengenommen, es sei denn, dass der betroffene Vertragsstaat eine neue Erklärung abgegeben hat.


    Artikel23


    Die Mitglieder des Ausschusses und der ad hoc-Vergleichskommissionen, die nach Artikel21 Absatz1 Buchstabe e bestimmt werden können, haben Anspruch auf die Erleichterungen, Vorrechte und Immunitäten, die in den einschlägigen Abschnitten des Übereinkommens über die Vorrechte und Immunitäten der Vereinten Nationen für die im Auftrag der Vereinten Nationen tätigen Sachverständigen vorgesehen sind.


    Artikel24


    Der Ausschuss legt den Vertragsstaaten und der Generalversammlung der Vereinten Nationen einen Jahresbericht über seine Tätigkeit auf Grund dieses Übereinkommens vor.


    TeilIII


    Artikel25


    (1) Dieses Übereinkommen liegt für alle Staaten zur Unterzeichnung auf.


    (2) Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation. Die Ratifikationsurkunden werden beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.


    Artikel26


    Dieses Übereinkommen steht allen Staaten zum Beitritt offen. Der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung einer Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen.


    Artikel27


    (1) Dieses Übereinkommen tritt am dreißigsten Tag nach Hinterlegung der zwanzigsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen in Kraft.


    (2) Für jeden Staat, der nach Hinterlegung der zwanzigsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde dieses Übereinkommen ratifiziert oder ihm beitritt, tritt es am dreißigsten Tag nach Hinterlegung seiner eigenen Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.


    Artikel28


    (1) Jeder Staat kann bei der Unterzeichnung oder der Ratifikation dieses Übereinkommens oder dem Beitritt zu diesem erklären, dass er die in Artikel20 vorgesehene Zuständigkeit des Ausschusses nicht anerkennt.


    (2) Jeder Vertragsstaat, der einen Vorbehalt nach Absatz1 gemacht hat, kann diesen Vorbehalt jederzeit durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete Notifikation zurücknehmen.


    Artikel29


    (1) Jeder Vertragsstaat kann eine Änderung dieses Übereinkommens vorschlagen und seinen Vorschlag beim Generalsekretär der Vereinten Nationen einreichen. Der Generalsekretär übermittelt sodann den Änderungsvorschlag den Vertragsstaaten mit der Aufforderung, ihm mitzuteilen, ob sie eine Konferenz der Vertragsstaaten zur Beratung und Abstimmung über den Vorschlag befürworten. Befürwortet innerhalb von vier Monaten nach dem Datum der Übermittlung wenigstens ein Drittel der Vertragsstaaten eine solche Konferenz, so beruft der Generalsekretär die Konferenz unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen ein. Jede Änderung, die von der Mehrheit der auf der Konferenz anwesenden und abstimmenden Vertragsstaaten beschlossen wird, wird vom Generalsekretär allen Vertragsstaaten zur Annahme vorgelegt.


    (2) Eine nach Absatz1 beschlossene Änderung tritt in Kraft, wenn zwei Drittel der Vertragsstaaten dem Generalsekretär der Vereinten Nationen notifiziert haben, dass sie die Änderung nach Maßgabe der in ihrer Verfassung vorgesehenen Verfahren angenommen haben.


    (3) Treten die Änderungen in Kraft, so sind sie für die Vertragsstaaten, die sie angenommen haben, verbindlich, während für die anderen Vertragsstaaten weiterhin die Bestimmungen dieses Übereinkommens und alle früher von ihnen angenommenen Änderungen gelten.


    Artikel30


    (1) Jede Streitigkeit zwischen zwei oder mehr Vertragsstaaten über die Auslegung oder Anwendung dieses Übereinkommens, die nicht durch Verhandlungen beigelegt werden kann, ist auf Verlangen eines dieser Staaten einem Schiedsverfahren zu unterwerfen. Können sich die Parteien binnen sechs Monaten nach dem Zeitpunkt, zu dem das Schiedsverfahren verlangt worden ist, über seine Ausgestaltung nicht einigen, so kann jede dieser Parteien die Streitigkeit dem Internationalen Gerichtshof unterbreiten, indem sie einen seinem Statut entsprechenden Antrag stellt.


    (2) Jeder Staat kann bei der Unterzeichnung oder der Ratifikation dieses Übereinkommens oder dem Beitritt zu diesem erklären, dass er sich durch Absatz1 nicht als gebunden betrachtet. Die anderen Vertragsstaaten sind gegenüber einem Vertragsstaat, der einen solchen Vorbehalt gemacht hat, durch Absatz1 nicht gebunden.


    (3) Ein Vertragsstaat, der einen Vorbehalt nach Absatz2 gemacht hat, kann diesen Vorbehalt jederzeit durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete Notifikation zurücknehmen.


    Artikel31


    (1) Ein Vertragsstaat kann dieses Übereinkommen durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete schriftliche Notifikation kündigen. Die Kündigung wird ein Jahr nach Eingang der Notifikation beim Generalsekretär wirksam.


    (2) Eine solche Kündigung enthebt den Vertragsstaat nicht der Verpflichtungen, die er auf Grund dieses Übereinkommens in Bezug auf vor dem Wirksamwerden der Kündigung begangene Handlungen oder Unterlassungen hat; die Kündigung berührt auch nicht die weitere Prüfung einer Sache, mit welcher der Ausschuss bereits vor dem Wirksamwerden der Kündigung befasst war.


    (3) Nach dem Tag, an dem die Kündigung eines Vertragsstaats wirksam wird, darf der Ausschuss nicht mit der Prüfung einer neuen diesen Staat betreffenden Sache beginnen.


    Artikel32


    Der Generalsekretär der Vereinten Nationen unterrichtet alle Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen und alle Staaten, die dieses Übereinkommen unterzeichnet haben oder ihm beigetreten sind,


    a) von den Unterzeichnungen, Ratifikationen und Beitritten nach den Artikeln25 und 26;


    b) vom Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Übereinkommens nach Artikel27 und vom Zeitpunkt des Inkrafttretens von Änderungen nach Artikel29;


    c) von den Kündigungen nach Artikel31.


    Artikel33


    (1) Dieses Übereinkommen, dessen arabischer, chinesischer, englischer, französischer, russischer und spanischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.


    (2) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen übermittelt allen Staaten beglaubigte Abschriften dieses Übereinkommens.


    
      Hinweise


      Fundstellen: UNTS, Bd. 1465, S.85; BGBl. 1990 II, S.246


      Verabschiedung: 10.Dezember 1984


      Inkrafttreten: 26.Juni 1987


      Zahl der Vertragsstaaten: 158


      Individualbeschwerde: ja (Erklärung nach Artikel22)


      Deutschland:


      Unterzeichnung: 13.Oktober 1986


      Ratifizierierung: 1.Oktober 1990


      Inkrafttreten: 31.Oktober 1990


      Erklärung nach Artikel22 (Individualbeschwerde) abgegeben am 19.Oktober 2001

    


    18aFakultativprotokoll zum Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe vom 18.Dezember2002


    Präambel


    DIE VERTRAGSSTAATEN DIESES PROTOKOLLS


    in Bekräftigung der Tatsache, dass Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe verboten sind und schwere Menschenrechtsverletzungen darstellen,


    in der Überzeugung, dass weitere Maßnahmen erforderlich sind, um die Ziele des Übereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe (im Folgenden als das »Übereinkommen« bezeichnet) zu erreichen und den Schutz von Personen, denen die Freiheit entzogen ist, vor Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe zu verstärken,


    eingedenk dessen, dass jeder Vertragsstaat nach den Artikeln2 und 16 des Übereinkommens verpflichtet ist, wirksame Maßnahmen zu treffen, um Folterungen und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe in allen seiner Hoheitsgewalt unterstehenden Gebieten zu verhindern,


    in der Erkenntnis, dass für die Durchführung dieser Artikelin erster Linie die Staaten verantwortlich sind, dass die Verstärkung des Schutzes von Personen, denen die Freiheit entzogen ist, und die volle Achtung ihrer Menschenrechte eine gemeinsame Verpflichtung aller sind und dass internationale Durchführungsorgane innerstaatliche Maßnahmen ergänzen und verstärken,


    eingedenk dessen, dass für die wirksame Verhütung von Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe Bildungsmaßnahmen und eine Kombination verschiedener gesetzgeberischer, verwaltungsrechtlicher, gerichtlicher und sonstiger Maßnahmen erforderlich sind,


    ferner im Hinblick darauf, dass die Weltkonferenz über Menschenrechte mit Entschlossenheit erklärte, dass sich die Bemühungen zur vollständigen Beseitigung der Folter in erster Linie auf deren Verhütung konzentrieren sollen, und dazu aufrief, ein Fakultativprotokoll zum Übereinkommen zu beschließen, um ein auf die Verhütung von Folter ausgerichtetes System regelmäßiger Besuche von Orten der Freiheitsentziehung einzurichten,


    in der Überzeugung, dass der Schutz von Personen, denen die Freiheit entzogen ist, vor Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe durch nichtgerichtliche Maßnahmen vorbeugender Art, die auf regelmäßigen Besuchen von Orten der Freiheitsentziehung beruhen, verstärkt werden kann


    sind wie folgt übereingekommen:


    TeilIAllgemeine Grundsätze


    Artikel1


    Ziel dieses Protokolls ist es, ein System regelmäßiger Besuche einzurichten, die von unabhängigen internationalen und nationalen Stellen an Orten, an denen Personen die Freiheit entzogen ist, durchgeführt werden, um Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe zu verhindern.


    Artikel2


    (1) Zum Ausschuss gegen Folter wird ein Unterausschuss zur Verhütung von Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe (im Folgenden als »Unterausschuss zur Verhütung von Folter« bezeichnet) errichtet, der die in diesem Protokoll festgelegten Aufgaben wahrnimmt.


    (2) Der Unterausschuss zur Verhütung von Folter nimmt seine Aufgaben im Rahmen der Charta der Vereinten Nationen wahr und lässt sich von deren Zielen und Grundsätzen sowie den Normen der Vereinten Nationen für die Behandlung von Personen, denen die Freiheit entzogen ist, leiten.


    (3) Der Unterausschuss zur Verhütung von Folter lässt sich ferner von den Grundsätzen der Vertraulichkeit, Unparteilichkeit, Nichtselektivität, Universalität und Objektivität leiten.


    (4) Der Unterausschuss zur Verhütung von Folter und die Vertragsstaaten arbeiten bei der Durchführung dieses Protokolls zusammen.


    Artikel3


    Jeder Vertragsstaat errichtet, bestimmt oder unterhält auf innerstaatlicher Ebene eine oder mehrere Stellen, die zur Verhütung von Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe Besuche durchführen (im Folgenden als »nationaler Mechanismus zur Verhütung von Folter« bezeichnet).


    Artikel4


    (1) Jeder Vertragsstaat gestattet Besuche nach diesem Protokoll durch die in den Artikeln2 und 3 bezeichneten Mechanismen an allen seiner Hoheitsgewalt und Kontrolle unterstehenden Orten, an denen Personen entweder aufgrund einer Entscheidung einer Behörde oder auf deren Veranlassung oder mit deren ausdrücklichem oder stillschweigendem Einverständnis die Freiheit entzogen ist oder entzogen werden kann (im Folgenden als »Orte der Freiheitsentziehung« bezeichnet). Diese Besuche werden durchgeführt, um erforderlichenfalls den Schutz dieser Personen vor Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe zu verstärken.


    (2) Im Sinne dieses Protokolls bedeutet Freiheitsentziehung jede Form des Festhaltens oder der Haft oder die durch eine Justiz-, Verwaltungs- oder sonstige Behörde angeordnete Unterbringung einer Person in einer öffentlichen oder privaten Gewahrsamseinrichtung, die diese Person nicht nach Belieben verlassen darf.


    TeilIIUnterausschuss zur Verhütung von Folter


    Artikel5


    (1) Der Unterausschuss zur Verhütung von Folter besteht aus zehn Mitgliedern. Nach der fünfzigsten Ratifikation dieses Protokolls oder dem fünfzigsten Beitritt zu ihm erhöht sich die Zahl der Mitglieder des Unterausschusses zur Verhütung von Folter auf fünfundzwanzig.


    (2) Die Mitglieder des Unterausschusses zur Verhütung von Folter werden unter Persönlichkeiten von hohem sittlichen Ansehen ausgewählt, die nachweislich über berufliche Erfahrung auf dem Gebiet der Rechtspflege, insbesondere des Strafrechts, des Strafvollzugs oder der Polizeiverwaltung, oder auf den verschiedenen für die Behandlung von Personen, denen die Freiheit entzogen ist, einschlägigen Gebieten verfügen.


    (3) Bei der Zusammensetzung des Unterausschusses zur Verhütung von Folter sind eine ausgewogene geographische Verteilung und die Vertretung der verschiedenen Kulturkreise und Rechtsordnungen der Vertragsstaaten gebührend zu berücksichtigen.


    (4) Bei der Zusammensetzung ist ferner eine ausgewogene Vertretung der Geschlechter auf der Grundlage der Grundsätze der Gleichstellung und Nichtdiskriminierung zu berücksichtigen.


    (5) Dem Unterausschuss zur Verhütung von Folter darf jeweils nur ein Angehöriger desselben Staates angehören.


    (6) Die Mitglieder des Unterausschusses zur Verhütung von Folter sind in persönlicher Eigenschaft tätig; sie müssen unabhängig und unparteiisch sein und dem Unterausschuss zur Verhütung von Folter zur wirksamen Mitarbeit zur Verfügung stehen.


    Artikel6


    (1) Jeder Vertragsstaat darf nach Absatz2 bis zu zwei Kandidaten vorschlagen, die über die Befähigungen verfügen und die Voraussetzungen erfüllen, die in Artikel5 beschrieben sind; mit seinem Vorschlag übermittelt er genauere Angaben zu den Befähigungen der Kandidaten.


    (2)


    a) Die Kandidaten müssen die Staatsangehörigkeit eines Vertragsstaats dieses Protokolls haben;


    b) mindestens einer der beiden Kandidaten muss die Staatsangehörigkeit des vorschlagenden Vertragsstaats haben;


    c) es dürfen nicht mehr als zwei Angehörige eines Vertragsstaats vorgeschlagen werden;


    d) bevor ein Vertragsstaat einen Angehörigen eines anderen Vertragsstaats vorschlägt, hat er die Zustimmung des betreffenden Vertragsstaats einzuholen.


    (3) Spätestens fünf Monate vor der Versammlung der Vertragsstaaten, bei der die Wahl stattfindet, fordert der Generalsekretär der Vereinten Nationen die Vertragsstaaten schriftlich auf, innerhalb von drei Monaten ihre Kandidaten vorzuschlagen. Der Generalsekretär übermittelt eine alphabetische Liste aller auf diese Weise vorgeschlagenen Personen unter Angabe der Vertragsstaaten, die sie vorgeschlagen haben.


    Artikel7


    (1) Die Mitglieder des Unterausschusses zur Verhütung von Folter werden auf folgende Weise gewählt:


    a) In erster Linie wird darauf geachtet, dass die Voraussetzungen und Kriterien nach Artikel5 dieses Protokolls erfüllt sind;


    b) die erste Wahl findet spätestens sechs Monate nach Inkrafttreten dieses Protokolls statt;


    c) die Vertragsstaaten wählen die Mitglieder des Unterausschusses zur Verhütung von Folter in geheimer Wahl;


    d) die Wahl der Mitglieder des Unterausschusses zur Verhütung von Folter findet alle zwei Jahre in vom Generalsekretär der Vereinten Nationen einberufenen Versammlungen der Vertragsstaaten statt. In diesen Versammlungen, die beschlussfähig sind, wenn zwei Drittel der Vertragsstaaten vertreten sind, gelten diejenigen Kandidaten als in den Unterausschuss zur Verhütung von Folter gewählt, welche die höchste Stimmenzahl und die absolute Stimmenmehrheit der anwesenden und abstimmenden Vertreter der Vertragsstaaten auf sich vereinigen.


    (2) Sind in dem Wahlverfahren zwei Angehörige eines Vertragsstaats in den Unterausschuss zur Verhütung von Folter gewählt worden, so wird der Kandidat mit der höheren Stimmenzahl Mitglied des Unterausschusses zur Verhütung von Folter. Haben zwei Angehörige eines Vertragsstaats dieselbe Stimmenzahl erhalten, so wird folgendes Verfahren angewendet:


    a) Wurde nur einer der beiden von dem Vertragsstaat, dessen Staatsangehörige sie sind, als Kandidat vorgeschlagen, so wird er Mitglied des Unterausschusses zur Verhütung von Folter;


    b) wurden beide Kandidaten von dem Vertragsstaat vorgeschlagen, dessen Staatsangehörige sie sind, so wird in geheimer Wahl gesondert darüber abgestimmt, welcher Staatsangehörige Mitglied wird;


    c) wurde keiner der Kandidaten von dem Vertragsstaat vorgeschlagen, dessen Staatsangehörige sie sind, so wird in geheimer Wahl gesondert darüber abgestimmt, welcher Kandidat Mitglied wird.


    Artikel8


    Stirbt ein Mitglied des Unterausschusses zur Verhütung von Folter, tritt es zurück oder kann es aus irgendeinem anderen Grund seine Aufgaben nicht mehr wahrnehmen, so schlägt der Vertragsstaat, der das Mitglied vorgeschlagen hat, unter Berücksichtigung eines ausgewogenen Verhältnisses zwischen den verschiedenen Fachgebieten eine andere geeignete Person vor, die über die Befähigungen verfügt und die Voraussetzungen erfüllt, die in Artikel5 bezeichnet sind, und die bis zur nächsten Versammlung der Vertragsstaaten dem Unterausschuss zur Verhütung von Folter vorbehaltlich der Zustimmung der Mehrheit der Vertragsstaaten angehört. Die Zustimmung gilt als erteilt, sofern sich nicht mindestens die Hälfte der Vertragsstaaten binnen sechs Wochen, nachdem sie vom Generalsekretär der Vereinten Nationen von der vorgeschlagenen Ernennung unterrichtet wurden, dagegen ausspricht.


    Artikel9


    Die Mitglieder des Unterausschusses zur Verhütung von Folter werden für vier Jahre gewählt. Auf erneuten Vorschlag können sie einmal wiedergewählt werden. Die Amtszeit der Hälfte der bei der ersten Wahl gewählten Mitglieder läuft nach zwei Jahren ab; unmittelbar nach der ersten Wahl werden die Namen dieser Mitglieder vom Vorsitzenden der in Artikel7 Absatz1 Buchstabe d genannten Versammlung durch das Los bestimmt.


    Artikel10


    (1) Der Unterausschuss zur Verhütung von Folter wählt seinen Vorstand für zwei Jahre. Eine Wiederwahl der Mitglieder des Vorstands ist zulässig.


    (2) Der Unterausschuss zur Verhütung von Folter gibt sich eine Geschäftsordnung. Diese Geschäftsordnung muss unter anderem folgende Bestimmungen enthalten:


    a) Der Unterausschuss zur Verhütung von Folter ist bei Anwesenheit der Hälfte plus eines seiner Mitglieder beschlussfähig;


    b) der Unterausschuss zur Verhütung von Folter fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der anwesenden Mitglieder;


    c) die Sitzungen des Unterausschusses zur Verhütung von Folter finden unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt.


    (3) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen beruft die erste Sitzung des Unterausschusses zur Verhütung von Folter ein. Nach seiner ersten Sitzung tritt der Unterausschuss zur Verhütung von Folter zu den in seiner Geschäftsordnung vorgesehenen Zeiten zusammen. Der Unterausschuss zur Verhütung von Folter und der Ausschuss gegen Folter halten ihre Tagungen mindestens einmal im Jahr gleichzeitig ab.


    TeilIIIMandat des Unterausschusses zur Verhütung von Folter


    Artikel11


    Der Unterausschuss zur Verhütung von Folter wird


    a) die in Artikel4 bezeichneten Orte besuchen und den Vertragsstaaten Empfehlungen hinsichtlich des Schutzes von Personen, denen die Freiheit entzogen ist, vor Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe unterbreiten;


    b) in Bezug auf die nationalen Mechanismen zur Verhütung von Folter


    i) die Vertragsstaaten erforderlichenfalls bei deren Einrichtung beraten und unterstützen;


    ii) unmittelbare und erforderlichenfalls vertrauliche Kontakte zu den nationalen Mechanismen zur Verhütung von Folter pflegen und ihnen Ausbildungshilfe und technische Hilfe zur Stärkung ihrer Leistungsfähigkeit anbieten;


    iii) sie bei der Beurteilung der Erfordernisse und der mittel, die zur Verstärkung des Schutzes von Personen, denen die Freiheit entzogen ist, vor Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe notwendig sind, beraten und unterstützen;


    iv) den Vertragsstaaten Empfehlungen und Beobachtungen mit dem Ziel der Stärkung der Leistungsfähigkeit und des Mandats der nationalen Mechanismen zur Verhütung von Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe unterbreiten;


    c) zur Verhütung von Folter im Allgemeinen mit den zuständigen Organen und Mechanismen der Vereinten Nationen sowie mit den internationalen, regionalen und nationalen Einrichtungen und Organisationen zusammenarbeiten, die auf die Verstärkung des Schutzes aller Personen vor Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe hinwirken.


    Artikel12


    Um dem Unterausschuss zur Verhütung von Folter die Erfüllung seines in Artikel11 festgelegten Mandats zu ermöglichen, verpflichten sich die Vertragsstaaten,


    a) den Unterausschuss zur Verhütung von Folter in ihr Hoheitsgebiet einreisen zu lassen und ihm Zugang zu allen in Artikel4 bezeichneten Orten der Freiheitsentziehung zu gewähren;


    b) dem Unterausschuss zur Verhütung von Folter alle einschlägigen Informationen zur Verfügung zu stellen, die dieser möglicherweise anfordert, um die Erfordernisse und die Maßnahmen beurteilen zu können, die zur Verstärkung des Schutzes von Personen, denen die Freiheit entzogen ist, vor Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe ergriffen werden sollen;


    c) Kontakte zwischen dem Unterausschuss zur Verhütung von Folter und den nationalen Mechanismen zur Verhütung von Folter zu fördern und zu erleichtern;


    d) die Empfehlungen des Unterausschusses zur Verhütung von Folter zu prüfen und mit ihm in einen Dialog über mögliche Maßnahmen zu ihrer Umsetzung einzutreten.


    Artikel13


    (1) Der Unterausschuss zur Verhütung von Folter erstellt, zunächst durch das Los, ein Programm regelmäßiger Besuche in den Vertragsstaaten, um sein in Artikel11 festgelegtes Mandat zu erfüllen.


    (2) Nach Beratungen teilt der Unterausschuss zur Verhütung von Folter den Vertragsstaaten sein Programm mit, damit diese unverzüglich die erforderlichen praktischen Vorkehrungen für die durchzuführenden Besuche treffen können.


    (3) Die Besuche werden von mindestens zwei Mitgliedern des Unterausschusses zur Verhütung von Folter durchgeführt. Diese Mitglieder können sich erforderlichenfalls von Sachverständigen mit nachgewiesener beruflicher Erfahrung und Kenntnissen auf den von diesem Protokoll erfassten Gebieten begleiten lassen, die aus einer Liste von Sachverständigen ausgewählt werden, die auf der Grundlage von Vorschlägen der Vertragsstaaten, des Amtes des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte und des Zentrums für internationale Verbrechensverhütung der Vereinten Nationen erstellt wird. Zur Erstellung dieser Liste schlagen die betreffenden Vertragsstaaten nicht mehr als fünf nationale Sachverständige vor. Der betreffende Vertragsstaat kann die Beteiligung eines bestimmten Sachverständigen an dem Besuch ablehnen, woraufhin der Unterausschuss zur Verhütung von Folter einen anderen Sachverständigen vorschlägt.


    (4) Hält es der Unterausschuss zur Verhütung von Folter für angebracht, so kann er nach einem regelmäßigen Besuch einen kurzen Anschlussbesuch vorschlagen.


    Artikel14


    (1) Um dem Unterausschuss zur Verhütung von Folter die Erfüllung seines Mandats zu ermöglichen, verpflichten sich die Vertragsstaaten dieses Protokolls,


    a) ihm unbeschränkten Zugang zu allen Informationen zu gewähren, welche die Anzahl der Personen, denen an Orten der Freiheitsentziehung im Sinne des Artikels4 die Freiheit entzogen ist, sowie die Anzahl dieser Orte und ihre Lage betreffen;


    b) ihm unbeschränkten Zugang zu allen Informationen zu gewähren, welche die Behandlung dieser Personen und die Bedingungen ihrer Freiheitsentziehung betreffen;


    c) ihm vorbehaltlich des Absatzes2 unbeschränkten Zugang zu allen Orten der Freiheitsentziehung und ihren Anlagen und Einrichtungen zu gewähren;


    d) ihm die Möglichkeit zu geben, mit Personen, denen die Freiheit entzogen ist, entweder direkt oder, soweit dies erforderlich erscheint, über einen Dolmetscher sowie mit jeder anderen Person, von welcher der Unterausschuss zur Verhütung von Folter annimmt, dass sie sachdienliche Auskünfte geben kann, ohne Zeugen Gespräche zu führen;


    e) ihm die Entscheidung darüber zu überlassen, welche Orte er besuchen und mit welchen Personen er Gespräche führen möchte.


    (2) Einwände gegen einen Besuch an einem bestimmten Ort der Freiheitsentziehung können nur aus dringenden und zwingenden Gründen der nationalen Verteidigung oder der öffentlichen Sicherheit, wegen Naturkatastrophen oder schwerer Störungen der Ordnung an dem zu besuchenden Ort, die vorübergehend die Durchführung eines solchen Besuchs verhindern, erhoben werden. Das Vorliegen eines erklärten Notstands allein darf von einem Vertragsstaat nicht als Grund für einen Einwand gegen einen Besuch geltend gemacht werden.


    Artikel15


    Behörden oder Amtsträger dürfen keine Sanktionen gegen eine Person oder Organisation anordnen, anwenden, erlauben oder dulden, weil diese dem Unterausschuss zur Verhütung von Folter oder seinen Mitgliedern Auskünfte erteilt hat, unabhängig davon, ob diese Auskünfte richtig oder falsch waren; eine solche Person oder Organisation darf auch sonst in keiner Weise benachteiligt werden.


    Artikel16


    (1) Der Unterausschuss zur Verhütung von Folter teilt dem Vertragsstaat und gegebenenfalls dem nationalen Mechanismus zur Verhütung von Folter seine Empfehlungen und Beobachtungen vertraulich mit.


    (2) Der Unterausschuss zur Verhütung von Folter veröffentlicht seinen Bericht zusammen mit einer etwaigen Stellungnahme des betreffenden Vertragsstaats, wenn dieser darum ersucht. Macht der Vertragsstaat einen Teil des Berichts öffentlich zugänglich, so kann der Unterausschuss zur Verhütung von Folter den Bericht ganz oder teilweise veröffentlichen. Personenbezogene Daten dürfen jedoch nicht ohne ausdrückliche Zustimmung der betroffenen Person veröffentlicht werden.


    (3) Der Unterausschuss zur Verhütung von Folter legt dem Ausschuss gegen Folter einen öffentlichen Jahresbericht über seine Tätigkeit vor.


    (4) Weigert sich ein Vertragsstaat, mit dem Unterausschuss zur Verhütung von Folter nach den Artikeln12 und 14 zusammenzuarbeiten oder Maßnahmen zu treffen, um die Lage im Sinne der Empfehlungen des Unterausschusses zur Verhütung von Folter zu verbessern, so kann der Ausschuss gegen Folter auf Antrag des Unterausschusses zur Verhütung von Folter mit der Mehrheit seiner Mitglieder beschließen, eine öffentliche Erklärung in der Sache abzugeben oder den Bericht des Unterausschusses zur Verhütung von Folter zu veröffentlichen, nachdem der Vertragsstaat Gelegenheit hatte, sich zu äußern.


    TeilIVNationale Mechanismen zur Verhütung von Folter


    Artikel17


    Jeder Vertragsstaat unterhält, bestimmt oder errichtet auf innerstaatlicher Ebene spätestens ein Jahr nach Inkrafttreten dieses Protokolls oder nach seiner Ratifikation oder dem Beitritt zu ihm einen oder mehrere unabhängige nationale Mechanismen zur Verhütung von Folter. Durch dezentralisierte Einheiten errichtete Mechanismen können als nationale Mechanismen zur Verhütung von Folter im Sinne dieses Protokolls bestimmt werden, wenn sie im Einklang mit dessen Bestimmungen stehen.


    Artikel18


    (1) Die Vertragsstaaten garantieren die funktionale Unabhängigkeit der nationalen Mechanismen zur Verhütung von Folter sowie die Unabhängigkeit deren Personals.


    (2) Die Vertragsstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Sachverständigen der nationalen Mechanismen zur Verhütung von Folter über die erforderlichen Fähigkeiten und Fachkenntnisse verfügen. Sie bemühen sich um eine ausgewogene Vertretung der Geschlechter und um eine angemessene Vertretung der ethnischen Gruppen und der Minderheiten des Landes.


    (3) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die erforderlichen mittel für die Arbeit der nationalen Mechanismen zur Verhütung von Folter zur Verfügung zu stellen.


    (4) Bei der Errichtung der nationalen Mechanismen zur Verhütung von Folter berücksichtigen die Vertragsstaaten die Grundsätze, welche die Stellung nationaler Einrichtungen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte betreffen.


    Artikel19


    Den nationalen Mechanismen zur Verhütung von Folter wird zumindest die Befugnis erteilt,


    a) regelmäßig die Behandlung von Personen, denen an Orten der Freiheitsentziehung im Sinne des Artikels4 die Freiheit entzogen ist, mit dem Ziel zu prüfen, erforderlichenfalls den Schutz dieser Personen vor Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe zu verstärken;


    b) den zuständigen Behörden Empfehlungen mit dem Ziel zu unterbreiten, die Behandlung und die Bedingungen der Personen, denen die Freiheit entzogen ist, zu verbessern und Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe unter Berücksichtigung der einschlägigen Normen der Vereinten Nationen zu verhüten;


    c) Vorschläge und Beobachtungen zu bestehenden oder im Entwurf befindlichen Rechtsvorschriften zu unterbreiten.


    Artikel20


    Um den nationalen Mechanismen zur Verhütung von Folter die Erfüllung ihres Mandats zu ermöglichen, verpflichten sich die Vertragsstaaten dieses Protokolls,


    a) ihnen Zugang zu allen Informationen zu gewähren, welche die Anzahl der Personen, denen an Orten der Freiheitsentziehung im Sinne des Artikels4 die Freiheit entzogen ist, sowie die Anzahl dieser Orte und ihre Lage betreffen;


    b) ihnen Zugang zu allen Informationen zu gewähren, welche die Behandlung dieser Personen und die Bedingungen ihrer Freiheitsentziehung betreffen;


    c) ihnen Zugang zu allen Orten der Freiheitsentziehung und ihren Anlagen und Einrichtungen zu gewähren;


    d) ihnen die Möglichkeit zu geben, mit Personen, denen die Freiheit entzogen ist, entweder direkt oder, soweit dies erforderlich erscheint, über einen Dolmetscher sowie mit jeder anderen Person, von welcher der nationale Mechanismus zur Verhütung von Folter annimmt, dass sie sachdienliche Auskünfte geben kann, ohne Zeugen Gespräche zu führen;


    e) ihnen die Entscheidung darüber zu überlassen, welche Orte sie besuchen und mit welchen Personen sie Gespräche führen möchten;


    f) ihnen das Recht einzuräumen, in Kontakt mit dem Unterausschuss zur Verhütung von Folter zu stehen, ihm Informationen zu übermitteln und mit ihm zusammenzutreffen.


    Artikel21


    (1) Behörden oder Amtsträger dürfen keine Sanktionen gegen eine Person oder Organisation anordnen, anwenden, erlauben oder dulden, weil diese dem nationalen Mechanismus zur Verhütung von Folter Auskünfte erteilt hat, unabhängig davon, ob diese richtig oder falsch waren; eine solche Person oder Organisation darf auch sonst in keiner Weise benachteiligt werden.


    (2) Vertrauliche Informationen, die vom nationalen Mechanismus zur Verhütung von Folter gesammelt werden, sind geschützt. Personenbezogene Daten dürfen nicht ohne ausdrückliche Zustimmung der betroffenen Person veröffentlicht werden.


    Artikel22


    Die zuständigen Behörden des betreffenden Vertragsstaats prüfen die Empfehlungen des nationalen Mechanismus zur Verhütung von Folter und treten mit ihm in einen Dialog über mögliche Maßnahmen zu ihrer Umsetzung ein.


    Artikel23


    Die Vertragsstaaten dieses Protokolls verpflichten sich, die Jahresberichte der nationalen Mechanismen zur Verhütung von Folter zu veröffentlichen und zu verbreiten.


    TeilV Erklärung


    Artikel24


    (1) Die Vertragsstaaten können bei der Ratifikation eine Erklärung abgeben, durch die sie die Erfüllung ihrer Verpflichtungen nach TeilIII oder TeilIV dieses Protokolls aufschieben.


    (2) Dieser Aufschub gilt höchstens für drei Jahre. Aufgrund hinreichender Ausführungen durch den Vertragsstaat und Konsultation des Unterausschusses zur Verhütung von Folter kann der Ausschuss gegen Folter diesen Zeitraum um weitere zwei Jahre verlängern.


    TeilVI Finanzielle Bestimmungen


    Artikel25


    (1) Die Kosten, die durch den Unterausschuss zur Verhütung von Folter bei der Durchführung dieses Protokolls entstehen, werden von den Vereinten Nationen getragen.


    (2) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen stellt das Personal und die Einrichtungen zur Verfügung, die der Unterausschuss zur Verhütung von Folter für die wirksame Erfüllung der von ihm nach diesem Protokoll wahrzunehmenden Aufgaben benötigt.


    Artikel26


    (1) In Übereinstimmung mit den einschlägigen Verfahren der Generalversammlung wird ein nach der Finanzordnung und den Finanzvorschriften der Vereinten Nationen zu verwaltender Sonderfonds eingerichtet, der dazu beitragen soll, die Umsetzung der Empfehlungen, die der Unterausschuss zur Verhütung von Folter nach einem Besuch in einem Vertragsstaat unterbreitet, sowie Bildungsprogramme der nationalen Mechanismen zur Verhütung von Folter zu finanzieren.


    (2) Der Sonderfonds kann durch freiwillige Beiträge von Regierungen, zwischenstaatlichen sowie nichtstaatlichen Organisationen und anderen privaten oder öffentlichen Stellen finanziert werden.


    TeilVIISchlussbestimmungen


    Artikel27


    (1) Dieses Protokoll liegt für jeden Staat, der das Übereinkommen unterzeichnet hat, zur Unterzeichnung auf.


    (2) Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation, die von allen Staaten vorgenommen werden kann, die das Übereinkommen ratifiziert haben oder ihm beigetreten sind. Die Ratifikationsurkunden werden beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.


    (3) Dieses Protokoll steht jedem Staat, der das Übereinkommen ratifiziert hat oder ihm beigetreten ist, zum Beitritt offen.


    (4) Der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung einer Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen.


    (5) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen unterrichtet alle Staaten, die dieses Protokoll unterzeichnet haben oder ihm beigetreten sind, von der Hinterlegung jeder Ratifikations- oder Beitrittsurkunde.


    Artikel28


    (1) Dieses Protokoll tritt am dreißigsten Tag nach Hinterlegung der zwanzigsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen in Kraft.


    (2) Für jeden Staat, der nach Hinterlegung der zwanzigsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen dieses Protokoll ratifiziert oder ihm beitritt, tritt es am dreißigsten Tag nach Hinterlegung seiner eigenen Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.


    Artikel29


    Dieses Protokoll gilt ohne Einschränkung oder Ausnahme für alle Teile eines Bundesstaats.


    Artikel30


    Vorbehalte zu diesem Protokoll sind nicht zulässig.


    Artikel31


    Dieses Protokoll lässt die Verpflichtungen von Vertragsstaaten aus regionalen Übereinkünften, durch die ein System von Besuchen an Orten der Freiheitsentziehung eingerichtet wird, unberührt. Der Unterausschuss zur Verhütung von Folter und die nach solchen regionalen Übereinkünften eingerichteten Stellen werden aufgefordert, sich zu konsultieren und zusammenzuarbeiten, um Doppelarbeit zu vermeiden und die Ziele dieses Protokolls wirksam zu fördern.


    Artikel32


    Dieses Protokoll lässt die Verpflichtungen der Vertragsstaaten der vier Genfer Abkommen vom 12.August 1949 und ihrer Zusatzprotokolle vom 8.Juni 1977 sowie die Möglichkeit jedes Vertragsstaats, dem Internationalen Komitee vom Roten Kreuz in Situationen, die nicht unter das humanitäre Völkerrecht fallen, den Besuch an Orten der Freiheitsentziehung zu erlauben, unberührt.


    Artikel33


    (1) Jeder Vertragsstaat kann dieses Protokoll jederzeit durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete schriftliche Notifikation kündigen; dieser unterrichtet sodann die anderen Vertragsstaaten dieses Protokolls und des Übereinkommens. Die Kündigung wird ein Jahr nach Eingang der Notifikation beim Generalsekretär wirksam.


    (2) Eine solche Kündigung enthebt den Vertragsstaat nicht der Verpflichtungen, die er aufgrund dieses Protokolls in Bezug auf Handlungen oder Situationen hat, die sich vor dem Wirksamwerden der Kündigung ereignet haben, oder der Verpflichtungen in Bezug auf die Maßnahmen, die der Unterausschuss zur Verhütung von Folter hinsichtlich des betreffenden Vertragsstaats beschlossen hat oder beschließen kann; die Kündigung berührt auch nicht die weitere Prüfung einer Sache, mit welcher der Unterausschuss zur Verhütung von Folter bereits vor dem Wirksamwerden der Kündigung befasst war.


    (3) Nach dem Tag, an dem die Kündigung des Vertragsstaats wirksam wird, darf der Unterausschuss zur Verhütung von Folter nicht mit der Prüfung einer neuen diesen Staat betreffenden Sache beginnen.


    Artikel34


    (1) Jeder Vertragsstaat dieses Protokolls kann eine Änderung des Protokolls vorschlagen und seinen Vorschlag beim Generalsekretär der Vereinten Nationen einreichen. Der Generalsekretär übermittelt sodann den Änderungsvorschlag den Vertragsstaaten dieses Protokolls mit der Aufforderung, ihm mitzuteilen, ob sie eine Konferenz der Vertragsstaaten zur Beratung und Abstimmung über den Vorschlag befürworten. Befürwortet innerhalb von vier Monaten nach dem Datum der Übermittlung wenigstens ein Drittel der Vertragsstaaten eine solche Konferenz, so beruft der Generalsekretär die Konferenz unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen ein. Jede Änderung, die mit Zweidrittelmehrheit der auf der Konferenz anwesenden und abstimmenden Vertragsstaaten beschlossen wird, wird vom Generalsekretär der Vereinten Nationen allen Vertragsstaaten zur Annahme vorgelegt.


    (2) Eine nach Absatz1 beschlossene Änderung tritt in Kraft, wenn sie von einer Zweidrittelmehrheit der Vertragsstaaten dieses Protokolls nach Maßgabe der in ihrer Verfassung vorgesehenen Verfahren angenommen worden ist.


    (3) Treten die Änderungen in Kraft, so sind sie für die Vertragsstaaten, die sie angenommen haben, verbindlich, während für die anderen Vertragsstaaten weiterhin die Bestimmungen dieses Protokolls und alle früher von ihnen angenommenen Änderungen gelten.


    Artikel35


    Mitglieder des Unterausschusses zur Verhütung von Folter und der nationalen Mechanismen zur Verhütung von Folter genießen die zur unabhängigen Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlichen Vorrechte und Immunitäten. Mitglieder des Unterausschusses zur Verhütung von Folter genießen die in Abschnitt22 des Übereinkommens vom 13.Februar 1946 über die Vorrechte und Immunitäten der Vereinten Nationen festgelegten Vorrechte und Immunitäten vorbehaltlich des Abschnitts 23 dieses Übereinkommens.


    Artikel36


    Besuchen die Mitglieder des Unterausschusses zur Verhütung von Folter einen Vertragsstaat, so haben sie unbeschadet der Bestimmungen und Ziele dieses Protokolls sowie der Vorrechte und Immunitäten, die sie genießen,


    a) die Gesetze und sonstigen Vorschriften des besuchten Staates zu achten;


    b) jede Maßnahme oder Handlung zu unterlassen, die mit der Unparteilichkeit und dem internationalen Charakter ihrer Pflichten unvereinbar ist.


    Artikel37


    (1) Dieses Protokoll, dessen arabischer, chinesischer, englischer, französischer, russischer und spanischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.


    (2) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen übermittelt allen Staaten beglaubigte Abschriften dieses Protokolls.


    
      Hinweise


      Fundstellen: UNTS, Bd. 2375, S.237; BGBl 2008 II, S.854


      Verabschiedung: 18.Dezember 2002


      Inkrafttreten: 22.Juni 2006


      Zahl der Vertragsstaaten: 78


      Individualbeschwerde: ja


      Deutschland:


      Unterzeichnung: 20.September 2006


      Ratifizierung: 4.Dezember 2008


      Inkrafttreten: 3.Januar 2009


      Vorbehalt: Wegen Zuständigkeit der Länder wurde die Einführung des nationalen Präventionsmechanismus verschoben, am 1.Mai 2009 hat die Nationale Stelle zur Verhinderung von Folter ihre Arbeit aufgenommen, sie besteht aus einer Bundesstelle und einer Länderkommission.

    


    19Übereinkommen über die Rechte des Kindes vom 20.November1989 (Convention on the Rights of the Child, CRC)


    Präambel


    DIE VERTRAGSSTAATEN DIESES ÜBEREINKOMMENS


    in der Erwägung, dass nach den in der Charta der Vereinten Nationen verkündeten Grundsätzen die Anerkennung der allen Mitgliedern der menschlichen Gesellschaft innewohnenden Würde und der Gleichheit und Unveräußerlichkeit ihrer Rechte die Grundlage von Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden in der Welt bildet,


    eingedenk dessen, dass die Völker der Vereinten Nationen in der Charta ihren Glauben an die Grundrechte und an Würde und Wert des Menschen bekräftigt und beschlossen haben, den sozialen Fortschritt und bessere Lebensbedingungen in größerer Freiheit zu fördern,


    in der Erkenntnis, dass die Vereinten Nationen in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und in den Internationalen Menschenrechtspakten verkündet haben und übereingekommen sind, dass jeder Mensch Anspruch hat auf alle darin verkündeten Rechte und Freiheiten ohne Unterscheidung, etwa nach der Rasse, der Hautfarbe, dem Geschlecht, der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen oder sozialen Herkunft, dem Vermögen, der Geburt oder dem sonstigen Status,


    unter Hinweis darauf, dass die Vereinten Nationen in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte verkündet haben, dass Kinder Anspruch auf besondere Fürsorge und Unterstützung haben,


    überzeugt, dass der Familie als Grundeinheit der Gesellschaft und natürlicher Umgebung für das Wachsen und Gedeihen aller ihrer Mitglieder, insbesondere der Kinder, der erforderliche Schutz und Beistand gewährt werden sollte, damit sie ihre Aufgaben innerhalb der Gemeinschaft voll erfüllen kann,


    in der Erkenntnis, dass das Kind zur vollen und harmonischen Entfaltung seiner Persönlichkeit in einer Familie und umgeben von Glück, Liebe und Verständnis aufwachsen sollte,


    in der Erwägung, dass das Kind umfassend auf ein individuelles Leben in der Gesellschaft vorbereitet und im Geist der in der Charta der Vereinten Nationen verkündeten Ideale und insbesondere im Geist des Friedens, der Würde, der Toleranz, der Freiheit, der Gleichheit und der Solidarität erzogen werden sollte,


    eingedenk dessen, dass die Notwendigkeit, dem Kind besonderen Schutz zu gewähren, in der Genfer Erklärung von 1924 über die Rechte des Kindes und in der von der Generalversammlung am 20.November 1959 angenommenen Erklärung der Rechte des Kindes ausgesprochen und in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, im Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte (insbesondere in den Artikeln23 und 24), im Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (insbesondere in Artikel10) sowie in den Satzungen und den in Betracht kommenden Dokumenten der Sonderorganisationen und anderen internationalen Organisationen, die sich mit dem Wohl des Kindes befassen, anerkannt worden ist,


    eingedenk dessen, dass, wie in der Erklärung der Rechte des Kindes ausgeführt ist, »das Kind wegen seiner mangelnden körperlichen und geistigen Reife besonderen Schutzes und besonderer Fürsorge, insbesondere eines angemessenen rechtlichen Schutzes vor und nach der Geburt, bedarf«,


    unter Hinweis auf die Bestimmungen der Erklärung über die sozialen und rechtlichen Grundsätze für den Schutz und das Wohl von Kindern unter besonderer Berücksichtigung der Aufnahme in eine Pflegefamilie und der Adoption auf nationaler und internationaler Ebene, die Regeln der Vereinten Nationen über die Mindestnormen für die Jugendgerichtsbarkeit (Beijing-Regeln) und der Erklärung über den Schutz von Frauen und Kindern im Ausnahmezustand und bei bewaffneten Konflikten,


    in der Erkenntnis, dass es in allen Ländern der Welt Kinder gibt, die in außerordentlich schwierigen Verhältnissen leben, und dass diese Kinder der besonderen Berücksichtigung bedürfen,


    unter gebührender Beachtung der Bedeutung der Traditionen und kulturellen Werte jedes Volkes für den Schutz und die harmonische Entwicklung des Kindes, in Anerkennung der Bedeutung der internationalen Zusammenarbeit für die Verbesserung der Lebensbedingungen der Kinder in allen Ländern, insbesondere den Entwicklungsländern


    haben Folgendes vereinbart:


    TeilI


    Artikel1


    Im Sinne dieses Übereinkommens ist ein Kind jeder Mensch, der das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, soweit die Volljährigkeit nach dem auf das Kind anzuwendenden Recht nicht früher eintritt.


    Artikel2


    (1) Die Vertragsstaaten achten die in diesem Übereinkommen festgelegten Rechte und gewährleisten sie jedem ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Kind ohne jede Diskriminierung unabhängig von der Rasse, der Hautfarbe, dem Geschlecht, der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen, ethnischen oder sozialen Herkunft, des Vermögens, einer Behinderung, der Geburt oder des sonstigen Status des Kindes, seiner Eltern oder seines Vormunds.


    (2) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen, dass das Kind vor allen Formen der Diskriminierung oder Bestrafung wegen des Status, der Tätigkeiten, der Meinungsäußerungen oder der Weltanschauung seiner Eltern, seines Vormunds oder seiner Familienangehörigen geschützt wird.


    Artikel3


    (1) Bei allen Maßnahmen, die Kinder betreffen, gleichviel ob sie von öffentlichen oder privaten Einrichtungen der sozialen Fürsorge, Gerichten, Verwaltungsbehörden oder Gesetzgebungsorganen getroffen werden, ist das Wohl des Kindes ein Gesichtspunkt, der vorrangig zu berücksichtigen ist.


    (2) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, dem Kind unter Berücksichtigung der Rechte und Pflichten seiner Eltern, seines Vormunds oder anderer für das Kind gesetzlich verantwortlicher Personen den Schutz und die Fürsorge zu gewährleisten, die zu seinem Wohlergehen notwendig sind; zu diesem Zweck treffen sie alle geeigneten Gesetzgebungs- und Verwaltungsmaßnahmen.


    (3) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass die für die Fürsorge für das Kind oder dessen Schutz verantwortlichen Institutionen, Dienste und Einrichtungen den von den zuständigen Behörden festgelegten Normen entsprechen, insbesondere im Bereich der Sicherheit und der Gesundheit sowie hinsichtlich der Zahl und der fachlichen Eignung des Personals und des Bestehens einer ausreichenden Aufsicht.


    Artikel4


    Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und sonstigen Maßnahmen zur Verwirklichung der in diesem Übereinkommen anerkannten Rechte. Hinsichtlich der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte treffen die Vertragsstaaten derartige Maßnahmen unter Ausschöpfung ihrer verfügbaren mittel und erforderlichenfalls im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit.


    Artikel5


    Die Vertragsstaaten achten die Aufgaben, Rechte und Pflichten der Eltern oder gegebenenfalls, soweit nach Ortsbrauch vorgesehen, der Mitglieder der weiteren Familie oder der Gemeinschaft, des Vormunds oder anderer für das Kind gesetzlich verantwortlicher Personen, das Kind bei der Ausübung der in diesem Übereinkommen anerkannten Rechte in einer seiner Entwicklung entsprechenden Weise angemessen zu leiten und zu führen.


    Artikel6


    (1) Die Vertragsstaaten erkennen an, dass jedes Kind ein angeborenes Recht auf Leben hat.


    (2) Die Vertragsstaaten gewährleisten in größtmöglichem Umfang das Überleben und die Entwicklung des Kindes.


    Artikel7


    (1) Das Kind ist unverzüglich nach seiner Geburt in ein Register einzutragen und hat das Recht auf einen Namen von Geburt an, das Recht, eine Staatsangehörigkeit zu erwerben, und soweit möglich das Recht, seine Eltern zu kennen und von ihnen betreut zu werden.


    (2) Die Vertragsstaaten stellen die Verwirklichung dieser Rechte im Einklang mit ihrem innerstaatlichen Recht und mit ihren Verpflichtungen aufgrund der einschlägigen internationalen Übereinkünfte in diesem Bereich sicher, insbesondere für den Fall, dass das Kind sonst staatenlos wäre.


    Artikel8


    (1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, das Recht des Kindes zu achten, seine Identität, einschließlich seiner Staatsangehörigkeit, seines Namens und seiner gesetzlich anerkannten Familienbeziehungen, ohne rechtswidrige Eingriffe zu behalten.


    (2) Werden einem Kind widerrechtlich einige oder alle Bestandteile seiner Identität genommen, so gewähren die Vertragsstaaten ihm angemessenen Beistand und Schutz mit dem Ziel, seine Identität so schnell wie möglich wiederherzustellen.


    Artikel9


    (1) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass ein Kind nicht gegen den Willen seiner Eltern von diesen getrennt wird, es sei denn, dass die zuständigen Behörden in einer gerichtlich nachprüfbaren Entscheidung nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften und Verfahren bestimmen, dass diese Trennung zum Wohl des Kindes notwendig ist. Eine solche Entscheidung kann im Einzelfall notwendig werden, wie etwa wenn das Kind durch die Eltern misshandelt oder vernachlässigt wird oder wenn bei getrennt lebenden Eltern eine Entscheidung über den Aufenthaltsort des Kindes zu treffen ist.


    (2) In Verfahren nach Absatz1 ist allen Beteiligten Gelegenheit zu geben, am Verfahren teilzunehmen und ihre Meinung zu äußern.


    (3) Die Vertragsstaaten achten das Recht des Kindes, das von einem oder beiden Elternteilen getrennt ist, regelmäßige persönliche Beziehungen und unmittelbare Kontakte zu beiden Elternteilen zu pflegen, soweit dies nicht dem Wohl des Kindes widerspricht.


    (4) Ist die Trennung Folge einer von einem Vertragsstaat eingeleiteten Maßnahme, wie etwa einer Freiheitsentziehung, Freiheitsstrafe, Landesverweisung oder Abschiebung oder des Todes eines oder beider Elternteile oder des Kindes (auch eines Todes, der aus irgendeinem Grund eintritt, während der Betreffende sich in staatlichem Gewahrsam befindet), so erteilt der Vertragsstaat auf Antrag den Eltern, dem Kind oder gegebenenfalls einem anderen Familienangehörigen die wesentlichen Auskünfte über den Verbleib des oder der abwesenden Familienangehörigen, sofern dies nicht dem Wohl des Kindes abträglich wäre. Die Vertragsstaaten stellen ferner sicher, dass allein die Stellung eines solchen Antrags keine nachteiligen Folgen für den oder die Betroffenen hat.


    Artikel10


    (1) Entsprechend der Verpflichtung der Vertragsstaaten nach Artikel9 Absatz1 werden von einem Kind oder seinen Eltern zwecks Familienzusammenführung gestellte Anträge auf Einreise in einen Vertragsstaat oder Ausreise aus einem Vertragsstaat von den Vertragsstaaten wohlwollend, human und beschleunigt bearbeitet. Die Vertragsstaaten stellen ferner sicher, dass die Stellung eines solchen Antrags keine nachteiligen Folgen für die Antragsteller und deren Familienangehörige hat.


    (2) Ein Kind, dessen Eltern ihren Aufenthalt in verschiedenen Staaten haben, hat das Recht, regelmäßige persönliche Beziehungen und unmittelbare Kontakte zu beiden Elternteilen zu pflegen, soweit nicht außergewöhnliche Umstände vorliegen. Zu diesem Zweck achten die Vertragsstaaten entsprechend ihrer Verpflichtung nach Artikel9 Absatz1 das Recht des Kindes und seiner Eltern, aus jedem Land einschließlich ihres eigenen auszureisen und in ihr eigenes Land einzureisen. Das Recht auf Ausreise aus einem Land unterliegt nur den gesetzlich vorgesehenen Beschränkungen, die zum Schutz der nationalen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung (ordre public), der Volksgesundheit, der öffentlichen Sittlichkeit oder der Rechte und Freiheiten anderer notwendig und mit den anderen in diesem Übereinkommen anerkannten Rechten vereinbar sind.


    Artikel11


    (1) Die Vertragsstaaten treffen Maßnahmen, um das rechtswidrige Verbringen von Kindern ins Ausland und ihre rechtswidrige Nichtrückgabe zu bekämpfen.


    (2) Zu diesem Zweck fördern die Vertragsstaaten den Abschluss zwei- oder mehrseitiger Übereinkünfte oder den Beitritt zu bestehenden Übereinkünften.


    Artikel12


    (1) Die Vertragsstaaten sichern dem Kind, das fähig ist, sich eine eigene Meinung zu bilden, das Recht zu, diese Meinung in allen das Kind berührenden Angelegenheiten frei zu äußern, und berücksichtigen die Meinung des Kindes angemessen und entsprechend seinem Alter und seiner Reife.


    (2) Zu diesem Zweck wird dem Kind insbesondere Gelegenheit gegeben, in allen das Kind berührenden Gerichts- oder Verwaltungsverfahren entweder unmittelbar oder durch einen Vertreter oder eine geeignete Stelle im Einklang mit den innerstaatlichen Verfahrensvorschriften gehört zu werden.


    Artikel13


    (1) Das Kind hat das Recht auf freie Meinungsäußerung; dieses Recht schließt die Freiheit ein, ungeachtet der Staatsgrenzen Informationen und Gedankengut jeder Art in Wort, Schrift oder Druck, durch Kunstwerke oder andere vom Kind gewählte mittel sich zu beschaffen, zu empfangen und weiterzugeben.


    (2) Die Ausübung dieses Rechts kann bestimmten, gesetzlich vorgesehenen Einschränkungen unterworfen werden, die erforderlich sind


    a) für die Achtung der Rechte oder des Rufes anderer oder


    b) für den Schutz der nationalen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung (ordre public), der Volksgesundheit oder der öffentlichen Sittlichkeit.


    Artikel14


    (1) Die Vertragsstaaten achten das Recht des Kindes auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit.


    (2) Die Vertragsstaaten achten die Rechte und Pflichten der Eltern und gegebenenfalls des Vormunds, das Kind bei der Ausübung dieses Rechts in einer seiner Entwicklung entsprechenden Weise zu leiten.


    (3) Die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung zu bekunden, darf nur den gesetzlich vorgesehenen Einschränkungen unterworfen werden, die zum Schutz der öffentlichen Sicherheit, Ordnung, Gesundheit oder Sittlichkeit oder der Grundrechte und -freiheiten anderer erforderlich sind.


    Artikel15


    (1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes an, sich frei mit anderen zusammenzuschließen und sich friedlich zu versammeln.


    (2) Die Ausübung dieses Rechts darf keinen anderen als den gesetzlich vorgesehenen Einschränkungen unterworfen werden, die in einer demokratischen Gesellschaft im Interesse der nationalen oder der öffentlichen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung (ordre public), zum Schutz der Volksgesundheit oder der öffentlichen Sittlichkeit oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig sind.


    Artikel16


    (1) Kein Kind darf willkürlichen oder rechtswidrigen Eingriffen in sein Privatleben, seine Familie, seine Wohnung oder seinen Schriftverkehr oder rechtswidrigen Beeinträchtigungen seiner Ehre und seines Rufes ausgesetzt werden.


    (2) Das Kind hat Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen solche Eingriffe oder Beeinträchtigungen.


    Artikel17


    Die Vertragsstaaten erkennen die wichtige Rolle der Massenmedien an und stellen sicher, dass das Kind Zugang hat zu Informationen und Material aus einer Vielfalt nationaler und internationaler Quellen, insbesondere derjenigen, welche die Förderung seines sozialen, seelischen und sittlichen Wohlergehens sowie seiner körperlichen und geistigen Gesundheit zum Ziel haben. Zu diesem Zweck werden die Vertragsstaaten


    a) die Massenmedien ermutigen, Informationen und Material zu verbreiten, die für das Kind von sozialem und kulturellem Nutzen sind und dem Geist des Artikels29 entsprechen;


    b) die internationale Zusammenarbeit bei der Herstellung, beim Austausch und bei der Verbreitung dieser Informationen und dieses Materials aus einer Vielfalt nationaler und internationaler kultureller Quellen fördern;


    c) die Herstellung und Verbreitung von Kinderbüchern fördern;


    d) die Massenmedien ermutigen, den sprachlichen Bedürfnissen eines Kindes, das einer Minderheit angehört oder Ureinwohner ist, besonders Rechnung zu tragen;


    e) die Erarbeitung geeigneter Richtlinien zum Schutz des Kindes vor Informationen und Material, die sein Wohlergehen beeinträchtigen, fördern, wobei die Artikel13 und 18 zu berücksichtigen sind.


    Artikel18


    (1) Die Vertragsstaaten bemühen sich nach besten Kräften, die Anerkennung des Grundsatzes sicherzustellen, dass beide Elternteile gemeinsam für die Erziehung und Entwicklung des Kindes verantwortlich sind. Für die Erziehung und Entwicklung des Kindes sind in erster Linie die Eltern oder gegebenenfalls der Vormund verantwortlich. Dabei ist das Wohl des Kindes ihr Grundanliegen.


    (2) Zur Gewährleistung und Förderung der in diesem Übereinkommen festgelegten Rechte unterstützen die Vertragsstaaten die Eltern und den Vormund in angemessener Weise bei der Erfüllung ihrer Aufgabe, das Kind zu erziehen, und sorgen für den Ausbau von Institutionen, Einrichtungen und Diensten für die Betreuung von Kindern.


    (3) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen, dass Kinder berufstätiger Eltern das Recht haben, die für sie in Betracht kommenden Kinderbetreuungsdienste und -einrichtungen zu nutzen.


    Artikel19


    (1) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs-, Sozial- und Bildungsmaßnahmen, um das Kind vor jeder Form körperlicher oder geistiger Gewaltanwendung, Schadenszufügung oder Misshandlung, vor Verwahrlosung oder Vernachlässigung, vor schlechter Behandlung oder Ausbeutung einschließlich des sexuellen Missbrauchs zu schützen, solange es sich in der Obhut der Eltern oder eines Elternteils, eines Vormunds oder anderen gesetzlichen Vertreters oder einer anderen Person befindet, die das Kind betreut.


    (2) Diese Schutzmaßnahmen sollen je nach den Gegebenheiten wirksame Verfahren zur Aufstellung von Sozialprogrammen enthalten, die dem Kind und denen, die es betreuen, die erforderliche Unterstützung gewähren und andere Formen der Vorbeugung vorsehen sowie Maßnahmen zur Aufdeckung, Meldung, Weiterverweisung, Untersuchung, Behandlung und Nachbetreuung in den in Absatz1 beschriebenen Fällen schlechter Behandlung von Kindern und gegebenenfalls für das Einschreiten der Gerichte.


    Artikel20


    (1) Ein Kind, das vorübergehend oder dauernd aus seiner familiären Umgebung herausgelöst wird oder dem der Verbleib in dieser Umgebung im eigenen Interesse nicht gestattet werden kann, hat Anspruch auf den besonderen Schutz und Beistand des Staates.


    (2) Die Vertragsstaaten stellen nach Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts andere Formen der Betreuung eines solchen Kindes sicher.


    (3) Als andere Form der Betreuung kommt unter anderem die Aufnahme in eine Pflegefamilie, die Kafala nach islamischem Recht, die Adoption oder, falls erforderlich, die Unterbringung in einer geeigneten Kinderbetreuungseinrichtung in Betracht. Bei der Wahl zwischen diesen Lösungen sind die erwünschte Kontinuität in der Erziehung des Kindes sowie die ethnische, religiöse, kulturelle und sprachliche Herkunft des Kindes gebührend zu berücksichtigen.


    Artikel21


    Die Vertragsstaaten, die das System der Adoption anerkennen oder zulassen, gewährleisten, dass dem Wohl des Kindes bei der Adoption die höchste Bedeutung zugemessen wird; die Vertragsstaaten


    a) stellen sicher, dass die Adoption eines Kindes nur durch die zuständigen Behörden bewilligt wird, die nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften und Verfahren und auf der Grundlage aller verlässlichen einschlägigen Informationen entscheiden, dass die Adoption angesichts des Status des Kindes in Bezug auf Eltern, Verwandte und einen Vormund zulässig ist und dass, soweit dies erforderlich ist, die betroffenen Personen in Kenntnis der Sachlage und auf der Grundlage einer gegebenenfalls erforderlichen Beratung der Adoption zugestimmt haben;


    b) erkennen an, dass die internationale Adoption als andere Form der Betreuung angesehen werden kann, wenn das Kind nicht in seinem Heimatland in einer Pflege- oder Adoptionsfamilie untergebracht oder wenn es dort nicht in geeigneter Weise betreut werden kann;


    c) stellen sicher, dass das Kind im Fall einer internationalen Adoption in den Genuss der für nationale Adoptionen geltenden Schutzvorschriften und Normen kommt;


    d) treffen alle geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen, dass bei internationaler Adoption für die Beteiligten keine unstatthaften Vermögensvorteile entstehen;


    e) fördern die Ziele dieses Artikels gegebenenfalls durch den Abschluss zwei- oder mehrseitiger Übereinkünfte und bemühen sich in diesem Rahmen sicherzustellen, dass die Unterbringung des Kindes in einem anderen Land durch die zuständigen Behörden oder Stellen durchgeführt wird.


    Artikel22


    (1) Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um sicherzustellen, dass ein Kind, das die Rechtsstellung eines Flüchtlings begehrt oder nach Maßgabe der anzuwendenden Regeln und Verfahren des Völkerrechts oder des innerstaatlichen Rechts als Flüchtling angesehen wird, angemessenen Schutz und humanitäre Hilfe bei der Wahrnehmung der Rechte erhält, die in diesem Übereinkommen oder in anderen internationalen Übereinkünften über Menschenrechte oder über humanitäre Fragen, denen die genannten Staaten als Vertragsparteien angehören, festgelegt sind, und zwar unabhängig davon, ob es sich in Begleitung seiner Eltern oder einer anderen Person befindet oder nicht.


    (2) Zu diesem Zweck wirken die Vertragsstaaten in der ihnen angemessen erscheinenden Weise bei allen Bemühungen mit, welche die Vereinten Nationen und andere zuständige zwischenstaatliche oder nichtstaatliche Organisationen, die mit den Vereinten Nationen zusammenarbeiten, unternehmen, um ein solches Kind zu schützen, um ihm zu helfen und um die Eltern oder andere Familienangehörige eines Flüchtlingskinds ausfindig zu machen mit dem Ziel, die für eine Familienzusammenführung notwendigen Informationen zu erlangen. Können die Eltern oder andere Familienangehörige nicht ausfindig gemacht werden, so ist dem Kind im Einklang mit den in diesem Übereinkommen enthaltenen Grundsätzen derselbe Schutz zu gewähren wie jedem anderen Kind, das aus irgendeinem Grund dauernd oder vorübergehend aus seiner familiären Umgebung herausgelöst ist.


    Artikel23


    (1) Die Vertragsstaaten erkennen an, dass ein geistig oder körperlich behindertes Kind ein erfülltes und menschenwürdiges Leben unter Bedingungen führen soll, welche die Würde des Kindes wahren, seine Selbständigkeit fördern und seine aktive Teilnahme am Leben der Gemeinschaft erleichtern.


    (2) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des behinderten Kindes auf besondere Betreuung an und treten dafür ein und stellen sicher, dass dem behinderten Kind und den für seine Betreuung Verantwortlichen im Rahmen der verfügbaren mittel auf Antrag die Unterstützung zuteilwird, die dem Zustand des Kindes sowie den Lebensumständen der Eltern oder anderer Personen, die das Kind betreuen, angemessen ist.


    (3) In Anerkennung der besonderen Bedürfnisse eines behinderten Kindes ist die nach Absatz2 gewährte Unterstützung soweit irgend möglich und unter Berücksichtigung der finanziellen mittel der Eltern oder anderer Personen, die das Kind betreuen, unentgeltlich zu leisten und so zu gestalten, dass sichergestellt ist, dass Erziehung, Ausbildung, Gesundheitsdienste, Rehabilitationsdienste, Vorbereitung auf das Berufsleben und Erholungsmöglichkeiten dem behinderten Kind tatsächlich in einer Weise zugänglich sind, die der möglichst vollständigen sozialen Integration und individuellen Entfaltung des Kindes einschließlich seiner kulturellen und geistigen Entwicklung förderlich ist.


    (4) Die Vertragsstaaten fördern im Geist der internationalen Zusammenarbeit den Austausch sachdienlicher Informationen im Bereich der Gesundheitsvorsorge und der medizinischen, psychologischen und funktionellen Behandlung behinderter Kinder einschließlich der Verbreitung von Informationen über Methoden der Rehabilitation, der Erziehung und der Berufsausbildung und des Zugangs zu solchen Informationen, um es den Vertragsstaaten zu ermöglichen, in diesen Bereichen ihre Fähigkeiten und ihr Fachwissen zu verbessern und weitere Erfahrungen zu sammeln. Dabei sind die Bedürfnisse der Entwicklungsländer besonders zu berücksichtigen.


    Artikel24


    (1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes auf das erreichbare Höchstmaß an Gesundheit an sowie auf Inanspruchnahme von Einrichtungen zur Behandlung von Krankheiten und zur Wiederherstellung der Gesundheit. Die Vertragsstaaten bemühen sich sicherzustellen, dass keinem Kind das Recht auf Zugang zu derartigen Gesundheitsdiensten vorenthalten wird.


    (2) Die Vertragsstaaten bemühen sich, die volle Verwirklichung dieses Rechts sicherzustellen, und treffen insbesondere geeignete Maßnahmen, um


    a) die Säuglings- und Kindersterblichkeit zu verringern;


    b) sicherzustellen, dass alle Kinder die notwendige ärztliche Hilfe und Gesundheitsfürsorge erhalten, wobei besonderer Nachdruck auf den Ausbau der gesundheitlichen Grundversorgung gelegt wird;


    c) Krankheiten sowie Unter- und Fehlernährung auch im Rahmen der gesundheitlichen Grundversorgung zu bekämpfen, unter anderem durch den Einsatz leicht zugänglicher Technik und durch die Bereitstellung ausreichender vollwertiger Nahrungsmittel und sauberen Trinkwassers, wobei die Gefahren und Risiken der Umweltverschmutzung zu berücksichtigen sind;


    d) eine angemessene Gesundheitsfürsorge für Mütter vor und nach der Entbindung sicherzustellen;


    e) sicherzustellen, dass allen Teilen der Gesellschaft, insbesondere Eltern und Kindern, Grundkenntnisse über die Gesundheit und Ernährung des Kindes, die Vorteile des Stillens, die Hygiene und die Sauberhaltung der Umwelt sowie die Unfallverhütung vermittelt werden, dass sie Zugang zu der entsprechenden Schulung haben und dass sie bei der Anwendung dieser Grundkenntnisse Unterstützung erhalten;


    f) die Gesundheitsvorsorge, die Elternberatung sowie die Aufklärung und die Dienste auf dem Gebiet der Familienplanung auszubauen.


    (3) Die Vertragsstaaten treffen alle wirksamen und geeigneten Maßnahmen, um überlieferte Bräuche, die für die Gesundheit der Kinder schädlich sind, abzuschaffen.


    (4) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die internationale Zusammenarbeit zu unterstützen und zu fördern, um fortschreitend die volle Verwirklichung des in diesem Artikelanerkannten Rechts zu erreichen. Dabei sind die Bedürfnisse der Entwicklungsländer besonders zu berücksichtigen.


    Artikel25


    Die Vertragsstaaten erkennen an, dass ein Kind, das von den zuständigen Behörden wegen einer körperlichen oder geistigen Erkrankung zur Betreuung, zum Schutz der Gesundheit oder zur Behandlung untergebracht worden ist, das Recht hat auf eine regelmäßige Überprüfung der dem Kind gewährten Behandlung sowie aller anderen Umstände, die für seine Unterbringung von Belang sind.


    Artikel26


    (1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht jedes Kindes auf Leistungen der sozialen Sicherheit einschließlich der Sozialversicherung an und treffen die erforderlichen Maßnahmen, um die volle Verwirklichung dieses Rechts in Übereinstimmung mit dem innerstaatlichen Recht sicherzustellen.


    (2) Die Leistungen sollen gegebenenfalls unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse und der sonstigen Umstände des Kindes und der Unterhaltspflichtigen sowie anderer für die Beantragung von Leistungen durch das Kind oder im Namen des Kindes maßgeblicher Gesichtspunkte gewährt werden.


    Artikel27


    (1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht jedes Kindes auf einen seiner körperlichen, geistigen, seelischen, sittlichen und sozialen Entwicklung angemessenen Lebensstandard an.


    (2) Es ist in erster Linie Aufgabe der Eltern oder anderer für das Kind verantwortlicher Personen, im Rahmen ihrer Fähigkeiten und finanziellen Möglichkeiten die für die Entwicklung des Kindes notwendigen Lebensbedingungen sicherzustellen.


    (3) Die Vertragsstaaten treffen gemäß ihren innerstaatlichen Verhältnissen und im Rahmen ihrer mittel geeignete Maßnahmen, um den Eltern und anderen für das Kind verantwortlichen Personen bei der Verwirklichung dieses Rechts zu helfen, und sehen bei Bedürftigkeit materielle Hilfs- und Unterstützungsprogramme insbesondere im Hinblick auf Ernährung, Bekleidung und Wohnung vor.


    (4) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um die Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen des Kindes gegenüber den Eltern oder anderen finanziell für das Kind verantwortlichen Personen sowohl innerhalb des Vertragsstaats als auch im Ausland sicherzustellen. Insbesondere fördern die Vertragsstaaten, wenn die für das Kind finanziell verantwortliche Person in einem anderen Staat lebt als das Kind, den Beitritt zu internationalen Übereinkünften oder den Abschluss solcher Übereinkünfte sowie andere geeignete Regelungen.


    Artikel28


    (1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes auf Bildung an; um die Verwirklichung dieses Rechts auf der Grundlage der Chancengleichheit fortschreitend zu erreichen, werden sie insbesondere


    a) den Besuch der Grundschule für alle zur Pflicht und unentgeltlich machen;


    b) die Entwicklung verschiedener Formen der weiterführenden Schulen allgemeinbildender und berufsbildender Art fördern, sie allen Kindern verfügbar und zugänglich machen und geeignete Maßnahmen wie die Einführung der Unentgeltlichkeit und die Bereitstellung finanzieller Unterstützung bei Bedürftigkeit treffen;


    c) allen entsprechend ihren Fähigkeiten den Zugang zu den Hochschulen mit allen


    geeigneten mitteln ermöglichen;


    d) Bildungs- und Berufsberatung allen Kindern verfügbar und zugänglich machen;


    e) Maßnahmen treffen, die den regelmäßigen Schulbesuch fördern und den Anteil derjenigen, welche die Schule vorzeitig verlassen, verringern.


    (2) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Disziplin in der Schule in einer Weise gewahrt wird, die der Menschenwürde des Kindes entspricht und im Einklang mit diesem Übereinkommen steht.


    (3) Die Vertragsstaaten fördern die internationale Zusammenarbeit im Bildungswesen, insbesondere um zur Beseitigung von Unwissenheit und Analphabetentum in der Welt beizutragen und den Zugang zu wissenschaftlichen und technischen Kenntnissen und modernen Unterrichtsmethoden zu erleichtern. Dabei sind die Bedürfnisse der Entwicklungsländer besonders zu berücksichtigen.


    Artikel29


    (1) Die Vertragsstaaten stimmen darin überein, dass die Bildung des Kindes darauf gerichtet sein muss,


    a) die Persönlichkeit, die Begabung und die geistigen und körperlichen Fähigkeiten des Kindes voll zur Entfaltung zu bringen;


    b) dem Kind Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten und den in der Charta der Vereinten Nationen verankerten Grundsätzen zu vermitteln;


    c) dem Kind Achtung vor seinen Eltern, seiner kulturellen Identität, seiner Sprache und seinen kulturellen Werten, den nationalen Werten des Landes, in dem es lebt, und gegebenenfalls des Landes, aus dem es stammt, sowie vor anderen Kulturen als der eigenen zu vermitteln;


    d) das Kind auf ein verantwortungsbewusstes Leben in einer freien Gesellschaft im Geist der Verständigung, des Friedens, der Toleranz, der Gleichberechtigung der Geschlechter und der Freundschaft zwischen allen Völkern und ethnischen, nationalen und religiösen Gruppen sowie zu Ureinwohnern vorzubereiten;


    e) dem Kind Achtung vor der natürlichen Umwelt zu vermitteln.


    (2) Dieser Artikelund Artikel28 dürfen nicht so ausgelegt werden, dass sie die Freiheit natürlicher oder juristischer Personen beeinträchtigen, Bildungseinrichtungen zu gründen und zu führen, sofern die in Absatz1 festgelegten Grundsätze beachtet werden und die in solchen Einrichtungen vermittelte Bildung den von dem Staat gegebenenfalls festgelegten Mindestnormen entspricht.


    Artikel30


    In Staaten, in denen es ethnische, religiöse oder sprachliche Minderheiten oder Ureinwohner gibt, darf einem Kind, das einer solchen Minderheit angehört oder Ureinwohner ist, nicht das Recht vorenthalten werden, in Gemeinschaft mit anderen Angehörigen seiner Gruppe seine eigene Kultur zu pflegen, sich zu seiner eigenen Religion zu bekennen und sie auszuüben oder seine eigene Sprache zu verwenden.


    Artikel31


    (1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes auf Ruhe und Freizeit an, auf Spiel und altersgemäße aktive Erholung sowie auf freie Teilnahme am kulturellen und künstlerischen Leben.


    (2) Die Vertragsstaaten achten und fördern das Recht des Kindes auf volle Beteiligung am kulturellen und künstlerischen Leben und fördern die Bereitstellung geeigneter und gleicher Möglichkeiten für die kulturelle und künstlerische Betätigung sowie für aktive Erholung und Freizeitbeschäftigung.


    Artikel32


    (1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes an, vor wirtschaftlicher Ausbeutung geschützt und nicht zu einer Arbeit herangezogen zu werden, die Gefahren mit sich bringen, die Erziehung des Kindes behindern oder die Gesundheit des Kindes oder seine körperliche, geistige, seelische, sittliche oder soziale Entwicklung schädigen könnte.


    (2) Die Vertragsstaaten treffen Gesetzgebungs-, Verwaltungs-, Sozial- und Bildungsmaßnahmen, um die Durchführung dieses Artikels sicherzustellen. Zu diesem Zweck und unter Berücksichtigung der einschlägigen Bestimmungen anderer internationaler Übereinkünfte werden die Vertragsstaaten insbesondere


    a) ein oder mehrere Mindestalter für die Zulassung zur Arbeit festlegen;


    b) eine angemessene Regelung der Arbeitszeit und der Arbeitsbedingungen vorsehen;


    c) angemessene Strafen oder andere Sanktionen zur wirksamen Durchsetzung dieses Artikels vorsehen.


    Artikel33


    Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen einschließlich Gesetzgebungs-, Verwaltungs-, Sozial- und Bildungsmaßnahmen, um Kinder vor dem unerlaubten Gebrauch von Suchtstoffen und psychotropen Stoffen im Sinne der diesbezüglichen internationalen Übereinkünfte zu schützen und den Einsatz von Kindern bei der unerlaubten Herstellung dieser Stoffe und beim unerlaubten Verkehr mit diesen Stoffen zu verhindern.


    Artikel34


    Die Vertragsstaaten verpflichten sich, das Kind vor allen Formen sexueller Ausbeutung und sexuellen Missbrauchs zu schützen. Zu diesem Zweck treffen die Vertragsstaaten insbesondere alle geeigneten innerstaatlichen, zweiseitigen und mehrseitigen Maßnahmen, um zu verhindern, dass Kinder


    a) zur Beteiligung an rechtswidrigen sexuellen Handlungen verleitet oder gezwungen werden;


    b) für die Prostitution oder andere rechtswidrige sexuelle Praktiken ausgebeutet werden;


    c) für pornographische Darbietungen und Darstellungen ausgebeutet werden.


    Artikel35


    Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten innerstaatlichen, zweiseitigen und mehrseitigen Maßnahmen, um die Entführung und den Verkauf von Kindern sowie den Handel mit Kindern zu irgendeinem Zweck und in irgendeiner Form zu verhindern.


    Artikel36


    Die Vertragsstaaten schützen das Kind vor allen sonstigen Formen der Ausbeutung, die das Wohl des Kindes in irgendeiner Weise beeinträchtigen.


    Artikel37


    Die Vertragsstaaten stellen sicher,


    a) dass kein Kind der Folter oder einer anderen grausamen, unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung oder Strafe unterworfen wird. Für Straftaten, die von Personen vor Vollendung des achtzehnten Lebensjahrs begangen worden sind, darf weder die Todesstrafe noch lebenslange Freiheitsstrafe ohne die Möglichkeit vorzeitiger Entlassung verhängt werden;


    b) dass keinem Kind die Freiheit rechtswidrig oder willkürlich entzogen wird. Festnahme, Freiheitsentziehung oder Freiheitsstrafe darf bei einem Kind im Einklang mit dem Gesetz nur als letztes mittel und für die kürzeste angemessene Zeit angewendet werden;


    c) dass jedes Kind, dem die Freiheit entzogen ist, menschlich und mit Achtung vor der dem Menschen innewohnenden Würde und unter Berücksichtigung der Bedürfnisse von Personen seines Alters behandelt wird. Insbesondere ist jedes Kind, dem die Freiheit entzogen ist, von Erwachsenen zu trennen, sofern nicht ein anderes Vorgehen als dem Wohl des Kindes dienlich erachtet wird; jedes Kind hat das Recht, mit seiner Familie durch Briefwechsel und Besuche in Verbindung zu bleiben, sofern nicht außergewöhnliche Umstände vorliegen;


    d) dass jedes Kind, dem die Freiheit entzogen ist, das Recht auf umgehenden Zugang zu einem rechtskundigen oder anderen geeigneten Beistand und das Recht hat, die Rechtmäßigkeit der Freiheitsentziehung bei einem Gericht oder einer anderen zuständigen, unabhängigen und unparteiischen Behörde anzufechten, sowie das Recht auf alsbaldige Entscheidung in einem solchen Verfahren.


    Artikel38


    (1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die für sie verbindlichen Regeln des in bewaffneten Konflikten anwendbaren humanitären Völkerrechts, die für das Kind Bedeutung haben, zu beachten und für deren Beachtung zu sorgen.


    (2) Die Vertragsstaaten treffen alle durchführbaren Maßnahmen, um sicherzustellen, dass Personen, die das fünfzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, nicht unmittelbar an Feindseligkeiten teilnehmen.


    (3) Die Vertragsstaaten nehmen davon Abstand, Personen, die das fünfzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, zu ihren Streitkräften einzuziehen. Werden Personen zu den Streitkräften eingezogen, die zwar das fünfzehnte, nicht aber das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben, so bemühen sich die Vertragsstaaten, vorrangig die jeweils ältesten einzuziehen.


    (4) Im Einklang mit ihren Verpflichtungen nach dem humanitären Völkerrecht, die Zivilbevölkerung in bewaffneten Konflikten zu schützen, treffen die Vertragsstaaten alle durchführbaren Maßnahmen, um sicherzustellen, dass von einem bewaffneten Konflikt betroffene Kinder geschützt und betreut werden.


    Artikel39


    Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um die physische und psychische Genesung und die soziale Wiedereingliederung eines Kindes zu fördern, das Opfer irgendeiner Form von Vernachlässigung, Ausbeutung oder Misshandlung, der Folter oder einer anderen Form grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe oder aber bewaffneter Konflikte geworden ist. Die Genesung und Wiedereingliederung müssen in einer Umgebung stattfinden, die der Gesundheit, der Selbstachtung und der Würde des Kindes förderlich ist.


    Artikel40


    (1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht jedes Kindes an, das der Verletzung der Strafgesetze verdächtigt, beschuldigt oder überführt wird, in einer Weise behandelt zu werden, die das Gefühl des Kindes für die eigene Würde und den eigenen Wert fördert, seine Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten anderer stärkt und das Alter des Kindes sowie die Notwendigkeit berücksichtigt, seine soziale Wiedereingliederung sowie die Übernahme einer konstruktiven Rolle in der Gesellschaft durch das Kind zu fördern.


    (2) Zu diesem Zweck stellen die Vertragsstaaten unter Berücksichtigung der einschlägigen Bestimmungen internationaler Übereinkünfte insbesondere sicher,


    a) dass kein Kind wegen Handlungen oder Unterlassungen, die zur Zeit ihrer Begehung nach innerstaatlichem Recht oder Völkerrecht nicht verboten waren, der Verletzung der Strafgesetze verdächtigt, beschuldigt oder überführt wird;


    b) dass jedes Kind, das einer Verletzung der Strafgesetze verdächtigt oder beschuldigt wird, Anspruch auf folgende Mindestgarantien hat:


    i) bis zum gesetzlichen Nachweis der Schuld als unschuldig zu gelten;


    ii) unverzüglich und unmittelbar über die gegen das Kind erhobenen Beschuldigungen unterrichtet zu werden, gegebenenfalls durch seine Eltern oder seinen Vormund, und einen rechtskundigen oder anderen geeigneten Beistand zur Vorbereitung und Wahrnehmung seiner Verteidigung zu erhalten;


    iii) seine Sache unverzüglich durch eine zuständige Behörde oder ein zuständiges Gericht, die unabhängig und unparteiisch sind, in einem fairen Verfahren entsprechend dem Gesetz entscheiden zu lassen, und zwar in Anwesenheit eines rechtskundigen oder anderen geeigneten Beistands sowie sofern dies nicht insbesondere in Anbetracht des Alters oder der Lage des Kindes als seinem Wohl widersprechend angesehen wird in Anwesenheit seiner Eltern oder seines Vormunds;


    iv) nicht gezwungen zu werden, als Zeuge auszusagen oder sich schuldig zu bekennen, sowie die Belastungszeugen zu befragen oder befragen zu lassen und das Erscheinen und die Vernehmung der Entlastungszeugen unter gleichen Bedingungen zu erwirken;


    v) wenn es einer Verletzung der Strafgesetze überführt ist, diese Entscheidung und alle als Folge davon verhängten Maßnahmen durch eine zuständige übergeordnete Behörde oder ein zuständiges höheres Gericht, die unabhängig und unparteiisch sind, entsprechend dem Gesetz nachprüfen zu lassen;


    vi) die unentgeltliche Hinzuziehung eines Dolmetschers zu verlangen, wenn das Kind die Verhandlungssprache nicht versteht oder spricht;


    vii) sein Privatleben in allen Verfahrensabschnitten voll geachtet zu sehen.


    (3) Die Vertragsstaaten bemühen sich, den Erlass von Gesetzen sowie die Schaffung von Verfahren, Behörden und Einrichtungen zu fördern, die besonders für Kinder, die einer Verletzung der Strafgesetze verdächtigt, beschuldigt oder überführt werden, gelten oder zuständig sind; insbesondere


    a) legen sie ein Mindestalter fest, das ein Kind erreicht haben muss, um als strafmündig angesehen zu werden;


    b) treffen sie, soweit dies angemessen und wünschenswert ist, Maßnahmen, um den Fall ohne ein gerichtliches Verfahren zu regeln, wobei jedoch die Menschenrechte und die Rechtsgarantien uneingeschränkt beachtet werden müssen.


    (4) Um sicherzustellen, dass Kinder in einer Weise behandelt werden, die ihrem Wohl dienlich ist und ihren Umständen sowie der Straftat entspricht, muss eine Vielzahl von Vorkehrungen zur Verfügung stehen, wie Anordnungen über Betreuung, Anleitung und Aufsicht, wie Beratung, Entlassung auf Bewährung, Aufnahme in eine Pflegefamilie, Bildungs- und Berufsbildungsprogramme und andere Alternativen zur Heimerziehung.


    Artikel41


    Dieses Übereinkommen lässt zur Verwirklichung der Rechte des Kindes besser geeignete Bestimmungen unberührt, die enthalten sind


    a) im Recht eines Vertragsstaats oder


    b) in dem für diesen Staat geltenden Völkerrecht.


    TeilII


    Artikel42


    Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die Grundsätze und Bestimmungen dieses Übereinkommens durch geeignete und wirksame Maßnahmen bei Erwachsenen und auch bei Kindern allgemein bekannt zu machen.


    Artikel43


    (1) Zur Prüfung der Fortschritte, welche die Vertragsstaaten bei der Erfüllung der in diesem Übereinkommen eingegangenen Verpflichtungen gemacht haben, wird ein Ausschuss für die Rechte des Kindes eingesetzt, der die nachstehend festgelegten Aufgaben wahrnimmt.


    (2) Der Ausschuss besteht aus zehn Sachverständigen von hohem sittlichen Ansehen und anerkannter Sachkenntnis auf dem von diesem Übereinkommen erfassten Gebiet. Die Mitglieder des Ausschusses werden von den Vertragsstaaten unter ihren Staatsangehörigen ausgewählt und sind in persönlicher Eigenschaft tätig, wobei auf eine gerechte geographische Verteilung zu achten ist sowie die hauptsächlichen Rechtssysteme zu berücksichtigen sind.


    (3) Die Mitglieder des Ausschusses werden in geheimer Wahl aus einer Liste von Personen gewählt, die von den Vertragsstaaten vorgeschlagen worden sind. Jeder Vertragsstaat kann einen seiner eigenen Staatsangehörigen vorschlagen.


    (4) Die Wahl des Ausschusses findet zum ersten Mal spätestens sechs Monate nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens und danach alle zwei Jahre statt. Spätestens vier Monate vor jeder Wahl fordert der Generalsekretär der Vereinten Nationen die Vertragsstaaten schriftlich auf, ihre Vorschläge innerhalb von zwei Monaten einzureichen. Der Generalsekretär fertigt sodann eine alphabetische Liste aller auf diese Weise vorgeschlagenen Personen an unter Angabe der Vertragsstaaten, die sie vorgeschlagen haben, und übermittelt sie den Vertragsstaaten.


    (5) Die Wahlen finden auf vom Generalsekretär am Sitz der Vereinten Nationen einberufenen Tagungen der Vertragsstaaten statt. Auf diesen Tagungen, die beschlussfähig sind, wenn zwei Drittel der Vertragsstaaten vertreten sind, gelten die Kandidaten als in den Ausschuss gewählt, welche die höchste Stimmenzahl und die absolute Stimmenmehrheit der anwesenden und abstimmenden Vertreter der Vertragsstaaten auf sich vereinigen.


    (6) Die Ausschussmitglieder werden für vier Jahre gewählt. Auf erneuten Vorschlag können sie wiedergewählt werden. Die Amtszeit von fünf der bei der ersten Wahl gewählten Mitglieder läuft nach zwei Jahren ab; unmittelbar nach der ersten Wahl werden die Namen dieser fünf Mitglieder vom Vorsitzenden der Tagung durch das Los bestimmt.


    (7) Wenn ein Ausschussmitglied stirbt oder zurücktritt oder erklärt, dass es aus anderen Gründen die Aufgaben des Ausschusses nicht mehr wahrnehmen kann, ernennt der Vertragsstaat, der das Mitglied vorgeschlagen hat, für die verbleibende Amtszeit mit Zustimmung des Ausschusses einen anderen unter seinen Staatsangehörigen ausgewählten Sachverständigen.


    (8) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.


    (9) Der Ausschuss wählt seinen Vorstand für zwei Jahre.


    (10) Die Tagungen des Ausschusses finden in der Regel am Sitz der Vereinten Nationen oder an einem anderen vom Ausschuss bestimmten geeigneten Ort statt. Der Ausschuss tritt in der Regel einmal jährlich zusammen. Die Dauer der Ausschuss-Tagungen wird auf einer Tagung der Vertragsstaaten mit Zustimmung der Generalversammlung festgelegt und wenn nötig geändert.


    (11) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen stellt dem Ausschuss das Personal und die Einrichtungen zur Verfügung, die dieser zur wirksamen Wahrnehmung seiner Aufgaben nach diesem Übereinkommen benötigt.


    (12) Die Mitglieder des nach diesem Übereinkommen eingesetzten Ausschusses erhalten mit Zustimmung der Generalversammlung Bezüge aus mitteln der Vereinten Nationen zu den von der Generalversammlung zu beschließenden Bedingungen.


    Artikel44


    (1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, dem Ausschuss über den Generalsekretär der Vereinten Nationen Berichte über die Maßnahmen, die sie zur Verwirklichung der in diesem Übereinkommen anerkannten Rechte getroffen haben, und über die dabei erzielten Fortschritte vorzulegen, und zwar


    a) innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten des Übereinkommens für den betreffenden Vertragsstaat;


    b) danach alle fünf Jahre.


    (2) In den nach diesem Artikelerstatteten Berichten ist auf etwa bestehende Umstände und Schwierigkeiten hinzuweisen, welche die Vertragsstaaten daran hindern, die in diesem Übereinkommen vorgesehenen Verpflichtungen voll zu erfüllen. Die Berichte müssen auch ausreichende Angaben enthalten, die dem Ausschuss ein umfassendes Bild von der Durchführung des Übereinkommens in dem betreffenden Land vermitteln.


    (3) Ein Vertragsstaat, der dem Ausschuss einen ersten umfassenden Bericht vorgelegt hat, braucht in seinen nach Absatz1 Buchstabe b vorgelegten späteren Berichten die früher mitgeteilten grundlegenden Angaben nicht zu wiederholen.


    (4) Der Ausschuss kann die Vertragsstaaten um weitere Angaben über die Durchführung des Übereinkommens ersuchen.


    (5) Der Ausschuss legt der Generalversammlung über den Wirtschafts- und Sozialrat alle zwei Jahre einen Tätigkeitsbericht vor.


    (6) Die Vertragsstaaten sorgen für eine weite Verbreitung ihrer Berichte im eigenen Land.


    Artikel45


    Um die wirksame Durchführung dieses Übereinkommens und die internationale Zusammenarbeit auf dem von dem Übereinkommen erfassten Gebiet zu fördern,


    a) haben die Sonderorganisationen, das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen und andere Organe der Vereinten Nationen das Recht, bei der Erörterung der Durchführung derjenigen Bestimmungen des Übereinkommens vertreten zu sein, die in ihren Aufgabenbereich fallen. Der Ausschuss kann, wenn er dies für angebracht hält, die Sonderorganisationen, das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen und andere zuständige Stellen einladen, sachkundige Stellungnahmen zur Durchführung des Übereinkommens auf Gebieten abzugeben, die in ihren jeweiligen Aufgabenbereich fallen. Der Ausschuss kann die Sonderorganisationen, das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen und andere Organe der Vereinten Nationen einladen, ihm Berichte über die Durchführung des Übereinkommens auf Gebieten vorzulegen, die in ihren Tätigkeitsbereich fallen;


    b) übermittelt der Ausschuss, wenn er dies für angebracht hält, den Sonderorganisationen, dem Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen und anderen zuständigen Stellen Berichte der Vertragsstaaten, die ein Ersuchen um fachliche Beratung oder Unterstützung oder einen Hinweis enthalten, dass ein diesbezügliches Bedürfnis besteht; etwaige Bemerkungen und Vorschläge des Ausschusses zu diesen Ersuchen oder Hinweisen werden beigefügt;


    c) kann der Ausschuss der Generalversammlung empfehlen, den Generalsekretär zu ersuchen, für den Ausschuss Untersuchungen über Fragen im Zusammenhang mit den Rechten des Kindes durchzuführen;


    d) kann der Ausschuss aufgrund der Angaben, die er nach den Artikeln44 und 45 erhalten hat, Vorschläge und allgemeine Empfehlungen unterbreiten. Diese Vorschläge und allgemeinen Empfehlungen werden den betroffenen Vertragsstaaten übermittelt und der Generalversammlung zusammen mit etwaigen Bemerkungen der Vertragsstaaten vorgelegt.


    TeilIII


    Artikel46


    Dieses Übereinkommen liegt für alle Staaten zur Unterzeichnung auf.


    Artikel47


    Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation. Die Ratifikationsurkunden werden beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.


    Artikel48


    Dieses Übereinkommen steht allen Staaten zum Beitritt offen. Die Beitrittsurkunden werden beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.


    Artikel49


    (1) Dieses Übereinkommen tritt am dreißigsten Tag nach Hinterlegung der zwanzigsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen in Kraft.


    (2) Für jeden Staat, der nach Hinterlegung der zwanzigsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde dieses Übereinkommen ratifiziert oder ihm beitritt, tritt es am dreißigsten Tag nach Hinterlegung seiner eigenen Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.


    Artikel50


    (1) Jeder Vertragsstaat kann eine Änderung vorschlagen und sie beim Generalsekretär der Vereinten Nationen einreichen. Der Generalsekretär übermittelt sodann den Änderungsvorschlag den Vertragsstaaten mit der Aufforderung, ihm mitzuteilen, ob sie eine Konferenz der Vertragsstaaten zur Beratung und Abstimmung über den Vorschlag befürworten. Befürwortet innerhalb von vier Monaten nach dem Datum der Übermittlung wenigstens ein Drittel der Vertragsstaaten eine solche Konferenz, so beruft der Generalsekretär die Konferenz unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen ein. Jede Änderung, die von der Mehrheit der auf der Konferenz anwesenden und abstimmenden Vertragsstaaten angenommen wird, wird der Generalversammlung zur Billigung vorgelegt.


    (2) Eine nach Absatz1 angenommene Änderung tritt in Kraft, wenn sie von der Generalversammlung der Vereinten Nationen gebilligt und von einer Zweidrittelmehrheit der Vertragsstaaten angenommen worden ist.


    (3) Tritt eine Änderung in Kraft, so ist sie für die Vertragsstaaten, die sie angenommen haben, verbindlich, während für die anderen Vertragsstaaten weiterhin die Bestimmungen dieses Übereinkommens und alle früher von ihnen angenommenen Änderungen gelten.


    Artikel51


    (1) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen nimmt den Wortlaut von Vorbehalten, die ein Staat bei der Ratifikation oder beim Beitritt anbringt, entgegen und leitet ihn allen Staaten zu.


    (2) Vorbehalte, die mit Ziel und Zweck dieses Übereinkommens unvereinbar sind, sind nicht zulässig.


    (3) Vorbehalte können jederzeit durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete diesbezügliche Notifikation zurückgenommen werden; dieser setzt alle Staaten davon in Kenntnis. Die Notifikation wird mit dem Tag ihres Eingangs beim Generalsekretär wirksam.


    Artikel52


    Ein Vertragsstaat kann dieses Übereinkommen durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete schriftliche Notifikation kündigen. Die Kündigung wird ein Jahr nach Eingang der Notifikation beim Generalsekretär wirksam.


    Artikel53


    Der Generalsekretär der Vereinten Nationen wird zum Verwahrer dieses Übereinkommens bestimmt.


    Artikel54


    Die Urschrift dieses Übereinkommens, dessen arabischer, chinesischer, englischer, französischer, russischer und spanischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.


    
      Hinweise


      Fundstellen: UNTS, Bd. 1577, S.3; BGBl. 1992 II, S.121


      Verabschiedung: 20.November 1989
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      Zahl der Vertragsstaaten: 194


      Individualbeschwerde: ja (im 3.Fakultativprotokoll vorgesehen)
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      Unterzeichnung: 26.Januar 1990


      Ratifizierung: 6.März 1992


      Inkrafttreten: 5.April 1992

    


    19aFakultativprotokoll zu dem Übereinkommen über die Rechte des Kindes, betreffend die Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten vom 25.Mai2000


    DIE VERTRAGSSTAATEN DIESES PROTOKOLLS


    ermutigt durch die überwältigende Unterstützung für das Übereinkommen über die Rechte des Kindes, in der die allgemeine Entschlossenheit zum Ausdruck kommt, auf die Förderung und den Schutz der Rechte des Kindes hinzuwirken,


    erneut bekräftigend, dass die Rechte des Kindes eines besonderen Schutzes bedürfen, und dazu aufrufend, die Situation der Kinder ohne jeden Unterschied stetig zu verbessern und ihre Entwicklung und Erziehung in Frieden und Sicherheit zu ermöglichen,


    beunruhigt über die schädlichen und weitreichenden Auswirkungen bewaffneter Konflikte auf Kinder und über die langfristigen Folgen, die diese auf die Erhaltung des Friedens sowie auf die dauerhafte Sicherheit und Entwicklung haben,


    unter Verurteilung der Tatsache, dass Kinder in bewaffneten Konflikten zu Zielen werden und völkerrechtlich geschützte Objekte, darunter Örtlichkeiten, an denen sich gewöhnlich eine bedeutende Zahl von Kindern aufhält, wie Schulen und Krankenhäuser, direkt angegriffen werden,


    unter Hinweis auf die Annahme des Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs, insbesondere auf die Einstufung der Zwangsverpflichtung oder Eingliederung von Kindern unter fünfzehn Jahren oder ihrer Verwendung zur aktiven Teilnahme an Feindseligkeiten sowohl in internationalen als auch in nicht internationalen bewaffneten Konflikten als Kriegsverbrechen,


    daher in der Erwägung, dass zur wirksameren Durchsetzung der im Übereinkommen über die Rechte des Kindes anerkannten Rechte die Notwendigkeit besteht, den Schutz von Kindern vor einer Beteiligung an bewaffneten Konflikten zu verbessern,


    unter Hinweis darauf, dass in Artikel1 des Übereinkommens über die Rechte des Kindes festgelegt ist, dass im Sinne des Übereinkommens ein Kind jeder Mensch ist, der das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, soweit die Volljährigkeit nach dem auf das Kind anzuwendenden Recht nicht früher eintritt,


    in der Überzeugung, dass ein Fakultativprotokoll zum Übereinkommen, mit dem die Altersgrenze für eine mögliche Einziehung von Personen zu den Streitkräften und ihre Teilnahme an Feindseligkeiten angehoben wird, wirksam zur Umsetzung des Grundsatzes beitragen wird, dass bei allen Maßnahmen, die Kinder betreffen, das Wohl des Kindes ein vorrangig zu berücksichtigender Gesichtspunkt ist,


    unter Hinweis darauf, dass die 26. Internationale Konferenz des Roten Kreuzes und des Roten Halbmonds imDezember 1995 unter anderem die Empfehlung abgegeben hat, dass die an einem Konflikt beteiligten Parteien alle durchführbaren Maßnahmen treffen, um sicherzustellen, dass Kinder unter 18Jahren nicht an Feindseligkeiten teilnehmen,


    erfreut darüber, dass imJuni 1999 das Übereinkommen Nr.182 der Internationalen Arbeitsorganisation über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit einstimmig angenommen wurde, das unter anderem die zwangsweise und die im Rahmen der Wehrpflicht erfolgende Einziehung von Kindern zum Einsatz in bewaffneten Konflikten verbietet,


    mit größter Beunruhigung verurteilend, dass bewaffnete Gruppen, die sich von den Streitkräften eines Staates unterscheiden, Kinder einziehen, ausbilden und innerhalb der nationalen Grenzen sowie grenzüberschreitend in Feindseligkeiten einsetzen, und im Bewusstsein der Verantwortung derjeniger, die Kinder in diesem Sinne einziehen, ausbilden und einsetzen,


    unter Hinweis darauf, dass jede an einem bewaffneten Konflikt beteiligte Partei verpflichtet ist, die Bestimmungen des humanitären Völkerrechts einzuhalten,


    unter Hinweis darauf, dass dieses Protokoll die in der Charta der Vereinten Nationen verankerten Ziele und Grundsätze, einschließlich des Artikels51, sowie die einschlägigen Normen des humanitären Rechts unberührt lässt,


    in dem Bewusstsein, dass Frieden und Sicherheit auf der Grundlage der uneingeschränkten Achtung der in der Charta der Vereinten Nationen enthaltenen Ziele und Grundsätze sowie der Einhaltung der anwendbaren Übereinkünfte auf dem Gebiet der Menschenrechte unabdingbar für den umfassenden Schutz von Kindern sind, insbesondere in bewaffneten Konflikten oder während fremder Besetzung,


    in Anerkennung der besonderen Bedürfnisse jener Kinder, die auf Grund ihrer wirtschaftlichen oder sozialen Stellung oder ihres Geschlechts besonders gefährdet sind, im Widerspruch zu diesem Protokoll eingezogen oder in Feindseligkeiten eingesetzt zu werden,


    eingedenk der Notwendigkeit, die wirtschaftlichen, sozialen und politischen Ursachen zu berücksichtigen, die der Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten zugrunde liegen,


    überzeugt von der Notwendigkeit, die internationale Zusammenarbeit bei der Durchführung dieses Protokolls sowie die physische und psychosoziale Rehabilitation und die soziale Wiedereingliederung von Kindern, die Opfer bewaffneter Konflikte geworden sind, zu verstärken,


    dazu anregend, dass die Gemeinschaft, insbesondere Kinder und kindliche Opfer, an der Verbreitung von Informations- und Aufklärungsprogrammen betreffend die Durchführung des Protokolls mitwirken


    haben Folgendes vereinbart:


    Artikel1


    Die Vertragsstaaten treffen alle durchführbaren Maßnahmen, um sicherzustellen, dass Angehörige ihrer Streitkräfte, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, nicht unmittelbar an Feindseligkeiten teilnehmen.


    Artikel2


    Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, nicht obligatorisch zu ihren Streitkräften eingezogen werden.


    Artikel3


    (1) Die Vertragsstaaten heben das in Artikel38 Absatz3 des Übereinkommens über die Rechte des Kindes festgelegte Mindestalter für die Einziehung von Freiwilligen zu ihren nationalen Streitkräften in Lebensjahren an; sie berücksichtigen dabei die in jenem Artikelenthaltenen Grundsätze und anerkennen, dass nach dem Übereinkommen Personen unter 18Jahren Anspruch auf besonderen Schutz haben.


    (2) Jeder Vertragsstaat hinterlegt bei der Ratifikation dieses Protokolls oder dem Beitritt dazu eine verbindliche Erklärung, in der das Mindestalter festgelegt ist, ab dem er die Einziehung von Freiwilligen zu seinen nationalen Streitkräften gestattet, sowie eine Beschreibung der von ihm getroffenen Schutzmaßnahmen, mit denen er sicherstellt, dass eine solche Einziehung nicht gewaltsam oder zwangsweise erfolgt.


    (3) Vertragsstaaten, welche die Einziehung von Freiwilligen unter 18Jahren zu ihren nationalen Streitkräften gestatten, treffen Schutzmaßnahmen, durch die mindestens gewährleistet wird, dass


    a) die Einziehung tatsächlich freiwillig erfolgt;


    b) die Einziehung mit der in Kenntnis der Sachlage abgegebenen Zustimmung der Eltern oder des Vormunds der Person erfolgt;


    c) die Person über die mit dem Militärdienst verbundenen Pflichten umfassend aufgeklärt wird;


    d) die Person vor Aufnahme in den staatlichen Militärdienst einen verlässlichen Altersnachweis erbringt.


    (4) Jeder Vertragsstaat kann seine Erklärung jederzeit verschärfen, indem er eine entsprechende Notifikation an den Generalsekretär der Vereinten Nationen richtet, der alle Vertragsstaaten davon in Kenntnis setzt. Die Notifikation wird mit dem Tag ihres Eingangs beim Generalsekretär wirksam.


    (5) Die in Absatz1 vorgesehene Verpflichtung zur Anhebung des Mindestalters gilt nicht für Schulen im Sinne der Artikel28 und 29 des Übereinkommens über die Rechte des Kindes, die von den Streitkräften der Vertragsstaaten betrieben werden oder ihrer Aufsicht unterstehen.


    Artikel4


    (1) Bewaffnete Gruppen, die sich von den Streitkräften eines Staates unterscheiden, sollen unter keinen Umständen Personen unter 18Jahren einziehen oder in Feindseligkeiten einsetzen.


    (2) Die Vertragsstaaten treffen alle durchführbaren Maßnahmen, um eine solche Einziehung und einen solchen Einsatz zu verhindern, einschließlich der notwendigen rechtlichen Maßnahmen für ein Verbot und eine strafrechtliche Ahndung eines solchen Vorgehens.


    (3) Die Anwendung dieses Artikels berührt nicht die Rechtsstellung einer an einem bewaffneten Konflikt beteiligten Partei.


    Artikel5


    Dieses Protokoll ist nicht so auszulegen, als schlösse es Bestimmungen im Recht eines Vertragsstaats oder in internationalen Übereinkünften und im humanitären Völkerrecht aus, die zur Verwirklichung der Rechte des Kindes besser geeignet sind.


    Artikel6


    (1) Jeder Vertragsstaat trifft alle erforderlichen rechtlichen, verwaltungsbezogenen und sonstigen Maßnahmen, um die wirksame Durchführung und Durchsetzung der Bestimmungen dieses Protokolls innerhalb seines Hoheitsbereichs sicherzustellen.


    (2) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die Grundsätze und Bestimmungen dieses Protokolls durch geeignete Maßnahmen bei Erwachsenen und auch bei Kindern allgemein bekannt zu machen und zu fördern.


    (3) Die Vertragsstaaten treffen alle durchführbaren Maßnahmen, um sicherzustellen, dass ihrer Hoheitsgewalt unterstehende Personen, die im Widerspruch zu diesem Protokoll eingezogen oder in Feindseligkeiten eingesetzt worden sind, demobilisiert oder auf andere Weise aus dem Militärdienst entlassen werden. Die Vertragsstaaten gewähren diesen Personen erforderlichenfalls jede geeignete Unterstützung zu ihrer physischen und psychischen Genesung und ihrer sozialen Wiedereingliederung.


    Artikel7


    (1) Die Vertragsstaaten arbeiten bei der Durchführung dieses Protokolls zusammen, so bei der Verhütung von Verstößen gegen das Protokoll sowie bei der Rehabilitation und sozialen Wiedereingliederung von Personen, die Opfer von Verstößen gegen das Protokoll geworden sind, einschließlich technischer Zusammenarbeit und finanzieller Unterstützung. Diese Unterstützung und Zusammenarbeit erfolgt in Absprache zwischen den betreffenden Vertragsstaaten und den zuständigen internationalen Organisationen.


    (2) Vertragsstaaten, die hierzu in der Lage sind, leisten diese Unterstützung im Rahmen bestehender mehrseitiger, zweiseitiger oder sonstiger Programme oder, unter anderem, durch einen in Übereinstimmung mit den Regeln der Generalversammlung eingerichteten freiwilligen Fonds.


    Artikel8


    (1) Jeder Vertragsstaat legt dem Ausschuss für die Rechte des Kindes innerhalb von zwei Jahren nach dem Inkrafttreten des Protokolls für den betreffenden Vertragsstaat einen Bericht mit umfassenden Angaben über die Maßnahmen vor, die er zur Durchführung der Bestimmungen des Protokolls, einschließlich derjenigen betreffend Teilnahme und Einziehung, ergriffen hat.


    (2) Nach Abgabe des umfassenden Berichts nimmt jeder Vertragsstaat in die Berichte, die er dem Ausschuss für die Rechte des Kindes nach Artikel44 des Übereinkommens vorlegt, alle weiteren Angaben in Bezug auf die Durchführung des Protokolls auf. Die anderen Vertragsstaaten des Protokolls legen alle fünf Jahre einen Bericht vor.


    (3) Der Ausschuss für die Rechte des Kindes kann die Vertragsstaaten um weitere Angaben über die Durchführung des Protokolls ersuchen.


    Artikel9


    (1) Dieses Protokoll liegt für alle Staaten, die Vertragsparteien des Übereinkommens sind oder es unterzeichnet haben, zur Unterzeichnung auf.


    (2) Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation und steht allen Staaten zum Beitritt offen. Die Ratifikations- oder Beitrittsurkunden werden beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.


    (3) Der Generalsekretär unterrichtet in seiner Eigenschaft als Verwahrer des Übereinkommens und des Protokolls alle Vertragsstaaten des Übereinkommens sowie alle Staaten, die das Übereinkommen unterzeichnet haben, über jede gemäß Artikel3 hinterlegte Erklärungsurkunde.


    Artikel10


    (1) Dieses Protokoll tritt drei Monate nach Hinterlegung der zehnten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.


    (2) Für jeden Staat, der dieses Protokoll nach seinem Inkrafttreten ratifiziert oder ihm beitritt, tritt es einen Monat nach Hinterlegung seiner eigenen Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.


    Artikel11


    (1) Jeder Vertragsstaat kann dieses Protokoll jederzeit durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete schriftliche Notifikation kündigen; der Generalsekretär unterrichtet sodann die übrigen Vertragsstaaten des Übereinkommens und alle Staaten, die das Übereinkommen unterzeichnet haben. Die Kündigung wird ein Jahr nach Eingang der Notifikation beim Generalsekretär wirksam. Ist jedoch bei Ablauf dieses Jahres der kündigende Vertragsstaat in einen bewaffneten Konflikt verwickelt, so wird die Kündigung erst nach Ende des bewaffneten Konflikts wirksam.


    (2) Die Kündigung enthebt den Vertragsstaat in Bezug auf Handlungen, die sich vor dem Wirksamwerden der Kündigung ereignet haben, nicht seiner Verpflichtungen aus diesem Protokoll. Die Kündigung berührt auch nicht die weitere Prüfung einer Angelegenheit, mit welcher der Ausschuss bereits vor dem Wirksamwerden der Kündigung befasst war.


    Artikel12


    (1) Jeder Vertragsstaat kann eine Änderung vorschlagen und sie beim Generalsekretär der Vereinten Nationen einreichen. Der Generalsekretär übermittelt sodann den Änderungsvorschlag den Vertragsstaaten mit der Aufforderung, ihm mitzuteilen, ob sie eine Konferenz der Vertragsstaaten zur Beratung und Abstimmung über den Vorschlag befürworten. Befürwortet innerhalb von vier Monaten nach dem Datum der Übermittlung wenigstens ein Drittel der Vertragsstaaten eine solche Konferenz, so beruft der Generalsekretär die Konferenz unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen ein. Jede Änderung, die von der Mehrheit der auf der Konferenz anwesenden und abstimmenden Vertragsstaaten angenommen wird, wird der Generalversammlung zur Billigung vorgelegt.


    (2) Eine nach Absatz1 angenommene Änderung tritt in Kraft, wenn sie von der Generalversammlung gebilligt und von einer Zweidrittelmehrheit der Vertragsstaaten angenommen worden ist.


    (3) Tritt eine Änderung in Kraft, so ist sie für die Vertragsstaaten, die sie angenommen haben, verbindlich, während für die anderen Vertragsstaaten weiterhin die Bestimmungen dieses Protokolls und alle früher von ihnen angenommenen Änderungen gelten.


    Artikel13


    (1) Dieses Protokoll, dessen arabischer, chinesischer, englischer, französischer, russischer und spanischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird im Archiv der Vereinten Nationen hinterlegt.


    (2) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen übermittelt allen Vertragsstaaten des Übereinkommens und allen Staaten, die das Übereinkommen unterzeichnet haben, beglaubigte Abschriften dieses Protokolls.
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      Erklärung, wonach ein Mindestalter von 17Jahren für den freiwilligen Wehrdienst erforderlich sei und bis zum 18. Geburtstag nur eine militärische Ausbildung erfolgen dürfe

    


    19bFakultativprotokoll zu dem Übereinkommen über die Rechte des Kindes, betreffend Kinderhandel, Kinderprostitution und Kinderpornografie vom 25.Mai2000


    DIE VERTRAGSSTAATEN DIESES PROTOKOLLS


    in der Erwägung, dass es zur weiteren Verwirklichung der Ziele des Übereinkommens über die Rechte des Kindes und zur weiteren Durchführung seiner Bestimmungen, insbesondere der Artikel1, 11, 21, 32, 33, 34, 35 und 36, angebracht wäre, die Maßnahmen zu erweitern, welche die Vertragsstaaten ergreifen sollen, um den Schutz des Kindes vor Verkauf von Kindern, Kinderprostitution und Kinderpornographie zu gewährleisten,


    ferner in der Erwägung, dass das Übereinkommen über die Rechte des Kindes das Recht des Kindes anerkennt, vor wirtschaftlicher Ausbeutung geschützt und nicht zu einer Arbeit herangezogen zu werden, die Gefahren mit sich bringen, die Erziehung des Kindes behindern oder die Gesundheit des Kindes oder seine körperliche, geistige, seelische, sittliche oder soziale Entwicklung schädigen könnte,


    ernsthaft darüber besorgt, dass der internationale Kinderhandel zum Zweck des Verkaufs von Kindern, der Kinderprostitution und der Kinderpornographie beträchtliche Ausmaße angenommen hat und im Zunehmen begriffen ist,


    zutiefst besorgt über die weitverbreitete und andauernde Praxis des Sextourismus, der Kinder besonders gefährdet, weil er den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution und die Kinderpornographie unmittelbar fördert,


    in der Erkenntnis, dass eine Reihe besonders gefährdeter Gruppen, namentlich Mädchen, in höherem Maße dem Risiko der sexuellen Ausbeutung ausgesetzt sind und dass Mädchen einen unverhältnismäßig hohen Anteil der Opfer sexueller Ausbeutung ausmachen,


    besorgt über die zunehmende Verfügbarkeit von Kinderpornographie über das Internet und andere neue Technologien und unter Hinweis auf die 1999 in Wien abgehaltene Internationale Konferenz zur Bekämpfung der Kinderpornographie im Internet und insbesondere auf die Schlussfolgerung der Konferenz, in der sie fordert, die Herstellung, den Vertrieb, die Ausfuhr, die Übermittlung, die Einfuhr und den vorsätzlichen Besitz von Kinderpornographie sowie die Werbung dafür weltweit unter Strafe zu stellen, und unter Hinweis auf die Bedeutung einer engeren Zusammenarbeit und Partnerschaft zwischen den Regierungen und der Internetindustrie,


    in der Überzeugung, dass die Beseitigung des Verkaufs von Kindern, der Kinderprostitution und der Kinderpornographie durch einen ganzheitlichen Ansatz erleichtert werden wird, der die begünstigenden Umstände wie Unterentwicklung, Armut, wirtschaftliche Ungleichheiten, ungerechte sozioökonomische Strukturen, gestörte Familienverhältnisse, fehlende Bildung, Landflucht, Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, verantwortungsloses Sexualverhalten Erwachsener, schädliche traditionelle Praktiken, bewaffnete Konflikte und Kinderhandel einbezieht,


    sowie in der Überzeugung, dass Anstrengungen zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit unternommen werden müssen, um die Nachfrage, die zum Verkauf von Kindern, zur Kinderprostitution und zur Kinderpornographie führt, zu verringern, und ferner in der Überzeugung, dass es wichtig ist, die weltweite Partnerschaft zwischen allen Handelnden zu fördern und die Rechtsdurchsetzung auf nationaler Ebene zu verbessern,


    unter Hinweis auf die internationalen Übereinkünfte betreffend den Schutz von Kindern, einschließlich des Haager Übereinkommens über den Schutz von Kindern und die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der internationalen Adoption, des Haager Übereinkommens über die zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesentführung, des Haager Übereinkommens über die Zuständigkeit, das anzuwendende Recht, die Anerkennung, Vollstreckung und Zusammenarbeit auf dem Gebiet der elterlichen Verantwortung und der Maßnahmen zum Schutz von Kindern sowie des Übereinkommens Nr.182 der Internationalen Arbeitsorganisation über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit,


    ermutigt durch die überwältigende Unterstützung für das Übereinkommen über die Rechte des Kindes, in der die allgemeine Entschlossenheit zum Ausdruck kommt, auf die Förderung und den Schutz der Rechte des Kindes hinzuwirken,


    in der Erkenntnis, wie wichtig es ist, die Bestimmungen des Aktionsprogramms zur Verhütung von Kinderhandel, Kinderprostitution und Kinderpornographie sowie der Erklärung und des Aktionsplans des vom 27. bis 31.August 1996 in Stockholm abgehaltenen Weltkongresses gegen die gewerbsmäßige sexuelle Ausbeutung von Kindern sowie anderer einschlägiger Beschlüsse und Empfehlungen zuständiger internationaler Organe durchzuführen,


    unter gebührender Beachtung der Bedeutung der Traditionen und kulturellen Werte jedes Volkes für den Schutz und die harmonische Entwicklung des Kindes


    haben Folgendes vereinbart:


    Artikel1


    Die Vertragsstaaten verbieten den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution und die Kinderpornographie nach Maßgabe dieses Protokolls.


    Artikel2


    Im Sinne dieses Protokolls bedeutet


    a) »Verkauf von Kindern« jede Handlung oder jedes Geschäft, mit denen ein Kind gegen Bezahlung oder für eine andere Gegenleistung von einer Person oder Personengruppe an eine andere übergeben wird;


    b) »Kinderprostitution« die Benutzung eines Kindes bei sexuellen Handlungen gegen Bezahlung oder jede andere Art der Gegenleistung;


    c) »Kinderpornographie« jede Darstellung eines Kindes, gleichviel durch welches mittel, bei wirklichen oder simulierten eindeutigen sexuellen Handlungen oder jede Darstellung der Geschlechtsteile eines Kindes zu vorwiegend sexuellen Zwecken.


    Artikel3


    (1) Jeder Vertragsstaat stellt sicher, dass mindestens die folgenden Handlungen und Tätigkeiten in vollem Umfang von seinem Strafrecht erfasst werden, gleichviel ob diese Straftaten im Inland oder grenzüberschreitend von einem Einzelnen oder auf organisierte Weise begangen werden:


    a) in Bezug auf den Verkauf von Kindern im Sinne des Artikels2:


    i) das Anbieten, Übergeben oder Annehmen eines Kindes, gleichviel durch welches mittel, zum Zwecke


    a. der sexuellen Ausbeutung des Kindes;


    b. der Übertragung von Organen des Kindes zur Erzielung von Gewinn;


    c. der Heranziehung des Kindes zur Zwangsarbeit;


    ii) als Vermittler das unstatthafte Herbeiführen der Zustimmung zur Adoption eines Kindes unter Verstoß gegen die anwendbaren internationalen Übereinkünfte betreffend die Adoption;


    b) das Anbieten, Beschaffen, Vermitteln oder Bereitstellen eines Kindes zur Kinderprostitution im Sinne des Artikels2;


    c) das Herstellen, Vertreiben, Verbreiten, Einführen, Ausführen, Anbieten, Verkaufen oder Besitzen von Kinderpornographie im Sinne des Artikels2 zu den genannten Zwecken.


    (2) Vorbehaltlich der innerstaatlichen Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats gilt dies auch für den Versuch, eine dieser Handlungen zu begehen, sowie für die Mittäterschaft oder Teilnahme an einer dieser Handlungen.


    (3) Jeder Vertragsstaat bedroht diese Straftaten mit angemessenen Strafen, die der Schwere der Taten Rechnung tragen.


    (4) Vorbehaltlich seiner innerstaatlichen Rechtsvorschriften trifft jeder Vertragsstaat gegebenenfalls Maßnahmen, um die Verantwortlichkeit juristischer Personen für die Straftaten nach Absatz1 zu begründen. Vorbehaltlich der Rechtsgrundsätze des Vertragsstaats kann diese Verantwortlichkeit juristischer Personen straf-, zivil- oder verwaltungsrechtlicher Natur sein.


    (5) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten rechtlichen Maßnahmen und Verwaltungsmaßnahmen, um sicherzustellen, dass alle an der Adoption eines Kindes beteiligten Personen im Einklang mit den anwendbaren internationalen Übereinkünften handeln.


    Artikel4


    (1) Jeder Vertragsstaat trifft die notwendigen Maßnahmen, um seine Gerichtsbarkeit über die in Artikel3 Absatz1 bezeichneten Straftaten zu begründen, wenn die Straftaten in seinem Hoheitsgebiet oder an Bord eines in diesem Staat eingetragenen Schiffes oder Luftfahrzeugs begangen worden sind.


    (2) Jeder Vertragsstaat kann die notwendigen Maßnahmen treffen, um seine Gerichtsbarkeit über die in Artikel3 Absatz1 bezeichneten Straftaten in den folgenden Fällen zu begründen:


    a) wenn der Verdächtige ein Angehöriger dieses Staates ist oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Hoheitsgebiet dieses Staates hat;


    b) wenn das Opfer ein Angehöriger dieses Staates ist.


    (3) Jeder Vertragsstaat trifft ferner die notwendigen Maßnahmen, um seine Gerichtsbarkeit über die genannten Straftaten zu begründen, wenn der Verdächtige sich in seinem Hoheitsgebiet befindet und er ihn nicht an einen anderen Vertragsstaat ausliefert, weil die Straftat von einem seiner Staatsangehörigen begangen worden ist.


    (4) Dieses Protokoll schließt die Ausübung einer Strafgerichtsbarkeit nach innerstaatlichem Recht nicht aus.


    Artikel5


    (1) Die in Artikel3 Absatz1 bezeichneten Straftaten gelten als in jeden zwischen den Vertragsstaaten bestehenden Auslieferungsvertrag einbezogene auslieferungsfähige Straftaten und werden als auslieferungsfähige Straftaten in jeden später zwischen ihnen geschlossenen Auslieferungsvertrag im Einklang mit den in diesen Verträgen niedergelegten Bedingungen aufgenommen.


    (2) Erhält ein Vertragsstaat, der die Auslieferung vom Bestehen eines Vertrags abhängig macht, ein Auslieferungsersuchen von einem anderen Vertragsstaat, mit dem er keinen Auslieferungsvertrag hat, so kann er dieses Protokoll als Rechtsgrundlage für die Auslieferung in Bezug auf diese Straftaten ansehen. Die Auslieferung unterliegt den im Recht des ersuchten Staates vorgesehenen Bedingungen.


    (3) Vertragsstaaten, welche die Auslieferung nicht vom Bestehen eines Vertrags abhängig machen, erkennen unter sich diese Straftaten als auslieferungsfähige Straftaten an, vorbehaltlich der im Recht des ersuchten Staates vorgesehenen Bedingungen.


    (4) Diese Straftaten werden für die Zwecke der Auslieferung zwischen Vertragsstaaten so behandelt, als seien sie nicht nur an dem Ort, an dem sie sich ereignet haben, sondern auch in den Hoheitsgebieten der Staaten begangen worden, die in Übereinstimmung mit Artikel4 ihre Gerichtsbarkeit zu begründen haben.


    (5) Wird in Bezug auf eine in Artikel3 Absatz1 beschriebene Straftat ein Auslieferungsersuchen gestellt und liefert der ersuchte Vertragsstaat den Täter wegen seiner Staatsangehörigkeit nicht aus oder will ihn deswegen nicht ausliefern, so trifft dieser Staat geeignete Maßnahmen, um den Fall seinen zuständigen Behörden zum Zweck der Strafverfolgung zu unterbreiten.


    Artikel6


    (1) Die Vertragsstaaten gewähren einander größtmögliche Hilfe im Zusammenhang mit Ermittlungen oder mit Straf- oder Auslieferungsverfahren, welche die in Artikel3 Absatz1 genannten Straftaten zum Gegenstand haben, einschließlich der Hilfe bei der Beschaffung der ihnen zur Verfügung stehenden und für das Verfahren notwendigen Beweismittel.


    (2) Die Vertragsstaaten erfüllen ihre Verpflichtungen nach Absatz1 im Einklang mit den gegebenenfalls zwischen ihnen bestehenden Verträgen oder sonstigen Vereinbarungen über Rechtshilfe. Bestehen solche Verträge oder Vereinbarungen nicht, so leisten die Vertragsstaaten einander Hilfe nach ihrem innerstaatlichen Recht.


    Artikel7


    Vorbehaltlich ihrer innerstaatlichen Rechtsvorschriften werden die Vertragsstaaten


    a) Maßnahmen treffen, um gegebenenfalls die Beschlagnahme und Einziehung in Bezug auf Folgendes vorzusehen:


    i) Gegenstände, wie Material, Vermögenswerte und andere Tatwerkzeuge, die verwendet wurden, um Straftaten nach diesem Protokoll zu begehen oder ihre Begehung zu erleichtern;


    ii) Erträge aus solchen Straftaten;


    b) Ersuchen eines anderen Vertragsstaats um Beschlagnahme oder Einziehung der unter Buchstabe a bezeichneten Sachen oder Erträge nachkommen;


    c) Maßnahmen zur vorübergehenden oder endgültigen Schließung der Räumlichkeiten treffen, die zur Begehung solcher Straftaten benutzt wurden.


    Artikel8


    (1) Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um die Rechte und das Wohl von Kindern, die Opfer von nach diesem Protokoll verbotenen Praktiken wurden, in allen Abschnitten des Strafverfahrens zu schützen, indem sie insbesondere


    a) die Verletzlichkeit kindlicher Opfer anerkennen und die Verfahren so anpassen, dass ihren besonderen Bedürfnissen, namentlich in ihrer Eigenschaft als Zeugen, Rechnung getragen wird;


    b) kindliche Opfer über ihre Rechte und ihre Rolle, über Umfang, zeitlichen Ablauf und Stand des Verfahrens sowie über die in ihrem Fall getroffene Entscheidung unterrichten;


    c) zulassen, dass die Ansichten, Bedürfnisse und Sorgen kindlicher Opfer in Verfahren, die ihre persönlichen Interessen berühren, in Übereinstimmung mit den Verfahrensvorschriften des innerstaatlichen Rechts vorgetragen und geprüft werden;


    d) kindlichen Opfern während des gesamten Gerichtsverfahrens geeignete Hilfsdienste zur Verfügung stellen;


    e) die Privatsphäre und die Identität kindlicher Oper erforderlichenfalls schützen und in Übereinstimmung mit dem innerstaatlichen Recht Maßnahmen treffen, um die Verbreitung von Informationen zu verhindern, die zur Identifikation kindlicher Opfer führen könnten;


    f) gegebenenfalls dafür Sorge tragen, dass kindliche Opfer und ihre Familien sowie Belastungszeugen vor Einschüchterung und Vergeltung sicher sind;


    g) unnötige Verzögerungen bei der Entscheidung von Fällen und der Durchführung von Beschlüssen oder Entscheidungen vermeiden, mit denen kindlichen Opfern eine Entschädigung gewährt wird.


    (2) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass Ungewissheit in Bezug auf das tatsächliche Alter des Opfers die Einleitung strafrechtlicher Ermittlungen, einschließlich Ermittlungen zur Feststellung des Alters des Opfers, nicht verhindert.


    (3) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass in Strafverfahren mit Beteiligung von Kindern, die Opfer der in diesem Protokoll genannten Straftaten geworden sind, das Wohl des Kindes ein vorrangig zu berücksichtigender Gesichtspunkt ist.


    (4) Die Vertragsstaaten treffen Maßnahmen, um eine geeignete, insbesondere juristische und psychologische Ausbildung der Personen sicherzustellen, die mit Opfern von nach diesem Protokoll verbotenen Straftaten arbeiten.


    (5) Die Vertragsstaaten treffen gegebenenfalls Maßnahmen, um die Sicherheit und Unversehrtheit der Personen und/oder Organisationen zu gewährleisten, die an der Verhütung solcher Straftaten und/oder am Schutz und an der Rehabilitation ihrer Opfer beteiligt sind.


    (6) Dieser Artikelist nicht so auszulegen, als beeinträchtige er das Recht des Beschuldigten auf ein faires und unparteiisches Verfahren oder als sei er mit diesem Recht unvereinbar.


    Artikel9


    (1) Die Vertragsstaaten werden Gesetze, Verwaltungsmaßnahmen sowie sozialpolitische Leitlinien und Programme zur Verhütung der in diesem Protokoll bezeichneten Straftaten beschließen oder verstärken, durchführen und bekannt machen. Besondere Beachtung ist dem Schutz von Kindern zu schenken, die durch diese Praktiken besonders gefährdet sind.


    (2) Die Vertragsstaaten fördern durch Informationstätigkeit mit allen geeigneten mitteln sowie durch Aufklärung und Schulung das Bewusstsein der breiten Öffentlichkeit, einschließlich der Kinder, in Bezug auf vorbeugende Maßnahmen und schädliche Folgen der in diesem Protokoll bezeichneten Straftaten. Bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen nach diesem Artikelfördern die Vertragsstaaten die Mitwirkung der Gemeinschaft und insbesondere der Kinder und kindlichen Opfer an solchen Informations-, Aufklärungs- und Schulungsprogrammen, einschließlich auf internationaler Ebene.


    (3) Die Vertragsstaaten treffen alle durchführbaren Maßnahmen, um jede geeignete Hilfe für die Opfer solcher Straftaten sicherzustellen, einschließlich ihrer vollständigen sozialen Wiedereingliederung und ihrer vollständigen körperlichen und psychischen Genesung.


    (4) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass alle kindlichen Opfer der in diesem Protokoll bezeichneten Straftaten Zugang zu Verfahren haben, die ihnen ermöglichen, ohne Diskriminierung von den gesetzlich Verantwortlichen Schadensersatz zu verlangen.


    (5) Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um die Herstellung und Verbreitung von Material, mit dem für die in diesem Protokoll bezeichneten Straftaten geworben wird, wirksam zu verbieten.


    Artikel10


    (1) Die Vertragsstaaten unternehmen alle notwendigen Schritte zur Stärkung der internationalen Zusammenarbeit, indem sie mehrseitige, regionale und zweiseitige Vereinbarungen schließen, um den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution, die Kinderpornographie und den Kindersextourismus zu verhüten und die für diese Handlungen Verantwortlichen aufzuspüren, gegen sie zu ermitteln, sie strafrechtlich zu verfolgen und zu bestrafen. Die Vertragsstaaten fördern ferner die internationale Zusammenarbeit und Koordinierung zwischen ihren Behörden, den nationalen und internationalen nichtstaatlichen Organisationen sowie den internationalen Organisationen.


    (2) Die Vertragsstaaten fördern die internationale Zusammenarbeit zur Unterstützung kindlicher Opfer bei ihrer körperlichen und psychischen Genesung sowie ihrer sozialen Wiedereingliederung und Rückführung in die Heimat.


    (3) Die Vertragsstaaten fördern die Stärkung der internationalen Zusammenarbeit, um die tieferen Ursachen, wie Armut und Unterentwicklung, zu beseitigen, die zu der Gefährdung von Kindern durch den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution und den Kindersextourismus beitragen.


    (4) Die Vertragsstaaten, die dazu in der Lage sind, stellen im Rahmen bestehender mehrseitiger, regionaler, zweiseitiger oder anderer Programme finanzielle, technische oder andere Hilfe zur Verfügung.


    Artikel11


    Dieses Protokoll lässt zur Verwirklichung der Rechte des Kindes besser geeignete Bestimmungen unberührt, die enthalten sind


    a) im Recht des Vertragsstaats oder


    b) in dem für diesen Staat geltenden Völkerrecht.


    Artikel12


    (1) Jeder Vertragsstaat legt dem Ausschuss für die Rechte des Kindes innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten des Protokolls für den betreffenden Vertragsstaat einen Bericht mit umfassenden Angaben über die Maßnahmen vor, die er zur Durchführung des Protokolls getroffen hat.


    (2) Nach Vorlegen des umfassenden Berichts nimmt jeder Vertragsstaat in die Berichte, die er dem Ausschuss für die Rechte des Kindes nach Artikel44 des Übereinkommens vorlegt, alle weiteren Angaben in Bezug auf die Durchführung des Protokolls auf. Die anderen Vertragsstaaten des Protokolls legen alle fünf Jahre einen Bericht vor.


    (3) Der Ausschuss für die Rechte des Kindes kann die Vertragsstaaten um weitere Angaben über die Durchführung des Protokolls ersuchen.


    Artikel13


    (1) Dieses Protokoll liegt für alle Staaten, die Vertragsparteien des Übereinkommens sind oder es unterzeichnet haben, zur Unterzeichnung auf.


    (2) Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation und steht allen Staaten, die Vertragsparteien des Übereinkommens sind oder es unterzeichnet haben, zum Beitritt offen. Die Ratifikations- oder Beitrittsurkunden werden beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.


    Artikel14


    (1) Dieses Protokoll tritt drei Monate nach Hinterlegung der zehnten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.


    (2) Für jeden Staat, der dieses Protokoll nach seinem Inkrafttreten ratifiziert oder ihm beitritt, tritt es einen Monat nach Hinterlegung seiner eigenen Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.


    Artikel15


    (1) Jeder Vertragsstaat kann dieses Protokoll jederzeit durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete schriftliche Notifikation kündigen; der Generalsekretär unterrichtet sodann die übrigen Vertragsstaaten des Übereinkommens und alle Staaten, die das Übereinkommen unterzeichnet haben. Die Kündigung wird ein Jahr nach Eingang der Notifikation beim Generalsekretär wirksam.


    (2) Die Kündigung enthebt den Vertragsstaat in Bezug auf Straftaten, die sich vor dem Wirksamwerden der Kündigung ereignet haben, nicht seiner Verpflichtungen aus diesem Protokoll. Die Kündigung berührt auch nicht die weitere Prüfung einer Angelegenheit, mit welcher der Ausschuss bereits vor dem Wirksamwerden der Kündigung befasst war.


    Artikel16


    (1) Jeder Vertragsstaat kann eine Änderung vorschlagen und sie beim Generalsekretär der Vereinten Nationen einreichen. Der Generalsekretär übermittelt sodann den Änderungsvorschlag den Vertragsstaaten mit der Aufforderung, ihm mitzuteilen, ob sie eine Konferenz der Vertragsstaaten zur Beratung und Abstimmung über den Vorschlag befürworten. Befürwortet innerhalb von vier Monaten nach dem Datum der Übermittlung wenigstens ein Drittel der Vertragsstaaten eine solche Konferenz, so beruft der Generalsekretär die Konferenz unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen ein. Jede Änderung, die von der Mehrheit der auf der Konferenz anwesenden und abstimmenden Vertragsstaaten angenommen wird, wird der Generalversammlung der Vereinten Nationen zur Billigung vorgelegt.


    (2) Eine nach Absatz1 angenommene Änderung tritt in Kraft, wenn sie von der Generalversammlung gebilligt und von einer Zweidrittelmehrheit der Vertragsstaaten angenommen worden ist.


    (3) Tritt eine Änderung in Kraft, so ist sie für die Vertragsstaaten, die sie angenommen haben, verbindlich, während für die anderen Vertragsstaaten weiterhin die Bestimmungen dieses Protokolls und alle früher von ihnen angenommenen Änderungen gelten.


    Artikel17


    (1) Dieses Protokoll, dessen arabischer, chinesischer, englischer, französischer, russischer und spanischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird im Archiv der Vereinten Nationen hinterlegt.


    (2) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen übermittelt allen Vertragsstaaten des Übereinkommens und allen Staaten, die das Übereinkommen unterzeichnet haben, beglaubigte Abschriften dieses Protokolls.
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    19cFakultativprotokoll zum Übereinkommen über die Rechte des Kindes, betreffend ein mitteilungsverfahren vom 19.Dezember2011


    DIE VERTRAGSSTAATEN DIESES PROTOKOLLS


    in der Erwägung, dass nach den in der Charta der Vereinten Nationen verkündeten Grundsätzen die Anerkennung der allen Mitgliedern der menschlichen Gesellschaft innewohnenden Würde und der Gleichheit und Unveräußerlichkeit ihrer Rechte die Grundlage von Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden in der Welt bildet,


    davon Kenntnis nehmend, dass die Vertragsstaaten des Übereinkommens über die Rechte des Kindes (im Folgenden als »Übereinkommen« bezeichnet) die darin festgelegten Rechte für jedes ihrer Hoheitsgewalt unterstehende Kind ohne jede Diskriminierung unabhängig von der Rasse, der Hautfarbe, dem Geschlecht, der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen, ethnischen oder sozialen Herkunft, dem Vermögen, einer Behinderung, der Geburt oder dem sonstigen Status des Kindes, seiner Eltern oder seines Vormunds anerkennen,


    bekräftigend, dass alle Menschenrechte und Grundfreiheiten allgemein gültig und unteilbar sind, einander bedingen und miteinander verknüpft sind,


    außerdem in Bekräftigung des Status des Kindes als Träger von Rechten und als Mensch mit Würde und sich entwickelnden Fähigkeiten,


    in der Erkenntnis, dass die besondere und abhängige Situation von Kindern ihnen beim Einlegen von Rechtsbehelfen wegen einer Verletzung ihrer Rechte erhebliche Schwierigkeiten bereiten kann,


    in der Erwägung, dass dieses Protokoll die nationalen und regionalen Mechanismen verstärken und ergänzen wird, die es Kindern ermöglichen, Beschwerden wegen einer Verletzung ihrer Rechte einzulegen,


    in der Erkenntnis, dass das Wohl des Kindes beim Einlegen von Rechtsbehelfen wegen einer Verletzung der Rechte des Kindes ein vorrangig zu berücksichtigender Gesichtspunkt sein sollte und dass dabei auf allen Ebenen der Notwendigkeit kindgerechter Verfahren Rechnung getragen werden sollte,


    die Vertragsstaaten dazu ermutigend, geeignete nationale Mechanismen einzurichten, um einem Kind, dessen Rechte verletzt wurden, den Zugang zu wirksamen Rechtsbehelfen auf innerstaatlicher Ebene zu ermöglichen,


    unter Hinweis auf die wichtige Rolle, die die nationalen Menschenrechtsinstitutionen und andere mit der Förderung und dem Schutz der Rechte des Kindes betraute zuständige Fachinstitutionen in dieser Hinsicht spielen können,


    in der Erwägung, dass es zur Verstärkung und Ergänzung dieser nationalen Mechanismen und zur weiteren Verbesserung der Durchführung des Übereinkommens und gegebenenfalls der dazugehörigen Fakultativprotokolle betreffend den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution und die Kinderpornographie sowie betreffend die Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten angebracht wäre, dem Ausschuss für die Rechte des Kindes (im Folgenden als »Ausschuss« bezeichnet) die Wahrnehmung der in diesem Protokoll vorgesehenen Aufgaben zu ermöglichen


    haben Folgendes vereinbart:


    TeilIAllgemeine Bestimmungen


    Artikel1Zuständigkeit des Ausschusses für die Rechte des Kindes


    (1) Ein Vertragsstaat dieses Protokolls erkennt die in diesem Protokoll vorgesehene Zuständigkeit des Ausschusses an.


    (2) Der Ausschuss übt seine Zuständigkeit gegenüber einem Vertragsstaat dieses Protokolls nicht in Angelegenheiten aus, die die Verletzung von Rechten aus einer Übereinkunft betreffen, der dieser Staat nicht als Vertragspartei angehört.


    (3) Der Ausschuss nimmt keine mitteilung entgegen, die einen Staat betrifft, der nicht Vertragspartei dieses Protokolls ist.


    Artikel2Allgemeine Grundsätze für die Wahrnehmung der Aufgaben des Ausschusses


    Bei der Erfüllung der ihm durch dieses Protokoll übertragenen Aufgaben lässt sich der Ausschuss vom Grundsatz des Wohls des Kindes leiten. Er trägt außerdem den Rechten sowie der Meinung des Kindes Rechnung, wobei die Meinung des Kindes angemessen und entsprechend dem Alter und der Reife des Kindes zu berücksichtigen ist.


    Artikel3Verfahrensordnung


    (1) Der Ausschuss gibt sich eine Verfahrensordnung, die bei der Erfüllung der ihm durch dieses Protokoll übertragenen Aufgaben zu beachten ist. Dabei berücksichtigt er insbesondere Artikel2, um zu gewährleisten, dass die Verfahren kindgerecht sind.


    (2) Der Ausschuss nimmt in seine Verfahrensordnung Schutzbestimmungen auf, um einer Manipulation des Kindes durch diejenigen, die in seinem Namen handeln, vorzubeugen; er kann die Prüfung jeder mitteilung ablehnen, die seiner Auffassung nach nicht dem Wohl des Kindes entspricht.


    Artikel4Schutzmaßnahmen


    (1) Ein Vertragsstaat trifft alle geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen, dass seiner Hoheitsgewalt unterstehende Einzelpersonen nicht infolge einer mitteilung an oder einer Zusammenarbeit mit dem Ausschuss einer Menschenrechtsverletzung, Misshandlung oder Einschüchterung ausgesetzt werden.


    (2) Die Identität einer betroffenen Einzelperson oder Personengruppe darf ohne deren ausdrückliche Zustimmung nicht öffentlich bekannt gemacht werden.


    TeilIImitteilungsverfahren


    Artikel5mitteilungen von Einzelpersonen


    (1) mitteilungen können von oder im Namen einer der Hoheitsgewalt eines Vertragsstaats unterstehenden Einzelperson oder Personengruppe eingereicht werden, die behauptet, Opfer einer Verletzung eines Rechts aus einer der nachstehenden Übereinkünfte, denen der Staat als Vertragspartei angehört, durch diesen Vertragsstaat zu sein:


    a) dem Übereinkommen;


    b) dem Fakultativprotokoll zum Übereinkommen betreffend den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution und die Kinderpornographie;


    c) dem Fakultativprotokoll zum Übereinkommen betreffend die Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten.


    (2) Wird eine mitteilung im Namen einer Einzelperson oder Personengruppe eingereicht, so hat dies mit ihrer Zustimmung zu geschehen, es sei denn, der Verfasser kann rechtfertigen, ohne eine solche Zustimmung in ihrem Namen zu handeln.


    Artikel6Vorläufige Maßnahmen


    (1) Der Ausschuss kann jederzeit nach Eingang einer mitteilung und bevor eine Entscheidung in der Sache selbst getroffen worden ist, dem betreffenden Vertragsstaat ein Gesuch zur sofortigen Prüfung übermitteln, in dem er aufgefordert wird, die vorläufigen Maßnahmen zu treffen, die unter außergewöhnlichen Umständen gegebenenfalls erforderlich sind, um einen möglichen nicht wiedergutzumachenden Schaden für das oder die Opfer der behaupteten Verletzung abzuwenden.


    (2) Übt der Ausschuss sein Ermessen nach Absatz1 aus, so bedeutet das keine Entscheidung über die Zulässigkeit der mitteilung oder in der Sache selbst.


    Artikel7Zulässigkeit


    Der Ausschuss erklärt eine mitteilung für unzulässig,


    a) wenn sie anonym ist;


    b) wenn sie nicht schriftlich eingereicht wird;


    c) wenn sie einen Missbrauch des Rechts auf Einreichung solcher mitteilungen darstellt oder mit den Bestimmungen des Übereinkommens und/oder der dazugehörigen Fakultativprotokolle unvereinbar ist;


    d) wenn dieselbe Sache bereits vom Ausschuss untersucht worden ist oder in einem anderen internationalen Untersuchungs- oder Streitregelungsverfahren geprüft worden ist oder geprüft wird;


    e) wenn nicht alle zur Verfügung stehenden innerstaatlichen Rechtsbehelfe erschöpft worden sind. Dies gilt nicht, wenn das Verfahren bei der Anwendung solcher Rechtsbehelfe unangemessen lange dauert oder keine wirksame Abhilfe erwarten lässt;


    f) wenn die mitteilung offensichtlich unbegründet ist oder nicht hinreichend begründet wird;


    g) wenn die der mitteilung zugrunde liegenden Tatsachen vor dem Inkrafttreten dieses Protokolls für den betreffenden Vertragsstaat eingetreten sind, es sei denn, dass sie auch nach diesem Zeitpunkt weiterbestehen;


    h) wenn die mitteilung nicht innerhalb eines Jahres nach der Erschöpfung der innerstaatlichen Rechtsbehelfe eingereicht wird, außer in Fällen, in denen der Verfasser nachweisen kann, dass eine Einreichung innerhalb dieser Frist nicht möglich war.


    Artikel8Übermittlung der mitteilung


    (1) Sofern nicht der Ausschuss eine mitteilung für unzulässig erachtet, ohne sich dabei an den betreffenden Vertragsstaat zu wenden, bringt er jede ihm nach diesem Protokoll zugegangene mitteilung dem betreffenden Vertragsstaat so bald wie möglich vertraulich zur Kenntnis.


    (2) Der Vertragsstaat übermittelt dem Ausschuss schriftliche Erklärungen oder Darlegungen zur Klärung der Sache und der gegebenenfalls von ihm getroffenen Abhilfemaßnahmen. Der Vertragsstaat übermittelt seine Antwort so bald wie möglich innerhalb von sechs Monaten.


    Artikel9Gütliche Einigung


    (1) Der Ausschuss stellt den beteiligten Parteien seine guten Dienste zur Verfügung, um in der Sache eine gütliche Einigung auf der Grundlage der Achtung der in dem Übereinkommen und/oder den dazugehörigen Fakultativprotokollen niedergelegten Verpflichtungen herbeizuführen.


    (2) Mit Zustandekommen einer gütlichen Einigung unter der Ägide des Ausschusses wird die Prüfung der mitteilung nach diesem Protokoll eingestellt.


    Artikel10Prüfung der mitteilungen


    (1) Der Ausschuss prüft die ihm nach diesem Protokoll zugegangenen mitteilungen so schnell wie möglich unter Berücksichtigung aller ihm unterbreiteten Unterlagen, wobei diese Unterlagen den betreffenden Parteien zuzuleiten sind.


    (2) Der Ausschuss berät über die ihm nach diesem Protokoll zugegangenen mitteilungen in nichtöffentlicher Sitzung.


    (3) Hat der Ausschuss um vorläufige Maßnahmen ersucht, führt er die Prüfung der mitteilung beschleunigt durch.


    (4) Bei der Prüfung von mitteilungen, in denen Verletzungen wirtschaftlicher, sozialer oder kultureller Rechte behauptet werden, prüft der Ausschuss die Angemessenheit der von dem Vertragsstaat im Einklang mit Artikel4 des Übereinkommens getroffenen Maßnahmen. Dabei berücksichtigt der Ausschuss, dass der Vertragsstaat zur Verwirklichung der in dem Übereinkommen niedergelegten wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte eine Reihe möglicher Maßnahmen treffen kann.


    (5) Nachdem der Ausschuss eine mitteilung geprüft hat, übermittelt er den betreffenden Parteien umgehend seine Auffassungen zusammen mit etwaigen Empfehlungen.


    Artikel11Folgemaßnahmen


    (1) Der Vertragsstaat zieht die Auffassungen des Ausschusses zusammen mit etwaigen Empfehlungen gebührend in Erwägung und unterbreitet dem Ausschuss eine schriftliche Antwort, einschließlich Angaben über alle unter Berücksichtigung der Auffassungen und Empfehlungen des Ausschusses getroffenen und ins Auge gefassten Maßnahmen. Der Vertragsstaat übermittelt seine Antwort so bald wie möglich innerhalb von sechs Monaten.


    (2) Der Ausschuss kann den Vertragsstaat auffordern, weitere Angaben über alle Maßnahmen vorzulegen, die der Vertragsstaat als Reaktion auf die Auffassungen oder Empfehlungen des Ausschusses getroffen hat, oder gegebenenfalls über die Anwendung einer Vereinbarung zur gütlichen Einigung; soweit es vom Ausschuss als geeignet erachtet wird, schließt dies auch Angaben in den späteren Berichten des Vertragsstaats nach Artikel44 des Übereinkommens, nach Artikel12 des Fakultativprotokolls zum Übereinkommen betreffend den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution und die Kinderpornographie oder nach Artikel8 des Fakultativprotokolls zum Übereinkommen betreffend die Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten ein.


    Artikel12Zwischenstaatliche mitteilungen


    (1) Ein Vertragsstaat dieses Protokolls kann jederzeit erklären, dass er die Zuständigkeit des Ausschusses für die Entgegennahme und Prüfung von mitteilungen anerkennt, in denen ein Vertragsstaat geltend macht, ein anderer Vertragsstaat komme seinen Verpflichtungen aus einer der folgenden Übereinkünfte, deren Vertragspartei er ist, nicht nach:


    a) dem Übereinkommen;


    b) dem Fakultativprotokoll zum Übereinkommen betreffend den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution und die Kinderpornographie;


    c) dem Fakultativprotokoll zum Übereinkommen betreffend die Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten.


    (2) Der Ausschuss darf keine mitteilungen entgegennehmen, die einen Vertragsstaat betreffen oder von einem Vertragsstaat ausgehen, der keine derartige Erklärung abgegeben hat.


    (3) Der Ausschuss stellt den beteiligten Vertragsstaaten seine guten Dienste zur Verfügung, um in der Sache eine gütliche Regelung auf der Grundlage der Achtung der in dem Übereinkommen und den dazugehörigen Fakultativprotokollen niedergelegten Verpflichtungen herbeizuführen.


    (4) Eine Erklärung nach Absatz1 wird von den Vertragsstaaten beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt; dieser übermittelt den anderen Vertragsstaaten Abschriften davon. Eine Erklärung kann jederzeit durch eine an den Generalsekretär gerichtete Notifikation zurückgenommen werden. Eine solche Rücknahme berührt nicht die Prüfung einer Sache, die Gegenstand einer nach diesem Artikelbereits übermittelten mitteilung ist; nach Eingang der Notifikation über die Rücknahme der Erklärung beim Generalsekretär wird keine weitere mitteilung eines Vertragsstaats entgegengenommen, es sei denn, dass der betroffene Vertragsstaat eine neue Erklärung abgegeben hat.


    TeilIIIUntersuchungsverfahren


    Artikel13Untersuchungsverfahren im Falle schwerwiegender oder systematischer Verletzungen


    (1) Erhält der Ausschuss glaubhafte Angaben, die auf schwerwiegende oder systematische Verletzungen der in dem Übereinkommen oder den dazugehörigen Fakultativprotokollen betreffend den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution und die Kinderpornographie oder betreffend die Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten niedergelegten Rechte durch einen Vertragsstaat hinweisen, so fordert der Ausschuss den Vertragsstaat auf, bei der Prüfung dieser Angaben mitzuwirken und zu diesem Zweck umgehend zu den Angaben Stellung zu nehmen.


    (2) Der Ausschuss kann unter Berücksichtigung der von dem betreffenden Vertragsstaat abgegebenen Stellungnahmen sowie aller sonstigen ihm zur Verfügung stehenden glaubhaften Angaben eines oder mehrere seiner Mitglieder beauftragen, eine Untersuchung durchzuführen und ihm sofort zu berichten. Sofern geboten, kann die Untersuchung mit Zustimmung des Vertragsstaats einen Besuch in seinem Hoheitsgebiet einschließen.


    (3) Eine solche Untersuchung ist vertraulich durchzuführen; die Mitwirkung des Vertragsstaats ist auf allen Verfahrensstufen anzustreben.


    (4) Nachdem der Ausschuss die Ergebnisse einer solchen Untersuchung geprüft hat, übermittelt er sie zusammen mit etwaigen Bemerkungen und Empfehlungen umgehend dem betreffenden Vertragsstaat.


    (5) Der Vertragsstaat unterbreitet so bald wie möglich innerhalb von sechs Monaten nach Eingang der vom Ausschuss übermittelten Ergebnisse, Bemerkungen und Empfehlungen dem Ausschuss seine Stellungnahmen.


    (6) Nachdem das Verfahren hinsichtlich einer Untersuchung gemäß Absatz2 abgeschlossen ist, kann der Ausschuss nach Konsultation des betreffenden Vertragsstaats beschließen, eine Zusammenfassung der Ergebnisse des Verfahrens in seinen in Artikel16 vorgesehenen Bericht aufzunehmen.


    (7) Jeder Vertragsstaat kann zum Zeitpunkt der Unterzeichnung oder Ratifikation dieses Protokolls oder seines Beitritts dazu erklären, dass er die in diesem Artikelvorgesehene Zuständigkeit des Ausschusses bezüglich der Rechte, die in einigen oder allen der in Absatz1 genannten Übereinkünfte niedergelegt sind, nicht anerkennt.


    (8) Jeder Vertragsstaat, der eine Erklärung nach Absatz7 abgegeben hat, kann diese Erklärung jederzeit durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete Notifikation zurücknehmen.


    Artikel14Folgemaßnahmen nach dem Untersuchungsverfahren


    (1) Sofern erforderlich, kann der Ausschuss nach Ablauf des in Artikel13 Absatz5 genannten Zeitraums von sechs Monaten den betreffenden Vertragsstaat auffordern, ihn über die Maßnahmen zu unterrichten, die als Reaktion auf eine nach Artikel13 durchgeführte Untersuchung getroffen oder ins Auge gefasst wurden.


    (2) Der Ausschuss kann den Vertragsstaat auffordern, weitere Angaben über alle Maßnahmen vorzulegen, die der Vertragsstaat als Reaktion auf eine nach Artikel13 durchgeführte Untersuchung getroffen hat; soweit es vom Ausschuss als geeignet erachtet wird, schließt dies auch Angaben in den späteren Berichten des Vertragsstaats nach Artikel44 des Übereinkommens, nach Artikel12 des Fakultativprotokolls zum Übereinkommen betreffend den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution und die Kinderpornographie oder nach Artikel8 des Fakultativprotokolls zum Übereinkommen betreffend die Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten ein.


    TeilIV Schlussbestimmungen


    Artikel15Internationale Unterstützung und Zusammenarbeit


    (1) Der Ausschuss kann mit Zustimmung des betreffenden Vertragsstaats den Sonderorganisationen, Fonds und Programmen der Vereinten Nationen und anderen zuständigen Stellen seine Auffassungen oder Empfehlungen zu mitteilungen und Untersuchungen, die einen Bedarf an fachlicher Beratung oder Unterstützung erkennen lassen, übermitteln und etwaige Stellungnahmen und Vorschläge des Vertragsstaats zu den Auffassungen oder Empfehlungen beifügen.


    (2) Der Ausschuss kann diesen Stellen außerdem mit Zustimmung des betreffenden Vertragsstaats alles aus den nach diesem Protokoll geprüften mitteilungen zur Kenntnis bringen, was ihnen helfen kann, in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich über die Zweckmäßigkeit internationaler Maßnahmen zu entscheiden, die den Vertragsstaaten dabei behilflich sein können, Fortschritte bei der Verwirklichung der in dem Übereinkommen und/oder den dazugehörigen Fakultativprotokollen anerkannten Rechte zu erzielen.


    Artikel16Bericht an die Generalversammlung


    Der Ausschuss nimmt in seinen nach Artikel44 Absatz5 des Übereinkommens alle zwei Jahre der Generalversammlung vorzulegenden Bericht eine Zusammenfassung seiner Tätigkeit nach diesem Protokoll auf.


    Artikel17Verbreitung des Fakultativprotokolls und Informationen über das Fakultativprotokoll


    Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, dieses Protokoll weithin bekannt zu machen und zu verbreiten und Erwachsenen wie auch Kindern, einschließlich solcher mit Behinderungen, durch geeignete und wirksame mittel und in barrierefreien Formaten den Zugang zu Informationen über die Auffassungen und Empfehlungen des Ausschusses zu erleichtern, insbesondere in Sachen, die den Vertragsstaat betreffen.


    Artikel18Unterzeichnung, Ratifikation und Beitritt


    (1) Dieses Protokoll liegt für jeden Staat, der das Übereinkommen oder eines der ersten beiden dazugehörigen Fakultativprotokolle unterzeichnet oder ratifiziert hat oder ihm beigetreten ist, zur Unterzeichnung auf.


    (2) Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation, die von allen Staaten vorgenommen werden kann, die das Übereinkommen oder eines der ersten beiden dazugehörigen Fakultativprotokolle ratifiziert haben oder ihm beigetreten sind. Die Ratifikationsurkunden werden beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.


    (3) Dieses Protokoll steht jedem Staat, der das Übereinkommen oder eines der ersten beiden dazugehörigen Fakultativprotokolle ratifiziert hat oder ihm beigetreten ist, zum Beitritt offen.


    (4) Der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung einer Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen.


    Artikel19Inkrafttreten


    (1) Dieses Protokoll tritt drei Monate nach Hinterlegung der zehnten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.


    (2) Für jeden Staat, der dieses Protokoll nach Hinterlegung der zehnten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde ratifiziert oder ihm beitritt, tritt es drei Monate nach Hinterlegung seiner eigenen Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.


    Artikel20Nach dem Inkrafttreten begangene Verletzungen


    (1) Der Ausschuss ist nur zuständig für Verletzungen eines in dem Übereinkommen und/oder den ersten beiden dazugehörigen Fakultativprotokollen niedergelegten Rechts durch den Vertragsstaat, die nach dem Inkrafttreten dieses Protokolls begangen werden.


    (2) Wird ein Staat nach Inkrafttreten dieses Protokolls dessen Vertragspartei, so betreffen seine Verpflichtungen gegenüber dem Ausschuss nur Verletzungen eines in dem Übereinkommen und/oder den ersten beiden dazugehörigen Fakultativprotokollen niedergelegten Rechts, die nach Inkrafttreten dieses Protokolls für den betreffenden Staat begangen wurden.


    Artikel21Änderungen


    (1) Jeder Vertragsstaat kann eine Änderung dieses Protokolls vorschlagen und beim Generalsekretär der Vereinten Nationen einreichen. Der Generalsekretär übermittelt jeden Änderungsvorschlag den Vertragsstaaten mit der Aufforderung, ihm zu notifizieren, ob sie die Einberufung eines Treffens der Vertragsstaaten zur Beratung und Entscheidung über den Vorschlag befürworten. Befürwortet innerhalb von vier Monaten nach dem Datum der Übermittlung wenigstens ein Drittel der Vertragsstaaten ein solches Treffen, so beruft der Generalsekretär das Treffen unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen ein. Jede Änderung, die von einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden und abstimmenden Vertragsstaaten beschlossen wird, wird vom Generalsekretär der Generalversammlung zur Genehmigung und danach allen Vertragsstaaten zur Annahme vorgelegt.


    (2) Eine nach Absatz1 beschlossene und genehmigte Änderung tritt am dreißigsten Tag nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem die Anzahl der hinterlegten Annahmeurkunden zwei Drittel der Anzahl der Vertragsstaaten zum Zeitpunkt der Beschlussfassung über die Änderung erreicht. Danach tritt die Änderung für jeden Vertragsstaat am dreißigsten Tag nach Hinterlegung seiner eigenen Annahmeurkunde in Kraft. Eine Änderung ist nur für die Vertragsstaaten, die sie angenommen haben, verbindlich.


    Artikel22Kündigung


    (1) Jeder Vertragsstaat kann dieses Protokoll jederzeit durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete schriftliche Notifikation kündigen. Die Kündigung wird ein Jahr nach Eingang der Notifikation beim Generalsekretär wirksam.


    (2) Die Kündigung berührt nicht die weitere Anwendung dieses Protokolls auf mitteilungen nach Artikel5 oder 12 oder Untersuchungen nach Artikel13, die vor dem Wirksamwerden der Kündigung eingegangen oder begonnen worden sind.


    Artikel23Verwahrer und Unterrichtung durch den Generalsekretär


    (1) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen ist Verwahrer dieses Protokolls.


    (2) Der Generalsekretär unterrichtet alle Staaten von


    a) den Unterzeichnungen, Ratifikationen und Beitritten nach diesem Protokoll;


    b) dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Protokolls und seiner Änderungen nach Artikel21;


    c) Kündigungen nach Artikel22.


    Artikel24Sprachen


    (1) Dieses Protokoll, dessen arabischer, chinesischer, englischer, französischer, russischer und spanischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird im Archiv der Vereinten Nationen hinterlegt.


    (2) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen übermittelt allen Staaten beglaubigte Abschriften dieses Protokolls.
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      Erklärung, wonach zwischenstaatliche mitteilungen im Sinne des Art.12 anerkannt werden

    


    20Internationale Konvention zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen vom 18.Dezember1990 (International Convention on the Protection of the Rights of All Migrant Workers and Members of Their Families, ICRMW)


    Präambel


    DIE VERTRAGSSTAATEN DIESER KONVENTION


    unter Berücksichtigung der Grundsätze, die in den grundlegenden Instrumenten der Vereinten Nationen über die Menschenrechte, insbesondere in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, dem Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, dem Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte, dem Internationalen Übereinkommen über die Beseitigung aller Formen rassischer Diskriminierung, der Konvention über die Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau und der Konvention über die Rechte des Kindes niedergelegt sind,


    sowie unter Berücksichtigung der Grundsätze und Normen, die in den einschlägigen Instrumenten niedergelegt sind, die im Rahmen der Internationalen Arbeitsorganisation ausgearbeitet wurden, insbesondere in dem Übereinkommen Nr.97 über Wanderarbeiter, in dem Übereinkommen Nr.143 über Missbräuche bei Wanderungen und die Förderung der Chancengleichheit und der Gleichbehandlung der Wanderarbeitnehmer, in der Empfehlung Nr.86 betreffend die Wanderarbeitnehmer, in der Empfehlung Nr.151 betreffend die Wanderarbeitnehmer, in dem Übereinkommen Nr.29 über Zwangs- oder Pflichtarbeit und in dem Übereinkommen Nr.105 über die Abschaffung der Zwangsarbeit,


    in Bekräftigung der Bedeutung der im Übereinkommen gegen Diskriminierung im Unterrichtswesen der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur enthaltenen Grundsätze,


    unter Hinweis auf die Konvention gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe, die Erklärung des Vierten Kongresses der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und die Behandlung Straffälliger, den Verhaltenskodex für Beamte mit Polizeibefugnissen sowie die Übereinkommen über die Sklaverei,


    unter Hinweis darauf, dass eines der Ziele der Internationalen Arbeitsorganisation gemäß ihrer Satzung der Schutz der Interessen der im Ausland beschäftigten Arbeitnehmer ist, sowie im Hinblick auf den Sachverstand und die Erfahrung dieser Organisation in Fragen der Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen,


    in Erkenntnis der Bedeutung der Arbeiten, die im Zusammenhang mit Wanderarbeitnehmern und ihrer Familienangehörigen in verschiedenen Organen der Vereinten Nationen, insbesondere der Menschenrechtskommission und der Kommission für soziale Entwicklung, sowie in der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen, der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur und der Weltgesundheitsorganisation wie auch in anderen internationalen Organisationen durchgeführt werden, sowie in Erkenntnis der Fortschritte, die von einigen Staaten auf regionaler oder bilateraler Grundlage zum Schutz der Rechte der Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen erzielt worden sind, sowie der Bedeutung und des Nutzens zweiseitiger und mehrseitiger Übereinkünfte in diesem Bereich, im Hinblick auf die Bedeutung und den Umfang des Phänomens der Wanderung, bei dem es um Millionen von Menschen geht und von dem eine große Anzahl von Staaten der internationalen Gemeinschaft betroffen ist,


    im Bewusstsein der Auswirkungen der Wanderungsbewegungen auf die betroffenen Staaten und Völker und von dem Wunsch geleitet, Normen festzulegen, die mittels der Annahme grundlegender Prinzipien betreffend die Behandlung der Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen zur Angleichung der Haltung der Staaten beitragen,


    in Anbetracht der unsicheren Lage, in der sich Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen häufig befinden, unter anderem wegen ihrer Abwesenheit vom Herkunftsstaat und möglicher Schwierigkeiten aufgrund ihrer Anwesenheit im Beschäftigungsstaat,


    in der Überzeugung, dass die Rechte der Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen nicht überall ausreichende Anerkennung gefunden haben und daher einen entsprechenden völkerrechtlichen Schutz benötigen,


    unter Berücksichtigung der Tatsache, dass die Wanderung für die Familienangehörigen der Wanderarbeitnehmer sowie für die Wanderarbeitnehmer selbst, besonders wegen der Trennung der Familien, häufig schwerwiegende Probleme mit sich bringt,


    eingedenk dessen, dass die menschlichen Probleme, die bei der Wanderung entstehen, im Falle der irregulären Wanderung noch schwerwiegender sind, und demzufolge in der Überzeugung, dass geeignete Maßnahmen gefördert werden sollten, um heimliche Wanderungen und den Handel mit Wanderarbeitnehmern zu verhüten und zu unterbinden und gleichzeitig den Schutz ihrer grundlegenden Menschenrechte zu gewährleisten,


    in Anbetracht dessen, dass Arbeitnehmer, die nicht über die erforderlichen Dokumente verfügen oder deren Status nicht geregelt ist, häufig unter weniger günstigen Arbeitsbedingungen als andere Arbeitnehmer beschäftigt werden und dass dies gewisse Arbeitgeber dazu veranlasst, sich solche Arbeitskräfte zu besorgen, um sich die Vorteile unlauteren Wettbewerbs zu verschaffen,


    sowie in der Erwägung, dass einer Beschäftigung von Wanderarbeitnehmern, deren Status nicht geregelt ist, auch dadurch entgegengewirkt wird, dass die grundlegenden Menschenrechte aller Wanderarbeitnehmer eine weitergehende Anerkennung finden und dass außerdem durch die Gewährung bestimmter zusätzlicher Rechte an diejenigen Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen, deren Status geregelt ist, alle Wanderarbeitnehmer und alle Arbeitgeber ermutigt werden, die Gesetze und Verfahren des betreffenden Staates zu beachten und sich danach zu richten,


    infolgedessen überzeugt von der Notwendigkeit, dass der völkerrechtliche Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen durch die Bekräftigung und die Schaffung von grundlegenden Normen in einer umfassenden Konvention, die universell angewandt werden könnte, niedergelegt werden sollte


    haben Folgendes vereinbart:


    TeilIGeltungsbereich und Begriffsbestimmungen


    Artikel1


    (1) Diese Konvention gilt, sofern im Folgenden nichts anderes bestimmt wird, für alle Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen ohne irgendeinen Unterschied, etwa nach Geschlecht, Rasse, Hautfarbe, Sprache, Religion oder Weltanschauung, politischer oder sonstiger Überzeugung, nationaler, ethnischer oder sozialer Herkunft, Staatsangehörigkeit, Alter, wirtschaftlichen Verhältnissen, Vermögen, Familienstand, Geburt oder sonstigem Stand.


    (2) Diese Konvention gilt für die gesamte Dauer der Wanderung der Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen, die die Vorbereitung der Wanderung, die Ausreise, die Durchreise und die gesamte Zeit des Aufenthalts und der Tätigkeit gegen Entgelt im Beschäftigungsstaat sowie die Rückkehr in den Herkunftsstaat oder in den Staat des gewöhnlichen Aufenthalts umfasst.


    Artikel2


    Im Sinne dieser Konvention


    (1) bezeichnet der Ausdruck »Wanderarbeitnehmer« jede Person, die in einem Staat, dessen Staatsangehörigkeit sie nicht hat, eine Tätigkeit gegen Entgelt ausüben wird, ausübt oder ausgeübt hat.


    (2)


    a) bezeichnet der Ausdruck »Grenzgänger« einen Wanderarbeitnehmer, der seinen gewöhnlichen Aufenthalt weiterhin in einem Nachbarstaat hat, in den er in der Regel täglich oder mindestens einmal wöchentlich zurückkehrt;


    b) bezeichnet der Ausdruck »Saisonarbeitnehmer« einen Wanderarbeitnehmer, dessen Arbeit naturgemäß von saisonalen Bedingungen abhängig ist und daher nicht ganzjährig ausgeübt wird;


    c) bezeichnet der Ausdruck »Seeleute«, der Fischer einschließt, Wanderarbeitnehmer, die an Bord eines Schiffes beschäftigt sind, das in einem Staat, dessen Staatsangehörige sie nicht sind, registriert ist;


    d) bezeichnet der Ausdruck »Arbeitnehmer auf einer Offshore-Anlage« einen Wanderarbeitnehmer, der auf einer Offshore-Anlage beschäftigt ist, die unter die Gerichtsbarkeit eines Staates fällt, dessen Staatsangehöriger er nicht ist;


    e) bezeichnet der Ausdruck »reisender Arbeitnehmer« einen Wanderarbeitnehmer, der seinen gewöhnlichen Aufenthalt in einem Staat hat und wegen der Art seiner Arbeit für eine kurze Zeit in einen anderen Staat oder andere Staaten reisen muss;


    f) bezeichnet der Ausdruck »projektgebundener Arbeitnehmer« einen Wanderarbeitnehmer, der für eine bestimmte Dauer in einem Beschäftigungsstaat zugelassen worden ist, um ausschließlich an einem bestimmten Projekt zu arbeiten, das von seinem Arbeitgeber in diesem Staat durchgeführt wird;


    g) bezeichnet der Ausdruck »für eine bestimmte Beschäftigung zugelassener Arbeitnehmer« einen Wanderarbeitnehmer,


    i) der von seinem Arbeitgeber für eine bestimmte befristete Dauer in einen Beschäftigungsstaat entsandt worden ist, um einen bestimmten Auftrag oder eine bestimmte Aufgabe zu erfüllen, oder


    ii) der für eine bestimmte befristete Dauer eine Arbeit übernimmt, die fachliche, kaufmännische, technische oder sonstige hochspezialisierte Kenntnisse erfordert, oder


    iii) der auf Wunsch seines Arbeitgebers im Beschäftigungsstaat für eine bestimmte befristete Dauer eine vorübergehende oder kurzfristige Tätigkeit übernimmt, und der verpflichtet ist, den Beschäftigungsstaat entweder bei Ablauf seiner genehmigten Aufenthaltsdauer oder früher zu verlassen, wenn er nicht mehr den bestimmten Auftrag oder die bestimmte Aufgabe erfüllt oder die anfängliche Tätigkeit nicht mehr ausübt;


    h) bezeichnet der Ausdruck »Selbständiger« einen Wanderarbeitnehmer, der eine Tätigkeit gegen Entgelt nicht im Rahmen eines Arbeitsvertrages ausübt und seinen Lebensunterhalt aus dieser Tätigkeit bezieht, wobei er normalerweise allein oder zusammen mit seinen Familienangehörigen arbeitet, und jeden anderen Wanderarbeitnehmer, der nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften des Beschäftigungsstaates oder nach zweiseitigen oder mehrseitigen Übereinkünften als Selbständiger anerkannt ist.


    Artikel3


    Diese Konvention gilt nicht für


    a) von internationalen Organisationen und Behörden entsandte oder beschäftigte Personen oder von einem Staat außerhalb seines Hoheitsgebiets zur Wahrnehmung offizieller Aufgaben entsandte oder beschäftigte Personen, deren Zulassung und Status im allgemeinen Völkerrecht oder in besonderen internationalen Abkommen oder Übereinkommen geregelt sind;


    b) Personen, die von einem Staat oder im Auftrag eines Staates außerhalb seines Hoheitsgebiets entsandt oder beschäftigt sind und bei Entwicklungshilfeprogrammen oder sonstigen Programmen der Zusammenarbeit mitwirken und deren Zulassung und Status in einem Abkommen mit dem Beschäftigungsstaat geregelt sind und die nach diesem Abkommen nicht als Wanderarbeitnehmer gelten;


    c) Personen, die sich in einem anderen Staat als ihrem Herkunftsstaat als Kapitalanleger niederlassen;


    d) Flüchtlinge und Staatenlose, sofern die einschlägigen innerstaatlichen Rechtsvorschriften des betreffenden Vertragsstaates oder die für diesen Staat geltenden internationalen Instrumente nichts Gegenteiliges bestimmen;


    e) Studenten und Auszubildende;


    f) Seeleute und Arbeitnehmer auf einer Offshore-Anlage, die nicht die Erlaubnis haben, sich im Beschäftigungsstaat gewöhnlich aufzuhalten und eine Tätigkeit gegen Entgelt auszuüben.


    Artikel4


    Im Sinne dieser Konvention bezeichnet der Ausdruck »Familienangehörige« die Personen, die mit Wanderarbeitnehmern verheiratet sind oder mit ihnen Beziehungen unterhalten, die nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften der Ehe vergleichbare Wirkungen haben, sowie ihre unterhaltsberechtigten Kinder und sonstige unterhaltsberechtigte Personen, die nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften oder nach den anzuwendenden zweiseitigen oder mehrseitigen Übereinkünften zwischen den betreffenden Staaten als Familienangehörige anerkannt sind.


    Artikel5


    Im Sinne dieser Konvention gelten Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen


    a) als Personen, die über die erforderlichen Dokumente verfügen oder deren Status geregelt ist, wenn sie nach dem Recht des Beschäftigungsstaates und nach den internationalen Übereinkünften, deren Vertragspartei dieser Staat ist, die Erlaubnis haben, in den Beschäftigungsstaat einzureisen, sich dort aufzuhalten und eine Tätigkeit gegen Entgelt auszuüben;


    b) als Personen, die nicht über die erforderlichen Dokumente verfügen oder deren Status nicht geregelt ist, wenn sie die nach Buchstabe a vorgesehenen Voraussetzungen nicht erfüllen.


    Artikel6


    Im Sinne dieser Konvention


    a) bezeichnet der Ausdruck »Herkunftsstaat« den Staat, dessen Staatsangehöriger die betreffende Person ist;


    b) bezeichnet der Ausdruck »Beschäftigungsstaat« den Staat, in dem der Wanderarbeitnehmer eine Tätigkeit gegen Entgelt ausüben wird, ausübt oder gegebenenfalls ausgeübt hat;


    c) bezeichnet der Ausdruck »Durchreisestaat« jeden Staat, durch den die betreffende Person reist, um sich in den Beschäftigungsstaat oder vom Beschäftigungsstaat in den Herkunftsstaat oder den Staat ihres gewöhnlichen Aufenthalts zu begeben.


    TeilIINichtdiskriminierung in Bezug auf Rechte


    Artikel7


    Jeder Vertragsstaat dieser Konvention verpflichtet sich gemäß den internationalen Instrumenten über die Menschenrechte, die in dieser Konvention niedergelegten Rechte zu achten und sie allen in seinem Hoheitsgebiet befindlichen und seiner Hoheitsgewalt unterstehenden Wanderarbeitnehmern und ihren Familienangehörigen zu gewähren, ohne irgendeinen Unterschied, etwa nach Geschlecht, Rasse, Hautfarbe, Sprache, Religion oder Weltanschauung, politischer oder sonstiger Überzeugung, nationaler, ethnischer oder sozialer Herkunft, Staatsangehörigkeit, Alter, wirtschaftlichen Verhältnissen, Vermögen, Familienstand, Geburt oder sonstigem Stand.


    TeilIIIDie Menschenrechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen


    Artikel8


    (1) Wanderarbeitnehmern und ihren Familienangehörigen steht es frei, jeden Staat einschließlich ihres Herkunftsstaates zu verlassen. Dieses Recht darf nur eingeschränkt werden, wenn dies gesetzlich vorgesehen und zum Schutz der nationalen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung (ordre public), der öffentlichen Gesundheit, der öffentlichen Sittlichkeit oder der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist und die Einschränkungen mit den übrigen in diesem Teil der Konvention anerkannten Rechten vereinbar sind.


    (2) Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen haben das Recht, jederzeit in ihren Herkunftsstaat einzureisen und dort zu bleiben.


    Artikel9


    Das Recht auf Leben der Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen ist gesetzlich zu schützen.


    Artikel10


    Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen dürfen nicht der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe unterworfen werden.


    Artikel11


    (1) Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen dürfen nicht in Sklaverei oder Leibeigenschaft gehalten werden.


    (2) Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen dürfen nicht gezwungen werden, Zwangs- oder Pflichtarbeit zu verrichten.


    (3) Absatz2 ist nicht so auszulegen, dass er in Staaten, in denen bestimmte Straftaten mit einem mit Zwangsarbeit verbundenen Freiheitsentzug geahndet werden können, die Verrichtung von Zwangsarbeit aufgrund einer entsprechenden Verurteilung durch ein zuständiges Gericht ausschließt.


    (4) Als »Zwangs- oder Pflichtarbeit« im Sinne dieses Artikels gilt nicht:


    a) eine in Absatz3 nicht genannte Arbeit oder Dienstleistung, die normalerweise von einer Person verlangt wird, der aufgrund einer rechtmäßigen Gerichtsentscheidung die Freiheit entzogen oder die aus einem solchen Freiheitsentzug bedingt entlassen worden ist;


    b) eine Dienstleistung im Falle von Notständen oder Katastrophen, die das Leben oder das Wohl der Gemeinschaft bedrohen;


    c) eine Arbeit oder Dienstleistung, die zu den normalen Bürgerpflichten gehört, soweit sie auch von den Staatsbürgern des betreffenden Staates verlangt werden.


    Artikel12


    (1) Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen haben das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit. Dieses Recht schließt die Freiheit ein, eine Religion oder eine Weltanschauung eigener Wahl zu haben oder anzunehmen und die Freiheit, ihre Religion oder Weltanschauung allein oder in Gemeinschaft mit anderen, öffentlich oder privat, durch Gottesdienst, Kulthandlungen, Ausübung und Lehre zu bekennen.


    (2) Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen dürfen keinem Zwang ausgesetzt werden, der ihre Freiheit, eine Religion oder eine Weltanschauung ihrer Wahl zu haben oder anzunehmen, beeinträchtigen würde.


    (3) Die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung zu bekunden, darf nur den gesetzlich vorgesehenen Einschränkungen unterworfen werden, die zum Schutz der öffentlichen Sicherheit, Ordnung, Gesundheit oder Sittlichkeit oder der Grundrechte und -freiheiten anderer erforderlich sind.


    (4) Die Vertragsstaaten dieser Konvention verpflichten sich, die Freiheit der Eltern, von denen mindestens einer Wanderarbeitnehmer ist, und gegebenenfalls der gesetzlichen Vormunde, für die religiöse und sittliche Erziehung ihrer Kinder gemäß ihren eigenen Überzeugungen zu sorgen, zu achten.


    Artikel13


    (1) Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen haben das Recht auf unbehinderte Meinungsfreiheit.


    (2) Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen haben das Recht auf freie Meinungsäußerung; dieses Recht schließt die Freiheit ein, ohne Rücksicht auf Grenzen Informationen und Gedankengut jeder Art in Wort, Schrift oder Druck, durch Kunstwerke oder andere mittel eigener Wahl zu suchen, zu empfangen und zu verbreiten.


    (3) Die Ausübung der in Absatz2 vorgesehenen Rechte ist mit besonderen Pflichten und einer besonderen Verantwortung verbunden. Sie kann daher bestimmten Einschränkungen unterworfen werden, die jedoch gesetzlich vorgesehen und erforderlich sein müssen:


    a) für die Achtung der Rechte oder des Rufs anderer;


    b) für den Schutz der nationalen Sicherheit der betreffenden Staaten, der öffentlichen Ordnung (ordre public), der öffentlichen Gesundheit oder der öffentlichen Sittlichkeit;


    c) um jede Kriegspropaganda zu verhindern;


    d) um jedes Eintreten für nationalen, rassischen oder religiösen Hass zu verhindern, das zu Diskriminierung, Feindseligkeit und Gewalt aufstachelt.


    Artikel14


    Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen dürfen keinen willkürlichen oder rechtswidrigen Eingriffen in ihr Privatleben, ihre Familie, ihre Wohnung, ihren Schriftverkehr oder sonstigen Nachrichtenverkehr oder rechtswidrigen Beeinträchtigungen ihrer Ehre und ihre Rufes ausgesetzt werden. Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen haben Anspruch auf gesetzlichen Schutz vor solchen Eingriffen oder Beeinträchtigungen.


    Artikel15


    Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen dürfen nicht willkürlich ihres Eigentums beraubt werden, gleichviel ob sie dieses allein oder in Gemeinschaft mit anderen innehaben. Wenn Wanderarbeitnehmer oder ihre Familienangehörigen nach den im Beschäftigungsstaat geltenden Rechtsvorschriften ganz oder teilweise enteignet werden, haben sie Anspruch auf eine gerechte und angemessene Entschädigung.


    Artikel16


    (1) Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen haben ein Recht auf persönliche Freiheit und Sicherheit.


    (2) Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen haben Anspruch auf den tatsächlichen Schutz des Staates vor Gewalt, körperlicher Schädigung, Drohungen und Einschüchterung, sei es durch Amtspersonen oder Privatpersonen, Gruppen oder Institutionen.


    (3) Alle Überprüfungen der Identität von Wanderarbeitnehmern und ihren Familienangehörigen durch Polizeibeamte sind gemäß den gesetzlich vorgesehenen Verfahren durchzuführen.


    (4) Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen dürfen nicht, weder einzeln noch in Gruppen, willkürlich festgenommen oder in Haft gehalten werden; ihre Freiheit darf ihnen nicht entzogen werden, es sei denn aus gesetzlich bestimmten Gründen und unter Beachtung des im Gesetz vorgeschriebenen Verfahrens.


    (5) Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen, die festgenommen werden, sind bei ihrer Festnahme, soweit möglich in einer ihnen verständlichen Sprache, über die Gründe der Festnahme zu unterrichten, und die gegen sie erhobenen Beschuldigungen sind ihnen unverzüglich in einer ihnen verständlichen Sprache mitzuteilen.


    (6) Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen, die unter dem Vorwurf einer strafbaren Handlung festgenommen oder in Haft gehalten werden, müssen unverzüglich einem Richter oder einer anderen gesetzlich zur Ausübung richterlicher Funktionen ermächtigten Amtsperson vorgeführt werden und haben Anspruch auf ein Gerichtsverfahren innerhalb einer angemessenen Frist oder auf Entlassung aus der Haft. Es darf nicht die allgemeine Regel sein, dass Personen, die eine gerichtliche Aburteilung erwarten, in Haft gehalten werden, doch kann die Freilassung davon abhängig gemacht werden, dass für das Erscheinen zur Verhandlung oder zu jeder anderen Verfahrenshandlung und gegebenenfalls zur Vollstreckung des Urteils Sicherheit geleistet wird.


    (7) Wird ein Wanderarbeitnehmer oder einer seiner Familienangehörigen festgenommen oder in Strafhaft oder Untersuchungshaft genommen oder auf sonstige Weise in Haft gehalten:


    a) sind die konsularischen oder diplomatischen Behörden seines Herkunftsstaates oder eines Staates, der die Interessen dieses Staates vertritt, auf Verlangen des Betroffenen unverzüglich von seiner Festnahme oder seiner Haft und den Gründen dafür zu unterrichten;


    b) ist der Betroffene berechtigt, mit den genannten Behörden in Verbindung zu treten. Jede von dem Betroffenen an die genannten Behörden gerichtete mitteilung ist unverzüglich weiterzuleiten, und der Betroffene ist auch berechtigt, mitteilungen dieser Behörden unverzüglich zu erhalten;


    c) ist der Betroffene unverzüglich über dieses Recht zu unterrichten sowie über die aus einschlägigen Verträgen, soweit sie zwischen den betreffenden Staaten anwendbar sind, herrührenden Rechte, mit den Vertretern der genannten Behörden zu korrespondieren und zu sprechen und mit ihnen Vorkehrungen für seine rechtliche Vertretung zu treffen.


    (8) Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen, denen ihre Freiheit durch Festnahme oder Haft entzogen ist, haben das Recht, ein Verfahren vor einem Gericht zu beantragen, damit dieses unverzüglich über die Rechtmäßigkeit der Freiheitsentziehung entscheiden und ihre Entlassung anordnen kann, falls die Freiheitsentziehung nicht rechtmäßig ist. Bei diesem Verfahren ist, erforderlichenfalls unentgeltlich, ein Dolmetscher beizuziehen, wenn die Betroffenen die gesprochene Sprache nicht verstehen oder nicht sprechen.


    (9) Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen, die unrechtmäßig festgenommen oder in Haft gehalten worden sind, haben Anspruch auf Entschädigung.


    Artikel17


    (1) Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen, denen ihre Freiheit entzogen ist, sind menschlich und mit Achtung vor der dem Menschen innewohnenden Würde und vor ihrer kulturellen Identität zu behandeln.


    (2) Beschuldigte Wanderarbeitnehmer und ihre beschuldigten Familienangehörigen sind, abgesehen von außergewöhnlichen Umständen, von Verurteilten zu trennen und so zu behandeln, wie es ihrer Stellung als Nichtverurteilte entspricht. Jugendliche Beschuldigte sind von Erwachsenen zu trennen, und es hat so schnell wie möglich ein Urteil zu ergehen.


    (3) Ein Wanderarbeitnehmer oder einer seiner Familienangehörigen, der in einem Durchreise- oder Beschäftigungsstaat wegen Verstoßes gegen ausländerrechtliche Vorschriften in Haft gehalten wird, ist, soweit möglich, von Verurteilten oder Untersuchungsgefangenen getrennt unterzubringen.


    (4) Während der Zeit der Strafgefangenschaft aufgrund eines von einem Gericht verhängten Urteils hat die Behandlung eines Wanderarbeitnehmers oder eines seiner Familienangehörigen vornehmlich auf seine Besserung und gesellschaftliche Wiedereingliederung hinzuzielen. Jugendliche Straffällige sind von Erwachsenen zu trennen und ihrem Alter und ihrer Rechtsstellung entsprechend zu behandeln.


    (5) Während der Haft oder der Strafgefangenschaft haben Wanderarbeitnehmer oder ihre Familienangehörigen die gleichen Rechte auf Besuch durch Familienangehörige wie die Staatsangehörigen des betreffenden Staates.


    (6) Wenn einem Wanderarbeitnehmer die Freiheit entzogen ist, haben die zuständigen Behörden des betreffenden Staates den Problemen besondere Aufmerksamkeit zu schenken, die den Familienangehörigen dieses Wanderarbeitnehmers, vor allem dem Ehegatten und den minderjährigen Kindern, entstehen können.


    (7) Alle Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen, die irgendeiner Form der Haft oder der Strafgefangenschaft entsprechend den im Beschäftigungsstaat oder Durchreisestaat geltenden Rechtsvorschriften unterworfen werden, haben die gleichen Rechte wie die Staatsangehörigen des betreffenden Staates, die sich in der gleichen Lage befinden.


    (8) Wird ein Wanderarbeitnehmer oder einer seiner Familienangehörigen festgenommen, um zu überprüfen, ob ein Verstoß gegen ausländerrechtliche Vorschriften vorliegt, hat er keinerlei daraus entstehende Kosten zu tragen.


    Artikel18


    (1) Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen haben vor den Gerichten die gleichen Rechte wie die Staatsangehörigen des betreffenden Staates. Sie haben Anspruch darauf, dass über eine gegen sie erhobene strafrechtliche Anklage oder ihre zivilrechtlichen Ansprüche und Verpflichtungen durch ein zuständiges, unabhängiges, unparteiisches und auf dem Gesetz beruhendes Gericht in billiger Weise und öffentlich verhandelt wird.


    (2) Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen, die wegen einer strafbaren Handlung angeklagt sind, haben Anspruch darauf, bis zum gesetzlichen Nachweis ihrer Schuld als unschuldig zu gelten.


    (3) Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen, die wegen einer strafbaren Handlung angeklagt sind, haben Anspruch auf folgende Mindestgarantien:


    a) sie sind unverzüglich und im Einzelnen in einer ihnen verständlichen Sprache über die Art und den Grund der gegen sie erhobenen Beschuldigung in Kenntnis zu setzen;


    b) sie müssen über ausreichende Zeit und Gelegenheit zur Vorbereitung ihrer Verteidigung und zum Verkehr mit einem Verteidiger ihrer Wahl verfügen;


    c) es muss ohne unangemessene Verzögerung ein Urteil ergehen;


    d) sie haben das Recht, bei der Verhandlung anwesend zu sein und sich selbst zu verteidigen oder durch einen Verteidiger ihrer Wahl verteidigen zu lassen; falls sie keinen Verteidiger haben, sind sie über das Recht, einen Verteidiger in Anspruch zu nehmen, zu unterrichten; wenn es im Interesse der Rechtspflege erforderlich ist, ist ihnen ein Pflichtverteidiger zu bestellen, und zwar unentgeltlich, falls sie nicht über die mittel zu seiner Bezahlung verfügen;


    e) sie können Fragen an die Belastungszeugen stellen oder stellen lassen und die Ladung und die Vernehmung der Entlastungszeugen unter denselben Bedingungen wie für die Belastungszeugen erwirken;


    f) sie können die unentgeltliche Beiziehung eines Dolmetschers verlangen, wenn sie die Verhandlungssprache des Gerichts nicht verstehen oder nicht sprechen;


    g) sie können nicht gezwungen werden, gegen sich selbst als Zeugen auszusagen oder sich schuldig zu bekennen.


    (4) Gegen Jugendliche ist das Verfahren in einer Weise zu führen, die ihrem Alter und ihrer erwünschten Wiedereingliederung in die Gesellschaft Rechnung trägt.


    (5) Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen, die wegen einer strafbaren Handlung verurteilt worden sind, haben das Recht, das Urteil entsprechend dem Gesetz durch ein höheres Gericht nachprüfen zu lassen.


    (6) Sind Wanderarbeitnehmer oder ihre Familienangehörigen wegen einer strafbaren Handlung rechtskräftig verurteilt und ist das Urteil später aufgehoben oder der Verurteilte begnadigt worden, weil eine neue oder neu bekannt gewordene Tatsache schlüssig beweist, dass ein Fehlurteil vorlag, so sind diejenigen, die aufgrund eines solchen Urteils eine Strafe verbüßt haben, entsprechend dem Gesetz zu entschädigen, sofern nicht nachgewiesen wird, dass das nicht rechtzeitige Bekanntwerden der betreffenden Tatsache ganz oder teilweise ihnen zuzuschreiben ist.


    (7) Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen dürfen wegen einer strafbaren Handlung, wegen der sie bereits nach dem Gesetz und dem Strafverfahrensrecht des jeweiligen Staates rechtskräftig verurteilt oder freigesprochen worden sind, nicht erneut verfolgt oder bestraft werden.


    Artikel19


    (1) Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen dürfen nicht wegen einer Handlung oder Unterlassung verurteilt werden, die zur Zeit ihrer Begehung nach inländischem oder nach internationalem Recht nicht strafbar war; ebenso darf keine schwerere Strafe als die im Zeitpunkt der Begehung der strafbaren Handlung angedrohte Strafe verhängt werden. Wird nach Begehung der strafbaren Handlung durch Gesetz eine mildere Strafe eingeführt, so ist diese anzuwenden.


    (2) Bei Festsetzung einer Strafe wegen einer von Wanderarbeitnehmern oder ihren Familienangehörigen begangenen strafbaren Handlung sollten humanitäre Überlegungen im Zusammenhang mit ihrem Status, insbesondere im Hinblick auf ihre Aufenthalts- oder Arbeitserlaubnis, berücksichtigt werden.


    Artikel20


    (1) Die Inhaftnahme von Wanderarbeitnehmern und ihren Familienangehörigen darf nicht nur deshalb erfolgen, weil sie es versäumt haben, eine vertragliche Verpflichtung zu erfüllen.


    (2) Der Entzug der Aufenthalts- oder Arbeitserlaubnis oder die Ausweisung darf nicht nur deshalb erfolgen, weil sie es versäumt haben, eine Verpflichtung aus dem Arbeitsvertrag zu erfüllen, es sei denn, die Erfüllung dieser Verpflichtung ist eine Voraussetzung für die Erteilung der Aufenthalts- oder Arbeitserlaubnis.


    Artikel21


    Niemand außer einer gesetzlich befugten Amtsperson hat das Recht, Ausweispapiere, Dokumente, die zur Einreise oder zum Verbleib, zum Aufenthalt oder zur Niederlassung im Hoheitsgebiet des Staates berechtigen, oder Arbeitserlaubnisse einzuziehen, zu vernichten oder zu versuchen, diese zu vernichten. Eine ordnungsgemäße Einziehung solcher Dokumente darf nur bei Ausstellung einer detaillierten Quittung erfolgen. Es ist auf keinen Fall gestattet, Reisepässe oder gleichwertige Dokumente von Wanderarbeitnehmern oder ihren Familienangehörigen zu vernichten.


    Artikel22


    (1) Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen dürfen keinen Maßnahmen der kollektiven Ausweisung unterworfen werden. Jeder Ausweisungsfall ist einzeln zu prüfen und zu entscheiden.


    (2) Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen dürfen nur aufgrund einer von der zuständigen Behörde entsprechend dem Gesetz getroffenen Entscheidung aus dem Hoheitsgebiet eines Vertragsstaates ausgewiesen werden.


    (3) Die Entscheidung ist ihnen in einer ihnen verständlichen Sprache mitzuteilen. Sofern dies nicht ohnehin zwingend ist, ist ihnen die Entscheidung auf Antrag schriftlich mitzuteilen, und die Entscheidungsgründe sind, abgesehen von durch die nationale Sicherheit gerechtfertigten außergewöhnlichen Umständen, ebenso anzugeben. Der Betroffene ist über seine Rechte zu unterrichten, bevor die Entscheidung getroffen wird oder spätestens dann, wenn sie getroffen wird.


    (4) Außer in den Fällen, in denen die endgültige Entscheidung durch eine Gerichtsbehörde ergeht, hat der Betroffene das Recht, Gründe gegen seine Ausweisung geltend zu machen und seinen Fall durch die zuständige Behörde überprüfen zu lassen, sofern dem nicht zwingende Gründe der nationalen Sicherheit entgegenstehen. In Erwartung dieser Überprüfung hat der Betroffene das Recht, die Aussetzung des Ausweisungsbeschlusses zu beantragen.


    (5) Wenn ein bereits vollstreckter Ausweisungsbeschluss später aufgehoben wird, hat der Betroffene das Recht, entsprechend dem Gesetz Entschädigung zu beantragen, und die frühere Entscheidung darf nicht herangezogen werden, um ihn an der Rückkehr in den betreffenden Staat zu hindern.


    (6) Im Falle der Ausweisung ist dem Betroffenen vor oder nach der Abreise angemessen Gelegenheit zu geben, sich alle Lohnansprüche und sonstigen Ansprüche, die er gegebenenfalls hat, abgelten zu lassen und alle offenen Verpflichtungen zu regeln.


    (7) Unbeschadet der Vollstreckung eines Ausweisungsbeschlusses können Wanderarbeitnehmer oder ihre Familienangehörigen, die von einem solchen Beschluss betroffen sind, um Aufnahme in einem anderen Staat als ihrem Herkunftsstaat ersuchen.


    (8) Im Falle der Ausweisung eines Wanderarbeitnehmers oder eines seiner Familienangehörigen hat der Betroffene die Ausweisungskosten nicht zu tragen. Es kann von dem Betroffenen verlangt werden, dass er seine Reisekosten bezahlt.


    (9) Die Ausweisung aus dem Beschäftigungsstaat allein darf sich nicht nachteilig auf die Ansprüche auswirken, die ein Wanderarbeitnehmer oder einer seiner Familienangehörigen nach den Rechtsvorschriften dieses Staates erworben hat, einschließlich des Anspruches auf Erhalt des Lohns und der sonstigen Leistungen, die ihm zustehen.


    Artikel23


    Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen haben das Recht, den Schutz und Beistand der konsularischen und diplomatischen Behörden ihres Herkunftsstaates oder eines die Interessen dieses Staates vertretenden Staates in Anspruch zu nehmen, wenn die in dieser Konvention anerkannten Rechte beeinträchtigt werden. Insbesondere im Falle der Ausweisung ist der Betroffene unverzüglich über dieses Recht zu unterrichten, und die Behörden des ausweisenden Staates haben die Ausübung dieses Rechtes zu erleichtern.


    Artikel24


    Jeder Wanderarbeitnehmer und jeder seiner Familienangehörigen hat überall Anspruch auf Anerkennung als Rechtsperson.


    Artikel25


    (1) Wanderarbeitnehmern ist eine Behandlung zu gewähren, die nicht weniger günstig sein darf als die für die Staatsangehörigen des Beschäftigungsstaates vorgesehene Behandlung in Bezug auf das Arbeitsentgelt und:


    a) andere Arbeitsbedingungen, das heißt Überstunden, Arbeitszeit, wöchentliche Ruhezeiten, bezahlter Jahresurlaub, Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz, die Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses und alle anderen Arbeitsbedingungen, die nach den innerstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten unter diesen Begriff fallen;


    b) andere Beschäftigungsbedingungen, das heißt das Mindestbeschäftigungsalter, die Einschränkung der Heimarbeit und alle anderen Fragen, die nach den innerstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten als Beschäftigungsbedingungen gelten.


    (2) Es ist nicht zulässig, in privaten Arbeitsverträgen von dem in Absatz1 genannten Grundsatz der Gleichbehandlung abzuweichen.


    (3) Die Vertragsstaaten haben alle geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass Wanderarbeitnehmer wegen der Irregularität ihres Aufenthalts oder ihrer Beschäftigung keines der sich aus diesem Grundsatz ergebenden Rechte verlieren. Insbesondere darf eine solche Irregularität die Arbeitgeber nicht irgendwelcher rechtlicher oder vertraglicher Verpflichtungen entheben, noch irgendeine Einschränkung dieser Verpflichtungen zur Folge haben.


    Artikel26


    (1) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht der Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen:


    a) an Versammlungen und Tätigkeiten von Gewerkschaften und anderen Vereinigungen teilzunehmen, die entsprechend dem Gesetz gegründet wurden, um deren wirtschaftliche, soziale, kulturelle und sonstige Interessen zu schützen, allein nach Maßgabe der Vorschriften der betreffenden Organisationen;


    b) jeder Gewerkschaft und jeder dieser Vereinigungen frei beizutreten, allein nach Maßgabe der Vorschriften der betreffenden Organisation;


    c) um die Hilfe und den Beistand jeder Gewerkschaft und jeder dieser Vereinigungen nachzusuchen.


    (2) Die Ausübung dieser Rechte darf nur solchen Einschränkungen unterworfen werden, die gesetzlich vorgesehen und in einer demokratischen Gesellschaft im Interesse der nationalen Sicherheit oder der öffentlichen Ordnung (ordre public) oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer erforderlich sind.


    Artikel27


    (1) Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen genießen im Beschäftigungsstaat in Bezug auf die soziale Sicherheit die gleiche Behandlung wie die Staatsangehörigen dieses Staates, soweit sie die nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften dieses Staates und den anzuwendenden zweiseitigen oder mehrseitigen Verträgen erforderlichen Voraussetzungen erfüllen. Die zuständigen Behörden des Herkunftsstaates und des Beschäftigungsstaates können jederzeit die erforderlichen Vorkehrungen treffen, um die Einzelheiten der Anwendung dieser Norm festzulegen.


    (2) Wenn Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen nach den geltenden Rechtsvorschriften eine Leistung nicht erhalten können, prüfen die betreffenden Staaten die Möglichkeit, den Betroffenen die Beiträge in der für diese Leistung entrichteten Höhe zu erstatten, unter Zugrundelegung der Behandlung, die den eigenen Staatsangehörigen gewährt wird, die sich in einer ähnlichen Lage befinden.


    Artikel28


    Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen haben das Recht, jede ärztliche Versorgung, die für die Erhaltung ihres Lebens oder die Vermeidung einer nicht wiedergutzumachenden Schädigung ihrer Gesundheit dringend erforderlich ist, auf der Grundlage der Gleichbehandlung mit den Staatsangehörigen des betreffenden Staates zu erhalten. Diese dringende ärztliche Versorgung darf ihnen wegen einer etwaigen Irregularität in Bezug auf Aufenthalt oder Beschäftigung nicht verweigert werden.


    Artikel29


    Alle Kinder von Wanderarbeitnehmern haben das Recht auf einen Namen, auf Registrierung ihrer Geburt und auf eine Staatsangehörigkeit.


    Artikel30


    Alle Kinder von Wanderarbeitnehmern haben auf der Grundlage der Gleichbehandlung mit den Staatsangehörigen des betreffenden Staates das grundlegende Recht auf Zugang zur Bildung. Der Zugang zu öffentlichen Vorschuleinrichtungen oder Schulen darf wegen des nicht geregelten Status eines Elternteils in Bezug auf Aufenthalt oder Beschäftigung oder wegen der Irregularität des Aufenthalts des Kindes im Beschäftigungsstaat nicht verweigert oder eingeschränkt werden,


    Artikel31


    (1) Die Vertragsstaaten tragen für die Achtung der kulturellen Identität der Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen Sorge und hindern sie nicht daran, ihre kulturellen Bindungen zu ihrem Herkunftsstaat zu wahren.


    (2) Die Vertragsstaaten können geeignete Maßnahmen ergreifen, um diesbezügliche Anstrengungen zu unterstützen und zu fördern.


    Artikel32


    Bei Beendigung ihres Aufenthalts im Beschäftigungsstaat haben Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen das Recht, ihre Einkünfte und Ersparnisse zu überweisen und, entsprechend den anwendbaren Rechtsvorschriften der betreffenden Staaten, ihre persönliche Habe und persönlichen Gegenstände mitzunehmen.


    Artikel33


    (1) Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen haben das Recht, vom Herkunftsstaat, vom Beschäftigungsstaat oder gegebenenfalls vom Durchreisestaat Auskünfte zu erhalten über:


    a) ihre Rechte aufgrund dieser Konvention;


    b) die Voraussetzungen für ihre Zulassung, ihre Rechte und Pflichten nach den Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten des betreffenden Staates sowie alle sonstigen Fragen, die sie in die Lage versetzen, die Verwaltungs- und sonstigen Formalitäten in diesem Staat zu erfüllen.


    (2) Die Vertragsstaaten haben alle von ihnen für geeignet gehaltenen Maßnahmen zu ergreifen, um diese Auskünfte zu verbreiten oder dafür Sorge zu tragen, dass sie von den Arbeitgebern, Gewerkschaften oder anderen geeigneten Stellen oder Einrichtungen zur Verfügung gestellt werden. Gegebenenfalls haben sie mit anderen betroffenen Staaten zusammenzuarbeiten.


    (3) Die entsprechenden Auskünfte sind den Wanderarbeitnehmern und ihren Familienangehörigen auf Anfrage kostenlos und, soweit wie möglich, in einer ihnen verständlichen Sprache zur Verfügung zu stellen.


    Artikel34


    Die Bestimmungen dieses Teils der Konvention befreien Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen nicht von der Verpflichtung, die Gesetze und sonstigen Vorschriften eines Durchreisestaates sowie des Beschäftigungsstaates einzuhalten, oder von der Verpflichtung, die kulturelle Identität der Bewohner dieser Staaten zu achten.


    Artikel35


    Die Bestimmungen dieses Teils der Konvention sind nicht dahin auszulegen, dass sich daraus eine Regularisierung der Lage von Wanderarbeitnehmern oder deren Familienangehörigen, die nicht über die erforderlichen Dokumente verfügen oder deren Status nicht geregelt ist, oder ein Recht auf eine derartige Regularisierung ihres Status herleitet, noch berühren sie die zur Gewährleistung vernünftiger und gerechter Bedingungen für die internationale Wanderung gemäß TeilVI vorgesehenen Maßnahmen.


    TeilIVSonstige Rechte von Wanderarbeitnehmern und ihren Familienangehörigen, die über die erforderlichen Dokumente verfügen oder deren Status geregelt ist


    Artikel36


    Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen, die über die erforderlichen Dokumente verfügen oder deren Status im Beschäftigungsstaat geregelt ist, haben zusätzlich zu den Rechten in TeilIII die in diesem Teil niedergelegten Rechte.


    Artikel37


    Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen haben das Recht, vor ihrer Ausreise oder spätestens bei ihrer Zulassung im Beschäftigungsstaat vom Herkunftsstaat oder gegebenenfalls vom Beschäftigungsstaat vollständige Auskünfte zu erhalten über alle für ihre Zulassung geltenden Voraussetzungen und insbesondere die Voraussetzungen für ihren Aufenthalt und die Tätigkeiten gegen Entgelt, die sie ausüben dürfen, sowie über die Anforderungen, die sie im Beschäftigungsstaat zu erfüllen haben, und die Behörden, an die sie sich wegen einer Änderung der geltenden Voraussetzungen zu wenden haben.


    Artikel38


    (1) Die Beschäftigungsstaaten haben alles zu tun, um Wanderarbeitnehmern und ihren Familienangehörigen die Erlaubnis zu erteilen, vorübergehend auszureisen, ohne dass sich dies auf ihre Aufenthalts- beziehungsweise Arbeitserlaubnis auswirkt. Dabei haben die Beschäftigungsstaaten die besonderen Bedürfnisse und Verpflichtungen der Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen, insbesondere in deren Herkunftsstaat, zu berücksichtigen,


    (2) Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen haben das Recht, vollständige Auskünfte über die Voraussetzungen, unter denen die Erlaubnis für eine solche vorübergehende Ausreise erteilt wird, zu erhalten.


    Artikel39


    (1) Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen haben das Recht, sich im Hoheitsgebiet des Beschäftigungsstaates frei zu bewegen und dort ihren Wohnsitz frei zu wählen.


    (2) Die in Absatz1 genannten Rechte dürfen nur eingeschränkt werden, wenn dies gesetzlich vorgesehen und zum Schutz der nationalen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung (ordre public), der öffentlichen Gesundheit, der öffentlichen Sittlichkeit oder der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist und die Einschränkungen mit den übrigen in dieser Konvention anerkannten Rechten vereinbar sind.


    Artikel40


    (1) Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen haben das Recht, im Beschäftigungsstaat zur Förderung und zum Schutz ihrer wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und sonstigen Interessen Vereinigungen und Gewerkschaften zu bilden.


    (2) Die Ausübung dieser Rechte darf nur solchen Einschränkungen unterworfen werden, die gesetzlich vorgesehen und in einer demokratischen Gesellschaft im Interesse der nationalen Sicherheit oder der öffentlichen Ordnung (ordre public) oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer erforderlich sind.


    Artikel41


    (1) Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen haben das Recht, an den öffentlichen Angelegenheiten ihres Herkunftsstaates mitzuwirken und bei Wahlen in diesem Staat zu wählen und gewählt zu werden, entsprechend den Rechtsvorschriften dieses Staates.


    (2) Die betreffenden Staaten haben, soweit angebracht und entsprechend ihren Rechtsvorschriften, die Ausübung dieser Rechte zu erleichtern.


    Artikel42


    (1) Die Vertragsstaaten ziehen die Schaffung von Verfahren oder Einrichtungen in Betracht, mit Hilfe derer sowohl in den Herkunftsstaaten als auch in den Beschäftigungsstaaten den besonderen Bedürfnissen, Bestrebungen und Verpflichtungen der Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen Rechnung getragen werden kann, und sehen gegebenenfalls die Möglichkeit vor, dass Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen in diesen Einrichtungen ihre eigenen, frei gewählten Vertreter haben.


    (2) Die Beschäftigungsstaaten erleichtern entsprechend ihren innerstaatlichen Rechtsvorschriften die Anhörung oder Mitwirkung von Wanderarbeitnehmern und ihren Familienangehörigen bei Entscheidungen, die das Leben und die Verwaltung in den Gemeinden betreffen.


    (3) Wanderarbeitnehmer können im Beschäftigungsstaat politische Rechte genießen, wenn dieser Staat ihnen in Ausübung seiner Hoheitsgewalt solche Rechte gewährt.


    Artikel43


    (1) Wanderarbeitnehmer genießen die gleiche Behandlung wie die Staatsangehörigen des Beschäftigungsstaates in Bezug auf den:


    a) Zugang zu Bildungseinrichtungen und -angeboten, vorbehaltlich der Zulassungsbedingungen und sonstigen Vorschriften der betreffenden Bildungseinrichtungen und -angebote;


    b) Zugang zur Berufsberatung und Arbeitsvermittlung;


    c) Zugang zu Angeboten und Einrichtungen der beruflichen Bildung und Umschulung;


    d) Zugang zu Wohnungen, einschließlich Sozialwohnungen, und Schutz vor Mietwucher;


    e) Zugang zu Sozial- und Gesundheitsdiensten, sofern die erforderlichen Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der Maßnahmen erfüllt sind;


    f) Zugang zu Genossenschaften und selbstverwalteten Unternehmen, ohne dass sich deshalb ihr Status als Wanderarbeitnehmer ändert und nach Maßgabe der Vorschriften und Regelungen der betreffenden Stellen;


    g) Zugang zum und Teilnahme am kulturellen Leben.


    (2) Die Vertragsstaaten fördern die Voraussetzungen für eine wirkliche Gleichbehandlung, um es den Wanderarbeitnehmern zu ermöglichen, in den Genuss der in Absatz1 genannten Rechte zu kommen, wenn die Bedingungen für ihren Aufenthalt, wie vom Beschäftigungsstaat genehmigt, den entsprechenden Anforderungen genügen.


    (3) Der Beschäftigungsstaat hindert Arbeitgeber von Wanderarbeitnehmern nicht daran, Wohnraum oder soziale oder kulturelle Einrichtungen für diese zu schaffen. Vorbehaltlich des Artikels70 kann ein Beschäftigungsstaat die Schaffung solcher Einrichtungen von den Bedingungen abhängig machen, die für deren Schaffung in diesem Staat im Allgemeinen gelten.


    Artikel44


    (1) Die Vertragsstaaten erkennen an, dass die Familie die natürliche Grundeinheit der Gesellschaft ist und Anspruch auf Schutz durch Gesellschaft und Staat hat, und ergreifen geeignete Maßnahmen, um den Schutz der Einheit der Familie der Wanderarbeitnehmer sicherzustellen.


    (2) Die Vertragsstaaten ergreifen die Maßnahmen, die sie für geeignet halten und die in ihre Zuständigkeit fallen, um die Zusammenführung der Wanderarbeitnehmer mit ihren Ehegatten oder den Personen, mit denen sie Beziehungen unterhalten, die nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften der Ehe vergleichbare Wirkungen haben, sowie mit ihren minderjährigen unterhaltsberechtigten ledigen Kindern zu erleichtern.


    (3) Aus humanitären Gründen ziehen die Beschäftigungsstaaten wohlwollend in Erwägung, anderen Familienangehörigen von Wanderarbeitnehmern die gleiche Behandlung zu gewähren wie in Absatz2 vorgesehen.


    Artikel45


    (1) Die Familienangehörigen von Wanderarbeitnehmern genießen im Beschäftigungsstaat die gleiche Behandlung wie die Staatsangehörigen dieses Staates in Bezug auf den:


    a) Zugang zu Bildungseinrichtungen und -angeboten, vorbehaltlich der Zulassungsbedingungen und sonstigen Vorschriften der betreffenden Bildungseinrichtungen und -angebote;


    b) Zugang zu Einrichtungen und Angeboten der Berufsberatung und der beruflichen Bildung, sofern die Voraussetzungen für die Teilnahme erfüllt sind;


    c) Zugang zu Sozial- und Gesundheitsdiensten, sofern die erforderlichen Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der Maßnahmen erfüllt sind;


    d) Zugang zum und Teilnahme am kulturellen Leben.


    (2) Die Beschäftigungsstaaten verfolgen, gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit den Herkunftsstaaten, eine Politik, die darauf abzielt, die Eingliederung der Kinder von Wanderarbeitnehmern in das örtliche Schulsystem, insbesondere durch Unterweisung in der örtlich gesprochenen Sprache, zu erleichtern.


    (3) Die Beschäftigungsstaaten bemühen sich, für die Kinder von Wanderarbeitnehmern die Unterweisung in ihrer Muttersprache und Kultur zu erleichtern, und die Herkunftsstaaten wirken dabei, soweit dies angebracht ist, mit.


    (4) Die Beschäftigungsstaaten können besondere Unterrichtungsprogramme in der Muttersprache der Kinder von Wanderarbeitnehmern, falls erforderlich in Zusammenarbeit mit den Herkunftsstaaten, vorsehen.


    Artikel46


    Wanderarbeitnehmern und ihren Familienangehörigen ist, vorbehaltlich der anzuwendenden Rechtsvorschriften des betreffenden Staates sowie der einschlägigen internationalen Übereinkünfte und der den betreffenden Staaten obliegenden Verpflichtungen aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu Zollvereinen, die Befreiung von Einfuhr- und Ausfuhrzöllen und -abgaben für ihre persönliche Habe und ihr Haushaltsgut sowie für die Ausrüstung zu gewähren, die für die Ausübung der Tätigkeit gegen Entgelt, für die sie im Beschäftigungsstaat zugelassen sind, erforderlich ist:


    a) bei ihrer Ausreise aus dem Herkunftsstaat oder dem Staat des gewöhnlichen Aufenthalts;


    b) bei der ersten Zulassung im Beschäftigungsstaat;


    c) bei der endgültigen Ausreise aus dem Beschäftigungsstaat;


    d) bei der endgültigen Rückkehr in den Herkunftsstaat oder den Staat des gewöhnlichen Aufenthalts.


    Artikel47


    (1) Wanderarbeitnehmer haben das Recht, ihre Einkünfte und Ersparnisse, insbesondere die Beträge, die für den Unterhalt ihrer Familienangehörigen erforderlich sind, vom Beschäftigungsstaat in ihren Herkunftsstaat oder jeden anderen Staat zu überweisen. Solche Überweisungen erfolgen nach Maßgabe der in den anzuwendenden Rechtsvorschriften des betreffenden Staates vorgesehenen Verfahren und der anzuwendenden internationalen Übereinkünfte.


    (2) Die betreffenden Staaten ergreifen geeignete Maßnahmen, um solche Überweisungen zu erleichtern.


    Artikel48


    (1) Vorbehaltlich der anzuwendenden Doppelbesteuerungsabkommen gilt für Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen in Bezug auf ihre Einkünfte im Beschäftigungsstaat Folgendes:


    a) sie unterliegen keinen höheren oder belastenderen Steuern, Gebühren oder Abgaben, gleich welcher Art, als denen, die von den Staatsangehörigen des betreffenden Staates in vergleichbarer Lage erhoben werden;


    b) sie haben Anspruch auf Vergünstigungen oder Befreiungen in Bezug auf Steuern gleich welcher Art sowie auf alle Freibeträge einschließlich der Freibeträge wegen Familienlasten, die die Staatsangehörigen des betreffenden Staates in vergleichbarer Lage erhalten.


    (2) Die Vertragsstaaten bemühen sich, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um die Doppelbesteuerung der Einkünfte und Ersparnisse der Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen zu vermeiden.


    Artikel49


    (1) Wenn nach den innerstaatlichen Rechtsvorschriften für den Aufenthalt und für die Ausübung einer Beschäftigung jeweils eine eigene Erlaubnis erforderlich ist, erteilt der Beschäftigungsstaat den Wanderarbeitnehmern die Aufenthaltserlaubnis für einen mindestens ebenso langen Zeitraum wie für ihre Erlaubnis, eine Tätigkeit gegen Entgelt auszuüben.


    (2) Wanderarbeitnehmer, die in dem Beschäftigungsstaat die Erlaubnis haben, ihre Tätigkeit gegen Entgelt frei zu wählen, dürfen nicht allein aufgrund der Tatsache, dass ihre Tätigkeit gegen Entgelt vor Ablauf ihrer Arbeits- oder sonstigen Erlaubnis endet, als Wanderarbeitnehmer mit nicht geregeltem Status betrachtet werden noch deswegen ihre Aufenthaltserlaubnis verlieren.


    (3) Um den in Absatz2 genannten Wanderarbeitnehmern genügend Zeit zu lassen, eine andere Tätigkeit gegen Entgelt zu finden, darf die Aufenthaltserlaubnis mindestens so lange nicht entzogen werden, wie sie gegebenenfalls Anspruch auf Leistungen bei Arbeitslosigkeit haben.


    Artikel50


    (1) Im Falle des Todes eines Wanderarbeitnehmers oder der Auflösung der Ehe zieht der Beschäftigungsstaat wohlwollend in Erwägung, Familienangehörigen dieses Wanderarbeitnehmers, die sich aufgrund der Familienzusammenführung in diesem Staat aufhalten, eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen; der Beschäftigungsstaat berücksichtigt die Dauer ihres bisherigen Aufenthalts in diesem Staat.


    (2) Familienangehörigen, denen keine solche Erlaubnis erteilt wird, ist vor der Ausreise eine angemessene Frist zur Regelung ihrer Angelegenheiten in dem Beschäftigungsstaat einzuräumen.


    (3) Die Bestimmungen der Absätze1 und 2 dürfen nicht so ausgelegt werden, dass sie ein diesen Familienangehörigen durch die Rechtsvorschriften des Beschäftigungsstaates oder durch auf diesen Staat anzuwendende zweiseitige und mehrseitige Verträge anderweitig gewährtes Recht auf Aufenthalt und Erwerbstätigkeit beeinträchtigen.


    Artikel51


    Wanderarbeitnehmer, die in dem Beschäftigungsstaat nicht die Erlaubnis haben, ihre Tätigkeit gegen Entgelt frei zu wählen, dürfen nicht allein aufgrund der Tatsache, dass ihre Tätigkeit gegen Entgelt vor Ablauf ihrer Arbeitserlaubnis endet, als Wanderarbeitnehmer mit nicht geregeltem Status betrachtet werden noch deswegen ihre Aufenthaltserlaubnis verlieren, außer in den Fällen, in denen die Aufenthaltserlaubnis ausdrücklich von der bestimmten Tätigkeit gegen Entgelt abhängig gemacht worden ist, für die sie zugelassen worden sind. Diese Wanderarbeitnehmer haben das Recht, während der restlichen Gültigkeitsdauer ihrer Arbeitserlaubnis, vorbehaltlich der in ihrer Arbeitserlaubnis vorgesehenen besonderen Bedingungen und Einschränkungen, eine andere Beschäftigung zu suchen, an staatlich finanzierten Arbeitsbeschaffungsprogrammen und an Umschulungslehrgängen teilzunehmen.


    Artikel52


    (1) Wanderarbeitnehmer haben in dem Beschäftigungsstaat das Recht, ihre Tätigkeit gegen Entgelt frei zu wählen, vorbehaltlich der folgenden Einschränkungen oder Voraussetzungen.


    (2) Der Beschäftigungsstaat kann für jeden Wanderarbeitnehmer


    a) den Zugang zu begrenzten Gruppen von Beschäftigungen, Funktionen, Dienstleistungen oder Tätigkeiten beschränken, wenn dies im Interesse des Staates erforderlich und nach den innerstaatlichen Rechtsvorschriften vorgesehen ist;


    b) die freie Wahl der Tätigkeit gegen Entgelt nach Maßgabe seiner Rechtsvorschriften über die Anerkennung von außerhalb seines Hoheitsgebietes erworbenen beruflichen Befähigungen einschränken. Die betreffenden Vertragsstaaten bemühen sich jedoch, die Anerkennung solcher Befähigungen vorzusehen.


    (3) Im Falle von Wanderarbeitnehmern, deren Arbeitserlaubnis zeitlich befristet ist, kann der Beschäftigungsstaat ferner


    a) die Ausübung des Rechtes auf freie Wahl der Tätigkeit gegen Entgelt davon abhängig machen, dass der Wanderarbeitnehmer sich während der nach den Rechtsvorschriften dieses Staates vorgeschriebenen Zeit, die zwei Jahre nicht überschreiten sollte, in dessen Hoheitsgebiet rechtmäßig gewöhnlich aufgehalten hat, um dort eine Tätigkeit gegen Entgelt auszuüben;


    b) den Zugang eines Wanderarbeitnehmers zu einer Tätigkeit gegen Entgelt im Rahmen einer Politik beschränken, die den eigenen Staatsangehörigen oder Personen, die aufgrund der Rechtsvorschriften oder von zweiseitigen oder mehrseitigen Übereinkünften den eigenen Staatsangehörigen zu diesem Zweck gleichgestellt sind, den Vorrang einräumt. Diese Einschränkung entfällt für einen Wanderarbeitnehmer, der sich während der nach den Rechtsvorschriften des betreffenden Staates vorgeschriebenen Zeit, die fünf Jahre nicht überschreiten sollte, in dessen Hoheitsgebiet rechtmäßig gewöhnlich aufgehalten hat, um dort eine Tätigkeit gegen Entgelt auszuüben.


    (4) Die Beschäftigungsstaaten schreiben die Bedingungen vor, unter denen einem Wanderarbeitnehmer, der zur Aufnahme einer Beschäftigung zugelassen worden ist, die Erlaubnis erteilt werden kann, auf eigene Rechnung tätig zu werden. Die Zeit, während der sich der Arbeitnehmer bereits rechtmäßig in dem Beschäftigungsstaat aufgehalten hat, ist zu berücksichtigen.


    Artikel53


    (1) Familienangehörigen eines Wanderarbeitnehmers, die selbst eine Aufenthaltserlaubnis oder Zulassung haben, die keiner zeitlichen Befristung unterliegt oder automatisch verlängert wird, ist unter denselben Voraussetzungen, die gemäß Artikel52 für den Wanderarbeitnehmer gelten, die freie Wahl einer Tätigkeit gegen Entgelt zu gewähren.


    (2) Im Falle von Familienangehörigen eines Wanderarbeitnehmers, die nicht die Erlaubnis haben, eine Tätigkeit gegen Entgelt frei zu wählen, ziehen die Vertragsstaaten wohlwollend in Erwägung, ihnen bei der Gewährung der Erlaubnis zur Ausübung einer Tätigkeit gegen Entgelt Vorrang vor anderen Arbeitnehmern einzuräumen, die die Zulassung in dem Beschäftigungsstaat beantragen, vorbehaltlich der anzuwendenden zweiseitigen und mehrseitigen Übereinkünfte.


    Artikel54


    (1) Unbeschadet der Bedingungen ihrer Aufenthalts- oder Arbeitserlaubnis und der in den Artikeln25 und 27 vorgesehenen Rechte genießen Wanderarbeitnehmer die gleiche Behandlung wie die Staatsangehörigen des Beschäftigungsstaates in Bezug auf:


    a) Kündigungsschutz;


    b) Leistungen bei Arbeitslosigkeit;


    c) Zugang zu staatlich finanzierten Arbeitsbeschaffungsprogrammen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit;


    d) Zugang zu einer anderen Beschäftigung im Falle des Verlusts der Beschäftigung oder der Beendigung einer sonstigen Tätigkeit gegen Entgelt, vorbehaltlich des Artikels52.


    (2) Macht ein Wanderarbeitnehmer geltend, dass die Bedingungen seines Arbeitsvertrages durch seinen Arbeitgeber verletzt worden sind, so hat er das Recht, unter den Bedingungen des Artikels18 Absatz1 die zuständigen Behörden des Beschäftigungsstaates mit seinem Fall zu befassen.


    Artikel55


    Wanderarbeitnehmer, die die Erlaubnis erhalten haben, eine Tätigkeit gegen Entgelt, vorbehaltlich der bei der Gewährung dieser Erlaubnis festgelegten Bedingungen, auszuüben, haben bei der Ausübung dieser Tätigkeit gegen Entgelt Anspruch auf die gleiche Behandlung wie die Staatsangehörigen des Beschäftigungsstaates.


    Artikel56


    (1) Die in diesem Teil bezeichneten Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen dürfen aus dem Beschäftigungsstaat nur aus den in den innerstaatlichen Rechtsvorschriften dieses Staates festgelegten Gründen und vorbehaltlich der in TeilIII vorgesehenen Garantien ausgewiesen werden.


    (2) Von der Ausweisung darf nicht Gebrauch gemacht werden, um einem Wanderarbeitnehmer oder einem seiner Familienangehörigen die Rechte zu entziehen, die sich aus der Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis herleiten.


    (3) Wird in Erwägung gezogen, einen Wanderarbeitnehmer oder einen seiner Familienangehörigen auszuweisen, sollten humanitäre Überlegungen und die Dauer des bisherigen Aufenthalts des Betreffenden im Beschäftigungsstaat berücksichtigt werden.


    TeilVFür besondere Gruppen von Wanderarbeitnehmern und deren Familienangehörige geltende Bestimmungen


    Artikel57


    Die in diesem Teil genannten besonderen Gruppen von Wanderarbeitnehmern und deren Familienangehörigen, die über die erforderlichen Dokumente verfügen oder deren Status geregelt ist, genießen die in TeilIII und, vorbehaltlich der nachstehenden Änderungen, die in TeilIV vorgesehenen Rechte.


    Artikel58


    (1) Grenzgänger im Sinne des Artikels2 Absatz2 Buchstabe a haben Anspruch auf die in TeilIV vorgesehenen Rechte, die aufgrund ihrer Anwesenheit und Arbeit im Hoheitsgebiet des Beschäftigungsstaates auf sie angewandt werden können, unter Berücksichtigung der Tatsache, dass sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt nicht in diesem Staate haben.


    (2) Die Beschäftigungsstaaten ziehen wohlwollend in Erwägung, Grenzgängern nach einer bestimmten Zeit das Recht der freien Wahl ihrer Tätigkeit gegen Entgelt zu gewähren. Die Gewährung dieses Rechts berührt ihren Status als Grenzgänger nicht.


    Artikel59


    (1) Saisonarbeitnehmer im Sinne des Artikels2 Absatz2 Buchstabe b haben Anspruch auf die in TeilIV vorgesehenen Rechte, die aufgrund ihrer Anwesenheit und Arbeit im Hoheitsgebiet des Beschäftigungsstaates auf sie angewandt werden können und die mit ihrem Status als Saisonarbeiter in diesem Staat vereinbar sind, unter Berücksichtigung der Tatsache, dass sie nur während eines Teils des Jahres in diesem Staat anwesend sind.


    (2) Vorbehaltlich des Absatzes1 erwägt der Beschäftigungsstaat, Saisonarbeitnehmern, die während einer beachtlichen Zeit in seinem Hoheitsgebiet beschäftigt gewesen sind, die Möglichkeit der Aufnahme anderer Tätigkeiten gegen Entgelt zu geben und ihnen Vorrang vor anderen Arbeitnehmern einzuräumen, die die Zulassung in diesem Staat beantragen, vorbehaltlich der anzuwendenden zweiseitigen und mehrseitigen Übereinkünfte.


    Artikel60


    Reisende Arbeitnehmer im Sinne des Artikels2 Absatz2 Buchstabe e haben Anspruch auf die in TeilIV vorgesehenen Rechte, die ihnen aufgrund ihrer Anwesenheit und Arbeit im Hoheitsgebiet des Beschäftigungsstaates gewährt werden können und die mit ihrem Status als reisende Arbeitnehmer in diesem Staat vereinbar sind.


    Artikel61


    (1) Projektgebundene Arbeitnehmer im Sinne des Artikels2 Absatz2 Buchstabe f und ihre Familienangehörigen haben Anspruch auf die in TeilIV vorgesehenen Rechte mit Ausnahme der Bestimmungen des Artikels43 Absatz1 Buchstaben b und c, des Artikels43 Absatz1 Buchstabe d in Bezug auf Programme des sozialen Wohnungsbaus, des Artikels45 Absatz1 Buchstabe b und der Artikel52 bis 55.


    (2) Macht ein projektgebundener Arbeitnehmer geltend, dass die Bedingungen seines Arbeitsvertrages durch seinen Arbeitgeber verletzt worden sind, so hat er das Recht, unter den Bedingungen des Artikels18 Absatz1 die zuständigen Behörden des Staates, dessen Hoheitsgewalt der Arbeitgeber untersteht, mit seinem Fall zu befassen.


    (3) Vorbehaltlich der für sie in Kraft befindlichen zweiseitigen oder mehrseitigen Übereinkünfte bemühen sich die betreffenden Vertragsstaaten, es projektgebundenen Arbeitnehmern zu ermöglichen, für die Dauer ihrer projektbezogenen Tätigkeit auch weiterhin in den Genuss eines angemessenen Schutzes durch das System der sozialen Sicherheit ihres Herkunftsstaates oder des Staates, in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, zu gelangen. Die betreffenden Vertragsstaaten ergreifen geeignete Maßnahmen, um die Vorenthaltung von Rechten oder doppelte Beitragszahlungen in diesem Zusammenhang zu vermeiden.


    (4) Unbeschadet des Artikels47 und der entsprechenden zweiseitigen oder mehrseitigen Übereinkünfte gestatten die betreffenden Vertragsstaaten die Auszahlung der Einkünfte projektgebundener Arbeitnehmer in ihrem Herkunftsstaat oder in dem Staat, in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben.


    Artikel62


    (1) Für eine bestimmte Beschäftigung zugelassene Arbeitnehmer im Sinne des Artikels2 Absatz2 Buchstabe g haben Anspruch auf die in TeilIV vorgesehenen Rechte mit Ausnahme der Bestimmungen des Artikels43 Absatz1 Buchstaben b und c, des Artikels43 Absatz1 Buchstabe d in Bezug auf Programme des sozialen Wohnungsbaus, des Artikels52 und des Artikels54 Absatz1 Buchstabe d.


    (2) Die Familienangehörigen von für eine bestimmte Beschäftigung zugelassenen Arbeitnehmern haben Anspruch auf die in TeilIV vorgesehenen Rechte betreffend Familienangehörige von Wanderarbeitnehmern, mit Ausnahme der Bestimmungen des Artikels53.


    Artikel63


    (1) Selbständige im Sinne des Artikels2 Absatz2 Buchstabe h haben Anspruch auf die in TeilIV vorgesehenen Rechte mit Ausnahme der Rechte, die ausschließlich für Arbeitnehmer mit einem Arbeitsvertrag gelten.


    (2) Unbeschadet der Artikel52 und 79 bedeutet die Beendigung der Erwerbstätigkeit von Selbstständigen an sich nicht den Entzug der ihnen oder ihren Familienangehörigen erteilten Erlaubnis, im Beschäftigungsstaat zu bleiben oder dort eine Tätigkeit gegen Entgelt auszuüben, sofern die Aufenthaltserlaubnis nicht ausdrücklich von der bestimmten Tätigkeit gegen Entgelt abhängig gemacht worden ist, für die sie zugelassen worden sind.


    TeilVIFörderung vernünftiger, gerechter, humaner und rechtmäßiger Bedingungen im Zusammenhang mit der internationalen Wanderung von Wanderarbeitnehmern und ihren Familienangehörigen


    Artikel64


    (1) Unbeschadet des Artikels79 haben die betreffenden Vertragsstaaten gegebenenfalls einander zu konsultieren und zusammenzuarbeiten, um vernünftige, gerechte und humane Bedingungen im Zusammenhang mit der internationalen Wanderung von Wanderarbeitnehmern und ihren Familienangehörigen zu fördern.


    (2) In diesem Zusammenhang sind nicht nur der Arbeitskräftebedarf und die verfügbaren Arbeitskraftreserven, sondern auch die sozialen, wirtschaftlichen, kulturellen und sonstigen Bedürfnisse der Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen sowie die Folgen dieser Wanderungen für die betreffenden Gemeinschaften gebührend zu berücksichtigen.


    Artikel65


    (1) Die Vertragsstaaten unterhalten geeignete Einrichtungen, die sich mit Fragen der internationalen Wanderung von Arbeitnehmern und ihren Familienangehörigen befassen. Ihre Aufgaben umfassen unter anderem:


    a) die Formulierung und Durchführung von Maßnahmen bezüglich dieser Wanderung;


    b) den Informationsaustausch, die Konsultation und die Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden der anderen von der Wanderung betroffenen Vertragsstaaten;


    c) die Erteilung entsprechender Auskünfte, insbesondere an die Arbeitgeber, die Arbeitnehmer und ihre Verbände über die Maßnahmen und Rechtsvorschriften betreffend Wanderung und Beschäftigung, über die mit anderen Staaten geschlossenen Übereinkünfte betreffend Wanderung und über andere einschlägige Sachfragen;


    d) die Erteilung von Auskünften an und die Gewährung entsprechenden Beistands für Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen in Bezug auf die erforderlichen Erlaubnisse und Formalitäten sowie die Vorkehrungen für Abreise, Reise, Ankunft, Aufenthalt, Tätigkeiten gegen Entgelt, Ausreise und Rückkehr und über die Arbeits- und Lebensbedingungen im Beschäftigungsstaat sowie über Zoll-, Devisen- und Steuervorschriften und andere einschlägige Rechtsvorschriften.


    (2) Die Vertragsstaaten erleichtern je nach Sachlage die Bereitstellung angemessener konsularischer und anderer Einrichtungen, die notwendig sind, um den sozialen, kulturellen und sonstigen Bedürfnissen der Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen gerecht zu werden.


    Artikel66


    (1) Vorbehaltlich des Absatzes2 ist das Recht, Tätigkeiten zur Anwerbung von Arbeitnehmern für eine Beschäftigung in einem anderen Staat durchzuführen, beschränkt auf:


    a) die öffentlichen Einrichtungen oder Stellen des Staates, in dem diese Tätigkeiten erfolgen;


    b) die öffentlichen Einrichtungen oder Stellen des Beschäftigungsstaates auf der Grundlage einer zwischen den betreffenden Staaten geschlossenen Vereinbarung;


    c) alle aufgrund einer zweiseitigen oder mehrseitigen Übereinkunft errichteten Stellen.


    (2) Vorbehaltlich der Genehmigung, Zustimmung und Überwachung durch die Behörden des betreffenden Vertragsstaates, die nach den Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten dieser Staaten eingerichtet werden, kann es auch Dienststellen, künftigen Arbeitgebern oder in ihrem Namen handelnden Personen gestattet werden, solche Tätigkeiten durchzuführen.


    Artikel67


    (1) Die betreffenden Vertragsstaaten arbeiten gegebenenfalls zusammen bei der Annahme von Maßnahmen für die ordnungsgemäße Rückkehr von Wanderarbeitnehmern und ihren Familienangehörigen in den Herkunftsstaat, wenn diese beschließen zurückzukehren, wenn ihre Aufenthalts- oder Arbeitserlaubnis abläuft oder wenn ihr Status im Beschäftigungsstaat nicht geregelt ist.


    (2) In Bezug auf Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen, deren Status geregelt ist, arbeiten die betreffenden Vertragsstaaten, soweit angebracht, gemäß den von diesen Staaten vereinbarten Bedingungen zusammen, um angemessene wirtschaftliche Voraussetzungen für ihre Wiederansiedlung zu fördern und um ihre dauerhafte soziale und kulturelle Wiedereingliederung im Herkunftsstaat zu erleichtern.


    Artikel68


    (1) Die Vertragsstaaten, einschließlich der Durchreisestaaten, arbeiten zusammen, um illegale oder heimliche Wanderung und Beschäftigung von Wanderarbeitnehmern, deren Status nicht geregelt ist, zu verhindern und zu unterbinden. Die zu diesem Zweck innerhalb der Zuständigkeit eines jeden betroffenen Staates zu treffenden Maßnahmen umfassen:


    a) geeignete Maßnahmen gegen die Verbreitung irreführender Auskünfte betreffend Auswanderung und Einwanderung;


    b) Maßnahmen zur Aufdeckung und Unterbindung illegaler oder heimlicher Wanderungen von Wanderarbeitnehmern und ihren Familienangehörigen und zur Verhängung wirksamer Sanktionen gegen Personen, Gruppen oder Stellen, die solche Wanderungen organisieren oder durchführen oder bei ihrer Organisation oder Durchführung behilflich sind;


    c) Maßnahmen zur Verhängung wirksamer Sanktionen gegen Personen, Gruppen oder Stellen, die mit Gewalt, Drohung oder Einschüchterung gegen Wanderarbeitnehmer oder ihre Familienangehörigen, deren Status nicht geregelt ist, vorgehen.


    (2) Die Beschäftigungsstaaten ergreifen alle geeigneten und wirksamen Maßnahmen, um die Beschäftigung von Wanderarbeitnehmern, deren Status nicht geregelt ist, in ihrem Hoheitsgebiet zu unterbinden, gegebenenfalls auch durch Sanktionen gegen deren Arbeitgeber. Die Rechte von Wanderarbeitnehmern gegenüber ihrem Arbeitgeber, die sich aus der Beschäftigung herleiten, werden durch diese Maßnahmen nicht beeinträchtigt.


    Artikel69


    (1) Die Vertragsstaaten ergreifen geeignete Maßnahmen, wenn sich Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen, deren Status nicht geregelt ist, in ihrem Hoheitsgebiet befinden, um sicherzustellen, dass deren Status nicht ungeregelt bleibt.


    (2) Wenn die betreffenden Vertragsstaaten die Möglichkeiten einer Regularisierung des Status dieser Personen nach Maßgabe der anzuwendenden innerstaatlichen Rechtsvorschriften und zweiseitigen oder mehrseitigen Übereinkünfte erwägen, sind die Umstände ihrer Einreise, die Dauer ihres Aufenthalts im Beschäftigungsstaat sowie andere relevante Umstände, insbesondere wenn sie sich auf ihre familiäre Situation beziehen, angemessen zu berücksichtigen.


    Artikel70


    Die Vertragsstaaten ergreifen Maßnahmen, die nicht weniger günstig sind als die, die für ihre eigenen Staatsangehörigen gelten, um sicherzustellen, dass die Arbeits- und Lebensbedingungen von Wanderarbeitnehmern und ihren Familienangehörigen mit geregeltem Status den Normen der Tauglichkeit, der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes sowie den Grundsätzen der Menschenwürde entsprechen.


    Artikel71


    (1) Die Vertragsstaaten erleichtern, soweit erforderlich, die Überführung des Leichnams eines verstorbenen Wanderarbeitnehmers oder eines Familienangehörigen in den Herkunftsstaat.


    (2) In Bezug auf Entschädigungsfragen im Zusammenhang mit dem Tod eines Wanderarbeitnehmers oder eines seiner Familienangehörigen gewähren die Vertragsstaaten den betroffenen Personen gegebenenfalls Hilfe, um die rasche Regelung dieser Fragen sicherzustellen. Die Regelung dieser Fragen erfolgt auf der Grundlage der anzuwendenden innerstaatlichen Rechtsvorschriften nach Maßgabe der Bestimmungen dieser Konvention und aller einschlägigen zweiseitigen oder mehrseitigen Übereinkünfte.


    TeilVIIAnwendung der Konvention


    Artikel72


    (1)


    a) Zur Überprüfung der Anwendung dieser Konvention wird ein Ausschuss zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen (im Folgenden als »Ausschuss« bezeichnet) eingesetzt.


    b) Der Ausschuss besteht bei Inkrafttreten der Konvention aus zehn und nach Inkrafttreten der Konvention für den einundvierzigsten Vertragsstaat aus vierzehn Sachverständigen von hohem sittlichem Ansehen, Unparteilichkeit und anerkannter Sachkenntnis auf dem von der Konvention erfassten Gebiet.


    (2)


    a) Die Mitglieder des Ausschusses werden in geheimer Wahl von den Vertragsstaaten aus einer Liste von Personen gewählt, die von den Vertragsstaaten vorgeschlagen worden sind, wobei auf eine ausgewogene geographische Verteilung, unter Einbeziehung der Herkunftsstaaten wie der Beschäftigungsstaaten, sowie auf die Vertretung der hauptsächlichen Rechtssysteme gebührend zu achten ist. Jeder Vertragsstaat kann einen seiner eigenen Staatsangehörigen vorschlagen.


    b) Die Mitglieder werden in ihrer persönlichen Eigenschaft gewählt und sind in dieser Eigenschaft tätig.


    (3) Die erste Wahl findet spätestens sechs Monate nach Inkrafttreten dieser Konvention statt, darauffolgende Wahlen alle zwei Jahre. Spätestens vier Monate vor jeder Wahl fordert der Generalsekretär der Vereinten Nationen die Vertragsstaaten schriftlich auf, innerhalb von zwei Monaten ihre Kandidaten vorzuschlagen. Der Generalsekretär fertigt eine alphabetische Liste aller auf dieser Weise vorgeschlagenen Personen unter Angabe der Vertragsstaaten an, die sie vorgeschlagen haben, und übermittelt sie den Vertragsstaaten zusammen mit dem Lebenslauf der auf diese Weise vorgeschlagenen Personen spätestens einen Monat vor der jeweiligen Wahl.


    (4) Die Wahl der Mitglieder des Ausschusses findet auf einer vom Generalsekretär am Amtssitz der Vereinten Nationen einberufenen Versammlung der Vertragstaaten statt. In dieser Versammlung, die beschlussfähig ist, wenn zwei Drittel der Vertragsstaaten vertreten sind, gelten diejenigen Kandidaten als in den Ausschuss gewählt, die die höchste Stimmenanzahl und die absolute Stimmenmehrheit der anwesenden und abstimmenden Vertragsstaaten auf sich vereinigen.


    (5)


    a) Die Mitglieder des Ausschusses haben eine Amtszeit von vier Jahren. Die Amtszeit von fünf der bei der ersten Wahl gewählten Mitglieder läuft jedoch nach zwei Jahren ab; unmittelbar nach der ersten Wahl werden die Namen dieser fünf Mitglieder vom Vorsitzenden der Versammlung der Vertragsstaaten durch das Los bestimmt;


    b) die Wahl der vier zusätzlichen Mitglieder des Ausschusses findet gemäß den Absätzen 2, 3 und 4 nach Inkrafttreten der Konvention für den einundvierzigsten Vertragsstaat statt. Die Amtszeit von zwei bei dieser Gelegenheit gewählten zusätzlichen Mitgliedern läuft nach zwei Jahren ab; die Namen dieser Mitglieder werden vom Vorsitzenden der Versammlung der Vertragsstaaten durch das Los bestimmt;


    c) auf erneuten Vorschlag können die Mitglieder des Ausschusses wiedergewählt werden.


    (6) Falls ein Mitglied des Ausschusses stirbt oder zurücktritt oder erklärt, dass es aus einem anderen Grund die Aufgaben des Ausschusses nicht mehr wahrnehmen kann, so ernennt der Vertragsstaat, der diesen Sachverständigen vorgeschlagen hat, für die verbleibende Amtszeit einen anderen Sachverständigen seiner Staatsangehörigkeit. Die Ernennung bedarf der Billigung durch den Ausschuss.


    (7) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen stellt dem Ausschuss das Personal und die Einrichtungen zur Verfügung, die dieser zur wirksamen Durchführung seiner Aufgaben benötigt.


    (8) Die Mitglieder des Ausschusses erhalten Bezüge aus mitteln der Vereinten Nationen zu den von der Generalversammlung beschlossenen Bedingungen.


    (9) Die Mitglieder des Ausschusses haben Anspruch auf die Erleichterungen, Vorrechte und Immunitäten, die in den einschlägigen Abschnitten des Übereinkommens über die Vorrechte und Immunitäten der Vereinten Nationen für die im Auftrag der Vereinten Nationen tätigen Sachverständigen vorgesehen sind.


    Artikel73


    (1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, dem Generalsekretär der Vereinten Nationen zur Prüfung durch den Ausschuss einen Bericht über die zur Anwendung der Konvention getroffenen Gesetzgebungs-, Gerichts-, Verwaltungs- und sonstigen Maßnahmen vorzulegen, und zwar


    a) innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten der Konvention für den betreffenden Vertragsstaat und


    b) danach alle fünf Jahre sowie auf Anforderung des Ausschusses.


    (2) In den nach diesem Artikelvorgelegten Berichten ist auf etwa bestehende Umstände und Schwierigkeiten hinzuweisen, die die Durchführung der Konvention behindern, und sind Angaben über die Merkmale der Wanderungsbewegungen zu übermitteln, von denen der jeweilige Vertragsstaat betroffen ist.


    (3) Der Ausschuss beschließt alle weiteren Richtlinien, die für den Inhalt der Berichte gelten.


    (4) Die Vertragsstaaten sorgen für die weite Verbreitung ihrer Berichte in der Öffentlichkeit in ihrem eigenen Land.


    Artikel74


    (1) Der Ausschuss prüft die von den einzelnen Vertragstaaten vorgelegten Berichte und übersendet dem betreffenden Vertragsstaat jeweils die ihm geeignet erscheinenden Bemerkungen. Dieser Vertragsstaat kann dem Ausschuss seine Stellungnahme zu den vom Ausschuss gemäß diesem Artikelvorgebrachten Bemerkungen übermitteln. Bei der Prüfung der Berichte kann der Ausschuss von den Vertragsstaaten zusätzliche Auskünfte verlangen.


    (2) Rechtzeitig vor Beginn jeder ordentlichen Tagung des Ausschusses übersendet der Generalsekretär der Vereinten Nationen dem Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes Abschriften der von den betreffenden Vertragsstaaten vorgelegten Berichte und der für die Prüfung dieser Berichte zweckdienlichen Informationen, um es dem Amt zu ermöglichen, dem Ausschuss mit den Sachkenntnissen behilflich zu sein, die es zu den in dieser Konvention behandelten Fragen, die in den Zuständigkeitsbereich der Internationalen Arbeitsorganisation fallen, beisteuern kann. Der Ausschuss berücksichtigt bei seinen Beratungen alle Bemerkungen und Dokumente, die vom Amt gegebenenfalls übermittelt werden.


    (3) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen kann ferner, nach Beratung mit dem Ausschuss, den anderen Sonderorganisationen sowie den zwischenstaatlichen Organisationen Abschriften der in ihren Zuständigkeitsbereich fallenden Teile dieser Berichte zuleiten.


    (4) Der Ausschuss kann die Sonderorganisationen und andere Organe der Vereinten Nationen sowie die zwischenstaatlichen Organisationen und sonstige beteiligte Stellen auffordern, zur Prüfung durch den Ausschuss schriftliche Angaben über die in dieser Konvention behandelten Fragen, die in ihren Tätigkeitsbereich fallen, vorzulegen.


    (5) Das Internationale Arbeitsamt wird vom Ausschuss eingeladen, Vertreter zu benennen, die in beratender Eigenschaft an den Sitzungen des Ausschusses teilnehmen.


    (6) Der Ausschuss kann Vertreter anderer Sonderorganisationen und anderer Organe der Vereinten Nationen sowie zwischenstaatlicher Organisationen einladen, an seinen Sitzungen teilzunehmen und dort das Wort zu ergreifen, wenn Fragen geprüft werden, die in ihren Zuständigkeitsbereich fallen.


    (7) Der Ausschuss leitet der Generalversammlung der Vereinten Nationen einen Jahresbericht über die Durchführung dieser Konvention zu, der seine eigenen Bemerkungen und Empfehlungen enthält, die insbesondere auf der Prüfung der Berichte und etwaigen Stellungnahmen der Vertragsstaaten beruhen.


    (8) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen übersendet die Jahresberichte des Ausschusses den Vertragsstaaten, dem Wirtschafts- und Sozialrat, der Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen, dem Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes und den sonstigen zuständigen Organisationen.


    Artikel75


    (1) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.


    (2) Der Ausschuss wählt seinen Vorstand für zwei Jahre.


    (3) Der Ausschuss tritt in der Regel einmal jährlich zusammen.


    (4) Die Sitzungen des Ausschusses finden in der Regel am Amtssitz der Vereinten Nationen statt.


    Artikel76


    (1) Ein Vertragsstaat kann aufgrund dieses Artikels jederzeit erklären, dass er die Zuständigkeit des Ausschusses zur Entgegennahme und Prüfung von mitteilungen anerkennt, in denen ein Vertragsstaat geltend macht, ein anderer Vertragsstaat komme seinen Verpflichtungen aus dieser Konvention nicht nach. mitteilungen aufgrund dieses Artikels können nur entgegengenommen und geprüft werden, wenn sie von einem Vertragstaat eingereicht werden, der für sich selbst die Zuständigkeit des Ausschusses durch eine Erklärung anerkannt hat. Der Ausschuss darf keine mitteilung entgegennehmen, die einen Vertragsstaat betrifft, der keine derartige Erklärung abgegeben hat. Auf mitteilungen, die aufgrund dieses Artikels eingehen, ist folgendes Verfahren anzuwenden:


    a) Ist ein Vertragsstaat der Auffassung, dass ein anderer Vertragsstaat seinen Verpflichtungen aus dieser Konvention nicht nachkommt, so kann er den anderen Staat durch eine schriftliche mitteilung darauf hinweisen. Der Vertragsstaat kann auch den Ausschuss über die Sache informieren. Innerhalb von drei Monaten nach Zugang der mitteilung hat der Empfangsstaat dem Staat, der die mitteilung übersandt hat, in Bezug auf die Sache eine schriftliche Erklärung oder sonstige Stellungnahme zukommen zu lassen, die, soweit es möglich und angebracht ist, einen Hinweis auf die in der Sache durchgeführten, anhängigen oder zur Verfügung stehenden innerstaatlichen Verfahren und Rechtsbehelfe enthalten soll;


    b) wird die Sache nicht innerhalb von sechs Monaten nach Eingang der einleitenden mitteilung bei dem Empfangsstaat zur Zufriedenheit der beiden beteiligten Vertragsstaaten geregelt, so hat jeder der beiden Staaten das Recht, die Sache dem Ausschuss zu unterbreiten, indem er diesem und dem anderen Staat eine entsprechende mitteilung macht;


    c) der Ausschuss befasst sich mit einer ihm unterbreiteten Sache erst dann, wenn er sich Gewissheit verschafft hat, dass alle in der Sache zur Verfügung stehenden innerstaatlichen Rechtsbehelfe in Übereinstimmung mit den allgemein anerkannten Grundsätzen des Völkerrechts eingelegt und erschöpft worden sind. Dies gilt nicht, wenn nach Auffassung des Ausschusses das Verfahren bei der Anwendung der Rechtsbehelfe unangemessen lange gedauert hat;


    d) sofern die Voraussetzungen des Buchstaben c erfüllt sind, stellt der Ausschuss den beteiligten Vertragsstaaten seine guten Dienste zur Verfügung, um eine gütliche Regelung der Sache auf der Grundlage der Einhaltung der in dieser Konvention vorgesehenen Verpflichtungen herbeizuführen;


    e) der Ausschuss berät über mitteilungen aufgrund dieses Artikels in nichtöffentlicher Sitzung;


    f) der Ausschuss kann in jeder ihm nach Buchstabe b unterbreiteten Sache die unter Buchstabe b genannten beteiligten Vertragsstaaten auffordern, alle erheblichen Angaben beizubringen;


    g) die unter Buchstabe b genannten beteiligten Vertragstaaten haben das Recht, sich vertreten zu lassen sowie mündlich und/oder schriftlich Stellung zu nehmen, wenn die Sache vom Ausschuss verhandelt wird;


    h) der Ausschuss legt innerhalb von zwölf Monaten nach Eingang der unter Buchstabe b vorgesehenen mitteilung einen Bericht vor wie folgt:


    i) wenn eine Regelung im Sinne von Buchstabe d zustande gekommen ist, beschränkt der Ausschuss seinen Bericht auf eine kurze Darstellung des Sachverhalts und der erzielten Regelung;


    ii) wenn eine Regelung im Sinne von Buchstabe d nicht zustande gekommen ist, erläutert der Ausschuss in seinem Bericht den für den Streit zwischen den beteiligten Vertragsstaaten erheblichen Sachverhalt. Die schriftlichen Stellungnahmen und das Protokoll über die mündlichen Stellungnahmen der beteiligten Vertragsstaaten sind dem Bericht beizufügen. Der Ausschuss kann auch, allerdings nur den beteiligten Vertragsstaaten, jede Auffassung mitteilen, die er in der Sache für erheblich hält.


    In jedem Fall wird der Bericht den beteiligten Vertragsstaaten übermittelt.


    (2) Die Bestimmungen dieses Artikels treten in Kraft, wenn zehn Vertragsstaaten Erklärungen nach Absatz1 abgegeben haben. Diese Erklärungen werden von den Vertragsstaaten beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt, der den anderen Vertragsstaaten Abschriften davon übermittelt. Eine Erklärung kann jederzeit durch eine an den Generalsekretär gerichtete Notifikation zurückgenommen werden. Eine solche Zurücknahme berührt nicht die Prüfung einer Sache, die Gegenstand einer aufgrund dieses Artikels bereits vorgenommenen mitteilung ist; nach Eingang der Notifikation über die Zurücknahme der Erklärung beim Generalsekretär wird keine weitere mitteilung eines Vertragsstaates aufgrund dieses Artikels entgegengenommen, es sei denn, dass der betroffene Vertragsstaat eine neue Erklärung abgegeben hat.


    Artikel77


    (1) Ein Vertragsstaat kann aufgrund dieses Artikels jederzeit erklären, dass er die Zuständigkeit des Ausschusses zur Entgegennahme und Prüfung von mitteilungen einzelner Personen oder im Namen einzelner Personen anerkennt, die der Hoheitsgewalt des betreffenden Staates unterstehen und die geltend machen, dass ihre in dieser Konvention niedergelegten individuellen Rechte durch diesen Vertragsstaat verletzt worden sind. Der Ausschuss darf keine mitteilung entgegennehmen, die einen Vertragsstaat betrifft, der keine derartige Erklärung abgegeben hat.


    (2) Der Ausschuss erklärt jede nach diesem Artikeleingereichte mitteilung für unzulässig, die anonym ist oder die er für einen Missbrauch des Rechts auf Einreichung solcher mitteilungen oder für unvereinbar mit den Bestimmungen dieser Konvention hält.


    (3) Der Ausschuss prüft mitteilungen einer Einzelperson aufgrund dieses Artikels erst dann, wenn er sich Gewissheit verschafft hat,


    a) dass dieselbe Sache nicht bereits in einem anderen internationalen Untersuchungs- oder Streitregelungsverfahren geprüft wurde oder wird;


    b) dass die Einzelperson alle zur Verfügung stehenden innerstaatlichen Rechtsbehelfe erschöpft hat; dies gilt nicht, wenn nach Auffassung des Ausschusses das Verfahren bei der Anwendung der Rechtsbehelfe unangemessen lange gedauert hat oder für die betreffende Person keine wirksame Abhilfe erwarten lässt.


    (4) Vorbehaltlich des Absatzes2 bringt der Ausschuss jede ihm nach diesem Artikeleingereichte mitteilung dem Vertragsstaat zur Kenntnis, der eine Erklärung nach Absatz1 abgegeben hat und dem vorgeworfen wird, eine Bestimmung dieser Konvention verletzt zu haben. Der Empfangsstaat hat dem Ausschuss innerhalb von sechs Monaten schriftliche Erläuterungen oder Stellungnahmen zur Klärung der Sache zu übermitteln und die gegebenenfalls von ihm getroffenen Abhilfemaßnahmen mitzuteilen.


    (5) Der Ausschuss prüft die ihm nach diesem Artikelzugegangenen mitteilungen unter Berücksichtigung aller ihm von der Einzelperson oder in deren Namen und von dem betroffenen Vertragsstaat unterbreiteten Informationen.


    (6) Der Ausschuss berät über mitteilungen aufgrund dieses Artikels in nichtöffentlicher Sitzung.


    (7) Der Ausschuss teilt seine Auffassungen dem betroffenen Vertragsstaat und der Einzelperson mit.


    (8) Die Bestimmungen dieses Artikels treten in Kraft, wenn zehn Vertragsstaaten Erklärungen nach Absatz1 abgegeben haben. Diese Erklärungen werden von den Vertragsstaaten beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt, der den anderen Vertragsstaaten Abschriften davon übermittelt. Eine Erklärung kann jederzeit durch eine an den Generalsekretär gerichtete Notifikation zurückgenommen werden. Eine solche Zurücknahme berührt nicht die Prüfung einer Sache, die Gegenstand einer aufgrund dieses Artikels bereits vorgenommenen mitteilung ist; nach Eingang der Notifikation über die Zurücknahme der Erklärung beim Generalsekretär wird keine weitere von einer Einzelperson oder in deren Namen gemachte mitteilung aufgrund dieses Artikels entgegengenommen, es sei denn, dass der betroffene Vertragsstaat eine neue Erklärung abgegeben hat.


    Artikel78


    Die Bestimmungen des Artikels76 sind unbeschadet irgendwelcher anderer in den Satzungen und Übereinkünften der Vereinten Nationen und der Sonderorganisationen vorgesehener Verfahren zur Regelung von Streitigkeiten oder Beschwerden auf dem von dieser Konvention erfassten Gebiet anzuwenden und hindern die Vertragsstaaten nicht, in Übereinstimmung mit den zwischen ihnen in Kraft befindlichen internationalen Übereinkünften, irgendwelche anderen Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten anzuwenden.


    TeilVIIIAllgemeine Bestimmungen


    Artikel79


    Keine Bestimmung dieser Konvention berührt das Recht jedes Vertragsstaates, die Kriterien für die Zulassung von Wanderarbeitnehmern und ihren Familienangehörigen festzulegen. In Bezug auf sonstige Fragen im Zusammenhang mit der Rechtsstellung und Behandlung von Wanderarbeitnehmern und ihren Familienangehörigen sind die Staaten an die in dieser Konvention festgelegten Einschränkungen gebunden.


    Artikel80


    Keine Bestimmung dieser Konvention ist dahin auszulegen, dass sie die Bestimmungen der Charta der Vereinten Nationen und der Satzungen der Sonderorganisationen beschränkt, in denen die jeweiligen Aufgaben der verschiedenen Organe der Vereinten Nationen und der Sonderorganisationen hinsichtlich der in dieser Konvention behandelten Fragen geregelt sind.


    Artikel81


    (1) Keine Bestimmung dieser Konvention berührt günstigere Rechte oder Freiheiten, die Wanderarbeitnehmern und ihren Familienangehörigen gewährt werden aufgrund:


    a) der Rechtsvorschriften oder Gepflogenheiten eines Vertragsstaates, oder


    b) eines für den betreffenden Vertragsstaat geltenden zweiseitigen oder mehrseitigen Vertrages.


    (2) Keine Bestimmung dieser Konvention darf danach ausgelegt werden, dass sich daraus für einen Staat, eine Gruppe oder eine Person irgendein Recht herleitet, Tätigkeiten durchzuführen oder Handlungen vorzunehmen, die irgendwelche in dieser Konvention anerkannten Rechte oder Freiheiten beeinträchtigen.


    Artikel82


    Auf die in dieser Konvention niedergelegten Rechte der Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen kann nicht verzichtet werden. Die Ausübung irgendeiner Art von Druck auf Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen mit dem Ziel, sie zum Verzicht oder zur Aufgabe eines dieser Rechte zu veranlassen, ist nicht zulässig. Die in dieser Konvention anerkannten Rechte sind nicht abdingbar. Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um sicherzustellen, dass diese Grundsätze eingehalten werden.


    Artikel83


    Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich:


    a) dafür Sorge zu tragen, dass jeder, der in seinen in dieser Konvention anerkannten Rechten oder Freiheiten verletzt worden ist, das Recht hat, eine wirksame Beschwerde einzulegen, selbst wenn die Verletzung von Personen begangen worden ist, die in amtlicher Eigenschaft gehandelt haben;


    b) dafür Sorge zu tragen, dass jeder, der eine solche Beschwerde einlegt, diese Beschwerde durch das zuständige Gerichts-, Verwaltungs- oder Gesetzgebungsorgan oder durch eine andere nach dem Rechtssystem des Staates vorgesehene zuständige Stelle prüfen und darüber entscheiden lassen kann, und den gerichtlichen Rechtsschutz auszubauen;


    c) dafür Sorge zu tragen, dass die zuständigen Stellen Beschwerden, denen stattgegeben wurde, Geltung verschaffen.


    Artikel84


    Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, die gesetzgeberischen und sonstigen Maßnahmen zu treffen, die zur Durchführung der Bestimmungen dieser Konvention erforderlich sind.


    TeilIXSchlussbestimmungen


    Artikel85


    Der Generalsekretär der Vereinten Nationen wird zum Verwahrer dieser Konvention bestimmt.


    Artikel86


    (1) Diese Konvention liegt für alle Staaten zur Unterzeichnung auf. Sie bedarf der Ratifikation.


    (2) Diese Konvention liegt für jeden Staat zum Beitritt auf.


    (3) Die Ratifikations- oder Beitrittsurkunden werden beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.


    Artikel87


    (1) Diese Konvention tritt drei Monate nach Hinterlegung der zwanzigsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde am ersten Tag des darauffolgenden Monats in Kraft.


    (2) Für jeden Staat, der diese Konvention nach ihrem Inkrafttreten ratifiziert oder ihr beitritt, tritt sie drei Monate nach der Hinterlegung seiner eigenen Ratifikations- oder Beitrittsurkunde am ersten Tag des darauffolgenden Monats in Kraft.


    Artikel88


    Ein Staat, der diese Konvention ratifiziert oder ihr beitritt, kann weder die Anwendung eines ihrer Teile ausschließen noch, unbeschadet des Artikels3, eine bestimmte Gruppe von Wanderarbeitnehmern von der Anwendung ausschließen.


    Artikel89


    (1) Jeder Vertragsstaat kann diese Konvention frühestens fünf Jahre nach Inkrafttreten der Konvention für diesen Staat durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete Notifikation kündigen.


    (2) Diese Kündigung wird am ersten Tag des Monats wirksam, der auf den Ablauf einer Frist von zwölf Monaten nach Eingang der Notifikation beim Generalsekretär folgt.


    (3) Eine solche Kündigung enthebt den Vertragsstaat nicht der Verpflichtungen, die er aufgrund dieser Konvention in Bezug auf vor dem Wirksamwerden der Kündigung begangene Handlungen oder Unterlassungen hat; die Kündigung berührt auch nicht die weitere Prüfung einer Sache, mit welcher der Ausschuss bereits vor dem Wirksamwerden der Kündigung befasst war.


    (4) Nach dem Tag, an dem die Kündigung eines Vertragstaats wirksam wird, darf der Ausschuss nicht mit der Prüfung einer neuen diesen Staat betreffenden Sache beginnen.


    Artikel90


    (1) Jeder Vertragsstaat kann nach Ablauf von fünf Jahren nach Inkrafttreten der Konvention jederzeit durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete schriftliche Notifikation eine Revision der Konvention beantragen. Der Generalsekretär übermittelt sodann die Änderungsvorschläge den Vertragsstaaten mit der Aufforderung, ihm mitzuteilen, ob sie eine Konferenz der Vertragsstaaten zur Beratung und Abstimmung über die Vorschläge befürworten. Befürwortet innerhalb von vier Monaten nach dem Datum der Übermittlung wenigstens ein Drittel der Vertragsstaaten eine solche Konferenz, so beruft der Generalsekretär die Konferenz unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen ein. Jede Änderung, die von der Mehrheit der anwesenden und abstimmenden Vertragsstaaten angenommen wird, ist der Generalversammlung zur Billigung vorzulegen.


    (2) Die Änderungen treten in Kraft, wenn sie von der Generalversammlung der Vereinten Nationen gebilligt und von einer Zweidrittelmehrheit der Vertragsstaaten nach Maßgabe der in ihrer Verfassung vorgesehenen Verfahren angenommen worden sind.


    (3) Treten die Änderungen in Kraft, so sind sie für die Vertragsstaaten, die sie angenommen haben, verbindlich, während für die anderen Vertragsstaaten weiterhin die Bestimmungen dieser Konvention und alle früher von ihnen angenommenen Änderungen gelten.


    Artikel91


    (1) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen nimmt den Wortlaut von Vorbehalten, die ein Staat bei der Unterzeichnung, bei der Ratifikation oder beim Beitritt anbringt, entgegen und leitet ihn allen Staaten zu.


    (2) Mit Ziel und Zweck dieser Konvention unvereinbare Vorbehalte sind nicht zulässig.


    (3) Vorbehalte können jederzeit durch eine diesbezügliche Notifikation an den Generalsekretär der Vereinten Nationen zurückgenommen werden, der sodann alle Staaten davon in Kenntnis setzt. Die Notifikation wird mit dem Tag ihres Eingangs wirksam.


    Artikel92


    (1) Jede Streitigkeit zwischen zwei oder mehr Vertragsstaaten über die Auslegung oder Anwendung dieser Konvention, die nicht durch Verhandlungen beigelegt wird, ist auf Verlangen eines dieser Staaten einem Schiedsverfahren zu unterwerfen. Können sich die Parteien binnen sechs Monaten nach dem Zeitpunkt, zu dem das Schiedsverfahren verlangt worden ist, über seine Ausgestaltung nicht einigen, so kann jede dieser Parteien die Streitigkeit dem Internationalen Gerichtshof unterbreiten, indem sie einen seinem Statut entsprechenden Antrag stellt.


    (2) Jeder Vertragsstaat kann bei der Unterzeichnung oder Ratifikation dieser Konvention oder dem Beitritt zu ihr erklären, dass er sich durch Absatz1 nicht als gebunden betrachtet. Die anderen Vertragsstaaten sind gegenüber einem Vertragsstaat, der eine solche Erklärung abgegeben hat, durch Absatz1 nicht gebunden.


    (3) Ein Vertragsstaat, der eine Erklärung nach Absatz2 abgegeben hat, kann diese Erklärung jederzeit durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete Notifikation zurücknehmen.


    Artikel93


    (1) Diese Konvention, deren arabischer, chinesischer, englischer, französischer, russischer und spanischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.


    (2) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen übermittelt allen Staaten beglaubigte Abschriften dieser Konvention.


    
      Hinweise


      Fundstellen: UNTS, Bd. 2220, S.3;www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/ICRMW/icrmw_de.pdf


      Verabschiedung: 18.Dezember 1990


      Inkrafttreten: 1.Juli 2003


      Zahl der Vertragsstaaten: 48


      Individualbeschwerde: ja


      Deutschland: nicht unterzeichnet und ratifiziert

    


    21Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen vom 13.Dezember2006 (Convention on the Rights of Persons with Disabilities, CRPD)


    Präambel


    DIE VERTRAGSSTAATEN DIESES ÜBEREINKOMMENS


    a) unter Hinweis auf die in der Charta der Vereinten Nationen verkündeten Grundsätze, denen zufolge die Anerkennung der Würde und des Wertes, die allen Mitgliedern der menschlichen Gesellschaft innewohnen, sowie ihrer gleichen und unveräußerlichen Rechte die Grundlage von Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden in der Welt bildet,


    b) in der Erkenntnis, dass die Vereinten Nationen in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und in den Internationalen Menschenrechtspakten verkündet haben und übereingekommen sind, dass jeder Mensch ohne Unterschied Anspruch auf alle darin aufgeführten Rechte und Freiheiten hat,


    c) bekräftigend, dass alle Menschenrechte und Grundfreiheiten allgemein gültig und unteilbar sind, einander bedingen und miteinander verknüpft sind und dass Menschen mit Behinderungen der volle Genuss dieser Rechte und Freiheiten ohne Diskriminierung garantiert werden muss,


    d) unter Hinweis auf den Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte, das Internationale Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung, das Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau, das Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe, das Übereinkommen über die Rechte des Kindes und das Internationale Übereinkommen zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen,


    e) in der Erkenntnis, dass das Verständnis von Behinderung sich ständig weiterentwickelt und dass Behinderung aus der Wechselwirkung zwischen Menschen mit Beeinträchtigungen und einstellungs- und umweltbedingten Barrieren entsteht, die sie an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern,


    f) in der Erkenntnis, dass die in dem Weltaktionsprogramm für Behinderte und den Rahmenbestimmungen für die Herstellung der Chancengleichheit für Behinderte enthaltenen Grundsätze und Leitlinien einen wichtigen Einfluss auf die Förderung, Ausarbeitung und Bewertung von politischen Konzepten, Plänen, Programmen und Maßnahmen auf einzelstaatlicher, regionaler und internationaler Ebene zur Verbesserung der Chancengleichheit für Menschen mit Behinderungen haben,


    g) nachdrücklich darauf hinweisend, wie wichtig es ist, die Behinderungsthematik zu einem festen Bestandteil der einschlägigen Strategien der nachhaltigen Entwicklung zu machen,


    h) ebenso in der Erkenntnis, dass jede Diskriminierung aufgrund von Behinderung eine Verletzung der Würde und des Wertes darstellt, die jedem Menschen innewohnen,


    i) ferner in der Erkenntnis der Vielfalt der Menschen mit Behinderungen,


    j) in Anerkennung der Notwendigkeit, die Menschenrechte aller Menschen mit Behinderungen, einschließlich derjenigen, die intensivere Unterstützung benötigen, zu fördern und zu schützen,


    k) besorgt darüber, dass sich Menschen mit Behinderungen trotz dieser verschiedenen Dokumente und Verpflichtungen in allen Teilen der Welt nach wie vor Hindernissen für ihre Teilhabe als gleichberechtigte Mitglieder der Gesellschaft sowie Verletzungen ihrer Menschenrechte gegenübersehen,


    l) in Anerkennung der Bedeutung der internationalen Zusammenarbeit für die Verbesserung der Lebensbedingungen der Menschen mit Behinderungen in allen Ländern, insbesondere den Entwicklungsländern,


    m) in Anerkennung des wertvollen Beitrags, den Menschen mit Behinderungen zum allgemeinen Wohl und zur Vielfalt ihrer Gemeinschaften leisten und leisten können, und in der Erkenntnis, dass die Förderung des vollen Genusses der Menschenrechte und Grundfreiheiten durch Menschen mit Behinderungen sowie ihrer uneingeschränkten Teilhabe ihr Zugehörigkeitsgefühl verstärken und zu erheblichen Fortschritten in der menschlichen, sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung der Gesellschaft und bei der Beseitigung der Armut führen wird,


    n) in der Erkenntnis, wie wichtig die individuelle Autonomie und Unabhängigkeit für Menschen mit Behinderungen ist, einschließlich der Freiheit, eigene Entscheidungen zu treffen,


    o) in der Erwägung, dass Menschen mit Behinderungen die Möglichkeit haben sollen, aktiv an Entscheidungsprozessen über politische Konzepte und über Programme mitzuwirken, insbesondere wenn diese sie unmittelbar betreffen,


    p) besorgt über die schwierigen Bedingungen, denen sich Menschen mit Behinderungen gegenübersehen, die mehrfachen oder verschärften Formen der Diskriminierung aufgrund der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen, ethnischen, indigenen oder sozialen Herkunft, des Vermögens, der Geburt, des Alters oder des sonstigen Status ausgesetzt sind,


    q) in der Erkenntnis, dass Frauen und Mädchen mit Behinderungen sowohl innerhalb als auch außerhalb ihres häuslichen Umfelds oft in stärkerem Maße durch Gewalt, Verletzung oder Missbrauch, Nichtbeachtung oder Vernachlässigung, Misshandlung oder Ausbeutung gefährdet sind,


    r) in der Erkenntnis, dass Kinder mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen Kindern alle Menschenrechte und Grundfreiheiten in vollem Umfang genießen sollen, und unter Hinweis auf die zu diesem Zweck von den Vertragsstaaten des Übereinkommens über die Rechte des Kindes eingegangenen Verpflichtungen,


    s) nachdrücklich darauf hinweisend, dass es notwendig ist, bei allen Anstrengungen zur Förderung des vollen Genusses der Menschenrechte und Grundfreiheiten durch Menschen mit Behinderungen die Geschlechterperspektive einzubeziehen,


    t) unter besonderem Hinweis darauf, dass die Mehrzahl der Menschen mit Behinderungen in einem Zustand der Armut lebt, und diesbezüglich in der Erkenntnis, dass die nachteiligen Auswirkungen der Armut auf Menschen mit Behinderungen dringend angegangen werden müssen,


    u) in dem Bewusstsein, dass Frieden und Sicherheit auf der Grundlage der uneingeschränkten Achtung der in der Charta der Vereinten Nationen enthaltenen Ziele und Grundsätze sowie der Einhaltung der anwendbaren Übereinkünfte auf dem Gebiet der Menschenrechte unabdingbar sind für den umfassenden Schutz von Menschen mit Behinderungen, insbesondere in bewaffneten Konflikten oder während ausländischer Besetzung,


    v) in der Erkenntnis, wie wichtig es ist, dass Menschen mit Behinderungen vollen Zugang zur physischen, sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Umwelt, zu Gesundheit und Bildung sowie zu Information und Kommunikation haben, damit sie alle Menschenrechte und Grundfreiheiten voll genießen können,


    w) im Hinblick darauf, dass der Einzelne gegenüber seinen Mitmenschen und der Gemeinschaft, der er angehört, Pflichten hat und gehalten ist, für die Förderung und Achtung der in der Internationalen Menschenrechtscharta anerkannten Rechte einzutreten,


    x) in der Überzeugung, dass die Familie die natürliche Kernzelle der Gesellschaft ist und Anspruch auf Schutz durch Gesellschaft und Staat hat und dass Menschen mit Behinderungen und ihre Familienangehörigen den erforderlichen Schutz und die notwendige Unterstützung erhalten sollen, um es den Familien zu ermöglichen, zum vollen und gleichberechtigten Genuss der Rechte der Menschen mit Behinderungen beizutragen,


    y) in der Überzeugung, dass ein umfassendes und in sich geschlossenes internationales Übereinkommen zur Förderung und zum Schutz der Rechte und der Würde von Menschen mit Behinderungen sowohl in den Entwicklungsländern als auch in den entwickelten Ländern einen maßgeblichen Beitrag zur Beseitigung der tiefgreifenden sozialen Benachteiligung von Menschen mit Behinderungen leisten und ihre Teilhabe am bürgerlichen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Leben auf der Grundlage der Chancengleichheit fördern wird


    haben Folgendes vereinbart:


    Artikel1Zweck


    Zweck dieses Übereinkommens ist es, den vollen und gleichberechtigten Genuss aller Menschenrechte und Grundfreiheiten durch alle Menschen mit Behinderungen zu fördern, zu schützen und zu gewährleisten und die Achtung der ihnen innewohnenden Würde zu fördern.


    Zu den Menschen mit Behinderungen zählen Menschen, die langfristige körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, welche sie in Wechselwirkung mit verschiedenen Barrieren an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern können.


    Artikel2Begriffsbestimmungen


    Im Sinne dieses Übereinkommens


    schließt »Kommunikation« Sprachen, Textdarstellung, Brailleschrift, taktile Kommunikation, Großdruck, leicht zugängliches Multimedia sowie schriftliche, auditive, in einfache Sprache übersetzte, durch Vorleser zugänglich gemachte sowie ergänzende und alternative Formen, mittel und Formate der Kommunikation, einschließlich leicht zugänglicher Informations- und Kommunikationstechnologie, ein;


    schließt »Sprache« gesprochene Sprachen sowie Gebärdensprachen und andere nicht gesprochene Sprachen ein;


    bedeutet »Diskriminierung aufgrund von Behinderung« jede Unterscheidung, Ausschließung oder Beschränkung aufgrund von Behinderung, die zum Ziel oder zur Folge hat, dass das auf die Gleichberechtigung mit anderen gegründete Anerkennen, Genießen oder Ausüben aller Menschenrechte und Grundfreiheiten im politischen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen, bürgerlichen oder jedem anderen Bereich beeinträchtigt oder vereitelt wird. Sie umfasst alle Formen der Diskriminierung, einschließlich der Versagung angemessener Vorkehrungen;


    bedeutet »angemessene Vorkehrungen« notwendige und geeignete Änderungen und Anpassungen, die keine unverhältnismäßige oder unbillige Belastung darstellen und die, wenn sie in einem bestimmten Fall erforderlich sind, vorgenommen werden, um zu gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen alle Menschenrechte und Grundfreiheiten genießen oder ausüben können;


    bedeutet »universelles Design« ein Design von Produkten, Umfeldern, Programmen und Dienstleistungen in der Weise, dass sie von allen Menschen möglichst weitgehend ohne eine Anpassung oder ein spezielles Design genutzt werden können. »Universelles Design« schließt Hilfsmittel für bestimmte Gruppen von Menschen mit Behinderungen, soweit sie benötigt werden, nicht aus.


    Artikel3Allgemeine Grundsätze


    Die Grundsätze dieses Übereinkommens sind:


    a) die Achtung der dem Menschen innewohnenden Würde, seiner individuellen Autonomie, einschließlich der Freiheit, eigene Entscheidungen zu treffen, sowie seiner Unabhängigkeit;


    b) die Nichtdiskriminierung;


    c) die volle und wirksame Teilhabe an der Gesellschaft und Einbeziehung in die Gesellschaft;


    d) die Achtung vor der Unterschiedlichkeit von Menschen mit Behinderungen und die Akzeptanz dieser Menschen als Teil der menschlichen Vielfalt und der Menschheit;


    e) die Chancengleichheit;


    f ) die Zugänglichkeit;


    g) die Gleichberechtigung von Mann und Frau;


    h) die Achtung vor den sich entwickelnden Fähigkeiten von Kindern mit Behinderungen und die Achtung ihres Rechts auf Wahrung ihrer Identität.


    Artikel4Allgemeine Verpflichtungen


    (1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die volle Verwirklichung aller Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle Menschen mit Behinderungen ohne jede Diskriminierung aufgrund von Behinderung zu gewährleisten und zu fördern. Zu diesem Zweck verpflichten sich die Vertragsstaaten,


    a) alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und sonstigen Maßnahmen zur Umsetzung der in diesem Übereinkommen anerkannten Rechte zu treffen;


    b) alle geeigneten Maßnahmen einschließlich gesetzgeberischer Maßnahmen zur Änderung oder Aufhebung bestehender Gesetze, Verordnungen, Gepflogenheiten und Praktiken zu treffen, die eine Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen darstellen;


    c) den Schutz und die Förderung der Menschenrechte von Menschen mit Behinderungen in allen politischen Konzepten und allen Programmen zu berücksichtigen;


    d) Handlungen oder Praktiken, die mit diesem Übereinkommen unvereinbar sind, zu unterlassen und dafür zu sorgen, dass die staatlichen Behörden und öffentlichen Einrichtungen im Einklang mit diesem Übereinkommen handeln;


    e) alle geeigneten Maßnahmen zur Beseitigung der Diskriminierung aufgrund von Behinderung durch Personen, Organisationen oder private Unternehmen zu ergreifen;


    f) Forschung und Entwicklung für Güter, Dienstleistungen, Geräte und Einrichtungen in universellem Design, wie in Artikel2 definiert, die den besonderen Bedürfnissen von Menschen mit Behinderungen mit möglichst geringem Anpassungs- und Kostenaufwand gerecht werden, zu betreiben oder zu fördern, ihre Verfügbarkeit und Nutzung zu fördern und sich bei der Entwicklung von Normen und Richtlinien für universelles Design einzusetzen;


    g) Forschung und Entwicklung für neue Technologien, die für Menschen mit Behinderungen geeignet sind, einschließlich Informations- und Kommunikationstechnologien, Mobilitätshilfen, Geräten und unterstützenden Technologien, zu betreiben oder zu fördern sowie ihre Verfügbarkeit und Nutzung zu fördern und dabei Technologien zu erschwinglichen Kosten den Vorrang zu geben;


    h) für Menschen mit Behinderungen zugängliche Informationen über Mobilitätshilfen, Geräte und unterstützende Technologien, einschließlich neuer Technologien, sowie andere Formen von Hilfe, Unterstützungsdiensten und Einrichtungen zur Verfügung zu stellen;


    i) die Schulung von Fachkräften und anderem mit Menschen mit Behinderungen arbeitendem Personal auf dem Gebiet der in diesem Übereinkommen anerkannten Rechte zu fördern, damit die aufgrund dieser Rechte garantierten Hilfen und Dienste besser geleistet werden können.


    (2) Hinsichtlich der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte verpflichtet sich jeder Vertragsstaat, unter Ausschöpfung seiner verfügbaren mittel und erforderlichenfalls im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit Maßnahmen zu treffen, um nach und nach die volle Verwirklichung dieser Rechte zu erreichen, unbeschadet derjenigen Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen, die nach dem Völkerrecht sofort anwendbar sind.


    (3) Bei der Ausarbeitung und Umsetzung von Rechtsvorschriften und politischen Konzepten zur Durchführung dieses Übereinkommens und bei anderen Entscheidungsprozessen in Fragen, die Menschen mit Behinderungen betreffen, führen die Vertragsstaaten mit den Menschen mit Behinderungen, einschließlich Kindern mit Behinderungen, über die sie vertretenden Organisationen enge Konsultationen und beziehen sie aktiv ein.


    (4) Dieses Übereinkommen lässt zur Verwirklichung der Rechte von Menschen mit Behinderungen besser geeignete Bestimmungen, die im Recht eines Vertragsstaats oder in dem für diesen Staat geltenden Völkerrecht enthalten sind, unberührt. Die in einem Vertragsstaat durch Gesetze, Übereinkommen, Verordnungen oder durch Gewohnheitsrecht anerkannten oder bestehenden Menschenrechte und Grundfreiheiten dürfen nicht unter dem Vorwand beschränkt oder außer Kraft gesetzt werden, dass dieses Übereinkommen derartige Rechte oder Freiheiten nicht oder nur in einem geringeren Ausmaß anerkenne.


    (5) Die Bestimmungen dieses Übereinkommens gelten ohne Einschränkung oder Ausnahme für alle Teile eines Bundesstaats.


    Artikel5Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung


    (1) Die Vertragsstaaten anerkennen, dass alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind, vom Gesetz gleich zu behandeln sind und ohne Diskriminierung Anspruch auf gleichen Schutz durch das Gesetz und gleiche Vorteile durch das Gesetz haben.


    (2) Die Vertragsstaaten verbieten jede Diskriminierung aufgrund von Behinderung und garantieren Menschen mit Behinderungen gleichen und wirksamen rechtlichen Schutz vor Diskriminierung, gleichviel aus welchen Gründen.


    (3) Zur Förderung der Gleichberechtigung und zur Beseitigung von Diskriminierung unternehmen die Vertragsstaaten alle geeigneten Schritte, um die Bereitstellung angemessener Vorkehrungen zu gewährleisten.


    (4) Besondere Maßnahmen, die zur Beschleunigung oder Herbeiführung der tatsächlichen Gleichberechtigung von Menschen mit Behinderungen erforderlich sind, gelten nicht als Diskriminierung im Sinne dieses Übereinkommens.


    Artikel6Frauen mit Behinderungen


    (1) Die Vertragsstaaten anerkennen, dass Frauen und Mädchen mit Behinderungen mehrfacher Diskriminierung ausgesetzt sind, und ergreifen in dieser Hinsicht Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass sie alle Menschenrechte und Grundfreiheiten voll und gleichberechtigt genießen können.


    (2) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen zur Sicherung der vollen Entfaltung, der Förderung und der Stärkung der Autonomie der Frauen, um zu garantieren, dass sie die in diesem Übereinkommen genannten Menschenrechte und Grundfreiheiten ausüben und genießen können.


    Artikel7Kinder mit Behinderungen


    (1) Die Vertragsstaaten treffen alle erforderlichen Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass Kinder mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen Kindern alle Menschenrechte und Grundfreiheiten genießen können.


    (2) Bei allen Maßnahmen, die Kinder mit Behinderungen betreffen, ist das Wohl des Kindes ein Gesichtspunkt, der vorrangig zu berücksichtigen ist.


    (3) Die Vertragsstaaten gewährleisten, dass Kinder mit Behinderungen das Recht haben, ihre Meinung in allen sie berührenden Angelegenheiten gleichberechtigt mit anderen Kindern frei zu äußern, wobei ihre Meinung angemessen und entsprechend ihrem Alter und ihrer Reife berücksichtigt wird, und behinderungsgerechte sowie altersgemäße Hilfe zu erhalten, damit sie dieses Recht verwirklichen können.


    Artikel8Bewusstseinsbildung


    (1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, sofortige, wirksame und geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um


    a) in der gesamten Gesellschaft, einschließlich auf der Ebene der Familien, das Bewusstsein für Menschen mit Behinderungen zu schärfen und die Achtung ihrer Rechte und ihrer Würde zu fördern;


    b) Klischees, Vorurteile und schädliche Praktiken gegenüber Menschen mit Behinderungen, einschließlich aufgrund des Geschlechts oder des Alters, in allen Lebensbereichen zu bekämpfen;


    c) das Bewusstsein für die Fähigkeiten und den Beitrag von Menschen mit Behinderungen zu fördern.


    (2) Zu den diesbezüglichen Maßnahmen gehören


    a) die Einleitung und dauerhafte Durchführung wirksamer Kampagnen zur Bewusstseinsbildung in der Öffentlichkeit mit dem Ziel,


    i) die Aufgeschlossenheit gegenüber den Rechten von Menschen mit Behinderungen zu erhöhen;


    ii) eine positive Wahrnehmung von Menschen mit Behinderungen und ein größeres gesellschaftliches Bewusstsein ihnen gegenüber zu fördern;


    iii) die Anerkennung der Fertigkeiten, Verdienste und Fähigkeiten von Menschen mit Behinderungen und ihres Beitrags zur Arbeitswelt und zum Arbeitsmarkt zu fördern;


    b) die Förderung einer respektvollen Einstellung gegenüber den Rechten von Menschen mit Behinderungen auf allen Ebenen des Bildungssystems, auch bei allen Kindern von früher Kindheit an;


    c) die Aufforderung an alle Medienorgane, Menschen mit Behinderungen in einer dem Zweck dieses Übereinkommens entsprechenden Weise darzustellen;


    d) die Förderung von Schulungsprogrammen zur Schärfung des Bewusstseins für Menschen mit Behinderungen und für deren Rechte.


    Artikel9Zugänglichkeit


    (1) Um Menschen mit Behinderungen eine unabhängige Lebensführung und die volle Teilhabe in allen Lebensbereichen zu ermöglichen, treffen die Vertragsstaaten geeignete Maßnahmen mit dem Ziel, für Menschen mit Behinderungen den gleichberechtigten Zugang zur physischen Umwelt, zu Transportmitteln, Information und Kommunikation, einschließlich Informations- und Kommunikationstechnologien und -systemen, sowie zu anderen Einrichtungen und Diensten, die der Öffentlichkeit in städtischen und ländlichen Gebieten offenstehen oder für sie bereitgestellt werden, zu gewährleisten. Diese Maßnahmen, welche die Feststellung und Beseitigung von Zugangshindernissen und -barrieren einschließen, gelten unter anderem für


    a) Gebäude, Straßen, Transportmittel sowie andere Einrichtungen in Gebäuden und im Freien, einschließlich Schulen, Wohnhäusern, medizinischer Einrichtungen und Arbeitsstätten;


    b) Informations-, Kommunikations- und andere Dienste, einschließlich elektronischer Dienste und Notdienste.


    (2) Die Vertragsstaaten treffen außerdem geeignete Maßnahmen,


    a) um Mindeststandards und Leitlinien für die Zugänglichkeit von Einrichtungen und Diensten, die der Öffentlichkeit offenstehen oder für sie bereitgestellt werden, auszuarbeiten und zu erlassen und ihre Anwendung zu überwachen;


    b) um sicherzustellen, dass private Rechtsträger, die Einrichtungen und Dienste, die der Öffentlichkeit offenstehen oder für sie bereitgestellt werden, anbieten, alle Aspekte der Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderungen berücksichtigen;


    c) um betroffenen Kreisen Schulungen zu Fragen der Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderungen anzubieten;


    d) um in Gebäuden und anderen Einrichtungen, die der Öffentlichkeit offenstehen, Beschilderungen in Brailleschrift und in leicht lesbarer und verständlicher Form anzubringen;


    e) um menschliche und tierische Hilfe sowie mittelspersonen, unter anderem Personen zum Führen und Vorlesen sowie professionelle Gebärdensprachdolmetscher und -dolmetscherinnen, zur Verfügung zu stellen mit dem Ziel, den Zugang zu Gebäuden und anderen Einrichtungen, die der Öffentlichkeit offenstehen, zu erleichtern;


    f) um andere geeignete Formen der Hilfe und Unterstützung für Menschen mit Behinderungen zu fördern, damit ihr Zugang zu Informationen gewährleistet wird;


    g) um den Zugang von Menschen mit Behinderungen zu den neuen Informations- und Kommunikationstechnologien und -systemen, einschließlich des Internets, zu fördern;


    h) um die Gestaltung, die Entwicklung, die Herstellung und den Vertrieb zugänglicher Informations- und Kommunikationstechnologien und -systeme in einem frühen Stadium zu fördern, sodass deren Zugänglichkeit mit möglichst geringem Kostenaufwand erreicht wird.


    Artikel10Recht auf Leben


    Die Vertragsstaaten bekräftigen, dass jeder Mensch ein angeborenes Recht auf Leben hat, und treffen alle erforderlichen Maßnahmen, um den wirksamen und gleichberechtigten Genuss dieses Rechts durch Menschen mit Behinderungen zu gewährleisten.


    Artikel11Gefahrensituationen und humanitäre Notlagen


    Die Vertragsstaaten ergreifen im Einklang mit ihren Verpflichtungen nach dem Völkerrecht, einschließlich des humanitären Völkerrechts und der internationalen Menschenrechtsnormen, alle erforderlichen Maßnahmen, um in Gefahrensituationen, einschließlich bewaffneter Konflikte, humanitärer Notlagen und Naturkatastrophen, den Schutz und die Sicherheit von Menschen mit Behinderungen zu gewährleisten.


    Artikel12Gleiche Anerkennung vor dem Recht


    (1) Die Vertragsstaaten bekräftigen, dass Menschen mit Behinderungen das Recht haben, überall als Rechtssubjekt anerkannt zu werden.


    (2) Die Vertragsstaaten anerkennen, dass Menschen mit Behinderungen in allen Lebensbereichen gleichberechtigt mit anderen Rechts- und Handlungsfähigkeit genießen.


    (3) Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um Menschen mit Behinderungen Zugang zu der Unterstützung zu verschaffen, die sie bei der Ausübung ihrer Rechts- und Handlungsfähigkeit gegebenenfalls benötigen.


    (4) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass zu allen die Ausübung der Rechts- und Handlungsfähigkeit betreffenden Maßnahmen im Einklang mit den internationalen Menschenrechtsnormen geeignete und wirksame Sicherungen vorgesehen werden, um Missbräuche zu verhindern. Diese Sicherungen müssen gewährleisten, dass bei den Maßnahmen betreffend die Ausübung der Rechts- und Handlungsfähigkeit die Rechte, der Wille und die Präferenzen der betreffenden Person geachtet werden, es nicht zu Interessenkonflikten und missbräuchlicher Einflussnahme kommt, dass die Maßnahmen verhältnismäßig und auf die Umstände der Person zugeschnitten sind, dass sie von möglichst kurzer Dauer sind und dass sie einer regelmäßigen Überprüfung durch eine zuständige, unabhängige und unparteiische Behörde oder gerichtliche Stelle unterliegen. Die Sicherungen müssen im Hinblick auf das Ausmaß, in dem diese Maßnahmen die Rechte und Interessen der Person berühren, verhältnismäßig sein.


    (5) Vorbehaltlich dieses Artikels treffen die Vertragsstaaten alle geeigneten und wirksamen Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen das gleiche Recht wie andere haben, Eigentum zu besitzen oder zu erben, ihre finanziellen Angelegenheiten selbst zu regeln und gleichen Zugang zu Bankdarlehen, Hypotheken und anderen Finanzkrediten zu haben, und gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen nicht willkürlich ihr Eigentum entzogen wird.


    Artikel13Zugang zur Justiz


    (1) Die Vertragsstaaten gewährleisten Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen wirksamen Zugang zur Justiz, unter anderem durch verfahrensbezogene und altersgemäße Vorkehrungen, um ihre wirksame unmittelbare und mittelbare Teilnahme, einschließlich als Zeugen und Zeuginnen, an allen Gerichtsverfahren, auch in der Ermittlungsphase und in anderen Vorverfahrensphasen, zu erleichtern.


    (2) Um zur Gewährleistung des wirksamen Zugangs von Menschen mit Behinderungen zur Justiz beizutragen, fördern die Vertragsstaaten geeignete Schulungen für die im Justizwesen tätigen Personen, einschließlich des Personals von Polizei und Strafvollzug.


    Artikel14Freiheit und Sicherheit der Person


    (1) Die Vertragsstaaten gewährleisten,


    a) dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen das Recht auf persönliche Freiheit und Sicherheit genießen;


    b) dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen die Freiheit nicht rechtswidrig oder willkürlich entzogen wird, dass jede Freiheitsentziehung im Einklang mit dem Gesetz erfolgt und dass das Vorliegen einer Behinderung in keinem Fall eine Freiheitsentziehung rechtfertigt.


    (2) Die Vertragsstaaten gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen, denen aufgrund eines Verfahrens ihre Freiheit entzogen wird, gleichberechtigten Anspruch auf die in den internationalen Menschenrechtsnormen vorgesehenen Garantien haben und im Einklang mit den Zielen und Grundsätzen dieses Übereinkommens behandelt werden, einschließlich durch die Bereitstellung angemessener Vorkehrungen.


    Artikel15Freiheit von Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe


    (1) Niemand darf der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe unterworfen werden. Insbesondere darf niemand ohne seine freiwillige Zustimmung medizinischen oder wissenschaftlichen Versuchen unterworfen werden.


    (2) Die Vertragsstaaten treffen alle wirksamen gesetzgeberischen, verwaltungsmäßigen, gerichtlichen oder sonstigen Maßnahmen, um auf der Grundlage der Gleichberechtigung zu verhindern, dass Menschen mit Behinderungen der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe unterworfen werden.


    Artikel16Freiheit von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch


    (1) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs-, Sozial-, Bildungs- und sonstigen Maßnahmen, um Menschen mit Behinderungen sowohl innerhalb als auch außerhalb der Wohnung vor jeder Form von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch, einschließlich ihrer geschlechtsspezifischen Aspekte, zu schützen.


    (2) Die Vertragsstaaten treffen außerdem alle geeigneten Maßnahmen, um jede Form von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch zu verhindern, indem sie unter anderem geeignete Formen von das Geschlecht und das Alter berücksichtigender Hilfe und Unterstützung für Menschen mit Behinderungen und ihre Familien und Betreuungspersonen gewährleisten, einschließlich durch die Bereitstellung von Informationen und Aufklärung darüber, wie Fälle von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch verhindert, erkannt und angezeigt werden können. Die Vertragsstaaten sorgen dafür, dass Schutzdienste das Alter, das Geschlecht und die Behinderung der betroffenen Personen berücksichtigen.


    (3) Zur Verhinderung jeder Form von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch stellen die Vertragsstaaten sicher, dass alle Einrichtungen und Programme, die für Menschen mit Behinderungen bestimmt sind, wirksam von unabhängigen Behörden überwacht werden.


    (4) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um die körperliche, kognitive und psychische Genesung, die Rehabilitation und die soziale Wiedereingliederung von Menschen mit Behinderungen, die Opfer irgendeiner Form von Ausbeutung, Gewalt oder Missbrauch werden, zu fördern, auch durch die Bereitstellung von Schutzeinrichtungen. Genesung und Wiedereingliederung müssen in einer Umgebung stattfinden, die der Gesundheit, dem Wohlergehen, der Selbstachtung, der Würde und der Autonomie des Menschen förderlich ist und geschlechts- und altersspezifischen Bedürfnissen Rechnung trägt.


    (5) Die Vertragsstaaten schaffen wirksame Rechtsvorschriften und politische Konzepte, einschließlich solcher, die auf Frauen und Kinder ausgerichtet sind, um sicherzustellen, dass Fälle von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch gegenüber Menschen mit Behinderungen erkannt, untersucht und gegebenenfalls strafrechtlich verfolgt werden.


    Artikel17Schutz der Unversehrtheit der Person


    Jeder Mensch mit Behinderungen hat gleichberechtigt mit anderen das Recht auf Achtung seiner körperlichen und seelischen Unversehrtheit.


    Artikel18Freizügigkeit und Staatsangehörigkeit


    (1) Die Vertragsstaaten anerkennen das gleiche Recht von Menschen mit Behinderungen auf Freizügigkeit, auf freie Wahl ihres Aufenthaltsorts und auf eine Staatsangehörigkeit, indem sie unter anderem gewährleisten, dass


    a) Menschen mit Behinderungen das Recht haben, eine Staatsangehörigkeit zu erwerben und ihre Staatsangehörigkeit zu wechseln, und dass ihnen diese nicht willkürlich oder aufgrund von Behinderung entzogen wird;


    b) Menschen mit Behinderungen nicht aufgrund von Behinderung die Möglichkeit versagt wird, Dokumente zum Nachweis ihrer Staatsangehörigkeit oder andere Identitätsdokumente zu erhalten, zu besitzen und zu verwenden oder einschlägige Verfahren wie Einwanderungsverfahren in Anspruch zu nehmen, die gegebenenfalls erforderlich sind, um die Ausübung des Rechts auf Freizügigkeit zu erleichtern;


    c) Menschen mit Behinderungen die Freiheit haben, jedes Land einschließlich ihres eigenen zu verlassen;


    d) Menschen mit Behinderungen nicht willkürlich oder aufgrund von Behinderung das Recht entzogen wird, in ihr eigenes Land einzureisen.


    (2) Kinder mit Behinderungen sind unverzüglich nach ihrer Geburt in ein Register einzutragen und haben das Recht auf einen Namen von Geburt an, das Recht, eine Staatsangehörigkeit zu erwerben, und soweit möglich das Recht, ihre Eltern zu kennen und von ihnen betreut zu werden.


    Artikel19Unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemeinschaft


    Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens anerkennen das gleiche Recht aller Menschen mit Behinderungen, mit gleichen Wahlmöglichkeiten wie andere Menschen in der Gemeinschaft zu leben, und treffen wirksame und geeignete Maßnahmen, um Menschen mit Behinderungen den vollen Genuss dieses Rechts und ihre volle Einbeziehung in die Gemeinschaft und Teilhabe an der Gemeinschaft zu erleichtern, indem sie unter anderem gewährleisten, dass


    a) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt die Möglichkeit haben, ihren Aufenthaltsort zu wählen und zu entscheiden, wo und mit wem sie leben, und nicht verpflichtet sind, in besonderen Wohnformen zu leben;


    b) Menschen mit Behinderungen Zugang zu einer Reihe von gemeindenahen Unterstützungsdiensten zu Hause und in Einrichtungen sowie zu sonstigen gemeindenahen Unterstützungsdiensten haben, einschließlich der persönlichen Assistenz, die zur Unterstützung des Lebens in der Gemeinschaft und der Einbeziehung in die Gemeinschaft sowie zur Verhinderung von Isolation und Absonderung von der Gemeinschaft notwendig ist;


    c) gemeindenahe Dienstleistungen und Einrichtungen für die Allgemeinheit Menschen mit Behinderungen auf der Grundlage der Gleichberechtigung zur Verfügung stehen und ihren Bedürfnissen Rechnung tragen.


    Artikel20Persönliche Mobilität


    Die Vertragsstaaten treffen wirksame Maßnahmen, um für Menschen mit Behinderungen persönliche Mobilität mit größtmöglicher Unabhängigkeit sicherzustellen, indem sie unter anderem


    a) die persönliche Mobilität von Menschen mit Behinderungen in der Art und Weise und zum Zeitpunkt ihrer Wahl und zu erschwinglichen Kosten erleichtern;


    b) den Zugang von Menschen mit Behinderungen zu hochwertigen Mobilitätshilfen, Geräten, unterstützenden Technologien und menschlicher und tierischer Hilfe sowie mittelspersonen erleichtern, auch durch deren Bereitstellung zu erschwinglichen Kosten;


    c) Menschen mit Behinderungen und Fachkräften, die mit Menschen mit Behinderungen arbeiten, Schulungen in Mobilitätsfertigkeiten anbieten;


    d) Hersteller von Mobilitätshilfen, Geräten und unterstützenden Technologien ermutigen, alle Aspekte der Mobilität für Menschen mit Behinderungen zu berücksichtigen.


    Artikel21Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit und Zugang zu Informationen


    Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen das Recht auf freie Meinungsäußerung und Meinungsfreiheit, einschließlich der Freiheit, Informationen und Gedankengut sich zu beschaffen, zu empfangen und weiterzugeben, gleichberechtigt mit anderen und durch alle von ihnen gewählten Formen der Kommunikation im Sinne des Artikels2 ausüben können, unter anderem indem sie


    a) Menschen mit Behinderungen für die Allgemeinheit bestimmte Informationen rechtzeitig und ohne zusätzliche Kosten in zugänglichen Formaten und Technologien, die für unterschiedliche Arten der Behinderung geeignet sind, zur Verfügung stellen;


    b) im Umgang mit Behörden die Verwendung von Gebärdensprachen, Brailleschrift, ergänzenden und alternativen Kommunikationsformen und allen sonstigen selbst gewählten zugänglichen mitteln, Formen und Formaten der Kommunikation durch Menschen mit Behinderungen akzeptieren und erleichtern;


    c) private Rechtsträger, die, einschließlich durch das Internet, Dienste für die Allgemeinheit anbieten, dringend dazu auffordern, Informationen und Dienstleistungen in Formaten zur Verfügung zu stellen, die für Menschen mit Behinderungen zugänglich und nutzbar sind;


    d) die Massenmedien, einschließlich der Anbieter von Informationen über das Internet, dazu auffordern, ihre Dienstleistungen für Menschen mit Behinderungen zugänglich zu gestalten;


    e) die Verwendung von Gebärdensprachen anerkennen und fördern.


    Artikel22Achtung der Privatsphäre


    (1) Menschen mit Behinderungen dürfen unabhängig von ihrem Aufenthaltsort oder der Wohnform, in der sie leben, keinen willkürlichen oder rechtswidrigen Eingriffen in ihr Privatleben, ihre Familie, ihre Wohnung oder ihren Schriftverkehr oder andere Arten der Kommunikation oder rechtswidrigen Beeinträchtigungen ihrer Ehre oder ihres Rufes ausgesetzt werden. Menschen mit Behinderungen haben Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen solche Eingriffe oder Beeinträchtigungen.


    (2) Die Vertragsstaaten schützen auf der Grundlage der Gleichberechtigung mit anderen die Vertraulichkeit von Informationen über die Person, die Gesundheit und die Rehabilitation von Menschen mit Behinderungen.


    Artikel23Achtung der Wohnung und der Familie


    (1) Die Vertragsstaaten treffen wirksame und geeignete Maßnahmen zur Beseitigung der Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen auf der Grundlage der Gleichberechtigung mit anderen in allen Fragen, die Ehe, Familie, Elternschaft und Partnerschaften betreffen, um zu gewährleisten, dass


    a) das Recht aller Menschen mit Behinderungen im heiratsfähigen Alter, auf der Grundlage des freien und vollen Einverständnisses der künftigen Ehegatten eine Ehe zu schließen und eine Familie zu gründen, anerkannt wird;


    b) das Recht von Menschen mit Behinderungen auf freie und verantwortungsbewusste Entscheidung über die Anzahl ihrer Kinder und die Geburtenabstände sowie auf Zugang zu altersgemäßer Information sowie Aufklärung über Fortpflanzung und Familienplanung anerkannt wird und ihnen die notwendigen mittel zur Ausübung dieser Rechte zur Verfügung gestellt werden;


    c) Menschen mit Behinderungen, einschließlich Kindern, gleichberechtigt mit anderen ihre Fruchtbarkeit behalten.


    (2) Die Vertragsstaaten gewährleisten die Rechte und Pflichten von Menschen mit Behinderungen in Fragen der Vormundschaft, Pflegschaft, Personen- und Vermögenssorge, Adoption von Kindern oder ähnlichen Rechtsinstituten, soweit das innerstaatliche Recht solche kennt; in allen Fällen ist das Wohl des Kindes ausschlaggebend. Die Vertragsstaaten unterstützen Menschen mit Behinderungen in angemessener Weise bei der Wahrnehmung ihrer elterlichen Verantwortung.


    (3) Die Vertragsstaaten gewährleisten, dass Kinder mit Behinderungen gleiche Rechte in Bezug auf das Familienleben haben. Zur Verwirklichung dieser Rechte und mit dem Ziel, das Verbergen, das Aussetzen, die Vernachlässigung und die Absonderung von Kindern mit Behinderungen zu verhindern, verpflichten sich die Vertragsstaaten, Kindern mit Behinderungen und ihren Familien frühzeitig umfassende Informationen, Dienste und Unterstützung zur Verfügung zu stellen.


    (4) Die Vertragsstaaten gewährleisten, dass ein Kind nicht gegen den Willen seiner Eltern von diesen getrennt wird, es sei denn, dass die zuständigen Behörden in einer gerichtlich nachprüfbaren Entscheidung nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften und Verfahren bestimmen, dass diese Trennung zum Wohl des Kindes notwendig ist. In keinem Fall darf das Kind aufgrund einer Behinderung entweder des Kindes oder eines oder beider Elternteile von den Eltern getrennt werden.


    (5) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, in Fällen, in denen die nächsten Familienangehörigen nicht in der Lage sind, für ein Kind mit Behinderungen zu sorgen, alle Anstrengungen zu unternehmen, um andere Formen der Betreuung innerhalb der weiteren Familie und, falls dies nicht möglich ist, innerhalb der Gemeinschaft in einem familienähnlichen Umfeld zu gewährleisten.


    Artikel24Bildung


    (1) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen auf Bildung. Um dieses Recht ohne Diskriminierung und auf der Grundlage der Chancengleichheit zu verwirklichen, gewährleisten die Vertragsstaaten ein integratives Bildungssystem auf allen Ebenen und lebenslanges Lernen mit dem Ziel,


    a) die menschlichen Möglichkeiten sowie das Bewusstsein der Würde und das Selbstwertgefühl des Menschen voll zur Entfaltung zu bringen und die Achtung vor den Menschenrechten, den Grundfreiheiten und der menschlichen Vielfalt zu stärken;


    b) Menschen mit Behinderungen ihre Persönlichkeit, ihre Begabungen und ihre Kreativität sowie ihre geistigen und körperlichen Fähigkeiten voll zur Entfaltung bringen zu lassen;


    c) Menschen mit Behinderungen zur wirklichen Teilhabe an einer freien Gesellschaft zu befähigen.


    (2) Bei der Verwirklichung dieses Rechts stellen die Vertragsstaaten sicher, dass


    a) Menschen mit Behinderungen nicht aufgrund von Behinderung vom allgemeinen Bildungssystem ausgeschlossen werden und dass Kinder mit Behinderungen nicht aufgrund von Behinderung vom unentgeltlichen und obligatorischen Grundschulunterricht oder vom Besuch weiterführender Schulen ausgeschlossen werden;


    b) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen in der Gemeinschaft, in der sie leben, Zugang zu einem integrativen, hochwertigen und unentgeltlichen Unterricht an Grundschulen und weiterführenden Schulen haben;


    c) angemessene Vorkehrungen für die Bedürfnisse des Einzelnen getroffen werden;


    d) Menschen mit Behinderungen innerhalb des allgemeinen Bildungssystems die notwendige Unterstützung geleistet wird, um ihre erfolgreiche Bildung zu erleichtern;


    e) in Übereinstimmung mit dem Ziel der vollständigen Integration wirksame, individuell angepasste Unterstützungsmaßnahmen in einem Umfeld, das die bestmögliche schulische und soziale Entwicklung gestattet, angeboten werden.


    (3) Die Vertragsstaaten ermöglichen Menschen mit Behinderungen, lebenspraktische Fertigkeiten und soziale Kompetenzen zu erwerben, um ihre volle und gleichberechtigte Teilhabe an der Bildung und als Mitglieder der Gemeinschaft zu erleichtern.


    Zu diesem Zweck ergreifen die Vertragsstaaten geeignete Maßnahmen; unter anderem


    a) erleichtern sie das Erlernen von Brailleschrift, alternativer Schrift, ergänzenden und alternativen Formen, mitteln und Formaten der Kommunikation, den Erwerb von Orientierungs- und Mobilitätsfertigkeiten sowie die Unterstützung durch andere Menschen mit Behinderungen und das Mentoring;


    b) erleichtern sie das Erlernen der Gebärdensprache und die Förderung der sprachlichen Identität der Gehörlosen;


    c) stellen sie sicher, dass blinden, gehörlosen oder taubblinden Menschen, insbesondere Kindern, Bildung in den Sprachen und Kommunikationsformen und mit den Kommunikationsmitteln, die für den Einzelnen am besten geeignet sind, sowie in einem Umfeld vermittelt wird, das die bestmögliche schulische und soziale Entwicklung gestattet.


    (4) Um zur Verwirklichung dieses Rechts beizutragen, treffen die Vertragsstaaten geeignete Maßnahmen zur Einstellung von Lehrkräften, einschließlich solcher mit Behinderungen, die in Gebärdensprache oder Brailleschrift ausgebildet sind, und zur Schulung von Fachkräften sowie Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen auf allen Ebenendes Bildungswesens. Diese Schulung schließt die Schärfung des Bewusstseins für Behinderungen und die Verwendung geeigneter ergänzender und alternativer Formen, mittel und Formate der Kommunikation sowie pädagogische Verfahren und Materialien zur Unterstützung von Menschen mit Behinderungen ein.


    (5) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass Menschen mit Behinderungen ohne Diskriminierung und gleichberechtigt mit anderen Zugang zu allgemeiner Hochschulbildung, Berufsausbildung, Erwachsenenbildung und lebenslangem Lernen haben. Zu diesem Zweck stellen die Vertragsstaaten sicher, dass für Menschen mit Behinderungen angemessene Vorkehrungen getroffen werden.


    Artikel25Gesundheit


    Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen auf das erreichbare Höchstmaß an Gesundheit ohne Diskriminierung aufgrund von Behinderung. Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen Zugang zu geschlechtsspezifischen Gesundheitsdiensten, einschließlich gesundheitlicher Rehabilitation, haben. Insbesondere


    a) stellen die Vertragsparteien Menschen mit Behinderungen eine unentgeltliche oder erschwingliche Gesundheitsversorgung in derselben Bandbreite, von derselben Qualität und auf demselben Standard zur Verfügung wie anderen Menschen, einschließlich sexual- und fortpflanzungsmedizinischer Gesundheitsleistungen und der Gesamtbevölkerung zur Verfügung stehender Programme des öffentlichen Gesundheitswesens;


    b) bieten die Vertragsstaaten die Gesundheitsleistungen an, die von Menschen mit Behinderungen speziell wegen ihrer Behinderungen benötigt werden, soweit angebracht, einschließlich Früherkennung und Frühintervention, sowie Leistungen, durch die, auch bei Kindern und älteren Menschen, weitere Behinderungen möglichst gering gehalten oder vermieden werden sollen;


    c) bieten die Vertragsstaaten diese Gesundheitsleistungen so gemeindenah wie möglich an, auch in ländlichen Gebieten;


    d) erlegen die Vertragsstaaten den Angehörigen der Gesundheitsberufe die Verpflichtung auf, Menschen mit Behinderungen eine Versorgung von gleicher Qualität wie anderen Menschen angedeihen zu lassen, namentlich auf der Grundlage der freien Einwilligung nach vorheriger Aufklärung, indem sie unter anderem durch Schulungen und den Erlass ethischer Normen für die staatliche und private Gesundheitsversorgung das Bewusstsein für die Menschenrechte, die Würde, die Autonomie und die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen schärfen;


    e) verbieten die Vertragsstaaten die Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen in der Krankenversicherung und in der Lebensversicherung, soweit eine solche Versicherung nach innerstaatlichem Recht zulässig ist; solche Versicherungen sind zu fairen und angemessenen Bedingungen anzubieten;


    f) verhindern die Vertragsstaaten die diskriminierende Vorenthaltung von Gesundheitsversorgung oder -leistungen oder von Nahrungsmitteln und Flüssigkeiten aufgrund von Behinderung.


    Artikel26Habilitation und Rehabilitation


    (1) Die Vertragsstaaten treffen wirksame und geeignete Maßnahmen, einschließlich durch die Unterstützung durch andere Menschen mit Behinderungen, um Menschen mit Behinderungen in die Lage zu versetzen, ein Höchstmaß an Unabhängigkeit, umfassende körperliche, geistige, soziale und berufliche Fähigkeiten sowie die volle Einbeziehung in alle Aspekte des Lebens und die volle Teilhabe an allen Aspekten des Lebens zu erreichen und zu bewahren. Zu diesem Zweck organisieren, stärken und erweitern die Vertragsstaaten umfassende Habilitations- und Rehabilitationsdienste und -programme, insbesondere auf dem Gebiet der Gesundheit, der Beschäftigung, der Bildung und der Sozialdienste, und zwar so, dass diese Leistungen und Programme


    a) im frühestmöglichen Stadium einsetzen und auf einer multidisziplinären Bewertung der individuellen Bedürfnisse und Stärken beruhen;


    b) die Einbeziehung in die Gemeinschaft und die Gesellschaft in allen ihren Aspekten sowie die Teilhabe daran unterstützen, freiwillig sind und Menschen mit Behinderungen so gemeindenah wie möglich zur Verfügung stehen, auch in ländlichen Gebieten.


    (2) Die Vertragsstaaten fördern die Entwicklung der Aus- und Fortbildung für Fachkräfte und Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in Habilitations- und Rehabilitationsdiensten.


    (3) Die Vertragsstaaten fördern die Verfügbarkeit, die Kenntnis und die Verwendung unterstützender Geräte und Technologien, die für Menschen mit Behinderungen bestimmt sind, für die Zwecke der Habilitation und Rehabilitation.


    Artikel27Arbeit und Beschäftigung


    (1) Die Vertragsstaaten anerkennen das gleiche Recht von Menschen mit Behinderungen auf Arbeit; dies beinhaltet das Recht auf die Möglichkeit, den Lebensunterhalt durch Arbeit zu verdienen, die in einem offenen, integrativen und für Menschen mit Behinderungen zugänglichen Arbeitsmarkt und Arbeitsumfeld frei gewählt oder angenommen wird. Die Vertragsstaaten sichern und fördern die Verwirklichung des Rechts auf Arbeit, einschließlich für Menschen, die während der Beschäftigung eine Behinderung erwerben, durch geeignete Schritte, einschließlich des Erlasses von Rechtsvorschriften, um unter anderem


    a) Diskriminierung aufgrund von Behinderung in allen Angelegenheiten im Zusammenhang mit einer Beschäftigung gleich welcher Art, einschließlich der Auswahl-, Einstellungs- und Beschäftigungsbedingungen, der Weiterbeschäftigung, des beruflichen Aufstiegs sowie sicherer und gesunder Arbeitsbedingungen, zu verbieten;


    b) das gleiche Recht von Menschen mit Behinderungen auf gerechte und günstige Arbeitsbedingungen, einschließlich Chancengleichheit und gleichen Entgelts für gleichwertige Arbeit, auf sichere und gesunde Arbeitsbedingungen, einschließlich Schutz vor Belästigungen, und auf Abhilfe bei Missständen zu schützen;


    c) zu gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen ihre Arbeitnehmer- und Gewerkschaftsrechte gleichberechtigt mit anderen ausüben können;


    d) Menschen mit Behinderungen wirksamen Zugang zu allgemeinen fachlichen und beruflichen Beratungsprogrammen, Stellenvermittlung sowie Berufsausbildung und Weiterbildung zu ermöglichen;


    e) für Menschen mit Behinderungen Beschäftigungsmöglichkeiten und beruflichen Aufstieg auf dem Arbeitsmarkt sowie die Unterstützung bei der Arbeitssuche, beim Erhalt und der Beibehaltung eines Arbeitsplatzes und beim beruflichen Wiedereinstieg zu fördern;


    f) Möglichkeiten für Selbständigkeit, Unternehmertum, die Bildung von Genossenschaften und die Gründung eines eigenen Geschäfts zu fördern;


    g) Menschen mit Behinderungen im öffentlichen Sektor zu beschäftigen;


    h) die Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen im privaten Sektor durch geeignete Strategien und Maßnahmen zu fördern, wozu auch Programme für positive Maßnahmen, Anreize und andere Maßnahmen gehören können;


    i) sicherzustellen, dass am Arbeitsplatz angemessene Vorkehrungen für Menschen mit Behinderungen getroffen werden;


    j) das Sammeln von Arbeitserfahrung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt durch Menschen mit Behinderungen zu fördern;


    k) Programme für die berufliche Rehabilitation, den Erhalt des Arbeitsplatzes und den beruflichen Wiedereinstieg von Menschen mit Behinderungen zu fördern.


    (2) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass Menschen mit Behinderungen nicht in Sklaverei oder Leibeigenschaft gehalten werden und dass sie gleichberechtigt mit anderen vor Zwangs- oder Pflichtarbeit geschützt werden.


    Artikel28Angemessener Lebensstandard und sozialer Schutz


    (1) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen auf einen angemessenen Lebensstandard für sich selbst und ihre Familien, einschließlich angemessener Ernährung, Bekleidung und Wohnung, sowie auf eine stetige Verbesserung der Lebensbedingungen und unternehmen geeignete Schritte zum Schutz und zur Förderung der Verwirklichung dieses Rechts ohne Diskriminierung aufgrund von Behinderung.


    (2) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen auf sozialen Schutz und den Genuss dieses Rechts ohne Diskriminierung aufgrund von Behinderung und unternehmen geeignete Schritte zum Schutz und zur Förderung der Verwirklichung dieses Rechts, einschließlich Maßnahmen, um


    a) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigten Zugang zur Versorgung mit sauberem Wasser und den Zugang zu geeigneten und erschwinglichen Dienstleistungen, Geräten und anderen Hilfen für Bedürfnisse im Zusammenhang mit ihrer Behinderung zu sichern;


    b) Menschen mit Behinderungen, insbesondere Frauen und Mädchen sowie älteren Menschen mit Behinderungen, den Zugang zu Programmen für sozialen Schutz und Programmen zur Armutsbekämpfung zu sichern;


    c) in Armut lebenden Menschen mit Behinderungen und ihren Familien den Zugang zu staatlicher Hilfe bei behinderungsbedingten Aufwendungen, einschließlich ausreichender Schulung, Beratung, finanzieller Unterstützung sowie Kurzzeitbetreuung, zu sichern;


    d) Menschen mit Behinderungen den Zugang zu Programmen des sozialen Wohnungsbaus zu sichern;


    e) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigten Zugang zu Leistungen und Programmen der Altersversorgung zu sichern.


    Artikel29Teilhabe am politischen und öffentlichen Leben


    Die Vertragsstaaten garantieren Menschen mit Behinderungen die politischen Rechte sowie die Möglichkeit, diese gleichberechtigt mit anderen zu genießen, und verpflichten sich,


    a) sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen wirksam und umfassend am politischen und öffentlichen Leben teilhaben können, sei es unmittelbar oder durch frei gewählte Vertreter oder Vertreterinnen, was auch das Recht und die Möglichkeit einschließt, zu wählen und gewählt zu werden; unter anderem


    i) stellen sie sicher, dass die Wahlverfahren, -einrichtungen und -materialien geeignet, zugänglich und leicht zu verstehen und zu handhaben sind;


    ii) schützen sie das Recht von Menschen mit Behinderungen, bei Wahlen und Volksabstimmungen in geheimer Abstimmung ohne Einschüchterung ihre Stimme abzugeben, bei Wahlen zu kandidieren, ein Amt wirksam innezuhaben und alle öffentlichen Aufgaben auf allen Ebenen staatlicher Tätigkeit wahrzunehmen, indem sie gegebenenfalls die Nutzung unterstützender und neuer Technologien erleichtern;


    iii) garantieren sie die freie Willensäußerung von Menschen mit Behinderungen als Wähler und Wählerinnen und erlauben zu diesem Zweck im Bedarfsfall auf Wunsch, dass sie sich bei der Stimmabgabe durch eine Person ihrer Wahl unterstützen lassen;


    b) aktiv ein Umfeld zu fördern, in dem Menschen mit Behinderungen ohne Diskriminierung und gleichberechtigt mit anderen wirksam und umfassend an der Gestaltung der öffentlichen Angelegenheiten mitwirken können, und ihre Mitwirkung an den öffentlichen Angelegenheiten zu begünstigen, unter anderem


    i) die Mitarbeit in nichtstaatlichen Organisationen und Vereinigungen, die sich mit dem öffentlichen und politischen Leben ihres Landes befassen, und an den Tätigkeiten und der Verwaltung politischer Parteien;


    ii) die Bildung von Organisationen von Menschen mit Behinderungen, die sie auf internationaler, nationaler, regionaler und lokaler Ebene vertreten, und den Beitritt zu solchen Organisationen.


    Artikel30Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und Sport


    (1) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen, gleichberechtigt mit anderen am kulturellen Leben teilzunehmen, und treffen alle geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen


    a) Zugang zu kulturellem Material in zugänglichen Formaten haben;


    b) Zugang zu Fernsehprogrammen, Filmen, Theatervorstellungen und anderen kulturellen Aktivitäten in zugänglichen Formaten haben;


    c) Zugang zu Orten kultureller Darbietungen oder Dienstleistungen, wie Theatern, Museen, Kinos, Bibliotheken und Tourismusdiensten, sowie, so weit wie möglich, zu Denkmälern und Stätten von nationaler kultureller Bedeutung haben.


    (2) Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um Menschen mit Behinderungen die Möglichkeit zu geben, ihr kreatives, künstlerisches und intellektuelles Potenzial zu entfalten und zu nutzen, nicht nur für sich selbst, sondern auch zur Bereicherung der Gesellschaft.


    (3) Die Vertragsstaaten unternehmen alle geeigneten Schritte im Einklang mit dem Völkerrecht, um sicherzustellen, dass Gesetze zum Schutz von Rechten des geistigen Eigentums keine ungerechtfertigte oder diskriminierende Barriere für den Zugang von Menschen mit Behinderungen zu kulturellem Material darstellen.


    (4) Menschen mit Behinderungen haben gleichberechtigt mit anderen Anspruch auf Anerkennung und Unterstützung ihrer spezifischen kulturellen und sprachlichen Identität, einschließlich der Gebärdensprachen und der Gehörlosenkultur.


    (5) Mit dem Ziel, Menschen mit Behinderungen die gleichberechtigte Teilnahme an Erholungs-, Freizeit- und Sportaktivitäten zu ermöglichen, treffen die Vertragsstaaten geeignete Maßnahmen,


    a) um Menschen mit Behinderungen zu ermutigen, so umfassend wie möglich an breitensportlichen Aktivitäten auf allen Ebenen teilzunehmen, und ihre Teilnahme zu fördern;


    b) um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen die Möglichkeit haben, behinderungsspezifische Sport- und Erholungsaktivitäten zu organisieren, zu entwickeln und an solchen teilzunehmen, und zu diesem Zweck die Bereitstellung eines geeigneten Angebots an Anleitung, Training und Ressourcen auf der Grundlage der Gleichberechtigung mit anderen zu fördern;


    c) um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen Zugang zu Sport-, Erholungs- und Tourismusstätten haben;


    d) um sicherzustellen, dass Kinder mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen Kindern an Spiel-, Erholungs-, Freizeit- und Sportaktivitäten teilnehmen können, einschließlich im schulischen Bereich;


    e) um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen Zugang zu Dienstleistungen der Organisatoren von Erholungs-, Tourismus-, Freizeit- und Sportaktivitäten haben.


    Artikel31Statistik und Datensammlung


    (1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich zur Sammlung geeigneter Informationen, einschließlich statistischer Angaben und Forschungsdaten, die ihnen ermöglichen, politische Konzepte zur Durchführung dieses Übereinkommens auszuarbeiten und umzusetzen. Das Verfahren zur Sammlung und Aufbewahrung dieser Informationen muss


    a) mit den gesetzlichen Schutzvorschriften, einschließlich der Rechtsvorschriften über den Datenschutz, zur Sicherung der Vertraulichkeit und der Achtung der Privatsphäre von Menschen mit Behinderungen im Einklang stehen;


    b) mit den international anerkannten Normen zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten und den ethischen Grundsätzen für die Sammlung und Nutzung statistischer Daten im Einklang stehen.


    (2) Die im Einklang mit diesem Artikelgesammelten Informationen werden, soweit angebracht, aufgeschlüsselt und dazu verwendet, die Umsetzung der Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen durch die Vertragsstaaten zu beurteilen und die Hindernisse, denen sich Menschen mit Behinderungen bei der Ausübung ihrer Rechte gegenübersehen, zu ermitteln und anzugehen.


    (3) Die Vertragsstaaten übernehmen die Verantwortung für die Verbreitung dieser Statistiken und sorgen dafür, dass sie für Menschen mit Behinderungen und andere zugänglich sind.


    Artikel32Internationale Zusammenarbeit


    (1) Die Vertragsstaaten anerkennen die Bedeutung der internationalen Zusammenarbeit und deren Förderung zur Unterstützung der einzelstaatlichen Anstrengungen für die Verwirklichung des Zwecks und der Ziele dieses Übereinkommens und treffen diesbezüglich geeignete und wirksame Maßnahmen, zwischenstaatlich sowie, soweit angebracht, in Partnerschaft mit den einschlägigen internationalen und regionalen Organisationen und der Zivilgesellschaft, insbesondere Organisationen von Menschen mit Behinderungen. Unter anderem können sie Maßnahmen ergreifen, um


    a) sicherzustellen, dass die internationale Zusammenarbeit, einschließlich internationaler Entwicklungsprogramme, Menschen mit Behinderungen einbezieht und für sie zugänglich ist;


    b) den Aufbau von Kapazitatäten zu erleichtern und zu unterstützen, unter anderem durch den Austausch und die Weitergabe von Informationen, Erfahrungen, Ausbildungsprogrammen und vorbildlichen Praktiken;


    c) die Forschungszusammenarbeit und den Zugang zu wissenschaftlichen und technischen Kenntnissen zu erleichtern;


    d) soweit angebracht, technische und wirtschaftliche Hilfe zu leisten, unter anderem durch Erleichterung des Zugangs zu zugänglichen und unterstützenden Technologien und ihres Austauschs sowie durch Weitergabe von Technologien.


    (2) Dieser Artikelberührt nicht die Pflicht jedes Vertragsstaats, seine Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen zu erfüllen.


    Artikel33Innerstaatliche Durchführung und Überwachung


    (1) Die Vertragsstaaten bestimmen nach Maßgabe ihrer staatlichen Organisation eine oder mehrere staatliche Anlaufstellen für Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Durchführung dieses Übereinkommens und prüfen sorgfältig die Schaffung oder Bestimmung eines staatlichen Koordinierungsmechanismus, der die Durchführung der entsprechenden Maßnahmen in verschiedenen Bereichen und auf verschiedenen Ebenen erleichtern soll.


    (2) Die Vertragsstaaten unterhalten, stärken, bestimmen oder schaffen nach Maßgabe ihres Rechts- und Verwaltungssystems auf einzelstaatlicher Ebene für die Förderung, den Schutz und die Überwachung der Durchführung dieses Übereinkommens eine Struktur, die, je nachdem, was angebracht ist, einen oder mehrere unabhängige Mechanismen einschließt. Bei der Bestimmung oder Schaffung eines solchen Mechanismus berücksichtigen die Vertragsstaaten die Grundsätze betreffend die Rechtsstellung und die Arbeitsweise der einzelstaatlichen Institutionen zum Schutz und zur Förderung der Menschenrechte.


    (3) Die Zivilgesellschaft, insbesondere Menschen mit Behinderungen und die sie vertretenden Organisationen, wird in den Überwachungsprozess einbezogen und nimmt in vollem Umfang daran teil.


    Artikel34Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen


    (1) Es wird ein Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen (im Folgenden als »Ausschuss« bezeichnet) eingesetzt, der die nachstehend festgelegten Aufgaben wahrnimmt.


    (2) Der Ausschuss besteht zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Übereinkommens aus zwölf Sachverständigen. Nach sechzig weiteren Ratifikationen oder Beitritten zu dem Übereinkommen erhöht sich die Zahl der Ausschussmitglieder um sechs auf die Höchstzahl von achtzehn.


    (3) Die Ausschussmitglieder sind in persönlicher Eigenschaft tätig und müssen Persönlichkeiten von hohem sittlichen Ansehen und anerkannter Sachkenntnis und Erfahrung auf dem von diesem Übereinkommen erfassten Gebiet sein. Die Vertragsstaaten sind aufgefordert, bei der Benennung ihrer Kandidaten oder Kandidatinnen Artikel4 Absatz3 gebührend zu berücksichtigen.


    (4) Die Ausschussmitglieder werden von den Vertragsstaaten gewählt, wobei auf eine gerechte geografische Verteilung, die Vertretung der verschiedenen Kulturkreise und der hauptsächlichen Rechtssysteme, die ausgewogene Vertretung der Geschlechter und die Beteiligung von Sachverständigen mit Behinderungen zu achten ist.


    (5) Die Ausschussmitglieder werden auf Sitzungen der Konferenz der Vertragsstaaten in geheimer Wahl aus einer Liste von Personen gewählt, die von den Vertragsstaaten aus dem Kreis ihrer Staatsangehörigen benannt worden sind. Auf diesen Sitzungen, die beschlussfähig sind, wenn zwei Drittel der Vertragsstaaten vertreten sind, gelten diejenigen Kandidaten oder Kandidatinnen als in den Ausschuss gewählt, welche die höchste Stimmenzahl und die absolute Stimmenmehrheit der anwesenden und abstimmenden Vertreter beziehungsweise Vertreterinnen der Vertragsstaaten auf sich vereinigen.


    (6) Die erste Wahl findet spätestens sechs Monate nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens statt. Spätestens vier Monate vor jeder Wahl fordert der Generalsekretär der Vereinten Nationen die Vertragsstaaten schriftlich auf, innerhalb von zwei Monaten ihre Benennungen einzureichen. Der Generalsekretär fertigt sodann eine alphabetische Liste aller auf diese Weise benannten Personen an, unter Angabe der Vertragsstaaten, die sie benannt haben, und übermittelt sie den Vertragsstaaten.


    (7) Die Ausschussmitglieder werden für vier Jahre gewählt. Ihre einmalige Wiederwahl ist zulässig. Die Amtszeit von sechs der bei der ersten Wahl gewählten Mitglieder läuft jedoch nach zwei Jahren ab; unmittelbar nach der ersten Wahl werden die Namen dieser sechs Mitglieder von dem oder der Vorsitzenden der in Absatz5 genannten Sitzung durch das Los bestimmt.


    (8) Die Wahl der sechs zusätzlichen Ausschussmitglieder findet bei den ordentlichen Wahlen im Einklang mit den einschlägigen Bestimmungen dieses Artikels statt.


    (9) Wenn ein Ausschussmitglied stirbt oder zurücktritt oder erklärt, dass es aus anderen Gründen seine Aufgaben nicht mehr wahrnehmen kann, ernennt der Vertragsstaat, der das Mitglied benannt hat, für die verbleibende Amtszeit eine andere sachverständige Person, die über die Befähigungen verfügt und die Voraussetzungen erfüllt, die in den einschlägigen Bestimmungen dieses Artikels beschrieben sind.


    (10) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.


    (11) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen stellt dem Ausschuss das Personal und die Einrichtungen zur Verfügung, die dieser zur wirksamen Wahrnehmung seiner Aufgaben nach diesem Übereinkommen benötigt, und beruft seine erste Sitzung ein.


    (12) Die Mitglieder des nach diesem Übereinkommen eingesetzten Ausschusses erhalten mit Zustimmung der Generalversammlung der Vereinten Nationen Bezüge aus mitteln der Vereinten Nationen zu den von der Generalversammlung unter Berücksichtigung der Bedeutung der Aufgaben des Ausschusses zu beschließenden Bedingungen.


    (13) Die Ausschussmitglieder haben Anspruch auf die Erleichterungen, Vorrechte und Immunitäten der Sachverständigen im Auftrag der Vereinten Nationen, die in den einschlägigen Abschnitten des Übereinkommens über die Vorrechte und Immunitäten der Vereinten Nationen vorgesehen sind.


    Artikel35Berichte der Vertragsstaaten


    (1) Jeder Vertragsstaat legt dem Ausschuss über den Generalsekretär der Vereinten Nationen innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens für den betreffenden Vertragsstaat einen umfassenden Bericht über die Maßnahmen, die er zur Erfüllung seiner Verpflichtungen aus dem Übereinkommen getroffen hat, und über die dabei erzielten Fortschritte vor.


    (2) Danach legen die Vertragsstaaten mindestens alle vier Jahre und darüber hinaus jeweils auf Anforderung des Ausschusses Folgeberichte vor.


    (3) Der Ausschuss beschließt gegebenenfalls Leitlinien für den Inhalt der Berichte.


    (4) Ein Vertragsstaat, der dem Ausschuss einen ersten umfassenden Bericht vorgelegt hat, braucht in seinen Folgeberichten die früher mitgeteilten Angaben nicht zu wiederholen. Die Vertragsstaaten sind gebeten, ihre Berichte an den Ausschuss in einem offenen und transparenten Verfahren zu erstellen und dabei Artikel4 Absatz3 gebührend zu berücksichtigen.


    (5) In den Berichten kann auf Faktoren und Schwierigkeiten hingewiesen werden, die das Ausmaß der Erfüllung der Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen beeinflussen.


    Artikel36Prüfung der Berichte


    (1) Der Ausschuss prüft jeden Bericht; er kann ihn mit den ihm geeignet erscheinenden Vorschlägen und allgemeinen Empfehlungen versehen und leitet diese dem betreffenden Vertragsstaat zu. Dieser kann dem Ausschuss hierauf jede Information übermitteln, die er zu geben wünscht. Der Ausschuss kann die Vertragsstaaten um weitere Angaben über die Durchführung dieses Übereinkommens ersuchen.


    (2) Liegt ein Vertragsstaat mit der Vorlage eines Berichts in erheblichem Rückstand, so kann der Ausschuss dem betreffenden Vertragsstaat notifizieren, dass die Durchführung dieses Übereinkommens im betreffenden Vertragsstaat auf der Grundlage der dem Ausschuss zur Verfügung stehenden zuverlässigen Informationen geprüft werden muss, falls der Bericht nicht innerhalb von drei Monaten nach dieser Notifikation vorgelegt wird. Der Ausschuss fordert den betreffenden Vertragsstaat auf, bei dieser Prüfung mitzuwirken. Falls der Vertragsstaat daraufhin den Bericht vorlegt, findet Absatz1 Anwendung.


    (3) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen stellt die Berichte allen Vertragsstaaten zur Verfügung.


    (4) Die Vertragsstaaten sorgen für eine weite Verbreitung ihrer Berichte im eigenen Land und erleichtern den Zugang zu den Vorschlägen und allgemeinen Empfehlungen zu diesen Berichten.


    (5) Der Ausschuss übermittelt, wenn er dies für angebracht hält, den Sonderorganisationen, Fonds und Programmen der Vereinten Nationen und anderen zuständigen Stellen Berichte der Vertragsstaaten, damit ein darin enthaltenes Ersuchen um fachliche Beratung oder Unterstützung oder ein darin enthaltener Hinweis, dass ein diesbezügliches Bedürfnis besteht, aufgegriffen werden kann; etwaige Bemerkungen und Empfehlungen des Ausschusses zu diesen Ersuchen oder Hinweisen werden beigefügt.


    Artikel37Zusammenarbeit zwischen den Vertragsstaaten und dem Ausschuss


    (1) Jeder Vertragsstaat arbeitet mit dem Ausschuss zusammen und ist seinen Mitgliedern bei der Erfüllung ihres Mandats behilflich.


    (2) In seinen Beziehungen zu den Vertragsstaaten prüft der Ausschuss gebührend Möglichkeiten zur Stärkung der einzelstaatlichen Fähigkeiten zur Durchführung dieses Übereinkommens, einschließlich durch internationale Zusammenarbeit.


    Artikel38Beziehungen des Ausschusses zu anderen Organen


    Um die wirksame Durchführung dieses Übereinkommens und die internationale Zusammenarbeit auf dem von dem Übereinkommen erfassten Gebiet zu fördern,


    a) haben die Sonderorganisationen und andere Organe der Vereinten Nationen das Recht, bei der Erörterung der Durchführung derjenigen Bestimmungen des Übereinkommens, die in ihren Aufgabenbereich fallen, vertreten zu sein. Der Ausschuss kann, wenn er dies für angebracht hält, Sonderorganisationen und andere zuständige Stellen einladen, sachkundige Stellungnahmen zur Durchführung des Übereinkommens auf Gebieten abzugeben, die in ihren jeweiligen Aufgabenbereich fallen. Der Ausschuss kann Sonderorganisationen und andere Organe der Vereinten Nationen einladen, ihm Berichte über die Durchführung des Übereinkommens auf den Gebieten vorzulegen, die in ihren Tätigkeitsbereich fallen;


    b) konsultiert der Ausschuss bei der Wahrnehmung seines Mandats, soweit angebracht, andere einschlägige Organe, die durch internationale Menschenrechtsverträge geschaffen wurden, mit dem Ziel, die Kohärenz ihrer jeweiligen Berichterstattungsleitlinien, Vorschläge und allgemeinen Empfehlungen zu gewährleisten sowie Doppelungen und Überschneidungen bei der Durchführung ihrer Aufgaben zu vermeiden.


    Artikel39Bericht des Ausschusses


    Der Ausschuss berichtet der Generalversammlung und dem Wirtschafts- und Sozialrat alle zwei Jahre über seine Tätigkeit und kann aufgrund der Prüfung der von den Vertragsstaaten eingegangenen Berichte und Auskünfte Vorschläge machen und allgemeine Empfehlungen abgeben. Diese werden zusammen mit etwaigen Stellungnahmen der Vertragsstaaten in den Ausschussbericht aufgenommen.


    Artikel40Konferenz der Vertragsstaaten


    (1) Die Vertragsstaaten treten regelmäßig in einer Konferenz der Vertragsstaaten zusammen, um jede Angelegenheit im Zusammenhang mit der Durchführung dieses Übereinkommens zu behandeln.


    (2) Die Konferenz der Vertragsstaaten wird vom Generalsekretär der Vereinten Nationen spätestens sechs Monate nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens einberufen. Die folgenden Treffen werden vom Generalsekretär alle zwei Jahre oder auf Beschluss der Konferenz der Vertragsstaaten einberufen.


    Artikel41Verwahrer


    Der Generalsekretär der Vereinten Nationen ist Verwahrer dieses Übereinkommens.


    Artikel42Unterzeichnung


    Dieses Übereinkommen liegt für alle Staaten und für Organisationen der regionalen Integration ab dem 30.März 2007 am Sitz der Vereinten Nationen in New York zur Unterzeichnung auf.


    Artikel43Zustimmung, gebunden zu sein


    Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation durch die Unterzeichnerstaaten und der förmlichen Bestätigung durch die unterzeichnenden Organisationen der regionalen Integration. Es steht allen Staaten oder Organisationen der regionalen Integration, die das Übereinkommen nicht unterzeichnet haben, zum Beitritt offen.


    Artikel44Organisationen der regionalen Integration


    (1) Der Ausdruck »Organisation der regionalen Integration« bezeichnet eine von souveränen Staaten einer bestimmten Region gebildete Organisation, der ihre Mitgliedstaaten die Zuständigkeit für von diesem Übereinkommen erfasste Angelegenheiten übertragen haben. In ihren Urkunden der förmlichen Bestätigung oder Beitrittsurkunden erklären diese Organisationen den Umfang ihrer Zuständigkeiten in Bezug auf die durch dieses Übereinkommen erfassten Angelegenheiten. Danach teilen sie dem Verwahrer jede erhebliche Änderung des Umfangs ihrer Zuständigkeiten mit.


    (2) Bezugnahmen auf »Vertragsstaaten« in diesem Übereinkommen finden auf solche Organisationen im Rahmen ihrer Zuständigkeit Anwendung.


    (3) Für die Zwecke des Artikels45 Absatz1 und des Artikels47 Absätze2 und 3 wird eine von einer Organisation der regionalen Integration hinterlegte Urkunde nicht mitgezählt.


    (4) Organisationen der regionalen Integration können in Angelegenheiten ihrer Zuständigkeit ihr Stimmrecht in der Konferenz der Vertragsstaaten mit der Anzahl von Stimmen ausüben, die der Anzahl ihrer Mitgliedstaaten entspricht, die Vertragsparteien dieses Übereinkommens sind. Diese Organisationen üben ihr Stimmrecht nicht aus, wenn einer ihrer Mitgliedstaaten sein Stimmrecht ausübt, und umgekehrt.


    Artikel45Inkrafttreten


    (1) Dieses Übereinkommen tritt am dreißigsten Tag nach Hinterlegung der zwanzigsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.


    (2) Für jeden Staat und jede Organisation der regionalen Integration, der beziehungsweise die dieses Übereinkommen nach Hinterlegung der zwanzigsten entsprechenden Urkunde ratifiziert, förmlich bestätigt oder ihm beitritt, tritt das Übereinkommen am dreißigsten Tag nach Hinterlegung der eigenen Urkunde in Kraft.


    Artikel46Vorbehalte


    (1) Vorbehalte, die mit Ziel und Zweck dieses Übereinkommens unvereinbar sind, sind nicht zulässig.


    (2) Vorbehalte können jederzeit zurückgenommen werden.


    Artikel47Änderungen


    (1) Jeder Vertragsstaat kann eine Änderung dieses Übereinkommens vorschlagen und beim Generalsekretär der Vereinten Nationen einreichen. Der Generalsekretär übermittelt jeden Änderungsvorschlag den Vertragsstaaten mit der Aufforderung, ihm zu notifizieren, ob sie eine Konferenz der Vertragsstaaten zur Beratung und Entscheidung über den Vorschlag befürworten. Befürwortet innerhalb von vier Monaten nach dem Datum der Übermittlung wenigstens ein Drittel der Vertragsstaaten eine solche Konferenz, so beruft der Generalsekretär die Konferenz unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen ein. Jede Änderung, die von einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden und abstimmenden Vertragsstaaten beschlossen wird, wird vom Generalsekretär der Generalversammlung der Vereinten Nationen zur Genehmigung und danach allen Vertragsstaaten zur Annahme vorgelegt.


    (2) Eine nach Absatz1 beschlossene und genehmigte Änderung tritt am dreißigsten Tag nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem die Anzahl der hinterlegten Annahmeurkunden zwei Drittel der Anzahl der Vertragsstaaten zum Zeitpunkt der Beschlussfassung über die Änderung erreicht. Danach tritt die Änderung für jeden Vertragsstaat am dreißigsten Tag nach Hinterlegung seiner eigenen Annahmeurkunde in Kraft. Eine Änderung ist nur für die Vertragsstaaten, die sie angenommen haben, verbindlich.


    (3) Wenn die Konferenz der Vertragsstaaten dies im Konsens beschließt, tritt eine nach Absatz1 beschlossene und genehmigte Änderung, die ausschließlich die Artikel34, 38, 39 und 40 betrifft, für alle Vertragsstaaten am dreißigsten Tag nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem die Anzahl der hinterlegten Annahmeurkunden zwei Drittel der Anzahl der Vertragsstaaten zum Zeitpunkt der Beschlussfassung über die Änderung erreicht.


    Artikel48Kündigung


    Ein Vertragsstaat kann dieses Übereinkommen durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete schriftliche Notifikation kündigen. Die Kündigung wird ein Jahr nach Eingang der Notifikation beim Generalsekretär wirksam.


    Artikel49Zugängliches Format


    Der Wortlaut dieses Übereinkommens wird in zugänglichen Formaten zur Verfügung gestellt.


    Artikel50Verbindliche Wortlaute


    Der arabische, der chinesische, der englische, der französische, der russische und der spanische Wortlaut dieses Übereinkommens sind gleichermaßen verbindlich.


    
      Hinweise


      Fundstellen: UNTS, Bd. 2515, S.3; BGBl. 2008 II, S.1419


      Verabschiedung: 13.Dezember 2006


      Inkrafttreten: 3.Mai 2008


      Zahl der Vertragsstaaten: 151


      Individualbeschwerde: ja (im Fakultativprotokoll vorgesehen)


      Deutschland:


      Unterzeichnung: 30.März 2007


      Ratifizierung: 24.Februar 2009


      Inkrafttreten: 26.März 2009

    


    21aFakultativprotokoll zum Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen vom 13.Dezember2006


    DIE VERTRAGSSTAATEN DIESES PROTOKOLLS HABEN FOLGENDES VEREINBART:


    Artikel1


    (1) Jeder Vertragsstaat dieses Protokolls (»Vertragsstaat«) anerkennt die Zuständigkeit des Ausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinderungen (»Ausschuss«) für die Entgegennahme und Prüfung von mitteilungen, die von oder im Namen von seiner Hoheitsgewalt unterstehenden Einzelpersonen oder Personengruppen eingereicht werden, die behaupten, Opfer einer Verletzung des Übereinkommens durch den betreffenden Vertragsstaat zu sein.


    (2) Der Ausschuss nimmt keine mitteilung entgegen, die einen Vertragsstaat des Übereinkommens betrifft, der nicht Vertragspartei dieses Protokolls ist.


    Artikel2


    Der Ausschuss erklärt eine mitteilung für unzulässig,


    a) wenn sie anonym ist;


    b) wenn sie einen Missbrauch des Rechts auf Einreichung solcher mitteilungen darstellt oder mit den Bestimmungen des Übereinkommens unvereinbar ist;


    c) wenn dieselbe Sache bereits vom Ausschuss untersucht worden ist oder in einem anderen internationalen Untersuchungs- oder Streitregelungsverfahren geprüft worden ist oder geprüft wird;


    d) wenn nicht alle zur Verfügung stehenden innerstaatlichen Rechtsbehelfe erschöpft worden sind. Dies gilt nicht, wenn das Verfahren bei der Anwendung solcher Rechtsbehelfe unangemessen lange dauert oder keine wirksame Abhilfe erwarten lässt;


    e) wenn sie offensichtlich unbegründet ist oder nicht hinreichend begründet wird oder


    f) wenn die der mitteilung zugrunde liegenden Tatsachen vor dem Inkrafttreten dieses Protokolls für den betreffenden Vertragsstaat eingetreten sind, es sei denn, dass sie auch nach diesem Zeitpunkt weiterbestehen.


    Artikel3


    Vorbehaltlich des Artikels2 bringt der Ausschuss jede ihm zugegangene mitteilung dem Vertragsstaat vertraulich zur Kenntnis. Der betreffende Vertragsstaat übermittelt dem Ausschuss innerhalb von sechs Monaten schriftliche Erklärungen oder Darlegungen zur Klärung der Sache und der gegebenenfalls von ihm getroffenen Abhilfemaßnahmen.


    Artikel4


    (1) Der Ausschuss kann jederzeit nach Eingang einer mitteilung und bevor eine Entscheidung in der Sache selbst getroffen worden ist, dem betreffenden Vertragsstaat ein Gesuch zur sofortigen Prüfung übermitteln, in dem er aufgefordert wird, die vorläufigen Maßnahmen zu treffen, die gegebenenfalls erforderlich sind, um einen möglichen nicht wiedergutzumachenden Schaden für das oder die Opfer der behaupteten Verletzung abzuwenden.


    (2) Übt der Ausschuss sein Ermessen nach Absatz1 aus, so bedeutet das keine Entscheidung über die Zulässigkeit der mitteilung oder in der Sache selbst.


    Artikel5


    Der Ausschuss berät über mitteilungen aufgrund dieses Protokolls in nichtöffentlicher Sitzung. Nach Prüfung einer mitteilung übermittelt der Ausschuss dem Vertragsstaat und dem Beschwerdeführer gegebenenfalls seine Vorschläge und Empfehlungen.


    Artikel6


    (1) Erhält der Ausschuss zuverlässige Angaben, die auf schwerwiegende oder systematische Verletzungen der in dem Übereinkommen niedergelegten Rechte durch einen Vertragsstaat hinweisen, so fordert der Ausschuss diesen Vertragsstaat auf, bei der Prüfung der Angaben mitzuwirken und zu diesen Angaben Stellung zu nehmen.


    (2) Der Ausschuss kann unter Berücksichtigung der von dem betreffenden Vertragsstaat abgegebenen Stellungnahmen sowie aller sonstigen ihm zur Verfügung stehenden zuverlässigen Angaben eines oder mehrere seiner Mitglieder beauftragen, eine Untersuchung durchzuführen und ihm sofort zu berichten. Sofern geboten, kann die Untersuchung mit Zustimmung des Vertragsstaats einen Besuch in seinem Hoheitsgebiet einschließen.


    (3) Nachdem der Ausschuss die Ergebnisse einer solchen Untersuchung geprüft hat, übermittelt er sie zusammen mit etwaigen Bemerkungen und Empfehlungen dem betreffenden Vertragsstaat.


    (4) Der Vertragsstaat unterbreitet innerhalb von sechs Monaten nach Eingang der vom Ausschuss übermittelten Ergebnisse, Bemerkungen und Empfehlungen dem Ausschuss seine Stellungnahmen.


    (5) Eine solche Untersuchung ist vertraulich durchzuführen; die Mitwirkung des Vertragsstaats ist auf allen Verfahrensstufen anzustreben.


    Artikel7


    (1) Der Ausschuss kann den betreffenden Vertragsstaat auffordern, in seinen Bericht nach Artikel35 des Übereinkommens Einzelheiten über Maßnahmen aufzunehmen, die als Reaktion auf eine nach Artikel6 dieses Protokolls durchgeführte Untersuchung getroffen wurden.


    (2) Sofern erforderlich, kann der Ausschuss nach Ablauf des in Artikel6 Absatz4 genannten Zeitraums von sechs Monaten den betreffenden Vertragsstaat auffordern, ihn über die als Reaktion auf eine solche Untersuchung getroffenen Maßnahmen zu unterrichten.


    Artikel8


    Jeder Vertragsstaat kann zum Zeitpunkt der Unterzeichnung oder Ratifikation dieses Protokolls oder seines Beitritts dazu erklären, dass er die in den Artikeln6 und 7 vorgesehene Zuständigkeit des Ausschusses nicht anerkennt.


    Artikel9


    Der Generalsekretär der Vereinten Nationen ist Verwahrer dieses Protokolls.


    Artikel10


    Dieses Protokoll liegt für die Staaten und die Organisationen der regionalen Integration, die das Übereinkommen unterzeichnet haben, ab dem 30.März 2007 am Sitz der Vereinten Nationen in New York zur Unterzeichnung auf.


    Artikel11


    Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation durch die Unterzeichnerstaaten des Protokolls, die das Übereinkommen ratifiziert haben oder ihm beigetreten sind. Es bedarf der förmlichen Bestätigung durch die Organisationen der regionalen Integration, die das Protokoll unterzeichnet haben und das Übereinkommen förmlich bestätigt haben oder ihm beigetreten sind. Das Protokoll steht allen Staaten oder Organisationen der regionalen Integration zum Beitritt offen, die das Übereinkommen ratifiziert beziehungsweise förmlich bestätigt haben oder ihm beigetreten sind und die das Protokoll nicht unterzeichnet haben.


    Artikel12


    (1) Der Ausdruck »Organisation der regionalen Integration« bezeichnet eine von souveränen Staaten einer bestimmten Region gebildete Organisation, der ihre Mitgliedstaaten die Zuständigkeit für von dem Übereinkommen und diesem Protokoll erfasste Angelegenheiten übertragen haben. In ihren Urkunden der förmlichen Bestätigung oder Beitrittsurkunden erklären diese Organisationen den Umfang ihrer Zuständigkeiten in Bezug auf die durch das Übereinkommen und dieses Protokoll erfassten Angelegenheiten. Danach teilen sie dem Verwahrer jede maßgebliche Änderung des Umfangs ihrer Zuständigkeiten mit.


    (2) Bezugnahmen auf »Vertragsstaaten« in diesem Protokoll finden auf solche Organisationen im Rahmen ihrer Zuständigkeit Anwendung.


    (3) Für die Zwecke des Artikels13 Absatz1 und des Artikels15 Absatz2 wird eine von einer Organisation der regionalen Integration hinterlegte Urkunde nicht mitgezählt.


    (4) Organisationen der regionalen Integration können in Angelegenheiten ihrer Zuständigkeit ihr Stimmrecht bei dem Treffen der Vertragsstaaten mit der Anzahl von Stimmen ausüben, die der Anzahl ihrer Mitgliedstaaten entspricht, die Vertragsparteien dieses Protokolls sind. Diese Organisationen üben ihr Stimmrecht nicht aus, wenn einer ihrer Mitgliedstaaten sein Stimmrecht ausübt, und umgekehrt.


    Artikel13


    (1) Vorbehaltlich des Inkrafttretens des Übereinkommens tritt dieses Protokoll am dreißigsten Tag nach Hinterlegung der zehnten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.


    (2) Für jeden Staat und jede Organisation der regionalen Integration, der beziehungsweise die dieses Protokoll nach Hinterlegung der zehnten entsprechenden Urkunde ratifiziert, förmlich bestätigt oder ihm beitritt, tritt das Protokoll am dreißigsten Tag nach Hinterlegung der eigenen Urkunde in Kraft.


    Artikel14


    (1) Vorbehalte, die mit Ziel und Zweck dieses Protokolls unvereinbar sind, sind nicht zulässig.


    (2) Vorbehalte können jederzeit zurückgenommen werden.


    Artikel15


    (1) Jeder Vertragsstaat kann eine Änderung dieses Protokolls vorschlagen und beim Generalsekretär der Vereinten Nationen einreichen. Der Generalsekretär übermittelt jeden Änderungsvorschlag den Vertragsstaaten mit der Aufforderung, ihm zu notifizieren, ob sie die Einberufung eines Treffens der Vertragsstaaten zur Beratung und Entscheidung über den Vorschlag befürworten. Befürwortet innerhalb von vier Monaten nach dem Datum der Übermittlung wenigstens ein Drittel der Vertragsstaaten die Einberufung eines solchen Treffens, so beruft der Generalsekretär das Treffen unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen ein. Jede Änderung, die von einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden und abstimmenden Vertragsstaaten beschlossen wird, wird vom Generalsekretär der Generalversammlung der Vereinten Nationen zur Genehmigung und danach allen Vertragsstaaten zur Annahme vorgelegt.


    (2) Eine nach Absatz1 beschlossene und genehmigte Änderung tritt am dreißigsten Tag nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem die Anzahl der hinterlegten Annahmeurkunden zwei Drittel der Anzahl der Vertragsstaaten zum Zeitpunkt der Beschlussfassung über die Änderung erreicht. Danach tritt die Änderung für jeden Vertragsstaat am dreißigsten Tag nach Hinterlegung seiner eigenen Annahmeurkunde in Kraft. Eine Änderung ist nur für die Vertragsstaaten, die sie angenommen haben, verbindlich.


    Artikel16


    Ein Vertragsstaat kann dieses Protokoll durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete schriftliche Notifikation kündigen. Die Kündigung wird ein Jahr nach Eingang der Notifikation beim Generalsekretär wirksam.


    Artikel17


    Der Wortlaut dieses Protokolls wird in zugänglichen Formaten zur Verfügung gestellt.


    Artikel18


    Der arabische, der chinesische, der englische, der französische, der russische und der spanische Wortlaut dieses Protokolls sind gleichermaßen verbindlich.


    
      Hinweise


      Fundstellen: UN-Doc. A/61/611; BGBl. 2008 II, S.1453


      Verabschiedung: 13.Dezember 2006


      Inkrafttreten: 3.Mai 2008


      Zahl der Vertragsstaaten: 86


      Individualbeschwerde: ja


      Deutschland:


      Unterzeichung: 30.März 2007


      Ratifizierung: 24.Februar 2009


      Inkrafttreten: 26.März 2009

    


    22Internationales Übereinkommen zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen vom 20.Dezember2006 (International Convention for the Protection of All Persons from Enforced Disappearance, CPED)


    Präambel


    DIE VERTRAGSSTAATEN DIESES ÜBEREINKOMMENS


    in der Erwägung, dass die Charta der Vereinten Nationen die Staaten verpflichtet, die allgemeine Achtung und Verwirklichung der Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern,


    im Hinblick auf die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, eingedenk des Internationalen Paktes über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, des Internationalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte und der anderen einschlägigen internationalen Übereinkünfte auf dem Gebiet der Menschenrechte, des humanitären Völkerrechts und des internationalen Strafrechts,


    eingedenk ferner der von der Generalversammlung der Vereinten Nationen in ihrer Resolution 47/133 vom 18.Dezember 1992 angenommenen Erklärung über den Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen,


    in Anbetracht der außerordentlichen Schwere des Verschwindenlassens, das ein Verbrechen und unter bestimmten im Völkerrecht festgelegten Umständen ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit darstellt,


    entschlossen, Fälle von Verschwindenlassen zu verhüten und die Straflosigkeit des Verbrechens des Verschwindenlassens zu bekämpfen,


    in Anbetracht des Rechtes jeder Person, nicht dem Verschwindenlassen unterworfen zu werden, und des Rechtes der Opfer auf Gerechtigkeit und Wiedergutmachung,


    in Bekräftigung des Rechtes jedes Opfers, die Wahrheit über die Umstände eines Verschwindenlassens und das Schicksal der verschwundenen Person zu erfahren, sowie des Rechtes auf die Freiheit, zu diesem Zweck Informationen einzuholen, zu erhalten und zu verbreiten


    sind wie folgt übereingekommen:


    TeilI


    Artikel1


    (1) Niemand darf dem Verschwindenlassen unterworfen werden.


    (2) Außergewöhnliche Umstände gleich welcher Art, sei es Krieg oder Kriegsgefahr, innenpolitische Instabilität oder ein sonstiger öffentlicher Notstand, dürfen nicht als Rechtfertigung für das Verschwindenlassen geltend gemacht werden.


    Artikel2


    Im Sinne dieses Übereinkommens bedeutet »Verschwindenlassen« die Festnahme, den Entzug der Freiheit, die Entführung oder jede andere Form der Freiheitsberaubung durch Bedienstete des Staates oder durch Personen oder Personengruppen, die mit Ermächtigung, Unterstützung oder Duldung des Staates handeln, gefolgt von der Weigerung, diese Freiheitsberaubung anzuerkennen, oder der Verschleierung des Schicksals oder des Verbleibs der verschwundenen Person, wodurch sie dem Schutz des Gesetzes entzogen wird.


    Artikel3


    Jeder Vertragsstaat trifft geeignete Maßnahmen, um wegen Handlungen im Sinne des Artikels2, die von Personen oder Personengruppen ohne Ermächtigung, Unterstützung oder Duldung des Staates begangen werden, zu ermitteln und die Verantwortlichen vor Gericht zu stellen.


    Artikel4


    Jeder Vertragsstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass das Verschwindenlassen nach seinem Strafrecht eine Straftat darstellt.


    Artikel5


    Die ausgedehnte oder systematische Praxis des Verschwindenlassens stellt ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit im Sinne des anwendbaren Völkerrechts dar und zieht die nach diesem Recht vorgesehenen Konsequenzen nach sich.


    Artikel6


    (1) Jeder Vertragsstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um zumindest folgende Personen strafrechtlich verantwortlich zu machen:


    a) jede Person, die ein Verschwindenlassen begeht, anordnet, dazu auffordert, dazu anstiftet, es zu begehen versucht, Mittäter oder Gehilfe an einem Verschwindenlassen ist oder an ihm teilnimmt;


    b) einen Vorgesetzten, der


    i) wusste, dass Untergebene unter seiner tatsächlichen Führungsgewalt und Kontrolle ein Verbrechen des Verschwindenlassens begingen oder zu begehen im Begriff waren, oder eindeutig darauf hinweisende Informationen bewusst außer Acht ließ;


    ii) die tatsächliche Verantwortung und Kontrolle über Tätigkeiten ausübte, die mit dem Verbrechen des Verschwindenlassens zusammenhingen, und


    iii) nicht alle in seiner Macht stehenden erforderlichen und angemessenen Maßnahmen ergriff, um die Begehung eines Verschwindenlassens zu verhindern oder zu unterbinden oder die Angelegenheit den zuständigen Behörden zur Ermittlung und Strafverfolgung vorzulegen.


    c) Buchstabe b lässt die strengeren Normen in Bezug auf die Verantwortlichkeit, die nach dem einschlägigen Völkerrecht für einen militärischen Befehlshaber oder eine tatsächlich als militärischer Befehlshaber handelnde Person gelten, unberührt.


    (2) Eine von einem Träger ziviler, militärischer oder anderer öffentlicher Gewalt erteilte Anordnung oder Anweisung darf nicht als Rechtfertigung für eine Straftat des Verschwindenlassens geltend gemacht werden.


    Artikel7


    (1) Jeder Vertragsstaat bedroht die Straftat des Verschwindenlassens mit angemessenen Strafen, welche die außerordentliche Schwere der Straftat berücksichtigen.


    (2) Jeder Vertragsstaat kann


    a) mildernde Umstände vorsehen, insbesondere für Personen, die zwar an der Begehung eines Verschwindenlassens mitgewirkt haben, aber wirksam dazu beitragen, die verschwundene Person lebend aufzufinden, oder es ermöglichen, Fälle von Verschwindenlassen aufzuklären oder die Täter eines Verschwindenlassens zu identifizieren;


    b) unbeschadet anderer strafrechtlicher Verfahren erschwerende Umstände vorsehen, insbesondere im Fall des Todes der verschwundenen Person oder des Verschwindenlassens von schwangeren Frauen, Minderjährigen, Personen mit Behinderungen oder anderen besonders verletzlichen Personen.


    Artikel8


    Unbeschadet des Artikels5


    (1) trifft jeder Vertragsstaat, in dem für das Verschwindenlassen Verjährungsvorschriften gelten, die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Verjährungsfrist bei der Strafverfolgung


    a) von langer Dauer ist und im Verhältnis zur außerordentlichen Schwere dieser Straftat steht;


    b) mit dem Zeitpunkt der Beendigung der Straftat des Verschwindenlassens beginnt, wobei zu berücksichtigen ist, dass die Straftat von Dauer ist.


    (2) Jeder Vertragsstaat gewährleistet das Recht der Opfer von Verschwindenlassen auf einen wirksamen Rechtsbehelf vor Ablauf der Verjährungsfrist.


    Artikel9


    (1) Jeder Vertragsstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um seine Zuständigkeit zur Ausübung der Gerichtsbarkeit über die Straftat des Verschwindenlassens in folgenden Fällen zu begründen:


    a) wenn die Straftat in einem der Hoheitsgewalt des betreffenden Staates unterstehenden Gebiet oder an Bord eines in diesem Staat eingetragenen Schiffes oder Luftfahrzeugs begangen wird;


    b) wenn der Verdächtige Angehöriger des betreffenden Staates ist;


    c) wenn die verschwundene Person Angehörige des betreffenden Staates ist und der Vertragsstaat es für angebracht hält.


    (2) Ebenso trifft jeder Vertragsstaat die erforderlichen Maßnahmen, um seine Zuständigkeit zur Ausübung der Gerichtsbarkeit über die Straftat des Verschwindenlassens dann zu begründen, wenn der Verdächtige sich in einem der Hoheitsgewalt des betreffenden Staates unterstehenden Gebiet befindet und dieser ihn nicht im Einklang mit seinen internationalen Verpflichtungen an einen anderen Staat ausliefert oder übergibt oder an ein internationales Strafgericht überstellt, dessen Gerichtsbarkeit er anerkannt hat.


    (3) Dieses Übereinkommen schließt eine weiter gehende Strafgerichtsbarkeit, die nach innerstaatlichem Recht ausgeübt wird, nicht aus.


    Artikel10


    (1) Hält ein Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet sich ein einer Straftat des Verschwindenlassens Verdächtiger befindet, es nach Prüfung der ihm vorliegenden Informationen in Anbetracht der Umstände für gerechtfertigt, so nimmt er ihn in Haft oder trifft alle anderen erforderlichen rechtlichen Maßnahmen, um seine Anwesenheit sicherzustellen. Die Haft und die anderen rechtlichen Maßnahmen müssen mit dem Recht dieses Vertragsstaats im Einklang stehen; sie dürfen nur so lange aufrechterhalten werden, wie es erforderlich ist, um die Anwesenheit des Verdächtigen während eines Straf-, Übergabe- beziehungsweise Überstellungs- oder Auslieferungsverfahrens sicherzustellen.


    (2) Der Vertragsstaat, der die in Absatz1 bezeichneten Maßnahmen getroffen hat, führt unverzüglich eine vorläufige Untersuchung oder Ermittlungen zur Feststellung des Sachverhalts durch. Er zeigt den in Artikel9 Absatz1 bezeichneten Vertragsstaaten die aufgrund des Absatzes1 getroffenen Maßnahmen an, einschließlich der Haft sowie der sie rechtfertigenden Umstände, und unterrichtet sie über das Ergebnis seiner vorläufigen Untersuchung oder seiner Ermittlungen und teilt ihnen mit, ob er seine Gerichtsbarkeit auszuüben beabsichtigt.


    (3) Eine aufgrund des Absatzes1 in Haft befindliche Person kann unverzüglich mit dem nächsten zuständigen Vertreter des Staates, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt, oder, wenn sie staatenlos ist, mit dem Vertreter des Staates, in dem sie sich gewöhnlich aufhält, verkehren.


    Artikel11


    (1) Der Vertragsstaat, der die Hoheitsgewalt über das Gebiet ausübt, in dem der einer Straftat des Verschwindenlassens Verdächtige aufgefunden wird, unterbreitet den Fall, wenn er den Betreffenden nicht im Einklang mit seinen internationalen Verpflichtungen an einen anderen Staat ausliefert oder übergibt oder an ein internationales Strafgericht überstellt, dessen Gerichtsbarkeit er anerkannt hat, seinen zuständigen Behörden zum Zweck der Strafverfolgung.


    (2) Diese Behörden treffen ihre Entscheidung in der gleichen Weise wie im Fall jeder anderen Straftat schwerer Art nach dem Recht dieses Vertragsstaats. In den in Artikel9 Absatz2 bezeichneten Fällen dürfen für die Strafverfolgung und Verurteilung keine weniger strengen Maßstäbe bei der Beweisführung angelegt werden als in den in Artikel9 Absatz1 bezeichneten Fällen.


    (3) Jeder Person, gegen die ein Verfahren wegen einer Straftat des Verschwindenlassens durchgeführt wird, ist während des gesamten Verfahrens eine gerechte Behandlung zu gewährleisten. Jeder Person, die wegen einer Straftat des Verschwindenlassens vor Gericht gestellt wird, ist ein gerechtes Verfahren vor einem zuständigen, unabhängigen und unparteiischen auf Gesetz beruhenden Gericht zu gewährleisten.


    Artikel12


    (1) Jeder Vertragsstaat stellt sicher, dass jeder, der behauptet, eine Person sei Opfer eines Verschwindenlassens geworden, das Recht hat, die Sache bei den zuständigen Behörden vorzubringen; diese unterziehen den Vorwurf einer umgehenden und unparteiischen Prüfung und führen gegebenenfalls unverzüglich eine umfassende und unparteiische Untersuchung durch. Gegebenenfalls werden geeignete Vorkehrungen getroffen, um sicherzustellen, dass der Beschwerdeführer, die Zeugen, die Verwandten der verschwundenen Person und ihr Rechtsbeistand sowie die an der Untersuchung Beteiligten vor jeder Misshandlung oder Einschüchterung wegen ihrer Beschwerde oder ihrer Aussagen geschützt sind.


    (2) Bestehen hinreichende Gründe für die Annahme, dass eine Person Opfer eines Verschwindenlassens geworden ist, so führen die in Absatz1 bezeichneten Behörden eine Untersuchung durch, auch wenn keine förmliche Anzeige erstattet worden ist.


    (3) Jeder Vertragsstaat stellt sicher, dass die in Absatz1 bezeichneten Behörden


    a) über die notwendigen Befugnisse und mittel verfügen, um die Untersuchung wirksam durchzuführen, einschließlich des Zugangs zu den für ihre Untersuchung einschlägigen Unterlagen und Informationen;


    b) falls erforderlich mit vorheriger Genehmigung eines Gerichts, das umgehend entscheidet, Zugang zu jedem Ort der Freiheitsentziehung oder zu jedem anderen Ort haben, sofern es hinreichende Gründe für die Annahme gibt, dass sich die verschwundene Person dort befindet.


    (4) Jeder Vertragsstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um alle Handlungen zu verhindern und zu ahnden, welche die Durchführung der Untersuchung behindern. Er stellt insbesondere sicher, dass die einer Straftat des Verschwindenlassens Verdächtigen nicht in der Lage sind, den Verlauf der Untersuchung durch die Ausübung von Druck oder durch Einschüchterungs- oder Vergeltungsmaßnahmen gegenüber dem Beschwerdeführer, den Zeugen, den Verwandten der verschwundenen Person, ihrem Rechtsbeistand oder den an der Untersuchung Beteiligten zu beeinflussen.


    Artikel13


    (1) Für die Zwecke der Auslieferung zwischen Vertragsstaaten wird die Straftat des Verschwindenlassens nicht als politische Straftat, als eine mit einer politischen Straftat zusammenhängende oder als eine auf politischen Beweggründen beruhende Straftat angesehen. Folglich darf ein Ersuchen um Auslieferung, das auf einer solchen Straftat beruht, nicht allein aus diesen Gründen abgelehnt werden.


    (2) Die Straftat des Verschwindenlassens gilt als in jeden zwischen Vertragsstaaten vor Inkrafttreten dieses Übereinkommens geschlossenen Auslieferungsvertrag einbezogene, der Auslieferung unterliegende Straftat.


    (3) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die Straftat des Verschwindenlassens als eine der Auslieferung unterliegende Straftat in jeden künftig zwischen ihnen zu schließenden Auslieferungsvertrag aufzunehmen.


    (4) Erhält ein Vertragsstaat, der die Auslieferung vom Bestehen eines Vertrags abhängig macht, ein Auslieferungsersuchen von einem anderen Vertragsstaat, mit dem er keinen Auslieferungsvertrag hat, so kann er dieses Übereinkommen als die erforderliche Rechtsgrundlage für die Auslieferung in Bezug auf die Straftat des Verschwindenlassens ansehen.


    (5) Vertragsstaaten, welche die Auslieferung nicht vom Bestehen eines Vertrags abhängig machen, erkennen unter sich die Straftat des Verschwindenlassens als eine der Auslieferung unterliegende Straftat an.


    (6) Die Auslieferung unterliegt in jedem Fall den im Recht des ersuchten Vertragsstaats oder in den geltenden Auslieferungsverträgen vorgesehenen Bedingungen, insbesondere auch den Bedingungen betreffend die für die Auslieferung erforderliche Mindesthöhe der angedrohten Strafe und die Gründe, aus denen der ersuchte Vertragsstaat die Auslieferung ablehnen oder bestimmten Bedingungen unterwerfen kann.


    (7) Dieses Übereinkommen ist nicht so auszulegen, als verpflichte es den ersuchten Vertragsstaat zur Auslieferung, wenn er stichhaltige Gründe für die Annahme hat, dass das Ersuchen gestellt worden ist, um eine Person wegen ihres Geschlechts, ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer Staatsangehörigkeit, ihrer ethnischen Herkunft, ihrer politischen Anschauungen oder ihrer Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe zu verfolgen oder zu bestrafen, oder dass dieser Person aus einem dieser Gründe Schaden zugefügt werden könnte, wenn dem Ersuchen stattgegeben würde.


    Artikel14


    (1) Die Vertragsstaaten gewähren einander im größtmöglichen Umfang Rechtshilfe im Zusammenhang mit Strafverfahren in Bezug auf die Straftat des Verschwindenlassens, einschließlich der Überlassung aller ihnen zur Verfügung stehenden und für das Verfahren erforderlichen Beweismittel.


    (2) Diese Rechtshilfe unterliegt den im innerstaatlichen Recht des ersuchten Vertragsstaats oder in den geltenden Rechtshilfeverträgen vorgesehenen Bedingungen, insbesondere auch den Bedingungen betreffend die Gründe, aus denen der ersuchte Vertragsstaat die Gewährung von Rechtshilfe ablehnen oder sie bestimmten Bedingungen unterwerfen kann.


    Artikel15


    Die Vertragsstaaten arbeiten zusammen und gewähren einander im größtmöglichen Umfang Hilfe zur Unterstützung der Opfer des Verschwindenlassens und bei der Suche nach verschwundenen Personen, der Ermittlung ihres Aufenthaltsorts und ihrer Freilassung sowie im Fall ihres Todes bei der Exhumierung, Identifizierung und Überführung ihrer sterblichen Überreste.


    Artikel16


    (1) Ein Vertragsstaat darf eine Person nicht in einen anderen Staat ausweisen, abschieben, an diesen übergeben oder ausliefern, wenn stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, dass sie dort Gefahr liefe, Opfer eines Verschwindenlassens zu werden.


    (2) Bei der Feststellung, ob solche Gründe vorliegen, berücksichtigen die zuständigen Behörden alle maßgeblichen Erwägungen, gegebenenfalls einschließlich des Umstands, dass in dem betreffenden Staat eine ständige Praxis grober, offenkundiger oder massenhafter Verletzungen der Menschenrechte oder schwerer Verletzungen des humanitären Völkerrechts herrscht.


    Artikel17


    (1) Niemand darf geheim in Haft gehalten werden.


    (2) Unbeschadet anderer internationaler Verpflichtungen des Vertragsstaats in Bezug auf die Freiheitsentziehung wird jeder Vertragsstaat in seinem Recht


    a) die Bedingungen festlegen, unter denen eine Freiheitsentziehung angeordnet werden kann;


    b) die Behörden bezeichnen, die befugt sind, eine Freiheitsentziehung anzuordnen;


    c) gewährleisten, dass jede Person, der die Freiheit entzogen ist, ausschließlich an offiziell anerkannten und überwachten Orten der Freiheitsentziehung untergebracht wird;


    d) gewährleisten, dass jeder Person, der die Freiheit entzogen ist, gestattet wird, mit ihrer Familie, ihrem Rechtsbeistand oder jeder anderen Person ihrer Wahl vorbehaltlich allein der gesetzlich vorgesehenen Bedingungen zu verkehren und von diesen besucht zu werden, oder, sofern es sich um eine Ausländerin oder einen Ausländer handelt, im Einklang mit dem anwendbaren Völkerrecht mit ihren Konsularbehörden zu verkehren;


    e) allen zuständigen und gesetzlich befugten Behörden und Einrichtungen Zugang zu den Orten der Freiheitsentziehung gewährleisten, falls erforderlich mit vorheriger Genehmigung eines Gerichts;


    f) jeder Person, der die Freiheit entzogen ist, oder im Fall eines mutmaßlichen Verschwindenlassens da die Person, der die Freiheit entzogen ist, das unter diesem Buchstaben bezeichnete Recht nicht selbst ausüben kann allen Personen mit einem berechtigten Interesse, wie etwa den Verwandten der Person, der die Freiheit entzogen ist, oder ihren Vertretern oder ihrem Rechtsbeistand, unter allen Umständen das Recht gewährleisten, ein Verfahren vor Gericht einzuleiten, damit das Gericht unverzüglich über die Rechtmäßigkeit der Freiheitsentziehung entscheidet und die Freilassung der Person anordnet, wenn die Freiheitsentziehung nicht rechtmäßig ist.


    (3) Jeder Vertragsstaat stellt sicher, dass ein oder mehrere amtliche Register und/oder amtliche Akten über die Personen, denen die Freiheit entzogen ist, geführt und auf dem neuesten Stand gehalten werden, die auf Ersuchen umgehend allen Gerichten oder anderen zuständigen Behörden oder Einrichtungen zur Verfügung gestellt werden, die dazu nach dem Recht des betreffenden Vertragsstaats oder den einschlägigen internationalen Übereinkommen, deren Vertragsstaat der betreffende Staat ist, befugt sind. Zu den darin enthaltenen Informationen gehören zumindest


    a) die Identität der Person, der die Freiheit entzogen ist;


    b) der Tag, die Uhrzeit und der Ort, an dem der Person die Freiheit entzogen wurde, und die Behörde, die der Person die Freiheit entzogen hat;


    c) die Behörde, welche die Freiheitsentziehung angeordnet hat, und die Gründe für die Freiheitsentziehung;


    d) die Behörde, die für die Überwachung der Freiheitsentziehung zuständig ist;


    e) der Ort der Freiheitsentziehung, der Tag und die Uhrzeit der Aufnahme an diesem Ort und die für diesen Ort zuständige Behörde;


    f) Angaben zum Gesundheitszustand der Person, der die Freiheit entzogen ist;


    g) im Fall des Todes während der Freiheitsentziehung die Umstände und die Ursache des Todes und der Verbleib der sterblichen Überreste;


    h) der Tag und die Uhrzeit der Freilassung oder Verlegung an einen anderen Ort der Freiheitsentziehung, der Bestimmungsort und die für die Verlegung zuständige Behörde.


    Artikel18


    (1) Vorbehaltlich der Artikel19 und 20 gewährleistet jeder Vertragsstaat allen Personen, die ein berechtigtes Interesse an diesen Informationen haben, wie etwa den Verwandten der Person, der die Freiheit entzogen ist, ihren Vertretern oder ihrem Rechtsbeistand, zumindest den Zugang zu folgenden Informationen:


    a) die Behörde, welche die Freiheitsentziehung angeordnet hat;


    b) der Tag, die Uhrzeit und der Ort, an dem der Person die Freiheit entzogen wurde, sowie der Tag und die Uhrzeit der Aufnahme am Ort der Freiheitsentziehung sowie dessen Lage;


    c) die Behörde, die für die Überwachung der Freiheitsentziehung zuständig ist;


    d) der Verbleib der Person, der die Freiheit entzogen ist, einschließlich des Bestimmungsorts und der für die Verlegung zuständigen Behörde, falls die Person an einen anderen Ort der Freiheitsentziehung verlegt wird;


    e) der Tag, die Uhrzeit und der Ort der Freilassung;


    f) Angaben zum Gesundheitszustand der Person, der die Freiheit entzogen ist;


    g) im Fall des Todes während der Freiheitsentziehung die Umstände und die Ursache des Todes und der Verbleib der sterblichen Überreste.


    (2) Falls erforderlich sind geeignete Maßnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass die in Absatz1 bezeichneten Personen sowie die an der Untersuchung Beteiligten vor jeder Misshandlung, Einschüchterung oder Sanktion wegen der Bemühungen um Informationen über eine Person, der die Freiheit entzogen ist, geschützt sind.


    Artikel19


    (1) Die im Rahmen der Suche nach einer verschwundenen Person gesammelten und/oder übermittelten personenbezogenen Informationen einschließlich medizinischer oder genetischer Daten dürfen nur für die Zwecke der Suche nach der verschwundenen Person verwendet oder zur Verfügung gestellt werden. Dies lässt die Verwendung dieser Informationen in Strafverfahren wegen einer Straftat des Verschwindenlassens und die Ausübung des Rechts auf Entschädigung unberührt.


    (2) Die Sammlung, Verarbeitung, Verwendung und Speicherung von personenbezogenen Informationen einschließlich medizinischer oder genetischer Daten dürfen die Menschenrechte, die Grundfreiheiten und die Menschenwürde nicht verletzen oder dazu führen, dass sie verletzt werden.


    Artikel20


    (1) Nur wenn eine Person unter dem Schutz des Gesetzes steht und die Freiheitsentziehung der Kontrolle durch ein Gericht unterliegt, darf das in Artikel18 bezeichnete Informationsrecht in Übereinstimmung mit dem anwendbaren Völkerrecht und den Zielen dieses Übereinkommens ausnahmsweise eingeschränkt werden, soweit dies unbedingt erforderlich und gesetzlich vorgesehen ist und sofern die Informationsübermittlung die Privatsphäre oder die Sicherheit der Person beeinträchtigen oder eine laufende strafrechtliche Untersuchung behindern würde oder andere gesetzlich vorgesehene gleichwertige Gründe dem entgegenstehen. Diese Einschränkungen des in Artikel18 bezeichneten Informationsrechts sind nicht zulässig, wenn sie ein Verhalten im Sinne des Artikels2 oder eine Verletzung des Artikels17 Absatz1 darstellen.


    (2) Unbeschadet der Prüfung, ob einer Person die Freiheit rechtmäßig entzogen worden ist, gewährleisten die Vertragsstaaten den in Artikel18 Absatz1 bezeichneten Personen das Recht auf einen umgehenden und wirksamen gerichtlichen Rechtsbehelf, um unverzüglich die in Artikel18 Absatz1 bezeichneten Informationen zu erhalten. Dieses Recht auf einen Rechtsbehelf darf unter keinen Umständen ausgesetzt oder eingeschränkt werden.


    Artikel21


    Jeder Vertragsstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass Personen, denen die Freiheit entzogen ist, entsprechend einem Verfahren freigelassen werden, das es erlaubt, verlässlich nachzuprüfen, ob sie tatsächlich freigelassen worden sind. Jeder Vertragsstaat trifft ferner die erforderlichen Maßnahmen, um die körperliche Unversehrtheit dieser Personen und ihre Fähigkeit, ihre Rechte uneingeschränkt auszuüben, zum Zeitpunkt der Freilassung zu gewährleisten, unbeschadet der Pflichten, die diesen Personen nach innerstaatlichem Recht obliegen.


    Artikel22


    Unbeschadet des Artikels6 trifft jeder Vertragsstaat die erforderlichen Maßnahmen, um das folgende Verhalten zu verhindern und zu ahnden:


    a) die Behinderung oder Verschleppung der Rechtsbehelfe nach Artikel17 Absatz2 Buchstabe f und Artikel20 Absatz2;


    b) das Versäumnis, der Pflicht nachzukommen, alle Freiheitsentziehungen in ein Register einzutragen, sowie die Eintragung von Informationen, deren Unrichtigkeit dem für das amtliche Register zuständigen Bediensteten bekannt war oder hätte bekannt sein müssen;


    c) die Weigerung, Auskünfte über eine Freiheitsentziehung zu erteilen, oder das Erteilen unrichtiger Auskünfte, obwohl die gesetzlichen Voraussetzungen für das Erteilen dieser Auskünfte erfüllt sind.


    Artikel23


    (1) Jeder Vertragsstaat stellt sicher, dass die Ausbildung des mit dem Gesetzesvollzug betrauten zivilen und militärischen Personals, des medizinischen Personals, der Angehörigen des öffentlichen Dienstes und anderer Personen, die mit dem Gewahrsam oder der Behandlung einer Person, der die Freiheit entzogen ist, befasst werden können, den erforderlichen Unterricht und die erforderliche Aufklärung über die einschlägigen Bestimmungen dieses Übereinkommens umfasst, um


    a) die Beteiligung dieser Bediensteten an Fällen von Verschwindenlassen zu verhüten;


    b) die Bedeutung der Verhütung und der Ermittlungen in Bezug auf das Verschwindenlassen zu unterstreichen;


    c) sicherzustellen, dass die Dringlichkeit der Aufklärung der Fälle von Verschwindenlassen anerkannt wird.


    (2) Jeder Vertragsstaat stellt sicher, dass Anordnungen oder Anweisungen, durch die ein Verschwindenlassen vorgeschrieben oder genehmigt oder dazu ermutigt wird, verboten werden. Jeder Vertragsstaat gewährleistet, dass eine Person, die sich weigert, einer solchen Anordnung Folge zu leisten, nicht bestraft wird.


    (3) Jeder Vertragsstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die in Absatz1 bezeichneten Personen, die Gründe für die Annahme haben, dass ein Verschwindenlassen stattgefunden hat oder geplant ist, dies ihren Vorgesetzten und, falls erforderlich, den geeigneten Behörden oder Stellen mit entsprechenden Kontroll- oder Entscheidungsbefugnissen mitteilen.


    Artikel24


    (1) Im Sinne dieses Übereinkommens bezeichnet »Opfer« die verschwundene Person sowie jede natürliche Person, die als unmittelbare Folge eines Verschwindenlassens geschädigt worden ist.


    (2) Jedes Opfer hat das Recht, die Wahrheit über die Umstände des Verschwindenlassens, den Verlauf und die Ergebnisse der Untersuchung und das Schicksal der verschwundenen Person zu erfahren. Jeder Vertragsstaat trifft die zu diesem Zweck geeigneten Maßnahmen.


    (3) Jeder Vertragsstaat trifft alle geeigneten Maßnahmen im Hinblick auf die Suche nach verschwundenen Personen, die Ermittlung ihres Aufenthaltsorts und ihre Freilassung sowie im Fall des Todes im Hinblick auf die Ermittlung, Achtung und Überführung ihrer sterblichen Überreste.


    (4) Jeder Vertragsstaat gewährleistet den Opfern des Verschwindenlassens in seiner Rechtsordnung das Recht auf Wiedergutmachung und auf umgehende, gerechte und angemessene Entschädigung.


    (5) Das Recht auf Wiedergutmachung nach Absatz4 umfasst den Ersatz des materiellen und immateriellen Schadens sowie gegebenenfalls andere Arten der Wiedergutmachung wie


    a) die Restitution;


    b) die Rehabilitation;


    c) die Genugtuung einschließlich der Wiederherstellung der Würde und des Ansehens;


    d) die Garantie der Nichtwiederholung.


    (6) Unbeschadet der Verpflichtung, die Untersuchung bis zur Aufklärung des Schicksals der verschwundenen Person fortzuführen, trifft jeder Vertragsstaat die geeigneten Maßnahmen in Bezug auf die Rechtsstellung verschwundener Personen, deren Schicksal noch nicht aufgeklärt worden ist, und die ihrer Verwandten, unter anderem hinsichtlich der sozialen Sicherung, finanzieller Angelegenheiten, des Familienrechts und der Eigentumsrechte.


    (7) Jeder Vertragsstaat gewährleistet das Recht auf Bildung von Organisationen oder Vereinen, deren Ziel es ist, dazu beizutragen, die Umstände der Fälle von Verschwindenlassen und das Schicksal der verschwundenen Personen aufzuklären sowie Opfer des Verschwindenlassens zu unterstützen, und auf freie Beteiligung an ihnen.


    Artikel25


    (1) Jeder Vertragsstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um folgende Handlungen zu verhindern und nach seinem Strafrecht zu bestrafen:


    a) die unrechtmäßige Entziehung von Kindern, die Opfer eines Verschwindenlassens sind, oder von Kindern, deren Vater, Mutter oder gesetzlicher Vertreter Opfer eines Verschwindenlassens ist, oder von Kindern, die während der Gefangenschaft ihrer Mutter im Rahmen eines Verschwindenlassens geboren sind;


    b) die Fälschung, das Verbergen oder die Vernichtung von Dokumenten, welche die wahre Identität der unter Buchstabe a bezeichneten Kinder bescheinigen.


    (2) Jeder Vertragsstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um die in Absatz1 Buchstabe a bezeichneten Kinder zu suchen und zu identifizieren und sie in Übereinstimmung mit den gesetzlich vorgesehenen Verfahren und den anwendbaren internationalen Übereinkünften in ihre Herkunftsfamilien zurückzuführen.


    (3) Die Vertragsstaaten gewähren einander Hilfe bei der Suche, Identifizierung und Ermittlung des Aufenthaltsorts der in Absatz1 Buchstabe a bezeichneten Kinder.


    (4) Angesichts des Erfordernisses, das Wohl der in Absatz1 Buchstabe a bezeichneten Kinder und ihr Recht, ihre Identität, einschließlich ihrer Staatsangehörigkeit, ihres gesetzlich anerkannten Namens und ihrer gesetzlich anerkannten Familienbeziehungen, zu behalten oder wiederherzustellen, zu schützen, sehen die Vertragsstaaten, die ein System der Adoption oder eine andere Form der Unterbringung von Kindern anerkennen, gesetzliche Verfahren vor, um das Adoptions- oder Unterbringungsverfahren zu überprüfen und gegebenenfalls jede Adoption oder Unterbringung von Kindern, die auf einem Verschwindenlassen beruht, aufzuheben.


    (5) In allen Fällen, und insbesondere in Bezug auf alle Angelegenheiten, die im Zusammenhang mit diesem Artikelstehen, ist das Wohl des Kindes vorrangig zu berücksichtigen, und ein Kind, das fähig ist, sich eine eigene Meinung zu bilden, hat Recht, diese Meinung frei zu äußern, die entsprechend seinem Alter und seiner Reife gebührend zu berücksichtigen ist.


    TeilII


    Artikel26


    (1) Es wird ein Ausschuss über das Verschwindenlassen (im Folgenden als »Ausschuss« bezeichnet) errichtet, um die in diesem Übereinkommen festgelegten Aufgaben wahrzunehmen. Der Ausschuss besteht aus zehn unabhängigen und unparteiischen Sachverständigen von hohem sittlichem Ansehen und anerkannter Sachkenntnis auf dem Gebiet der Menschenrechte, die in ihrer persönlichen Eigenschaft tätig sind. Die Mitglieder des Ausschusses werden von den Vertragsstaaten auf der Grundlage einer gerechten geographischen Verteilung gewählt. Die Zweckmäßigkeit der Beteiligung von Personen mit einschlägiger juristischer Erfahrung an der Arbeit des Ausschusses und eine ausgewogene Vertretung der Geschlechter sind zu berücksichtigen.


    (2) Die Mitglieder des Ausschusses werden in geheimer Wahl aus einer Liste von Personen gewählt, die von den Vertragsstaaten während der alle zwei Jahre zu diesem Zweck vom Generalsekretär der Vereinten Nationen einberufenen Versammlungen der Vertragsstaaten aus den Reihen ihrer Staatsangehörigen vorgeschlagen worden sind. In diesen Versammlungen, die beschlussfähig sind, wenn zwei Drittel der Vertragsstaaten vertreten sind, gelten diejenigen Personen als in den Ausschuss gewählt, welche die höchste Stimmenzahl und die absolute Stimmenmehrheit der anwesenden und abstimmenden Vertreter der Vertragsstaaten auf sich vereinigen.


    (3) Die erste Wahl findet spätestens sechs Monate nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens statt. Vier Monate vor jeder Wahl fordert der Generalsekretär der Vereinten Nationen die Vertragsstaaten schriftlich auf, innerhalb von drei Monaten Kandidatinnen oder Kandidaten vorzuschlagen. Der Generalsekretär fertigt eine alphabetische Liste aller auf diese Weise vorgeschlagenen Personen unter Angabe der Vertragsstaaten an, die sie vorgeschlagen haben, und übermittelt diese Liste allen Vertragsstaaten.


    (4) Die Ausschussmitglieder werden für vier Jahre gewählt. Sie können einmal wiedergewählt werden. Die Amtszeit von fünf der bei der ersten Wahl gewählten Mitglieder läuft jedoch nach zwei Jahren ab; unmittelbar nach der ersten Wahl werden die Namen dieser fünf Mitglieder vom Vorsitzenden der in Absatz2 genannten Versammlung durch das Los bestimmt.


    (5) Stirbt ein Ausschussmitglied, tritt es zurück oder kann es aus irgendeinem anderen Grund seine Aufgaben im Ausschuss nicht mehr wahrnehmen, so ernennt der Vertragsstaat, der es vorgeschlagen hat, in Übereinstimmung mit den in Absatz1 bezeichneten Kriterien eine andere Kandidatin oder einen anderen Kandidaten seiner Staatsangehörigkeit, die beziehungsweise der dem Ausschuss während der restlichen Amtszeit vorbehaltlich der Zustimmung der Mehrheit der Vertragsstaaten angehört. Diese Zustimmung gilt als erteilt, sofern sich nicht mindestens die Hälfte der Vertragsstaaten binnen sechs Wochen, nachdem sie vom Generalsekretär der Vereinten Nationen von der vorgeschlagenen Ernennung unterrichtet wurde, dagegen ausspricht.


    (6) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.


    (7) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen stellt dem Ausschuss die mittel, das Personal und die Einrichtungen zur Verfügung, die dieser zur wirksamen Durchführung der ihm obliegenden Aufgaben benötigt. Der Generalsekretär der Vereinten Nationen beruft die erste Sitzung des Ausschusses ein.


    (8) Die Mitglieder des Ausschusses haben Anspruch auf die Erleichterungen, Vorrechte und Immunitäten, die in den einschlägigen Abschnitten des Übereinkommens über die Vorrechte und Immunitäten der Vereinten Nationen für die im Auftrag der Organisation der Vereinten Nationen tätigen Sachverständigen vorgesehen sind.


    (9) Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, mit dem Ausschuss zusammenzuarbeiten und seine Mitglieder bei der Erfüllung ihres Mandats zu unterstützen, soweit er die Aufgaben des Ausschusses angenommen hat.


    Artikel27


    Eine Konferenz der Vertragsstaaten wird frühestens vier Jahre und spätestens sechs Jahre nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens zu dem Zweck abgehalten, die Wirkungsweise des Ausschusses zu überprüfen und in Übereinstimmung mit dem in Artikel44 Absatz2 beschriebenen Verfahren zu entscheiden, ob es zweckdienlich ist, die Überprüfung dieses Übereinkommens in Übereinstimmung mit den in den Artikeln28 bis 36 bezeichneten Aufgaben einer anderen Stelle zu übertragen, ohne dabei irgendeine Möglichkeit auszuschließen.


    Artikel28


    (1) Im Rahmen der dem Ausschuss nach diesem Übereinkommen übertragenen Befugnisse arbeitet dieser mit allen geeigneten Organen, Dienststellen, Sonderorganisationen und Fonds der Vereinten Nationen, den durch internationale Übereinkünfte errichteten Vertragsorganen, den Sonderverfahren der Vereinten Nationen, den einschlägigen regionalen zwischenstaatlichen Organisationen oder Einrichtungen sowie mit allen einschlägigen staatlichen Einrichtungen, Ämtern oder Dienststellen zusammen, die sich für den Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen einsetzen.


    (2) Bei der Wahrnehmung seines Mandats berät sich der Ausschuss mit anderen Vertragsorganen, die durch einschlägige internationale Menschenrechtsübereinkünfte errichtet worden sind, insbesondere mit dem durch den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte errichteten Ausschuss für Menschenrechte, um die Einheitlichkeit ihrer jeweiligen Stellungnahmen und Empfehlungen zu gewährleisten.


    Artikel29


    (1) Jeder Vertragsstaat legt dem Ausschuss über den Generalsekretär der Vereinten Nationen innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens für den betreffenden Vertragsstaat einen Bericht über die Maßnahmen vor, die er zur Erfüllung seiner Verpflichtungen aus dem Übereinkommen getroffen hat.


    (2) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen stellt diesen Bericht allen Vertragsstaaten zur Verfügung.


    (3) Der Ausschuss prüft jeden Bericht; er kann die ihm geeignet erscheinenden Bemerkungen, Stellungnahmen oder Empfehlungen dazu abgeben. Diese Bemerkungen, Stellungnahmen oder Empfehlungen werden dem betreffenden Vertragsstaat zugeleitet, der von sich aus oder auf Ersuchen des Ausschusses auf sie antworten kann.


    (4) Der Ausschuss kann die Vertragsstaaten zudem um zusätzliche Angaben über die Durchführung dieses Übereinkommens ersuchen.


    Artikel30


    (1) Ein Antrag auf Suche und Auffindung einer verschwundenen Person kann beim Ausschuss in dringenden Fällen von den Verwandten einer verschwundenen Person, ihren gesetzlichen Vertretern, ihrem Rechtsbeistand oder jeder anderen von ihnen beauftragten Person sowie von jedem, der ein berechtigtes Interesse daran hat, eingereicht werden.


    (2) Ist der Ausschuss der Auffassung, dass ein nach Absatz1 gestellter Antrag auf sofortige Maßnahmen


    a) nicht offensichtlich unbegründet ist;


    b) keinen Missbrauch des Rechts auf Einreichung eines solchen Antrags darstellt;


    c) vorab den zuständigen Organen des betreffenden Vertragsstaats, wie den zu Ermittlungen befugten Behörden, ordnungsgemäß vorgelegt worden ist, sofern diese Möglichkeit besteht;


    d) nicht unvereinbar mit den Bestimmungen dieses Übereinkommens ist und


    e) dieselbe Sache nicht bereits in einem anderen internationalen Untersuchungs- oder Streitregelungsverfahren der gleichen Art geprüft wird, so ersucht er den betreffenden Vertragsstaat um Angaben über die Situation der gesuchten Person innerhalb einer vom Ausschuss festgesetzten Frist.


    (3) Unter Berücksichtigung der ihm vom betreffenden Vertragsstaat nach Absatz2 mitgeteilten Angaben kann der Ausschuss dem Vertragsstaat Empfehlungen übermitteln, einschließlich eines Ersuchens, in dem dieser aufgefordert wird, alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, einschließlich vorläufiger Maßnahmen, um im Einklang mit diesem Übereinkommen den Aufenthaltsort der Person ausfindig zu machen, sie zu schützen und den Ausschuss innerhalb einer bestimmten Frist über die Maßnahmen zu unterrichten, wobei die Dringlichkeit der Situation zu berücksichtigen ist. Der Ausschuss unterrichtet die Person, die den Antrag auf sofortige Maßnahmen gestellt hat, über seine Empfehlungen und die Angaben, die ihm vom Vertragsstaat mitgeteilt wurden, sobald diese verfügbar sind.


    (4) Der Ausschuss setzt seine Bemühungen, mit dem betreffenden Vertragsstaat zusammenzuarbeiten, so lange fort, wie das Schicksal der gesuchten Person nicht aufgeklärt ist. Er hält die den Antrag stellende Person auf dem Laufenden.


    Artikel31


    (1) Ein Vertragsstaat kann bei der Ratifizierung dieses Übereinkommens oder zu jedem späteren Zeitpunkt erklären, dass er die Zuständigkeit des Ausschusses zur Entgegennahme und Prüfung von mitteilungen einzelner Personen oder im Namen einzelner Personen anerkennt, die der Hoheitsgewalt des betreffenden Staates unterstehen und die geltend machen, Opfer einer Verletzung dieses Übereinkommens durch einen Vertragsstaat zu sein. Der Ausschuss nimmt keine mitteilung entgegen, die einen Vertragsstaat betrifft, der keine derartige Erklärung abgegeben hat.


    (2) Der Ausschuss erklärt jede mitteilung für unzulässig, wenn


    a) sie anonym ist;


    b) sie einen Missbrauch des Rechts auf Einreichung solcher mitteilungen darstellt oder mit den Bestimmungen dieses Übereinkommens unvereinbar ist;


    c) dieselbe Sache bereits in einem anderen internationalen Untersuchungs- oder Streitregelungsverfahren der gleichen Art geprüft wird oder


    d) nicht alle wirksamen zur Verfügung stehenden innerstaatlichen Rechtsbehelfe erschöpft sind. Dies gilt nicht, wenn die Anwendung der Rechtsbehelfe unangemessen lange dauert.


    (3) Ist der Ausschuss der Auffassung, dass die mitteilung die in Absatz2 bezeichneten Voraussetzungen erfüllt, so übermittelt er die mitteilung dem betreffenden Vertragsstaat mit der Bitte, innerhalb der von ihm festgesetzten Frist seine Stellungnahmen und Bemerkungen vorzulegen.


    (4) Der Ausschuss kann jederzeit nach Eingang einer mitteilung und bevor eine Entscheidung in der Sache selbst getroffen worden ist, dem betreffenden Vertragsstaat ein Gesuch zur sofortigen Prüfung übermitteln, in dem er aufgefordert wird, die vorläufigen Maßnahmen zu treffen, die gegebenenfalls erforderlich sind, um einen möglichen, nicht wiedergutzumachenden Schaden für die Opfer der behaupteten Verletzung abzuwenden. Übt der Ausschuss sein Ermessen aus, so bedeutet das keine Entscheidung über die Zulässigkeit oder in der Sache selbst.


    (5) Der Ausschuss berät über mitteilungen aufgrund dieses Artikels in nicht öffentlicher Sitzung. Er unterrichtet den Verfasser der mitteilung über die Antworten des betreffenden Vertragsstaats. Sobald der Ausschuss beschließt, das Verfahren zu beenden, teilt er dem Vertragsstaat und dem Verfasser der mitteilung seine Auffassungen mit.


    Artikel32


    Ein Vertragsstaat dieses Übereinkommens kann jederzeit erklären, dass er die Zuständigkeit des Ausschusses zur Entgegennahme und Prüfung von mitteilungen anerkennt, in denen ein Vertragsstaat geltend macht, ein anderer Vertragsstaat komme seinen Verpflichtungen aus dem Übereinkommen nicht nach. Der Ausschuss nimmt keine mitteilungen entgegen, die einen Vertragsstaat betreffen, der keine derartige Erklärung abgegeben hat, und auch keine mitteilungen von einem Vertragsstaat, der keine derartige Erklärung abgegeben hat.


    Artikel33


    (1) Erhält der Ausschuss zuverlässige Informationen, die darauf hinweisen, dass ein Vertragsstaat die Bestimmungen dieses Übereinkommens in schwerwiegender Weise verletzt, so kann er nach Konsultation des betreffenden Vertragsstaats eines oder mehrere seiner Mitglieder auffordern, einen Besuch durchzuführen und ihm unverzüglich zu berichten.


    (2) Der Ausschuss setzt den betreffenden Vertragsstaat schriftlich von seiner Absicht, einen Besuch durchzuführen, in Kenntnis und gibt die Zusammensetzung und den Zweck des Besuchs an. Der Vertragsstaat antwortet dem Ausschuss innerhalb einer angemessenen Frist.


    (3) Auf begründeten Antrag des Vertragsstaats kann der Ausschuss beschließen, seinen Besuch zu verschieben oder abzusagen.


    (4) Stimmt der Vertragsstaat dem Besuch zu, so arbeiten der Ausschuss und der betreffende Vertragsstaat zusammen, um die Modalitäten des Besuchs festzulegen, und der Vertragsstaat stellt dem Ausschuss alles zur erfolgreichen Durchführung des Besuchs Erforderliche zur Verfügung.


    (5) Nach dem Besuch übermittelt der Ausschuss dem betreffenden Vertragsstaat seine Stellungnahmen und Empfehlungen.


    Artikel34


    Erhält der Ausschuss Informationen, die nach seiner Meinung wohlbegründete Hinweise darauf enthalten, dass es in dem Gebiet, über das ein Vertragsstaat die Hoheitsgewalt ausübt, eine ausgedehnte oder systematische Praxis des Verschwindenlassens gibt, so kann er, nachdem er von dem betreffenden Vertragsstaat alle einschlägigen Informationen eingeholt hat, der Generalversammlung der Vereinten Nationen über den Generalsekretär der Vereinten Nationen die Angelegenheit als dringlich zur Kenntnis bringen.


    Artikel35


    (1) Der Ausschuss ist nur zuständig für Fälle von Verschwindenlassen, die nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens begonnen haben.


    (2) Wird ein Staat nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens dessen Vertragspartei, so betreffen seine Verpflichtungen gegenüber dem Ausschuss nur Fälle von Verschwindenlassen, die nach Inkrafttreten des Übereinkommens für den betreffenden Staat begonnen haben.


    Artikel36


    (1) Der Ausschuss legt den Vertragsstaaten und der Generalversammlung der Vereinten Nationen einen Jahresbericht über seine Tätigkeit aufgrund dieses Übereinkommens vor.


    (2) Bevor eine Stellungnahme über einen Vertragsstaat im Jahresbericht veröffentlicht wird, ist dieser Vertragsstaat vorab darüber zu unterrichten und ihm eine angemessene Frist einzuräumen, in der er darauf reagieren kann. Der Vertragsstaat kann die Veröffentlichung seiner Bemerkungen oder Stellungnahmen in dem Bericht beantragen.


    TeilIII


    Artikel37


    Dieses Übereinkommen lässt zum Schutz von Personen vor dem Verschwindenlassen besser geeignete Bestimmungen unberührt, die enthalten sind


    a) in den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats oder


    b) im für diesen Staat geltenden Völkerrecht.


    Artikel38


    (1) Dieses Übereinkommen liegt für alle Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen zur Unterzeichnung auf.


    (2) Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation durch alle Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen. Die Ratifikationsurkunden werden beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.


    (3) Dieses Übereinkommen steht allen Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen zum Beitritt offen. Der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung der Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen.


    Artikel39


    (1) Dieses Übereinkommen tritt am dreißigsten Tag nach Hinterlegung der zwanzigsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen in Kraft.


    (2) Für jeden Staat, der nach Hinterlegung der zwanzigsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde dieses Übereinkommen ratifiziert oder ihm beitritt, tritt es am dreißigsten Tag nach Hinterlegung der Ratifikations- oder Beitrittsurkunde dieses Staates in Kraft.


    Artikel40


    Der Generalsekretär der Vereinten Nationen notifiziert allen Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen und allen Staaten, die dieses Übereinkommen unterzeichnet haben oder ihm beigetreten sind,


    a) die eingegangenen Unterzeichnungen, Ratifikationen und Beitritte nach Artikel38;


    b) den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Übereinkommens nach Artikel39.


    Artikel41


    Die Bestimmungen dieses Übereinkommens gelten ohne Einschränkung oder Ausnahme für alle Teile eines Bundesstaats.


    Artikel42


    (1) Jede Streitigkeit zwischen zwei oder mehr Vertragsstaaten über die Auslegung oder Anwendung dieses Übereinkommens, die nicht durch Verhandlungen oder die in diesem Übereinkommen ausdrücklich vorgesehenen Verfahren beigelegt werden kann, ist auf Verlangen eines dieser Staaten einem Schiedsverfahren zu unterwerfen. Können sich die Parteien binnen sechs Monaten nach dem Zeitpunkt, zu dem das Schiedsverfahren verlangt worden ist, über seine Ausgestaltung nicht einigen, so kann jede dieser Parteien die Streitigkeit dem Internationalen Gerichtshof unterbreiten, indem sie einen seinem Statut entsprechenden Antrag stellt.


    (2) Ein Staat kann bei der Unterzeichnung oder der Ratifikation dieses Übereinkommens oder dem Beitritt zu diesem erklären, dass er sich durch Absatz1 nicht als gebunden betrachtet. Die anderen Vertragsstaaten sind gegenüber einem Vertragsstaat, der einen solchen Vorbehalt gemacht hat, durch Absatz1 nicht gebunden.


    (3) Jeder Vertragsstaat, der eine Erklärung nach Absatz2 abgegeben hat, kann diese Erklärung jederzeit durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete Notifikation zurücknehmen.


    Artikel43


    Dieses Übereinkommen lässt die Bestimmungen des humanitären Völkerrechts einschließlich der Verpflichtungen der Hohen Vertragsparteien aus den vier Genfer Abkommen vom 12.August 1949 und ihren zwei Zusatzprotokollen vom 8.Juni 1977 sowie die Möglichkeit jedes Vertragsstaats, dem Internationalen Komitee vom Roten Kreuz in Situationen, die nicht vom humanitären Völkerrecht erfasst werden, den Besuch an Orten der Freiheitsentziehung zu gestatten, unberührt.


    Artikel44


    (1) Jeder Vertragsstaat dieses Übereinkommens kann eine Änderung vorschlagen und sie beim Generalsekretär der Vereinten Nationen einreichen. Der Generalsekretär übermittelt sodann den Änderungsvorschlag den Vertragsstaaten dieses Übereinkommens mit der Aufforderung, ihm mitzuteilen, ob sie eine Konferenz der Vertragsstaaten zur Beratung und Abstimmung über den Vorschlag befürworten. Befürwortet innerhalb von vier Monaten nach dem Datum der Übermittlung wenigstens ein Drittel der Vertragsstaaten eine solche Konferenz, so beruft der Generalsekretär die Konferenz unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen ein.


    (2) Jede Änderung, die mit Zweidrittelmehrheit der auf der Konferenz anwesenden und abstimmenden Vertragsstaaten beschlossen wird, wird vom Generalsekretär der Vereinten Nationen allen Vertragsstaaten zur Annahme vorgelegt.


    (3) Eine nach Absatz2 beschlossene Änderung tritt in Kraft, wenn zwei Drittel der Vertragsstaaten dieses Übereinkommens sie nach Maßgabe der in ihrer Verfassung vorgesehenen Verfahren angenommen haben.


    (4) Treten die Änderungen in Kraft, so sind sie für die Vertragsstaaten, die sie angenommen haben, verbindlich, während für die anderen Vertragsstaaten weiterhin die Bestimmungen dieses Übereinkommens und alle früher von ihnen angenommenen Änderungen gelten.


    Artikel45


    (1) Dieses Übereinkommen, dessen arabischer, chinesischer, englischer, französischer, russischer und spanischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.


    (2) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen übermittelt allen in Artikel38 bezeichneten Staaten beglaubigte Abschriften dieses Übereinkommens.


    
      Hinweise


      Fundstellen: UNTS, Bd. 2716, S.3; BGBl. 2009 II, S.933


      Verabschiedung: 20.Dezember 2006


      Inkrafttreten: 23.Oktober 2010


      Zahl der Vertragsstaaten: 46


      Individualbeschwerde: ja


      Deutschland:


      Unterzeichnung: 26.September 2007


      Ratifizierung: 24.September 2009


      Inkrafttreten: 23.Dezember 2010


      Erklärung vom 26.Juni 2012:


      Zu Artikel31 (Individualbeschwerde):


      »Die Bundesrepublik Deutschland erklärt gemäß Artikel31 des Internationalen Übereinkommens vom 20.Dezember 2006 zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen (CED), dass sie die Zuständigkeit des Ausschusses über das Verschwindenlassen zur Entgegennahme und Prüfung von mitteilungen einzelner Personen oder im Namen einzelner Personen anerkennt, die der Hoheitsgewalt der Bundesrepublik Deutschland unterstehen und die geltend machen, Opfer einer Verletzung dieses Übereinkommens durch die Bundesrepublik Deutschland zu sein.«


      Zu Artikel32 (Staatenimmunität):


      »Die Bundesrepublik Deutschland erklärt gemäß Artikel32 des Internationalen Übereinkommens vom 20.Dezember 2006 zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen (CED), dass sie die Zuständigkeit des Ausschusses über das Verschwindenlassen zur Entgegennahme und Prüfung von mitteilungen anerkennt, in denen ein Vertragsstaat geltend macht, die Bundesrepublik Deutschland komme ihren Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen nicht nach.« (Fundstelle: BGBl. 2012 II, S.741)

    


    23Statut für den Internationalen Militärgerichtshof [Auszug] vom8.August1945


    I. Verfassung des Internationalen Militärgerichtshofes


    Artikel1


    In Ausführung des Abkommens vom 8.August 1945 zwischen der Regierung des Vereinigten Königreiches von Großbritannien und Nordirland, der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika, der Provisorischen Regierung der Französischen Republik und der Regierung der Union der Sozialistischen Sowjet-Republiken soll ein Internationaler Militärgerichtshof (in diesem Statut »Der Gerichtshof« genannt) zwecks gerechter und schneller Aburteilung und Bestrafung der Hauptkriegsverbrecher der europäischen Achse gebildet werden.


    […]


    II. Zuständigkeit und allgemeine Grundsätze


    Artikel6


    Der durch das in Artikel1 genannte Abkommen eingesetzte Gerichtshof zur Aburteilung der Hauptkriegsverbrecher der der europäischen Achse angehörenden Staaten hat das Recht, alle Personen abzuurteilen, die im Interesse der der europäischen Achse angehörenden Staaten als Einzelpersonen oder als Mitglieder einer Organisation oder Gruppe eines der folgenden Verbrechen begangen haben. Die folgenden Handlungen, oder jede einzelne von ihnen, stellen Verbrechen dar, für deren Aburteilung der Gerichtshof zuständig ist. Der Täter solcher Verbrechen ist persönlich verantwortlich:


    a) Verbrechen gegen den Frieden, nämlich:


    Planung, Vorbereitung und Einleitung oder Durchführung eines Angriffskrieges oder eines Krieges unter Verletzung internationaler Verträge, Abkommen oder Zusicherungen oder Beteiligungen an einem gemeinsamen Plan oder an einer Verschwörung zur Ausführung einer der vorgenannten Handlungen;


    b) Kriegsverbrechen, nämlich:


    Verletzung der Kriegsgesetze oder -gebräuche. Solche Verletzungen umfassen, ohne jedoch darauf beschränkt zu sein, Mord, Misshandlungen oder Deportation zur Sklavenarbeit oder für irgendeinen anderen Zweck, von Angehörigen der Zivilbevölkerung von oder in besetzten Gebieten, Mord oder Misshandlungen von Kriegsgefangenen oder Personen auf hoher See, Töten von Geiseln, Plünderung öffentlichen oder privaten Eigentums, die mutwillige Zerstörung von Städten, Märkten oder Dörfern oder jede durch militärische Notwendigkeit nicht gerechtfertigte Verwüstung;


    c) Verbrechen gegen die Menschlichkeit, nämlich:


    Mord, Ausrottung, Versklavung, Deportation oder andere unmenschliche Handlungen, begangen an irgendeiner Zivilbevölkerung vor oder während des Krieges, Verfolgung aus politischen, rassischen oder religiösen Gründen, begangen in Ausführung eines Verbrechens oder in Verbindung mit einem Verbrechen, für das der Gerichtshof zuständig ist, und zwar unabhängig davon, ob die Handlung gegen das Recht des Landes verstieß, in dem sie begangen wurde, oder nicht. Anführer, Organisatoren, Anstifter und Teilnehmer, die am Entwurf oder der Ausführung eines gemeinsamen Planes oder einer Verschwörung zur Begehung eines der vorgenannten Verbrechen teilgenommen haben, sind für alle Handlungen verantwortlich, die von irgendeiner Person in Ausführung eines solchen Planes begangen worden sind.


    Artikel7


    Die amtliche Stellung eines Angeklagten, sei es als Oberhaupt eines Staates oder als verantwortlicher Beamter in einer Regierungsabteilung, soll weder als Strafausschließungsgrund noch als Strafmilderungsgrund gelten.


    Artikel8


    Die Tatsache, dass ein Angeklagter auf Befehl seiner Regierung oder eines Vorgesetzten gehandelt hat, gilt nicht als Strafausschließungsgrund, kann aber als Strafmilderungsgrund berücksichtigt werden, wenn dies nach Ansicht des Gerichtshofes gerechtfertigt erscheint.


    […]


    IV. Gerechtes Verfahren für die Angeklagten


    Artikel16


    Zwecks Wahrung der Rechte der Angeklagten soll folgendes Verfahren eingeschlagen werden:


    a) Die Anklage soll alle Einzelheiten enthalten, die den Tatbestand der Beschuldigungen bilden. Eine Abschrift der Anklage mit allen dazugehörenden Urkunden soll dem Angeklagten in einer ihm verständlichen Sprache in angemessener Zeit vor Beginn des Prozesses ausgehändigt werden.


    b) Während eines vorläufigen Verfahrens oder der Hauptverhandlung soll der Angeklagte berechtigt sein, auf jede der gegen ihn erhobenen Beschuldigungen eine erhebliche Erklärung abzugeben.


    c) Die vorläufige Vernehmung des Angeklagten und die Hauptverhandlung sollen in einer Sprache geführt oder in eine Sprache übersetzt werden, die der Angeklagte versteht.


    d) Der Angeklagte hat das Recht, sich selbst zu verteidigen oder sich verteidigen zu lassen.


    e) Der Angeklagte hat das Recht, persönlich oder durch seinen Verteidiger Beweismittel für seine Verteidigung vorzubringen und jeden von der Anklagebehörde geladenen Zeugen im Kreuzverhör zu vernehmen.


    […]


    
      Hinweise


      Fundstellen:www.icrc.org/applic/ihl/ihl.nsf/ART/350-530009?OpenDocument (Englisch); www.uni-marburg.de/icwc/dateien/imtcdeutsch.pdf(Deutsch)


      Verabschiedung: 8.August 1945

    


    24Nürnberger Prinzipien vom 29.Juli1950


    PrinzipI


    Jede Person, die eine Tat begeht, welche nach internationalem Recht eine Straftat ist, ist dafür verantwortlich und kann dafür bestraft werden.


    PrinzipII


    Die Tatsache, dass das internationale Recht für Straftaten nach internationalem Recht keine Strafen vorschreibt, entlässt die Person, die die Tat begangen hat, nicht aus der Verantwortung gegenüber dem internationalen Recht.


    PrinzipIII


    Begeht eine Person eine Straftat nach internationalem Recht in der Funktion eines Staatschefs oder verantwortlichen Regierungsbeamten, so befreit sie dies nicht von der Verantwortung gegenüber dem internationalen Recht.


    PrinzipIV


    Handelt eine Person auf Anordnung ihrer Regierung oder eines Vorgesetzten, so entbindet sie dies nicht von der Verantwortung gegenüber dem internationalen Recht, vorausgesetzt eine moralische Wahlmöglichkeit war gegeben.


    PrinzipV


    Jeder, der einer Straftat nach internationalem Recht beschuldigt wird, hat das Recht auf ein faires Gerichtsverfahren zur Prüfung der Fakten und Gesetze.


    PrinzipVI


    Die Verbrechen, die im Folgenden aufgezählt werden, sind Straftatbestände nach internationalem Recht:


    a) Verbrechen gegen den Frieden:


    1. Planung, Vorbereitung, Auslösung oder Durchführung eines Angriffskrieges oder eines Krieges in Verletzung internationaler Verträge, Vereinbarungen oder Zusicherungen;


    2. Beteiligung an einem gemeinschaftlichen Plan oder einer Konspiration mit dem Ziel der unter 1. genannten Taten;


    b) Kriegsverbrechen:


    Verletzungen der Gesetze und Gepflogenheiten des Krieges, darunter unter anderem Mord an der Zivilbevölkerung eines besetzten Territoriums oder von dort stammender Personen, deren Misshandlung oder Deportation zu Sklavenarbeit oder anderen Zwecken, Mord oder Misshandlung von Kriegsgefangenen, von Menschen auf hoher See, die Tötung von Geiseln, Plünderung öffentlichen oder privaten Eigentums, willkürliche Zerstörung von Städten oder Dörfern, oder Verwüstungen, die nicht durch militärische Notwendigkeiten gerechtfertigt sind;


    c) Verbrechen gegen die Menschlichkeit:


    Mord, Ausrottung, Versklavung, Deportation und andere unmenschliche Akte gegen jegliche Zivilbevölkerung oder die Verfolgung aus politischen, rassischen oder religiösen Gründen, wenn solche Taten oder Verfolgungen in Ausübung oder in Verbindung mit einem Verbrechen gegen den Frieden oder einem Kriegsverbrechen begangen werden.


    PrinzipVII


    Komplizenschaft in der Ausübung eines Verbrechens gegen den Frieden, eines Kriegsverbrechens oder eines Verbrechens gegen die Menschlichkeit, wie in PrinzipVI ausgeführt, sind Straftatbestände nach internationalem Recht.


    
      Hinweise


      Fundstelle: 5 UN GAOR Supp. (No. 12), UN-Doc. A/1316 (1950)


      Verabschiedung: Die International Law Commission der Vereinten Nationen hat die Grundsätze am 29.Juli 1950 formuliert. Sie fanden zuvor Niederschlag im Statut des Internationalen Militärgerichtshofs und dessen Urteilen.

    


    25Römisches Statut des Internationalen Strafgerichtshofs [Auszug] vom 17.Juli1998


    Präambel


    Die Vertragsstaaten dieses Statuts


    im Bewusstsein, dass alle Völker durch gemeinsame Bande verbunden sind und ihre Kulturen ein gemeinsames Erbe bilden, und besorgt darüber, dass dieses zerbrechliche Mosaik jederzeit zerstört werden kann,


    eingedenk dessen, dass in diesem Jahrhundert Millionen von Kindern, Frauen und Männern Opfer unvorstellbarer Gräueltaten geworden sind, die das Gewissen der Menschheit zutiefst erschüttern,


    in der Erkenntnis, dass solche schweren Verbrechen den Frieden, die Sicherheit und das Wohl der Welt bedrohen,


    bekräftigend, dass die schwersten Verbrechen, welche die internationale Gemeinschaft als Ganzes berühren, nicht unbestraft bleiben dürfen und dass ihre wirksame Verfolgung durch Maßnahmen auf einzelstaatlicher Ebene und durch größere internationale Zusammenarbeit gewährleistet werden muss,


    entschlossen, der Straflosigkeit der Täter ein Ende zu setzen und so zur Verhütung solcher Verbrechen beizutragen,


    daran erinnernd, dass es die Pflicht eines jeden Staates ist, seine Strafgerichtsbarkeit über die für internationale Verbrechen Verantwortlichen auszuüben,


    in Bekräftigung der Ziele und Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen und insbesondere des Grundsatzes, dass alle Staaten jede gegen die territoriale Unversehrtheit oder die politische Unabhängigkeit eines Staates gerichtete oder sonst mit den Zielen der Vereinten Nationen unvereinbare Androhung oder Anwendung von Gewalt zu unterlassen haben,


    in diesem Zusammenhang nachdrücklich darauf hinweisend, dass dieses Statut nicht so auszulegen ist, als ermächtige es einen Vertragsstaat, in einen bewaffneten Konflikt oder in die inneren Angelegenheiten eines Staates einzugreifen,


    in dem festen Willen, zu diesem Zweck und um der heutigen und der künftigen Generationen willen einen mit dem System der Vereinten Nationen in Zusammenhang stehenden unabhängigen ständigen Internationalen Strafgerichtshof zu errichten, der Gerichtsbarkeit über die schwersten Verbrechen hat, welche die internationale Gemeinschaft als Ganzes berühren,


    nachdrücklich darauf hinweisend, dass der aufgrund dieses Statuts errichtete Internationale Strafgerichtshof die innerstaatliche Strafgerichtsbarkeit ergänzt,


    entschlossen, die Achtung und die Durchsetzung der internationalen Rechtspflege zu gewährleisten


    sind wie folgt übereingekommen:


    Teil1Errichtung des Gerichtshofs


    Artikel1Der Gerichtshof


    Hiermit wird der Internationale Strafgerichtshof (»Gerichtshof«) errichtet. Der Gerichtshof ist eine ständige Einrichtung und ist befugt, seine Gerichtsbarkeit über Personen wegen der in diesem Statut genannten schwersten Verbrechen von internationalem Belang auszuüben; er ergänzt die innerstaatliche Strafgerichtsbarkeit. Die Zuständigkeit und die Arbeitsweise des Gerichtshofs werden durch dieses Statut geregelt.


    Artikel2Beziehung des Gerichtshofs zu den Vereinten Nationen


    Der Gerichtshof wird durch ein Abkommen, das von der Versammlung der Vertragsstaaten dieses Statuts zu genehmigen und danach vom Präsidenten des Gerichtshofs in dessen Namen zu schließen ist, mit den Vereinten Nationen in Beziehung gebracht.


    Artikel4Rechtsstellung und Befugnisse des Gerichtshofs


    (1) Der Gerichtshof besitzt Völkerrechtspersönlichkeit. Er besitzt außerdem die Rechts- und Geschäftsfähigkeit, die zur Wahrnehmung seiner Aufgaben und zur Verwirklichung seiner Ziele erforderlich ist.


    (2) Der Gerichtshof kann seine Aufgaben und Befugnisse, wie in diesem Statut vorgesehen, im Hoheitsgebiet eines jeden Vertragsstaats und nach Maßgabe einer besonderen Übereinkunft im Hoheitsgebiet eines jeden anderen Staates wahrnehmen.


    Teil2Gerichtsbarkeit, Zulässigkeit und anwendbares Recht


    Artikel5Der Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs unterliegende Verbrechen


    (1) Die Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs ist auf die schwersten Verbrechen beschränkt, welche die internationale Gemeinschaft als Ganzes berühren. Die Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs erstreckt sich in Übereinstimmung mit diesem Statut auf folgende Verbrechen:


    a) das Verbrechen des Völkermords;


    b) Verbrechen gegen die Menschlichkeit;


    c) Kriegsverbrechen;


    d) das Verbrechen der Aggression.


    (2) Der Gerichtshof übt die Gerichtsbarkeit über das Verbrechen der Aggression aus, sobald in Übereinstimmung mit den Artikeln121 und 123 eine Bestimmung angenommen worden ist, die das Verbrechen definiert und die Bedingungen für die Ausübung der Gerichtsbarkeit festlegt. Diese Bestimmung muss mit den einschlägigen Bestimmungen der Charta der Vereinten Nationen vereinbar sein.


    Artikel6Völkermord


    Im Sinne dieses Statuts bedeutet »Völkermord« jede der folgenden Handlungen, die in der Absicht begangen wird, eine nationale, ethnische, rassische oder religiöse Gruppe als solche ganz oder teilweise zu zerstören:


    a) Tötung von Mitgliedern der Gruppe;


    b) Verursachung von schwerem körperlichem oder seelischem Schaden an Mitgliedern der Gruppe;


    c) vorsätzliche Auferlegung von Lebensbedingungen für die Gruppe, die geeignet sind, ihre körperliche Zerstörung ganz oder teilweise herbeizuführen;


    d) Verhängung von Maßnahmen, die auf die Geburtenverhinderung innerhalb der Gruppe gerichtet sind;


    e) gewaltsame Überführung von Kindern der Gruppe in eine andere Gruppe.


    Artikel7Verbrechen gegen die Menschlichkeit


    (1) Im Sinne dieses Statuts bedeutet »Verbrechen gegen die Menschlichkeit« jede der folgenden Handlungen, die im Rahmen eines großangelegten oder systematischen Angriffs gegen die Zivilbevölkerung in Kenntnis des Angriffs begangen wird:


    a) vorsätzliche Tötung;


    b) Ausrottung;


    c) Versklavung;


    d) Vertreibung oder zwangsweise Überführung der Bevölkerung;


    e) Freiheitsentzug oder sonstige schwere Beraubung der körperlichen Freiheit unter Verstoß gegen die Grundregeln des Völkerrechts;


    f) Folter;


    g) Vergewaltigung, sexuelle Sklaverei, Nötigung zur Prostitution, erzwungene Schwangerschaft, Zwangssterilisation oder jede andere Form sexueller Gewalt von vergleichbarer Schwere;


    h) Verfolgung einer identifizierbaren Gruppe oder Gemeinschaft aus politischen, rassischen, nationalen, ethnischen, kulturellen oder religiösen Gründen, Gründen des Geschlechts im Sinne des Absatzes3 oder aus anderen nach dem Völkerrecht universell als unzulässig anerkannten Gründen im Zusammenhang mit einer in diesem Absatzgenannten Handlung oder einem der Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs unterliegenden Verbrechen;


    i) zwangsweises Verschwindenlassen von Personen;


    j) das Verbrechen der Apartheid;


    k) andere unmenschliche Handlungen ähnlicher Art, mit denen vorsätzlich große Leiden oder eine schwere Beeinträchtigung der körperlichen Unversehrtheit oder der geistigen oder körperlichen Gesundheit verursacht werden.


    […]


    Artikel8Kriegsverbrechen


    (1) Der Gerichtshof hat Gerichtsbarkeit in Bezug auf Kriegsverbrechen, insbesondere wenn diese als Teil eines Planes oder einer Politik oder als Teil einer Begehung solcher Verbrechen in großem Umfang verübt werden.


    (2) Im Sinne dieses Statuts bedeutet »Kriegsverbrechen«


    a) schwere Verletzungen der Genfer Abkommen vom 12.August 1949, nämlich jede der folgenden Handlungen gegen die nach den Bestimmungen des jeweiligen Genfer Abkommens geschützten Personen oder Güter:


    i) vorsätzliche Tötung;


    ii) Folterung oder unmenschliche Behandlung einschließlich biologischer Versuche;


    iii) vorsätzliche Verursachung großer Leiden oder schwere Beeinträchtigung der körperlichen Unversehrtheit oder der Gesundheit;


    iv) Zerstörung und Aneignung von Eigentum in großem Ausmaß, die durch militärische Erfordernisse nicht gerechtfertigt sind und rechtswidrig und willkürlich vorgenommen werden;


    v) Nötigung eines Kriegsgefangenen oder einer anderen geschützten Person zur Dienstleistung in den Streitkräften einer feindlichen Macht;


    vi) vorsätzlicher Entzug des Rechts eines Kriegsgefangenen oder einer anderen geschützten Person auf ein unparteiisches ordentliches Gerichtsverfahren;


    vii) rechtswidrige Vertreibung oder Überführung oder rechtswidrige Gefangenhaltung;


    viii) Geiselnahme;


    b) andere schwere Verstöße gegen die innerhalb des feststehenden Rahmens des Völkerrechts im internationalen bewaffneten Konflikt anwendbaren Gesetze und Gebräuche, nämlich jede der folgenden Handlungen:


    […]


    Artikel8bisVerbrechen der Aggression29


    (1) Im Sinne dieses Statuts bedeutet »Verbrechen der Aggression« die Planung, Vorbereitung, Einleitung oder Ausführung einer Angriffshandlung, die ihrer Art, ihrer Schwere und ihrem Umfang nach eine offenkundige Verletzung der Charta der Vereinten Nationen darstellt, durch eine Person, die tatsächlich in der Lage ist, das politische oder militärische Handeln eines Staates zu kontrollieren oder zu lenken.


    […]


    Artikel11Gerichtsbarkeit ratione temporis


    (1) Die Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs erstreckt sich nur auf Verbrechen, die nach Inkrafttreten dieses Statuts begangen werden.


    (2) Wird ein Staat nach Inkrafttreten dieses Statuts dessen Vertragspartei, so kann der Gerichtshof seine Gerichtsbarkeit nur in Bezug auf Verbrechen ausüben, die nach Inkrafttreten des Statuts für diesen Staat begangen wurden, es sei denn, der Staat hat eine Erklärung nach Artikel12 Absatz3 abgegeben.


    Artikel12Voraussetzungen für die Ausübung der Gerichtsbarkeit


    (1) Ein Staat, der Vertragspartei dieses Statuts wird, erkennt damit die Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs für die in Artikel5 bezeichneten Verbrechen an.


    (2) Im Fall des Artikels13 Buchstabe a oder c kann der Gerichtshof seine Gerichtsbarkeit ausüben, wenn einer oder mehrere der folgenden Staaten Vertragspartei dieses Statuts sind oder in Übereinstimmung mit Absatz3 die Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs anerkannt haben:


    a) der Staat, in dessen Hoheitsgebiet das fragliche Verhalten stattgefunden hat, oder, sofern das Verbrechen an Bord eines Schiffes oder Luftfahrzeugs begangen wurde, der Staat, in dem dieses registriert ist;


    b) der Staat, dessen Staatsangehörigkeit die des Verbrechens beschuldigte Person besitzt.


    (3) Ist nach Absatz2 die Anerkennung der Gerichtsbarkeit durch einen Staat erforderlich, der nicht Vertragspartei dieses Statuts ist, so kann dieser Staat durch Hinterlegung einer Erklärung beim Kanzler die Ausübung der Gerichtsbarkeit durch den Gerichtshof in Bezug auf das fragliche Verbrechen anerkennen. Der anerkennende Staat arbeitet mit dem Gerichtshof ohne Verzögerung oder Ausnahme in Übereinstimmung des Teiles 9 zusammen.


    Artikel13Ausübung der Gerichtsbarkeit


    Der Gerichtshof kann in Übereinstimmung mit diesem Statut seine Gerichtsbarkeit über ein in Artikel5 bezeichnetes Verbrechen ausüben, wenn


    a) eine Situation, in der es den Anschein hat, dass eines oder mehrere dieser Verbrechen begangen wurden, von einem Vertragsstaat nach Artikel14 an den Ankläger verwiesen wird;


    b) eine Situation, in der es den Anschein hat, dass eines oder mehrere dieser Verbrechen begangen wurden, vom Sicherheitsrat, der nach KapitelVII der Charta der Vereinten Nationen tätig wird, dem Ankläger unterbreitet wird, oder


    c) der Ankläger nach Artikel15 Ermittlungen in Bezug auf eines dieser Verbrechen eingeleitet hat.


    Artikel14Unterbreitung einer Situation durch einen Vertragsstaat


    (1) Ein Vertragsstaat kann eine Situation, in der es den Anschein hat, dass ein oder mehrere der Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs unterliegende Verbrechen begangen wurden, dem Ankläger unterbreiten und diesen ersuchen, die Situation zu untersuchen, um festzustellen, ob eine oder mehrere bestimmte Personen angeklagt werden sollen, diese Verbrechen begangen zu haben.


    (2) Soweit möglich, sind in der Verweisung die maßgeblichen Umstände anzugeben und diejenigen Unterlagen zur Begründung beizufügen, über die der unterbreitende Staat verfügt.


    Artikel15Ankläger


    (1) Der Ankläger kann auf der Grundlage von Informationen über der Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs unterliegende Verbrechen aus eigener Initiative Ermittlungen einleiten.


    (2) Der Ankläger prüft die Stichhaltigkeit der erhaltenen Informationen. Zu diesem Zweck kann er von Staaten, Organen der Vereinten Nationen, zwischenstaatlichen oder nichtstaatlichen Organisationen oder anderen von ihm als geeignet erachteten zuverlässigen Stellen zusätzliche Auskünfte einholen und am Sitz des Gerichtshofs schriftliche oder mündliche Zeugenaussagen entgegennehmen.


    (3) Gelangt der Ankläger zu dem Schluss, dass eine hinreichende Grundlage für die Aufnahme von Ermittlungen besteht, so legt er der Vorverfahrenskammer einen Antrag auf Genehmigung von Ermittlungen zusammen mit den gesammelten Unterlagen zu seiner Begründung ein. Opfer können in Übereinstimmung mit der Verfahrens- und Beweisordnung Eingaben an die Vorverfahrenskammer machen.


    (4) Ist die Vorverfahrenskammer nach Prüfung des Antrags und der Unterlagen zu seiner Begründung der Auffassung, dass eine hinreichende Grundlage für die Aufnahme von Ermittlungen besteht und dass die Sache unter die Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs zu fallen scheint, so erteilt sie die Genehmigung zur Einleitung der Ermittlungen, unbeschadet späterer Entscheidungen des Gerichtshofs betreffend die Gerichtsbarkeit für eine Sache und ihre Zulässigkeit.


    (5) Verweigert die Vorverfahrenskammer die Genehmigung zur Aufnahme von Ermittlungen, so schließt dies einen auf neue Tatsachen oder Beweismittel gestützten späteren Antrag des Anklägers in Bezug auf dieselbe Situation nicht aus.


    (6) Gelangt der Ankläger nach der in den Absätzen 1 und 2 genannten Vorprüfung zu dem Schluss, dass die zur Verfügung gestellten Informationen keine hinreichende Grundlage für Ermittlungen darstellen, so teilt er dies den Informanten mit. Dies schließt nicht aus, dass der Ankläger im Licht neuer Tatsachen oder Beweismittel weitere Informationen prüft, die ihm in Bezug auf dieselbe Situation zur Verfügung gestellt werden.


    Artikel16Aufschub der Ermittlungen oder der Strafverfolgung


    Richtet der Sicherheitsrat in einer nach KapitelVII der Charta der Vereinten Nationen angenommenen Resolution ein entsprechendes Ersuchen an den Gerichtshof, so dürfen für einen Zeitraum von 12 Monaten keine Ermittlungen und keine Strafverfolgung aufgrund dieses Statuts eingeleitet oder fortgeführt werden; das Ersuchen kann vom Sicherheitsrat unter denselben Bedingungen erneuert werden.


    
      Hinweise


      Fundstellen: UNTS, Bd. 2187, S.3; BGBl. 2000 II, S.1393


      Verabschiedung: 17.Juli 1998


      Inkrafttreten: 1.Juli 2002


      Zahl der Vertragsstaaten: 122


      Individualbeschwerde: nein


      Deutschland:


      Unterzeichnung: 11.Dezember 2000


      Ratifizierung: 1.Juli 2002

    


    26IV. Genfer Abkommen zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegszeiten [Auszug] vom 12.August1949


    Die unterzeichneten Bevollmächtigten der Regierungen, die auf der vom 21.April bis 12.August 1949 in Genf versammelten diplomatischen Konferenz zur Ausarbeitung eines Abkommens zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegszeiten vertreten waren, haben Folgendes vereinbart:


    […]


    Artikel3


    Im Falle eines bewaffneten Konflikts, der keinen internationalen Charakter hat und auf dem Gebiet einer der Hohen Vertragsparteien entsteht, ist jede der am Konflikt beteiligten Parteien gehalten, mindestens die folgenden Bestimmungen anzuwenden:


    (1) Personen, die nicht unmittelbar an den Feindseligkeiten teilnehmen, einschließlich der Mitglieder der Streitkräfte, welche die Waffen gestreckt haben, und der Personen, die durch Krankheit, Verwundung, Gefangennahme oder irgendeine andere Ursache außer Kampf gesetzt sind, werden unter allen Umständen mit Menschlichkeit behandelt; ohne jede auf Rasse, Farbe, Religion oder Glauben, Geschlecht, Geburt oder Vermögen oder auf irgendeinem anderen ähnlichen Unterscheidungsmerkmal beruhende Benachteiligung.


    Zu diesem Zweck sind und bleiben in Bezug auf die oben erwähnten Personen jederzeit und überall verboten:


    a) Angriffe auf das Leben und die Person, namentlich Tötung jeder Art, Verstümmelung, grausame Behandlung und Folterung;


    b) das Festnehmen von Geiseln;


    c) Beeinträchtigung der persönlichen Würde, namentlich erniedrigende und entwürdigende Behandlung;


    d) Verurteilungen und Hinrichtungen ohne vorhergehendes Urteil eines ordentlich bestellten Gerichts, das die von den zivilisierten Völkern als unerlässlich anerkannten Rechtsgarantien bietet.


    (2) Die Verwundeten und Kranken werden geborgen und gepflegt.


    Eine unparteiische humanitäre Organisation, wie das Internationale Komitee vom Roten Kreuz, kann den am Konflikt beteiligten Parteien ihre Dienste anbieten.


    Die am Konflikt beteiligten Parteien werden sich andererseits bemühen, durch Sondervereinbarungen auch die anderen Bestimmungen des vorliegenden Abkommens ganz oder teilweise in Kraft zu setzen.


    Die Anwendung der vorstehenden Bestimmungen hat auf die Rechtsstellung der am Konflikt beteiligten Parteien keinen Einfluss.


    […]


    
      Hinweise


      Fundstellen: UNTS, Bd. 75, S.287; BGBl. 1954 II, S.917


      Verabschiedung: 12.August 1949


      Inkrafttreten: 21.Oktober 1950


      Zahl der Vertragsstaaten: 195


      Individualbeschwerde: nein


      Deutschland:


      Beitritt: 3.September 1954

    


    26aZusatzprotokoll zu den Genfer Abkommen vom 12.August 1949 über den Schutz der Opfer internationaler bewaffneter Konflikte [Auszug] vom 8.Juni1977


    Präambel


    DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN


    den ernsthaften Wunsch bekundend, dass unter den Völkern Friede herrschen möge,


    eingedenk dessen, dass jeder Staat im Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen die Pflicht hat, in seinen internationalen Beziehungen jede gegen die Souveränität, die territoriale Unversehrtheit oder die politische Unabhängigkeit eines Staates gerichtete oder sonst mit den Zielen der Vereinten Nationen unvereinbare Androhung oder Anwendung von Gewalt zu unterlassen,


    jedoch im Bewusstsein der Notwendigkeit, die Bestimmungen zum Schutz der Opfer bewaffneter Konflikte neu zu bestätigen und weiterzuentwickeln und die Maßnahmen zu ergänzen, die ihre Anwendung stärken sollen,


    ihrer Überzeugung Ausdruck verleihend, dass weder dieses Protokoll noch die Genfer Abkommen vom 12.August 1949 so auszulegen sind, als rechtfertigten oder erlaubten sie eine Angriffshandlung oder sonstige mit der Charta der Vereinten Nationen unvereinbare Anwendung von Gewalt,


    und erneut bekräftigend, dass die Bestimmungen der Genfer Abkommen vom 12.August 1949 und dieses Protokolls unter allen Umständen uneingeschränkt auf alle durch diese Übereinkünfte geschützten Personen anzuwenden sind, und zwar ohne jede nachteilige Unterscheidung, die auf Art oder Ursprung des bewaffneten Konflikts oder auf Beweggründen beruht, die von den am Konflikt beteiligten Parteien vertreten oder ihnen zugeschrieben werden


    sind wie folgt übereingekommen:


    TeilIAllgemeine Bestimmungen


    Artikel1Allgemeine Grundsätze und Anwendungsbereich


    (1) Die Hohen Vertragsparteien verpflichten sich, dieses Protokoll unter allen Umständen einzuhalten und seine Einhaltung durchzusetzen.


    (2) In Fällen, die von diesem Protokoll oder anderen internationalen Übereinkünften nicht erfasst sind, verbleiben Zivilpersonen und Kombattanten unter Schutz und der Herrschaft der Grundsätze des Völkerrechts, wie sie sich aus feststehenden Gebräuchen, aus den Grundsätzen der Menschlichkeit und aus den Forderungen des öffentlichen Gewissens ergeben.


    (3) Dieses Protokoll, das die Genfer Abkommen vom 12.August 1949 zum Schutz der Kriegsopfer ergänzt, findet in den Situationen Anwendung, die in dem diesen Abkommen gemeinsamen Artikel2 bezeichnet sind.


    (4) Zu den in Absatz3 genannten Situationen gehören auch bewaffnete Konflikte, in denen Völker gegen Kolonialherrschaft und fremde Besetzung sowie gegen rassistische Regimes in Ausübung ihres Rechts auf Selbstbestimmung kämpfen, wie es in der Charta der Vereinten Nationen und in der Erklärung über Grundsätze des Völkerrechts betreffend freundschaftliche Beziehungen und Zusammenarbeit zwischen den Staaten im Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen niedergelegt ist.


    […]


    TeilIVZivilbevölkerung


    AbschnittIAllgemeiner Schutz vor den Auswirkungen von Feindseligkeiten


    KapitelIGrundregel und Anwendungsbereich


    Artikel48Grundregel


    Um Schonung und Schutz der Zivilbevölkerung und ziviler Objekte zu gewährleisten, unterscheiden die am Konflikt beteiligten Parteien jederzeit zwischen der Zivilbevölkerung und Kombattanten sowie zwischen zivilen Objekten und militärischen Zielen; sie dürfen daher ihre Kriegshandlungen nur gegen militärische Ziele richten.


    KapitelIIZivilpersonen und Zivilbevölkerung


    […]


    Artikel51Schutz der Zivilbevölkerung


    (1) Die Zivilbevölkerung und einzelne Zivilpersonen genießen allgemeinen Schutz vor den von Kriegshandlungen ausgehenden Gefahren. Um diesem Schutz Wirksamkeit zu verleihen, sind neben den sonstigen Regeln des anwendbaren Völkerrechts folgende Vorschriften unter allen Umständen zu beachten.


    (2) Weder die Zivilbevölkerung als solche noch einzelne Zivilpersonen dürfen das Ziel von Angriffen sein. Die Anwendung oder Androhung von Gewalt mit dem hauptsächlichen Ziel, Schrecken unter der Zivilbevölkerung zu verbreiten, ist verboten.


    (3) Zivilpersonen genießen den durch diesen Abschnitt gewährten Schutz, sofern und solange sie nicht unmittelbar an Feindseligkeiten teilnehmen.


    (4) Unterschiedslose Angriffe sind verboten. Unterschiedslose Angriffe sind


    a) Angriffe, die nicht gegen ein bestimmtes militärisches Ziel gerichtet werden;


    b) Angriffe, bei denen Kampfmethoden oder -mittel angewendet werden, die nicht gegen ein bestimmtes militärisches Ziel gerichtet werden können, oder


    c) Angriffe, bei denen Kampfmethoden oder -mittel angewendet werden, deren Wirkungen nicht entsprechend den Vorschriften dieses Protokolls begrenzt werden können


    und die daher in jedem dieser Fälle militärische Ziele und Zivilpersonen oder zivile Objekte unterschiedslos treffen können.


    […]


    KapitelIIIZivile Objekte


    Artikel52Allgemeiner Schutz ziviler Objekte


    (1) Zivile Objekte dürfen weder angegriffen noch zum Gegenstand von Repressalien gemacht werden. Zivile Objekte sind alle Objekte, die nicht militärische Ziele im Sinne des Absatz2 sind.


    (2) Angriffe sind streng auf militärische Ziele zu beschränken. Soweit es sich um Objekte handelt, gelten als militärische Ziele nur solche Objekte, die auf Grund ihrer Beschaffenheit, ihres Standorts, ihrer Zweckbestimmung oder ihrer Verwendung wirksam zu militärischen Handlungen beitragen und deren gänzliche oder teilweise Zerstörung, deren Inbesitznahme oder Neutralisierung unter den in dem betreffenden Zeitpunkt gegebenen Umständen einen eindeutigen militärischen Vorteil darstellt.


    (3) Im Zweifelsfall wird vermutet, dass ein in der Regel für zivile Zwecke bestimmtes Objekt, wie beispielsweise eine Kultstätte, ein Haus, eine sonstige Wohnstätte oder eine Schule, nicht dazu verwendet wird, wirksam zu militärischen Handlungen beizutragen.


    […]


    AbschnittIIIBehandlung von Personen, die sich in der Gewalt einer am Konflikt beteiligten Partei befinden


    KapitelIAnwendungsbereich und Schutz von Personen und Objekten


    Artikel72Anwendungsbereich


    Die Bestimmungen dieses Abschnitts ergänzen die im IV. Abkommen, insbesondere in dessen Teilen I und III, enthaltenen Vorschriften über den humanitären Schutz von Zivilpersonen und zivilen Objekten, die sich in der Gewalt einer am Konflikt beteiligten Partei befinden, sowie die sonstigen anwendbaren Regeln des Völkerrechts über den Schutz grundlegender Menschenrechte in einem internationalen bewaffneten Konflikt.


    Artikel73Flüchtlinge und Staatenlose


    Personen, die vor Beginn der Feindseligkeiten als Staatenlose oder Flüchtlinge im Sinne der einschlägigen, von den beteiligten Parteien angenommenen internationalen Übereinkünfte oder der innerstaatlichen Rechtsvorschriften des Aufnahme- oder Aufenthaltsstaats angesehen werden, sind unter allen Umständen und ohne jede nachteilige Unterscheidung geschützte Personen im Sinne der Teile I und III des IV. Abkommens.


    Artikel74Familienzusammenführung


    Die Hohen Vertragsparteien und die am Konflikt beteiligten Parteien erleichtern in jeder möglichen Weise die Zusammenführung von Familien, die infolge bewaffneter Konflikte getrennt worden sind; sie fördern insbesondere im Einklang mit den Abkommen und diesem Protokoll und in Übereinstimmung mit ihren jeweiligen Sicherheitsbestimmungen die Tätigkeit humanitärer Organisationen, die sich dieser Aufgabe widmen.


    Artikel75Grundlegende Garantien


    (1) Soweit Personen von einer in Artikel1 genannten Situation betroffen sind, werden sie, wenn sie sich in der Gewalt einer am Konflikt beteiligten Partei befinden und nicht auf Grund der Abkommen oder dieses Protokolls eine günstigere Behandlung genießen, unter allen Umständen mit Menschlichkeit behandelt und genießen zumindest den in diesem Artikelvorgesehenen Schutz, ohne jede nachteilige Unterscheidung auf Grund von Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion oder Glauben, politischer oder sonstiger Anschauung, nationaler oder sozialer Herkunft, Vermögen, Geburt oder einer sonstigen Stellung oder anderer ähnlicher Unterscheidungsmerkmale. Jede Partei achtet die Person, die Ehre, die Überzeugungen und die religiösen Gepflogenheiten aller dieser Personen.


    (2) Folgende Handlungen sind und bleiben jederzeit und überall verboten, gleichviel ob sie durch zivile Bedienstete oder durch Militärpersonen begangen werden:


    a) Angriffe auf das Leben, die Gesundheit oder das körperliche oder geistige Wohlbefinden von Personen, insbesondere


    i) vorsätzliche Tötung;


    ii) Folter jeder Art, gleichviel ob körperlich oder seelisch;


    iii) körperliche Züchtigung und


    iv) Verstümmelung;


    b) Beeinträchtigung der persönlichen Würde, insbesondere entwürdigende und erniedrigende Behandlung, Nötigung zur Prostitution und unzüchtige Handlungen jeder Art;


    c) Geiselnahme;


    d) Kollektivstrafen und


    e) die Androhung einer dieser Handlungen.


    (3) Jede wegen Handlungen im Zusammenhang mit dem bewaffneten Konflikt festgenommene, in Haft gehaltene oder internierte Person wird unverzüglich in einer ihr verständlichen Sprache über die Gründe dieser Maßnahmen unterrichtet. Außer bei Festnahme oder Haft wegen einer Straftat wird eine solche Person so schnell wie irgend möglich, auf jeden Fall aber dann freigelassen, sobald die Umstände, welche die Festnahme, Haft oder Internierung rechtfertigen, nicht mehr gegeben sind.


    (4) Gegen eine Person, die für schuldig befunden wurde, im Zusammenhang mit dem bewaffneten Konflikt eine Straftat begangen zu haben, darf eine Verurteilung nur in einem Urteil ausgesprochen und nur auf Grund eines Urteils eine Strafe vollstreckt werden; dieses Urteil muss von einem unparteiischen, ordnungsgemäß zusammengesetzten Gericht gefällt werden, welches die allgemein anerkannten Grundsätze eines ordentlichen Gerichtsverfahrens beachtet; dazu gehören folgende Garantien:


    a) Das Verfahren sieht vor, dass der Beschuldigte unverzüglich über die Einzelheiten der ihm zur Last gelegten Straftat unterrichtet werden muss, und gewährt ihm während der Hauptverhandlung und davor alle zu seiner Verteidigung erforderlichen Rechte und mittel;


    b) niemand darf wegen einer Straftat verurteilt werden, für die er nicht selbst strafrechtlich verantwortlich ist;


    c) niemand darf wegen einer Handlung oder Unterlassung angeklagt oder verurteilt werden, die nach dem zur Zeit ihrer Begehung für ihn geltenden innerstaatlichen oder internationalen Recht nicht strafbar war; ebenso darf keine schwerere Strafe als die im Zeitpunkt der Begehung der Straftat angedrohte verhängt werden; wird nach Begehung der Straftat durch Gesetz eine mildere Strafe eingeführt, so kommt dies dem Täter zugute;


    d) bis zum gesetzlichen Nachweis seiner Schuld wird vermutet, dass der wegen einer Straftat Angeklagte unschuldig ist;


    e) jeder wegen einer Straftat Angeklagte hat das Recht, bei der Hauptverhandlung anwesend zu sein;


    f) niemand darf gezwungen werden, gegen sich selbst als Zeuge auszusagen oder sich schuldig zu bekennen;


    g) jeder wegen einer Straftat Angeklagte hat das Recht, Fragen an die Belastungszeugen zu stellen oder stellen zu lassen und das Erscheinen und die Vernehmung von Entlastungszeugen unter den für die Belastungszeugen geltenden Bedingungen zu erwirken;


    h) niemand darf wegen einer Straftat, derentwegen er bereits nach demselben Recht und demselben Verfahren rechtskräftig freigesprochen oder verurteilt worden ist, erneut von derselben Partei verfolgt oder bestraft werden;


    i) jeder wegen einer Straftat Angeklagte hat das Recht auf öffentliche Urteilsverkündung;


    j) jeder Verurteilte wird bei seiner Verurteilung über sein Recht, gerichtliche und andere Rechtsmittel oder Rechtsbehelfe einzulegen, sowie über die hierfür festgesetzten Fristen unterrichtet.


    (5) Frauen, denen aus Gründen im Zusammenhang mit dem bewaffneten Konflikt die Freiheit entzogen ist, werden in Räumlichkeiten untergebracht, die von denen der Männer getrennt sind. Sie unterstehen der unmittelbaren Überwachung durch Frauen. Werden jedoch Familien festgenommen, in Haft gehalten oder interniert, so bleibt die Einheit der Familie bei ihrer Unterbringung nach Möglichkeit erhalten.


    (6) Personen, die aus Gründen im Zusammenhang mit dem bewaffneten Konflikt festgenommen, in Haft gehalten oder interniert werden, wird auch nach Beendigung des Konflikts bis zu ihrer endgültigen Freilassung, ihrer Heimschaffung oder Niederlassung der in diesem Artikelvorgesehene Schutz gewährt.


    (7) Zur Ausschaltung jedes Zweifels hinsichtlich der Verfolgung und des Gerichtsverfahrens in Bezug auf Personen, die der Begehung von Kriegsverbrechen oder von Verbrechen gegen die Menschlichkeit beschuldigt werden, sind folgende Grundsätze anzuwenden:


    a) Personen, die solcher Verbrechen beschuldigt werden, sollen in Übereinstimmung mit den anwendbaren Regeln des Völkerrechts verfolgt und vor Gericht gestellt werden, und


    b) allen Personen, die nicht auf Grund der Abkommen oder dieses Protokolls eine günstigere Behandlung genießen, wird die in diesem Artikelvorgesehene Behandlung zuteil, gleichviel ob die Verbrechen, deren sie beschuldigt werden, schwere Verletzungen der Abkommen oder dieses Protokolls darstellen oder nicht.


    (8) Die Bestimmungen dieses Artikels sind nicht so auszulegen, als beschränkten oder beeinträchtigten sie eine andere günstigere Bestimmung, die auf Grund der Regeln des anwendbaren Völkerrechts den unter Absatz1 fallenden Personen größeren Schutz gewährt.


    KapitelIIMaßnahmen zugunsten von Frauen und Kindern


    Artikel76Schutz von Frauen


    (1) Frauen werden besonders geschont; sie werden namentlich vor Vergewaltigung, Nötigung zur Prostitution und jeder anderen unzüchtigen Handlung geschützt.


    (2) Fälle von schwangeren Frauen und Müttern kleiner von ihnen abhängiger Kinder, die aus Gründen im Zusammenhang mit dem bewaffneten Konflikt festgenommen, in Haft gehalten oder interniert sind, werden vor allen anderen Fällen behandelt.


    (3) Die am Konflikt beteiligten Parteien bemühen sich soweit irgend möglich, zu vermeiden, dass gegen schwangere Frauen oder Mütter kleiner von ihnen abhängiger Kinder für eine im Zusammenhang mit dem bewaffneten Konflikt begangene Straftat die Todesstrafe verhängt wird. Ein wegen einer solchen Straftat gegen diese Frauen verhängtes Todesurteil darf nicht vollstreckt werden.


    Artikel77Schutz von Kindern


    (1) Kinder werden besonders geschont; sie werden vor jeder unzüchtigen Handlung geschützt. Die am Konflikt beteiligten Parteien lassen ihnen jede Pflege und Hilfe zuteilwerden, deren sie wegen ihres Alters oder aus einem anderen Grund bedürfen.


    (2) Die am Konflikt beteiligten Parteien treffen alle praktisch durchführbaren Maßnahmen, damit Kinder unter fünfzehn Jahren nicht unmittelbar an Feindseligkeiten teilnehmen; sie sehen insbesondere davon ab, sie in ihre Streitkräfte einzugliedern. Wenn die am Konflikt beteiligten Parteien Personen einziehen, die bereits das fünfzehnte, aber noch nicht das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben, bemühen sie sich, zuerst die Ältesten heranzuziehen.


    (3) Wenn in Ausnahmefällen trotz der Bestimmungen des Absatzes2 Kinder, die noch nicht das fünfzehnte Lebensjahr vollendet haben, unmittelbar an Feindseligkeiten teilnehmen und in die Gewalt einer gegnerischen Partei geraten, wird ihnen weiterhin der besondere in diesem Artikelvorgesehene Schutz gewährt, gleichviel ob sie Kriegsgefangene sind oder nicht.


    (4) Werden Kinder aus Gründen im Zusammenhang mit dem bewaffneten Konflikt festgenommen, in Haft gehalten oder interniert, so werden sie in Räumlichkeiten untergebracht, die von denen der Erwachsenen getrennt sind, ausgenommen Fälle, in denen nach Artikel75 Absatz5 Familien so untergebracht werden, dass ihre Einheit erhalten bleibt.


    (5) Ein Todesurteil, das wegen einer im Zusammenhang mit dem bewaffneten Konflikt begangenen Straftat verhängt wurde, darf an Personen, die zum Zeitpunkt der Straftat noch nicht das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben, nicht vollstreckt werden.


    Artikel78Evakuierung von Kindern


    (1) Eine am Konflikt beteiligte Partei darf Kinder, die nicht ihre eigenen Staatsangehörigen sind, nicht in ein fremdes Land evakuieren, es sei denn, es handle sich um eine vorübergehende Evakuierung, die durch zwingende Gründe der Gesundheit, der medizinischen Behandlung oder außer in besetztem Gebiet der Sicherheit der Kinder erforderlich wird. Sind Eltern oder andere Sorgeberechtigte erreichbar, so ist deren schriftliches Einverständnis mit der Evakuierung erforderlich. Sind sie nicht erreichbar, so darf die Evakuierung nur mit schriftlicher Zustimmung der Personen vorgenommen werden, die nach Gesetz oder Brauch in erster Linie für die Kinder zu sorgen haben. Die Schutzmacht überwacht jede derartige Evakuierung im Einvernehmen mit den betreffenden Parteien, das heißt der die Evakuierung vornehmenden Partei, der die Kinder aufnehmenden Partei und jeder Partei, deren Staatsangehörige evakuiert werden. In jedem Fall treffen alle am Konflikt beteiligten Parteien alle praktisch durchführbaren Vorsichtsmaßnahmen, um eine Gefährdung der Evakuierung zu vermeiden.


    (2) Wird eine Evakuierung nach Absatz1 vorgenommen, so wird für die Erziehung jedes evakuierten Kindes, einschließlich seiner dem Wunsch der Eltern entsprechenden religiösen und sittlichen Erziehung, unter Wahrung größtmöglicher Kontinuität gesorgt.


    (3) Um die Rückkehr der nach diesem Artikelevakuierten Kinder zu ihren Familien und in ihr Land zu erleichtern, stellen die Behörden der Partei, welche die Evakuierung vornimmt, und gegebenenfalls die Behörden des Aufnahmelandes für jedes Kind eine mit Lichtbild versehene Karte aus und übermitteln sie dem Zentralen Suchdienst des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz. Jede Karte enthält, soweit möglich und soweit dem Kinde dadurch kein Schaden entstehen kann, folgende Angaben:


    a) Name(n) des Kindes;


    b) Vorname(n) des Kindes;


    c) Geschlecht des Kindes;


    d) Geburtsort und -datum (oder ungefähres Alter, wenn das Datum nicht bekannt ist);


    e) Name und Vorname des Vaters;


    f) Name, Vorname und gegebenenfalls Mädchenname der Mutter;


    g) nächste Angehörige des Kindes;


    h) Staatsangehörigkeit des Kindes;


    i) Muttersprache des Kindes sowie alle weiteren Sprachen, die es spricht;


    j) Anschrift der Familie des Kindes;


    k) eine etwaige Kennnummer des Kindes;


    l) Gesundheitszustand des Kindes;


    m) Blutgruppe des Kindes;


    n) etwaige besondere Kennzeichen;


    o) Datum und Ort der Auffindung des Kindes;


    p) das Datum, an dem, und der Ort, von dem aus das Kind sein Land verlassen hat;


    q) gegebenenfalls Religion des Kindes;


    r) gegenwärtige Anschrift des Kindes im Aufnahmeland;


    s) falls das Kind vor seiner Rückkehr stirbt, Datum, Ort und Umstände des Todes sowie Bestattungsort.


    KapitelIIIJournalisten


    Artikel79Maßnahmen zum Schutz von Journalisten


    (1) Journalisten, die in Gebieten eines bewaffneten Konflikts gefährliche berufliche Aufträge ausführen, gelten als Zivilpersonen im Sinne des Artikels50 Absatz1.


    (2) Sie sind als solche nach den Abkommen und diesem Protokoll geschützt, sofern sie nichts unternehmen, was ihren Status als Zivilpersonen beeinträchtigt, sind sie aber bei den Streitkräften als Kriegsberichterstatter akkreditiert, so bleibt der Anspruch auf den nach Artikel4 Buchstabe A Absatz4 des III. Abkommens vorgesehenen Status unberührt.


    (3) Sie können einen dem Muster in Anhang II dieses Protokolls entsprechenden Ausweis erhalten. Dieser Ausweis, der von der Regierung des Staates ausgestellt wird, dessen Angehörige sie sind, in dem sie ansässig sind oder in dem sich das Nachrichtenorgan befindet, bei dem sie beschäftigt sind, bestätigt den Status des Inhabers als Journalist.
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    26bZusatzprotokoll zu den Genfer Abkommen vom 12.August 1949 über den Schutz der Opfer nicht internationaler bewaffneter Konflikte [Auszug] vom 8.Juni1977


    Präambel


    DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN


    eingedenk dessen, dass die humanitären Grundsätze, die in dem den Genfer Abkommen vom 12.August 1949 gemeinsamen Artikel3 niedergelegt sind, die Grundlage für die Achtung der menschlichen Person im Fall eines nicht internationalen bewaffneten Konflikts darstellen,


    sowie eingedenk dessen, dass die internationalen Übereinkünfte über die Menschenrechte der menschlichen Person einen grundlegenden Schutz bieten,


    unter Betonung der Notwendigkeit, den Opfern dieser bewaffneten Konflikte einen besseren Schutz zu sichern,


    eingedenk dessen, dass die menschliche Person in den vom geltenden Recht nicht erfassten Fällen unter dem Schutz der Grundsätze der Menschlichkeit und der Forderungen des öffentlichen Gewissens verbleibt


    sind wie folgt übereingekommen:


    TeilIGeltungsbereich dieses Protokolls


    Artikel1Sachlicher Anwendungsbereich


    (1) Dieses Protokoll, das den den Genfer Abkommen vom 12.August 1949 gemeinsamen Artikel3 weiterentwickelt und ergänzt, ohne die bestehenden Voraussetzungen für seine Anwendung zu ändern, findet auf alle bewaffneten Konflikte Anwendung, die von Artikel1 des Zusatzprotokolls zu den Genfer Abkommen vom 12.August 1949 über den Schutz der Opfer internationaler bewaffneter Konflikte (Protokoll I) nicht erfasst sind und die im Hoheitsgebiet einer Hohen Vertragspartei zwischen deren Streitkräften und abtrünnigen Streitkräften oder anderen organisierten bewaffneten Gruppen stattfinden, die unter einer verantwortlichen Führung eine solche Kontrolle über einen Teil des Hoheitsgebiets der Hohen Vertragspartei ausüben, dass sie anhaltende, koordinierte Kampfhandlungen durchführen und dieses Protokoll anzuwenden vermögen.


    (2) Dieses Protokoll findet nicht auf Fälle innerer Unruhen und Spannungen wie Tumulte, vereinzelt auftretende Gewalttaten und andere ähnliche Handlungen Anwendung, die nicht als bewaffnete Konflikte gelten.


    Artikel2Persönlicher Anwendungsbereich


    (1) Dieses Protokoll findet ohne jede auf Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion oder Glauben, politischen oder sonstigen Anschauungen, nationaler oder sozialer Herkunft, Vermögen, Geburt oder sonstiger Stellung oder auf irgendeinem anderen ähnlichen Unterscheidungsmerkmal beruhende nachteilige Unterscheidung (im Folgenden als »nachteilige Unterscheidung« bezeichnet) auf alle Personen Anwendung, die von einem bewaffneten Konflikt im Sinne des ArtikelsI betroffen sind.


    (2) Mit Beendigung des bewaffneten Konflikts genießen alle Personen, die aus Gründen im Zusammenhang mit dem Konflikt einem Entzug oder einer Beschränkung ihrer Freiheit unterworfen waren sowie alle Personen, die nach dem Konflikt aus den gleichen Gründen derartigen Maßnahmen unterworfen sind, bis zu deren Beendigung den Schutz nach den Artikeln5 und 6.


    Artikel3Nichteinmischung


    (1) Dieses Protokoll darf nicht zur Beeinträchtigung der Souveränität eines Staates oder der Verantwortung der Regierung herangezogen werden, mit allen rechtmäßigen mitteln die öffentliche Ordnung im Staat aufrechtzuerhalten oder wiederherzustellen oder die nationale Einheit und territoriale Unversehrtheit des Staates zu verteidigen.


    (2) Dieses Protokoll darf nicht zur Rechtfertigung einer wie immer begründeten unmittelbaren oder mittelbaren Einmischung in den bewaffneten Konflikt oder in die inneren oder äußeren Angelegenheiten der Hohen Vertragspartei herangezogen werden, in deren Hoheitsgebiet dieser Konflikt stattfindet.


    TeilIIMenschliche Behandlung


    Artikel4Grundlegende Garantien


    (1) Alle Personen, die nicht unmittelbar oder nicht mehr an Feindseligkeiten teilnehmen, haben, gleichviel ob ihnen die Freiheit entzogen ist oder nicht, Anspruch auf Achtung ihrer Person, ihrer Ehre, ihrer Überzeugungen und ihrer religiösen Gepflogenheiten. Sie werden unter allen Umständen mit Menschlichkeit und ohne jede nachteilige Unterscheidung behandelt. Es ist verboten, den Befehl zu erteilen, niemanden am Leben zu lassen.


    (2) Unbeschadet der allgemeinen Gültigkeit der vorstehenden Bestimmungen sind und bleiben in Bezug auf die in Absatz1 genannten Personen jederzeit und überall verboten


    a) Angriffe auf das Leben, die Gesundheit und das körperliche oder geistige Wohlbefinden von Personen, insbesondere vorsätzliche Tötung und grausame Behandlung wie Folter, Verstümmelung oder jede Art von körperlicher Züchtigung;


    b) Kollektivstrafen;


    c) Geiselnahme;


    d) terroristische Handlungen;


    e) Beeinträchtigung der persönlichen Würde, insbesondere entwürdigende und erniedrigende Behandlung, Vergewaltigung, Nötigung zur Prostitution und unzüchtige Handlungen jeder Art;


    f) Sklaverei und Sklavenhandel in allen ihren Formen;


    g) Plünderung;


    h) die Androhung einer dieser Handlungen.


    (3) Kindern wird die Pflege und Hilfe zuteil, deren sie bedürfen, insbesondere


    a) erhalten sie die Erziehung, einschließlich der religiösen und sittlichen Erziehung, die den Wünschen ihrer Eltern oder bei deren Fehlen der Personen entspricht, die für sie zu sorgen haben;


    b) werden alle geeigneten Maßnahmen getroffen, um die Zusammenführung von vorübergehend getrennten Familien zu erleichtern;


    c) dürfen Kinder unter fünfzehn Jahren weder in Streitkräfte oder bewaffnete Gruppen eingegliedert werden noch darf ihnen die Teilnahme an Feindseligkeiten erlaubt werden;


    d) gilt der in diesem Artikelfür Kinder unter fünfzehn Jahren vorgesehene besondere Schutz auch dann für sie, wenn sie trotz der Bestimmungen des Buchstabens c unmittelbar an Feindseligkeiten teilnehmen und gefangengenommen werden;


    e) werden bei Bedarf Maßnahmen getroffen nach Möglichkeit mit Zustimmung der Eltern oder der Personen, die nach Gesetz oder Brauch in erster Linie für die Kinder zu sorgen haben, um diese vorübergehend aus dem Gebiet, in dem Feindseligkeiten stattfinden, in ein sichereres Gebiet des Landes zu evakuieren und ihnen die für ihre Sicherheit und ihr Wohlergehen verantwortlichen Personen mitzugeben.


    Artikel5Personen, denen die Freiheit entzogen ist


    (1) Außer den Bestimmungen des Artikels4 werden mindestens folgende Bestimmungen in Bezug auf Personen befolgt, denen aus Gründen im Zusammenhang mit dem bewaffneten Konflikt die Freiheit entzogen ist, gleichviel ob sie interniert oder in Haft gehalten sind:


    a) Verwundete und Kranke werden nach Maßgabe des Artikels7 behandelt;


    b) die in diesem Absatzgenannten Personen werden im gleichen Umfang wie die örtliche Zivilbevölkerung mit Lebensmitteln und Trinkwasser versorgt; ihnen werden Gesundheitsfürsorge und Hygiene sowie Schutz vor den Unbilden der Witterung und den Gefahren des bewaffneten Konflikts gewährleistet;


    c) sie sind befugt, Einzel- oder Sammelhilfe zu erhalten;


    d) sie dürfen ihre Religion ausüben und auf Wunsch und soweit angemessen geistlichen Beistand von Personen empfangen, die seelsorgerisch tätig sind, wie zum Beispiel von Feldgeistlichen;


    e) falls sie zur Arbeit herangezogen werden, haben sie Anspruch auf vergleichbare Arbeitsbedingungen und Sicherheitsvorkehrungen wie die örtliche Zivilbevölkerung.


    (2) Die für die Internierung oder Haft der in Absatz1 genannten Personen Verantwortlichen befolgen im Rahmen ihrer Möglichkeiten nachstehende Bestimmungen in Bezug auf diese Personen:


    a) außer in Fällen, in denen Männer und Frauen derselben Familie zusammen untergebracht sind, werden Frauen in Räumlichkeiten untergebracht, die von denen der Männer getrennt sind, und unterstehen der unmittelbaren Überwachung durch Frauen;


    b) sie sind befugt, Briefe und Postkarten abzuschicken und zu empfangen; deren Anzahl kann von der zuständigen Behörde beschränkt werden, wenn sie es für erforderlich hält;


    c) die Orte der Internierung und Haft dürfen nicht in der Nähe der Kampfzone liegen. Werden sie den aus dem bewaffneten Konflikt erwachsenden Gefahren besonders stark ausgesetzt, so werden die in Absatz1 genannten Personen evakuiert, sofern ihre Sicherheit dabei ausreichend gewährleistet werden kann;


    d) es ist ihnen Gelegenheit zu geben, sich ärztlich untersuchen zu lassen;


    e) ihre körperliche oder geistige Gesundheit und Unversehrtheit dürfen durch keine ungerechtfertigte Handlung oder Unterlassung gefährdet werden. Es ist daher verboten, die in diesem Artikelgenannten Personen einem medizinischen Verfahren zu unterziehen, das nicht durch ihren Gesundheitszustand geboten ist und das nicht mit den allgemein anerkannten und unter entsprechenden medizinischen Umständen auf freie Personen angewandten medizinischen Grundsätzen im Einklang steht.


    (3) Personen, die von Absatz1 nicht erfasst sind, deren Freiheit jedoch aus Gründen im Zusammenhang mit dem bewaffneten Konflikt in irgendeiner Weise eingeschränkt ist, werden nach Artikel4 sowie nach Absatz1 Buchstaben a, c und d und Absatz2 Buchstabe b des vorliegenden Artikels mit Menschlichkeit behandelt.


    (4) Wird beschlossen, Personen freizulassen, denen die Freiheit entzogen wurde, so treffen diejenigen, die den entsprechenden Beschluss fassen, die notwendigen Maßnahmen, um die Sicherheit dieser Personen zu gewährleisten.


    Artikel6Strafverfolgung


    (1) Dieser Artikelfindet auf die Verfolgung und Bestrafung solcher Straftaten Anwendung, die mit dem bewaffneten Konflikt im Zusammenhang stehen.


    (2) Gegen eine Person, die für schuldig befunden wurde, eine Straftat begangen zu haben, darf eine Verurteilung nur in einem Urteil ausgesprochen und nur auf Grund eines Urteils eine Strafe vollstreckt werden; dieses Urteil muss von einem Gericht gefällt werden, das die wesentlichen Garantien der Unabhängigkeit und Unparteilichkeit aufweist. Insbesondere gilt Folgendes:


    a) Das Verfahren sieht vor, dass der Beschuldigte unverzüglich über die Einzelheiten der ihm zur Last gelegten Straftat unterrichtet werden muss, und gewährt ihm während der Hauptverhandlung und davor alle zu seiner Verteidigung erforderlichen Rechte und mittel;


    b) niemand darf wegen einer Straftat verurteilt werden, für die er nicht selbst strafrechtlich verantwortlich ist;


    c) niemand darf wegen einer Handlung oder Unterlassung verurteilt werden, die nach dem zur Zeit ihrer Begehung geltenden Recht nicht strafbar war; ebenso darf keine schwerere Strafe als die im Zeitpunkt der Begehung der Straftat angedrohte verhängt werden; wird nach Begehung der Straftat durch Gesetz eine mildere Strafe eingeführt, so kommt dies dem Täter zugute;


    d) bis zum gesetzlichen Nachweis seiner Schuld wird vermutet, dass der wegen einer Straftat Angeklagte unschuldig ist;


    e) jeder wegen einer Straftat Angeklagte hat das Recht, bei der Hauptverhandlung anwesend zu sein;


    f) niemand darf gezwungen werden, gegen sich selbst als Zeuge auszusagen oder sich schuldig zu bekennen.


    (3) Jeder Verurteilte wird bei seiner Verurteilung über sein Recht, gerichtliche und andere Rechtsmittel oder Rechtsbehelfe einzulegen sowie über die hierfür festgesetzten Fristen unterrichtet.


    (4) Die Todesstrafe darf nicht gegen Personen ausgesprochen werden, die bei Begehung der Straftat noch nicht achtzehn Jahre alt waren; sie darf nicht an schwangeren Frauen und Müttern kleiner Kinder vollstreckt werden.


    (5) Bei Beendigung der Feindseligkeiten bemühen sich die an der Macht befindlichen Stellen, denjenigen Personen eine möglichst weitgehende Amnestie zu gewähren, die am bewaffneten Konflikt teilgenommen haben oder denen aus Gründen im Zusammenhang mit dem Konflikt die Freiheit entzogen wurde, gleichviel ob sie interniert oder in Haft gehalten sind.


    
      Hinweise
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      Individualbeschwerde: nein
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      Unterzeichnung: 23.Dezember 1977


      Ratifizierung: 14.Februar 1991


      Inkrafttreten: 14.August 1991

    


    27Vertrag über den Waffenhandel [Auszug] vom 2.April2013


    Artikel1Ziel und Zweck


    Ziel dieses Vertrags ist es,


    - die höchstmöglichen gemeinsamen internationalen Normen für die Regelung oder die Verbesserung der Regelung des internationalen Handels mit konventionellen Waffen zu schaffen;


    - den unerlaubten Handel mit konventionellen Waffen zu verhüten und zu beseitigen und deren Umleitung zu verhüten;


    dies geschieht zu dem Zweck,


    - zum Weltfrieden und zum regionalen Frieden sowie zur internationalen und regionalen Sicherheit und Stabilität beizutragen;


    - menschliches Leid zu mindern;


    - Zusammenarbeit, Transparenz und verantwortungsvolles Handeln durch die Vertragsstaaten im internationalen Handel mit konventionellen Waffen zu fördern und dadurch Vertrauen zwischen den Vertragsstaaten zu schaffen.


    Artikel5Allgemeine Durchführung


    (1) Jeder Vertragsstaat führt diesen Vertrag in einer einheitlichen, objektiven und nicht diskriminierenden Art und Weise durch und ist sich dabei der in diesem Vertrag genannten Grundsätze bewusst.


    (2) Jeder Vertragsstaat schafft und unterhält ein nationales Kontrollsystem einschließlich einer nationalen Kontrollliste, um diesen Vertrag durchzuführen.


    […]


    (4) Jeder Vertragsstaat übermittelt dem Sekretariat im Einklang mit seinen innerstaatlichen Gesetzen seine nationale Kontrollliste, die das Sekretariat den anderen Vertragsstaaten zur Verfügung stellt. Die Vertragsstaaten werden ermutigt, ihre Kontrolllisten öffentlich zugänglich zumachen.


    (5) Jeder Vertragsstaat ergreift die zur Durchführung dieses Vertrags erforderlichen Maßnahmen und bestimmt zuständige nationale Behörden, um über ein wirksames und transparentes nationales Kontrollsystem zu verfügen, durch das der Transfer von konventionellen Waffen im Sinne des Artikels2 Absatz1 und im Sinne der Artikel3 und 4 geregelt wird.


    (6) Jeder Vertragsstaat bestimmt eine oder mehrere nationale Kontaktstellen, um Informationen über Angelegenheiten betreffend die Durchführung dieses Vertrags auszutauschen. Jeder Vertragsstaat notifiziert dem nach Artikel18 errichteten Sekretariat seine nationale(n) Kontaktstelle(n) und hält die entsprechenden Angaben auf dem neuesten Stand.


    Artikel6Verbote


    (1) Ein Vertragsstaat darf keinerlei Transfer von konventionellen Waffen im Sinne des Artikels2 Absatz1 oder Gütern im Sinne des Artikels 3 oder 4 genehmigen, wenn der Transfer die Verpflichtungen dieses Vertragsstaats aufgrund von Maßnahmen verletzen würde, die der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen nach KapitelVII der Charta der Vereinten Nationen beschlossen hat, insbesondere Waffenembargos.


    (2) Ein Vertragsstaat darf keinerlei Transfer von konventionellen Waffen im Sinne des Artikels2 Absatz1 oder Gütern im Sinne des Artikels3 oder 4 genehmigen, wenn dieser Transfer die einschlägigen völkerrechtlichen Verpflichtungen dieses Vertragsstaats verletzen würde, die sich aufgrund völkerrechtlicher Übereinkünfte, deren Vertragspartei er ist, insbesondere derjenigen betreffend den Transfer von oder den unerlaubten Handel mit konventionellen Waffen, ergeben.


    (3) Ein Vertragsstaat darf keinerlei Transfer von konventionellen Waffen im Sinne des Artikels2 Absatz1 oder Gütern im Sinne des Artikels3 oder 4 genehmigen, wenn er zum Zeitpunkt der Entscheidung über die Genehmigung Kenntnis davon hat, dass die Waffen oder Güter bei der Begehung von Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit, schweren Verletzungen der Genfer Abkommen von 1949, Angriffen auf zivile Objekte oder Zivilpersonen, die als solche geschützt werden, oder anderen Kriegsverbrechen im Sinne völkerrechtlicher Übereinkünfte, deren Vertragspartei er ist, verwendet werden würden.


    Artikel7Ausfuhr und deren Bewertung


    (1) Ist die Ausfuhr nicht nach Artikel6 verboten, so bewertet jeder ausführende Vertragsstaat vor Erteilung der Genehmigung für die unter seiner Hoheitsgewalt erfolgende Ausfuhr von konventionellen Waffen im Sinne des Artikels2 Absatz1 oder Gütern im Sinne des Artikels3 oder 4 in Übereinstimmung mit seinem nationalen Kontrollsystem, auf objektive und nichtdiskriminierende Weise und unter Berücksichtigung entscheidungserheblicher Faktoren, einschließlich Informationen, die der einführende Staat nach Artikel8 Absatz1 zur Verfügung gestellt hat, die Möglichkeit, dass die konventionellen Waffen oder die Güter


    a) zu Frieden und Sicherheit beitragen oder diese untergraben würden;


    b) dazu verwendet werden könnten,


    i) eine schwere Verletzung des humanitären Völkerrechts zu begehen oder zu erleichtern;


    ii) eine schwere Verletzung der internationalen Menschenrechtsnormen zu begehen oder zu erleichtern;


    iii) eine Handlung vorzunehmen oder zu erleichtern, die nach völkerrechtlichen Übereinkommen oder Protokollen betreffend den Terrorismus, deren Vertragspartei der ausführende Staat ist, eine Straftat darstellt;


    iv) eine Handlung vorzunehmen oder zu erleichtern, die nach völkerrechtlichen Übereinkommen oder Protokollen betreffend die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität deren Vertragspartei der ausführende Staat ist, eine Straftat darstellt.


    (2) Der ausführende Vertragsstaat prüft auch, ob es Maßnahmen gibt, die zur Minderung der in Absatz1 Buchstabena und b bezeichneten Risiken ergriffen werden könnten, wie zum Beispiel vertrauensbildende Maßnahmen oder gemeinsam von den ausführenden und einführenden Staaten entwickelte und vereinbarte Programme.


    (3) Stellt der ausführende Vertragsstaat nach Vornahme dieser Bewertung und Prüfung der verfügbaren Maßnahmen zur Risikominderung fest, dass ein überwiegendes Risiko besteht, dass eine der in Absatz1 genannten negativen Folgen eintritt, so darf er die Ausfuhr nicht genehmigen.


    (4) Bei Vornahme dieser Bewertung berücksichtigt der ausführende Vertragsstaat das Risiko, dass die konventionellen Waffen im Sinne des Artikels2 Absatz1 oder die Güter im Sinne des Artikels3 oder 4 dazu verwendet werden, schwerwiegende Handlungen geschlechtsspezifischer Gewalt oder schwerwiegende gewalttätige Handlungen gegen Frauen und Kinder vorzunehmen oder zu erleichtern.


    (5) Jeder ausführende Vertragsstaat ergreift Maßnahmen, um sicherzustellen, dass alle Genehmigungen für die Ausfuhr von konventionellen Waffen im Sinne des Artikels2 Absatz1 oder Gütern im Sinne des Artikels3 oder 4 ausführlich sind und vor der Ausfuhr erteilt werden.


    (6) Jeder ausführende Vertragsstaat stellt nach Maßgabe seiner innerstaatlichen Gesetze, seiner Verwaltungspraxis oder seiner Politik dem einführenden Vertragsstaat und den durchführenden oder umladenden Vertragsstaaten auf Ersuchen geeignete Informationen über die betreffende Genehmigung zur Verfügung.


    (7) Erlangt ein ausführender Vertragsstaat nach Erteilung der Genehmigung Kenntnis von neuen entscheidungserheblichen Informationen, so wird er ermutigt, die Genehmigung, wenn angebracht nach Konsultierung des einführenden Staates, neu zu bewerten.


    Artikel8Einfuhr


    (1) Jeder einführende Vertragsstaat ergreift Maßnahmen, um sicherzustellen, dass im Einklang mit seinen innerstaatlichen Gesetzen dem ausführenden Vertragsstaat auf dessen Ersuchen geeignete und entscheidungserhebliche Informationen zur Verfügung gestellt werden, um ihn dabei zu unterstützen, seine nationale Ausfuhrbewertung nach Artikel7 vorzunehmen. Zu diesen Maßnahmen kann die Übermittlung von Nachweisen über die Endverwendung oder den Endverwender gehören.


    (2) Jeder einführende Vertragsstaat ergreift Maßnahmen, die es ihm erlauben, unter seiner Hoheitsgewalt erfolgende Einfuhren von konventionellen Waffen im Sinne des Artikels2 Absatz1 bei Bedarf zu regeln. Zu diesen Maßnahmen können Einfuhrsysteme gehören.


    (3) Jeder einführende Vertragsstaat kann den ausführenden Vertragsstaat um Informationen über anhängige oder erteilte Genehmigungen für Ausfuhren, für die der einführende Vertragsstaat das Endbestimmungsland ist, ersuchen.


    Artikel9Durchfuhr oder Umladung


    Jeder Vertragsstaat ergreift geeignete Maßnahmen, um, wenn dies erforderlich und durchführbar ist, die unter seiner Hoheitsgewalt erfolgenden Durchfuhren oder Umladungen von konventionellen Waffen im Sinne des Artikels2 Absatz1 durch sein beziehungsweise in seinem Hoheitsgebiet in Übereinstimmung mit dem einschlägigen Völkerrecht zu regeln.


    Artikel13Berichterstattung


    (1) Jeder Vertragsstaat legt dem Sekretariat innerhalb des ersten Jahres, nach dem dieser Vertrag in Übereinstimmung mit Artikel22 für ihn in Kraft getreten ist, einen Erstbericht über die zur Durchführung dieses Vertrags ergriffenen Maßnahmen vor; […]. Die Berichte werden durch das Sekretariat zur Verfügung gestellt und an die Vertragsstaaten verteilt.


    (2) Die Vertragsstaaten werden ermutigt, den anderen Vertragsstaaten über das Sekretariat von Maßnahmen zu berichten, die sich als wirksam bei der Begegnung der Umleitung von konventionellen Waffen im Sinne des Artikels2 Absatz1, die Gegenstand eines Transfers sind beziehungsweise waren, erwiesen haben.


    (3) Jeder Vertragsstaat legt dem Sekretariat jährlich bis zum 31.Mai für das vorangegangene Kalenderjahr einen Bericht über genehmigte oder tatsächlich erfolgte Ausfuhren und Einfuhren von konventionellen Waffen im Sinne des Artikels2 Absatz1 vor. Die Berichte werden durch das Sekretariat zur Verfügung gestellt und an die Vertragsstaaten verteilt. […] Die Berichte können sensible Geschäftsinformationen oder Informationen, die die nationale Sicherheit betreffen, ausklammern.
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    28Erklärung von Rio über Umwelt und Entwicklung (Rio-Deklaration) vom 14.Juni1992


    DIE KONFERENZ DER VEREINTEN NATIONEN ÜBER UMWELT UND ENTWICKLUNG,


    zum Abschluss ihrer Tagung vom 3. bis 14.Juni 1992 in Rio de Janeiro,


    in Bekräftigung der am 16.Juni 1972 in Stockholm verabschiedeten Erklärung der Konferenz der Vereinten Nationen über die Umwelt des Menschen sowie in dem Bemühen, darauf aufzubauen,


    mit dem Ziel, durch die Schaffung von neuen Ebenen der Zusammenarbeit zwischen den Staaten, wichtigen Teilen der Gesellschaft und den Menschen eine neue und gerechte weltweite Partnerschaft aufzubauen,


    bemüht um internationale Übereinkünfte, die die Interessen aller achten und die Unversehrtheit des globalen Umwelt- und Entwicklungssystems schützen,


    anerkennend, dass die Erde, unsere Heimat, ein Ganzes darstellt, dessen Teile miteinander in Wechselbeziehung stehen,


    erklärt Folgendes:


    Grundsatz 1


    Die Menschen stehen im mittelpunkt der Bemühungen um eine nachhaltige Entwicklung. Sie haben das Recht auf ein gesundes und produktives Leben im Einklang mit der Natur.


    Grundsatz 2


    Die Staaten haben im Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen und den Grundsätzen des Völkerrechts das souveräne Recht, ihre eigenen Ressourcen entsprechend ihrer eigenen Umwelt- und Entwicklungspolitik auszubeuten, und haben die Verantwortung, dafür Sorge zu tragen, dass Tätigkeiten unter ihrer Hoheitsgewalt oder Kontrolle der Umwelt anderer Staaten oder Gebiete jenseits der Grenzen des Bereichs nationaler Hoheitsbefugnisse keinen Schaden zufügen.


    Grundsatz 3


    Das Recht auf Entwicklung muss so verwirklicht werden, dass den Entwicklungs- und Umweltbedürfnissen der heutigen und der kommenden Generationen in gerechter Weise entsprochen wird.


    Grundsatz 4


    Damit eine nachhaltige Entwicklung zustande kommt, muss der Umweltschutz Bestandteil des Entwicklungsprozesses sein und darf nicht von diesem getrennt betrachtet werden.


    Grundsatz 5


    Alle Staaten und alle Menschen müssen bei der grundlegenden Aufgabe, als unverzichtbare Voraussetzung für die nachhaltige Entwicklung die Armut zu beseitigen, zusammenarbeiten, um Ungleichheiten im Lebensstandard zu verringern und den Bedürfnissen der Mehrheit der Menschen in der Welt besser gerecht zu werden.


    Grundsatz 6


    Erhöhter Vorrang gebührt der besonderen Situation und den besonderen Bedürfnissen der Entwicklungsländer, vor allem der am wenigsten entwickelten Länder und der Länder, die im Hinblick auf die Umwelt am meisten gefährdet sind. Internationale Maßnahmen im Bereich Umwelt und Entwicklung sollten außerdem auf die Interessen und Bedürfnisse aller Länder gerichtet sein.


    Grundsatz 7


    Die Staaten werden in einem Geist der weltweiten Partnerschaft zusammenarbeiten, um die Gesundheit und die Unversehrtheit des Ökosystems der Erde zu erhalten, zu schützen und wiederherzustellen. Angesichts der unterschiedlichen Beiträge zur globalen Umweltverschlechterung tragen die Staaten gemeinsame, wenngleich unterschiedliche Verantwortlichkeiten. Die entwickelten Staaten erkennen die Verantwortung an, die sie in Anbetracht des Drucks, den ihre Gesellschaften auf die globale Umwelt ausüben, sowie in Anbetracht der ihnen zur Verfügung stehenden Technologien und Finanzmittel bei dem weltweiten Streben nach nachhaltiger Entwicklung tragen.


    Grundsatz 8


    Um nachhaltige Entwicklung und eine höhere Lebensqualität für alle Menschen herbeizuführen, sollten die Staaten nicht nachhaltige Produktionsweisen und Konsumgewohnheiten abbauen und beseitigen und eine geeignete Bevölkerungspolitik fördern.


    Grundsatz 9


    Die Staaten sollten zusammenarbeiten, um den Ausbau der eigenen Kapazitatäten für eine nachhaltige Entwicklung zu stärken, indem sie das wissenschaftliche Verständnis durch den Austausch wissenschaftlicher und technologischer Kenntnisse vertiefen und die Entwicklung, Anpassung, Verbreitung und Weitergabe von Technologien fördern.


    Grundsatz 10


    Umweltfragen sind am besten auf entsprechender Ebene unter Beteiligung aller betroffenen Bürger zu behandeln. Auf nationaler Ebene erhält jeder Einzelne angemessenen Zugang zu den im Besitz öffentlicher Stellen befindlichen Informationen über die Umwelt, einschließlich Informationen über Gefahrstoffe und gefährliche Tätigkeiten in ihren Gemeinden, sowie die Gelegenheit zur Teilhabe an Entscheidungsprozessen. Die Staaten erleichtern und fördern die öffentliche Bewusstseinsbildung und die Beteiligung der Öffentlichkeit, indem sie Informationen in großem Umfang verfügbar machen. Wirksamer Zugang zu Gerichts- und Verwaltungsverfahren, so auch zu Abhilfe und Wiedergutmachung, wird gewährt.


    Grundsatz 11


    Die Staaten werden wirksame Umweltgesetze verabschieden. Umweltnormen sowie Bewirtschaftungsziele und -prioritäten sollten dem Umwelt- und Entwicklungskontext entsprechen, für den sie gelten. Normen, die in einigen Ländern Anwendung finden, können in anderen Ländern, insbesondere in Entwicklungsländern, unangemessen sein und zu nicht vertretbaren wirtschaftlichen und sozialen Kosten führen.


    Grundsatz 12


    Die Staaten sollten gemeinsam daran arbeiten, ein stützendes und offenes Weltwirtschaftssystem zu fördern, das in allen Ländern zu Wirtschaftswachstum und nachhaltiger Entwicklung führt und es gestattet, besser gegen die Probleme der Umweltverschlechterung vorzugehen. Umweltbezogene handelspolitische Maßnahmen sollten weder ein mittel willkürlicher oder ungerechtfertigter Diskriminierung noch eine verdeckte Beschränkung des internationalen Handels darstellen. Einseitige Maßnahmen zur Bewältigung von Umweltproblemen außerhalb des Hoheitsbereichs des Einfuhrlands sollten vermieden werden. Maßnahmen zur Bewältigung grenzüberschreitender oder weltweiter Umweltprobleme sollten soweit möglich auf internationalem Konsens beruhen.


    Grundsatz 13


    Die Staaten werden innerstaatliche Rechtsvorschriften betreffend die Haftung für Umweltverschmutzungen und andere Umweltschäden und betreffend die Entschädigung der Opfer schaffen. Außerdem werden die Staaten zügig und entschlossener zusammenarbeiten, um das Völkerrecht im Bereich der Haftung und Entschädigung für nachteilige Auswirkungen von Umweltschäden, die durch Tätigkeiten unter ihrer Hoheitsgewalt oder Kontrolle in Gebieten außerhalb ihrer Hoheitsbefugnisse verursacht werden, weiterzuentwickeln.


    Grundsatz 14


    Die Staaten sollten tatkräftig zusammenarbeiten, um die Verlegung und den Transfer in andere Länder von Tätigkeiten und Stoffen, die zu einer starken Beeinträchtigung der Umwelt führen oder sich für die Gesundheit des Menschen als schädlich erweisen, zu erschweren oder zu verhindern.


    Grundsatz 15


    Zum Schutz der Umwelt wenden die Staaten im Rahmen ihrer Möglichkeiten allgemein den Vorsorgegrundsatz an. Drohen schwerwiegende oder bleibende Schäden, so darf ein Mangel an vollständiger wissenschaftlicher Gewissheit kein Grund dafür sein, kostenwirksame Maßnahmen zur Vermeidung von Umweltverschlechterungen aufzuschieben.


    Grundsatz 16


    Die nationalen Behörden sollten bestrebt sein, die Internalisierung von Umweltkosten und den Einsatz wirtschaftlicher Instrumente zu fördern, wobei sie unter gebührender Berücksichtigung des öffentlichen Interesses und unter Vermeidung von Verzerrungen im Welthandel und bei den internationalen Investitionen den Ansatz verfolgen sollten, dass grundsätzlich der Verursacher die Kosten der Verschmutzung zu tragen hat.


    Grundsatz 17


    Als nationales Instrument sind bei Vorhaben, die geeignet sind, erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt zu haben und der Entscheidung durch eine zuständige nationale Behörde bedürfen, Umweltverträglichkeitsprüfungen durchzuführen.


    Grundsatz 18


    Die Staaten haben andere Staaten sofort über Naturkatastrophen oder andere Notfälle zu unterrichten, die geeignet sind, zu plötzlichen schädlichen Auswirkungen auf deren Umwelt zu führen. Die Völkergemeinschaft macht alle Anstrengungen, um den so betroffenen Staaten zu helfen.


    Grundsatz 19


    Die Staaten haben möglicherweise betroffene Staaten über Tätigkeiten, die schwerwiegende nachteilige grenzüberschreitende Auswirkungen auf die Umwelt haben können, im voraus und rechtzeitig zu unterrichten, ihnen sachdienliche Informationen zur Verfügung zu stellen und sie frühzeitig und in redlicher Absicht zu konsultieren.


    Grundsatz 20


    Frauen kommt bei der Bewirtschaftung der Umwelt und der Entwicklung eine grundlegende Rolle zu. Ihre volle Einbeziehung ist daher eine wesentliche Voraussetzung für die Herbeiführung nachhaltiger Entwicklung.


    Grundsatz 21


    Die Kreativität, die Ideale und der Mut der Jugend der Welt sollten mobilisiert werden, um eine weltweite Partnerschaft zu schaffen und so eine nachhaltige Entwicklung herbeizuführen und eine bessere Zukunft für alle zu sichern.


    Grundsatz 22


    Indigenen Bevölkerungsgruppen und ihren Gemeinschaften sowie anderen ortsansässigen Gemeinschaften kommt wegen ihres Wissens und ihrer überlieferten Bräuche eine grundlegende Rolle bei der Bewirtschaftung der Umwelt und der Entwicklung zu. Die Staaten sollten die Identität, die Kultur und die Interessen dieser Gruppen und Gemeinschaften anerkennen und gebührend unterstützen und ihre wirksame Teilhabe an der Herbeiführung einer nachhaltigen Entwicklung ermöglichen.


    Grundsatz 23


    Die Umwelt und die natürlichen Ressourcen der Völker, die in Unterdrückung, unter Fremdherrschaft und unter Besatzung leben, sind zu schützen.


    Grundsatz 24


    Kriegshandlungen haben ihrer Natur nach zerstörerische Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung. Aus diesem Grund haben die Staaten die völkerrechtlichen Bestimmungen über den Schutz der Umwelt in Zeiten bewaffneter Auseinandersetzungen zu achten und soweit erforderlich zusammen weiterzuentwickeln.


    Grundsatz 25


    Frieden, Entwicklung und Umweltschutz bedingen einander und sind unteilbar.


    Grundsatz 26


    Die Staaten werden alle ihre Streitigkeiten im Umweltbereich friedlich und mit geeigneten mitteln im Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen beilegen.


    Grundsatz 27


    Die Staaten und Völker müssen in gutem Glauben und im Geist der Partnerschaft bei der Erfüllung der in dieser Erklärung enthaltenen Grundsätze sowie bei der Weiterentwicklung des Völkerrechts auf dem Gebiet der nachhaltigen Entwicklung zusammenarbeiten.


    
      Hinweise


      Fundstelle:www.un.org/depts/german/conf/agenda21/rio.pdf


      Verabschiedung: 14.Juni 1992

    


    29Erklärung und Aktionsprogramm der Weltmenschenrechtskonferenz der Vereinten Nationen in Wien vom 25.Juni1993


    DIE WELTKONFERENZ ÜBER DIE MENSCHENRECHTE


    in der Erwägung, dass die Förderung und der Schutz der Menschenrechte für die internationale Gemeinschaft ein vorrangiges Anliegen ist und dass die Konferenz eine einzigartige Gelegenheit dazu bietet, eine umfassende Analyse des internationalen Systems der Menschenrechte und der Mechanismen zum Schutz der Menschenrechte durchzuführen, um auf eine vollständigere, in gerechter und ausgewogener Art und Weise erfolgende Einhaltung dieser Rechte hinzuwirken und die Einhaltung damit zu fördern;


    in Anerkenntnis und Bejahung der Tatsache, dass sich alle Menschenrechte aus der Würde und dem Wert herleiten, die der menschlichen Person innewohnen, und dass die menschliche Person das zentrale Rechtssubjekt der Menschenrechte und Grundfreiheiten ist und daher auch ihr Hauptnutznießer sein und an der Verwirklichung dieser Rechte und Freiheiten aktiv teilnehmen soll;


    unter Bekräftigung ihres Bekenntnisses zu den in der Satzung der Vereinten Nationen und der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte enthaltenen Zielsetzung und Grundsätzen;


    unter Bekräftigung der in Artikel5 der Satzung der Vereinten Nationen enthaltenen Verpflichtung, gemeinsam und einzeln zu handeln, wobei entsprechender Wert auf die Entwicklung einer wirksamen internationalen Zusammenarbeit zur Verwirklichung der in Artikel55 angeführten Ziele zu legen ist, einschließlich der allgemeinen Achtung und Wahrung der Menschenrechte und Grundfreiheiten für jeden Menschen;


    unter Betonung der gemäß der Satzung der Vereinten Nationen allen Staaten zukommenden Verpflichtung, die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten für jeden Menschen ohne Unterschied nach Rasse, Geschlecht, Sprache oder Religion zu entwickeln und zu fördern;


    in Erinnerung an die Präambel zur Satzung der Vereinten Nationen, insbesondere die Entschlossenheit, den Glauben an die grundlegenden Menschenrechte, an Würde und Wert der menschlichen Person und an die Gleichberechtigung von Mann und Frau sowie der großen und der kleinen Nationen zu bekräftigen;


    ferner in Erinnerung an die in der Präambel zur Satzung der Vereinten Nationen zum Ausdruck gebrachte Entschlossenheit, die kommenden Generationen vor der Geißel des Krieges zu bewahren, Bedingungen zu schaffen, unter denen Gerechtigkeit und Achtung der Verpflichtung, die sich aus Verträgen oder anderen Quellen des Völkerrechts ergeben, gewährleistet werden kann, den sozialen Fortschritt und die Verbesserung der Lebensbedingungen bei größerer Freiheit zu fördern, Toleranz und gutnachbarliche Beziehungen zu pflegen sowie internationale Mechanismen zur Förderung des wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts aller Völker einzusetzen;


    unter Hervorhebung der Tatsache, dass die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, die einen gemeinsamen Maßstab der Errungenschaften für alle Völker und alle Nationen bildet, für die Vereinten Nationen bei der Setzung von Normen, wie sie in den bereits vorhandenen internationalen Menschenrechtsinstrumenten, insbesondere im Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte und im Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte verankert sind, die Quelle der Inspiration ist und stets die Grundlage für die erzielten Fortschritte war;


    in Anbetracht der gegenwärtig auf internationaler Ebene vor sich gehenden bedeutsamen Veränderungen und des Strebens aller Völker nach einer internationalen Ordnung auf der Grundlage der in der Satzung der Vereinten Nationen verankerten Grundsätze, einschließlich der Förderung und Ermutigung der Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle und der Achtung des Grundsatzes der Gleichberechtigung und des Selbstbestimmungsrechts der Völker, des Friedens, der Demokratie, der Gerechtigkeit, der Gleichheit, der Rechtsstaatlichkeit, des Pluralismus, der Entwicklung, der Verbesserung der Lebensbedingungen und der Solidarität;


    zutiefst besorgt über die vielfältigen Formen der Diskriminierung und Gewalt, denen Frauen nach wie vor weltweit ausgesetzt sind;


    in der Erkenntnis, dass die Tätigkeit der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Menschenrechte rationalisiert und intensiviert werden sollte, um die Mechanismen der Vereinten Nationen auf diesem Gebiet zu stärken und auf die allgemeine Achtung und Einhaltung der internationalen Menschenrechtsnormen hinzuwirken;


    nach Kenntnisnahme der bei den drei Regionaltreffen in Tunis, San Jose und Bangkok angenommenen Erklärung und der Beiträge der Regierungen sowie unter Berücksichtigung der Anregungen der zwischen- und nichtstaatlichen Organisationen und der in der Vorbereitungsphase der Weltkonferenz über die Menschenrechte von unabhängigen Experten verfassten Studien;


    in begrüßender Haltung zum Internationalen Jahr der eingeborenen Bevölkerungen 1993 als einer Bekräftigung des Bekenntnisses der internationalen Gemeinschaft zur Aufgabe, sicherzustellen, dass diese Bevölkerungen in den Genuss aller Menschenrechte und Grundfreiheiten gelangen, und zur Achtung des Wertes und der Vielfalt ihrer Kulturen und Identitäten;


    in der weiteren Erkenntnis, dass die internationale Gemeinschaft mittel und Wege finden müsste, um die derzeit noch bestehenden Hindernisse für die volle Verwirklichung aller Menschenrechte zu beseitigen, sich den Angriffen auf sie entgegenzustellen und die aus diesen entstehende Fortsetzung von Menschenrechtsverletzungen auf der ganzen Welt zu unterbinden;


    unter Berufung auf den Geist unserer Zeit und die Realitäten unserer Epoche, in der die Völker der Welt und alle Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen dazu aufgerufen sind, sich mit erneuter Kraft der globalen Aufgabe der Förderung und des Schutzes aller Menschenrechte und Grundfreiheiten zu widmen, um deren vollen und allgemeinen Genuss zu gewährleisten;


    entschlossen, neue Fortschritte im Engagement der internationalen Gemeinschaft für die Erreichung wesentlicher Verbesserungen in den Menschenrechtsbestrebungen durch erhöhte und nachhaltige Bemühungen um internationale Zusammenarbeit und Solidarität zu erzielen;


    beschließt feierlich die Wiener Erklärung und das in ihr enthaltene Aktionsprogramm.


    I


    1. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte bekräftigt das feierliche Bekenntnis aller Staaten zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen zur Förderung der allseitigen Achtung, Einhaltung und Wahrung aller Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle Menschen in Übereinstimmung mit der Satzung der Vereinten Nationen, den anderen auf die Menschenrechte bezüglichen Instrumenten und dem Völkerrecht. Der universelle Charakter dieser Rechte und Freiheiten steht außer Frage. In diesem Rahmen ist die Intensivierung der internationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte wesentlich für die volle Verwirklichung der Zielsetzung der Vereinten Nationen. Die Menschenrechte und Grundfreiheiten sind das Geburtsrecht aller Menschen; ihre Wahrung und Förderung ist die vorrangigste Pflicht der Regierungen.


    2. Alle Völker haben das Recht auf Selbstbestimmung. Kraft dieses Rechts entscheiden sie frei über ihren politischen Status und betreiben frei ihre wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung. Unter Berücksichtigung der besonderen Situation der Völker, die unter Kolonial- oder anderen Formen von Fremdherrschaft oder ausländischer Besatzung stehen, anerkennt die Weltkonferenz über die Menschenrechte das Recht der Völker, alle im Einklang mit der Satzung der Vereinten Nationen stehenden legitimen Maßnahmen zu ergreifen, um ihr unveräußerliches Recht auf Selbstbestimmung zu verwirklichen. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte betrachtet die Verweigerung des Selbstbestimmungsrechts als eine Menschenrechtsverletzung und unterstreicht die Bedeutung der wirksamen Durchsetzung dieses Rechts. Gemäß der Erklärung über die Grundsätze des Völkerrechts betreffend freundschaftliche Beziehungen und Zusammenarbeit unter den Staaten im Einklang mit der Satzung der Vereinten Nationen ist dies nicht so auszulegen, dass damit irgendeine Handlungsweise erlaubt oder ermutigt wird, welche die territoriale Integrität oder politische Einheit souveräner und unabhängiger Staaten, die sich gemäß dem Grundsatz der Gleichberechtigung und des Selbstbestimmungsrechts der Völker verhalten und daher eine Regierung besitzen, die ohne Unterschiede irgendwelcher Art die gesamte zu dem betreffenden Gebiet gehörende Bevölkerung vertritt, zur Gänze oder zum Teil zerstören oder beeinträchtigt würde.


    3. Für Bevölkerungen, die unter ausländischer Besatzung stehen, sollten wirksame internationale Maßnahmen zur Sicherstellung und Überwachung der Einhaltung der Menschenrechtsnormen getroffen werden und ein wirksamer Rechtsschutz gegen die Verletzung ihrer Menschenrechte sei im Einklang mit den Menschenrechtsnormen und dem Völkerrecht, vor allem der Genfer Konvention über den Schutz von Zivilpersonen in Kriegszeiten von 1949, und anderen einschlägigen Normen des humanitären Rechts vorzusehen.


    4. Die Förderung und der Schutz aller Menschenrechte und Grundfreiheiten hat als prioritäre Zielsetzung der Vereinten Nationen im Sinne ihrer Zwecke und Grundsätze, vor allem der internationalen Zusammenarbeit, zu gelten. Im Rahmen dieser Zwecke und Grundsätze ist die Förderung und Wahrung aller Menschenrechte ein legitimes Anliegen der internationalen Gemeinschaft. Die mit den Menschenrechten befassten Organe und spezialisierten Dienststellen sollten daher die Koordination ihrer Tätigkeiten auf der Basis der konsequenten und objektiven Anwendung der internationalen Menschenrechtsinstrumente weiter vorantreiben.


    5. Alle Menschenrechte sind universal, unteilbar, sie bedingen einander und sind wechselbezüglich. Die internationale Gemeinschaft muss die Menschenrechte weltweit in fairer und gleicher Weise, auf derselben Basis und mit demselben Nachdruck behandeln. Zwar ist die Bedeutung nationaler und regionaler Besonderheiten und unterschiedlicher historischer, kultureller und religiöser Voraussetzungen im Auge zu behalten, aber es ist die Pflicht der Staaten, ohne Rücksicht auf ihr jeweiliges politisches, wirtschaftliches und kulturelles System alle Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und zu schützen.


    6. Die Bemühungen der Vereinten Nationen um allgemeine Achtung und Einhaltung der Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle tragen zur Stabilität und Wohlfahrt bei, die für friedliche und freundschaftliche Beziehungen unter den Nationen notwendig sind, sowie zur Verbesserung der Voraussetzungen für Frieden und Sicherung sowie wirtschaftliche und soziale Entwicklung im Einklang mit der Satzung der Vereinten Nationen.


    7. Die konkrete Durchführung der Förderung und des Schutzes der Menschenrechte soll im Einklang mit den Zielsetzungen und Grundsätzen der Satzung der Vereinten Nationen und im Einklang mit dem Völkerrecht erfolgen.


    8. Demokratie, Entwicklung und die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten bedingen und stärken einander. Die Demokratie beruht auf dem frei zum Ausdruck gebrachten Willen des Volkes, über seine politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Systeme selbst zu bestimmen, und auf seiner vollen Teilnahme an allen Aspekten seines Lebens. In diesem Sinne soll die Förderung und der Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten auf nationaler und internationaler Ebene umfassend sein und ohne einschränkende Bedingungen verwirklicht werden. Die internationale Gemeinschaft soll die Stärkung und Förderung der Demokratie, der sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung und der Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten auf der ganzen Welt unterstützen.


    9. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte hält fest, dass Länder, die zu den am wenigsten entwickelten gehören, sich aber zum Prozess der Demokratisierung und der wirtschaftlichen Reform bekennen, von denen sich viele in Afrika befinden, von der internationalen Gemeinschaft zu unterstützen sind, um ihnen den erfolgreichen Übergang zur Demokratie und zur wirtschaftlichen Entwicklung zu ermöglichen.


    10. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte bekennt sich zum Recht auf Entwicklung, wie es in der Erklärung über das Recht auf Entwicklung verankert wurde, als einem universalen und unveräußerlichen Recht und als einem integralen Bestandteil der grundlegenden Menschenrechte. Wie in der Erklärung über das Recht auf Entwicklung festgestellt wird, ist der wesentliche Träger der Entwicklung die menschliche Person. Wenngleich die Entwicklung die Durchsetzung aller Menschenrechte erleichtert, ist es nicht zulässig, sich auf Entwicklungsrückstände zu berufen, um die Einschränkung international anerkannter Menschenrechte zu rechtfertigen. Die Staaten sollen bei der Sicherung der Entwicklung und bei der Entfernung von Entwicklungshemmnissen miteinander zusammenarbeiten. Die internationale Gemeinschaft soll eine wirksame internationale Kooperation zur Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung und zur Beseitigung von Entwicklungshemmnissen fördern. Ein dauerhafter Fortschritt zur Durchsetzung des Rechts auf Entwicklung erfordert zweckmäßige entwicklungspolitische Konzepte auf nationaler Ebene sowie faire Wirtschaftsbeziehungen und ein günstiges wirtschaftliches Umfeld auf internationaler Ebene.


    11. Das Recht auf Entwicklung ist so zu handhaben, dass den Bedürfnissen der gegenwärtigen und der künftigen Generation in den Bereichen Entwicklung und Umwelt gleichermaßen Rechnung getragen wird. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte stellt fest, dass die unerlaubte Ablagerung toxischer und gefährlicher Substanzen und Abfälle potenziell eine schwere Bedrohung der allen zustehenden Menschenrechte auf Leben und Gesundheit darstellt. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte ruft daher alle Staaten auf, den bestehenden Übereinkommen über die Ablagerung toxischer und sonstiger gefährlicher Produkte und Abfälle beizutreten, sie energisch durchzusetzen und bei der Verhütung unerlaubter Ablagerungen zusammenzuarbeiten. Jeder Mensch hat das Recht, in den Genuss der Errungenschaften des wissenschaftlichen Fortschritts und seiner Anwendungsmöglichkeiten zu gelangen. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte nimmt jedoch zur Kenntnis, dass gewisse Fortschritte, vor allem in der Biomedizin und den anderen biologischen Wissenschaften, aber auch in der Informationstechnologie, sich potenziell auf die Integrität, die Würde und die Menschenrechte des Individuums negativ auswirken zu können, und fordert daher internationale Zusammenarbeit, um zu gewährleisten, dass die Menschenrechte und die Menschenwürde in diesem für alle Menschen wichtigen Bereich voll und ganz respektiert werden.


    12. Die Weltkonferenz fordert die internationale Gemeinschaft auf, alle Anstrengungen zu unternehmen, um zur Verringerung der Auslandsschuldenbelastung der Entwicklungsländer beizutragen, um so die eigenen Bemühungen der Regierungen dieser Länder um die volle Verwirklichung der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte ihrer Bürger zu unterstützen.


    13. Es ist erforderlich, dass die Staaten und die internationalen Organisationen, in Zusammenarbeit mit den nichtstaatlichen Organisationen, auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene günstige Bedingungen schaffen, um die volle und wirksame Verwirklichung der Menschenrechte zu gewährleisten. Die Staaten hätten alle Menschenrechtsverletzungen und deren Ursachen abzustellen sowie die Hindernisse, die der Durchsetzung dieser Rechte entgegenstehen, zu beseitigen.


    14. Das Bestehen weitverbreiteter extremer Armut behindert die volle und wirksame Durchsetzung der Menschenrechte; ihre sofortige Linderung und längerfristige Beseitigung muss nach wie vor für die internationale Gemeinschaft hohe Priorität haben.


    15. Die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten ohne jeden Unterschied ist eine Grundregel des internationalen Rechts auf dem Gebiet der Menschenrechte. Die rasche und umfassende Beseitigung aller Formen des Rassismus und der Rassendiskriminierung, der Xenophobie und verwandter Spielarten der Intoleranz ist eine vorrangige Aufgabe für die internationale Gemeinschaft. Die Regierungen hätten wirksame Maßnahmen zur Verhinderung und Bekämpfung dieser Erscheinungen zu ergreifen. Gruppen, Institutionen, zwischenstaatliche und nichtstaatliche Organisationen wie auch der Einzelne sind dringend dazu aufgerufen, ihre Bemühungen um Kooperation und Koordination ihrer Schritte gegen dieses Übel zu intensivieren.


    16. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte begrüßt die beim Abbau der Apartheid erzielten Fortschritte und ruft die internationale Gemeinschaft und das System der Vereinten Nationen dazu auf, diesen Prozess zu unterstützen. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte bedauert gleichzeitig die anhaltenden Gewaltakte, die darauf abzielen, die Bemühungen um einen friedlichen Abbau der Apartheid zu untergraben.


    17. Die Akte, Methoden und Praktiken des Terrorismus in allen seinen Formen und Manifestationen sowie seine in manchen Ländern bestehende Verflechtung mit dem Drogenhandel sind Aktivitäten, die auf die Zerstörung der Menschenrechte, der Grundfreiheiten und der Demokratie abzielen, die territoriale Integrität und die Sicherheit der Staaten bedrohen und legitime Regierungen destabilisieren. Die internationale Gemeinschaft sollte daher die erforderlichen Schritte unternehmen, um die Zusammenarbeit zur Verhinderung und Bekämpfung des Terrorismus zu verstärken.


    18. Die Menschenrechte der Frauen und der minderjährigen Mädchen sind ein unveräußerlicher, integraler und unabtrennbarer Bestandteil der allgemeinen Menschenrechte. Die volle und gleichberechtigte Teilnahme der Frau am politischen, bürgerlichen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Leben auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene und die Beseitigung jeder Form von Diskriminierung aufgrund des Geschlechts sind vorrangige Zielsetzung der internationalen Gemeinschaft. Geschlechtsspezifische Gewalt und alle Formen sexueller Belästigung und Ausbeutung, einschließlich solcher, die auf kulturelle Vorurteile und den internationalen Menschenhandel zurückführen sind, sind mit der Würde und dem Wert der menschlichen Person unvereinbar und müssen beseitigt werden. Dies ist durch gesetzliche Maßnahmen sowie durch nationale Aktionen und internationale Zusammenarbeit auf Gebieten wie wirtschaftliche und soziale Entwicklung, Bildungswesen, Mutterschutz und Gesundheit sowie durch soziale Fürsorge zu erreichen. Die Menschenrechte der Frau müssten einen integralen Bestandteil der Menschenrechtsaktivitäten der Vereinten Nationen bilden, einschließlich entsprechender Bemühungen zur Durchsetzung aller auf die Frau bezüglichen Menschenrechtsinstrumente. Die Weltkonferenz legt den Regierungen, Institutionen und zwischen- und nichtstaatlichen Organisationen dringend nahe, ihre Bemühungen um den Schutz und die Förderung der Menschenrechte der Frauen und minderjährigen Mädchen zu intensivieren.


    19. In Anbetracht der Bedeutung der Förderung und des Schutzes der Rechte der Angehörigen von Minderheiten und des Beitrages, den eine solche Förderung und ein solcher Schutz zur politischen und sozialen Stabilität der Staaten, in denen solche Menschen leben, leisten, bekräftigt die Weltkonferenz über die Menschenrechte die Verpflichtung der Staaten, dafür zu sorgen, dass Angehörige von Minderheiten alle Menschenrechte und Grundfreiheiten voll und wirksam, ohne Diskriminierung und in voller Gleichheit vor dem Gesetz ausüben können, wie es die Erklärung der Vereinten Nationen über die Rechte der Angehörigen nationaler oder ethnischer, religiöser und sprachlicher Minderheiten vorsieht. Angehörige von Minderheiten haben das Recht, im privaten Rahmen und in der Öffentlichkeit frei und ohne Eingriffe oder irgendeine Form der Diskriminierung ihre eigene Kultur zu pflegen, sich zu ihrer eigenen Religion zu bekennen und sie auszuüben und sich ihrer eigenen Sprache zu bedienen.


    20. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte anerkennt die inhärente Würde und den einzigartigen Beitrag der eingeborenen Bevölkerungen zur Entwicklung und Pluralität der Gesellschaft und bekräftigt nachdrücklich das Engagement der internationalen Gemeinschaft für ihr wirtschaftliches, soziales und kulturelles Wohlergehen und ihre Möglichkeit, die Errungenschaften einer stetigen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung zu genießen. Die Staaten hätten die volle und freie Beteiligung der eingeborenen Bevölkerung an allen Aspekten der Gesellschaft, vor allem aber an Angelegenheiten, die diese Bevölkerungen besonders betreffen, zu gewährleisten. In Anbetracht der Bedeutung der Förderung und des Schutzes der Rechte der eingeborenen Bevölkerungen und des positiven Beitrages einer solchen Förderung und eines solchen Schutzes zur politischen und sozialen Stabilität der Staaten, in denen solche Menschen leben, sollten die Staaten im Einklang mit dem Völkerrecht aufeinander abgestimmte positive Schritte unternehmen, um die Achtung aller Menschenrechte und Grundfreiheiten der eingeborenen Bevölkerungen auf der Grundlage der Gleichheit und Nichtdiskriminierung zu gewährleisten und den Wert und die Vielfalt ihrer eigenständigen Identitäten, kulturellen und gesellschaftlichen Organisationsformen anzuerkennen.


    21. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte begrüßt die rasche Ratifizierung des Übereinkommens über die Rechte des Kindes durch eine große Anzahl von Staaten, nimmt die Anerkennung der Menschenrechte des Kindes in der beim Weltgipfel für das Kind beschlossenen Erklärung über das Überleben, den Schutz und die Entwicklung des Kindes und im angeschlossenen Aktionsplan zur Kenntnis und ruft eindringlich zur umfänglichen Ratifizierung der Übereinkommen bis 1995 auf, sowie zu seiner wirksamen Durchführung seitens der Vertragsstaaten durch Ergreifung aller erforderlichen legislativen, administrativen und sonstigen Maßnahmen und durch möglichst umfassende Zurverfügungstellung entsprechender mittel. Bei allen Schritten, die Kinder betreffen, sollen die Vermeidung von Diskriminierungen und das Interesse des Kindes an erster Stelle stehen und ist den Wünschen des Kindes entsprechendes Gewicht beizumessen. Nationale und internationale Mechanismen und Programme zur Verteidigung und zum Schutz des Kindes sind zu verstärken, vor allem in Bezug auf minderjährige Mädchen, verlassene Kinder, Straßenkinder, wirtschaftlich und sexuell unter anderem durch Kinderpornographie, Kinderprostitution und Organhandel ausgebeutete Kinder, Kinder, die Opfer von Krankheiten, einschließlich AIDS, sind, Flüchtlingskinder und vertriebene Kinder, inhaftierte Kinder, Kinder in bewaffneten Konflikten sowie Kinder, die Opfer von Hungersnöten, Dürre und anderen Notfällen werden. Zu fördern ist dabei die internationale Zusammenarbeit und Solidarität zur Unterstützung der Durchführung des genannten Übereinkommens und die Rechte des Kindes sind im gesamten System der Vereinten Nationen bei Menschenrechtsmaßnahmen vorrangig zu behandeln.


    Die Weltkonferenz möchte auch hervorheben, dass das Kind im Hinblick auf die volle und harmonische Entwicklung seiner Persönlichkeit in einer familiären Umwelt aufwachsen sollte, die daher umfassenderen Schutz verdient.


    22. Besonderer Aufmerksamkeit bedürfen die Gewährleistung der Nichtdiskriminierung Behinderter und deren Möglichkeit, alle Menschenrechte und Grundfreiheiten auf der Basis der Gleichheit zu genießen, einschließlich ihrer aktiven Einbindung in alle Aspekte der Gesellschaft.


    23. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte hält fest, dass jeder Mensch, ohne irgendwelche Unterschiede, das Recht hat, in anderen Ländern Asyl vor Verfolgung anzustreben und zu genießen, wie auch das Recht auf Rückkehr in das eigene Land. In diesem Sinne betont die Weltkonferenz die Bedeutung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, des Übereinkommens von 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, des Zusatzprotokolls von 1967 dazu und der regionalen Instrumente. Die Weltkonferenz dankt den Staaten, die weiterhin auf ihrem Staatsgebiet große Zahlen von Flüchtlingen aufnehmen und betreuen, und dem Amt des Hochkommissars der Vereinten Nationen für die Flüchtlinge für sein Engagement bei der Erfüllung seiner Aufgabe. Sie dankt ferner auch dem Amt des Hilfswerks der Vereinten Nationen für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte stellt fest, dass schwere Menschenrechtsverletzungen, unter anderem bei bewaffneten Konflikten, zu den vielfältigen und komplexen Faktoren gehören, die zur Vertreibung von Menschen führen. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte stellt fest, dass angesichts der Komplexität der weltweiten Flüchtlingskrise und im Sinne der Satzung der Vereinten Nationen, der einschlägigen Völkerrechtsinstrumente und der internationalen Solidarität sowie im Interesse des Lastenausgleichs ein umfassendes Maßnahmenkonzept seitens der internationalen Gemeinschaft erforderlich ist, und zwar in Koordination und Kooperation mit den betreffenden Ländern und den einschlägigen Organisationen und unter Berücksichtigung des Mandats des UN-Hochkommissars für die Flüchtlinge. Dies müsste auch die Entwicklung von Strategien beinhalten, um den Grundursachen und den wesentlichen Auswirkungen der Flüchtlings- und Vertriebenenströme nachzugehen, sowie die Verstärkung der Vorkehrungen für Notfälle, die Ermöglichung wirksamen Schutzes und wirksamer Hilfe unter besonderer Berücksichtigung von Frauen und Kindern und die Erzielung dauerhafter Lösungen, vorzugsweise durch menschenwürdige und sichere freiwillige Repatriierung, einschließlich Lösungen von der Art, wie sie bei den internationalen Flüchtlingskonferenzen beschlossen wurden. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte unterstreicht dabei die Verantwortung der Staaten, vor allem hinsichtlich der Ursprungsländer. Im Lichte dieses umfassenden Konzepts betont die Weltkonferenz über die Menschenrechte die Bedeutung, die der besonderen Berücksichtigung auch im Rahmen zwischenstaatlicher und humanitärer Organisationen und dem Finden dauerhafter Lösungen für die Fragen zukommt, die Personen betreffen, die innerhalb eines Landes ihre Heimstätten verlassen mussten, einschließlich ihrer freiwilligen und sicheren Rückkehr und Wiedereingliederung. Im Sinne der Satzung der Vereinten Nationen und der Grundätze des humanitären Rechts betont die Weltkonferenz ferner die Bedeutung und Notwendigkeit humanitärer Hilfe für die Opfer aller Natur- und durch den Menschen verursachten Katastrophen.


    24. Wesentliche Bedeutung beizumessen ist auch der Förderung und dem Schutz der Menschenrechte von Angehörigen besonders gefährdeter Gruppen, unter anderem Gastarbeiter, sowie der Beseitigung jeglicher Diskriminierung gegen sie und der Stärkung und wirksameren Durchsetzung der bereits vorhandenen Menschenrechtsinstrumente. Die Staaten haben die Verpflichtung, auf nationaler Ebene insbesondere im Bildungs-, Gesundheits- und Sozialwesen entsprechende Maßnahmen zur Förderung und zum Schutz der Rechte von Personen in gefährdeten Bevölkerungsschichten in die Wege zu leiten und aufrechtzuerhalten sowie dabei die Einbindung jener Angehörigen dieses Personenkreises sicherzustellen, die daran interessiert sind, selbst eine Lösung für ihre Probleme zu finden.


    25. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte hält fest, dass auch extreme Armut und soziale Marginalisierung eine Verletzung der Menschenwürde darstellen und dass baldige Schritte erforderlich sind, um eine bessere Kenntnis der extremen Armut und ihrer Ursachen einschließlich der mit dem Problem der Entwicklung zusammenhängenden zu gewinnen, um die Menschenrechte der Ärmsten zu fördern und um der extremen Armut und der sozialen Marginalisierung ein Ende zu setzen sowie die Zugänglichkeit der Errungenschaften des sozialen Fortschritts zu erweitern. Wesentlich ist dabei, dass die Staaten die Einbindung der ärmsten Schichten in die Entscheidungsprozesse der Gemeinschaften, denen sie angehören, unterstützen und die Menschenrechte sowie die Bemühungen zur Bekämpfung der extremen Armut fördern.


    26. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte begrüßt die Fortschritte, die bei dem dynamischen und evolutiven Prozess der Kodifizierung der Menschenrechtsinstrumente erzielt worden sind und empfiehlt dringend die allseitige Ratifizierung der Menschenrechtsübereinkommen. Alle Staaten sind aufgerufen, diesen Völkerrechtsinstrumenten beizutreten; alle Staaten sind ferner aufgerufen, dabei die Anmeldung von Vorbehalten möglichst zu vermeiden.


    27. Jeder Staat soll ein wirksames Rechtsmittelverfahren zur Behebung von Menschenrechtsbeschwerden bzw. -verletzungen vorsehen. Die Rechtsprechung, einschließlich des Vollzugs und der staatsanwaltschaftlichen Behörden sowie insbesondere eines unabhängigen Richter- und Rechtsanwaltsstandes in vollem Einklang mit den entsprechenden Erfordernissen der internationalen Menschenrechtsinstrumente, ist für die volle und diskriminierungsfreie Verwirklichung der Menschenrechte wesentlich und für die Entfaltung der Demokratie und einer stetigen wirtschaftlichen Entwicklung unabdingbar. In diesem Sinne sollten die mit der Rechtsprechung befassten Institutionen entsprechend dotiert sein, wobei die internationale Gemeinschaft in verstärktem Maß sowohl technische wie auch finanzielle Hilfe bereitzustellen hätte. Es ist Aufgabe der Vereinten Nationen, auf prioritärer Basis Sonderprogramme, die Beratungsdienste bieten, zur Schaffung einer starken und unabhängigen Rechtsprechung einzusetzen.


    28. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte bringt ihren Abscheu angesichts der massiven Verletzungen der Menschenrechte, vor allem in Form von Genozid, »ethnischen Säuberungen« und systematischen Vergewaltigungen von Frauen in Kriegssituationen zum Ausdruck, wodurch ein Massenexodus von Flüchtlingen und Vertriebenen entsteht. Die Weltkonferenz verurteilt solche abscheulichen Praktiken mit größter Schärfe und wiederholt gleichzeitig die Forderung, dass die Urheber solcher Verbrechen bestraft und diese Praktiken sofort eingestellt werden müssen.


    29. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte bringt ihre schwere Besorgnis über die andauernden Menschenrechtsverletzungen in allen Teilen der Welt zum Ausdruck, bei denen die Normen der internationalen Menschenrechtsinstrumente und des humanitären Völkerrechts missachtet werden, sowie über den Mangel an hinreichenden und wirksamen Rechtsmitteln für die Opfer. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte ist zutiefst erschüttert über die Menschenrechtsverletzungen im Zuge bewaffneter Konflikte, wobei die Zivilbevölkerung, vor allem Frauen, Kinder, alte und behinderte Menschen, betroffen ist. Die Weltkonferenz ruft daher die Staaten und alle an bewaffneten Konflikten Beteiligten auf, sich strikt an das humanitäre Völkerrecht im Sinne der Genfer Konventionen von 1949 und der anderen Bestimmungen und Grundsätze des Völkerrechts sowie an die in den internationalen Übereinkommen verankerten Mindestnormen des Menschenrechtsschutzes zu halten. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte bekräftigt das Recht der Opfer auf Hilfe seitens humanitärer Organisationen, wie in den Genfer Konventionen von 1949 und anderen einschlägigen humanitären Völkerrechtsinstrumenten vorgesehen, und fordert einen sicheren und zeitgerechten Zugang zu solchen Hilfeleistungen.


    30. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte bringt ferner ihren Abscheu und ihre Verurteilung darüber zum Ausdruck, dass schwere und systematische Menschenrechtsverletzungen und Situationen, die den vollen Genuss aller Menschenrechte ernstlich behindern, nach wie vor in verschiedenen Teilen der Welt vorkommen. Zu solchen Menschenrechtsverletzungen und -verweigerungen gehören sowohl Folterungen und grausame, unmenschliche und erniedrigende Behandlung und Bestrafung wie auch summarische und willkürliche Exekutionen, das spurlose Verschwinden von Menschen, willkürliche Inhaftierungen, alle Formen des Rassismus, der Rassendiskriminierung und der Apartheid, fremde Besatzung und Fremdherrschaft, Xenophobie, Armut, Hunger und andere Formen der Verweigerung wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Rechte, religiöse Intoleranz, Terrorismus, Diskriminierung der Frau und mangelnde Rechtsstaatlichkeit.


    31. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte ruft die Staaten auf, sich jeder einseitigen, nicht dem Völkerrecht und der Satzung der Vereinten Nationen entsprechenden Maßnahme zu enthalten, die Hindernisse für die Handelsbeziehungen unter den Staaten schafft und die volle Verwirklichung der in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und den internationalen Menschenrechtsinstrumenten verankerten Menschenrechte behindert, insbesondere des Recht jedes Menschen auf einen für seine Gesundheit und sein Wohlbefinden hinreichenden Lebensstandard, einschließlich Nahrung und medizinischer Betreuung, Unterkunft und der erforderlichen Sozialleistungen. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte stellt nachdrücklich fest, dass Nahrungsmittel nicht als Werkzeug zur Ausübung politischen Drucks verwendet werden dürfen.


    32. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte weist mit Nachdruck daraufhin, wie wichtig es ist, die Universalität, Objektivität und Nichtselektivität der Erörterung von Menschenrechtsfragen sicherzustellen.


    33. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte hält fest, dass die Staaten im Sinne der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, des Internationalen Pakts über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte und der anderen internationalen Menschenrechtsinstrumente verpflichtet sind, dafür Sorge zu tragen, dass ihr Bildungswesen auf die Stärkung der Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten ausgerichtet ist. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte verweist nachdrücklich auf die Bedeutung der Aufnahme der Menschenrechte als Gegenstand in die Lehrpläne und ruft die Staaten dazu auf, entsprechende Schritte zu setzen. Die Bildung und Ausbildung der Menschen soll Verständnis und Toleranz wecken und Frieden und freundschaftliche Beziehungen zwischen den Nationen und allen rassischen oder religiösen Gruppen sowie die Entfaltung der Aktivitäten der Vereinten Nationen, die diesen Zielen dienen, fördern. Menschenrechtserziehung und die entsprechende Aufklärung, sowohl theoretischer wie praktischer Art, spielt daher eine wesentliche Rolle bei der Förderung und Achtung der Menschenrechte aller Individuen ohne jeden Unterschied etwa nach Rasse, Geschlecht, Sprache oder Religion, und dem sei im Rahmen der Bildungspolitik auf nationaler wie auch auf internationaler Ebene entsprechend Rechnung zu tragen. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte nimmt zur Kenntnis, dass Sachzwänge und institutionelle Unzulänglichkeiten einer sofortigen Verwirklichung dieser Ziele entgegenstehen können.


    34. Es sind verstärkte Bemühungen erforderlich, um Staaten, die darum ersuchen, bei der Schaffung der Voraussetzungen behilflich zu sein, dank denen jeder einzelne in den Genuss der allgemeinen Menschenrechte und Grundfreiheiten gelangen kann. Die Regierungen, das System der Vereinten Nationen sowie andere multilaterale Organisationen werden dringend aufgerufen, die Ressourcen für Programme zur Schaffung und Intensivierung folgender Tätigkeitsbereiche beträchtlich aufzustocken: nationale Gesetzgebung, nationale Institutionen und verwandte Infrastrukturen zur Wahrung von Rechtsstaatlichkeit und Demokratie, Hilfe bei der Abhaltung von Wahlen, Bewusstseinsbildung auf dem Gebiet der Menschenrechte durch Ausbildung, Bildung und Erziehung, Mitsprache der Bevölkerung und Bürgerrechte in der Gesellschaft. Die Programme für Beratung und technische Zusammenarbeit im Rahmen des Zentrums für Menschenrechte seien zu intensivieren sowie effizienter und transparenter zu gestalten und sollten damit einen wesentlichen Beitrag zur Stärkung der Achtung vor den Menschenrechten leisten. Die Staaten sind dazu aufgerufen, ihre Beiträge zu diesen Programmen zu erhöhen, und zwar sowohl indem sie auf eine höhere Dotierung aus dem regulären Budget der Vereinten Nationen hinwirken wie auch durch freiwillige Zuwendungen.


    35. Die volle und wirksame Umsetzung der Maßnahmen der Vereinten Nationen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte muss dem hohen Wert entsprechen, der den Menschenrechten aufgrund der Satzung der Vereinten Nationen und der Erfordernisse der von den Mitgliedstaaten veranlassten Menschenrechtsaktivitäten der Vereinten Nationen beizumessen ist. Zu diesem Zweck seien die Menschenrechtsaktivitäten der Vereinten Nationen mit vermehrten Ressourcen auszustatten.


    36. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte bejaht die wichtige und konstruktive Rolle der nationalen Institutionen für die Förderung und den Schutz der Menschenrechte, insbesondere in ihrer Funktion als Berater der zuständigen Behörden sowie ihre Rolle bei der Wiedergutmachung von Menschenrechtsverletzungen, bei der Aufklärung über die Menschenrechte und bei der Menschenrechtserziehung. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte tritt für die Schaffung und Stärkung nationaler Institutionen ein, unter Beachtung der »Grundsätze betreffend den Status nationaler Institutionen« und mit der Maßgabe, dass jeder Staat das Recht hat, den Rahmen zu wählen, der seinen besonderen Bedürfnissen auf nationaler Ebene am besten entspricht.


    37. Regionale Abmachungen sind für die Förderung und den Schutz der Menschenrechte von fundamentaler Bedeutung. Sie sollten die universellen Menschenrechtsnormen, wie sie in den internationalen Menschenrechtsinstrumenten verankert sind, und ihren Schutz zusätzlich stärken. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte unterstützt die aktuellen Bemühungen um die Verstärkung dieser Abmachungen und um die Erhöhung ihrer Wirksamkeit, betont gleichzeitig aber die Wichtigkeit der Zusammenarbeit mit den Menschenrechtsaktivitäten der Vereinten Nationen. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte weist erneut auf die Notwendigkeit hin, die Möglichkeit zur Neuschaffung regionaler und subregionaler Abmachungen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte in Erwägung zu ziehen, wo solche bisher noch nicht vorhanden sind.


    38. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte anerkennt die wichtige Rolle der nichtstaatlichen Organisationen bei der Förderung aller Menschenrechte und bei den humanitären Aktivitäten auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte schätzt ihren Beitrag zur Steigerung des öffentlichen Bewusstseins in Menschenrechtsfragen, zur Durchführung von Bildungs-, Ausbildungs- und Forschungsarbeiten auf diesem Gebiet und zur Förderung und zum Schutz aller Menschenrechte und Grundfreiheiten. Bei aller Anerkennung der Tatsache, dass die primäre Verantwortung für die Normensetzung bei den Staaten liegt, weiß die Weltkonferenz auch den Beitrag der nichtstaatlichen Organisationen zu diesem Prozess sehr zu schätzen. In diesem Sinne betont die Weltkonferenz über die Menschenrechte die Bedeutung eines ständigen Dialogs und einer ständigen Zusammenarbeit zwischen den Regierungen und den nichtstaatlichen Organisationen. Nichtstaatliche Organisationen und Mitglieder von ihnen, die sich auf dem Gebiet der Menschenrechte tatsächlich engagieren, sollen die in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte anerkannten Rechte und Freiheiten und den Schutz der nationalen Rechtsordnung genießen. Diese Rechte und Freiheiten dürfen allerdings nicht im Gegensatz zu den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen ausgeübt werden. Die nichtstaatlichen Organisationen sollten demnach die Freiheit haben, ihren Menschenrechtsaktivitäten im Rahmen der nationalen Rechtsordnung und der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte ungestört nachzugehen.


    39. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte unterstreicht die Wichtigkeit objektiver, verantwortungsbewusster und unparteiischer Informationen über die Menschenrechte und humanitäre Anliegen und tritt daher für ein verstärktes Engagement der Medien ein, denen im Rahmen der nationalen Rechtsordnung Freiheit und Schutz zu gewähren sind.


    II


    A. Verstärkte Koordination auf dem Gebiet der Menschenrechte innerhalb des Systems der Vereinten Nationen


    1. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte empfiehlt eine verstärkte Koordination innerhalb des Systems der Vereinten Nationen zur Förderung der Menschenrechte und Grundfreiheiten. Zu diesem Zweck legt die Weltkonferenz über die Menschenrechte allen Organen, Gremien und Spezialorganisationen der Vereinten Nationen, deren Tätigkeit die Menschenrechte betrifft, dringend nahe, zusammenzuarbeiten, um ihre Aktivitäten zu intensivieren, zu rationalisieren und zu vereinfachen, dies auch mit Rücksicht auf die Notwendigkeit, unnötige Doppelungen zu vermeiden. Ferner empfiehlt die Weltkonferenz über die Menschenrechte dem Generalsekretär, dass die hochrangigen Beamten der einschlägigen Gremien und Spezialorganisationen der Vereinten Nationen bei ihrer alljährlichen Zusammenkunft über die Koordinierung ihrer Aktivitäten hinaus auch die Auswirkungen ihrer Strategien und Maßnahmen auf die Durchsetzung aller Menschenrechte prüfen mögen.


    2. Weiter ruft die Weltkonferenz über die Menschenrechte die regionalen Organisationen und die bedeutenden internationalen und regionalen Finanz- und Entwicklungsinstitutionen auf, ebenfalls die Auswirkungen ihrer Maßnahmen und Programme auf die Durchsetzung aller Menschenrechte zu prüfen.


    3. Die Weltkonferenz hält fest, dass die einschlägigen Spezialorganisationen und Gremien und Institutionen des Systems der Vereinten Nationen wie auch andere einschlägige zwischenstaatliche Organisationen, deren Tätigkeit sich auf die Menschenrechte bezieht, im Rahmen ihrer jeweiligen Mandate eine sehr wesentliche Rolle bei der Formulierung, Förderung und Durchsetzung von Menschenrechtsnormen spielen und daher in ihren Kompetenzbereichen den Ergebnissen der Weltkonferenz über die Menschenrechte Rechnung tragen sollten.


    4. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte empfiehlt nachdrücklich, koordinierte Anstrengungen zu unternehmen, um die Ratifizierung, den Beitritt bzw. die Übernahme internationaler, im Rahmen der Vereinten Nationen im Hinblick auf allgemeine Akzeptanz beschlossener Menschenrechtsübereinkommen und -protokolle zu fördern und zu erleichtern. Der Generalsekretär sollte im Einvernehmen mit den zuständigen Vertragsorganen in Erwägung ziehen, mit Staaten, die diesen Menschenrechtsübereinkommen noch nicht angehören, einen Dialog aufzunehmen, um die bestehenden Hindernisse zu klären und Wege zu ihrer Überwindung zu suchen.


    5. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte legt den Staaten nahe, zu erwägen, das Ausmaß allfälliger, von ihnen angemeldeter Vorbehalte zu internationalen Menschenrechtsinstrumenten zu beschränken, alle Vorbehalte möglichst genau und eng umschrieben zu formulieren, dafür Sorge zu tragen, dass kein solcher Vorbehalt mit Ziel und Zweck des betreffenden Vertrages unvereinbar ist und alle Vorbehalte im Hinblick auf ihre Rücknahme regelmäßig zu überprüfen.


    6. Im Hinblick auf die Notwendigkeit, hinter die hohe Qualität der bestehenden internationalen Menschenrechtsnormen nicht zurückzufallen und ein quantitatives Übermaß an Menschenrechtsinstrumenten zu vermeiden, bekräftigt die Weltkonferenz über die Menschenrechte die in Resolution 41/120 der Generalversammlung enthaltenen Richtlinien für die Ausarbeitung neuer internationaler Instrumente und fordert die für die Menschenrechte zuständigen Gremien der Vereinten Nationen auf, wenn sie die Ausarbeitung neuer internationaler Normen erwägen, diese Richtlinien im Auge zu behalten, sich mit den bestehenden Menschenrechtsvertragsorganen über die Notwendigkeit der Erstellung neuer Normen zu beraten und das Generalsekretariat um die Durchführung vertragstechnischer Prüfungen der erwogenen neuen Instrumente zu ersuchen.


    7. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte empfiehlt, den Regionalbüros der Vereinten Nationen erforderlichenfalls Menschenrechtsreferenten zuzuteilen, deren Aufgabe es sein soll, auf dem Gebiet der Menschenrechte zu informieren und auf Wunsch der betreffenden Mitgliedstaaten Ausbildungsmöglichkeiten und andere technische Hilfe anzubieten. Auch eine Menschenrechtsausbildung für internationale Beamte, die für menschenrechtsbezogene Aufgaben herangezogen werden sollen, sei vorzusehen.


    8. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte begrüßt die Einberufung von Krisensitzungen der Menschenrechtskommission als eine positive Initiative und empfiehlt, dass seitens der einschlägigen Organe des Systems der Vereinten Nationen auch andere Möglichkeiten, auf akute Menschenrechtsverletzungen zu reagieren, erwogen werden mögen.


    Ressourcen


    9. In Besorgnis über die zunehmende Disparität zwischen den Aktivitäten des Zentrums für Menschenrechte und den dafür zur Verfügung stehenden menschlichen, finanziellen und sonstigen Ressourcen und unter Berücksichtigung der auch für andere wichtige Programme der Vereinten Nationen benötigten Ressourcen ersucht die Weltkonferenz über die Menschenrechte den Generalsekretär und die Generalversammlung, unverzüglich Schritte zu unternehmen, um die für das Menschenrechtsprogramm verfügbaren Ressourcen aus den bestehenden und künftigen regulären Budgets der Vereinten Nationen wesentlich aufzustocken sowie dringend Schritte zu unternehmen, um eine Erhöhung der außerbudgetären Ressourcen zu erreichen.


    10. In diesem Rahmen sei ein erhöhter Anteil des regulären Budgets direkt dem Zentrum für Menschenrechte zuzuweisen, zur Abdeckung seiner eigenen Kosten sowie aller anderen Kosten, die das Zentrum für Menschenrechte zu tragen hat, einschließlich jener, die den Menschenrechtsgremien der Vereinten Nationen zuzuordnen sind. Dieses aufgestockte Budget sollte durch freiwillige Spenden für die technischen Kooperationsprogramme noch zusätzlich erhöht werden; die Weltkonferenz über die Menschenrechte ruft daher zu großzügigen Zuwendungen an die bestehenden Fonds auf.


    11. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte ersucht den Generalsekretär und die Generalversammlung, dem Zentrum für Menschenrechte ausreichende menschliche, finanzielle und andere Ressourcen zur Verfügung zu stellen, um ihm eine erfolgreiche, effiziente und rasche Erfüllung seiner Aufgaben zu ermöglichen.


    12. In Anbetracht der Notwendigkeit, dafür zu sorgen, dass entsprechende menschliche und finanzielle Ressourcen verfügbar sind, um die in den Mandaten der zwischenstaatlichen Gremien vorgesehenen Menschenrechtsaktivitäten durchzuführen, legt die Weltkonferenz über die Menschenrechte dem Generalsekretär im Sinne von Artikel10 der Satzung der Vereinten Nationen sowie den Mitgliedstaaten dringend nahe, koordinierte Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass dem Generalsekretariat die den erweiterten Mandaten entsprechenden Ressourcen zugeteilt werden. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte ersucht den Generalsekretär, in Erwägung zu ziehen, ob entsprechende Anpassungen der Verfahren des Programmbudgetzyklus notwendig oder zweckmäßig sind, um die zeitgerechte und wirksame Durchführung der von den Mitgliedstaaten gewünschten Menschenrechtsaktivitäten zu gewährleisten.


    Zentrum für Menschenrechte


    13. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte unterstreicht die Bedeutung der Stärkung der Position des Menschenrechtszentrums der Vereinten Nationen.


    14. Das Zentrum für Menschenrechte hätte eine wichtige Rolle im Sinne der Koordinierung der Menschenrechtsanliegen des gesamten Systems der Vereinten Nationen zu spielen. Seiner zentralen Rolle kann das Zentrum dann am besten entsprechen, wenn ihm ermöglicht wird, mit anderen Organen und Gremien der Vereinten Nationen voll und ganz zusammenzuarbeiten. Die koordinierende Rolle des Zentrums für Menschenrechte macht auch eine Aufstockung seines New Yorker Büros erforderlich.


    15. Dem Zentrum für Menschenrechte seien adäquate mittel für das System der Themen- und Länderberichterstatter, der Experten, der Arbeitsgruppen und der Vertragsorgane zur Verfügung zu stellen. Die Reaktion auf seine Empfehlungen sollte im Rahmen der Erwägungen der Menschenrechtskommission vorrangige Bedeutung haben.


    16. Das Zentrum für Menschenrechte sollte bei der Förderung der Menschenrechte eine größere Rolle übernehmen. Konkret zu gestalten sei diese Rolle durch Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten und durch ein erweitertes Programm der Beratungsdienste und der technischen Hilfe. Die bestehenden Spendenfonds sind dazu wesentlich aufzustocken und sollten effizienter und koordinierter verwaltet werden. Alle Aktivitäten hätten sich nach strengen und transparenten Projektmanagementregeln zu richten, wobei regelmäßige Programm- und Projektevaluierungen durchzuführen seien. In diesem Sinne seien auch die Ergebnisse solcher Evaluierungen und andere relevante Informationen regelmäßig zugänglich zu machen. Vor allem sollte das Menschenrechtszentrum mindestens einmal im Jahr Informationstagungen veranstalten, die allen Mitgliedstaaten und direkt mit diesen Projekten und Programmen befassten Organisationen offenstehen sollten.


    Anpassung und Stärkung der Menschenrechtsmechanismen der Vereinten Nationen, einschließlich der Frage der Schaffung der Position eines Hochkommissars der Vereinten Nationen für die Menschenrechte


    17. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte bejaht die Notwendigkeit einer ständigen Anpassung der Menschenrechtsmechanismen der Vereinten Nationen an die laufenden und künftigen Erfordernisse der Förderung und des Schutzes der Menschenrechte in der Form, wie sie aus der vorliegenden Erklärung hervorgehen, und im Rahmen einer ausgewogenen und stetigen Entwicklung im Interesse aller Menschen. Insbesondere sollten die Menschenrechtsorgane der Vereinten Nationen ihre Koordination, Effizienz und Effektivität verbessern.


    18. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte empfiehlt der Generalversammlung, bei der Debatte über den Bericht der Weltkonferenz während ihrer 48. Sitzungsperiode vorrangig mit der Erörterung der Frage der Schaffung der Position eines Hochkommissars für die Menschenrechte mit der Aufgabenstellung: Förderung und Schutz aller Menschenrechte zu beginnen.


    B. Gleichheit, Menschenwürde und Toleranz


    1. Rassismus, Rassendiskriminierung, Xenophobie und andere Formen der Intoleranz


    19. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte sieht in der Beseitigung des Rassismus und der Rassendiskriminierung, vor allem ihrer institutionalisierten Formen wie der Apartheid oder dort, wo sie aus Doktrinen über rassische Überlegenheit oder Exklusivität entspringen bzw. als zeitgenössische Formen und Manifestationen des Rassismus auftreten, ein vorrangiges Ziel der internationalen Gemeinschaft und eines weltweiten Förderungsprogramms auf dem Gebiet der Menschenrechte. Die Organe und Dienststellen der Vereinten Nationen sollten ihre Bemühungen zur Verwirklichung eines solchen Aktionsprogramms im Hinblick auf die Dritte Dekade zur Bekämpfung des Rassismus und der Rassendiskriminierung und entsprechende Folgemandate intensivieren. Die Weltkonferenz appelliert dringend an die internationale Gemeinschaft, zum Fonds für das Programm für die Dekade für Aktionen zur Bekämpfung des Rassismus und der Rassendiskriminierung großzügig beizutragen.


    20. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte legt allen Regierungen dringend nahe, Sofortmaßnahmen zu ergreifen und wirksame Konzepte zu entwickeln, um alle Formen und Manifestationen des Rassismus, der Xenophobie und ähnlicher Arten der Intoleranz zu bekämpfen, und zwar nötigenfalls durch Erlassung entsprechender Gesetze, einschließlich Strafmaßnahmen, und durch Errichtung nationaler Institutionen zur Bekämpfung solcher Erscheinungen.


    21. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte begrüßt den Beschluss der Menschenrechtskommission, einen Sonderberichterstatter für zeitgenössische Formen des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Xenophobie und ähnlicher Arten der Intoleranz zu bestellen. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte appelliert ferner auch an alle Vertragsstaaten des Internationalen Übereinkommens über die Eliminierung aller Formen der Rassendiskriminierung, zu erwägen, die dort in Artikel14 vorgesehene Erklärung abzugeben.


    22. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte ruft alle Regierungen dazu auf, in Erfüllung ihrer internationalen Verpflichtungen und unter entsprechender Berücksichtigung ihrer Rechtsordnungen alle geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, um bei gleichzeitiger Anerkennung des Grundsatzes, dass jeder Mensch das Recht auf Gedanken-, Gewissens-, Meinungs- und Religionsfreiheit hat, religiöse oder weltanschauliche Intoleranz und die damit verbundenen Gewalttätigkeiten, einschließlich Diskriminierungen der Frau und Entweihungen religiöser Stätten, zu unterbinden. Die Weltkonferenz ersucht ferner alle Staaten, die Bestimmungen der Erklärung über die Beseitigung aller Formen der Intoleranz und Diskriminierung aus religiösen oder weltanschaulichen Gründen in die Tat umzusetzen.


    23. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte betont, dass alle Personen, die im Zusammenhang mit ethnischen Säuberungen Straftaten begehen oder anordnen, für solche Menschenrechtsverletzungen persönlich verantwortlich und haftbar sind und dass die internationale Gemeinschaft alle Anstrengungen unternehmen sollte, um die für solche Übergriffe juristisch Verantwortlichen vor Gericht zu stellen.


    24. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte fordert alle Staaten auf, unverzüglich jeder für sich und gemeinsam Maßnahmen zu ergreifen, um die Praxis der ethnischen Säuberung zu bekämpfen und sie raschestens abzustellen. Opfer dieser verabscheuungswürdigen Praxis der ethnischen Säuberung haben ein Recht auf geeignete und wirksame Rechtsmittel.


    2. Angehörige nationaler oder ethnischer, religiöser und sprachlicher Minderheiten


    25. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte ruft die Menschenrechtskommission dazu auf, mittel und Wege zu prüfen, um die Rechte der Angehörigen von Minderheiten, wie sie in der Erklärung der Vereinten Nationen über die Rechte Angehöriger nationaler oder ethnischer, religiöser und sprachlicher Minderheiten verankert sind, auf wirksame Weise zu fördern und zu schützen. In diesem Zusammenhang ruft die Weltkonferenz das Zentrum für Menschenrechte dazu auf, auf Ersuchen der betreffenden Regierungen und im Rahmen seines Programms für Beratungsdienste und technische Hilfe, qualifiziertes Fachwissen über Minderheitenfragen und die Menschenrechte sowie über die Verhütung und Beilegung von Streitigkeiten zur Verfügung zu stellen, um damit bei bestehenden oder potentiellen Situationen, die Minderheiten involvieren, behilflich zu sein.


    26. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte legt den Staaten und der internationalen Gemeinschaft dringend nahe, die Rechte der Angehörigen nationaler oder ethnischer, religiöser und sprachlicher Minderheiten gemäß der Erklärung der Vereinten Nationen über die Rechte Angehöriger nationaler oder ethnischer, religiöser und sprachlicher Minderheiten zu fördern und zu schützen.


    27. Die gegebenenfalls zu treffenden Maßnahmen sollten unter anderem die Förderung ihrer Teilnahme an allen Aspekten des politischen, wirtschaftlichen, sozialen, religiösen und kulturellen Lebens der Gesellschaft sowie am wirtschaftlichen Fortschritt und an der Entwicklung ihres Heimatlandes umfassen.


    Eingeborene Bevölkerungen


    28. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte ruft die Arbeitsgruppe für eingeborene Bevölkerungen der Unterkommission für die Verhinderung von Diskriminierungen und den Schutz der Minderheiten dazu auf, bei ihrer 11. Tagung den Entwurf einer Erklärung über die Rechte eingeborener Bevölkerungen fertigzustellen.


    29. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte empfiehlt der Menschenrechtskommission nach Fertigstellung des Entwurfs einer Erklärung über die Rechte eingeborener Bevölkerungen das Mandat der Arbeitsgruppe für eingeborene Bevölkerungen zu erneuern und zu aktualisieren.


    30. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte empfiehlt ferner, dass die im Rahmen des Systems der Vereinten Nationen tätigen Beratungsdienste und technischen Hilfsprogramme auf Ersuchen von Staaten um Hilfe, die den eingeborenen Bevölkerungen direkt zugutekommen würde, positiv reagieren mögen. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte empfiehlt weiter, dass im Rahmen der im vorliegenden Dokument ins Auge gefassten Intensivierung der Aktivitäten des Zentrums für Menschenrechte diesem entsprechende personelle und finanzielle Ressourcen zur Verfügung gestellt werden mögen.


    31. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte legt den Staaten dringend nahe, die volle und freie Teilnahme der eingeborenen Bevölkerungen an allen Aspekten der Gesellschaft, insbesondere aber an sie betreffenden Angelegenheiten, sicherzustellen.


    32. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte empfiehlt der Generalversammlung, eine mit Januar 1994 beginnende Internationale Dekade der eingeborenen Bevölkerungen auszurufen, unter anderem mit aktionsorientierten Programmen, die in Partnerschaft mit den eingeborenen Bevölkerungen zu beschließen seien. Ein geeigneter freiwilliger Spendenfonds sei zu diesem Zweck zu schaffen. Im Rahmen einer solchen Dekade sei auch die Einrichtung eines ständigen Forums für die eingeborenen Bevölkerungen im Rahmen des Systems der Vereinten Nationen zu erwägen.


    Wanderarbeitnehmer


    33. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte legt allen Staaten dringend nahe, den Schutz der Menschenrechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familien zu gewährleisten.


    34. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte vertritt die Auffassung, dass die Schaffung der Voraussetzungen für die Förderung größerer Harmonie und Toleranz zwischen den Wanderarbeitnehmern und der übrigen Gesellschaft des Staates, in dem sie sich aufhalten, von besonderer Bedeutung ist.


    35. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte ersucht die Staaten, die Möglichkeit der schnellstmöglichen Unterzeichnung und Ratifizierung der Internationalen Konvention über die Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen in Erwägung zu ziehen.


    3. Gleichberechtigung und Menschenrechte der Frau


    36. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte fordert mit Nachdruck, dass die Frauen in den vollen und gleichberechtigten Genuss aller Menschenrechte gelangen mögen und dass dies für die Regierungen und für die Vereinten Nationen ein prioritäres Ziel sein möge. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte unterstreicht ferner die Bedeutung der Integration und vollen Einbindung der Frauen in den Entwicklungsprozess, sowohl als seine Trägerinnen wie auch als Nutznießerinnen seiner Errungenschaften und bekräftigt die in der Erklärung von Rio über Umwelt und Entwicklung und in Kapitel24 zu Tagesordnungspunkt 21 von der Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung (Rio de Janeiro, Brasilien, 3. bis 14.Juni 1992) beschlossenen Zielsetzungen über globale Maßnahmen zugunsten der Frau im Sinne einer stetigen und ausgewogenen Entwicklung.


    37. Die Gleichberechtigung der Frau und die Menschenrechte der Frau seien in die Hauptlinien der Gesamtaktivitäten des Systems der Vereinten Nationen zu integrieren. Diese Fragen seien ständig und systematisch im Rahmen aller einschlägigen Organe und Mechanismen der Vereinten Nationen zu behandeln. Vor allem sollten Schritte unternommen werden zur Verbesserung der Kooperation und Förderung der weiteren Integration der Zielsetzungen und Bestrebungen zwischen der Kommission über den Status der Frau, der Menschenrechtskommission, dem Komitee zur Beseitigung aller Formen der Diskriminierung der Frau, dem Entwicklungsfonds der Vereinten Nationen für die Frau, dem Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen und anderen Dienststellen der Vereinten Nationen. In diesem Rahmen sei auch die Kooperation und Koordination zwischen dem Zentrum für Menschenrechte und der Abteilung für Frauenförderung zu verstärken.


    38. Vor allem aber hebt die Weltkonferenz über die Menschenrechte hervor, wie wichtig es ist, auf die Beseitigung der Gewalt gegen Frauen im öffentlichen und privaten Leben, auf die Beseitigung aller Formen sexueller Belästigung, der Ausbeutung der Frau und des Frauenhandels, auf die Beseitigung geschlechtsspezifischer Benachteiligungen im gerichtlichen Verfahren und auf die Behebung allfälliger Konflikte zwischen den Rechten der Frau und den schädlichen Auswirkungen bestimmter traditioneller oder üblicher Praktiken, kultureller Vorurteile und des religiösen Extremismus hinzuwirken. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte ruft die Generalversammlung dazu auf, den Entwurf der Erklärung über Gewalt gegen Frauen zu genehmigen, und legt den Staaten dringend nahe, Gewalt gegen Frauen im Sinne der Bestimmungen der genannten Erklärung zu bekämpfen. Verletzungen der Menschenrechte von Frauen im Zuge bewaffneter Auseinandersetzungen sind Verletzungen der fundamentalen Grundsätze der internationalen Menschenrechtsbestimmungen und des humanitären Völkerrechts. Alle derartigen Menschenrechtsverletzungen, vor allem Mord, systematische Vergewaltigungen, sexuelle Sklaverei und erzwungene Schwangerschaft, erfordern besonders nachdrückliche Gegenmaßnahmen.


    39. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte fordert die vollständige Beseitigung aller Formen der Diskriminierung der Frau, seien sie nun versteckt oder offen. Die Vereinten Nationen sollten auf die ausnahmslose Ratifizierung des Übereinkommens über die Beseitigung aller Formen der Diskriminierung der Frau durch alle Staaten bis zum Jahr 2000 hinwirken. Auch sei die Suche nach mitteln und Wegen zu fördern, um die bei diesem Übereinkommen besonders große Zahl der Vorbehalte in Frage zu stellen. Unter anderem sollte das Komitee zur Beseitigung aller Formen der Diskriminierung der Frau seine Überprüfung der Vorbehalte zu diesem Übereinkommen fortsetzen. Die Staaten werden dringend ersucht, Vorbehalte, die dem Sinn und Zweck des Übereinkommens zuwiderlaufen oder aus sonstigen Gründen dem internationalen Vertragsrecht widersprechen, zurückzuziehen.


    40. Die zur Überwachung der Einhaltung internationaler Verträge berufenen Organe sollten die erforderlichen Informationen verbreiten, um die Frauen in die Lage zu versetzen, in ihren Bestrebungen um vollen und gleichberechtigten Genuss der Menschenrechte und um Nichtdiskriminierung von den bestehenden Implementationsverfahren wirkungsvolleren Gebrauch zu machen. Auch neue Verfahren zur praktischen Umsetzung des Bekenntnisses zur Gleichheit und zu den Menschenrechten der Frau seien einzuführen. Die Kommission über den Status der Frau und das Komitee zur Beseitigung aller Formen der Diskriminierung der Frau sollten ehestens die Möglichkeit der Einführung eines Individualbeschwerderechts auf dem Wege eines Fakultativprotokolls zum Übereinkommen über die Beseitigung, aller Formen der Diskriminierung der Frau prüfen. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte begrüßt den Beschluss der Menschenrechtskommission, bei ihrer 50.Tagung die Bestellung eines Sonderberichterstatters bzw. einer Sonderberichterstatterin über Gewalt gegen Frauen in Erwägung zu ziehen.


    41. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte anerkennt, wie wichtig es ist, dass die Frauen während ihres gesamten Lebens den höchstmöglichen Standard an physischer und psychischer Gesundheit genießen. Im Sinne der Weltkonferenz über die Frau und des Übereinkommens über die Beseitigung aller Formen der Diskriminierung der Frau sowie der Teheraner Proklamation des Jahres 1968 bekräftigt die Weltkonferenz auf der Grundlage der Gleichheit zwischen Mann und Frau das Recht der Frau auf zugängliche und adäquate Gesundheitsversorgung und das größtmögliche Spektrum an Familienplanungseinrichtungen sowie auf gleichberechtigten Zugang zu den Bildungseinrichtungen auf allen Ebenen.


    42. Die Vertragsüberwachungsorgane sollten den Status und die Menschenrechte der Frau in ihre Beratungen und Feststellungen einbeziehen und sich dabei auf geschlechtsspezifische Daten stützen. Den Staaten sei nahezulegen, in ihren Berichten an die Vertragsüberwachungsorgane auch Informationen über die juristische und die tatsächliche Lage der Frau vorzulegen. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte stellt mit Genugtuung fest, dass die Menschenrechtskommission bei ihrer 49. Tagung die Resolution 1993/46 vom 8.März 1993 beschlossen hat, die vorsieht, dass auch den Berichterstattern und Arbeitsgruppen auf dem Gebiet der Menschenrechte nahegelegt werden soll, dies zu tun. Auch seitens der Abteilung für Frauenforderung sei in Zusammenarbeit mit anderen Gremien der Vereinten Nationen, vor allem dem Zentrum der Vereinten Nationen für Menschenrechte, Schritte zu unternehmen, um sicherzustellen, dass bei den Menschenrechtsaktivitäten der Vereinten Nationen Verletzungen der Menschenrechte der Frau, einschließlich geschlechtsspezifischer Übergriffe, regelmäßig zur Sprache kommen. Günstig sei auch eine besondere Ausbildung des im Bereich der Menschenrechte und der humanitären Hilfe tätigen Personals der Vereinten Nationen, um es ihm zu ermöglichen, frauenspezifische Menschenrechtsverletzungen zu erkennen und zu bekämpfen sowie seinen Dienst ohne geschlechtsbezogene Vorurteile zu versehen.


    43. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte legt den Regierungen sowie den regionalen und internationalen Organisation dringend nahe, Frauen den Zugang zu Entscheidungspositionen und die häufigere Teilnahme an den Entscheidungsprozessen zu erleichtern. Die Weltkonferenz würde weitere Schritte innerhalb des Generalsekretariats der Vereinten Nationen mit dem Ziel, Frauen im Einklang mit der Satzung der Vereinten Nationen aufzunehmen und zu befördern, begrüßen und legt auch anderen Haupt- und Unterorganen der Vereinten Nationen nahe, die Einbeziehung der Frauen auf der Basis der Gleichberechtigung zu gewährleisten.


    44. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte begrüßt die 1995 in Peking stattfindende Weltfrauenkonferenz und empfiehlt nachdrücklich, dass die Menschenrechte der Frau bei ihren Beratungen, im Rahmen der prioritären Konferenzthemen der Weltfrauenkonferenz, nämlich Gleichheit, Entwicklung und Frieden, eine bedeutende Rolle spielen mögen.


    4. Die Rechte des Kindes


    45. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte bekräftigt den Grundsatz »First Call for Children« (»Kinder zuerst«) und unterstreicht in diesem Zusammenhang die Bedeutung großangelegter nationaler und internationaler Bemühungen, vor allem jener des Kinderhilfswerks der Vereinten Nationen, um die Durchsetzung der Rechte des Kindes auf Leben, Schutz, Entwicklung und Mitbestimmung.


    46. Es seien Maßnahmen zu treffen, um die allseitige Ratifizierung des Übereinkommens über die Rechte des Kindes bis 1995 und die allseitige Unterzeichnung der vom Weltgipfel für das Kind beschlossenen Erklärung über das Überleben, den Schutz und die Entwicklung des Kindes einschließlich des Aktionsplans sowie deren wirksame Durchführung zu erreichen. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte legt den Staaten dringend nahe, Vorbehalte zum Übereinkommen über die Rechte des Kindes, die dem Sinn und Zweck des Übereinkommens zuwiderlaufen oder aus sonstigen Gründen dem internationalen Vertragsrecht widersprechen, zurückzuziehen.


    47. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte legt allen Nationen dringend nahe, unter Ausschöpfung aller ihrer Möglichkeiten und mit Hilfe internationaler Zusammenarbeit die Zielsetzungen des Aktionsplans des Weltgipfels zu erreichen. Die Konferenz ruft die Staaten dazu auf, das Übereinkommen über die Rechte des Kindes in ihre nationalen Aktionspläne zu integrieren. Im Rahmen dieser nationalen Aktionspläne sowie internationaler Bemühungen sei der Senkung der Säuglings- und Müttersterblichkeit, der Bekämpfung der Unterernährung und des Analphabetismus und der Zugänglichkeit gesunden Trinkwassers und grundlegender Schulbildung vorrangige Aufmerksamkeit zu schenken. Wann immer erforderlich, seien eigene nationale Aktionspläne zu erstellen, um die verheerenden Notstände zu bekämpfen, die aus Naturkatastrophen und bewaffneten Konflikten entstehen, sowie auch das ebenso schwere Problem der in äußerster Armut lebenden Kinder.


    48. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte legt allen Staaten dringend nahe, sich, auch mit Hilfe internationaler Zusammenarbeit, mit dem akuten Problem von Kindern, die unter besonders schwierigen Bedingungen leben, auseinanderzusetzen. Gegen die Ausbeutung und Misshandlung von Kindern ist aktiv einzuschreiten, auch indem man auf ihre grundlegenden Ursachen zurückgeht. Erforderlich sind ferner wirksame Maßnahmen gegen die Tötung weiblicher Neugeborener, schädliche Kinderarbeit, Kinder- und Organhandel, Kinderprostitution, Kinderpornographie sowie andere Formen sexuellen Missbrauchs.


    49. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte unterstützt alle Maßnahmen der Vereinten Nationen und ihrer Spezialorganisationen zur Gewährleistung des wirksamen Schutzes minderjähriger Mädchen sowie zur Förderung ihrer Menschenrechte. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte legt den Staaten dringend nahe, bestehende Gesetze und Vorschriften, die minderjährige Mädchen diskriminieren und schädigen, aufzuheben und die entsprechenden Bräuche und Praktiken abzuschaffen.


    50. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte unterstützt nachdrücklich den Vorschlag, der Generalsekretär solle eine Studie über Möglichkeiten zur Verbesserung des Schutzes von Kindern bei bewaffneten Konflikten veranlassen. Die humanitären Normen seien einzuhalten und Maßnahmen zu ergreifen, um Kinder in Kriegsgebieten zu schützen und Hilfeleistungen an sie zu erleichtern. Solche Maßnahmen hätten auch den Schutz der Kinder vor dem wahllosen Einsatz aller Kriegswaffen, vor allem aber von Schützenminen, zu beinhalten. Der Notwendigkeit, Kindern, die durch Kriegserlebnisse traumatisiert sind, Betreuung und Rehabilitation zu ermöglichen, ist dringend Rechnung zu tragen. Die Weltkonferenz ruft das Komitee für die Rechte des Kindes dazu auf, die Frage der Anhebung des Mindestalters für die Einberufung zu den Streitkräften zu untersuchen.


    51. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte empfiehlt, dass die Angelegenheiten der Menschenrechte und der Situation der Kinder in regelmäßigen Abständen von allen einschlägigen Organen und Mechanismen des Systems der Vereinten Nationen und von den Aufsichtsgremien der Spezialorganisationen gemäß ihren Mandaten überprüft und verfolgt werden mögen.


    52. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte anerkennt die bedeutende Rolle der nichtstaatlichen Organisationen bei der wirksamen Durchführung aller Menschenrechtsinstrumente und insbesondere des Übereinkommens über die Rechte des Kindes.


    53. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte empfiehlt, mit Hilfe des Zentrums für Menschenrechte das Komitee für die Rechte des Kindes in die Lage zu versetzen, sein Mandat rasch und wirksam zu erfüllen, vor allem im Hinblick auf die ungewöhnlich große Zahl der Ratifizierungen und die sich daraus ergebende Vorlage nationaler Berichte.


    5. Freiheit von Folter


    54. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte begrüßt die Ratifizierung des Übereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe durch zahlreiche Mitgliedstaaten und tritt für seine baldige Ratifizierung durch alle übrigen Mitgliedstaaten ein.


    55. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte hebt hervor, dass zu den schrecklichsten Verstößen gegen die Menschenwürde die Folter zählt, deren Folgen die Würde der Opfer zerstören und ihre Fähigkeit zur Weiterführung ihres Lebens und ihrer Arbeit beeinträchtigen.


    56. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte hält fest, dass nach den Menschenrechtsbestimmungen und nach dem humanitären Völkerrecht die Freiheit von Folter ein Recht ist, das unter allen Umständen zu schützen ist, und zwar auch in Zeiten innerer oder internationaler Unruhen oder bewaffneter Konflikte.


    57. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte fordert daher alle Staaten dringend auf, die Anwendung der Folter sofort einzustellen und dieses Übel für alle Zeiten auszurotten, und zwar durch die vollständige Verwirklichung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte sowie der einschlägigen Konventionen und nötigenfalls durch die Verstärkung der bestehenden Mechanismen. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte ruft alle Staaten auf, mit dem Sonderberichterstatter über die Frage der Folter bei der Ausübung seines Mandats uneingeschränkt zusammenzuarbeiten.


    58. Besonderer Wert sei dabei auf die ausnahmslose Einhaltung und wirksame Durchsetzung der von der Generalversammlung der Vereinten Nationen beschlossenen Grundsätze der ärztlichen Ethik im Zusammenhang mit den Aufgaben des Gesundheitspersonals, vor allem der Ärzte, beim Schutz Gefangener und Inhaftierter vor Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe zu legen.


    59. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte betont die Bedeutung weiterer konkreter Schritte im Rahmen der Vereinten Nationen zur Hilfeleistung an Opfer von Folterungen und zur Entwicklung wirksamerer mittel zu ihrer physischen, psychologischen und sozialen Rehabilitation. Der Bereitstellung der erforderlichen Ressourcen für diesen Zweck sei hohe Priorität einzuräumen, unter anderem durch zusätzliche Beiträge zum Spendenfonds für die Opfer von Folterungen.


    60. Die Staaten hätten gesetzliche Bestimmungen, die zur Straflosigkeit von Personen, die für schwere Menschenrechtsverletzungen wie Folterungen verantwortlich sind, abzuschaffen, solche Verstöße gerichtlich zu verfolgen und damit eine stabile Grundlage für die Rechtsstaatlichkeit zu schaffen.


    61. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte hält fest, dass die Bemühungen um die vollständige Abschaffung der Folter sich in erster Linie auf die Prävention konzentrieren sollten, und fordert daher die baldige Annahme eines Freiwilligen Zusatzprotokolls zum Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche und erniedrigende Behandlung oder Bestrafung, wonach die Einführung eines präventiven Systems regelmäßiger Inspektionen von Einrichtungen, in denen Personen festgehalten werden, vorgesehen sei.


    Verschleppungen


    62. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte begrüßt die Annahme der Erklärung zum Schutz aller Personen vor Verschleppung und ruft alle Staaten auf, wirksame legislative, administrative judizielle und sonstige Maßnahmen zu ergreifen, um Verschleppungen zu verhindern, abzustellen und zu bestrafen. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte hält fest, dass es unter allen Umständen Pflicht aller Staaten ist, bei Verdacht, dass es in einem ihrer Hoheit unterstehenden Gebiet zu einer Verschleppung gekommen ist, entsprechende Untersuchungen einzuleiten, und falls sich der Verdacht bestätigt, die Schuldigen gerichtlich zu verfolgen.


    6. Die Rechte der Behinderten


    63. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte hält fest, dass alle Menschenrechte und Grundfreiheiten universal gelten und daher uneingeschränkt auch Behinderte einschließen. Alle Menschen sind gleich geboren, und jeder hat die gleichen Rechte auf Leben und Wohlfahrt, Bildung und Arbeit, ein unabhängiges Leben zu führen und an allen Aspekten der Gesellschaft aktiv teilzunehmen. Jede direkte Diskriminierung oder sonstige negative diskriminatorische Behandlung einer behinderten Person ist daher eine Verletzung ihrer Rechte. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte ruft die Regierungen auf, nötigenfalls gesetzliche Bestimmungen einzuführen oder entsprechend zu novellieren, um den Behinderten den Zugang zu diesen und anderen Rechten zu gewährleisten.


    64. Der Platz der Behinderten ist überall. Personen mit Behinderungen ist Chancengleichheit zu garantieren, durch Beseitigung aller sozial determinierten Hindernisse, die ihre volle Teilnahme an der Gesellschaft ausschließen oder beschränken, seien sie physischer, finanzieller, sozialer oder psychologischer Art.


    65. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte erinnert an das von der Generalversammlung bei ihrer 37.Sitzungsperiode beschlossene Weltaktionsprogramm für die Behinderten und ruft die Generalversammlung sowie den Wirtschafts- und Sozialrat auf, bei ihren Tagungen im Jahre 1993 den Entwurf der Standardbestimmungen über die Herstellung der Chancengleichheit für Personen mit Behinderungen zu genehmigen.


    C. Zusammenarbeit, Entwicklung und Stärkung der Menschenrechte


    66. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte empfiehlt, nationalen und internationalen Aktionen zur Förderung der Demokratie, der Entwicklung und der Menschenrechte Priorität einzuräumen.


    67. Besonderes Augenmerk sei dabei Maßnahmen zu schenken, deren Sinn es ist, die Stärkung und den Aufbau menschenrechtsbezogener Institutionen, die Stärkung einer pluralistischen Gesellschaftsordnung und den Schutz in Gefahr geratener Gruppen zu fördern. Besondere Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang Hilfeleistungen zu, die auf Wunsch von Regierungen bei der Durchführung freier und fairer Wahlen erteilt werden, einschließlich der Unterstützung hinsichtlich der Menschenrechtsaspekte von Wahlen und der Aufklärung der Öffentlichkeit über das Wesen von Wahlen. Ebenso bedeutsam sind Hilfeleistungen zur Stärkung der Rechtsstaatlichkeit sowie zur Förderung der Meinungsfreiheit, der Rechtsprechung und der echten und wirksamen Mitbestimmung der Bevölkerung bei den Entscheidungsprozessen.


    68. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte möchte die Notwendigkeit eines stärkeren Ausbaues der Beratungstätigkeiten und der technischen Hilfe seitens des Zentrums für Menschenrechte hervorheben. Das Zentrum sollte den Staaten auf Wunsch in spezifischen Menschenrechtsfragen behilflich sein, unter anderem bei der Abfassung der in den Menschenrechtsübereinkommen vorgesehenen Berichte sowie bei der Durchführung kohärenter und umfassender Aktionspläne zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte. Die Stärkung der menschenrechtsbezogenen Institutionen und der Demokratie, der juristische Schutz der Menschenrechte, die Schulung öffentlicher Bediensteter und anderer Personen sowie eine Erziehungs- und öffentliche Aufklärungstätigkeit auf breiter Basis zur Förderung der Achtung der Menschenrechte all dies sollte im Rahmen dieser Programme möglich sein.


    69. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte empfiehlt mit Nachdruck die Schaffung eines umfassenden Programms innerhalb der Vereinten Nationen, um den Staaten beim Aufbau und bei der Stärkung entsprechender nationaler Strukturen zu helfen, die eine direkte Auswirkung auf die allgemeine Einhaltung der Menschenrechte und die Wahrung der Rechtsstaatlichkeit haben. Ein derartiges Programm, das vom Zentrum für Menschenrechte zu koordinieren sei, sollte in der Lage sein, auf Wunsch der betreffenden Regierung technische und finanzielle Hilfe für nationale Projekte auf dem Gebiet der Reform des Strafvollzugs sowie zur menschenrechtsbezogenen Aufklärung und Schulung der Anwälte, der Richter und der Exekutive und in jedem anderen Bereich, der für das Funktionieren des Rechtsstaates von Bedeutung ist, zu gewähren. Dieses Programm sollte den Staaten auch bei der Durchführung der Aktionspläne für die Förderung und den Schutz der Menschenrechte behilflich sein.


    70. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte ersucht den Generalsekretär der Vereinten Nationen, der Generalversammlung der Vereinten Nationen Vorschläge zu unterbreiten, die verschiedene Möglichkeiten zur Schaffung des vorgesehenen Programms sowie für seine Struktur, seinen Betrieb und seine Finanzierung enthalten.


    71. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte empfiehlt, dass jeder Staat erwägen möge, ob es nicht wünschenswert sei, einen nationalen Aktionsplan aufzustellen, in dem die Schritte festgelegt werden, durch die der betreffende Staat den Schutz und die Förderung der Menschenrechte verbessern würde.


    72. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte hält fest, dass das allgemeine und unveräußerliche Recht auf Entwicklung, wie es in der Erklärung über das Recht auf Entwicklung verkündet wurde, verwirklicht und in die Praxis umgesetzt werden muss. In diesem Sinne begrüßt die Weltkonferenz über die Menschenrechte die seitens der Menschenrechtskommission erfolgte Einsetzung einer eigenen Arbeitsgruppe über das Recht auf Entwicklung und regt nachdrücklich an, dass diese Arbeitsgruppe im Einvernehmen und in Zusammenarbeit mit anderen Organen und Dienststellen des Systems der Vereinten Nationen umgehend einen umfassenden und praxisbezogenen Maßnahmenkatalog zur baldigen Vorlage an die Generalversammlung der Vereinten Nationen formulieren möge, um Hindernisse bei der Durchführung und Umsetzung der Erklärung über das Recht auf Entwicklung zu beseitigen und mittel und Wege zu empfehlen, durch die alle Staaten das Recht auf Entwicklung realisieren können.


    73. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte empfiehlt, es nichtstaatlichen und anderen in der Bevölkerung verwurzelten Organisationen, die auf dem Gebiet der Entwicklung und/oder der Menschenrechte tätig sind, zu ermöglichen, auf nationaler und internationaler Ebene bei Diskussionen, Aktivitäten und der Durchsetzung des Rechts auf Entwicklung sowie in Zusammenarbeit mit den Regierungen bei allen relevanten Aspekten der Entwicklungszusammenarbeit maßgeblich mitzuwirken.


    74. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte appelliert an die Regierungen sowie an die zuständigen Dienststellen und Institutionen, die verfügbaren Ressourcen für den Aufbau gut funktionierender Rechtssysteme, die in der Lage sind, die Menschenrechte zu schützen, sowie für die auf diesem Gebiet tätigen nationalen Institutionen beträchtlich aufzustocken. Die Träger der Entwicklungszusammenarbeit sollten die sich gegenseitig verstärkende Wechselbeziehung zwischen Entwicklung, Demokratie und den Menschenrechten im Auge behalten. Zusammenarbeit sollte auf Dialog und Transparenz aufgebaut sein. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte fordert ferner auch die Erstellung umfassender Programme, einschließlich der Schaffung von Ressourcenbanken, in denen entsprechende Informationen sowie Angaben über Personen mit Fachkenntnissen auf dem Gebiet der Stärkung der Rechtsstaatlichkeit und der demokratischen Institutionen zu speichern seien.


    75. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte würde es begrüßen, wenn die Menschenrechtskommission in Zusammenarbeit mit dem Ausschuss für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte weiterhin die Möglichkeit freiwilliger Zusatzprotokolle zum Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte prüfen würde.


    76. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte empfiehlt, mehr Ressourcen für die Stärkung bzw. Schaffung regionaler Vereinbarungen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte im Rahmen der Beratungs- und technischen Hilfsprogramme des Zentrums für Menschenrechte zur Verfügung zu stellen. Den Staaten wird nahegelegt, Unterstützung anzufordern für Zwecke wie regionale und subregionale Arbeitstagungen, Seminare und Veranstaltungen zum Informationsaustausch, die dazu gedacht sind, die regionalen Vereinbarungen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte im Einklang mit den in den internationalen Menschenrechtsinstrumenten verankerten allgemeinen Menschenrechtsnormen zu stärken.


    77. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte unterstützt alle Maßnahmen der Vereinten Nationen und ihrer einschlägigen Spezialorganisationen zur Sicherstellung der wirksamen Förderung und des Schutzes der gewerkschaftlichen Rechte entsprechend den Bestimmungen des Internationalen Paktes über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte und anderer einschlägiger internationaler Instrumente. Sie ruft alle Staaten auf, den ihnen in dieser Hinsicht aufgrund internationaler Instrumente erwachsenden Verpflichtungen in vollem Umfang nachzukommen.


    D. Erziehung und Aufklärung auf dem Gebiet der Menschenrechte


    78. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte erachtet Erziehung, Schulung und Öffentlichkeitsarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte als wesentlich für erfolgreiche Bemühungen um stabile und harmonische Beziehungen unter den verschiedenen Gemeinschaften und für die Förderung des gegenseitigen Verständnisses, der Toleranz und des Friedens.


    79. Die Staaten sollten bestrebt sein, den Analphabetismus auszurotten, und sollten ihr Bildungswesen auf die volle Entwicklung der menschlichen Persönlichkeit und auf die Stärkung der Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten ausrichten. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte ruft alle Staaten und Institutionen auf, die Menschenrechte, das humanitäre Recht, die Demokratie und den Rechtsstaat als Unterrichtsschwerpunkte in formellem und nichtformellem Rahmen in die Lehrpläne aller Bildungseinrichtungen aufzunehmen.


    80. Zu den Inhalten der Menschenrechtserziehung sollten auch der Friede, die Demokratie, die Entwicklung und die soziale Gerechtigkeit zählen, wie sie in den internationalen und regionalen Menschenrechtsinstrumenten verankert sind, um auf diese Weise eine Gemeinsamkeit des Verständnisses und des Menschenrechtsbewusstseins zu erreichen, im Hinblick auf die Verstärkung des allgemeinen Engagements für die Menschenrechte.


    81. Unter Bezugnahme auf den Weltaktionsplan für die Erziehung zu den Menschenrechten und zur Demokratie, der imMärz 1993 vom Internationalen Kongress für die Erziehung zu den Menschenrechte und zur Demokratie im Rahmen der UNESCO beschlossen wurde, und auf andere einschlägige Menschenrechtsinstrumente empfiehlt die Weltkonferenz über die Menschenrechte den Staaten, spezifische Programme und Strategien zu entwickeln, um eine möglichst breite Menschenrechtserziehung und eine entsprechende Aufklärung der Öffentlichkeit, unter besonderer Berücksichtigung der Menschenrechtsanliegen der Frau, sicherzustellen.


    82. Die Regierungen sollten mit Unterstützung zwischenstaatlicher Organisationen, nationaler Institutionen und nichtstaatlicher Organisationen ein stärkeres Bewusstsein der Menschenrechte und der gegenseitigen Toleranz fördern. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte unterstreicht die Bedeutung einer Intensivierung der von den Vereinten Nationen durchgeführten Weltaufklärungskampagne für die Menschenrechte. Sie hätten die Menschenrechtserziehung aktiv zu fördern und zu unterstützen und wirksame Öffentlichkeitsarbeit auf diesem Gebiet zu leisten. Die Beratungsdienste und technischen Hilfsprogramme des Systems der Vereinten Nationen sollten in der Lage sein, sofort zu reagieren, wenn Staaten um Bildungs- und Schulungsaktivitäten auf dem Gebiet der Menschenrechte ersuchen bzw. um Speziallehrgänge über die Menschenrechtsnormen der internationalen Menschenrechtsinstrumente und des humanitären Rechts und deren Anwendung auf besondere Gruppen wie Militär, Justizpersonal, Exekutive und Gesundheitsberufe. Die Ausrufung einer Dekade der Vereinten Nationen für die Menschenrechtserziehung im Hinblick auf die Förderung, Ermutigung und Schwerpunktbildung dieser Aufklärungstätigkeit sei zu erwägen.


    E. Menschenrechtspraxis und Methoden ihrer Überwachung


    83. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte legt den Regierungen dringend nahe, die in den internationalen Menschenrechtsinstrumenten verankerten Normen in die nationale Gesetzgebung zu übernehmen und die nationalen Strukturen, Institutionen und gesellschaftlichen Organe, die bei der Förderung und Gewährleistung der Menschenrechte mitwirken, zu stärken.


    84. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte empfiehlt die Verstärkung der Aktivitäten und Programme, die es den Vereinten Nationen ermöglichen, Hilfsersuchen von Staaten zu entsprechen, die eigene nationale Institutionen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte schaffen oder ausbauen wollen.


    85. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte würde auch die Verstärkung der Zusammenarbeit zwischen den nationalen Institutionen für die Förderung und den Schutz der Menschenrechte begrüßen, vor allem durch Informations- und Erfahrungsaustausch, sowie ihre Zusammenarbeit mit regionalen Organisationen und den Vereinten Nationen.


    86. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte empfiehlt in diesem Sinne nachdrücklich, dass Vertreter der nationalen Institutionen für die Förderung und den Schutz der Menschenrechte unter der Ägide des Zentrums für Menschenrechte regelmäßige Zusammenkünfte abhalten mögen, um mittel und Wege zur Verbesserung ihrer Verfahren zu prüfen und Erfahrungen auszutauschen.


    87. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte empfiehlt den Vertragsorganen der Menschenrechtsübereinkommen, den Konferenzen der Vorsitzenden der Vertragsorgane und den Tagungen der Vertragsstaaten, weiterhin Schritte zu unternehmen, um die Vielfalt der Berichterstattungspflichten und die Richtlinien für die Abfassung von Länderberichten nach den verschiedenen Menschenrechtsübereinkommen zu koordinieren, und die Anregung zu prüfen, dass die Vorlage eines einzigen Gesamtberichtes über die Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen durch den jeweiligen Staat diese Verfahren zweckmäßiger gestalten und ihre Wirksamkeit erhöhen würde.


    88. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte empfiehlt den Vertragsstaaten der internationalen Menschenrechtsinstrumente, der Generalversammlung und dem Wirtschafts- und Sozialrat, eine Durchleuchtung der bestehenden Menschenrechtsvertragsorgane und der verschiedenen Mechanismen und Verfahren zu bestimmten Themenkreisen in Erwägung zu ziehen, im Hinblick auf die Förderung größerer Effizienz und Zweckmäßigkeit durch bessere Koordination der verschiedenen Gremien, Mechanismen und Verfahren, unter besonderer Berücksichtigung der Notwendigkeit, unnötige Doppelgleisigkeiten und die Überlappung ihrer Mandate und Aufgaben zu vermeiden.


    89. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte empfiehlt die Weiterführung der Arbeiten an der Verbesserung des Funktionierens der Vertragsorgane, einschließlich ihrer Überwachungsaufgaben, unter Berücksichtigung der vielfältigen diesbezüglich bereits, vor allem von den Vertragsorganen selbst und den Konferenzen ihrer Vorsitzenden, gemachten Vorschläge. Auch die Vorgangsweise des Komitees für die Rechte des Kindes, die nationalen Verhältnisse jeweils umfassend zu prüfen, sollte weiter gefördert werden.


    90. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte empfiehlt den Vertragsstaaten der Menschenrechtsübereinkommen, in Erwägung zu ziehen, alle wahlweise verfügbaren Kommunikationsverfahren zu akzeptieren.


    91. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte betrachtet die Frage der Straflosigkeit von Personen, die Menschenrechtsverletzungen begangen haben, mit Besorgnis und unterstützt die Bemühungen der Menschenrechtskommission und ihrer Unterkommission für die Verhinderung von Diskriminierungen und den Schutz der Minderheiten um Untersuchung aller Aspekte dieser Frage.


    92. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte empfiehlt der Menschenrechtskommission, die Möglichkeit einer besseren Implementierung der bestehenden Menschenrechtsinstrumente auf internationaler und regionaler Ebene zu prüfen, und legt der Völkerrechtskommission nahe, ihre Arbeit zur Errichtung eines internationalen Strafgerichtshofes fortzusetzen.


    93. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte appelliert an die Staaten, die dies noch nicht getan haben, den Genfer Konventionen vom 12.August 1949 und ihren Zusatzprotokollen beizutreten und alle geeigneten nationalen Maßnahmen, einschließlich legislativer Schritte, zu ihrer vollen Durchführung zu treffen.


    94. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte empfiehlt die rasche Fertigstellung und Annahme des Entwurfs einer Erklärung über die Rechte und die Pflicht von Einzelpersonen, Gruppen und gesellschaftlichen Organen, allgemein anerkannte Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und zu schützen.


    95. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte unterstreicht die Bedeutung der Erhaltung und Stärkung des Systems der Sonderverfahren, der Berichterstatter, der Vertreter, der Experten und der Arbeitsgruppen der Menschenrechtskommission und ihrer Unterkommission für die Verhinderung von Diskriminierungen und den Schutz der Minderheiten, um es ihnen zu ermöglichen, ihre Mandate in allen Ländern der ganzen Welt zu erfüllen und sie dabei auch mit den erforderlichen menschlichen und finanziellen Ressourcen zu versehen. Sie seien auch in die Lage zu versetzen, die Tätigkeit ihrer Verfahren und Mechanismen durch regelmäßige Konferenzen zu harmonisieren und zu rationalisieren. Alle Staaten werden ersucht, mit diesen Verfahren und Mechanismen rückhaltlos zusammenzuarbeiten.


    96. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte empfiehlt den Vereinten Nationen, im Einklang mit den Zielsetzungen und Grundsätzen ihrer Satzung eine aktivere Rolle bei der Förderung und beim Schutz der Menschenrechte zu spielen, indem sie bei allen bewaffneten Konflikten die volle Respektierung des humanitären Völkerrechts sicherstellen.


    97. In Anerkennung der bedeutenden Rolle der Menschenrechtskomponenten im Rahmen der spezifischen Vorkehrungen hinsichtlich bestimmter friedenserhaltender Operationen der Vereinten Nationen empfiehlt die Weltkonferenz über die Menschenrechte dem Generalsekretär, dabei im Einklang mit der Satzung der Vereinten Nationen die Berichte, Erfahrungen und Kapazitatäten des Zentrums für Menschenrechte und der Menschenrechtsmechanismen zu berücksichtigen.


    98. Zur besseren Durchsetzung wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Rechte seien zusätzliche Verfahren in Erwägung zu ziehen, wie etwa ein System von Indikatoren, anhand derer festzustellen sei, wie weit Fortschritte bei der Verwirklichung der im Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte verankerten Rechte erzielt worden sind. Es sind gemeinsame Anstrengungen aller erforderlich, um die Anerkennung der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene zu gewährleisten.


    F. Maßnahmen im Anschluss an die Weltkonferenz über die Menschenrechte


    99. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte empfiehlt, dass die Generalversammlung, die Menschenrechtskommission und die anderen mit Menschenrechten befassten Organe und Dienststellen des Systems der Vereinten Nationen mittel und Wege zur vollständigen und unverzüglichen Verwirklichung der in der vorliegenden Erklärung enthaltenen Empfehlungen in Erwägung ziehen mögen, einschließlich der Möglichkeit, eine Menschenrechtsdekade der Vereinten Nationen auszurufen. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte empfiehlt ferner, dass die Menschenrechtskommission alljährlich die in diesem Sinne erzielten Fortschritte prüfen möge.


    100. Die Weltkonferenz über die Menschenrechte ersucht den Generalsekretär der Vereinten Nationen, anlässlich des 50.Jahrestages der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte alle Staaten sowie alle mit den Menschenrechten befassten Organe und Dienststellen des Systems der Vereinten Nationen einzuladen, ihm über die bei der Verwirklichung der vorliegenden Erklärung erzielten Fortschritte zu berichten, und dann über die Menschenrechtskommission und den Wirtschafts- und Sozialrat der Generalversammlung bei ihrer 53. Sitzungsperiode einen entsprechenden Bericht vorzulegen. Ebenso könnten regionale und gegebenenfalls nationale Menschenrechtsinstitutionen wie auch nichtstaatliche Organisationen den Generalsekretär der Vereinten Nationen über ihre Auffassungen bezüglich der bei der Verwirklichung der vorliegenden Erklärung erzielten Fortschritte informieren. Besondere Aufmerksamkeit sei dabei der Beurteilung der Fortschritte in Richtung auf die anzustrebende allseitige Ratifizierung der im Rahmen des Systems der Vereinten Nationen abgeschlossenen internationalen Menschenrechtsübereinkommen und Zusatzprotokolle zu schenken.


    
      Hinweise


      Fundstellen: UN-Doc. A/CONF.157/23; Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen, DGVN-Texte 43, Bonn 1994


      Verabschiedung: 25.Juni 1993

    


    30Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen [Auszug] vom 8.September2000


    I. Werte und Grundsätze


    1. Wir, die Staats- und Regierungschefs, sind am Anbruch eines neuen Jahrtausends vom 6. bis 8.September 2000 am Amtssitz der Vereinten Nationen in New York zusammengekommen, um unseren Glauben an die Vereinten Nationen und ihre Charta als unverzichtbare Grundlagen einer friedlicheren, in größerem Wohlstand lebenden, gerechteren Welt zu bekräftigen.


    2. Wir erkennen an, dass wir neben unseren eigenen Verantwortlichkeiten gegenüber unserer jeweiligen Gesellschaft gemeinschaftlich dafür verantwortlich sind, weltweit die Grundsätze der Menschenwürde, der Gleichberechtigung und der Billigkeit zu wahren. Als Führer haben wir daher eine Pflicht gegenüber allen Bürgern der Welt zu erfüllen, namentlich den schwächsten unter ihnen und insbesondere den Kindern der Welt, denen die Zukunft gehört.


    3. Wir bekräftigen unsere Verpflichtung auf die Ziele und Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen, die sich als zeitlos und universal bewiesen haben. Sie haben mit der wachsenden Verflechtung von Nationen und Völkern und ihrer zunehmenden Interdependenz sogar noch an Belang und an Bedeutung als Quelle der Inspiration gewonnen.


    4. Wir sind entschlossen, im Einklang mit den Zielen und Grundsätzen der Charta in der ganzen Welt gerechten und dauerhaften Frieden herbeizuführen. Wir bekennen uns erneut dazu, alle Anstrengungen zu unterstützen, die auf die Wahrung der souveränen Gleichheit aller Staaten, die Achtung ihrer territorialen Unversehrtheit und politischen Unabhängigkeit, die Beilegung von Streitigkeiten mit friedlichen mitteln und in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Gerechtigkeit und des Völkerrechts, das Selbstbestimmungsrecht der Völker, die sich weiterhin unter kolonialer Herrschaft und ausländischer Besetzung befinden, die Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten der Staaten, die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, die Gleichberechtigung aller ohne Unterschied nach Rasse, Geschlecht, Sprache oder Religion und die internationale Zusammenarbeit bei der Lösung internationaler Probleme wirtschaftlicher, sozialer, kultureller oder humanitärer Art gerichtet sind.


    5. Wir sind überzeugt, dass die zentrale Herausforderung, vor der wir heute stehen, darin besteht, sicherzustellen, dass die Globalisierung zu einer positiven Kraft für alle Menschen der Welt wird. Denn wenngleich die Globalisierung uns große Chancen eröffnet, so sind doch die mit ihr einhergehenden Vorteile ebenso wie auch ihre Kosten gegenwärtig sehr ungleich verteilt. Wir erkennen an, dass die Entwicklungs- und Übergangsländer besondere Schwierigkeiten überwinden müssen, um dieser zentralen Herausforderung zu begegnen. Die Globalisierung kann also nur dann alle voll mit einschließen und ausgewogen sein, wenn breit angelegte, dauerhafte Anstrengungen unternommen werden, auf der Grundlage der ganzen Vielfalt unserer einen Menschheit eine gemeinsame Zukunft zu schaffen. Diese Anstrengungen müssen auf weltweiter Ebene verfolgte Politiken und Maßnahmen umfassen, die den Bedürfnissen der Entwicklungs- und Übergangsländer entsprechen und mit ihrer effektiven Mitwirkung formuliert und umgesetzt werden.


    6. Wir sind der Auffassung, dass die internationalen Beziehungen im 21.Jahrhundert unbedingt von bestimmten Grundwerten geprägt sein müssen:


    Freiheit


    Männer und Frauen haben das Recht, in Würde und Freiheit von Hunger und der Furcht vor Gewalt, Unterdrückung oder Ungerechtigkeit ihr Leben zu leben und ihre Kinder zu erziehen. Diese Rechte werden am besten durch eine demokratische und partizipatorische Staatsführung auf der Grundlage des Willens des Volkes gewährleistet.


    Gleichheit


    Keinem Menschen und keiner Nation darf die Chance vorenthalten werden, aus der Entwicklung Nutzen zu ziehen. Die Gleichberechtigung und Chancengleichheit von Männern und Frauen muss gewährleistet sein.


    Solidarität


    Die globalen Probleme müssen so bewältigt werden, dass die damit verbundenen Kosten und Belastungen im Einklang mit den grundlegenden Prinzipien der Billigkeit und sozialen Gerechtigkeit aufgeteilt werden. Diejenigen, die leiden oder denen die geringsten Vorteile entstehen, haben ein Anrecht darauf, Hilfe von den größten Nutznießern zu erhalten.


    Toleranz


    Die Menschen müssen einander in der gesamten Vielfalt ihrer Glaubensüberzeugungen, Kulturen und Sprachen achten. Unterschiede innerhalb einer Gesellschaft sowie zwischen verschiedenen Gesellschaften sollten weder gefürchtet noch unterdrückt, sondern vielmehr als kostbares Gut der Menschheit geschätzt werden. Eine Kultur des Friedens und des Dialogs zwischen allen Kulturen sollte aktiv gefördert werden.


    Achtung vor der Natur


    Bei der Bewirtschaftung aller lebenden Arten und natürlichen Ressourcen muss im Einklang mit den Grundsätzen der nachhaltigen Entwicklung Umsicht bewiesen werden. Nur so können wir die unermesslichen Reichtümer, mit denen die Natur uns beschenkt, erhalten und an unsere Nachkommen weitergeben. Die heutigen nicht zukunftsfähigen Produktions- und Konsumstrukturen müssen im Interesse unseres künftigen Wohls und des Wohls unserer Nachfahren geändert werden.


    Gemeinsam getragene Verantwortung


    Die Verantwortung für die Gestaltung der weltweiten wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung und die Bewältigung von Bedrohungen des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit muss von allen Nationen der Welt gemeinsam getragen und auf multilateraler Ebene wahrgenommen werden. Als universellste und repräsentativste Organisation der Welt müssen die Vereinten Nationen die zentrale Rolle dabei spielen.


    7. Um diese gemeinsamen Werte in Taten umzusetzen, haben wir grundlegende Ziele aufgezeigt, denen wir besondere Bedeutung beimessen.


    II. Frieden, Sicherheit und Abrüstung


    8. Wir werden keine Mühen scheuen, um unsere Völker von der Geißel des Krieges, ob Bürgerkriege oder Kriege zwischen Staaten, zu befreien, die im letzten Jahrzehnt über 5 Millionen Menschenleben gefordert haben. Wir werden außerdem die Gefahren zu beseitigen trachten, die von Massenvernichtungswaffen ausgehen.


    9. Wir treffen daher den Beschluss,


    - die Achtung vor dem Primat des Rechts sowohl in den internationalen als auch den nationalen Angelegenheiten zu stärken und insbesondere sicherzustellen, dass die Mitgliedstaaten den Entscheidungen des Internationalen Gerichtshofs im Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen in den Fällen, in denen sie Partei sind, Folge leisten;


    […]


    - sicherzustellen, dass die Vertragsstaaten die Verträge auf Gebieten wie Rüstungskontrolle und Abrüstung, humanitäres Völkerrecht und Recht auf dem Gebiet der Menschenrechte anwenden, und fordern alle Staaten auf, die Unterzeichnung und Ratifikation des Römischen Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs in Erwägung zu ziehen;


    […]


    V. Menschenrechte, Demokratie und gute Lenkung


    24. Wir werden keine Mühen scheuen, um die Demokratie zu fördern und die Rechtsstaatlichkeit sowie die Achtung aller international anerkannten Menschenrechte und Grundfreiheiten einschließlich des Rechts auf Entwicklung zu stärken.


    25. Wir treffen daher den Beschluss,


    - die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte vollinhaltlich zu achten und ihr Geltung zu verschaffen;


    - uns um den vollen Schutz und die Förderung der bürgerlichen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte für alle in allen unseren Ländern zu bemühen;


    - in allen unseren Ländern die Kapazitatäten zur Anwendung der Grundsätze und Verfahren der Demokratie und zur Achtung der Menschenrechte, einschließlich der Rechte von Minderheiten, zu stärken;


    - alle Formen der Gewalt gegen Frauen zu bekämpfen und das Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau umzusetzen;


    - Maßnahmen zu ergreifen, um die Achtung und den Schutz der Menschenrechte von Migranten, Wanderarbeitnehmern und ihren Familien zu gewährleisten, die in vielen Gesellschaften immer häufiger vorkommenden rassistischen und fremdenfeindlichen Handlungen zu beseitigen und in allen Gesellschaften größere Harmonie und Toleranz zu fördern;


    - gemeinsam auf integrativere politische Prozesse hinzuarbeiten, die allen Bürgern in allen unseren Ländern echte Mitsprache ermöglichen;


    - die Freiheit der Medien zur Wahrnehmung ihrer wichtigen Funktion und das Recht der Öffentlichkeit auf Zugang zu Information zu gewährleisten.


    […]


    
      Hinweise


      Fundstelle: UN-Doc. A/RES/55/2 (www.un.org/depts/german/millennium/ar55002-mill-erkl.pdf)


      Verabschiedung: 8.September 2000

    


    31Ergebnis des Weltgipfels 2005 [Auszug] vom 16.September2005


    I. Werte und Grundsätze


    1. Wir, die Staats- und Regierungschefs, sind vom 14. bis 16.September 2005 am Amtssitz der Vereinten Nationen in New York zusammengetreten.


    2. Wir bekräftigen unseren Glauben an die Vereinten Nationen und unser Bekenntnis zu den Zielen und Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen und des Völkerrechts, die unverzichtbare Grundlagen einer friedlicheren, wohlhabenderen und gerechteren Welt sind, und bekunden erneut unsere Entschlossenheit, ihre strikte Achtung zu fördern.


    4. Wir bekräftigen, dass unsere gemeinsamen Grundwerte, darunter Freiheit, Gleichheit, Solidarität, Toleranz, Achtung aller Menschenrechte, Achtung der Natur und geteilte Verantwortung, für die internationalen Beziehungen unerlässlich sind.


    5. Wir sind entschlossen, im Einklang mit den Zielen und Grundsätzen der Charta in der ganzen Welt gerechten und dauerhaften Frieden herbeizuführen. Wir bekennen uns erneut dazu, alle Anstrengungen zur Wahrung der souveränen Gleichheit aller Staaten zu unterstützen, ihre territoriale Unversehrtheit und politische Unabhängigkeit zu achten, jede mit den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen unvereinbare Androhung oder Anwendung von Gewalt in unseren internationalen Beziehungen zu unterlassen und die Beilegung von Streitigkeiten mit friedlichen mitteln und in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Gerechtigkeit und des Völkerrechts, das Selbstbestimmungsrecht der Völker, die sich weiterhin unter kolonialer Herrschaft und ausländischer Besetzung befinden, die Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten der Staaten, die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, die Achtung der Gleichberechtigung aller ohne Unterschied nach Rasse, Geschlecht, Sprache oder Religion, die internationale Zusammenarbeit bei der Lösung internationaler Probleme wirtschaftlicher, sozialer, kultureller oder humanitärer Art sowie die nach Treu und Glauben erfolgende Erfüllung der im Einklang mit der Charta eingegangenen Verpflichtungen zu wahren.


    […]


    9. Wir erkennen an, dass Frieden und Sicherheit, Entwicklung und die Menschenrechte die Säulen des Systems der Vereinten Nationen und die Grundlagen der kollektiven Sicherheit und des kollektiven Wohls sind. Wir erkennen an, dass Entwicklung, Frieden und Sicherheit sowie die Menschenrechte miteinander verflochten sind und einander gegenseitig verstärken.


    […]


    12. Wir bekräftigen, dass die Gleichheit der Geschlechter sowie die Förderung und der Schutz des vollen Genusses aller Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle unabdingbar für die Förderung der Entwicklung und des Friedens und der Sicherheit sind. Wir sind entschlossen, eine Welt zu schaffen, die den künftigen Generationen gerecht wird und das Wohl des Kindes berücksichtigt.


    13. Wir erklären erneut, dass alle Menschenrechte allgemein gültig und unteilbar sind, einander bedingen und miteinander verknüpft sind.


    […]


    16. Wir beschließen daher, eine friedlichere, wohlhabendere und demokratischere Welt zu schaffen und konkrete Maßnahmen zu ergreifen, um auch weiterhin mittel und Wege zur Umsetzung der Ergebnisse des Millenniums-Gipfels und der anderen großen Konferenzen und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen zu finden und so multilaterale Lösungen für Probleme auf den folgenden vier Gebieten herbeizuführen:


    - Entwicklung


    - Frieden und kollektive Sicherheit


    - Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit


    - Stärkung der Vereinten Nationen


    II. Entwicklung


    […]


    Mobilisierung einheimischer Ressourcen


    24. Bei unserem gemeinsamen Streben nach Wachstum, Armutsbeseitigung und nachhaltiger Entwicklung besteht eine entscheidende Herausforderung darin, innerhalb unserer Länder die notwendigen Voraussetzungen für die Mobilisierung öffentlicher wie privater einheimischer Ersparnisse, die dauerhafte Sicherung ausreichender produktiver Investitionen, eine vermehrte Qualifikationsförderung, die Eindämmung der Kapitalflucht, die Eindämmung des illegalen Transfers von Finanzmitteln und die Verstärkung der internationalen Zusammenarbeit zur Herbeiführung eines förderlichen innerstaatlichen Umfelds zu schaffen. Wir verpflichten uns, die Anstrengungen der Entwicklungsländer zur Schaffung eines förderlichen innerstaatlichen Umfelds für die Mobilisierung einheimischer Ressourcen zu unterstützen. Zu diesem Zweck beschließen wir daher,


    […]


    b) zu bekräftigen, dass gute Regierungsführung von grundlegender Bedeutung für eine nachhaltige Entwicklung ist, dass eine solide Wirtschaftspolitik, stabile demokratische Institutionen, die auf die Bedürfnisse der Bevölkerung eingehen, und eine verbesserte Infrastruktur die Grundlage für ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum, die Armutsbeseitigung und die Schaffung von Arbeitsplätzen bilden und dass Freiheit, Frieden und Sicherheit, Stabilität im Inneren, die Achtung der Menschenrechte, einschließlich des Rechts auf Entwicklung, sowie Rechtsstaatlichkeit, die Gleichstellung der Geschlechter, eine marktorientierte Politik und eine allgemeine Verpflichtung auf eine gerechte und demokratische Gesellschaft ebenfalls von wesentlicher Bedeutung sind und sich gegenseitig stärken;


    […]


    IV. Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit


    119. Wir verpflichten uns erneut, alle Menschenrechte, die Rechtsstaatlichkeit und die Demokratie aktiv zu schützen und zu fördern, erkennen an, dass sie miteinander verknüpft sind und sich gegenseitig verstärken und dass sie zu den universellen und unteilbaren grundlegenden Werten und Prinzipien der Vereinten Nationen gehören, und rufen alle Teile des Systems der Vereinten Nationen auf, die Menschenrechte und Grundfreiheiten im Einklang mit ihrem jeweiligen Mandat zu fördern.


    120. Wir bekräftigen das feierliche Bekenntnis unserer Staaten, ihren Verpflichtungen zur Förderung der allgemeinen Achtung und der Einhaltung und des Schutzes aller Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle im Einklang mit der Charta, der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und anderen Menschenrechtsübereinkünften und dem Völkerrecht nachzukommen. Der universelle Charakter dieser Rechte und Freiheiten steht außer Frage.


    Menschenrechte


    121. Wir bekräftigen, dass alle Menschenrechte allgemein gültig, unteilbar und miteinander verknüpft sind und einander bedingen und gegenseitig verstärken und dass alle Menschenrechte in gerechter und gleicher Weise, auf derselben Grundlage und mit demselben Nachdruck behandelt werden müssen. Obgleich die Bedeutung nationaler und regionaler Besonderheiten und der verschiedenen historischen, kulturellen und religiösen Traditionen zu beachten ist, haben alle Staaten ungeachtet ihrer politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Systeme die Pflicht, alle Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und zu schützen.


    122. Wir betonen die Verantwortung aller Staaten, im Einklang mit der Charta die Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle ohne irgendeinen Unterschied, etwa nach Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion, politischer oder sonstiger Anschauung, nationaler oder sozialer Herkunft, Vermögen, Geburt oder sonstigem Stand, zu achten.


    123. Wir beschließen ferner, das Instrumentarium der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Menschenrechte weiter zu stärken, um die effektive Ausübung aller Menschenrechte der bürgerlichen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte, einschließlich des Rechts auf Entwicklung durch alle Menschen zu gewährleisten.


    124. Wir beschließen, das Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte zu stärken, unter Kenntnisnahme des Aktionsplans der Hohen Kommissarin, um es in die Lage zu versetzen, sein Mandat wirksam wahrzunehmen und das breite Spektrum der Herausforderungen zu bewältigen, denen sich die internationale Gemeinschaft auf dem Gebiet der Menschenrechte gegenübersieht, insbesondere in den Bereichen technische Hilfe und Kapazitatätsaufbau, und zwar durch eine Verdoppelung seiner ordentlichen Haushaltsmittel in den kommenden fünf Jahren, um allmählich ein ausgewogenes Verhältnis zwischen ordentlichen Haushaltsmitteln und freiwilligen Beiträgen zu seinen Ressourcen herzustellen, eingedenk anderer vorrangiger Programme zu Gunsten der Entwicklungsländer, sowie durch die Einstellung hochqualifizierter Mitarbeiter auf breiter geografischer Grundlage und mit ausgewogener Vertretung von Männern und Frauen, finanziert aus ordentlichen Haushaltsmitteln, und wir unterstützen seine engere Zusammenarbeit mit allen zuständigen Organen der Vereinten Nationen, namentlich der Generalversammlung, dem Wirtschafts- und Sozialrat und dem Sicherheitsrat.


    125. Wir beschließen, die Wirksamkeit der Menschenrechtsvertragsorgane zu verbessern, namentlich durch eine aktuellere Berichterstattung, durch die Verbesserung und Straffung der Berichtsverfahren sowie durch technische Unterstützung der Staaten beim Ausbau ihrer Berichterstattungskapazitatäten, und die Umsetzung ihrer Empfehlungen weiter zu stärken.


    126. Wir beschließen, die Förderung und den Schutz der Menschenrechte in die nationalen Politiken zu integrieren und ihre noch systematischere Berücksichtigung im gesamten System der Vereinten Nationen zu unterstützen sowie eine engere Zusammenarbeit zwischen dem Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte und allen zuständigen Organen der Vereinten Nationen zu fördern.


    127. Wir bekräftigen unsere Entschlossenheit, weitere Fortschritte bei der Förderung der Menschenrechte der indigenen Völker der Welt auf lokaler, nationaler, regionaler und internationaler Ebene zu erzielen, so auch durch die Konsultation und Zusammenarbeit mit ihnen, und so bald wie möglich einen endgültigen Entwurf der Erklärung der Vereinten Nationen über die Rechte der indigenen Völker vorzulegen.


    128. Wir anerkennen die Notwendigkeit, den Menschenrechten von Frauen und Kindern besondere Aufmerksamkeit zu widmen, und verpflichten uns, diese Rechte in jeder nur erdenklichen Weise zu fördern, namentlich indem wir geschlechtsspezifische Perspektiven und Gesichtspunkte des Kinderschutzes auf die Menschenrechtstagesordnung setzen.


    129. Wir anerkennen die Notwendigkeit, Menschen mit Behinderungen den vollen Genuss ihrer Rechte ohne Diskriminierung zu garantieren. Wir bekräftigen außerdem die Notwendigkeit, den Entwurf für ein umfassendes Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen fertigzustellen.


    130. Wir stellen fest, dass die Förderung und der Schutz der Rechte von Personen, die nationalen oder ethnischen, religiösen und sprachlichen Minderheiten angehören, zur politischen und sozialen Stabilität und zum Frieden beitragen und die kulturelle Vielfalt und das Erbe der Gesellschaft bereichern.


    131. Wir unterstützen die Förderung der Menschenrechtsbildung und des Lernens über die Menschenrechte auf allen Ebenen, gegebenenfalls auch durch die Umsetzung des Weltprogramms für Menschenrechtsbildung, und bestärken alle Staaten, diesbezügliche Initiativen zu erarbeiten.


    Binnenvertriebene


    132. Wir anerkennen die Leitgrundsätze betreffend Binnenvertreibungen als einen wichtigen internationalen Rahmen für den Schutz von Binnenvertriebenen und beschließen, wirksame Maßnahmen zur Verbesserung des Schutzes von Binnenvertriebenen zu ergreifen.


    Schutz und Unterstützung von Flüchtlingen


    133. Wir verpflichten uns, den Grundsatz des Flüchtlingsschutzes zu wahren und unserer Verantwortung, der Not der Flüchtlinge abzuhelfen, nachzukommen, namentlich auch durch die Unterstützung von Maßnahmen mit dem Ziel, die Ursachen der Flüchtlingsbewegungen zu beseitigen, eine sichere und dauerhafte Rückkehr dieser Bevölkerungsgruppen herbeizuführen, Dauerlösungen für Flüchtlinge in seit langem bestehenden Situationen zu finden und zu verhindern, dass Flüchtlingsbewegungen zu einer Quelle von Spannungen zwischen den Staaten werden. Wir bekräftigen den Grundsatz der Solidarität und der Lastenteilung und beschließen, den Ländern bei der Unterstützung der Flüchtlingsbevölkerung und ihrer Aufnahmegemeinden behilflich zu sein.


    Herrschaft des Rechts


    134. In Anerkennung der Notwendigkeit, den Grundsatz der Herrschaft des Rechts auf nationaler wie auch internationaler Ebene allgemein einzuhalten und anzuwenden,


    a) bekräftigen wir unser Bekenntnis zu den Zielen und Grundsätzen der Charta und des Völkerrechts sowie zu einer auf der Herrschaft des Rechts und des Völkerrechts beruhenden internationalen Ordnung, eine wesentliche Voraussetzung für die friedliche Koexistenz und die Zusammenarbeit zwischen den Staaten;


    […]


    Demokratie


    135. Wir bekräftigen, dass die Demokratie ein universaler Wert ist, der auf dem frei bekundeten Willen der Menschen, ihr politisches, wirtschaftliches, soziales und kulturelles System selbst zu bestimmen, sowie auf ihrer uneingeschränkten Teilhabe in allen Aspekten ihres Lebens beruht. Wir bekräftigen außerdem, dass Demokratien zwar gemeinsame Merkmale aufweisen, es jedoch kein einheitliches Demokratiemodell gibt und dass Demokratie nicht einem Land oder einer Region gehört, und bekräftigen die Notwendigkeit, die Souveränität und das Recht auf Selbstbestimmung gebührend zu achten. Wir betonen, dass Demokratie, Entwicklung und die Achtung vor allen Menschenrechten und Grundfreiheiten einander bedingen und sich gegenseitig stärken.


    136. Wir bekunden erneut unsere Entschlossenheit, die Demokratie zu unterstützen, indem wir die Fähigkeit der Länder zur Anwendung demokratischer Grundsätze und Praktiken stärken, und beschließen, die Fähigkeit der Vereinten Nationen, den Mitgliedstaaten auf Antrag behilflich zu sein, zu stärken. Wir begrüßen die Schaffung eines Demokratiefonds bei den Vereinten Nationen. Wir stellen fest, dass bei der Einsetzung des Beirats auf eine vielfältige geografische Vertretung geachtet werden sollte. Wir bitten den Generalsekretär, mit dafür zu sorgen, dass die praktischen Regelungen für den Demokratiefonds unter gebührender Berücksichtigung der auf diesem Gebiet bestehenden Aktivitäten der Vereinten Nationen getroffen werden.


    […]


    Verantwortung für den Schutz der Bevölkerung vor Völkermord, Kriegsverbrechen, ethnischer Säuberung und Verbrechen gegen die Menschlichkeit


    138. Jeder einzelne Staat hat die Verantwortung für den Schutz seiner Bevölkerung vor Völkermord, Kriegsverbrechen, ethnischer Säuberung und Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Zu dieser Verantwortung gehört es, solche Verbrechen, einschließlich der Anstiftung dazu, mittels angemessener und notwendiger Maßnahmen zu verhüten. Wir akzeptieren diese Verantwortung und werden im Einklang damit handeln. Die internationale Gemeinschaft sollte gegebenenfalls die Staaten ermutigen und ihnen dabei behilflich sein, diese Verantwortung wahrzunehmen, und die Vereinten Nationen bei der Schaffung einer Frühwarnkapazitatät unterstützen.


    139. Die internationale Gemeinschaft hat durch die Vereinten Nationen auch die Pflicht, geeignete diplomatische, humanitäre und andere friedliche mittel nach den Kapiteln VI und VIII der Charta einzusetzen, um beim Schutz der Bevölkerung vor Völkermord, Kriegsverbrechen, ethnischer Säuberung und Verbrechen gegen die Menschlichkeit behilflich zu sein. In diesem Zusammenhang sind wir bereit, im Einzelfall und in Zusammenarbeit mit den zuständigen Regionalorganisationen rechtzeitig und entschieden kollektive Maßnahmen über den Sicherheitsrat im Einklang mit der Charta, namentlich KapitelVII, zu ergreifen, falls friedliche mittel sich als unzureichend erweisen und die nationalen Behörden offenkundig dabei versagen, ihre Bevölkerung vor Völkermord, Kriegsverbrechen, ethnischer Säuberung und Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu schützen. Wir betonen die Notwendigkeit, dass die Generalversammlung die Verantwortung für den Schutz von Bevölkerungsgruppen vor Völkermord, Kriegsverbrechen, ethnischer Säuberung und Verbrechen gegen die Menschlichkeit und die sich daraus ergebenden Auswirkungen eingedenk der Grundsätze der Charta und des Völkerrechts weiter prüft. Wir beabsichtigen außerdem, uns erforderlichenfalls und soweit angezeigt dazu zu verpflichten, den Staaten beim Aufbau von Kapazitatäten zum Schutz ihrer Bevölkerung vor Völkermord, Kriegsverbrechen, ethnischer Säuberung und Verbrechen gegen die Menschlichkeit behilflich zu sein und besonders belasteten Staaten beizustehen, bevor Krisen und Konflikte ausbrechen.


    V. Stärkung der Vereinten Nationen


    […]


    Menschenrechtsrat


    157. Gemäß unserem Bekenntnis zur weiteren Stärkung der Menschenrechtsmechanismen der Vereinten Nationen beschließen wir, einen Menschenrechtsrat zu schaffen.


    158. Der Rat wird für die Förderung der allgemeinen Achtung des Schutzes aller Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle, ohne irgendeinen Unterschied und auf faire und gleiche Weise, verantwortlich sein.


    159. Der Rat sollte sich mit Situationen von Verletzungen der Menschenrechte, namentlich groben und systematischen Verletzungen, befassen und diesbezügliche Empfehlungen abgeben. Er sollte außerdem die wirksame Koordinierung und die durchgängige Integration von Menschenrechtsfragen in allen Bereichen des Systems der Vereinten Nationen fördern.


    160. Wir ersuchen den Präsidenten der Generalversammlung, offene, transparente und alle Seiten einschließende Verhandlungen zu führen, die so bald wie möglich während der sechzigsten Tagung abgeschlossen werden sollen, mit dem Ziel, das Mandat, die Modalitäten, die Funktionen, die Größe, die Zusammensetzung, die Mitglieder, die Arbeitsmethoden und die Verfahren für den Rat festzulegen.


    […]


    
      Hinweise


      Fundstellen: UN-Doc. A/RES/60/1;www.un.org/depts/german/gv-60/band1/ar60001.pdf


      Verabschiedung: 16.September 2005

    


    32Erklärung über das Recht auf Entwicklung vom 4.Dezember 1986


    DIE GENERALVERSAMMLUNG


    eingedenk der Ziele und Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen bezüglich der Herbeiführung einer internationalen Zusammenarbeit zur Lösung internationaler Probleme wirtschaftlicher, sozialer, kultureller oder humanitärer Art und zur Förderung und Festigung der Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder der Religion,


    davon ausgehend, dass Entwicklung ein umfassender wirtschaftlicher, sozialer kultureller und politischer Prozess ist, der die ständige Steigerung des Wohls der gesamten Bevölkerung und aller Einzelpersonen auf der Grundlage ihrer aktiven, freien und sinnvollen Teilhabe am Entwicklungsprozess und an der gerechten Verteilung der daraus erwachsenden Vorteile zum Ziel hat,


    in Anbetracht dessen, dass nach der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte jeder Mensch Anspruch auf eine soziale und internationale Ordnung hat, in welcher die in der Erklärung niedergelegten Rechte und Freiheiten voll verwirklicht werden können,


    unter Hinweis auf den Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte und den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte,


    ferner unter Hinweis auf die entsprechenden Übereinkünfte, Konventionen, Resolutionen, Empfehlungen und sonstigen Instrumente der Vereinten Nationen und ihrer Sonderorganisationen zur ganzheitlichen Entwicklung des Menschen sowie zu Fortschritt und Entwicklung aller Völker im wirtschaftlichen und sozialen Bereich, einschließlich der Instrumente zur Entkolonisierung, zur Verhütung von Diskriminierung, zur Achtung und Wahrung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, zur Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit sowie zur weiteren Förderung der freundschaftlichen Beziehungen und der Zusammenarbeit zwischen Staaten im Sinne der Charta,


    unter Hinweis auf das Recht der Völker auf Selbstbestimmung, kraft dessen sie das Recht haben, frei über ihren politischen Status zu entscheiden und in Freiheit ihre wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung zu gestalten,


    weiterhin unter Hinweis auf das Recht der Völker, vorbehaltlich der einschlägigen Bestimmungen der beiden internationalen Menschenrechtspakte die volle und uneingeschränkte Souveränität über alle ihre natürlichen Reichtümer und Ressourcen auszuüben,


    eingedenk der Verpflichtung der Staaten nach der Charta, sich für die allgemeine Achtung und Wahrung der Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle ohne jeden Unterschied wie den der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen oder sozialen Herkunft, des Vermögens, der Geburt oder des sonstigen Status einzusetzen,


    in der Auffassung, dass es zur Schaffung von Bedingungen beitragen würde, welche die Entwicklung großer Teile der Menschheit begünstigen, wenn die massiven und flagranten Verletzungen der Menschenrechte von Völkern und Einzelpersonen beseitigt würden, die von Situationen betroffen sind, wie sie durch Kolonialismus, Neokolonialismus, Apartheid, alle Formen des Rassismus und der rassischen Diskriminierung, Fremdherrschaft und ausländische Besetzung, Aggression und die Bedrohung der nationalen Souveränität, nationalen Einheit und territorialen Integrität sowie Kriegsdrohungen verursacht werden,


    besorgt über das Bestehen schwerwiegender Hindernisse für die Entwicklung sowie für die volle Entfaltung von Menschen und Völkern, unter anderem auf Grund der Vorenthaltung von bürgerlichen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechten, sowie in der Auffassung, dass alle Menschenrechte und Grundfreiheiten unteilbar und interdependent sind, dass der Realisierung, der Förderung und dem Schutz der bürgerlichen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte im Hinblick auf die Förderung der Entwicklung gleiche Aufmerksamkeit und dringliche Beachtung geschenkt werden sollte und dass somit die Förderung und Achtung beziehungsweise die Wahrnehmung bestimmter Menschenrechte und Grundfreiheiten nicht als Rechtfertigung für die Vorenthaltung anderer Menschenrechte und Grundfreiheiten dienen kann,


    in der Auffassung, dass der Weltfrieden und die internationale Sicherheit wesentliche Elemente einer Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung sind,


    erneut erklärend, dass zwischen Abrüstung und Entwicklung ein enger Zusammenhang besteht, dass Fortschritte im Abrüstungsbereich in erheblichem Maße zu Fortschritten im Entwicklungsbereich beitragen würden und dass die durch Abrüstungsmaßnahmen freiwerdenden Ressourcen für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung und das Wohl aller Völker, insbesondere der der Entwicklungsländer, eingesetzt werden sollten,


    davon ausgehend, dass der Mensch zentrales Subjekt des Entwicklungsprozesses ist und dass jede Entwicklungspolitik ihn daher zum Hauptträger und -nutznießer der Entwicklung machen sollte,


    im Hinblick darauf, dass es Hauptverantwortung der jeweiligen Staaten ist, Bedingungen zu schaffen, die der Entwicklung von Völkern und Einzelpersonen förderlich sind,


    sich dessen bewusst, dass auf internationaler Ebene unternommene Bemühungen um die Förderung und den Schutz der Menschenrechte mit Bemühungen um die Errichtung einer neuen internationalen Wirtschaftsordnung einhergehen sollten,


    in Bekräftigung dessen, dass das Recht auf Entwicklung ein unveräußerliches Menschenrecht ist und dass Gleichheit der Entwicklungschancen ein Vorrecht der Nationen wie auch der Einzelpersonen ist, aus denen die Nationen sich zusammensetzen


    verkündet die folgende Erklärung zum Recht auf Entwicklung:


    Artikel1


    (1) Das Recht auf Entwicklung ist ein unveräußerliches Menschenrecht, kraft dessen alle Menschen und Völker Anspruch darauf haben, an einer wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und politischen Entwicklung, in der alle Menschenrechte und Grundfreiheiten voll verwirklicht werden können, teilzuhaben, dazu beizutragen und daraus Nutzen zu ziehen.


    (2) Das Menschenrecht auf Entwicklung bedingt auch die volle Verwirklichung des Rechts der Völker auf Selbstbestimmung, wozu vorbehaltlich der entsprechenden Bestimmungen der beiden internationalen Menschenrechtspakte auch die Ausübung ihres unveräußerlichen Rechts auf uneingeschränkte Souveränität über alle ihre natürlichen Reichtümer und Ressourcen gehört.


    Artikel2


    (1) Der Mensch ist zentrales Subjekt der Entwicklung und sollte aktiver Träger und Nutznießer des Rechts auf Entwicklung sein.


    (2) Alle Menschen tragen einzeln und gemeinschaftlich Verantwortung für die Entwicklung, wobei die Notwendigkeit der uneingeschränkten Achtung ihrer Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie ihre Pflichten gegenüber der Gemeinschaft zu berücksichtigen sind, die allein die freie und volle Entfaltung des Menschen gewährleisten kann, und sie sollten daher eine der Entwicklung gemäße politische, soziale und wirtschaftliche Ordnung fördern und schützen.


    (3) Die Staaten haben das Recht und die Pflicht, geeignete nationale Entwicklungspolitiken aufzustellen, die die stetige Steigerung des Wohls der gesamten Bevölkerung und aller Einzelpersonen auf der Grundlage ihrer aktiven, freien und sinnvollen Teilhabe an der Entwicklung und an einer gerechten Verteilung der daraus erwachsenden Vorteile zum Ziel haben.


    Artikel3


    (1) Die Staaten tragen die Hauptverantwortung für die Schaffung nationaler und internationaler Bedingungen, die der Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung förderlich sind.


    (2) Die Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung erfordert die uneingeschränkte Achtung der Grundsätze des Völkerrechts betreffend die freundschaftlichen Beziehungen und die Zusammenarbeit zwischen den Staaten im Sinne der Charta der Vereinten Nationen.


    (3) Die Staaten haben die Pflicht, miteinander zusammenzuarbeiten, um Entwicklung herbeizuführen und Entwicklungshindernisse zu beseitigen. Die Staaten sollten ihre Rechte so wahrnehmen und ihren Pflichten so nachkommen, dass hierdurch eine neue internationale Wirtschaftsordnung auf der Grundlage der souveränen Gleichheit, der Interdependenz, der gemeinsamen Interessen und der Zusammenarbeit zwischen allen Staaten sowie die Wahrung und Verwirklichung der Menschenrechte gefördert werden.


    Artikel4


    (1) Die Staaten haben die Pflicht, einzeln und gemeinschaftlich Maßnahmen zur Aufstellung internationaler Entwicklungspolitiken zu ergreifen, die darauf gerichtet sind, die volle Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung zu erleichtern.


    (2) Zur Förderung einer rascheren Entwicklung der Entwicklungsländer sind konsequente Maßnahmen erforderlich. Ergänzend zu den Anstrengungen der Entwicklungsländer ist eine wirksame internationale Zusammenarbeit unerlässlich, damit diese Länder die geeigneten mittel und Einrichtungen erhalten, um ihre umfassende Entwicklung weiter vorantragen zu können.


    Artikel5


    Die Staaten ergreifen energische Maßnahmen, um die massiven und flagranten Verletzungen der Menschenrechte von Völkern und Menschen zu beseitigen, die von Situationen betroffen sind, wie sie durch Apartheid, alle Formen des Rassismus und der rassischen Diskriminierung, Kolonialismus, Fremdherrschaft und ausländische Besetzung, Aggression, fremde Einmischung und Bedrohungen der nationalen Souveränität, nationalen Einheit und territorialen Integrität, Kriegsdrohungen sowie die Weigerung, das Grundrecht der Völker auf Selbstbestimmung anzuerkennen, verursacht werden.


    Artikel6


    (1) Alle Staaten sollten mit dem Ziel zusammenarbeiten, die universale Achtung und Wahrung aller Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle ohne jeden Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder der Religion zu fördern, zu unterstützen und zu festigen.


    (2) Alle Menschenrechte und Grundfreiheiten sind unteilbar und interdependent, der Realisierung, der Förderung und dem Schutz der bürgerlichen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte sollten gleiche Aufmerksamkeit und dringliche Beachtung geschenkt werden.


    (3) Die Staaten sollten Maßnahmen zur Beseitigung von Entwicklungshindernissen ergreifen, die sich aus der Nichtbeachtung bürgerlicher und politischer sowie wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Rechte ergeben.


    Artikel7


    Alle Staaten sollten sich für die Schaffung, Wahrung und Festigung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit einsetzen und zu diesem Zweck alles in ihren Kräften Stehende tun, um eine allgemeine und vollständige Abrüstung unter wirksamer internationaler Kontrolle herbeizuführen und um sicherzustellen, dass die durch effektive Abrüstungsmaßnahmen freigesetzten Ressourcen für eine umfassende Entwicklung, insbesondere der Entwicklungsländer, verwendet werden.


    Artikel8


    (1) Die Staaten sollten auf nationaler Ebene alles Erforderliche zur Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung tun und gewährleisten unter anderem die Chancengleichheit für alle beim Zugang zu Grundressourcen, Erziehung, Gesundheitsdiensten, Nahrung, Unterkunft, Arbeit und einer gerechten Einkommensverteilung. Durch wirksame Maßnahmen sollte sichergestellt werden, dass Frauen im Entwicklungsprozess eine aktive Rolle spielen. Es sollten geeignete wirtschaftliche und soziale Reformen mit dem Ziel vorgenommen werden, alle sozialen Ungerechtigkeiten auszumerzen.


    (2) Die Staaten sollten die Mitwirkung der Bevölkerung an allen Bereichen als eine wichtige Voraussetzung für die Entwicklung und die volle Verwirklichung aller Menschenrechte fördern.


    Artikel9


    (1) Alle in dieser Erklärung niedergelegten Aspekte des Rechts auf Entwicklung sind unteilbar und interdependent und sollten jeweils im Gesamtzusammenhang gesehen werden.


    (2) Keine Bestimmung dieser Erklärung ist dahingehend auszulegen, dass sie im Widerspruch zu den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen stehe, beziehungsweise dass sich daraus das Recht eines Staates, einer Gruppe oder einer Person ableiten lasse, eine Tätigkeit auszuüben oder eine Handlung vorzunehmen, die auf die Verletzung der in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und in den internationalen Menschenrechtspakten festgelegten Rechte abzielt.


    Artikel10


    Durch geeignete Maßnahmen sollte für die volle Ausübung und den fortschreitenden Ausbau des Rechts auf Entwicklung gesorgt werden, so auch durch die Formulierung, Verabschiedung und Implementierung politischer, gesetzgeberischer und sonstiger Maßnahmen auf nationaler und internationaler Ebene.


    [Ergänzung durch Resolution 41/133 vom 4.12.1986:


    Die Realisierung des Rechts auf Entwicklung erfordert konzertierte internationale und nationale Anstrengungen, die darauf gerichtet sind, im Einklang mit der Erklärung und dem Aktionsprogramm zur Errichtung einer neuen internationalen Wirtschaftsordnung, mit der Internationalen Entwicklungsstrategie für die Dritte Entwicklungsdekade der Vereinten Nationen und der Charta der wirtschaftlichen Rechte und Pflichten der Staaten wirtschaftliche Not, Hunger und Krankheit überall in der Welt ohne Diskriminierung zu beseitigen.


    Zu diesem Zweck sollte die internationale Zusammenarbeit darauf ausgerichtet sein, ein stabiles und kontinuierliches Wirtschaftswachstum zu erhalten und gleichzeitig Maßnahmen zu setzen, um die zu Vorzugsbedingungen vergebene Hilfe an die Entwicklungsländer zu erhöhen, weltweite Ernährungssicherheit aufzubauen, das Verschuldungsproblem zu lösen, Handelsschranken zu beseitigen, Währungsstabilität zu fördern und die wissenschaftliche und technologische Zusammenarbeit zu verstärken.]


    
      Hinweise


      Fundstellen: UN-Doc. A/RES/41/128;www.un.org/Depts/german/uebereinkommen/ar41128.pdf


      Verabschiedung: 4.Dezember 1986

    


    33Erklärung über das Menschenrecht auf Wasser und Sanitärversorgung vom 28.Juli2010


    DIE GENERALVERSAMMLUNG


    unter Hinweis auf ihre Resolutionen 54/175 vom 17.Dezember 1999 über das Recht auf Entwicklung, 55/196 vom 20.Dezember 2000, mit der sie das Jahr 2003 zum Internationalen Jahr des Süßwassers erklärte, 58/217 vom 23.Dezember 2003, mit der sie den Zeitraum 2005  2015 zur Internationalen Aktionsdekade »Wasser Quelle des Lebens« erklärte, 59/228 vom 22.Dezember 2004, 61/192 vom 20.Dezember 2006, mit der sie das Jahr 2008 zum Internationalen Jahr der sanitären Grundversorgung erklärte, und 64/198 vom 21.Dezember 2009 über die umfassende Halbzeitüberprüfung der Durchführung der Internationalen Aktionsdekade »Wasser Quelle des Lebens«, die Agenda 21 vomJuni 1992, die Habitat-Agenda von 1996, den 1977 von der Wasserkonferenz der Vereinten Nationen verabschiedeten Aktionsplan von Mar del Plata und die Rio-Erklärung über Umwelt und Entwicklung vomJuni 1992,


    sowie unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, den Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte, das Internationale Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung, das Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau, das Übereinkommen über die Rechte des Kindes, das Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen und das Genfer Abkommen vom 12.August 1949 zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegszeiten,


    ferner unter Hinweis auf alle früheren Resolutionen des Menschenrechtsrats über die Menschenrechte und den Zugang zu einwandfreiem Trinkwasser und Sanitärversorgung, namentlich die Ratsresolutionen 7/22 vom 28.März 2008 und 12/8 vom 1.Oktober 2009 betreffend das Menschenrecht auf einwandfreies und sauberes Trinkwasser und Sanitärversorgung, die Allgemeine Bemerkung Nr.15 (2002) des Ausschusses für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte über das Recht auf Wasser (Artikel11 und 12 des Internationalen Paktes über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte) und den Bericht der Hohen Kommissarin der Vereinten Nationen für Menschenrechte über Umfang und Inhalt der aus den internationalen Menschenrechtsübereinkünften hervorgehenden einschlägigen Menschenrechtsverpflichtungen in Bezug auf den gleichen Zugang zu einwandfreiem Trinkwasser und Sanitärversorgung sowie den Bericht der Unabhängigen Expertin für Menschenrechtsverpflichtungen in Bezug auf den Zugang zu einwandfreiem Trinkwasser und sanitärer Grundversorgung,


    tief besorgt darüber, dass etwa884 Millionen Menschen keinen Zugang zu einwandfreiem Trinkwasser und mehr als 2,6Milliarden keinen Zugang zu einer sanitären Grundversorgung haben, und höchst beunruhigt darüber, dass jedes Jahr infolge von wasser- und sanitärbedingten Krankheiten etwa 1,5Millionen Kinder unter 5Jahren sterben und 443Millionen Schultage verloren gehen,


    in der Erkenntnis, wie wichtig der gleiche Zugang zu einwandfreiem und sauberem Trinkwasser und zu Sanitärversorgung als fester Bestandteil der Verwirklichung aller Menschenrechte ist,


    in Bekräftigung der Verantwortung der Staaten für die Förderung und den Schutz aller Menschenrechte, die allgemeingültig und unteilbar sind, einander bedingen und miteinander verknüpft sind und weltweit in fairer und gleicher Weise, gleichberechtigt und gleichgewichtig behandelt werden müssen,


    eingedenk der von der internationalen Gemeinschaft eingegangenen Verpflichtung, die Millenniums-Entwicklungsziele vollständig zu erreichen, und in diesem Zusammenhang betonend, dass die Staats- und Regierungschefs entschlossen sind, wie in der Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen zum Ausdruck gebracht, bis zum Jahr 2015 den Anteil der Menschen um die Hälfte zu senken, die einwandfreies Trinkwasser nicht erreichen oder es sich nicht leisten können, und, wie im Durchführungsplan des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung (»Durchführungsplan von Johannesburg«) vereinbart, den Anteil der Menschen um die Hälfte zu senken, die keinen Zugang zu grundlegenden sanitären Einrichtungen haben


    1. erkennt das Recht auf einwandfreies und sauberes Trinkwasser und Sanitärversorgung als ein Menschenrecht an, das unverzichtbar für den vollen Genuss des Lebens und aller Menschenrechte ist;


    2. fordert die Staaten und die internationalen Organisationen auf, im Wege der internationalen Hilfe und Zusammenarbeit Finanzmittel bereitzustellen, Kapazitatäten aufzubauen und Technologien weiterzugeben, insbesondere für die Entwicklungsländer, um die Anstrengungen zur Bereitstellung von einwandfreiem, sauberem, zugänglichem und erschwinglichem Trinkwasser und zur Sanitärversorgung für alle zu verstärken;


    3. begrüßt den Beschluss des Menschenrechtsrats, die Unabhängige Expertin für Menschenrechtsverpflichtungen in Bezug auf den Zugang zu einwandfreiem Trinkwasser und sanitärer Grundversorgung zu ersuchen, der Generalversammlung einen jährlichen Bericht vorzulegen, und legt ihr nahe, ihr Mandat auch weiterhin in allen Aspekten wahrzunehmen und in Abstimmung mit allen zuständigen Organisationen, Fonds und Programmen der Vereinten Nationen in ihrem der Versammlung auf ihrer sechsundsechzigsten Tagung vorzulegenden Bericht auf die hauptsächlichen Herausforderungen für die Verwirklichung des Menschenrechts auf einwandfreies und sauberes Trinkwasser und Sanitärversorgung sowie auf deren Auswirkungen auf die Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele einzugehen.


    
      Hinweise


      Fundstelle: UN-Doc. A/RES/64/292


      Verabschiedung: 28.Juli 2010

    


    34Verfahren für die Behandlung von mitteilungen mit Bezug auf Verletzungen von Menschenrechten und Grundfreiheiten, Resolution 1503 (XLVIII) des Wirtschafts- und Sozialrats vom 27.Mai1970


    DER WIRTSCHAFTS- UND SOZIALRAT


    unter Kenntnisnahme von den Resolutionen 7 (XXVI) und 17 (XXV) der Menschenrechtskommission und von der Resolution 2 (XXI) der Unterkommission für die Verhinderung von Diskriminierungen und für den Schutz von Minderheiten,


    (1) ermächtigt die Unterkommission für die Verhinderung von Diskriminierungen und für den Schutz von Minderheiten, eine aus nicht mehr als fünf ihrer Mitglieder bestehende Arbeitsgruppe, unter angemessener Berücksichtigung der geographischen Verteilung, zu ernennen, die einmal im Jahr für einen zehn Tage nicht übersteigenden Zeitraum unmittelbar vor den Tagungen der Unterkommission in nichtöffentlichen Sitzungen zusammentritt, um alle mitteilungen, einschließlich der Erwiderungen von Regierungen darauf, die der Generalsekretär gemäß der Resolution 728F (XXVIII) des Rates vom 30.Juli 1959 erhalten hat, zu dem Zweck zu prüfen, der Unterkommission solche Eingaben, zusammen mit etwaigen Erwiderungen von Regierungen, zur Kenntnis zu bringen, die anscheinend ein Regelbeispiel schwerer und zuverlässig bezeugter, im Rahmen des Mandats der Unterkommission liegender Verletzungen von Menschenrechten und Grundfreiheiten erkennen lassen;


    (2) entscheidet, dass die Unterkommission für die Verhinderung von Diskriminierungen und für den Schutz von Minderheiten als ersten Abschnitt der Durchführung dieser Resolution auf ihrer dreiundzwanzigsten Tagung geeignete Verfahren für die Behandlung der Frage der Zulässigkeit von mitteilungen ausarbeiten sollte, die der Generalsekretär nach Maßgabe der Resolution 728F (XXVIII) des Rates vom 30.Juli 1959 und gemäß der Resolution 1235 (XLII) des Rates vom 6.Juni 1967 erhält;


    (3) ersucht den Generalsekretär, für die Erörterung der Unterkommission auf ihrer dreiundzwanzigsten Tagung eine Aufzeichnung über die Frage der Zulässigkeit von mitteilungen vorzubereiten;


    (4) ersucht ferner den Generalsekretär:


    a) den Mitgliedern der Unterkommission jeden Monat eine von ihm gemäß der Resolution 728F (XXVIII) des Rates vorbereitete Liste von mitteilungen sowie eine kurze Beschreibung von diesen, zusammen mit dem Wortlaut aller von Regierungen eingegangenen Erwiderungen, zur Verfügung zu stellen;


    b) den Mitgliedern der Arbeitsgruppe in ihren Sitzungen die von ihnen gewünschten Originale der in Listen aufgenommenen mitteilungen zugänglich zu machen, wobei die Bestimmungen des Absatzes2(b) der Resolution 728F (XXVIII) des Rates betreffend die Bekanntgabe der Identität der Verfasser von mitteilungen gebührend zu berücksichtigen ist;


    c) bei den Mitgliedern der Unterkommission die Originale derjenigen mitteilungen, die der Unterkommission von der Arbeitsgruppe vorgelegt werden, in den Arbeitssprachen umlaufen zu lassen;


    (5) ersucht die Unterkommission für die Verhinderung von Diskriminierungen und für den Schutz von Minderheiten, in nichtöffentlichen Sitzungen, in Übereinstimmung mit dem obigen Absatz1, die mitteilungen, die ihr auf Grund einer Entscheidung einer Mehrheit der Mitglieder der Arbeitsgruppe vorgelegt werden, sowie alle darauf bezüglichen Erwiderungen von Regierungen und andere wesentliche Informationen zu prüfen, um zu entscheiden, ob besondere Sachverhalte, die dem Anschein nach ein Regelbeispiel von schweren und zuverlässig bezeugten Verletzungen von Menschenrechten erkennen lassen, vor die Kommission für Menschenrechte gebracht werden sollten, weil sie eine Erörterung durch die Kommission erfordern;


    (6) ersucht die Kommission für Menschenrechte, nach Prüfung jedes ihr von der Unterkommission vorgelegten Sachverhalts zu entscheiden:


    a) ob dieser eine eingehende Studie seitens der Kommission und einen Bericht nebst Empfehlungen dazu an den Rat gemäß Absatz3 der Resolution 1235 (XLII) des Rates erfordert;


    b) ob er Gegenstand einer Untersuchung durch ein von der Kommission zu ernennendes ad hoc-Komitee sein kann, die nur mit ausdrücklicher Zustimmung des betroffenen Staates vorgenommen und in ständiger Zusammenarbeit mit diesem Staat sowie unter Bedingungen geführt wird, die im Einvernehmen mit diesem festgelegt werden. Auf jeden Fall kann die Untersuchung nur vorgenommen werden, wenn:


    i) von allen auf nationaler Ebene zur Verfügung stehenden mitteln Gebrauch gemacht ist und sie erschöpft sind;


    ii) der Sachverhalt sich nicht auf eine Angelegenheit bezieht, die nach anderen Verfahren zu behandeln ist, welche in den Satzungen oder Übereinkommen der Vereinten Nationen und der Sonderorganisationen oder in regionalen Übereinkommen vorgesehen sind, oder die der betroffene Staat nach Maßgabe allgemeiner oder besonderer internationaler Übereinkommen, deren Vertragspartei er ist, anderen Verfahren zu unterwerfen wünscht;


    (7) entscheidet für den Fall, dass die Kommission für Menschenrechte ein ad hoc-Komitee ernennt, welches mit Zustimmung des betroffenen Staates eine Untersuchung durchführen soll:


    a) die Zusammensetzung des Komitees wird von der Kommission bestimmt. Die Mitglieder des Komitees sind unabhängige Persönlichkeiten, deren Sachkunde und Unparteilichkeit außer Frage steht. Ihre Ernennung bedarf der Zustimmung der betroffenen Regierung;


    b) das Komitee gibt sich seine Verfahrensordnung. Es steht unter der Quorum-Regel. Es hat die Befugnis, mitteilungen entgegenzunehmen und, falls erforderlich, Zeugen zu vernehmen. Die Untersuchung wird in Zusammenarbeit mit der betroffenen Regierung geführt;


    c) das Verfahren des Komitees ist vertraulich, seine Verfahrensmaßnahmen werden in geschlossenen Sitzungen durchgeführt und seine mitteilungen werden in keiner Weise veröffentlicht;


    d) das Komitee bemüht sich vor, während und sogar nach der Untersuchung um freundschaftliche Lösungen;


    e) das Komitee berichtet an die Kommission für Menschenrechte mit den Stellungnahmen und Anregungen, die es für geeignet hält;


    (8) entscheidet, dass alle von der Unterkommission zur Verhinderung von Diskriminierungen und zum Schutz von Minderheiten oder von der Kommission für Menschenrechte zur Durchführung dieser Resolution in Betracht gezogenen Maßnahmen solange vertraulich bleiben, bis die Kommission entscheidet, an den Wirtschafts- und Sozialrat Empfehlungen zu richten;


    (9) entscheidet, den Generalsekretär zu ermächtigen, alle Hilfsmittel, die für dieDurchführung dieser Resolution erforderlich werden, zu beschaffen und dabei von dem vorhandenen Personal der Abteilung Menschenrechte des Sekretariats der Vereinten Nationen Gebrauch zu machen;


    (10) entscheidet, dass das in dieser Resolution für die Behandlung von mitteilungen betreffend Verletzungen von Menschenrechten und Grundfreiheiten vorgesehene Verfahren überprüft werden soll, wenn irgendein neues zur Behandlung solcher mitteilungen berechtigtes Organ innerhalb der Vereinten Nationen oder durch internationale Vereinbarung geschaffen werden sollte.


    
      Hinweise


      Fundstelle: UN-Doc. E/RES/1503 (XLVIII)


      Verabschiedung: 27.Mai 1970

    


    35Die Zehn Prinzipien des Global Compact vom 31.Januar1999


    Die Grundlagen der zehn universell anerkannten Prinzipien des Global Compact aus den Bereichen Menschenrechte, Arbeitsnormen, Umweltschutz und Korruptionsbekämpfung sind:


    - die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte,


    - die Erklärung über grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit der Internationalen Arbeitsorganisation,


    - die Grundsätze der Erklärung von Rio zu Umwelt und Entwicklung,


    - die UN-Konvention gegen Korruption.


    Der Global Compact fordert Unternehmen auf, sich zu einem Katalog von Grundwerten aus den Bereichen Menschenrechte, Arbeitsnormen, Umweltschutz und Korruptionsbekämpfung zu bekennen, sie zu unterstützen und innerhalb ihres Einflussbereichs in die Praxis umzusetzen:


    Menschenrechte


    Prinzip 1: Unternehmen sollen den Schutz der internationalen Menschenrechte unterstützen und achten und


    Prinzip 2: sicherstellen, dass sie sich nicht an Menschenrechtsverletzungen mitschuldig machen.


    Arbeitsnormen


    Prinzip 3: Unternehmen sollen die Vereinigungsfreiheit und die wirksame Anerkennung des Rechts auf Kollektivverhandlungen wahren.


    Prinzip 4: Unternehmen sollen sich für die Beseitigung aller Formen der Zwangsarbeit einsetzen.


    Prinzip 5: Unternehmen sollen sich für die Abschaffung von Kinderarbeit einsetzen.


    Prinzip 6: Unternehmen sollen sich für die Beseitigung von Diskriminierung bei Anstellung und Erwerbstätigkeit einsetzen.


    Umweltschutz


    Prinzip 7: Unternehmen sollen im Umgang mit Umweltproblemen dem Vorsorgeprinzip folgen.


    Prinzip 8: Unternehmen sollen Initiativen ergreifen, um größeres Umweltbewusstsein zu fördern.


    Prinzip 9: Unternehmen sollen die Entwicklung und Verbreitung umweltfreundlicher Technologien beschleunigen.


    Korruptionsbekämpfung


    Prinzip 10: Unternehmen sollen gegen alle Arten der Korruption eintreten, einschließlich Erpressung und Bestechung.


    
      Hinweise


      Fundstelle: www.unglobalcompact.org/Languages/german/die_zehn_prinzipien.html


      Vom VN-Generalsekretär Kofi Annan am 31.Januar 1999 auf dem Weltwirtschaftsforum in Davos vorgestellt.


      In Deutschland nehmen knapp 250 Unternehmen an der Initiative teil, darunter 24 der 30 im Dax gelisteten großen Unternehmen, unter ihnen Allianz, BASF, Bayer, Daimler und Volkswagen.

    


    36OECD-Erklärung über internationale Investitionen und mulitnationale Unternehmen vom 25.Mai2011


    DIE REGIERUNGEN DER TEILNEHMERSTAATEN


    in der Erwägung


     dass die internationalen Investitionen von wesentlicher Bedeutung für die Weltwirtschaft sind und zur Entwicklung ihrer Länder einen erheblichen Beitrag leisten;


     dass die multinationalen Unternehmen bei diesem Investitionsprozess eine wichtige Rolle spielen;


     dass es durch die internationale Zusammenarbeit möglich ist, das Klima für Auslandsinvestitionen zu verbessern, den positiven Beitrag, den die multinationalen Unternehmen zum wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Fortschritt leisten können, zu fördern und Schwierigkeiten, die aus der Tätigkeit dieser Unternehmen erwachsen können, teilweise oder ganz auszuräumen;


     dass die positiven Effekte der internationalen Zusammenarbeit dadurch gestärkt werden, dass Probleme im Zusammenhang mit internationalen Investitionen und multinationalen Unternehmen durch ein ausgewogenes Rahmenwerk miteinander verbundener Instrumente behandelt werden


    erklären hiermit:


    Leitsätze für multinationale Unternehmen


    I. dass sie gemeinsam den auf ihrem Staatsgebiet tätigen bzw. von dort aus operierenden multinationalen Unternehmen die Beachtung der in Anhang 1 zu dieser Erklärung enthaltenen Leitsätze empfehlen, und zwar unter Berücksichtigung der im Vorwort dargelegten Erwägungen und Erläuterungen, die einen festen Bestandteil dieser Leitsätze bilden;


    Inländerbehandlung


    II.


    1. dass die Regierungen der Teilnehmerstaaten im Einklang mit der Notwendigkeit, die öffentliche Ordnung aufrechtzuerhalten, ihre lebenswichtigen Sicherheitsinteressen zu schützen und ihren Verpflichtungen zur Wahrung von Frieden und Sicherheit in der Welt nachzukommen Unternehmen, die auf ihrem Staatsgebiet tätig sind und die sich mittelbar oder unmittelbar im Eigentum oder unter der Kontrolle von Staatsangehörigen anderer Teilnehmerländer befinden (im Folgenden als »Unternehmen unter ausländischer Kontrolle« bezeichnet), im Bereich ihrer Gesetze, Durchführungsbestimmungen und Verwaltungspraktiken eine Behandlung zuteilwerden lassen sollten, die im Einklang mit dem Völkerrecht steht und nicht weniger günstig ist, als sie inländischen Unternehmen unter vergleichbaren Bedingungen zuteilwird (im Folgenden als »Inländerbehandlung« bezeichnet);


    2. dass die Regierungen der Teilnehmerstaaten die Anwendung der »Inländerbehandlung« auch auf Nichtteilnehmerstaaten in Erwägung ziehen werden;


    3. dass die Regierungen der Teilnehmerstaaten sich bemühen werden, sicherzustellen, dass die »Inländerbehandlung« auch von den innerhalb ihres Staatsgebiets bestehenden Gebietskörperschaften angewendet wird;


    4. dass das Recht der Regierungen der Teilnehmerstaaten, den Zufluss von ausländischen Investitionen oder die Niederlassungsbedingungen für ausländische Unternehmen zu regeln, von dieser Erklärung nicht berührt wird;


    Widersprüchliche Anforderungen


    III. dass sie mit dem Ziel zusammenarbeiten werden, widersprüchliche Auflagen für multinationale Unternehmen zu vermeiden oder auf ein Mindestmaß zu beschränken, und dass sie die in Anhang 2 zu dieser Erklärung enthaltenen allgemeinen Erwägungen und praktischen Verhaltensweisen berücksichtigen werden;


    […]


    Teil 1: OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen


    Empfehlungen für verantwortungsvolles unternehmerisches Handeln in einem globalen Kontext


    […]


    IV. Menschenrechte


    Die Staaten haben die Pflicht, die Menschenrechte zu schützen. Die Unternehmen sollten im Rahmen der international anerkannten Menschenrechte, der von den Ländern, in denen sie tätig sind, eingegangenen internationalen Menschenrechtsverpflichtungen sowie der einschlägigen nationalen Gesetze und Vorschriften:


    1. die Menschenrechte achten, was bedeutet, dass sie eine Verletzung der Menschenrechte anderer vermeiden und negativen Auswirkungen auf die Menschenrechte begegnen sollten, an denen sie beteiligt sind.


    2. im Kontext ihrer eigenen Aktivitäten verhindern, negative Auswirkungen auf die Menschenrechte zu verursachen oder einen Beitrag dazu zu leisten, und diesen Auswirkungen begegnen, wenn sie auftreten.


    3. sich um mittel und Wege bemühen, negative Auswirkungen auf die Menschenrechte zu verhüten oder zu mindern, die auf Grund einer Geschäftsbeziehung mit ihrer Geschäftstätigkeit, ihren Produkten oder Dienstleistungen unmittelbar verbunden sind, selbst wenn sie nicht zu diesen Auswirkungen beitragen.


    4. eine Erklärung ausarbeiten, in der sie ihr Engagement zur Achtung der Menschenrechte formulieren.


    5. je nach ihrer Größe, der Art und des Kontextes ihrer Geschäftstätigkeit und dem Ausmaß der Risiken von negativen Auswirkungen auf die Menschenrechte ihrer menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht (Due Diligence) nachkommen.


    6. rechtmäßige Verfahren fördern oder sich daran beteiligen, um eine Wiedergutmachung der negativen Auswirkungen auf die Menschenrechte zu ermöglichen, wenn sich herausstellt, dass sie diese Auswirkungen verursacht oder dazu beigetragen haben.


    Erläuterungen zu den Menschenrechten


    36. Dieses Kapitelbeginnt mit einem einleitenden Abschnitt, in dem der Rahmen für die spezifischen Empfehlungen hinsichtlich der Achtung der Menschenrechte durch die Unternehmen abgesteckt wird. Er stützt sich auf den Rahmen für Unternehmenstätigkeit und Menschenrechte »Schützen, achten, Rechtsschutz gewähren« (Framework for Business and Human Rights »Protect, Respect and Remedy«) der Vereinten Nationen und steht im Einklang mit den Leitlinien (Guiding Principles) für dessen Umsetzung.


    37. Im erklärenden Abschnitt und in Ziffer1 wird anerkannt, dass die Staaten die Pflicht zum Schutz der Menschenrechte haben und dass die Unternehmen unabhängig von ihrer Größe, dem Sektor, dem sie angehören, ihrem operativen Umfeld, ihren Eigentumsverhältnissen und ihrer Struktur die Menschenrechte überall dort achten sollten, wo sie ihre Geschäftstätigkeit ausüben. Die Achtung der Menschenrechte ist unabhängig von der Kapazitatät und/oder der Bereitschaft der Staaten, die von ihnen eingegangenen Menschenrechtsverpflichtungen zu erfüllen, der globale Standard für das von den Unternehmen erwartete Verhalten und schmälert diese Verpflichtungen nicht.


    38. Die Tatsache, dass ein Staat einschlägige nationale Gesetze nicht durchsetzt bzw. eingegangene internationale Menschenrechtsverpflichtungen nicht umsetzt oder dass er diesen Gesetzen bzw. internationalen Verpflichtungen möglicherweise zuwiderhandelt, verringert nicht die Verantwortung der Unternehmen, die Menschenrechte zu achten. In Ländern, in denen die nationalen Gesetze und Vorschriften mit den international anerkannten Menschenrechten in Konflikt stehen, sollten sich die Unternehmen im Einklang mit Ziffer2 des KapitelsI »Begriffe und Grundsätze« um mittel und Wege bemühen, sie so weit wie irgend möglich einzuhalten, ohne mit dem geltenden Recht des jeweiligen Landes in Konflikt zu geraten.


    39. In allen Fällen und unabhängig von dem Land oder dem spezifischen Kontext, in dem die Unternehmen ihre Geschäftstätigkeit ausüben, ist zumindest auf die international anerkannten Menschenrechte hinzuweisen, die in der Internationalen Menschenrechtscharta ausgedrückt sind. Letztere umfasst die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte und die wichtigsten Instrumente, durch die sie kodifiziert wurde: den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte und den Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte. Ferner ist auf die Prinzipien hinsichtlich der grundlegenden Rechte zu verweisen, die in der Erklärung der Internationalen Arbeitsorganisation von 1998 über grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit dargelegt sind.


    40. Die Unternehmen können auf praktisch alle international anerkannten Menschenrechte Auswirkungen haben. In der Praxis sind in manchen Sektoren oder Kontexten bestimmte Menschenrechte u. U. stärker gefährdet als andere und sind daher Gegenstand erhöhter Aufmerksamkeit. Da sich die Situation aber verändern kann, sollten alle Rechte regelmäßig überprüft werden. Je nach den Umständen müssen die Unternehmen gegebenenfalls zusätzliche Standards berücksichtigen. So sollten die Unternehmen beispielsweise die Menschenrechte von Personen, die bestimmten Gruppen oder Bevölkerungsteilen angehören, die besonderer Aufmerksamkeit bedürfen, überall dort achten, wo sie negative menschenrechtliche Auswirkungen auf diese haben können. In diesem Zusammenhang präzisieren die Instrumente der Vereinten Nationen die Rechte von indigenen Völkern, Personen, die nationalen oder ethnischen, religiösen und sprachlichen Minderheiten angehören, Frauen, Kindern, Menschen mit Behinderungen sowie Wanderarbeitnehmern und ihren Familienangehörigen. Außerdem sollten die Unternehmen in Situationen bewaffneter Konflikte die Standards des humanitären Völkerrechts einhalten, was den Unternehmen dabei helfen kann, dem Risiko vorzubeugen, negative Auswirkungen zu verursachen oder einen Beitrag dazu zu leisten, wenn sie in solch einem schwierigen Umfeld tätig sind.


    41. Die in Ziffer1 enthaltene Empfehlung, tatsächlich und potenziell negativen Auswirkungen auf die Menschenrechte zu begegnen, besteht darin, sowohl angemessene Maßnahmen zu ergreifen, um diese Auswirkungen zu ermitteln, wenn möglich zu verhüten, sowie die potenziellen Auswirkungen auf die Menschenrechte zu mindern und die tatsächlichen Auswirkungen wiedergutzumachen, als auch Rechenschaft darüber abzulegen, wie den negativen Auswirkungen auf die Menschenrechte begegnet wird. Der Begriff »Verletzung« bezieht sich auf die negativen Auswirkungen, die ein Unternehmen auf die Menschenrechte einzelner Personen haben kann.


    42. In Ziffer2 wird empfohlen, dass die Unternehmen es vermeiden, durch ihre eigenen Aktivitäten negative Auswirkungen auf die Menschenrechte zu verursachen oder einen Beitrag dazu zu leisten, und diesen Auswirkungen begegnen, wenn sie auftreten. »Aktivitäten« können sowohl Handlungen als auch Unterlassungen umfassen. In Fällen, in denen ein Unternehmen negative Auswirkungen auf die Menschenrechte verursacht oder verursachen kann, sollte es die notwendigen Schritte in die Wege leiten, um die Auswirkungen zu beenden oder zu verhüten. In Fällen, in denen ein Unternehmen zu solchen Auswirkungen beiträgt oder beitragen kann, sollte es die notwendigen Schritte in die Wege leiten, um diesen Beitrag zu beenden oder zu verhüten, und seinen Einfluss nutzen, um etwaige noch verbleibende Auswirkungen so weit wie irgend möglich zu mindern. Von der Existenz einer Einflussmöglichkeit wird ausgegangen, wenn das Unternehmen über die Fähigkeit verfügt, in den Praktiken des Verursachers der negativen menschenrechtlichen Auswirkungen einen Wandel herbeizuführen.


    43. Ziffer3 betrifft komplexere Fälle, in denen ein Unternehmen nicht zu den negativen Auswirkungen auf die Menschenrechte beigetragen hat, die Auswirkungen aber gleichwohl auf Grund seiner Geschäftsbeziehung zu einer anderen Unternehmenseinheit mit seiner Geschäftstätigkeit, seinen Produkten oder Dienstleistungen unmittelbar verbunden sind. Mit Ziffer3 soll die Verantwortung aber nicht von dem Verursacher der negativen menschenrechtlichen Auswirkungen auf das Unternehmen verlagert werden, mit dem der Verursacher eine Geschäftsbeziehung unterhält. Um der in Ziffer3 enthaltenen Erwartung gerecht zu werden, sollte ein Unternehmen, das allein oder gegebenenfalls in Kooperation mit anderen Unternehmenseinheiten/Stellen handelt, seinen Einfluss nutzen, um auf den Verursacher der negativen menschenrechtlichen Auswirkungen mit dem Ziel einzuwirken, die fraglichen Auswirkungen zu verhindern oder zu mindern. Die »Geschäftsbeziehungen« eines Unternehmens umfassen die Beziehungen zu Geschäftspartnern, Unternehmensteilen in seiner Zulieferkette und allen anderen nichtstaatlichen oder staatlichen Stellen, die mit seiner Geschäftstätigkeit, seinen Produkten oder Dienstleistungen unmittelbar verbunden sind. Zu den Faktoren, die berücksichtigt werden, um in solchen Fällen das angemessene Vorgehen zu ermitteln, zählen der Einfluss des Unternehmens auf die betreffende Unternehmenseinheit/Stelle, die Bedeutung dieser Beziehung für das Unternehmen, die Schwere der Auswirkungen und die Frage, ob die Beendigung der Beziehung zu der betreffenden Unternehmenseinheit/Stelle selbst negative Auswirkungen auf die Menschenrechte hätte.


    44. In Ziffer4 wird empfohlen, dass die Unternehmen ihrem Engagement zur Achtung der Menschenrechte durch eine Grundsatzerklärung Ausdruck verleihen, die a) auf höchster Unternehmensebene beschlossen wird, b) durch einschlägiges internes und/oder externes Fachwissen fundiert ist, c) die Erwartungen des Unternehmens im Hinblick auf die Menschenrechte an die Mitarbeiter, Geschäftspartner und sonstige Parteien fixiert, die mit seiner Geschäftstätigkeit, seinen Produkten oder seinen Dienstleistungen unmittelbar verbunden sind, d) öffentlich verfügbar ist sowie intern und extern allen Mitarbeitern, Geschäftspartnern und sonstigen betroffenen Parteien mitgeteilt wird, e) sich in den Geschäftspraktiken und -verfahren widerspiegelt, was notwendig ist, um sie innerhalb des Gesamtunternehmens zu verankern.


    45. Ziffer5 enthält die an die Unternehmen gerichtete Empfehlung, ihrer menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht nachzukommen. Das Verfahren besteht unter anderem darin, die tatsächlichen und potenziellen Auswirkungen auf die Menschenrechte zu ermitteln, die sich daraus ergebenden Erkenntnisse zu berücksichtigen und entsprechende Maßnahmen zu ergreifen, den Reaktionen nachzugehen sowie mitzuteilen, wie diesen Auswirkungen begegnet wird. Die menschenrechtliche Sorgfaltspflicht kann in allgemeinere Risikomanagementsysteme der Unternehmen integriert werden, sofern sie über die einfache Identifizierung und Steuerung wesentlicher Risiken für das Unternehmen selbst hinausgeht und auch Risiken für die Rechteinhaber umfasst. Angesichts der Tatsache, dass sich die Menschenrechtsrisiken im Zeitverlauf insofern verändern können, als sich die Geschäftstätigkeit und das operative Umfeld eines Unternehmens weiterentwickeln, handelt es sich dabei um eine kontinuierliche Aufgabe. Weitere Orientierungshilfen zur Sorgfaltspflicht, insbesondere in Bezug auf Zulieferketten, sowie angemessene Reaktionen auf die von den Zulieferketten ausgehenden Risiken finden sich unter den ZiffernA.10 bis A.12 des KapitelsII »Allgemeine Grundsätze« und den dazugehörenden Erläuterungen.


    46. Wenn die Unternehmen durch ihre Due-Diligence-Vorkehrungen im Bereich der Menschenrechte oder andere mittel herausfinden, dass sie negative Auswirkungen verursacht oder zu diesen beigetragen haben, empfehlen die Leitsätze, dass sie über Verfahren verfügen sollten, um eine Wiedergutmachung zu ermöglichen. In einigen Fällen ist es erforderlich, dass die Unternehmen sich an gerichtlichen oder rechtsstaatlichen außergerichtlichen Mechanismen beteiligen. In anderen Fällen können Beschwerdemechanismen auf Unternehmensebene, die für von den Unternehmensaktivitäten betroffenen Personen zur Verfügung stehen, ein wirksames mittel sein, um solche Verfahren zu etablieren, sofern diese folgende Schlüsselkriterien erfüllen: Legitimität, Zugänglichkeit, Berechenbarkeit, Unparteilichkeit, Vereinbarkeit mit den Leitsätzen und Transparenz, und auf Dialog sowie der Bereitschaft basieren, einvernehmliche Lösungen zu finden. Derartige Mechanismen können von einem Unternehmen allein oder in Zusammenarbeit mit anderen Unternehmensbeteiligten verwaltet werden und eine Quelle des kontinuierlichen Lernens darstellen. Die Beschwerdemechanismen auf Unternehmensebene dürfen aber weder dazu verwendet werden, die Rolle der Gewerkschaften bei der Beilegung von arbeitsbezogenen Konflikten zu untergraben, noch dürfen diese Mechanismen den Zugang zu gerichtlichen und außergerichtlichen Beschwerdemechanismen verhindern, einschließlich der im Rahmen der Leitsätze eingerichteten Nationalen Kontaktstellen.


    
      Hinweise


      Fundstelle:www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/M-O/oecd-leitsaetze-2011-de,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf


      Erklärung vom 25.Mai 2011

    


    37Erklärung der Yogyakarta-Prinzipien über die Anwendung von Menschenrechten in Bezug auf die sexuelle Orientierung und geschlechtliche Identität vom 23.März2007


    Präambel


    WIR, DAS INTERNATIONALE FORUM VON EXPERTINNEN UND EXPERTEN FÜR DIE MENSCHENRECHTE UND DIE SEXUELLE ORIENTIERUNG UND GESCHLECHTLICHE IDENTITÄT


    erinnern daran, dass alle Menschen frei und gleich an Würde und Rechten geboren werden und dass jede und jeder das Recht auf den Genuss von Menschenrechten hat ohne irgendeinen Unterschied etwa nach Rasse, Hautfarbe, Geschlecht (sex), Sprache, Religion, politischen oder sonstigen Überzeugungen, nationaler oder gesellschaftlicher Herkunft, Vermögen, Geburt oder sonstigem Status;


    sind beunruhigt, dass Menschen in allen Teilen der Welt wegen ihrer sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität Gewalt, Übergriffe, Diskriminierungen, Ausgrenzungen, Stigmatisierungen und Vorurteile erfahren, dass diese Vorfälle mit Diskriminierungen aufgrund von Geschlecht (gender), Rasse, Alter, Religion, Behinderung, Gesundheitszustand und des wirtschaftlichen Status einhergehen und dass diese Gewalttaten, Übergriffe, Diskriminierungen, Ausgrenzungen, Stigmatisierungen und Vorurteile die Unversehrtheit und Würde derjenigen beeinträchtigen, die ihnen ausgesetzt sind, ihr Selbstwertgefühl und das Zugehörigkeitsgefühl zu ihrer Gemeinschaft schwächen und so dazu führen könnten, dass sie ihre Identität verbergen oder unterdrücken und ein Leben in Angst und in Unsichtbarkeit führen;


    sind uns bewusst, dass Menschen seit langem solche Menschenrechtsverletzungen erfahren müssen, weil sie lesbisch, schwul oder bisexuell sind bzw. dafür gehalten werden, einvernehmliche sexuelle Handlungen mit Personen desselben Geschlechts (gender) eingegangen sind oder weil sie transsexuell, transgender oder intersexuell sind oder dafür gehalten werden oder zu gesellschaftlichen Gruppen gehören, die in bestimmten Gesellschaften nach ihrer sexueller Orientierung oder geschlechtlichen Identität definiert werden;


    verstehen unter »sexueller Orientierung« die Fähigkeit eines Menschen, sich emotional und sexuell intensiv zu Personen desselben oder eines anderen Geschlechts (gender) oder mehr als einen Geschlechts (gender) hingezogen zu fühlen und vertraute und sexuelle Beziehungen mit ihnen zu führen;


    verstehen unter »geschlechtlicher Identität« das tief empfundene innere und persönliche Gefühl der Zugehörigkeit zu einem Geschlecht (gender), das mit dem Geschlecht (sex), das dem betroffenen Menschen bei seiner Geburt zugewiesen wurde, übereinstimmt oder nicht übereinstimmt; dies schließt die Wahrnehmung des eigenen Körpers mit ein (darunter auch die freiwillige Veränderung des äußeren körperlichen Erscheinungsbildes oder der Funktionen des Körpers durch medizinische, chirurgische oder andere Eingriffe) sowie andere Ausdrucksformen des Geschlechts (gender), z. B. durch Kleidung, Sprache und Verhaltensweisen;


    stellen fest, dass den Bestimmungen der Menschenrechte zufolge alle Menschen ungeachtet ihrer sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität das Recht auf vollen Genuss sämtlicher Menschenrechte haben, dass bei der Anwendung bestehender Ansprüche aus Menschenrechten die besondere Situation und die besonderen Erfahrungen von Menschen unterschiedlicher sexueller Orientierungen und geschlechtlicher Identitäten berücksichtigt werden sollten, dass bei allen Handlungen, bei denen es um Kinder geht, das Kindeswohl im Vordergrund stehen sollte, dass ein Kind, das sich eine eigene Meinung bilden kann, diese auch frei äußern können muss und dass diese entsprechend dem Alter und der Reife des Kindes gebührend berücksichtigt wird;


    stellen fest, dass die internationalen Menschenrechte ein absolutes Verbot der Benachteiligung im Hinblick auf den uneingeschränkten Genuss aller Menschenrechte einschließlich der bürgerlichen, kulturellen, wirtschaftlichen, politischen und sozialen Rechte vorsehen, dass die Achtung der sexuellen Rechte, sexuellen Orientierung und geschlechtlichen Identität ein wesentliches Element bei der Verwirklichung der Gleichberechtigung von Mann und Frau darstellt und dass die Staaten Maßnahmen ergreifen müssen, um Vorurteile und Verhaltensmuster zu bekämpfen, die auf stereotypen Vorstellungen von Männer- und Frauenrollen oder der Vorstellung beruhen, ein Geschlecht (sex) wäre dem anderen überlegen. Ferner stellen wir fest, dass die Internationale Gemeinschaft das Recht jedes Menschen anerkannt hat, frei und selbstverantwortlich über Fragen im Zusammenhang mit seiner Sexualität zu entscheiden, so auch über Fragen der sexuellen und reproduktiven Gesundheit, ohne Zwang, Diskriminierung oder Gewalt;


    erkennen an, dass es in diesem Zusammenhang sehr wichtig ist, systematisch darzustellen, dass und wie die Menschenrechte auf das Leben und die Erfahrungen von Menschen unterschiedlicher sexueller Orientierungen und geschlechtlicher Identitäten anwendbar sind;


    erkennen an, dass diese Darstellung auf dem aktuellen Stand der internationalen Menschenrechte aufbauen und regelmäßig überprüft werden muss, damit die Weiterentwicklung dieser Rechte sowie deren Anwendung auf das Leben und die Erfahrungen von Menschen mit unterschiedlichen sexuellen Orientierungen und geschlechtlichen Identitäten im Laufe der Zeit und in den verschiedenen Regionen und Ländern berücksichtigt werden können;


    verabschieden im Anschluss an das Treffen der Expertinnen und Experten, das vom 6. bis 9.November 2006 in Yogyakarta (Indonesien) stattfand, die folgenden Prinzipien:


    Prinzip1Das Recht auf universellen Genuss der Menschenrechte


    Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten. Menschen aller sexuellen Orientierungen und geschlechtlichen Identitäten haben Anspruch auf den uneingeschränkten Genuss aller Menschenrechte.


    DIE STAATEN MÜSSEN


    […]


    D. einen pluralistischen Ansatz als festen Bestandteil der staatlichen Politik und Entscheidungsprozesse integrieren, durch den anerkannt und bekräftigt wird, dass sämtliche Aspekte der menschlichen Identität, einschließlich der sexuellen Orientierung und geschlechtlichen Identität, miteinander zusammenhängen und unteilbar sind.


    Prinzip2Das Recht auf Gleichheit und Nichtdiskriminierung


    Alle Menschen haben Anspruch auf den Genuss aller Menschenrechte ohne Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität. Alle Menschen haben Anspruch auf Gleichheit vor dem Gesetz und gleichen Schutz durch das Gesetz ohne derartige Diskriminierung und unabhängig davon, ob dies den Genuss eines anderen Menschenrechts berührt. Das Gesetz sollte jegliche Form der Diskriminierung verbieten und allen Menschen gleichermaßen wirksamen Schutz vor derartiger Diskriminierung garantieren.


    Als Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität zählen auch jegliche Arten von Unterscheidungen, Ausgrenzungen, Beschränkungen oder Bevorzugungen aufgrund der sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität, durch die als Ziel oder Folge die Gleichheit vor dem Gesetz oder der gleiche Schutz durch das Gesetz, die Anerkennung, der Genuss oder die gleichberechtigte Ausübung aller Menschenrechte und Grundfreiheiten aufgehoben oder beeinträchtigt werden. Diskriminierung aufgrund von sexueller Orientierung oder geschlechtlicher Identität kann mit Diskriminierung aus anderen Gründen einhergehen, z. B. aufgrund des Geschlechts (gender), der Rasse, des Alters, der Religion, von Behinderungen oder des Gesundheitszustandes oder des wirtschaftlichen Status, und dies ist in der Praxis auch häufig der Fall.


    DIE STAATEN MÜSSEN


    A. die Prinzipien der Gleichstellung und Nichtdiskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung und geschlechtlichen Identität in ihre nationalen Verfassungen bzw. die entsprechende Gesetzgebung aufnehmen, sofern sie noch nicht darin enthalten sind, z. B. durch Änderungen und Auslegung von Gesetzen, und für die praktische Umsetzung dieser Prinzipien sorgen;


    B. strafrechtliche sowie sonstige rechtliche Bestimmungen aufheben, die einvernehmliche sexuelle Handlungen zwischen Menschen desselben Geschlechts (sex), die das Einwilligungsalter erreicht haben, verbieten oder die in der Praxis dazu verwendet werden, diese zu verbieten. Darüber hinaus sollten die Staaten dafür sorgen, dass für sexuelle Handlungen zwischen Personen unterschiedlichen oder gleichen Geschlechts (sex) dasselbe Einwilligungsalter gilt;


    C. entsprechende gesetzgeberische und weitere Maßnahmen ergreifen, um Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung und geschlechtlichen Identität im öffentlichen wie im privaten Bereich zu verbieten und abzuschaffen;


    D. entsprechende Maßnahmen ergreifen, um für die angemessene Förderung von Personen mit unterschiedlichen sexuellen Orientierungen und geschlechtlichen Identitäten zu sorgen, die notwendig ist, damit diese Gruppen oder Einzelpersonen Menschenrechte gleichberechtigt genießen oder ausüben können. Diese Maßnahmen dürfen nicht als diskriminierend gelten;


    E. bei allen Reaktionen auf Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität berücksichtigen, inwieweit es bei diesen Diskriminierungen Überschneidungen mit anderen Formen der Diskriminierung gibt;


    F. alle geeigneten Schritte einschließlich Bildungs- und Fortbildungsprogramme zur Bekämpfung von Vorurteilen oder diskriminierenden Haltungen oder Verhaltensweisen ergreifen, die mit der Vorstellung zusammenhängen, eine bestimmte sexuelle Orientierung oder geschlechtliche Identität oder Ausdrucksform von Geschlecht (gender expression) sei anderen überlegen bzw. unterlegen.


    Prinzip3Das Recht auf Anerkennung vor dem Gesetz


    Jeder Mensch hat das Recht, überall als rechtsfähig anerkannt zu werden. Menschen mit unterschiedlicher sexueller Orientierung und geschlechtlicher Identität müssen in allen Lebensbereichen in den Genuss der Rechtsfähigkeit kommen. Die selbstbestimmte sexuelle Orientierung und geschlechtliche Identität jedes Menschen ist fester Bestandteil seiner Persönlichkeit und eines der grundlegenden Elemente von Selbstbestimmung, Würde und Freiheit. Niemand darf als Voraussetzung für die rechtliche Anerkennung seiner geschlechtlichen Identität gezwungen werden, sich medizinischen Behandlungen zu unterziehen, darunter operativen Geschlechtsanpassungen (sex reassignment surgery), Sterilisationen oder Hormonbehandlungen. Kein rechtlicher Stand, wie beispielsweise die Ehe oder die Elternschaft, darf als Grund angeführt werden, um die rechtliche Anerkennung der geschlechtlichen Identität eines Menschen zu verhindern. Es darf auf keinen Menschen Druck ausgeübt werden, seine sexuelle Orientierung oder geschlechtliche Identität zu verbergen, zu unterdrücken oder zu verleugnen.


    […]


    Prinzip4Das Recht auf Leben


    Jeder Mensch hat das Recht auf Leben. Niemand darf willkürlich seines Lebens beraubt werden, auch nicht mit Verweis auf die sexuelle Orientierung oder geschlechtliche Identität. Niemand darf aufgrund einvernehmlicher sexueller Handlungen zwischen Menschen, die das Einwilligungsalter erreicht haben, oder aufgrund seiner sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität zum Tode verurteilt werden.


    DIE STAATEN MÜSSEN


    A. Straftatbestände aufheben, deren Ziel oder Folgewirkung darin besteht, einvernehmliche sexuelle Handlungen zwischen Personen desselben Geschlechts (sex), die das Einwilligungsalter erreicht haben, zu verbieten. Bis zur Aufhebung der entsprechenden Vorschriften darf unter keinen Umständen die Todesstrafe gegen Personen verhängt werden, die aufgrund dieser Vorschriften verurteilt wurden;


    B. Todesurteile aufheben und alle Menschen freilassen, die derzeit auf die Hinrichtung aufgrund von Strafen warten, die im Zusammenhang mit einvernehmlichen sexuellen Handlungen zwischen Personen stehen, die das Einwilligungsalter erreicht haben;


    C. sämtliche staatlicherseits unterstützten oder geduldeten Angriffe auf das Leben von Menschen aufgrund ihrer sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität einstellen und dafür sorgen, dass solche von Behördenvertretern, Einzelpersonen oder Gruppen verübten Angriffe sorgfältig untersucht werden und bei entsprechender Beweislage die Verantwortlichen strafrechtlich verfolgt, vor Gericht gestellt und angemessen bestraft werden.


    Prinzip5Das Recht auf persönliche Sicherheit


    Jeder Mensch besitzt unabhängig von seiner sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität das Recht auf persönliche Sicherheit und staatlichen Schutz vor Gewalt oder Körperverletzung durch Behördenvertreter, Einzelpersonen oder Gruppen.


    DIE STAATEN MÜSSEN


    A. alle erforderlichen polizeilichen und sonstigen Maßnahmen ergreifen, um Schutz vor jeglicher Form von Gewalt und Übergriffen im Zusammenhang mit der sexuellen Orientierung und geschlechtlichen Identität zu gewährleisten und diese zu verhindern;


    B. alle erforderlichen gesetzgeberischen Schritte ergreifen, damit in Fällen von Gewalt, der Androhung von Gewalt, Aufrufen zur Gewalt sowie von entsprechenden Übergriffen aufgrund der sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität einer Person oder Gruppe von Personen in allen Lebensbereichen einschließlich der Familie angemessene Strafen verhängt werden;


    C. alle erforderlichen gesetzgeberischen, administrativen und sonstigen Maßnahmen ergreifen, um sicherzustellen, dass die sexuelle Orientierung bzw. die geschlechtliche Identität des Opfers nicht zur Rechtfertigung, Entschuldigung oder Verharmlosung solcher Gewalttaten herangezogen werden darf;


    D. dafür sorgen, dass diese Gewalttaten sorgfältig untersucht und bei entsprechender Beweislage die Verantwortlichen strafrechtlich verfolgt, vor Gericht gestellt und angemessen bestraft werden; darüber hinaus müssen die Staaten den Opfern angemessene Rechtsmittel und Wiedergutmachung verschaffen, einschließlich des Anspruchs auf Schadensersatz;


    E. Sensibilisierungskampagnen durchführen, die sich an die Allgemeinheit sowie an tatsächliche und potenzielle Gewalttäter richten, um die Vorurteile zu bekämpfen, die Gewalttaten aufgrund der sexuellen Orientierung oder der geschlechtlichen Identität einer Person zugrunde liegen.


    Prinzip6Das Recht auf Schutz der Privatsphäre


    Jeder Mensch hat unabhängig von seiner sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität Anspruch auf eine Privatsphäre, in die nicht willkürlich oder widerrechtlich eingegriffen werden darf. Dies gilt auch für die Familienangehörigen, die Wohnung und den Briefwechsel. Niemand darf widerrechtlichen Beeinträchtigungen ihrer oder seiner Ehre und ihres oder seines Rufes ausgesetzt werden. Das Recht auf Schutz der Privatsphäre schließt auch die Freiheit ein, Informationen über die eigene sexuelle Orientierung oder geschlechtliche Identität preiszugeben oder nicht, sowie die Entscheidungsfreiheit über Fragen, die den eigenen Körper sowie einvernehmliche sexuelle oder andere Beziehungen zu anderen Personen betreffen.


    […]


    Prinzip7Das Recht auf Schutz vor willkürlicher Freiheitsentziehung


    Niemand darf willkürlich festgenommen oder in Haft gehalten werden. Sofern eine Person aufgrund ihrer sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität auf richterliche Anordnung oder anderweitig festgenommen oder in Haft gehalten wird, stellt dies eine willkürliche Handlung dar. Alle Inhaftierten haben unabhängig von ihrer sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität gleichberechtigten Anspruch darauf, über die Gründe für ihre Festnahme sowie über die gegen sie erhobenen Vorwürfe informiert zu werden, unverzüglich einem Vertreter oder einer Vertreterin des Gerichts vorgeführt zu werden und die Rechtmäßigkeit ihrer Verhaftung gerichtlich klären zu lassen, unabhängig davon, ob ihnen eine Straftat zur Last gelegt wird oder nicht.


    […]


    Prinzip8Das Recht auf ein faires Verfahren


    Jeder Mensch hat im Hinblick auf die Feststellung seiner Rechte und Pflichten im Rahmen eines Gerichtsverfahrens und in Bezug auf den Vorwurf einer strafbaren Handlung das Recht auf eine faire öffentliche Anhörung durch ein zuständiges, unabhängiges und unparteiisches ordentliches Gericht ohne Vorverurteilung oder Diskriminierung aufgrund seiner sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität.


    […]


    Prinzip9Das Recht auf menschenwürdige Haftbedingungen


    Jeder Mensch, dem seine Freiheit entzogen ist, muss menschlich und mit Achtung vor der dem Menschen innewohnenden Würde behandelt werden. Die sexuelle Orientierung und geschlechtliche Identität sind integraler Bestandteil der Würde eines jeden Menschen.


    […]


    Prinzip10Das Recht auf Freiheit von Folter und grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe


    Niemand darf der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe unterworfen werden, auch nicht aus Gründen, die sich auf die sexuelle Orientierung oder geschlechtliche Identität beziehen.


    […]


    Prinzip11Das Recht auf Schutz vor allen Formen der Ausbeutung, vor dem Verkauf von Menschen und vor Menschenhandel


    Jeder Mensch hat Anspruch auf Schutz vor Menschenhandel, vor dem Verkauftwerden und vor jeglicher Form von Ausbeutung aufgrund seiner tatsächlichen oder vermuteten sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität, einschließlich der sexuellen Ausbeutung, aber nicht beschränkt auf diese. Die Maßnahmen zur Verhinderung des Menschenhandels sollten sich gegen die Umstände richten, die das Gefährdungspotenzial erhöhen, einschließlich unterschiedlicher Formen der Benachteiligung und Diskriminierung aufgrund der tatsächlichen oder vermuteten sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität oder des Ausdrucks dieser oder anderer Identitäten. Diese Maßnahmen dürfen nicht im Widerspruch zu den Menschenrechten von Personen stehen, die Opfer von Menschenhandel werden könnten.


    […]


    Prinzip12Das Recht auf Arbeit


    Jeder Mensch hat das Recht auf eine menschenwürdige, sinnvolle Arbeit, gerechte und günstige Arbeitsbedingungen sowie auf Schutz vor Erwerbslosigkeit ohne Diskriminierung aufgrund seiner sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität.


    […]


    Prinzip13Das Recht auf soziale Sicherheit und andere soziale Schutzmaßnahmen


    Jeder Mensch hat das Recht auf soziale Sicherheit und andere soziale Schutzmaßnahmen ohne Diskriminierung aufgrund seiner sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität.


    […]


    Prinzip14Das Recht auf einen angemessenen Lebensstandard


    Jeder Mensch hat das Recht auf einen angemessenen Lebensstandard, einschließlich ausreichender Ernährung, sauberem Trinkwasser, geeigneten sanitären Einrichtungen und Bekleidung, sowie auf die ständige Verbesserung seiner Lebensbedingungen, ohne aufgrund seiner sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität diskriminiert zu werden.


    […]


    Prinzip15Das Recht auf angemessenen Wohnraum


    Jeder Mensch hat das Recht auf angemessenen Wohnraum, das den Schutz vor Räumung einschließt, ohne aufgrund seiner sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität diskriminiert zu werden.


    DIE STAATEN MÜSSEN


    A. alle erforderlichen gesetzgeberischen, administrativen und sonstigen Maßnahmen ergreifen, um ein gesichertes Wohnrecht und den Zugang zu bezahlbarem, bewohnbarem, der entsprechenden Kultur angemessenem und sicherem Wohnraum, darunter zu Zufluchtsräumen und anderen Notunterkünften, ohne Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung, der geschlechtlichen Identität oder des Ehe- oder Familienstandes sicherzustellen;


    B. alle erforderlichen gesetzgeberischen, administrativen und sonstigen Maßnahmen ergreifen, um die Vollstreckung von Räumungen zu verbieten, die nicht im Einklang mit den internationalen menschenrechtlichen Verpflichtungen stehen. Darüber hinaus muss dafür gesorgt werden, dass jedem Menschen angemessene und wirksame Rechtsmittel oder andere mittel zur Verfügung stehen, wenn nach eigener Aussage sein Recht auf Schutz vor Zwangsräumungen verletzt wurde oder verletzt zu werden droht; dies beinhaltet das Recht auf Wiederansiedlung, welches das Recht auf die Bereitstellung von Ersatzland besserer oder gleicher Qualität und auf angemessenen Wohnraum einschließt, ohne Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung, der geschlechtlichen Identität oder des Ehe- oder Familienstandes;


    C. für gleiches Recht auf Grund- und Wohnungseigentum und gleiches Erbrecht ohne Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität sorgen;


    D. soziale Initiativen schaffen, einschließlich Förderprogrammen, um die Faktoren im Zusammenhang mit sexueller Orientierung und geschlechtlicher Identität zu bekämpfen, die die Gefahr der Obdachlosigkeit, insbesondere für Kinder und Jugendliche, erhöhen; dazu zählen soziale Ausgrenzung, häusliche Gewalt und andere Formen von Gewalt, Diskriminierung, finanzielle Abhängigkeit sowie Zurückweisung durch die Familie oder eine kulturelle Gemeinschaft. Darüber hinaus müssen Initiativen im Bereich der Nachbarschaftshilfe und der Sicherheit in Wohngebieten gefördert werden.


    E. Fortbildungs- und Sensibilisierungsmaßnahmen anbieten, um dafür zu sorgen, dass sich alle betroffenen Behörden der Bedürfnislagen derjenigen Menschen, die aufgrund ihrer sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität von Obdachlosigkeit oder sozialer Benachteiligung betroffen oder bedroht sind, bewusst sind und sie berücksichtigen.


    Prinzip16Das Recht auf Bildung


    Jeder Mensch hat das Recht auf Bildung unter Berücksichtigung seiner sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität und ohne aufgrund dessen diskriminiert zu werden.


    DIE STAATEN MÜSSEN


    A. alle erforderlichen gesetzgeberischen, administrativen und sonstigen Maßnahmen ergreifen, um ohne Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität den gleichberechtigten Zugang zu Bildung für Studierende, Schülerinnen und Schüler, Beschäftigte und Lehrende und deren Gleichbehandlung im Bildungssystem sicherzustellen;


    B. sicherstellen, dass Bildungsmaßnahmen auf die bestmögliche Weiterentwicklung der Persönlichkeit, Begabungen und geistigen und körperlichen Fähigkeiten jedes und jeder Studierenden, jeder Schülerin und jeden Schülers abzielen und auf die Bedürfnisse von Studierenden und Schülerinnen und Schülern aller sexuellen Orientierungen und geschlechtlichen Identitäten eingehen;


    C. dafür sorgen, dass durch Bildungsmaßnahmen die Achtung vor den Menschenrechten und vor den Eltern und Familienangehörigen, der kulturellen Identität, der Sprache und den Werten jedes Kindes in einer von Verständnis, Frieden, Toleranz und Gleichberechtigung geprägten Atmosphäre und unter Berücksichtigung und Achtung der unterschiedlichen sexuellen Orientierungen und geschlechtlichen Identitäten gestärkt wird;


    D. sicherstellen, dass die Lehrmethoden, Lehrpläne und Lehrmaterialien dazu geeignet sind, Verständnis und Respekt unter anderem für unterschiedliche sexuelle Orientierungen und geschlechtliche Identitäten zu fördern, wobei die damit in Zusammenhang stehenden besonderen Bedürfnisse der Schülerinnen und Schüler bzw. Studierenden sowie ihrer Eltern und Familienangehörigen einbezogen werden;


    E. dafür sorgen, dass Schülerinnen und Schüler bzw. Studierende, Beschäftigte und Lehrende mit unterschiedlicher sexueller Orientierung und geschlechtlicher Identität durch Gesetze und politische Maßnahmen vor allen Formen sozialer Ausgrenzung und Gewalt im schulischen Umfeld, einschließlich Schikanierungen und Übergriffen, angemessen geschützt werden;


    F. sicherstellen, dass Schülerinnen und Schüler bzw. Studierende, die Ausgrenzung und Gewalt ausgesetzt sind, nicht durch Schutzmaßnahmen marginalisiert oder isoliert werden und ihre Interessen gemeinsam mit ihnen festgestellt und geachtet werden;


    G. alle erforderlichen gesetzgeberischen, administrativen und sonstigen Maßnahmen ergreifen, um sicherzustellen, dass die Disziplin in Bildungseinrichtungen in einer Art und Weise geregelt wird, die mit der Würde des Menschen vereinbar ist, das heißt ohne Diskriminierung oder Bestrafung aufgrund der sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität der Studierenden bzw. der Schülerinnen und Schüler oder des Ausdrucks derselben;


    H. dafür sorgen, dass allen Menschen ohne Diskriminierung aufgrund ihrer sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität Möglichkeiten und mittel für lebenslanges Lernen zur Verfügung stehen. Dies gilt auch für Erwachsene, die im Bildungssystem bereits derartige Diskriminierungen erfahren haben.


    Prinzip17Das Recht auf das höchstmögliche Maß an Gesundheit


    Jeder Mensch hat das Recht auf den bestmöglichen Zustand seiner körperlichen und geistigen Gesundheit ohne Diskriminierung aufgrund seiner sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität. Sexuelle und reproduktive Gesundheit sind ein grundlegender Bestandteil dieses Rechts.


    DIE STAATEN MÜSSEN


    A. alle erforderlichen gesetzgeberischen, administrativen und sonstigen Maßnahmen ergreifen, um den Genuss des Rechts auf den bestmöglichen Gesundheitsstandard ohne Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität sicherzustellen;


    B. alle erforderlichen gesetzgeberischen, administrativen und sonstigen Maßnahmen ergreifen, um dafür zu sorgen, dass alle Menschen ohne Diskriminierung aufgrund ihrer sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität Zugang zu Einrichtungen der Gesundheitsfürsorge und gesundheitsbezogenen Waren und Dienstleistungen, einschließlich solcher in Bezug auf die sexuelle und reproduktive Gesundheit, sowie zu ihren eigenen Krankenakten haben;


    C. dafür sorgen, dass Einrichtungen der Gesundheitsfürsorge und gesundheitsbezogene Waren und Dienstleistungen auf eine Verbesserung des Gesundheitszustands abzielen und auf die Bedürfnisse aller Menschen eingehen, ohne Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität und unter Berücksichtigung derselben. Ferner muss sichergestellt sein, dass Krankenakten in dieser Hinsicht vertraulich behandelt werden;


    D. Programme erarbeiten und umsetzen, mit denen Diskriminierung, Vorurteile und andere soziale Faktoren bekämpft werden, die die Gesundheit von Menschen aufgrund ihrer sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität beeinträchtigen;


    E. sicherstellen, dass alle Menschen über die notwendigen Informationen verfügen und in der Lage sind, durch Einwilligung nach umfassender Aufklärung eigenständig Entscheidungen über medizinische Behandlungen und die gesundheitliche Versorgung zu treffen, ohne aufgrund ihrer sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität diskriminiert zu werden;


    F. dafür sorgen, dass bei allen Programmen und Dienstleistungen zur sexuellen und reproduktiven Gesundheit, Bildung, Prävention, Pflege und bei Behandlungen die Vielfalt der sexuellen Orientierungen und geschlechtlichen Identitäten geachtet wird und dass diese Programme und Dienstleistungen unterschiedslos allen Menschen zur Verfügung stehen;


    G. Personen, die im Rahmen von Geschlechtsanpassungen (gender reassignment) Veränderungen an ihrem Körper anstreben, den Zugang zu kompetenter, nichtdiskriminierender Behandlung, Versorgung und Betreuung ermöglichen;


    H. sicherstellen, dass alle Anbieter von Gesundheitsdienstleistungen ihre Klientinnen und Klienten und deren Partnerinnen und Partner nicht aufgrund ihrer sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität diskriminieren, auch im Hinblick auf die Anerkennung als nächste Angehörige;


    I. im Bereich der Bildung und Weiterbildung die erforderlichen Maßnahmen und Programme verabschieden, damit die im Gesundheitssektor tätigen Personen allen Menschen den höchstmöglichen Standard der Gesundheitsfürsorge unter vollständiger Achtung der sexuellen Orientierung und geschlechtlichen Identität jedes Einzelnen bieten können.


    Prinzip18Das Recht auf Schutz vor medizinischer Misshandlung


    Niemand darf aufgrund seiner sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität gezwungen werden, sich irgendeiner Form von medizinischer oder psychologischer Behandlung, Untersuchung oder Maßnahme zu unterziehen, oder in eine medizinische Einrichtung eingewiesen werden. Entgegen anders lautender Beurteilungen sind die sexuelle Orientierung und die geschlechtliche Identität eines Menschen an und für sich sich keine Erkrankungen und sollen daher nicht behandelt, geheilt oder unterdrückt werden.


    […]


    Prinzip19Das Recht auf Meinungsfreiheit und Äußerungsfreiheit


    Jeder Mensch hat das Recht auf Meinungs- und Äußerungsfreiheit unabhängig von seiner sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität. Hierzu gehören auch der Ausdruck der Identität oder der Persönlichkeit unter anderem durch Sprache, Verhalten, Kleidung, körperliche Eigenschaften, Namenswahl sowie die Freiheit, Informationen und Gedankengut jeglicher Art mittels aller Medien und ohne Rücksicht auf Grenzen zu suchen, zu empfangen und zu verbreiten, auch über Menschenrechte, sexuelle Orientierungen und geschlechtliche Identitäten.


    DIE STAATEN MÜSSEN


    A. alle erforderlichen gesetzgeberischen, administrativen und sonstigen Maßnahmen ergreifen, um die volle Meinungs- und Äußerungsfreiheit ohne Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität und unter gleichzeitiger Achtung der Rechte und Freiheiten anderer zu gewährleisten. Hierzu gehört das Recht auf den Empfang und die Weitergabe von Informationen und Gedankengut über sexuelle Orientierungen und geschlechtliche Identitäten sowie das damit zusammenhängende Eintreten für Rechtsansprüche, die Veröffentlichung von Material, Rundfunk- und Fernsehsendungen, die Organisation von oder die Teilnahme an Konferenzen sowie die Verbreitung von und der Zugang zu Informationen über »Safer Sex«;


    B. dafür sorgen, dass die Produkte und die Organisation staatlich kontrollierter Medien im Hinblick auf Fragen der sexuellen Orientierung und geschlechtlichen Identität pluralistisch und nichtdiskriminierend gestaltet sind und dass bei der Einstellung und Beförderung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in diesen Einrichtungen keine Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität stattfindet;


    C. alle erforderlichen gesetzgeberischen, administrativen und sonstigen Maßnahmen ergreifen, um den vollen Genuss des Rechtes auf Ausdruck der Identität oder des Status der eigenen Person unter anderem durch Sprache, Verhalten, Kleidung, körperliche Eigenschaften und Namenswahl zu gewährleisten;


    D. sicherstellen, dass Vorstellungen über die öffentliche Ordnung, öffentliche Moral, öffentliche Gesundheit und öffentliche Sicherheit nicht genutzt werden, um in diskriminierender Weise die Ausübung der Meinungs- und Äußerungsfreiheit einzuschränken, durch die unterschiedliche sexuelle Orientierungen oder geschlechtliche Identitäten zum Ausdruck kommen;


    E. dafür sorgen, dass durch die Wahrnehmung der Rede- und Äußerungsfreiheit nicht die Rechte und Freiheiten von Personen unterschiedlicher sexueller Orientierungen und geschlechtlicher Identitäten verletzt werden;


    F. dafür sorgen, dass alle Menschen unabhängig von ihrer sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität in gleichem Maße Zugang zu Informationen und Gedankengut haben sowie an öffentlichen Debatten teilnehmen können.


    Prinzip20Das Recht zur friedlichen Versammlung und Vereinigung


    Jeder Mensch hat das Recht, sich friedlich zu versammeln und zu Vereinigungen zusammenzuschließen, auch zum Zweck friedlicher Demonstrationen, unabhängig von seiner sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität. Vereinigungen auf Grundlage der sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität und Vereinigungen, die Informationen über oder zwischen Personen unterschiedlicher sexueller Orientierung und geschlechtlicher Identität verbreiten sowie die Kommunikation zwischen diesen unterstützen oder für deren Rechte eintreten, dürfen gegründet und müssen als Organisationen offiziell anerkannt werden, ohne dass eine Diskriminierung stattfindet.


    DIE STAATEN MÜSSEN


    A. alle erforderlichen gesetzgeberischen, administrativen und sonstigen Maßnahmen ergreifen, um das Recht zu gewährleisten, sich zu Themen der sexuellen Orientierung und geschlechtlichen Identität friedlich zu organisieren, zusammenzuschließen, zu versammeln und für diese Themen einzutreten sowie die rechtliche Anerkennung für derartige Vereinigungen und Gruppen zu erlangen, ohne Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität;


    B. insbesondere dafür sorgen, dass Vorstellungen über die öffentliche Ordnung, öffentliche Moral, öffentliche Gesundheit und öffentliche Sicherheit nicht genutzt werden, um die Ausübung des Rechts auf Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit zu friedlichen Zwecken allein deshalb einzuschränken, weil durch diese Ausübung unterschiedliche sexuelle Orientierungen oder geschlechtliche Identitäten zum Ausdruck kommen;


    C. dafür sorgen, dass unter keinen Umständen die Ausübung des Rechts auf Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit zu friedlichen Zwecken aus Gründen erschwert wird, die mit der sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität zusammenhängen. Darüber hinaus muss sichergestellt werden, dass Personen, die von diesem Recht Gebrauch machen, durch Polizeischutz und anderen physischen Schutz ausreichend Sicherheit vor Gewalt und Übergriffen geboten wird;


    D. Fortbildungs- und Sensibilisierungsmaßnahmen für Vollzugsorgane und andere einschlägige öffentliche Stellen bereitzustellen, damit sie diesen Schutz auch bieten können;


    E. sicherstellen, dass die Vorschriften zur Offenlegung von Informationen für freiwillige Zusammenschlüsse und Gruppen sich in der Praxis nicht diskriminierend auf solche Vereinigungen und Gruppen oder auf deren Mitglieder auswirken, die sich mit Fragen der sexuellen Orientierung und geschlechtlichen Identität befassen.


    Prinzip21Das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit


    Jeder Mensch hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit, unabhängig von seiner sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität. Der Staat darf sich zur Rechtfertigung von Gesetzen, Maßnahmen oder Praktiken, die Personen aufgrund ihrer sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität diskriminieren oder ihnen rechtlichen Schutz vorenthalten, nicht auf diese Rechte berufen.


    DIE STAATEN MÜSSEN


    A. alle erforderlichen gesetzgeberischen, administrativen und sonstigen Maßnahmen ergreifen, um das Recht aller Menschen zu gewährleisten, unabhängig von ihrer sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität religiöse und nicht-religiöse Überzeugungen zu pflegen und ohne Einmischung in ihre Überzeugung und ohne Zwang oder die Auferlegung von Überzeugungen allein oder gemeinsam mit anderen auszuüben;


    B. dafür sorgen, dass der Ausdruck, die Ausübung sowie die Förderung unterschiedlicher Meinungen, Überzeugungen und Glaubensvorstellungen im Hinblick auf sexuelle Orientierungen und geschlechtliche Identitäten im Einklang mit den Menschenrechten stehen.


    Prinzip22Das Recht auf Freizügigkeit


    Jeder Mensch, der sich rechtmäßig in einem Staat aufhält, besitzt unabhängig von seiner sexuellen Orientierung und geschlechtlichen Identität das Recht auf Freizügigkeit und freie Wahl des Aufenthaltsortes innerhalb der Grenzen dieses Staates. Die sexuelle Orientierung und geschlechtliche Identität dürfen nicht als Gründe für die Beschränkung oder Verweigerung der Einreise oder Rückkehr eines Menschen in einen oder der Ausreise aus einem Staat angeführt werden. Dies gilt auch für den Heimatstaat der betreffenden Person.


    […]


    Prinzip23Das Recht, Asyl zu suchen


    Jeder Mensch hat das Recht, zum Schutz vor Verfolgung in einem anderen Land um Asyl zu bitten und Asyl zu genießen. Dies gilt auch für Verfolgungen im Zusammenhang mit der sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität einer Person. Kein Staat darf Menschen in einen Staat verbringen oder ausweisen oder an diesen ausliefern, wenn die betroffenen Personen die begründete Furcht haben, dort aufgrund ihrer sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität Folter, Verfolgung oder einer anderen grausamen, unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung oder Strafe ausgesetzt zu sein.


    […]


    Prinzip24Das Recht auf Gründung einer Familie


    Jeder Mensch hat unabhängig von seiner sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität das Recht, eine Familie zu gründen. Es gibt die unterschiedlichsten Formen von Familien. Keine Familie darf aufgrund der sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität eines ihrer Mitglieder diskriminiert werden.


    […]


    Prinzip25Recht auf Teilhabe am öffentlichen Leben


    Jede Bürgerin und jeder Bürger hat das Recht, an der Gestaltung der öffentlichen Angelegenheiten teilzunehmen; dies beinhaltet das Recht, für ein Amt zu kandidieren und an der Gestaltung politischer Maßnahmen mitzuwirken, die sich auf ihre bzw. seine Lebensbedingungen auswirken, sowie das Recht, im gleichen Umfang wie alle anderen Menschen und ohne Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität, Zugang zu allen Ebenen des öffentlichen Dienstes und der Beschäftigung in öffentlichen Ämtern, darunter auch zum Polizei- und Militärdienst, zu erhalten.


    […]


    Prinzip26Das Recht auf Teilhabe am kulturellen Leben


    Jeder Mensch hat unabhängig von seiner sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität das Recht, ungehindert am kulturellen Leben teilzunehmen und durch kulturelle Teilhabe die Vielfalt sexueller Orientierungen und geschlechtlicher Identitäten auszudrücken.


    […]


    Prinzip27Das Recht auf die Förderung von Menschenrechten


    Jeder Mensch hat ohne Diskriminierung aufgrund seiner sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität das Recht, allein oder gemeinsam mit anderen den Schutz und die Durchsetzung von Menschenrechten auf nationaler und internationaler Ebene zu fördern. Hierzu gehören auch Aktivitäten, die auf die Förderung und die Verteidigung der Rechte von Personen unterschiedlicher sexueller Orientierungen und geschlechtlicher Identitäten abzielen, sowie das Recht, neue Menschenrechtsnormen auszuarbeiten, zu erörtern und für deren Anerkennung einzutreten.


    […]


    Prinzip28Das Recht auf wirksamen Rechtsschutz und Wiedergutmachung


    Jedes Opfer einer Menschenrechtsverletzung dies schließt auch Rechtsverletzungen aufgrund der sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität ein hat das Recht auf wirksame, angemessene und ausreichende Rechtsmittel. Maßnahmen mit dem Ziel, Menschen unterschiedlicher sexueller Orientierung und geschlechtlicher Identität zu Entschädigungen zu verhelfen oder ihnen eine angemessene Förderung zu sichern, sind integraler Bestandteil des Rechts auf wirksamen Rechtsschutz und Wiedergutmachung.


    […]


    Prinzip29Verantwortlichkeit


    Jede Person, deren Menschenrechte einschließlich der in den vorliegenden Prinzipien angesprochenen Rechte verletzt wurden, hat Anspruch darauf, dass diejenigen, die direkt oder indirekt für diese Rechtsverletzung verantwortlich sind, unabhängig davon, ob es sich um Behördenvertreter handelt oder nicht, auf eine Art und Weise für ihr Handeln zur Verantwortung gezogen werden, die der Schwere der Rechtsverletzung angemessen ist. Es darf keine Straffreiheit für Personen geben, die Menschenrechtsverletzungen im Zusammenhang mit sexueller Orientierung oder geschlechtlicher Identität begehen.


    […]


    Weitere Empfehlungen


    Alle Mitglieder der Gesellschaft und der Internationalen Gemeinschaft stehen im Hinblick auf die Verwirklichung der Menschenrechte in der Pflicht. Deshalb empfehlen wir, dass


    A. der Hohe Kommissar der Vereinten Nationen für Menschenrechte diese Prinzipien billigt, deren Umsetzung auf der ganzen Welt fördert und diese in die Arbeit des Hochkommissars für Menschenrechte der Vereinten Nationen integriert, darunter auch in die Feldaktivitäten vor Ort;


    B. der Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen diese Prinzipien anerkennt, sich intensiv mit Menschenrechtsverletzungen aufgrund sexueller Orientierung oder geschlechtlicher Identität befasst und die Einhaltung dieser Prinzipien durch die einzelnen Staaten unterstützt;


    C. im Rahmen der Sonderverfahren der Vereinten Nationen zum Schutz der Menschenrechte auch Menschenrechtsverletzungen, die aufgrund einer bestimmten sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität begangen werden, gebührend berücksichtigt und die vorliegenden Prinzipien in die Umsetzung ihrer jeweiligen Mandate einbezogen werden;


    D. der Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten Nationen gemäß seiner Resolution 1996/31 nichtstaatliche Organisationen anerkennt und akkreditiert, deren Ziel die Förderung und Verteidigung der Menschenrechte von Personen unterschiedlicher sexueller Orientierungen und geschlechtlicher Identitäten ist;


    E. die Menschenrechtsvertragsorgane der Vereinten Nationen die vorliegenden Prinzipien nachdrücklich in die Umsetzung ihres jeweiligen Mandats sowie in ihr Fallrecht und die Prüfung der Länderberichte einbeziehen und gegebenenfalls Allgemeine Empfehlungen (General Comments) oder andere interpretierende Texte zur Anwendung der internationalen Menschenrechte auf Menschen unterschiedlicher sexueller Orientierungen und geschlechtlicher Identitäten verabschieden;


    F. die Weltgesundheitsorganisation und UNAIDS Richtlinien für die Bereitstellung einer geeigneten Gesundheitsfürsorge und geeigneter Gesundheitsdienste erarbeiten, die auf die gesundheitlichen Bedürfnisse von Personen im Zusammenhang mit deren sexueller Orientierung oder geschlechtlicher Identität und unter vollständiger Achtung ihrer Würde und Menschenrechte eingehen;


    G. der Hohe Kommissar der Vereinten Nationen für Flüchtlinge die vorliegenden Prinzipien in die Bemühungen zum Schutz von Personen einbezieht, die aufgrund ihrer sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität verfolgt werden oder begründete Furcht vor Verfolgung haben, und dafür sorgt, dass niemand aufgrund seiner sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität in Bezug auf den Erhalt humanitärer Hilfe oder anderer Dienste oder bei der Bestimmung der Flüchtlingseigenschaft benachteiligt wird;


    H. regionale und subregionale zwischenstaatliche Organisationen, die sich für Menschenrechte einsetzen, ebenso wie regionale Menschenrechtsvertragsorgane dafür sorgen, dass die Förderung der vorliegenden Prinzipien ein fester Bestandteil bei der Umsetzung der Mandate ihrer unterschiedlichen Menschenrechtsmechanismen, der entsprechenden Verfahren und anderer Vereinbarungen und Initiativen wird;


    I. regionale Gerichtshöfe für Menschenrechte die Grundsätze der vorliegenden Prinzipien, die für die von ihnen auszulegenden Menschenrechtsverträge relevant sind, nachdrücklich in ihr sich entwickelndes Fallrecht zu sexueller Orientierung und geschlechtlicher Identität integrieren;


    J. nichtstaatliche Organisationen, die sich auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene mit Menschenrechtsfragen befassen, im Rahmen ihres jeweiligen Mandates die Achtung der vorliegenden Prinzipien fördern;


    K. humanitäre Organisationen die vorliegenden Prinzipien bei allen humanitären oder Hilfseinsätzen berücksichtigen und bei der Bereitstellung von Hilfe und anderen Diensten jegliche Diskriminierung von Menschen aufgrund ihrer sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität unterlassen;


    L. nationale Menschenrechtsinstitutionen die Beachtung der vorliegenden Prinzipien durch staatliche und nichtstaatliche Akteure fördern sowie die Untersützung und Verteidigung der Menschenrechte von Personen unterschiedlicher sexueller Orientierungen oder geschlechtlicher Identitäten in ihre Arbeit einbeziehen;


    M. Berufsverbände, auch solche aus dem medizinischen, straf- und zivilrechtlichen Sektor sowie dem Bildungssektor, ihre Praktiken und Richtlinien überprüfen, um zu gewährleisten, dass sie die Umsetzung der vorliegenden Prinzipien nachdrücklich fördern;


    N. Unternehmen die wichtige Rolle, die sie zum einen im Hinblick auf die Einhaltung der vorliegenden Prinzipien gegenüber ihrer eigenen Belegschaft und zum anderen bei der Durchsetzung der Prinzipien auf nationaler und internationaler Ebene spielen, anerkennen und entsprechend handeln;


    O. die Massenmedien die Verbreitung von Klischees in Bezug auf die sexuelle Orientierung und geschlechtliche Identität vermeiden und die Toleranz und Anerkennung der vielfältigen sexuellen Orientierungen und geschlechtlichen Identitäten fördern sowie das Bewusstsein für diese Fragen schärfen;


    P. staatliche und private Geldgeber nichtstaatlichen und anderen Organisationen finanzielle Unterstützung für die Förderung und Verteidigung der Menschenrechte von Personen unterschiedlicher sexueller Orientierungen und geschlechtlicher Identitäten zur Verfügung stellen.


    DIE VORLIEGENDEN AUSGEFÜHRTEN PRINZIPIEN UND EMPFEHLUNGEN stellen die Anwendung der internationalen Menschenrechte auf das Leben und die Erfahrungen von Menschen unterschiedlicher sexueller Orientierungen und geschlechtlicher Identitäten dar. Keinesfalls dürfen diese Prinzipien ganz oder teilweise so ausgelegt werden, dass sie die durch internationales, regionales oder nationales Recht bzw. durch entsprechende Standards anerkannten Rechte und Freiheiten dieser Menschen in irgendeiner Weise einschränken.


    […]


    
      Hinweise


      Fundstelle:www.hirschfeld-eddy-stiftung.de/fileadmin/images/schriftenreihe/yogyakarta-principles_de.pdf


      Verabschiedung:November 2006


      Veröffentlichung: 23.März 2007

    


    Anmerkungen


    
      
        28 Vgl. A/Res/60/251.

      


      
        29 Änderung beschlossen am 11. Juni 2010, von Deutschland angenommen am 8. Mai 2013, noch nicht in Kraft getreten, vgl. BT-Drucksache 17/10975, S.11.

      

    

  


  
    3Regionale Rechtsdokumente


    Einführende Erläuterung


    Die nun folgenden Dokumente sollen die Bedeutung und Vielfalt des regionalen Menschenrechtsschutzes hervorheben. Zunächst werden Texte aus Europa abgebildet, einleitend die Europäische Menschenrechtskonvention. Sie wurde am 4.November 1950 von den Vertragsstaaten im Rahmen des Europarates unterzeichnet und stellt den ersten verbindlichen, originären und umfangreichen Menschenrechtsvertrag im Völkerrecht dar. Bereits in der Präambel beruft sich die Konvention auf die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte und zeugt damit auch von dem Wunsch, den darin nur unverbindlich proklamierten Menschenrechten eine wirksame geschriebene Rechtsgrundlage zu geben. Allerdings konnte man sich damals auch in Europa nicht auf einen umfänglichen Menschenrechtskatalog verständigen und hat sich bereits 1952 mit einem Zusatzprotokoll beholfen, in dem das Recht auf Eigentum, Bildung und freie wie geheime Wahlen verankert wurde. Dem folgte eine Vielzahl weiterer Zusatzprotokolle, welche die Konvention entweder um Rechte erweitert oder in organisatorischer Hinsicht fortentwickelt haben. Insbesondere die Ausgestaltung des Individualrechtsschutzes vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte und jüngst die Ermöglichung des Beitritts der Europäischen Union zur Konvention erfolgten durch entsprechende Zusatzprotokolle. Die Konvention enthält vornehmlich bürgerliche und politische Rechte. Als Pendant dazu wurde mit der Europäischen Sozialcharta von 1961 ein Vertragswerk aufgelegt, das den Menschenrechtsschutz in Europa um soziale und wirtschaftliche Rechte ergänzt. Auch hierzu wurden Zusatzprotokolle erarbeitet, die insbesondere einen kollektiven nicht individuellen Rechtsschutz eröffnen. Die Sozialcharta wurde 1996 revidiert, von Deutschland aber nicht ratifiziert, so dass von einem Abdruck hier abgesehen wird. Daneben wurden im Europarat noch einige spezifische Übereinkommen ausgehandelt, zum Beispiel zum Schutz von Minderheiten und zum Datenschutz sowie zur Ächtung der Folter. Mit dem Übereinkommen über Menschenrechte und Biomedizin und den ergänzenden Regelungen betreffend Fragen des Klonens und der Transplantationsmedizin haben die Vertragsstaaten im Europarat erneut deutlich gemacht, dass sie imstande sind, die menschenrechtliche Dimension neuer Themen zu erkennen und mit rechtlichen Regelungen zu adressieren.


    Ferner ist die Grundrechtecharta der Europäischen Union abgedruckt und damit das maßgebliche Dokument für den Menschenrechtsschutz im Rahmen des Rechts dieser supranationalen Organisation. Die Grundrechte der Charta verpflichten sowohl die Mitgliedstaaten der Union, wenn sie sich im Anwendungsbereich des Unionsrechts bewegen vor allem bei der Umsetzung von europarechtlichen Vorgaben in nationales Recht und der Anwendung von Unionsrecht, als auch die Organe der Union. Da die Europäische Union über Hoheitsgewalt verfügt und dem Individuum in Europa, einem Staat vergleichbar, einseitig imperativ gegenübertreten kann, ist die Grundrechtecharta der konsequente Abschluss der menschenrechtlichen Bindung der Union, die zunächst allein durch die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften (heute Gerichtshof der Europäischen Union) begründet wurde.


    Mit der Amerikanischen Menschenrechtskonvention und dem Zusatzprotokoll von Salvador schließen sich zwei maßgebliche Menschenrechtsverträge des amerikanischen Kontinents an, die um die Banjul-Charta und das Maputo-Protokoll als wichtige Dokumente des afrikanischen Kontinents ergänzt werden. Anschließend findet sich neben der Kairoer Erklärung der Menschenrechte im Islam auch die 2004 revidierte Arabische Charta der Menschenrechte soweit ersichtlich erstmals in deutscher Sprache abgedruckt. An ihr wird deutlich, welche Fortentwicklung der Menschenrechtsschutz jedenfalls auf dem Papier im arabischen Raum gemacht hat. Mit der ebenfalls ins Deutsche übersetzten ASEAN-Erklärung, als neuer bedeutender asiatischer Menschenrechtserklärung, schließt die Sammlung regionaler Menschenrechtsdokumente.


    Europäische Rechtsdokumente


    38Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4.November1950


    DIE UNTERZEICHNERREGIERUNGEN, MITGLIEDER DES EUROPARATS


    in Anbetracht der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, die am 10.Dezember 1948 von der Generalversammlung der Vereinten Nationen verkündet worden ist;


    in der Erwägung, dass diese Erklärung bezweckt, die universelle und wirksame Anerkennung und Einhaltung der in ihr aufgeführten Rechte zu gewährleisten;


    in der Erwägung, dass es das Ziel des Europarats ist, eine engere Verbindung zwischen seinen Mitgliedern herzustellen, und dass eines der mittel zur Erreichung dieses Zieles die Wahrung und Fortentwicklung der Menschenrechte und Grundfreiheiten ist;


    in Bekräftigung ihres tiefen Glaubens an diese Grundfreiheiten, welche die Grundlage von Gerechtigkeit und Frieden in der Welt bilden und die am besten durch eine wahrhaft demokratische politische Ordnung sowie durch ein gemeinsames Verständnis und eine gemeinsame Achtung der diesen Grundfreiheiten zugrunde liegenden Menschenrechte gesichert werden;


    entschlossen, als Regierungen europäischer Staaten, die vom gleichen Geist beseelt sind und ein gemeinsames Erbe an politischen Überlieferungen, Idealen, Achtung der Freiheit und Rechtsstaatlichkeit besitzen, die ersten Schritte auf dem Weg zu einer kollektiven Garantie bestimmter in der Allgemeinen Erklärung aufgeführter Rechte zu unternehmen


    haben Folgendes vereinbart:


    Artikel1Verpflichtung zur Achtung der Menschenrechte


    Die Hohen Vertragsparteien sichern allen ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Personen die in AbschnittI bestimmten Rechte und Freiheiten zu.


    AbschnittI Rechte und Freiheiten


    Artikel2Recht auf Leben


    (1) Das Recht jedes Menschen auf Leben wird gesetzlich geschützt. Niemand darf absichtlich getötet werden, außer durch Vollstreckung eines Todesurteils, das ein Gericht wegen eines Verbrechens verhängt hat, für das die Todesstrafe gesetzlich vorgesehen ist.


    (2) Eine Tötung wird nicht als Verletzung dieses Artikels betrachtet, wenn sie durch eine Gewaltanwendung verursacht wird, die unbedingt erforderlich ist, um


    a) jemanden gegen rechtswidrige Gewalt zu verteidigen;


    b) jemanden rechtmäßig festzunehmen oder jemanden, dem die Freiheit rechtmäßig entzogen ist, an der Flucht zu hindern;


    c) einen Aufruhr oder Aufstand rechtmäßig niederzuschlagen.


    Artikel3Verbot der Folter


    Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen werden.


    Artikel4Verbot der Sklaverei und der Zwangsarbeit


    (1) Niemand darf in Sklaverei oder Leibeigenschaft gehalten werden.


    (2) Niemand darf gezwungen werden, Zwangs- oder Pflichtarbeit zu verrichten.


    (3) Nicht als Zwangs- oder Pflichtarbeit im Sinne dieses Artikels gilt


    a) eine Arbeit, die üblicherweise von einer Person verlangt wird, der unter den Voraussetzungen des Artikels5 die Freiheit entzogen oder die bedingt entlassen worden ist;


    b) eine Dienstleistung militärischer Art oder eine Dienstleistung, die an die Stelle des im Rahmen der Wehrpflicht zu leistenden Dienstes tritt, in Ländern, wo die Dienstverweigerung aus Gewissensgründen anerkannt ist;


    c) eine Dienstleistung, die verlangt wird, wenn Notstände oder Katastrophen das Leben oder das Wohl der Gemeinschaft bedrohen;


    d) eine Arbeit oder Dienstleistung, die zu den üblichen Bürgerpflichten gehört.


    Artikel5 Recht auf Freiheit und Sicherheit


    (1) Jede Person hat das Recht auf Freiheit und Sicherheit. Die Freiheit darf nur in den folgenden Fällen und nur auf die gesetzlich vorgeschriebene Weise entzogen werden:


    a) rechtmäßige Freiheitsentziehung nach Verurteilung durch ein zuständiges Gericht;


    b) rechtmäßige Festnahme oder Freiheitsentziehung wegen Nichtbefolgung einer rechtmäßigen gerichtlichen Anordnung oder zur Erzwingung der Erfüllung einer gesetzlichen Verpflichtung;


    c) rechtmäßige Festnahme oder Freiheitsentziehung zur Vorführung vor die zuständige Gerichtsbehörde, wenn hinreichender Verdacht besteht, dass die betreffende Person eine Straftat begangen hat, oder wenn begründeter Anlass zu der Annahme besteht, dass es notwendig ist, sie an der Begehung einer Straftat oder an der Flucht nach Begehung einer solchen zu hindern;


    d) rechtmäßige Freiheitsentziehung bei Minderjährigen zum Zweck überwachter Erziehung oder zur Vorführung vor die zuständige Behörde;


    e) rechtmäßige Freiheitsentziehung mit dem Ziel, eine Verbreitung ansteckender Krankheiten zu verhindern, sowie bei psychisch Kranken, Alkohol- oder Rauschgiftsüchtigen und Landstreichern;


    f) rechtmäßige Festnahme oder Freiheitsentziehung zur Verhinderung der unerlaubten Einreise sowie bei Personen, gegen die ein Ausweisungs- oder Auslieferungsverfahren im Gange ist.


    (2) Jeder festgenommenen Person muss unverzüglich in einer ihr verständlichen Sprache mitgeteilt werden, welches die Gründe für ihre Festnahme sind und welche Beschuldigungen gegen sie erhoben werden.


    (3) Jede Person, die nach Absatz1 Buchstabe c von Festnahme oder Freiheitsentziehung betroffen ist, muss unverzüglich einem Richter oder einer anderen gesetzlich zur Wahrnehmung richterlicher Aufgaben ermächtigten Person vorgeführt werden; sie hat Anspruch auf ein Urteil innerhalb angemessener Frist oder auf Entlassung während des Verfahrens. Die Entlassung kann von der Leistung einer Sicherheit für das Erscheinen vor Gericht abhängig gemacht werden.


    (4) Jede Person, die festgenommen oder der die Freiheit entzogen ist, hat das Recht zu beantragen, dass ein Gericht innerhalb kurzer Frist über die Rechtmäßigkeit der Freiheitsentziehung entscheidet und ihre Entlassung anordnet, wenn die Freiheitsentziehung nicht rechtmäßig ist.


    (5) Jede Person, die unter Verletzung dieses Artikels von Festnahme oder Freiheitsentziehung betroffen ist, hat Anspruch auf Schadensersatz.


    Artikel6Recht auf ein faires Verfahren


    (1) Jede Person hat ein Recht darauf, dass über Streitigkeiten in Bezug auf ihre zivilrechtlichen Ansprüche und Verpflichtungen oder über eine gegen sie erhobene strafrechtliche Anklage von einem unabhängigen und unparteiischen, auf Gesetz beruhenden Gericht in einem fairen Verfahren, öffentlich und innerhalb angemessener Frist verhandelt wird. Das Urteil muss öffentlich verkündet werden; Presse und Öffentlichkeit können jedoch während des ganzen oder eines Teiles des Verfahrens ausgeschlossen werden, wenn dies im Interesse der Moral, der öffentlichen Ordnung oder der nationalen Sicherheit in einer demokratischen Gesellschaft liegt, wenn die Interessen von Jugendlichen oder der Schutz des Privatlebens der Prozessparteien es verlangen oder soweit das Gericht es für unbedingt erforderlich hält wenn unter besonderen Umständen eine öffentliche Verhandlung die Interessen der Rechtspflege beeinträchtigen würde.


    (2) Jede Person, die einer Straftat angeklagt ist, gilt bis zum gesetzlichen Beweis ihrer Schuld als unschuldig.


    (3) Jede angeklagte Person hat mindestens folgende Rechte:


    a) innerhalb möglichst kurzer Frist in einer ihr verständlichen Sprache in allen Einzelheiten über Art und Grund der gegen sie erhobenen Beschuldigung unterrichtet zu werden;


    b) ausreichende Zeit und Gelegenheit zur Vorbereitung ihrer Verteidigung zu haben;


    c) sich selbst zu verteidigen, sich durch einen Verteidiger ihrer Wahl verteidigen zu lassen oder, falls ihr die mittel zur Bezahlung fehlen, unentgeltlich den Beistand eines Verteidigers zu erhalten, wenn dies im Interesse der Rechtspflege erforderlich ist;


    d) Fragen an Belastungszeugen zu stellen oder stellen zu lassen und die Ladung und Vernehmung von Entlastungszeugen unter denselben Bedingungen zu erwirken, wie sie für Belastungszeugen gelten;


    e) unentgeltliche Unterstützung durch einen Dolmetscher zu erhalten, wenn sie die Verhandlungssprache des Gerichts nicht versteht oder spricht.


    Artikel7Keine Strafe ohne Gesetz


    (1) Niemand darf wegen einer Handlung oder Unterlassung verurteilt werden, die zur Zeit ihrer Begehung nach innerstaatlichem oder internationalem Recht nicht strafbar war. Es darf auch keine schwerere als die zur Zeit der Begehung angedrohte Strafe verhängt werden.


    (2) Dieser Artikelschließt nicht aus, dass jemand wegen einer Handlung oder Unterlassung verurteilt oder bestraft wird, die zur Zeit ihrer Begehung nach den von den zivilisierten Völkern anerkannten allgemeinen Rechtsgrundsätzen strafbar war.


    Artikel8Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens


    (1) Jede Person hat das Recht auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens, ihrer Wohnung und ihrer Korrespondenz.


    (2) Eine Behörde darf in die Ausübung dieses Rechts nur eingreifen, soweit der Eingriff gesetzlich vorgesehen und in einer demokratischen Gesellschaft notwendig ist für die nationale oder öffentliche Sicherheit, für das wirtschaftliche Wohl des Landes, zur Aufrechterhaltung der Ordnung, zur Verhütung von Straftaten, zum Schutz der Gesundheit oder der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer.


    Artikel9Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit


    (1) Jede Person hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit; dieses Recht umfasst die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung zu wechseln, und die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung einzeln oder gemeinsam mit anderen öffentlich oder privat durch Gottesdienst, Unterricht oder Praktizieren von Bräuchen und Riten zu bekennen.


    (2) Die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung zu bekennen, darf nur Einschränkungen unterworfen werden, die gesetzlich vorgesehen und in einer demokratischen Gesellschaft notwendig sind für die öffentliche Sicherheit, zum Schutz der öffentlichen Ordnung, Gesundheit oder Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer.


    Artikel10Freiheit der Meinungsäußerung


    (1) Jede Person hat das Recht auf freie Meinungsäußerung. Dieses Recht schließt die Meinungsfreiheit und die Freiheit ein, Informationen und Ideen ohne behördliche Eingriffe und ohne Rücksicht auf Staatsgrenzen zu empfangen und weiterzugeben. Dieser Artikelhindert die Staaten nicht, für Hörfunk, Fernseh- oder Kinounternehmen eine Genehmigung vorzuschreiben.


    (2) Die Ausübung dieser Freiheiten ist mit Pflichten und Verantwortung verbunden; sie kann daher Formvorschriften, Bedingungen, Einschränkungen oder Strafdrohungen unterworfen werden, die gesetzlich vorgesehen und in einer demokratischen Gesellschaft notwendig sind für die nationale Sicherheit, die territoriale Unversehrtheit oder die öffentliche Sicherheit, zur Aufrechterhaltung der Ordnung oder zur Verhütung von Straftaten, zum Schutz der Gesundheit oder der Moral, zum Schutz des guten Rufes oder der Rechte anderer, zur Verhinderung der Verbreitung vertraulicher Informationen oder zur Wahrung der Autorität und der Unparteilichkeit der Rechtsprechung.


    Artikel11Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit


    (1) Jede Person hat das Recht, sich frei und friedlich mit anderen zu versammeln und sich frei mit anderen zusammenzuschließen; dazu gehört auch das Recht, zum Schutz seiner Interessen Gewerkschaften zu gründen und Gewerkschaften beizutreten.


    (2) Die Ausübung dieser Rechte darf nur Einschränkungen unterworfen werden, die gesetzlich vorgesehen und in einer demokratischen Gesellschaft notwendig sind für die nationale oder öffentliche Sicherheit, zur Aufrechterhaltung der Ordnung oder zur Verhütung von Straftaten, zum Schutz der Gesundheit oder der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer. Dieser Artikelsteht rechtmäßigen Einschränkungen der Ausübung dieser Rechte für Angehörige der Streitkräfte, der Polizei oder der Staatsverwaltung nicht entgegen.


    Artikel12Recht auf Eheschließung


    Männer und Frauen im heiratsfähigen Alter haben das Recht, nach den innerstaatlichen Gesetzen, welche die Ausübung dieses Rechts regeln, eine Ehe einzugehen und eine Familie zu gründen.


    Artikel13Recht auf wirksame Beschwerde


    Jede Person, die in ihren in dieser Konvention anerkannten Rechten oder Freiheiten verletzt worden ist, hat das Recht, bei einer innerstaatlichen Instanz eine wirksame Beschwerde zu erheben, auch wenn die Verletzung von Personen begangen worden ist, die in amtlicher Eigenschaft gehandelt haben.


    Artikel14Diskriminierungsverbot


    Der Genuss der in dieser Konvention anerkannten Rechte und Freiheiten ist ohne Diskriminierung insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen oder sozialen Herkunft, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt oder eines sonstigen Status zu gewährleisten.


    Artikel15Abweichen im Notstandsfall


    (1) Wird das Leben der Nation durch Krieg oder einen anderen öffentlichen Notstand bedroht, so kann jede Hohe Vertragspartei Maßnahmen treffen, die von den in dieser Konvention vorgesehenen Verpflichtungen abweichen, jedoch nur, soweit es die Lage unbedingt erfordert und wenn die Maßnahmen nicht im Widerspruch zu den sonstigen völkerrechtlichen Verpflichtungen der Vertragspartei stehen.


    (2) Aufgrund des Absatzes1 darf von Artikel2 nur bei Todesfällen infolge rechtmäßiger Kriegshandlungen und von Artikel3, Artikel4 Absatz1 und Artikel7 in keinem Fall abgewichen werden.


    (3) Jede Hohe Vertragspartei, die dieses Recht auf Abweichung ausübt, unterrichtet den Generalsekretär des Europarats umfassend über die getroffenen Maßnahmen und deren Gründe. Sie unterrichtet den Generalsekretär des Europarats auch über den Zeitpunkt, zu dem diese Maßnahmen außer Kraft getreten sind und die Konvention wieder volle Anwendung findet.


    Artikel16Beschränkungen der politischen Tätigkeit ausländischer Personen


    Die Artikel10, 11 und 14 sind nicht so auszulegen, als untersagten sie den Hohen Vertragsparteien, die politische Tätigkeit ausländischer Personen zu beschränken.


    Artikel17Verbot des Missbrauchs der Rechte


    Diese Konvention ist nicht so auszulegen, als begründe sie für einen Staat, eine Gruppe oder eine Person das Recht, eine Tätigkeit auszuüben oder eine Handlung vorzunehmen, die darauf abzielt, die in der Konvention festgelegten Rechte und Freiheiten abzuschaffen oder sie stärker einzuschränken, als es in der Konvention vorgesehen ist.


    Artikel18Begrenzung der Rechtseinschränkungen


    Die nach dieser Konvention zulässigen Einschränkungen der genannten Rechte und Freiheiten dürfen nur zu den vorgesehenen Zwecken erfolgen.


    AbschnittII Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte


    Artikel19Errichtung des Gerichtshofs


    Um die Einhaltung der Verpflichtungen sicherzustellen, welche die Hohen Vertragsparteien in dieser Konvention und den Protokollen dazu übernommen haben, wird ein Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte, im Folgenden als »Gerichtshof« bezeichnet, errichtet. Er nimmt seine Aufgaben als ständiger Gerichtshof wahr.


    Artikel20Zahl der Richter


    Die Zahl der Richter des Gerichtshofs entspricht derjenigen der Hohen Vertragsparteien.


    Artikel21Voraussetzungen für das Amt


    (1) Die Richter müssen hohes sittliches Ansehen genießen und entweder die für die Ausübung hoher richterlicher Ämter erforderlichen Voraussetzungen erfüllen oder Rechtsgelehrte von anerkanntem Ruf sein.


    (2) Die Richter gehören dem Gerichtshof in ihrer persönlichen Eigenschaft an.


    (3) Während ihrer Amtszeit dürfen die Richter keine Tätigkeit ausüben, die mit ihrer Unabhängigkeit, ihrer Unparteilichkeit oder mit den Erfordernissen der Vollzeitbeschäftigung in diesem Amt unvereinbar ist; alle Fragen, die sich aus der Anwendung dieses Absatzes ergeben, werden vom Gerichtshof entschieden.


    Artikel22Wahl der Richter


    (1) Die Richter werden von der Parlamentarischen Versammlung für jede Hohe Vertragspartei mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen aus einer Liste von drei Kandidaten gewählt, die von der Hohen Vertragspartei vorgeschlagen werden.


    Artikel23Amtszeit und Entlassung


    (1) Die Richter werden für neun Jahre gewählt. Ihre Wiederwahl ist nicht zulässig.


    (2) Die Amtszeit der Richter endet mit Vollendung des 70. Lebensjahrs.


    (3) Die Richter bleiben bis zum Amtsantritt ihrer Nachfolger im Amt. Sie bleiben jedoch in den Rechtssachen tätig, mit denen sie bereits befasst sind.


    (4) Ein Richter kann nur entlassen werden, wenn die anderen Richter mit Zweidrittelmehrheit entscheiden, dass er die erforderlichen Voraussetzungen nicht mehr erfüllt.


    Artikel24Kanzlei und Berichterstatter


    (1) Der Gerichtshof hat eine Kanzlei, deren Aufgaben und Organisation in der Verfahrensordnung des Gerichtshofs festgelegt werden.


    (2) Wenn der Gerichtshof in Einzelrichterbesetzung tagt, wird er von Berichterstattern unterstützt, die ihre Aufgaben unter der Aufsicht des Präsidenten des Gerichtshofs ausüben. Sie gehören der Kanzlei des Gerichtshofs an.


    Artikel25Plenum


    Das Plenum des Gerichtshofs


    a) wählt seinen Präsidenten und einen oder zwei Vizepräsidenten für drei Jahre; ihre Wiederwahl ist zulässig;


    b) bildet Kammern für einen bestimmten Zeitraum;


    c) wählt die Präsidenten der Kammern des Gerichtshofs; ihre Wiederwahl ist zulässig;


    d) beschließt die Verfahrensordnung des Gerichtshofs;


    e) wählt den Kanzler und einen oder mehrere stellvertretende Kanzler;


    f) stellt Anträge nach Artikel26 Absatz2.


    Artikel26Einzelrichterbesetzung, Ausschüsse, Kammern und Große Kammer


    (1) Zur Prüfung der Rechtssachen, die bei ihm anhängig gemacht werden, tagt der Gerichtshof in Einzelrichterbesetzung, in Ausschüssen mit drei Richtern, in Kammern mit sieben Richtern und in einer Großen Kammer mit 17 Richtern. Die Kammern des Gerichtshofs bilden die Ausschüsse für einen bestimmten Zeitraum.


    (2) Auf Antrag des Plenums des Gerichtshofs kann die Anzahl Richter je Kammer für einen bestimmten Zeitraum durch einstimmigen Beschluss des Ministerkomitees auf fünf herabgesetzt werden.


    (3) Ein Richter, der als Einzelrichter tagt, prüft keine Beschwerde gegen die Hohe Vertragspartei, für die er gewählt worden ist.


    (4) Der Kammer und der Großen Kammer gehört von Amts wegen der für eine als Partei beteiligte Hohe Vertragspartei gewählte Richter an. Wenn ein solcher nicht vorhanden ist oder er an den Sitzungen nicht teilnehmen kann, nimmt eine Person in der Eigenschaft eines Richters an den Sitzungen teil, die der Präsident des Gerichtshofs aus einer Liste auswählt, welche ihm die betreffende Vertragspartei vorab unterbreitet hat.


    (5) Der Großen Kammer gehören ferner der Präsident des Gerichtshofs, die Vizepräsidenten, die Präsidenten der Kammern und andere nach der Verfahrensordnung des Gerichtshofs ausgewählte Richter an. Wird eine Rechtssache nach Artikel43 an die Große Kammer verwiesen, so dürfen Richter der Kammer, die das Urteil gefällt hat, der Großen Kammer nicht angehören; das gilt nicht für den Präsidenten der Kammer und den Richter, welcher in der Kammer für die als Partei beteiligte Hohe Vertragspartei mitgewirkt hat.


    Artikel27Befugnisse des Einzelrichters


    (1) Ein Einzelrichter kann eine nach Artikel34 erhobene Beschwerde für unzulässig erklären oder im Register streichen, wenn eine solche Entscheidung ohne weitere Prüfung getroffen werden kann.


    (2) Die Entscheidung ist endgültig.


    (3) Erklärt der Einzelrichter eine Beschwerde nicht für unzulässig und streicht er sie auch nicht im Register des Gerichtshofs, so übermittelt er sie zur weiteren Prüfung an einen Ausschuss oder eine Kammer.


    Artikel28Befugnisse der Ausschüsse


    (1) Ein Ausschuss, der mit einer nach Artikel34 erhobenen Beschwerde befasst wird, kann diese durch einstimmigen Beschluss:


    a) für unzulässig erklären oder im Register streichen, wenn eine solche Entscheidung ohne weitere Prüfung getroffen werden kann; oder


    b) für zulässig erklären und zugleich ein Urteil über die Begründetheit fällen, sofern die der Rechtssache zugrunde liegende Frage der Auslegung oder Anwendung dieser Konvention oder der Protokolle dazu Gegenstand einer gefestigten Rechtsprechung des Gerichtshofs ist.


    (2) Die Entscheidungen und Urteile nach Absatz1 sind endgültig.


    (3) Ist der für die als Partei beteiligte Hohe Vertragspartei gewählte Richter nicht Mitglied des Ausschusses, so kann er von Letzterem jederzeit während des Verfahrens eingeladen werden, den Sitz eines Mitglieds im Ausschuss einzunehmen; der Ausschuss hat dabei alle erheblichen Umstände einschließlich der Frage, ob diese Vertragspartei der Anwendung des Verfahrens nach Absatz1 Buchstabe b entgegengetreten ist, zu berücksichtigen.


    Artikel29Entscheidungen der Kammern über die Zulässigkeit und Begründetheit


    (1) Ergeht weder eine Entscheidung nach Artikel27 oder 28 noch ein Urteil nach Artikel28, so entscheidet eine Kammer über die Zulässigkeit und Begründetheit der nach Artikel34 erhobenen Beschwerden. Die Entscheidung über die Zulässigkeit kann gesondert ergehen.


    (2) Eine Kammer entscheidet über die Zulässigkeit und Begründetheit der nach Artikel33 erhobenen Staatenbeschwerden. Die Entscheidung über die Zulässigkeit ergeht gesondert, sofern der Gerichtshof in Ausnahmefällen nicht anders entscheidet.


    Artikel30Abgabe der Rechtssache an die Große Kammer


    Wirft eine bei einer Kammer anhängige Rechtssache eine schwerwiegende Frage der Auslegung dieser Konvention oder der Protokolle dazu auf oder kann die Entscheidung einer ihr vorliegenden Frage zu einer Abweichung von einem früheren Urteil des Gerichtshofs führen, so kann die Kammer diese Sache jederzeit, bevor sie ihr Urteil gefällt hat, an die Große Kammer abgeben, sofern nicht eine Partei widerspricht.


    Artikel31Befugnisse der Großen Kammer


    Die Große Kammer:


    a) entscheidet über nach Artikel33 oder Artikel34 erhobene Beschwerden, wenn eine Kammer die Rechtssache nach Artikel30 an sie abgegeben hat oder wenn die Sache nach Artikel43 an sie verwiesen worden ist;


    b) entscheidet über Fragen, mit denen der Gerichtshof durch das Ministerkomitee nach Artikel46 Absatz4 befasst wird; und


    c) behandelt Anträge nach Artikel47 auf Erstattung von Gutachten.


    Artikel32Zuständigkeit des Gerichtshofs


    (1) Die Zuständigkeit des Gerichtshofs umfasst alle die Auslegung und Anwendung dieser Konvention und der Protokolle dazu betreffenden Angelegenheiten, mit denen er nach den Artikeln33, 34, 46 und 47 befasst wird.


    (2) Besteht Streit über die Zuständigkeit des Gerichtshofs, so entscheidet der Gerichtshof.


    Artikel33Staatenbeschwerden


    Jede Hohe Vertragspartei kann den Gerichtshof wegen jeder behaupteten Verletzung dieser Konvention und der Protokolle dazu durch eine andere Hohe Vertragspartei anrufen.


    Artikel34Individualbeschwerden


    Der Gerichtshof kann von jeder natürlichen Person, nichtstaatlichen Organisation oder Personengruppe, die behauptet, durch eine der Hohen Vertragsparteien in einem der in dieser Konvention oder den Protokollen dazu anerkannten Rechte verletzt zu sein, mit einer Beschwerde befasst werden. Die Hohen Vertragsparteien verpflichten sich, die wirksame Ausübung dieses Rechts nicht zu behindern.


    Artikel35Zulässigkeitsvoraussetzungen


    (1) Der Gerichtshof kann sich mit einer Angelegenheit erst nach Erschöpfung aller innerstaatlichen Rechtsbehelfe in Übereinstimmung mit den allgemein anerkannten Grundsätzen des Völkerrechts und nur innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach der endgültigen innerstaatlichen Entscheidung befassen.


    (2) Der Gerichtshof befasst sich nicht mit einer nach Artikel34 erhobenen Individualbeschwerde, die


    a) anonym ist oder


    b) im Wesentlichen mit einer schon vorher vom Gerichtshof geprüften Beschwerde übereinstimmt oder schon einer anderen internationalen Untersuchungs- oder Vergleichsinstanz unterbreitet worden ist und keine neuen Tatsachen enthält.


    (3) Der Gerichtshof erklärt eine nach Artikel34 erhobene Individualbeschwerde für unzulässig,


    a) wenn er sie für unvereinbar mit dieser Konvention oder den Protokollen dazu, für offensichtlich unbegründet oder für missbräuchlich hält oder


    b) wenn er der Ansicht ist, dass dem Beschwerdeführer kein erheblicher Nachteil entstanden ist, es sei denn, die Achtung der Menschenrechte, wie sie in dieser Konvention und den Protokollen dazu anerkannt sind, erfordert eine Prüfung der Begründetheit der Beschwerde, und vorausgesetzt, es wird aus diesem Grund nicht eine Rechtssache zurückgewiesen, die noch von keinem innerstaatlichen Gericht gebührend geprüft worden ist.


    (4) Der Gerichtshof weist eine Beschwerde zurück, die er nach diesem Artikelfür unzulässig hält. Er kann dies in jedem Stadium des Verfahrens tun.


    Artikel36Beteiligung Dritter


    (1) In allen bei einer Kammer oder der Großen Kammer anhängigen Rechtssachen ist die Hohe Vertragspartei, deren Staatsangehörigkeit der Beschwerdeführer besitzt, berechtigt, schriftliche Stellungnahmen abzugeben und an den mündlichen Verhandlungen teilzunehmen.


    (2) Im Interesse der Rechtspflege kann der Präsident des Gerichtshofs jeder Hohen Vertragspartei, die in dem Verfahren nicht Partei ist, oder jeder betroffenen Person, die nicht Beschwerdeführer ist, Gelegenheit geben, schriftlich Stellung zu nehmen oder an den mündlichen Verhandlungen teilzunehmen.


    (3) In allen bei einer Kammer oder der Großen Kammer anhängigen Rechtssachen kann der Kommissar für Menschenrechte des Europarats schriftliche Stellungnahmen abgeben und an den mündlichen Verhandlungen teilnehmen.


    Artikel37Streichung von Beschwerden


    (1) Der Gerichtshof kann jederzeit während des Verfahrens entscheiden, eine Beschwerde in seinem Register zu streichen, wenn die Umstände Grund zur Annahme geben, dass


    a) der Beschwerdeführer seine Beschwerde nicht weiterzuverfolgen beabsichtigt;


    b) die Streitigkeit einer Lösung zugeführt worden ist oder


    c) eine weitere Prüfung der Beschwerde aus anderen vom Gerichtshof festgestellten Gründen nicht gerechtfertigt ist.


    Der Gerichtshof setzt jedoch die Prüfung der Beschwerde fort, wenn die Achtung der Menschenrechte, wie sie in dieser Konvention und den Protokollen dazu anerkannt sind, dies erfordert.


    (2) Der Gerichtshof kann die Wiedereintragung einer Beschwerde in sein Register anordnen, wenn er dies den Umständen nach für gerechtfertigt hält.


    Artikel38Prüfung der Rechtssache


    Der Gerichtshof prüft die Rechtssache mit den Vertretern der Parteien und nimmt, falls erforderlich, Ermittlungen vor; die betreffenden Hohen Vertragsparteien haben alle zur wirksamen Durchführung der Ermittlungen erforderlichen Erleichterungen zu gewähren.


    Artikel39Gütliche Einigung


    (1) Der Gerichtshof kann sich jederzeit während des Verfahrens zur Verfügung der Parteien halten mit dem Ziel, eine gütliche Einigung auf der Grundlage der Achtung der Menschenrechte, wie sie in dieser Konvention und den Protokollen dazu anerkannt sind, zu erreichen.


    (2) Das Verfahren nach Absatz1 ist vertraulich.


    (3) Im Fall einer gütlichen Einigung streicht der Gerichtshof durch eine Entscheidung, die sich auf eine kurze Angabe des Sachverhalts und der erzielten Lösung beschränkt, die Rechtssache in seinem Register.


    (4) Diese Entscheidung ist dem Ministerkomitee zuzuleiten; dieses überwacht die Durchführung der gütlichen Einigung, wie sie in der Entscheidung festgehalten wird.


    Artikel40Öffentliche Verhandlung und Akteneinsicht


    (1) Die Verhandlung ist öffentlich, soweit nicht der Gerichtshof auf Grund besonderer Umstände anders entscheidet.


    (2) Die beim Kanzler verwahrten Schriftstücke sind der Öffentlichkeit zugänglich, soweit nicht der Präsident des Gerichtshofs anders entscheidet.


    Artikel41Gerechte Entschädigung


    Stellt der Gerichtshof fest, dass diese Konvention oder die Protokolle dazu verletzt worden sind, und gestattet das innerstaatliche Recht der Hohen Vertragspartei nur eine unvollkommene Wiedergutmachung für die Folgen dieser Verletzung, so spricht der Gerichtshof der verletzten Partei eine gerechte Entschädigung zu, wenn dies notwendig ist.


    Artikel42Urteile der Kammern


    Urteile der Kammern werden nach Maßgabe des Artikels44 Absatz2 endgültig.


    Artikel43Verweisung an die Große Kammer


    (1) Innerhalb von drei Monaten nach dem Datum des Urteils der Kammer kann jede Partei in Ausnahmefällen die Verweisung der Rechtssache an die Große Kammer beantragen.


    (2) Ein Ausschuss von fünf Richtern der Großen Kammer nimmt den Antrag an, wenn die Rechtssache eine schwerwiegende Frage der Auslegung oder Anwendung dieser Konvention oder der Protokolle dazu oder eine schwerwiegende Frage von allgemeiner Bedeutung aufwirft.


    (3) Nimmt der Ausschuss den Antrag an, so entscheidet die Große Kammer die Sache durch Urteil.


    Artikel44Endgültige Urteile


    (1) Das Urteil der Großen Kammer ist endgültig.


    (2) Das Urteil einer Kammer wird endgültig,


    a) wenn die Parteien erklären, dass sie die Verweisung der Rechtssache an die Große Kammer nicht beantragen werden;


    b) drei Monate nach dem Datum des Urteils, wenn nicht die Verweisung der Rechtssache an die Große Kammer beantragt worden ist, oder


    c) wenn der Ausschuss der Großen Kammer den Antrag auf Verweisung nach Artikel43 abgelehnt hat.


    (3) Das endgültige Urteil wird veröffentlicht.


    Artikel45Begründung der Urteile und Entscheidungen


    (1) Urteile sowie Entscheidungen, mit denen Beschwerden für zulässig oder für unzulässig erklärt werden, werden begründet.


    (2) Bringt ein Urteil ganz oder teilweise nicht die übereinstimmende Meinung der Richter zum Ausdruck, so ist jeder Richter berechtigt, seine abweichende Meinung darzulegen.


    Artikel46Verbindlichkeit und Durchführung der Urteile


    (1) Die Hohen Vertragsparteien verpflichten sich, in allen Rechtssachen, in denen sie Partei sind, das endgültige Urteil des Gerichtshofs zu befolgen.


    (2) Das endgültige Urteil des Gerichtshofs ist dem Ministerkomitee zuzuleiten; dieses überwacht seinen Vollzug.


    (3) Wird die Überwachung des Vollzugs eines endgültigen Urteils nach Auffassung des Ministerkomitees durch eine Frage betreffend die Auslegung dieses Urteils behindert, so kann das Ministerkomitee den Gerichtshof anrufen, damit er über diese Auslegungsfrage entscheidet. Der Beschluss des Ministerkomitees, den Gerichtshof anzurufen, bedarf der Zweidrittelmehrheit der Stimmen der zur Teilnahme an den Sitzungen des Komitees berechtigten Mitglieder.


    (4) Weigert sich eine Hohe Vertragspartei nach Auffassung des Ministerkomitees, in einer Rechtssache, in der sie Partei ist, ein endgültiges Urteil des Gerichtshofs zu befolgen, so kann das Ministerkomitee, nachdem es die betreffende Partei gemahnt hat, durch einen mit Zweidrittelmehrheit der Stimmen der zur Teilnahme an den Sitzungen des Komitees berechtigten Mitglieder gefassten Beschluss den Gerichtshof mit der Frage befassen, ob diese Partei ihrer Verpflichtung nach Absatz1 nachgekommen ist.


    (5) Stellt der Gerichtshof eine Verletzung des Absatzes1 fest, so weist er die Rechtssache zur Prüfung der zu treffenden Maßnahmen an das Ministerkomitee zurück. Stellt der Gerichtshof fest, dass keine Verletzung des Absatzes1 vorliegt, so weist er die Rechtssache an das Ministerkomitee zurück; dieses beschließt die Einstellung seiner Prüfung.


    Artikel47Gutachten


    (1) Der Gerichtshof kann auf Antrag des Ministerkomitees Gutachten über Rechtsfragen erstatten, welche die Auslegung dieser Konvention und der Protokolle dazu betreffen.


    (2) Diese Gutachten dürfen keine Fragen zum Gegenstand haben, die sich auf den Inhalt oder das Ausmaß der in AbschnittI dieser Konvention und in den Protokollen dazu anerkannten Rechte und Freiheiten beziehen, noch andere Fragen, über die der Gerichtshof oder das Ministerkomitee auf Grund eines nach dieser Konvention eingeleiteten Verfahrens zu entscheiden haben könnte.


    (3) Der Beschluss des Ministerkomitees, ein Gutachten beim Gerichtshof zu beantragen, bedarf der Mehrheit der Stimmen der zur Teilnahme an den Sitzungen des Komitees berechtigten Mitglieder.


    Artikel48Gutachterliche Zuständigkeit des Gerichtshofs


    Der Gerichtshof entscheidet, ob ein vom Ministerkomitee gestellter Antrag auf Erstattung eines Gutachtens in seine Zuständigkeit nach Artikel47 fällt.


    Artikel49Begründung der Gutachten


    (1) Die Gutachten des Gerichtshofs werden begründet.


    (2) Bringt das Gutachten ganz oder teilweise nicht die übereinstimmende Meinung der Richter zum Ausdruck, so ist jeder Richter berechtigt, seine abweichende Meinung darzulegen.


    (3) Die Gutachten des Gerichtshofs werden dem Ministerkomitee übermittelt.


    Artikel50Kosten des Gerichtshofs


    Die Kosten des Gerichtshofs werden vom Europarat getragen.


    Artikel51Vorrechte und Immunitäten der Richter


    Die Richter genießen bei der Ausübung ihres Amtes die Vorrechte und Immunitäten, die in Artikel40 der Satzung des Europarats und den aufgrund jenes Artikels geschlossenen Übereinkünften vorgesehen sind.


    AbschnittIII Verschiedene Bestimmungen


    Artikel52Anfragen des Generalsekretärs


    Auf Anfrage des Generalsekretärs des Europarats erläutert jede Hohe Vertragspartei, auf welche Weise die wirksame Anwendung aller Bestimmungen dieser Konvention in ihrem innerstaatlichen Recht gewährleistet wird.


    Artikel53Wahrung anerkannter Menschenrechte


    Diese Konvention ist nicht so auszulegen, als beschränke oder beeinträchtige sie Menschenrechte und Grundfreiheiten, die in den Gesetzen einer Hohen Vertragspartei oder in einer anderen Übereinkunft, deren Vertragspartei sie ist, anerkannt werden.


    Artikel54Befugnisse des Ministerkomitees


    Diese Konvention berührt nicht die dem Ministerkomitee durch die Satzung des Europarats übertragenen Befugnisse.


    Artikel55Ausschluss anderer Verfahren zur Streitbeilegung


    Die Hohen Vertragsparteien kommen überein, dass sie sich vorbehaltlich besonderer Vereinbarung nicht auf die zwischen ihnen geltenden Verträge, sonstigen Übereinkünfte oder Erklärungen berufen werden, um eine Streitigkeit über die Auslegung oder Anwendung dieser Konvention einem anderen als den in der Konvention vorgesehenen Beschwerdeverfahren zur Beilegung zu unterstellen.


    Artikel56Räumlicher Geltungsbereich


    (1) Jeder Staat kann bei der Ratifikation oder jederzeit danach durch eine an den Generalsekretär des Europarats gerichtete Notifikation erklären, dass diese Konvention vorbehaltlich des Absatzes4 auf alle oder einzelne Hoheitsgebiete Anwendung findet, für deren internationale Beziehungen er verantwortlich ist.


    (2) Die Konvention findet auf jedes in der Erklärung bezeichnete Hoheitsgebiet ab dem dreißigsten Tag nach Eingang der Notifikation beim Generalsekretär des Europarats Anwendung.


    (3) In den genannten Hoheitsgebieten wird diese Konvention unter Berücksichtigung der örtlichen Notwendigkeiten angewendet.


    (4) Jeder Staat, der eine Erklärung nach Absatz1 abgegeben hat, kann jederzeit danach für eines oder mehrere der in der Erklärung bezeichneten Hoheitsgebiete erklären, dass er die Zuständigkeit des Gerichtshofs für die Entgegennahme von Beschwerden von natürlichen Personen, nichtstaatlichen Organisationen oder Personengruppen nach Artikel34 anerkennt.


    Artikel57Vorbehalte


    (1) Jeder Staat kann bei der Unterzeichnung dieser Konvention oder bei der Hinterlegung seiner Ratifikationsurkunde einen Vorbehalt zu einzelnen Bestimmungen der Konvention anbringen, soweit ein zu dieser Zeit in seinem Hoheitsgebiet geltendes Gesetz mit der betreffenden Bestimmung nicht übereinstimmt. Vorbehalte allgemeiner Art sind nach diesem Artikelnicht zulässig.


    (2) Jeder nach diesem Artikelangebrachte Vorbehalt muss mit einer kurzen Darstellung des betreffenden Gesetzes verbunden sein.


    Artikel58Kündigung


    (1) Eine Hohe Vertragspartei kann diese Konvention frühestens fünf Jahre nach dem Tag, an dem sie Vertragspartei geworden ist, unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von sechs Monaten durch eine an den Generalsekretär des Europarats gerichtete Notifikation kündigen; dieser unterrichtet die anderen Hohen Vertragsparteien.


    (2) Die Kündigung befreit die Hohe Vertragspartei nicht von ihren Verpflichtungen aus dieser Konvention in Bezug auf Handlungen, die sie vor dem Wirksamwerden der Kündigung vorgenommen hat und die möglicherweise eine Verletzung dieser Verpflichtungen darstellen.


    (3) Mit derselben Maßgabe scheidet eine Hohe Vertragspartei, deren Mitgliedschaft im Europarat endet, als Vertragspartei dieser Konvention aus.


    (4) Die Konvention kann in Bezug auf jedes Hoheitsgebiet, auf das sie durch eine Erklärung nach Artikel56 anwendbar geworden ist, nach den Absätzen 1 bis 3 gekündigt werden.


    Artikel59Unterzeichnung und Ratifikation


    (1) Diese Konvention liegt für die Mitglieder des Europarats zur Unterzeichnung auf. Sie bedarf der Ratifikation. Die Ratifikationsurkunden werden beim Generalsekretär des Europarats hinterlegt.


    (2) Die Europäische Union kann dieser Konvention beitreten.


    (3) Diese Konvention tritt nach Hinterlegung von zehn Ratifikationsurkunden in Kraft.


    (4) Für jeden Unterzeichner, der die Konvention später ratifiziert, tritt sie mit der Hinterlegung seiner Ratifikationsurkunde in Kraft.


    (5) Der Generalsekretär des Europarats notifiziert allen Mitgliedern des Europarats das Inkrafttreten der Konvention, die Namen der Hohen Vertragsparteien, die sie ratifiziert haben, und jede spätere Hinterlegung einer Ratifikationsurkunde.


    Geschehen zu Rom am 4.November 1950 in englischer und französischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, in einer Urschrift, die im Archiv des Europarats hinterlegt wird. Der Generalsekretär übermittelt allen Unterzeichnern beglaubigte Abschriften.


    
      Hinweise


      Fundstellen: CETS No.: 005; BGBl. 2010 II, S.1198


      Verabschiedung: 4.November 1950


      Inkrafttreten: 3.September 1953


      Zahl der Vertragsstaaten: 47


      Individualbeschwerde: ja


      Deutschland:


      Unterzeichnung: 4.November 1950


      Ratifizierung: 5.Dezember 1952


      Inkrafttreten: 3.September 1953

    


    38a(1) Zusatzprotokoll zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten in der Fassung des Protokolls Nr.11 vom 20.März1952


    DIE UNTERZEICHNERREGIERUNGEN, MITGLIEDER DES EUROPARATS


    entschlossen, Maßnahmen zur kollektiven Gewährleistung gewisser Rechte und Freiheiten zu treffen, die in AbschnittI der am 4.November 1950 in Rom unterzeichneten Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (im Folgenden als »Konvention« bezeichnet) noch nicht enthalten sind


    haben Folgendes vereinbart:


    Artikel1Schutz des Eigentums


    Jede natürliche oder juristische Person hat das Recht auf Achtung ihres Eigentums. Niemandem darf sein Eigentum entzogen werden, es sei denn, dass das öffentliche Interesse es verlangt, und nur unter den durch Gesetz und durch die allgemeinen Grundsätze des Völkerrechts vorgesehenen Bedingungen.


    Absatz1 beeinträchtigt jedoch nicht das Recht des Staates, diejenigen Gesetze anzuwenden, die er für die Regelung der Benutzung des Eigentums im Einklang mit dem Allgemeininteresse oder zur Sicherung der Zahlung der Steuern oder sonstigen Abgaben oder von Geldstrafen für erforderlich hält.


    Artikel2Recht auf Bildung


    Niemandem darf das Recht auf Bildung verwehrt werden. Der Staat hat bei Ausübung der von ihm auf dem Gebiet der Erziehung und des Unterrichts übernommenen Aufgaben das Recht der Eltern zu achten, die Erziehung und den Unterricht entsprechend ihren eigenen religiösen und weltanschaulichen Überzeugungen sicherzustellen.


    Artikel3Recht auf freie Wahlen


    Die Hohen Vertragsparteien verpflichten sich, in angemessenen Zeitabständen freie und geheime Wahlen unter Bedingungen abzuhalten, welche die freie Äußerung der Meinung des Volkes bei der Wahl der gesetzgebenden Körperschaften gewährleisten.


    Artikel4Räumlicher Geltungsbereich


    Jede Hohe Vertragspartei kann im Zeitpunkt der Unterzeichnung oder Ratifikation dieses Protokolls oder zu jedem späteren Zeitpunkt an den Generalsekretär des Europarats eine Erklärung darüber richten, in welchem Umfang sie sich zur Anwendung dieses Protokolls auf die in der Erklärung angegebenen Hoheitsgebiete verpflichtet, für deren internationale Beziehungen sie verantwortlich ist.


    Jede Hohe Vertragspartei, die eine Erklärung nach Absatz1 abgegeben hat, kann jederzeit eine weitere Erklärung abgeben, die den Inhalt einer früheren Erklärung ändert oder die Anwendung der Bestimmungen dieses Protokolls auf irgendein Hoheitsgebiet beendet.


    Eine nach diesem Artikelabgegebene Erklärung gilt als eine Erklärung im Sinne des Artikels56 Absatz1 der Konvention.


    Artikel5Verhältnis zur Konvention


    Die Hohen Vertragsparteien betrachten die Artikel1, 2, 3 und 4 dieses Protokolls als Zusatzartikelzur Konvention; alle Bestimmungen der Konvention sind dementsprechend anzuwenden.


    Artikel6Unterzeichnung und Ratifikation


    Dieses Protokoll liegt für die Mitglieder des Europarats, die Unterzeichner der Konvention sind, zur Unterzeichnung auf; es wird gleichzeitig mit der Konvention oder zu einem späteren Zeitpunkt ratifiziert. Es tritt nach Hinterlegung von zehn Ratifikationsurkunden in Kraft. Für jeden Unterzeichner, der das Protokoll später ratifiziert, tritt es mit der Hinterlegung seiner Ratifikationsurkunde in Kraft.


    Die Ratifikationsurkunden werden beim Generalsekretär des Europarats hinterlegt, der allen Mitgliedern die Namen derjenigen Staaten, die das Protokoll ratifiziert haben, notifiziert.


    
      Hinweise


      Fundstellen: CETS No.: 009; BGBl. 2002 II, S.1072


      Verabschiedung: 20.März 1952


      Inkrafttreten: 18.Mai 1954


      Zahl der Vertragsstaaten: 45


      Individualbeschwerde: ja (Art.34 EMRK)


      Deutschland:


      Unterzeichung: 20.März 1952


      Ratifizierung: 13.Februar 1957


      Inkrafttreten: 13.Februar 1957

    


    38b Protokoll Nr.4 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, durch das gewisse Rechte und Freiheiten gewährleistet werden, die nicht bereits in der Konvention oder im ersten Zusatzprotokoll enthalten sind in der Fassung des Protokolls Nr.11 [Auszug] vom 16.September1963


    DIE UNTERZEICHNERREGIERUNGEN, MITGLIEDER DES EUROPARATS


    entschlossen, Maßnahmen zur kollektiven Gewährleistung gewisser Rechte und Freiheiten zu treffen, die in AbschnittI der am 4.November 1950 in Rom unterzeichneten Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (im Folgenden als »Konvention« bezeichnet) und in den Artikeln1 bis 3 des am 20.März 1952 in Paris unterzeichneten ersten Zusatzprotokolls zur Konvention noch nicht enthalten sind


    haben Folgendes vereinbart:


    Artikel1Verbot der Freiheitsentziehung wegen Schulden


    Niemandem darf die Freiheit allein deshalb entzogen werden, weil er nicht in der Lage ist, eine vertragliche Verpflichtung zu erfüllen.


    Artikel2Freizügigkeit


    (1) Jede Person, die sich rechtmäßig im Hoheitsgebiet eines Staates aufhält, hat das Recht, sich dort frei zu bewegen und ihren Wohnsitz frei zu wählen.


    (2) Jeder Person steht es frei, jedes Land, einschließlich des eigenen, zu verlassen.


    (3) Die Ausübung dieser Rechte darf nur Einschränkungen unterworfen werden, die gesetzlich vorgesehen und in einer demokratischen Gesellschaft notwendig sind für die nationale oder öffentliche Sicherheit, zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung, zur Verhütung von Straftaten, zum Schutz der Gesundheit oder der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer.


    (4) Die in Absatz1 anerkannten Rechte können ferner für bestimmte Gebiete Einschränkungen unterworfen werden, die gesetzlich vorgesehen und in einer demokratischen Gesellschaft durch das öffentliche Interesse gerechtfertigt sind.


    Artikel3Verbot der Ausweisung eigener Staatsangehöriger


    (1) Niemand darf durch eine Einzel- oder Kollektivmaßnahme aus dem Hoheitsgebiet des Staates ausgewiesen werden, dessen Angehöriger er ist.


    (2) Niemandem darf das Recht entzogen werden, in das Hoheitsgebiet des Staates einzureisen, dessen Angehöriger er ist.


    Artikel4Verbot der Kollektivausweisung ausländischer Personen


    Kollektivausweisungen ausländischer Personen sind nicht zulässig.


    […]


    
      Hinweise


      Fundstellen: CETS No.: 046; BGBl. 2002 II, S.1074


      Verabschiedung: 16.September 1963


      Inkrafttreten: 2.Mai 1968


      Zahl der Vertragsstaaten: 43


      Individualbeschwerde: ja (Art.34 EMRK)


      Deutschland:


      Unterzeichnung: 16.September 1963


      Ratifizierung: 1.Juni 1968


      Inkrafttreten: 1.Juni 1968

    


    38c Protokoll Nr.6 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung derTodesstrafe in der Fassung des Protokolls Nr.11 [Auszug] vom 28.April1983


    DIE MITGLIEDSTAATEN DES EUROPARATS,


    die dieses Protokoll zu der am 4.November 1950 in Rom unterzeichneten Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (im Folgenden als »Konvention« bezeichnet) unterzeichnen


    in der Erwägung, dass die in verschiedenen Mitgliedstaaten des Europarats eingetretene Entwicklung eine allgemeine Tendenz zugunsten der Abschaffung der Todesstrafe zum Ausdruck bringt


    haben Folgendes vereinbart:


    Artikel1Abschaffung der Todesstrafe


    Die Todesstrafe ist abgeschafft. Niemand darf zu dieser Strafe verurteilt oder hingerichtet werden.


    Artikel2Todesstrafe in Kriegszeiten


    Ein Staat kann in seinem Recht die Todesstrafe für Taten vorsehen, die in Kriegszeiten oder bei unmittelbarer Kriegsgefahr begangen werden; diese Strafe darf nur in den Fällen, die im Recht vorgesehen sind, und in Übereinstimmung mit dessen Bestimmungen angewendet werden. Der Staat übermittelt dem Generalsekretär des Europarats die einschlägigen Rechtsvorschriften.


    Artikel3Verbot des Abweichens


    Von diesem Protokoll darf nicht nach Artikel15 der Konvention abgewichen werden.


    Artikel4Verbot von Vorbehalten


    Vorbehalte nach Artikel57 der Konvention zu Bestimmungen dieses Protokolls sind nicht zulässig.


    […]


    
      Hinweise


      Fundstellen: CETS No.: 144; BGBl. 2002 II, S.1077


      Verabschiedung: 28.April 1983


      Inkrafttreten: 1.März 1985


      Zahl der Vertragsstaaten: 46


      Individualbeschwerde: ja (Art.34 EMRK)


      Deutschland:


      Unterzeichnung: 28.April 1983


      Ratifizierung: 5.Juli 1989


      Inkrafttreten: 1.August 1989

    


    38dProtokoll Nr.7 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten in der Fassung des Protokolls Nr.11 [Auszug] vom 22.November1984


    DIE MITGLIEDSTAATEN DES EUROPARATS,


    die dieses Protokoll unterzeichnen


    entschlossen, weitere Maßnahmen zur kollektiven Gewährleistung gewisser Rechte und Freiheiten durch die am 4.November 1950 in Rom unterzeichnete Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (im Folgenden als »Konvention« bezeichnet) zu treffen


    haben Folgendes vereinbart:


    Artikel1Verfahrensrechtliche Schutzvorschriften in Bezug auf die Ausweisung von Ausländern


    (1) Eine ausländische Person, die sich rechtmäßig im Hoheitsgebiet eines Staates aufhält, darf aus diesem nur aufgrund einer rechtmäßig ergangenen Entscheidung ausgewiesen werden; ihr muss gestattet werden,


    a) Gründe vorzubringen, die gegen ihre Ausweisung sprechen;


    b) ihren Fall prüfen zu lassen und


    c) sich zu diesem Zweck vor der zuständigen Behörde oder einer oder mehreren von dieser Behörde bestimmten Personen vertreten zu lassen.


    (2) Eine ausländische Person kann ausgewiesen werden, bevor sie ihre Rechte nach Absatz1 Buchstabena, b und c ausgeübt hat, wenn eine solche Ausweisung im Interesse der öffentlichen Ordnung erforderlich ist oder aus Gründen der nationalen Sicherheit erfolgt.


    Artikel2Rechtsmittel in Strafsachen


    (1) Wer von einem Gericht wegen einer Straftat verurteilt worden ist, hat das Recht, das Urteil von einem übergeordneten Gericht nachprüfen zu lassen. Die Ausübung dieses Rechts und die Gründe, aus denen es ausgeübt werden kann, richten sich nach dem Gesetz.


    (2) Ausnahmen von diesem Recht sind für Straftaten geringfügiger Art, wie sie durch Gesetz näher bestimmt sind, oder in Fällen möglich, in denen das Verfahren gegen eine Person in erster Instanz vor dem obersten Gericht stattgefunden hat oder in denen eine Person nach einem gegen ihren Freispruch eingelegten Rechtsmittel verurteilt worden ist.


    Artikel3Recht auf Entschädigung bei Fehlurteilen


    Ist eine Person wegen einer Straftat rechtskräftig verurteilt und ist das Urteil später aufgehoben oder die Person begnadigt worden, weil eine neue oder eine neu bekannt gewordene Tatsache schlüssig beweist, dass ein Fehlurteil vorlag, so muss sie, wenn sie aufgrund eines solchen Urteils eine Strafe verbüßt hat, entsprechend dem Gesetz oder der Übung des betreffenden Staates entschädigt werden, sofern nicht nachgewiesen wird, dass das nicht rechtzeitige Bekanntwerden der betreffenden Tatsache ganz oder teilweise ihr zuzuschreiben ist.


    Artikel4Recht, wegen derselben Sache nicht zweimal vor Gericht gestellt oder bestraft zu werden


    (1) Niemand darf wegen einer Straftat, wegen der er bereits nach dem Gesetz und dem Strafverfahrensrecht eines Staates rechtskräftig verurteilt oder freigesprochen worden ist, in einem Strafverfahren desselben Staates erneut verfolgt oder bestraft werden.


    (2) Absatz1 schließt die Wiederaufnahme des Verfahrens nach dem Gesetz und dem Strafverfahrensrecht des betreffenden Staates nicht aus, falls neue oder neu bekannt gewordene Tatsachen vorliegen oder das vorausgegangene Verfahren schwere, den Ausgang des Verfahrens berührende Mängel aufweist.


    (3) Von diesem Artikeldarf nicht nach Artikel15 der Konvention abgewichen werden.


    Artikel5Gleichberechtigung der Ehegatten


    Hinsichtlich der Eheschließung, während der Ehe und bei Auflösung der Ehe haben Ehegatten untereinander und in ihren Beziehungen zu ihren Kindern gleiche Rechte und Pflichten privatrechtlicher Art.Dieser Artikelverwehrt es den Staaten nicht, die im Interesse der Kinder notwendigen Maßnahmen zu treffen.


    […]


    
      Hinweise


      Fundstelle: CETS No.: 117


      Verabschiedung: 22.November 1984


      Inkrafttreten: 1.November 1988


      Vertragsstaaten: 43


      Individualbeschwerde: ja (Art.34 EMRK)


      Deutschland:


      Unterzeichnung: 19.März 1985


      Nicht ratifiziert

    


    38eProtokoll Nr.12 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten [Auszug] vom 4.November2000


    DIE MITGLIEDSTAATEN DES EUROPARATS,


    die dieses Protokoll unterzeichnen


    eingedenk des grundlegenden Prinzips, nach dem alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind und Anspruch auf gleichen Schutz durch das Gesetz haben,


    entschlossen, weitere Maßnahmen zu treffen, um die Gleichberechtigung aller Menschen durch die kollektive Durchsetzung eines allgemeinen Diskriminierungsverbots durch die am 4.November 1950 in Rom unterzeichnete Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (im Folgenden als »Konvention« bezeichnet) zu fördern,


    in Bekräftigung der Tatsache, dass der Grundsatz der Nichtdiskriminierung die Vertragsstaaten nicht daran hindert, Maßnahmen zur Förderung der vollständigen und wirksamen Gleichberechtigung zu treffen, sofern es eine sachliche und angemessene Rechtfertigung für diese Maßnahmen gibt


    haben Folgendes vereinbart:


    Artikel1Allgemeines Diskriminierungsverbot


    (1) Der Genuss eines jeden gesetzlich niedergelegten Rechtes ist ohne Diskriminierung insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen oder sozialen Herkunft, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt oder eines sonstigen Status zu gewährleisten.


    (2) Niemand darf von einer Behörde diskriminiert werden, insbesondere nicht aus einem der in Absatz1 genannten Gründe.


    […]


    
      Hinweise


      Fundstelle: CETS No.: 177


      Verabschiedung: 4.November 2000


      Inkrafttreten: 1.April 2005


      Zahl der Vertragsstaaten: 18


      Individualbeschwerde: ja (Art.34 EMRK)


      Deutschland:


      Unterzeichnung: 4.November 2000


      Nicht ratifiziert

    


    38fProtokoll Nr.13 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die vollständige Abschaffung der Todesstrafe [Auszug] vom 3.Mai2002


    DIE MITGLIEDSTAATEN DES EUROPARATS,


    die dieses Protokoll unterzeichnen


    in der Überzeugung, dass in einer demokratischen Gesellschaft das Recht jedes Menschen auf Leben einen Grundwert darstellt und die Abschaffung der Todesstrafe für den Schutz dieses Rechts und für die volle Anerkennung der allen Menschen innewohnenden Würde von wesentlicher Bedeutung ist;


    in dem Wunsch, den Schutz des Rechts auf Leben, der durch die am 4.November 1950 in Rom unterzeichnete Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (im Folgenden als »Konvention« bezeichnet) gewährleistet wird, zu stärken;


    in Anbetracht dessen, dass das Protokoll Nr.6 zur Konvention über die Abschaffung der Todesstrafe, das am 28.April 1983 in Straßburg unterzeichnet wurde, die Todesstrafe nicht für Taten ausschließt, die in Kriegszeiten oder bei unmittelbarer Kriegsgefahr begangen werden;


    entschlossen, den letzten Schritt zu tun, um die Todesstrafe vollständig abzuschaffen


    haben Folgendes vereinbart:


    Artikel1Abschaffung der Todesstrafe


    Die Todesstrafe ist abgeschafft. Niemand darf zu dieser Strafe verurteilt oder hingerichtet werden.


    Artikel2Verbot des Abweichens


    Von diesem Protokoll darf nicht nach Artikel15 der Konvention abgewichen werden.


    Artikel3Verbot von Vorbehalten


    Vorbehalte nach Artikel57 der Konvention zu diesem Protokoll sind nicht zulässig.


    […]


    
      Hinweise


      Fundstellen: CETS No.: 187; BGBl. 2004 II, S.982


      Verabschiedung: 3.Mai 2002


      Inkrafttreten: 1.Juli 2003


      Zahl der Vertragsstaaten: 44


      Individualbeschwerde: ja (Art.34 EMRK)


      Deutschland:


      Unterzeichnung: 3.Mai 2002


      Ratifizierung: 11.Oktober 2004


      Inkrafttreten: 1.Februar 2005

    


    39Europäische Sozialcharta vom 18.Oktober1961


    DIE UNTERZEICHNERREGIERUNGEN, MITGLIEDER DES EUROPARATS


    in der Erwägung, dass es das Ziel des Europarats ist, eine engere Verbindung zwischen seinen Mitgliedern herzustellen, um die Ideale und Grundsätze, die ihr gemeinsames Erbe sind, zu wahren und zu verwirklichen und ihren wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt zu fördern, insbesondere durch die Erhaltung und Weiterentwicklung der Menschenrechte und Grundfreiheiten,


    in der Erwägung, dass die Mitgliedstaaten des Europarats in der am 4.November 1950 zu Rom unterzeichneten Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten und in dem am 20.März 1952 zu Paris unterzeichneten Zusatzprotokoll übereingekommen sind, ihren Völkern die darin aufgeführten bürgerlichen und politischen Rechte und Freiheiten zu sichern,


    in der Erwägung, dass die Ausübung sozialer Rechte sichergestellt sein muss, und zwar ohne Diskriminierung aus Gründen der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der Religion, der politischen Meinung, der nationalen Abstammung oder der sozialen Herkunft,


    in dem Entschluss, gemeinsam alle Anstrengungen zu unternehmen, um durch geeignete Einrichtungen und Maßnahmen den Lebensstandard ihrer Bevölkerung in Stadt und Land zu verbessern und ihr soziales Wohl zu fördern


    sind wie folgt übereingekommen:


    TeilI


    Die Vertragsparteien sind gewillt, mit allen zweckdienlichen mitteln staatlicher und zwischenstaatlicher Art eine Politik zu verfolgen, die darauf abzielt, geeignete Voraussetzungen zu schaffen, damit die tatsächliche Ausübung der folgenden Rechte und Grundsätze gewährleistet ist:


    (1) Jedermann muss die Möglichkeit haben, seinen Lebensunterhalt durch eine frei übernommene Tätigkeit zu verdienen.


    (2) Alle Arbeitnehmer haben das Recht auf gerechte Arbeitsbedingungen.


    (3) Alle Arbeitnehmer haben das Recht auf sichere und gesunde Arbeitsbedingungen.


    (4) Alle Arbeitnehmer haben das Recht auf ein gerechtes Arbeitsentgelt, das ihnen und ihren Familien einen angemessenen Lebensstandard sichert.


    (5) Alle Arbeitnehmer und Arbeitgeber haben das Recht auf Freiheit zur Vereinigung in nationalen und internationalen Organisationen zum Schutz ihrer wirtschaftlichen und sozialen Interessen.


    (6) Alle Arbeitnehmer und Arbeitgeber haben das Recht auf Kollektivverhandlungen.


    (7) Kinder und Jugendliche haben das Recht auf besonderen Schutz gegen körperliche und sittliche Gefahren, denen sie ausgesetzt sind.


    (8) Arbeitnehmerinnen haben im Falle der Mutterschaft und in anderen geeigneten Fällen das Recht auf besonderen Schutz bei der Arbeit.


    (9) Jedermann hat das Recht auf geeignete Möglichkeiten der Berufsberatung, die ihm helfen soll, einen Beruf zu wählen, der seiner persönlichen Eignung und seinen Interessen entspricht.


    (10) Jedermann hat das Recht auf geeignete Möglichkeiten der Berufsausbildung.


    (11) Jedermann hat das Recht, alle Maßnahmen in Anspruch zu nehmen, die es ihm ermöglichen, sich des besten Gesundheitszustandes zu erfreuen, den er erreichen kann.


    (12) Alle Arbeitnehmer und ihre Angehörigen haben das Recht auf soziale Sicherheit.


    (13) Jedermann hat das Recht auf Fürsorge, wenn er keine ausreichenden mittel hat.


    (14) Jedermann hat das Recht, soziale Dienste in Anspruch zu nehmen.


    (15) Jeder Behinderte hat das Recht auf berufliche Ausbildung sowie auf berufliche und soziale Eingliederung oder Wiedereingliederung ohne Rücksicht auf Ursprung und Art seiner Behinderung.


    (16) Die Familie als Grundeinheit der Gesellschaft hat das Recht auf angemessenen sozialen, gesetzlichen und wirtschaftlichen Schutz, der ihre volle Entfaltung zu sichern vermag.


    (17) Mütter und Kinder haben, unabhängig vom Bestehen einer Ehe und von familienrechtlichen Beziehungen, das Recht auf angemessenen sozialen und wirtschaftlichen Schutz.


    (18) Die Staatsangehörigen einer Vertragspartei haben das Recht, im Hoheitsgebiet jeder anderen Vertragspartei gleichberechtigt mit deren Staatsangehörigen jede Erwerbstätigkeit aufzunehmen, vorbehaltlich von Einschränkungen, die auf triftigen wirtschaftlichen oder sozialen Gründen beruhen.


    (19) Wanderarbeitnehmer, die Staatsangehörige einer Vertragspartei sind, und ihre Familien haben das Recht auf Schutz und Beistand im Hoheitsgebiet jeder anderen Vertragspartei.


    TeilII


    Die Vertragsparteien erachten sich durch die in den folgenden Artikeln und Absätzen festgelegten Verpflichtungen nach Maßgabe des Teils III gebunden.


    Artikel1Das Recht auf Arbeit


    Um die wirksame Ausübung des Rechtes auf Arbeit zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien,


    (1) zwecks Verwirklichung der Vollbeschäftigung die Erreichung und Aufrechterhaltung eines möglichst hohen und stabilen Beschäftigungsstandes zu einer ihrer wichtigsten Zielsetzungen und Aufgaben zu machen;


    (2) das Recht des Arbeitnehmers wirksam zu schützen, seinen Lebensunterhalt durch eine frei übernommene Tätigkeit zu verdienen;


    (3) unentgeltliche Arbeitsvermittlungsdienste für alle Arbeitnehmer einzurichten oder aufrechtzuerhalten;


    (4) eine geeignete Berufsberatung, Berufsausbildung und berufliche Wiedereingliederung sicherzustellen oder zu fördern.


    Artikel2Das Recht auf gerechte Arbeitsbedingungen


    Um die wirksame Ausübung des Rechtes auf gerechte Arbeitsbedingungen zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien,


    (1) für eine angemessene tägliche und wöchentliche Arbeitszeit zu sorgen und die Arbeitswoche fortschreitend zu verkürzen, soweit die Produktivitätssteigerung und andere mitwirkende Faktoren dies gestatten;


    (2) bezahlte öffentliche Feiertage vorzusehen;


    (3) die Gewährung eines bezahlten Jahresurlaubs von mindestens zwei Wochen sicherzustellen;


    (4) für die Gewährung zusätzlicher bezahlter Urlaubstage oder einer verkürzten Arbeitszeit für Arbeitnehmer zu sorgen, die mit bestimmten gefährlichen Arbeiten beschäftigt sind;


    (5) eine wöchentliche Ruhezeit sicherzustellen, die, soweit möglich, mit dem Tag zusammenfällt, der in dem betreffenden Land oder Bezirk durch Herkommen oder Brauch als Ruhetag anerkannt ist.


    Artikel3Das Recht auf sichere und gesunde Arbeitsbedingungen


    Um die wirksame Ausübung des Rechtes auf sichere und gesunde Arbeitsbedingungen zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien,


    (1) Sicherheits- und Gesundheitsvorschriften zu erlassen;


    (2) für Kontrollmaßnahmen zur Einhaltung dieser Vorschriften zu sorgen;


    (3) die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen in geeigneten Fällen bei Maßnahmen zu Rate zu ziehen, die auf eine Verbesserung der Sicherheit und der Gesundheit bei der Arbeit gerichtet sind.


    Artikel4Das Recht auf ein gerechtes Arbeitsentgelt


    Um die wirksame Ausübung des Rechtes auf ein gerechtes Arbeitsentgelt zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien,


    (1) das Recht der Arbeitnehmer auf ein Arbeitsentgelt anzuerkennen, welches ausreicht, um ihnen und ihren Familien einen angemessenen Lebensstandard zu sichern;


    (2) das Recht der Arbeitnehmer auf Zahlung erhöhter Lohnsätze für Überstundenarbeit anzuerkennen, vorbehaltlich von Ausnahmen in bestimmten Fällen;


    (3) das Recht männlicher und weiblicher Arbeitnehmer auf gleiches Entgelt für gleichwertige Arbeit anzuerkennen;


    (4) das Recht aller Arbeitnehmer auf eine angemessene Kündigungsfrist im Falle der Beendigung des Arbeitsverhältnisses anzuerkennen;


    (5) Lohnabzüge nur unter den Bedingungen und in den Grenzen zuzulassen, die in innerstaatlichen Rechtsvorschriften vorgesehen oder durch Gesamtarbeitsvertrag oder Schiedsspruch bestimmt sind.


    Die Ausübung dieser Rechte ist durch frei geschlossene Gesamtarbeitsverträge, durch gesetzliche Verfahren der Lohnfestsetzung oder auf jede andere, den Landesverhältnissen entsprechende Weise zu gewährleisten.


    Artikel5Das Vereinigungsrecht


    Um die Freiheit der Arbeitnehmer und Arbeitgeber zu gewährleisten oder zu fördern, örtliche, nationale oder internationale Organisationen zum Schutze ihrer wirtschaftlichen und sozialen Interessen zu bilden und diesen Organisationen beizutreten, verpflichten sich die Vertragsparteien, diese Freiheit weder durch das innerstaatliche Recht noch durch dessen Anwendung zu beeinträchtigen. Inwieweit die in diesem Artikelvorgesehenen Garantien auf die Polizei Anwendung finden, bestimmt sich nach innerstaatlichem Recht. Das Prinzipund gegebenenfalls der Umfang der Anwendung dieser Garantien auf die Mitglieder der Streitkräfte bestimmen sich gleichfalls nach innerstaatlichem Recht.


    Artikel6Das Recht auf Kollektivverhandlungen


    Um die wirksame Ausübung des Rechtes auf Kollektivverhandlungen zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien,


    (1) gemeinsame Beratungen zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern zu fördern;


    (2) Verfahren für freiwillige Verhandlungen zwischen Arbeitgebern oder Arbeitgeberorganisationen einerseits und Arbeitnehmerorganisationen andererseits zu fördern, soweit dies notwendig und zweckmäßig ist, mit dem Ziele, die Beschäftigungsbedingungen durch Gesamtarbeitsverträge zu regeln;


    (3) die Einrichtung und die Benutzung geeigneter Vermittlungs- und freiwilliger Schlichtungsverfahren zur Beilegung von Arbeitsstreitigkeiten zu fördern;


    und anerkennen


    (4) das Recht der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber auf kollektive Maßnahmen einschließlich des Streikrechts im Falle von Interessenkonflikten, vorbehaltlich etwaiger Verpflichtungen aus geltenden Gesamtarbeitsverträgen.


    Artikel7Das Recht der Kinder und Jugendlichen auf Schutz


    Um die wirksame Ausübung des Rechtes der Kinder und Jugendlichen auf Schutz zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien,


    (1) das Mindestalter für die Zulassung zu einer Beschäftigung auf 15Jahre festzusetzen, vorbehaltlich von Ausnahmen für Kinder, die mit bestimmten leichten Arbeiten beschäftigt werden, welche weder ihre Gesundheit noch ihre Moral noch ihre Erziehung gefährden;


    (2) ein höheres Mindestalter für die Zulassung zur Beschäftigung in bestimmten Berufen festzusetzen, die als gefährlich oder gesundheitsschädlich gelten;


    (3) die Beschäftigung Schulpflichtiger mit Arbeiten zu verbieten, die verhindern würden, dass sie aus ihrer Schulausbildung den vollen Nutzen ziehen;


    (4) die Arbeitszeit von Jugendlichen unter 16Jahren entsprechend den Erfordernissen ihrer Entwicklung und insbesondere ihrer Berufsausbildung zu begrenzen;


    (5) das Recht der jugendlichen Arbeitnehmer und Lehrlinge auf ein gerechtes Arbeitsentgelt oder eine angemessene Beihilfe anzuerkennen;


    (6) vorzusehen, dass die Zeit, die Jugendliche während der normalen Arbeitszeit mit Zustimmung des Arbeitgebers für die Berufsausbildung verwenden, als Teil der täglichen Arbeitszeit gilt;


    (7) für die Arbeitnehmer unter 18Jahren die Dauer des bezahlten Jahresurlaubs auf mindestens drei Wochen festzusetzen;


    (8) für Personen unter 18Jahren Nachtarbeit zu verbieten, mit Ausnahme bestimmter, im innerstaatlichen Recht festgelegter Arbeiten;


    (9) vorzusehen, dass Arbeitnehmer unter 18Jahren, die in bestimmten, in dem innerstaatlichen Recht festgelegten Beschäftigungen tätig sind, einer regelmäßigen ärztlichen Überwachung unterliegen;


    (10) einen besonderen Schutz gegen die körperlichen und sittlichen Gefahren sicherzustellen, denen Kinder und Jugendliche ausgesetzt sind, die sich unmittelbar oder mittelbar aus ihrer Arbeit ergeben.


    Artikel8Das Recht der Arbeitnehmerinnen auf Schutz


    Um die wirksame Ausübung des Rechtes der Arbeitnehmerinnen auf Schutz zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien,


    (1) sicherzustellen, dass Frauen vor und nach der Niederkunft eine Arbeitsbefreiung von insgesamt mindestens 12 Wochen erhalten, und zwar entweder in Form eines bezahlten Urlaubs oder durch angemessene Leistungen der Sozialen Sicherheit oder aus sonstigen öffentlichen mitteln;


    (2) es als ungesetzlich zu betrachten, dass ein Arbeitgeber einer Frau während ihrer Abwesenheit infolge Mutterschaftsurlaubs oder so kündigt, dass die Kündigungsfrist während einer solchen Abwesenheit abläuft;


    (3) sicherzustellen, dass Mütter, die ihre Kinder stillen, für diesen Zweck Anspruch auf ausreichende Arbeitsunterbrechungen haben;


    (4)


    a) die Nachtarbeit von Arbeitnehmerinnen in gewerblichen Betrieben zu regeln;


    b) jede Beschäftigung von Arbeitnehmerinnen mit Untertagarbeit in Bergwerken und gegebenenfalls mit allen sonstigen Arbeiten zu untersagen, die infolge ihrer gefährlichen, gesundheitsschädlichen oder beschwerlichen Art für sie ungeeignet sind.


    Artikel9Das Recht auf Berufsberatung


    Um die wirksame Ausübung des Rechtes auf Berufsberatung zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien, einen Dienst einzurichten oder zu fördern soweit dies notwendig ist, der allen Personen einschließlich der Behinderten hilft, die Probleme der Berufswahl oder des beruflichen Aufstiegs zu lösen, und zwar unter Berücksichtigung ihrer persönlichen Eigenschaften und deren Beziehung zu den Beschäftigungsmöglichkeiten; diese Hilfe soll sowohl Jugendlichen einschließlich Kindern schulpflichtigen Alters als auch Erwachsenen unentgeltlich zur Verfügung stehen.


    Artikel10Das Recht auf berufliche Ausbildung


    Um die wirksame Ausübung des Rechts auf berufliche Ausbildung zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien,


    (1) die fachliche und berufliche Ausbildung aller Personen, einschließlich der Behinderten, soweit es notwendig ist, zu gewährleisten oder zu fördern, und zwar in Beratung mit Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen, sowie Möglichkeiten für den Zugang zu Technischen Hochschulen und Universitäten nach alleiniger Maßgabe der persönlichen Eignung zu schaffen;


    (2) ein System der Lehrlingsausbildung und andere Systeme der Ausbildung für junge Menschen beiderlei Geschlechts in ihren verschiedenen Berufstätigkeiten sicherzustellen oder zu fördern;


    (3) soweit notwendig, Folgendes sicherzustellen oder zu fördern:


    a) geeignete und leicht zugängliche Ausbildungsmöglichkeiten für erwachsene Arbeitnehmer;


    b) besondere Möglichkeiten für die berufliche Umschulung erwachsener Arbeitnehmer, die durch den technischen Fortschritt oder neue Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt erforderlich wird;


    (4) zur vollen Ausnutzung der geschaffenen Möglichkeiten durch geeignete Maßnahmen anzuregen, zum Beispiel dadurch, dass


    a) alle Gebühren und Kosten herabgesetzt oder abgeschafft werden;


    b) in geeigneten Fällen finanzielle Hilfe gewährt wird;


    c) die Zeiten, die der Arbeitnehmer während der Beschäftigung auf Verlangen seines Arbeitgebers für den Besuch von Fortbildungslehrgängen verwendet, auf die normale Arbeitszeit angerechnet werden;


    d) durch geeignete Überwachung die Wirksamkeit des Systems der Lehrlingsausbildung und jedes anderen Ausbildungssystems für jugendliche Arbeitnehmer sowie ganz allgemein deren ausreichender Schutz gewährleistet wird, und zwar in Beratung mit Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen.


    Artikel11Das Recht auf Schutz der Gesundheit


    Um die wirksame Ausübung des Rechtes auf Schutz der Gesundheit zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien, entweder unmittelbar oder in Zusammenarbeit mit öffentlichen oder privaten Organisationen geeignete Maßnahmen zu ergreifen, die u.a. darauf abzielen,


    (1) soweit wie möglich die Ursachen von Gesundheitsschäden zu beseitigen;


    (2) Beratungs- und Schulungsmöglichkeiten zu schaffen zur Verbesserung der Gesundheit und zur Entwicklung des persönlichen Verantwortungsbewusstseins in Fragen der Gesundheit;


    (3) soweit wie möglich epidemischen, endemischen und anderen Krankheiten vorzubeugen.


    Artikel12Das Recht auf Soziale Sicherheit


    Um die wirksame Ausübung des Rechtes auf Soziale Sicherheit zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien,


    (1) ein System der Sozialen Sicherheit einzuführen oder beizubehalten;


    (2) das System der Sozialen Sicherheit auf einem befriedigenden Stand zu halten, der zumindest dem entspricht, der für die Ratifikation des Übereinkommens (Nr.102) der Internationalen Arbeitsorganisation über die Mindestnormen der Sozialen Sicherheit erforderlich ist;


    (3) sich zu bemühen, das System der Sozialen Sicherheit fortschreitend auf einen höheren Stand zu bringen;


    (4) durch den Abschluss geeigneter zwei- oder mehrseitiger Übereinkünfte oder durch andere mittel und nach Maßgabe der in diesen Übereinkünften niedergelegten Bedingungen Maßnahmen zu ergreifen, die Folgendes gewährleisten:


    a) die Gleichbehandlung der Staatsangehörigen anderer Vertragsparteien mit ihren eigenen Staatsangehörigen hinsichtlich der Ansprüche aus der Sozialen Sicherheit einschließlich der Wahrung der nach den Rechtsvorschriften der Sozialen Sicherheit erwachsenen Leistungsansprüche, gleichviel wo die geschützten Personen innerhalb der Hoheitsgebiete der Vertragsparteien ihren Aufenthalt nehmen;


    b) die Gewährung, die Erhaltung und das Wiederaufleben von Ansprüchen aus der Sozialen Sicherheit, beispielsweise durch die Zusammenrechnung von Versicherungs- und Beschäftigungszeiten, die nach den Rechtsvorschriften jeder der Vertragsparteien zurückgelegt wurden.


    Artikel13Das Recht auf Fürsorge


    Um die wirksame Ausübung des Rechtes auf Fürsorge zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien,


    (1) sicherzustellen, dass jedem, der nicht über ausreichende mittel verfügt und sich diese auch nicht selbst oder von anderen, insbesondere durch Leistungen aus einem System der Sozialen Sicherheit, verschaffen kann, ausreichende Unterstützung gewährt wird und im Falle der Erkrankung die Betreuung, die seine Lage erfordert;


    (2) sicherzustellen, dass Personen, die diese Fürsorge in Anspruch nehmen, nicht aus diesem Grunde in ihren politischen oder sozialen Rechten beeinträchtigt werden;


    (3) dafür zu sorgen, dass jedermann durch zweckentsprechende öffentliche oder private Einrichtungen die zur Verhütung, Behebung oder Milderung einer persönlichen oder familiären Notlage erforderliche Beratung und persönliche Hilfe erhalten kann;


    (4) die in den Absätzen 1, 2 und 3 genannten Bestimmungen auf die rechtmäßig in ihrem Hoheitsgebiet befindlichen Staatsangehörigen der anderen Vertragsparteien anzuwenden, und zwar auf der Grundlage der Gleichbehandlung und in Übereinstimmung mit den Verpflichtungen, die sie in dem am 11.Dezember 1953 zu Paris unterzeichneten Europäischen Fürsorgeabkommen übernommen haben.


    Artikel14Das Recht auf Inanspruchnahme sozialer Dienste


    Um die wirksame Ausübung des Rechtes auf Inanspruchnahme sozialer Dienste zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien,


    (1) Dienste zu fördern oder zu schaffen, die unter Anwendung der Methoden der Sozialarbeit zum Wohlbefinden und zur Entfaltung des Einzelnen und der Gruppen innerhalb der Gemeinschaft beitragen sowie zu ihrer Anpassung an die soziale Umgebung;


    (2) bei der Bildung und Durchführung dieser Dienste Einzelpersonen und freie oder andere Organisationen zur Beteiligung anzuregen.


    Artikel15Das Recht der körperlich, geistig oder seelisch Behinderten auf berufliche Ausbildung sowie auf berufliche Eingliederung oder Wiedereingliederung


    Um die wirksame Ausübung des Rechtes der körperlich, geistig oder seelisch Behinderten auf berufliche Ausbildung sowie auf berufliche und soziale Eingliederung oder Wiedereingliederung zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien,


    (1) geeignete Maßnahmen zu treffen für die Bereitstellung von Ausbildungsmöglichkeiten, erforderlichenfalls unter Einschluss von öffentlichen oder privaten Sondereinrichtungen;


    (2) geeignete Maßnahmen zu treffen für die Vermittlung Behinderter auf Arbeitsplätze, namentlich durch besondere Arbeitsvermittlungsdienste, durch Ermöglichung wettbewerbsgeschützter Beschäftigung und durch Maßnahmen, die den Arbeitgebern einen Anreiz zur Einstellung von Behinderten bieten.


    Artikel16Das Recht der Familie auf sozialen, gesetzlichen und wirtschaftlichen Schutz


    Um die erforderlichen Voraussetzungen für die Entfaltung der Familie als einer Grundeinheit der Gesellschaft zu schaffen, verpflichten sich die Vertragsparteien, den wirtschaftlichen, gesetzlichen und sozialen Schutz des Familienlebens zu fördern, insbesondere durch Sozial- und Familienleistungen, steuerliche Maßnahmen, Förderung des Baues familiengerechter Wohnungen, Hilfen für junge Eheleute und andere geeignete mittel jeglicher Art.


    Artikel17Das Recht der Mütter und der Kinder auf sozialen und wirtschaftlichen Schutz


    Um die wirksame Ausübung des Rechtes der Mütter und der Kinder auf sozialen und wirtschaftlichen Schutz zu gewährleisten, werden die Vertragsparteien alle hierzu geeigneten und notwendigen Maßnahmen treffen, einschließlich der Schaffung und Unterhaltung geeigneter Einrichtungen und Dienste.


    Artikel18Das Recht auf Ausübung einer Erwerbstätigkeit im Hoheitsgebiet der anderen Vertragsparteien


    Um die wirksame Ausübung des Rechtes auf Ausübung einer Erwerbstätigkeit im Hoheitsgebiet jeder anderen Vertragspartei zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien,


    (1) bestehende Vorschriften großzügig anzuwenden;


    (2) bestehende Formvorschriften zu vereinfachen und Verwaltungsgebühren und andere von ausländischen Arbeitnehmern oder ihren Arbeitgebern zu entrichtende Abgaben herabzusetzen oder abzuschaffen;


    (3) die Vorschriften über die Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer einzeln oder gemeinschaftlich zu liberalisieren; und anerkennen


    (4) das Recht ihrer Staatsangehörigen, das Land zu verlassen, um im Hoheitsgebiet anderer Vertragsparteien eine Erwerbstätigkeit auszuüben.


    Artikel19Das Recht der Wanderarbeitnehmer und ihrer Familien auf Schutz und Beistand


    Um die wirksame Ausübung des Rechtes der Wanderarbeitnehmer und ihrer Familien auf Schutz und Beistand im Hoheitsgebiet jeder anderen Vertragspartei zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien,


    (1) geeignete Stellen zu unterhalten oder sich zu vergewissern, dass solche Stellen bestehen, die diese Arbeitnehmer unentgeltlich betreuen, insbesondere durch Erteilung genauer Auskünfte, sowie im Rahmen des innerstaatlichen Rechts geeignete Maßnahmen gegen irreführende Werbung zur Auswanderung und Einwanderung zu treffen;


    (2) in den Grenzen ihrer Zuständigkeit geeignete Maßnahmen zur Erleichterung der Abreise, der Reise und der Aufnahme dieser Arbeitnehmer und ihrer Familien zu treffen und ihnen in den Grenzen ihrer Zuständigkeit während der Reise notwendige Gesundheitsdienste, ärztliche Betreuung und gute hygienische Bedingungen zu verschaffen;


    (3) soweit erforderlich die Zusammenarbeit zwischen den öffentlichen und privaten sozialen Diensten der Auswanderungs- und der Einwanderungsländer zu fördern;


    (4) sicherzustellen, dass diese Arbeitnehmer, soweit sie sich rechtmäßig in ihrem Hoheitsgebiet befinden, nicht weniger günstig behandelt werden als ihre eigenen Staatsangehörigen in Bezug auf die folgenden Gegenstände, soweit diese durch Rechtsvorschriften geregelt oder der Überwachung durch die Verwaltungsbehörden unterstellt sind:


    a) das Arbeitsentgelt und andere Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen;


    b) den Beitritt zu gewerkschaftlichen Organisationen und den Genuss der durch Gesamtarbeitsverträge gebotenen Vorteile;


    c) die Unterkunft;


    (5) sicherzustellen, dass diese Arbeitnehmer, soweit sie sich rechtmäßig in ihrem Hoheitsgebiet befinden, nicht weniger günstig behandelt werden als ihre eigenen Staatsangehörigen in Bezug auf die Steuern, Abgaben und Beiträge, die für den Arbeitnehmer auf Grund der Beschäftigung zu zahlen sind;


    (6) soweit möglich die Zusammenführung eines zur Niederlassung im Hoheitsgebiet berechtigten Wanderarbeiters mit seiner Familie zu erleichtern;


    (7) sicherzustellen, dass diese Arbeitnehmer, soweit sie sich rechtmäßig in ihrem Hoheitsgebiet befinden, nicht weniger günstig behandelt werden als ihre eigenen Staatsangehörigen in Bezug auf die Möglichkeit, hinsichtlich der in diesem Artikelbehandelten Angelegenheiten den Rechtsweg zu beschreiten;


    (8) sicherzustellen, dass diese Arbeitnehmer, soweit sie in ihrem Hoheitsgebiet ihren rechtmäßigen gewöhnlichen Aufenthalt haben, nur ausgewiesen werden können, wenn sie die Sicherheit des Staates gefährden oder gegen die öffentliche Sicherheit und Ordnung oder die Sittlichkeit verstoßen;


    (9) innerhalb der gesetzlichen Grenzen die Überweisung der Teile des Verdienstes und der Ersparnisse zuzulassen, die diese Arbeitnehmer zu überweisen wünschen;


    (10) den in diesem Artikelvorgesehenen Schutz und Beistand auf die aus- oder einwandernden selbständig Erwerbstätigen zu erstrecken, soweit solche Maßnahmen auf diesen Personenkreis anwendbar sind.


    TeilIII


    Artikel20Verpflichtungen


    (1) Jede der Vertragsparteien verpflichtet sich,


    a) Teil1 dieser Charta als eine Erklärung der Ziele anzusehen, die sie entsprechend dem einleitenden Absatzjenes Teils mit allen geeigneten mitteln verfolgen wird;


    b) mindestens fünf der folgenden sieben Artikeldes Teils II dieser Charta als für sich bindend anzusehen: Artikel1, 5, 6, 12, 13, 16 und 19;


    c) zusätzlich zu den nach Maßgabe des Buchstabens b ausgewählten Artikeln so viele Artikeloder nummerierte Absätze des Teils II der Charta auszuwählen und als für sich bindend anzusehen, dass die Gesamtzahl der Artikeloder nummerierten Absätze, durch die sie gebunden ist, mindestens 10 Artikeloder 45 nummerierte Absätze beträgt.


    (2) Die nach Maßgabe des Absatzes1 Buchstaben b und c ausgewählten Artikeloder Absätze sind dem Generalsekretär des Europarats gleichzeitig mit der Hinterlegung der Ratifikations- oder Genehmigungsurkunde durch die betreffende Vertragspartei zu notifizieren.


    (3) Jede Vertragspartei kann zu einem späteren Zeitpunkt durch eine an den Generalsekretär zu richtende Notifikation erklären, dass sie in TeilII der Charta einen anderen Artikeloder nummerierten Absatzals für sich bindend ansieht, den sie bisher noch nicht nach Absatz1 dieses Artikels angenommen hatte. Diese später übernommenen Verpflichtungen gelten als Bestandteil der Ratifikation oder Genehmigung und haben vom dreißigsten Tag nach dem Zeitpunkt der Notifikation an die gleiche Wirkung.


    (4) Der Generalsekretär bringt allen Unterzeichnerregierungen und dem Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes jede Notifikation zur Kenntnis, die er auf Grund dieses Teils der Charta erhält.


    (5) Jede Vertragspartei hat ein den innerstaatlichen Verhältnissen entsprechendes System der Arbeitsaufsicht zu unterhalten.


    TeilIV


    Artikel21Berichte zu den angenommenen Bestimmungen


    Die Vertragsparteien übersenden dem Generalsekretär des Europarats alle zwei Jahre in einer von dem Ministerkomitee festzulegenden Form einen Bericht über die Anwendung der von ihnen angenommenen Bestimmungen des Teils II der Charta.


    Artikel22Berichte zu den nicht angenommenen Bestimmungen


    Die Vertragsparteien übersenden dem Generalsekretär des Europarats in angemessenen, vom Ministerkomitee zu bestimmenden Zeitabständen Berichte zu den Bestimmungen des Teils II der Charta, die sie weder im Zeitpunkt ihrer Ratifikation oder Genehmigung noch durch spätere Notifikation angenommen haben. Das Ministerkomitee beschließt von Zeit zu Zeit, zu welchen Bestimmungen solche Berichte anzufordern und in welcher Form sie vorzulegen sind.


    Artikel23Zustellung von Abschriften


    (1) Jede Vertragspartei übermittelt Abschriften ihrer in den Artikeln21 und 22 bezeichneten Berichte an diejenigen nationalen Organisationen, die Mitglieder der internationalen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen sind, welche nach Artikel27 Abs.2 eingeladen werden sollen, sich auf den Tagungen des Unterausschusses des Regierungssozialausschusses vertreten zu lassen.


    (2) Die Vertragsparteien leiten auf Wunsch der nationalen Organisationen deren Stellungnahmen zu den genannten Berichten dem Generalsekretär zu.


    Artikel24Prüfung der Berichte


    Die dem Generalsekretär nach den Artikeln21 und 22 übersandten Berichte werden von einem Sachverständigenausschuss geprüft, dem auch alle dem Generalsekretär nach Artikel23 Abs.2 zugeleiteten Stellungnahmen vorzulegen sind.


    Artikel25Der Sachverständigenausschuss


    (1) Der Sachverständigenausschuss besteht aus höchstens sieben Mitgliedern, die das Ministerkomitee aus einer Liste unabhängiger, von den Vertragsparteien vorgeschlagener Sachverständiger von höchster Integrität und anerkannter Sachkenntnis in internationalen sozialen Fragen ernennt.


    (2) Die Mitglieder des Ausschusses werden auf sechs Jahre ernannt. Sie können wiederernannt werden. Für zwei der zuerst ernannten Mitglieder endet jedoch die Amtszeit nach Ablauf von vier Jahren.


    (3) Die Mitglieder, deren Amtszeit nach der Anfangsperiode von vier Jahren abläuft, werden von dem Ministerkomitee sofort nach der ersten Ernennung durch das Los bestimmt.


    (4) Ein Mitglied des Sachverständigenausschusses, das an Stelle eines Mitglieds ernannt wird, dessen Amtszeit noch nicht abgelaufen ist, bleibt bis zum Ende der Amtszeit seines Vorgängers im Amt.


    Artikel26Beteiligung der Internationalen Arbeitsorganisation


    Die Internationale Arbeitsorganisation ist einzuladen, einen Vertreter namhaft zu machen, der in beratender Eigenschaft an den Verhandlungen des Sachverständigenausschusses teilnimmt.


    Artikel27Unterausschuss des Regierungssozialausschusses


    (1) Die Berichte der Vertragsparteien und die Beratungsergebnisse des Sachverständigenausschusses werden einem Unterausschuss des Regierungssozialausschusses des Europarats zur Prüfung vorgelegt.


    (2) Dieser Unterausschuss besteht aus je einem Vertreter jeder Vertragspartei. Er lädt höchstens zwei internationale Arbeitgeberorganisationen und höchstens zwei internationale Arbeitnehmerorganisationen, die er bestimmt, ein, sich auf seinen Tagungen durch Beobachter in beratender Eigenschaft vertreten zu lassen. Er kann außerdem in Fragen, wie etwa des Wohlfahrtswesens und des wirtschaftlichen und sozialen Schutzes der Familie, den Rat von höchstens zwei Vertretern internationaler nichtstaatlicher Organisationen in Anspruch nehmen, die beratenden Status beim Europarat haben und auf diesen Gebieten besonders sachkundig sind.


    (3) Der Unterausschuss legt dem Ministerkomitee einen Bericht mit seinen Beratungsergebnissen vor und fügt diesem den Bericht des Sachverständigenausschusses bei.


    Artikel28Die Beratende Versammlung


    Der Generalsekretär des Europarats übermittelt der Beratenden Versammlung die Beratungsergebnisse des Sachverständigenausschusses. Die Beratende Versammlung teilt dem Ministerkomitee ihre Stellungnahme hierzu mit.


    Artikel29Das Ministerkomitee


    Das Ministerkomitee kann mit Zweidrittelmehrheit der zur Teilnahme an seinen Sitzungen berechtigten Mitglieder auf Grund des Berichts des Unterausschusses und nach Anhörung der Beratenden Versammlung an jede Vertragspartei alle notwendigen Empfehlungen richten.


    TeilV


    Artikel30Notstandsklausel


    (1) In Kriegszeiten oder bei einem anderen öffentlichen Notstand, der das Leben der Nation bedroht, kann jede Vertragspartei Maßnahmen treffen, die von ihren Verpflichtungen aus dieser Charta abweichen, soweit es auf Grund der Lage unbedingt erforderlich ist, vorausgesetzt, dass diese Maßnahmen nicht zu ihren anderen völkerrechtlichen Verpflichtungen im Widerspruch stehen.


    (2) Jede Vertragspartei, die von diesem Recht der Abweichung Gebrauch gemacht hat, hält den Generalsekretär des Europarats innerhalb einer angemessenen Frist vollständig auf dem Laufenden über die getroffenen Maßnahmen und die Gründe hierfür. Sie unterrichtet den Generalsekretär auch von dem Zeitpunkt, zu dem diese Maßnahmen aufgehoben wurden und die von ihr angenommenen Bestimmungen der Charta wieder in vollem Umfang angewandt werden.


    (3) Der Generalsekretär setzt die anderen Vertragsparteien und den Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes von allen nach Absatz2 bei ihm eingegangenen mitteilungen in Kenntnis.


    Artikel31Einschränkungen


    (1) Die in TeilI niedergelegten Rechte und Grundsätze dürfen nach ihrer Verwirklichung ebenso wie ihre in TeilII vorgesehene wirksame Ausübung anderen als den in diesen Teilen vorgesehenen Einschränkungen oder Begrenzungen nur unterliegen, wenn diese gesetzlich vorgeschrieben und in einer demokratischen Gesellschaft zum Schutze der Rechte und Freiheiten anderer oder zum Schutze der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, der Sicherheit des Staates, der Volksgesundheit und der Sittlichkeit notwendig sind.


    (2) Von den nach dieser Charta zulässigen Einschränkungen der darin niedergelegten Rechte und Verpflichtungen darf für keinen anderen als den vorgesehenen Zweck Gebrauch gemacht werden.


    Artikel32Verhältnis zwischen der Charta und dem innerstaatlichen Recht sowie internationalen Übereinkünften


    Die Bestimmungen dieser Charta lassen geltende oder künftig in Kraft tretende Bestimmungen des innerstaatlichen Rechtes und zwei- oder mehrseitiger Übereinkünfte unberührt, die den geschützten Personen eine günstigere Behandlung einräumen.


    Artikel33Erfüllung durch Gesamtarbeitsverträge


    (1) In Mitgliedstaaten, in denen die Bestimmungen des Teils II Artikel2 Absätze1 bis 5, Artikel7 Absätze4, 6 und 7 und Artikel10 Absätze1 bis 4 Angelegenheiten sind, die üblicherweise durch Gesamtarbeitsverträge zwischen Arbeitgebern oder Arbeitgeberorganisationen und Arbeitnehmerorganisationen geregelt oder üblicherweise auf anderem Wege als dem der Gesetzgebung durchgeführt werden, können die Verpflichtungen aus diesen Absätzen übernommen werden und als erfüllt gelten, wenn diese Bestimmungen auf Grund derartiger Gesamtarbeitsverträge oder auf andere Weise auf die überwiegende Mehrheit der betreffenden Arbeitnehmer Anwendung finden.


    (2) In Mitgliedstaaten, in denen diese Bestimmungen üblicherweise Gegenstand der Gesetzgebung sind, können die entsprechenden Verpflichtungen gleichfalls übernommen werden und als erfüllt gelten, wenn diese Bestimmungen auf Grund der Gesetze auf die überwiegende Mehrheit der betreffenden Arbeitnehmer Anwendung finden.


    Artikel34Räumlicher Geltungsbereich


    (1) Diese Charta gilt für das Mutterland jeder Vertragspartei. Jede Unterzeichnerregierung kann bei der Unterzeichnung oder der Hinterlegung ihrer Ratifikations- oder Genehmigungsurkunde in einer an den Generalsekretär des Europarats gerichteten Erklärung das Hoheitsgebiet bezeichnen, das in diesem Sinne als Mutterland gilt.


    (2) Jede Vertragspartei kann bei der Ratifikation oder Genehmigung dieser Charta oder zu einem späteren Zeitpunkt durch eine an den Generalsekretär des Europarats gerichtete Notifikation erklären, dass die Charta ganz oder teilweise auf jedes nicht zum Mutterland gehörende in der Erklärung bezeichnete Hoheitsgebiet anzuwenden ist, dessen internationale Beziehungen sie wahrnimmt oder für das sie international verantwortlich ist. In dieser Erklärung hat sie die Artikeloder Absätze des Teils II der Charta anzugeben, die sie für die in der Erklärung bezeichneten Hoheitsgebiete als bindend anerkennt.


    (3) Die Charta findet in jedem in der vorgenannten Erklärung bezeichneten Hoheitsgebiet vom dreißigsten Tage an Anwendung, nachdem die Erklärung dem Generalsekretär notifiziert worden ist.


    (4) Jede Vertragspartei kann zu einem späteren Zeitpunkt durch eine an den Generalsekretär des Europarats gerichtete Notifikation erklären, dass sie für ein Hoheitsgebiet, auf welches die Charta nach Absatz2 Anwendung findet, bestimmte Artikeloder nummerierte Absätze als bindend annimmt, die sie für dieses Hoheitsgebiet noch nicht angenommen hatte. Derartige später eingegangene Verpflichtungen gelten als Bestandteil der ursprünglichen Erklärung für das betreffende Hoheitsgebiet und haben vom dreißigsten Tage nach dem Zeitpunkt der Notifizierung an die gleiche Wirkung.


    (5) Der Generalsekretär unterrichtet die anderen Unterzeichnerregierungen und den Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes von jeder Notifikation, die ihm auf Grund dieses Artikels übermittelt wird.


    Artikel35Unterzeichnung, Ratifizierung und Inkrafttreten


    (1) Diese Charta liegt für die Mitgliedstaaten des Europarats zur Unterzeichnung auf. Sie bedarf der Ratifikation oder Genehmigung. Die Ratifikations- oder Genehmigungsurkunden sind bei dem Generalsekretär des Europarats zu hinterlegen.


    (2) Diese Charta tritt am dreißigsten Tag nach Hinterlegung der fünften Ratifikations- oder Genehmigungsurkunde in Kraft.


    (3) Für jeden Unterzeichner, der diese Charta in der Folge ratifiziert, tritt sie am dreißigsten Tag nach Hinterlegung seiner Ratifikations- oder Genehmigungsurkunde in Kraft.


    (4) Der Generalsekretär notifiziert allen Mitgliedern des Europarats und dem Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes das Inkrafttreten der Charta, die Namen der Vertragsparteien, die sie ratifiziert oder genehmigt haben, sowie jede folgende Hinterlegung einer Ratifikations- oder Genehmigungsurkunde.


    Artikel36Änderungen


    Jedes Mitglied des Europarats kann in einer an den Generalsekretär des Europarats gerichteten mitteilung Änderungen dieser Charta vorschlagen. Der Generalsekretär übermittelt den anderen Mitgliedern des Europarats alle Änderungsvorschläge, die dann vom Ministerkomitee geprüft und der Beratenden Versammlung zur Stellungnahme vorgelegt werden. Jede vom Ministerkomitee gebilligte Änderung tritt am dreißigsten Tage nach dem Zeitpunkt in Kraft, in dem alle Vertragsparteien den Generalsekretär von ihrer Annahme der Änderung unterrichtet haben. Der Generalsekretär notifiziert allen Mitgliedern des Europarats und dem Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes das Inkrafttreten dieser Änderungen.


    Artikel37Kündigung


    (1) Eine Vertragspartei kann diese Charta erst nach Ablauf von fünf Jahren, nachdem die Charta für sie in Kraft getreten ist, oder in der Folge jeweils nach Ablauf von zwei Jahren kündigen; in jedem Falle ist die Kündigung sechs Monate vorher dem Generalsekretär des Europarats zu notifizieren; dieser unterrichtet die anderen Vertragsparteien und den Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes. Die Kündigung berührt nicht die Gültigkeit der Charta für die anderen Vertragsparteien, solange ihre Zahl nicht unter fünf absinkt.


    (2) Eine Vertragspartei kann nach Maßgabe des Absatzes1 jeden von ihr angenommenen Artikeloder Absatzvon TeilII der Charta kündigen, vorausgesetzt, dass die Zahl der für sie verbindlichen Artikeloder Absätze niemals unter zehn Artikeloder 45 Absätze absinkt und dass diese Anzahl von Artikeln oder Absätzen weiterhin die Artikeleinschließt, welche die Vertragspartei aus den in Artikel20 Abs.1 Buchstabe b bezeichneten ausgewählt hat.


    (3) Eine Vertragspartei kann diese Charta oder jeden Artikeloder Absatzdes Teils II der Charta unter den in Absatz1 dieses Artikels niedergelegten Voraussetzungen für jedes Hoheitsgebiet kündigen, in dem die Charta auf Grund einer Erklärung nach Artikel34 Abs.2 Anwendung findet.


    Artikel38Anhang


    Der Anhang dieser Charta ist Bestandteil derselben.


    Geschehen zu Turin am 18.Oktober 1961 in englischer und französischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, in einer Urschrift, die im Archiv des Europarats hinterlegt wird. Der Generalsekretär übermittelt jedem Unterzeichner beglaubigte Abschriften.


    Anhang zur Sozialcharta


    Persönlicher Geltungsbereich der Sozialcharta


    (1) Vorbehaltlich des Artikels12 Abs.4 und des Artikels13 Abs.4 schließt der durch die Artikel1 bis 17 erfasste Personenkreis Ausländer nur insoweit ein, als sie Staatsangehörige anderer Vertragsparteien sind und ihren rechtmäßigen gewöhnlichen Aufenthalt im Hoheitsgebiet der betreffenden Vertragspartei haben oder dort ordnungsgemäß beschäftigt sind, mit der Maßgabe, dass die genannten Artikelim Sinne der Artikel18 und 19 auszulegen sind.


    Diese Auslegung hindert eine Vertragspartei nicht, auch anderen Personen entsprechende Rechte zu gewähren.


    (2) Jede Vertragspartei wird Flüchtlingen im Sinne des am 28.Juli 1951 zu Genf unterzeichneten Abkommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, die sich rechtmäßig in ihrem Hoheitsgebiet gewöhnlich aufhalten, eine Behandlung gewähren, die so günstig wie möglich, in keinem Fall aber weniger günstig ist, als in Verpflichtungen der Vertragspartei aus dem oben erwähnten Abkommen oder aus anderen gültigen internationalen Übereinkünften vorgesehen ist, die auf solche Flüchtlinge anwendbar sind.


    TeilIAbsatz18 und TeilII Artikel18 Absatz 1


    Es besteht Einverständnis darüber, dass diese Bestimmungen weder die Einreise in die Hoheitsgebiete der Vertragsparteien betreffen noch die Bestimmungen des am 13.Dezember 1955 zu Paris unterzeichneten Europäischen Niederlassungsabkommens berühren.


    TeilII


    Artikel1 Absatz 2


    Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als würden durch sie Schutzklauseln oder Schutzmaßnahmen einer Gewerkschaft verboten oder erlaubt.


    Artikel4 Absatz 4


    Diese Vorschrift ist dahin zu verstehen, dass sie eine fristlose Entlassung im Falle einer schweren Verfehlung nicht verbietet.


    Artikel4 Absatz 5


    Es besteht Einverständnis darüber, dass eine Vertragspartei die in diesem Absatzgeforderte Verpflichtung eingehen kann, wenn durch Gesetz, Gesamtarbeitsverträge oder Schiedssprüche Lohnabzüge für die überwiegende Mehrheit der Arbeitnehmer verboten sind und Ausnahmen nur für diejenigen Personen gelten, die in diesen Gesetzen, Verträgen und Schiedssprüchen nicht erfasst sind.


    Artikel6 Absatz 4


    Es besteht Einverständnis darüber, dass jede Vertragspartei für sich die Ausübung des Streikrechts durch Gesetz regeln kann, vorausgesetzt, dass jede weitere Einschränkung dieses Rechts auf Grund des Artikels31 gerechtfertigt werden kann.


    Artikel7 Absatz 8


    Es besteht Einverständnis darüber, dass eine Vertragspartei die in diesem Absatzvorgesehene Verpflichtung eingehen kann, wenn sie dem Geist dieser Verpflichtung dadurch nachkommt, dass die überwiegende Mehrheit der Personen unter 18Jahren kraft Gesetzes nicht zur Nachtarbeit herangezogen werden darf.


    Artikel12 Absatz 4


    Die Worte »und nach Maßgabe der in diesen Übereinkünften niedergelegten Bedingungen« in der Einleitung zu diesem Absatzsollen unter anderem bedeuten, dass eine Vertragspartei hinsichtlich von Leistungen, die unabhängig von Versicherungsbeiträgen gewährt werden, die Zurücklegung einer vorgeschriebenen Aufenthaltsdauer vor der Gewährung derartiger Leistungen an Staatsangehörige anderer Vertragsparteien verlangen kann.


    Artikel13 Absatz 4


    Regierungen, die nicht Vertragsparteien des Europäischen Fürsorgeabkommens sind, können die Sozialcharta hinsichtlich dieses Absatzes ratifizieren, sofern sie den Staatsangehörigen der anderen Vertragsparteien eine Behandlung gewähren, die mit dem genannten Abkommen im Einklang steht.


    Artikel19 Absatz 6


    Für die Anwendung dieser Bestimmung ist der Ausdruck »Wanderarbeitnehmer mit seiner Familie« dahin auszulegen, dass er zumindest seine Ehefrau und seine Kinder unter 21Jahren, für die er unterhaltspflichtig ist, umfasst.


    TeilIII


    Es besteht Einverständnis darüber, dass die Charta rechtliche Verpflichtungen internationalen Charakters enthält, deren Durchführung ausschließlich der in ihrem TeilIV vorgesehenen Überwachung unterliegt.


    Artikel20 Absatz 1


    Es besteht Einverständnis darüber, dass als »nummerierte Absätze« auch Artikelanzusehen sind, die aus einem einzigen Absatzbestehen.


    TeilV


    Artikel30


    Der Ausdruck »in Kriegszeiten oder bei einem anderen öffentlichen Notstand« ist dahin zu verstehen, dass er auch den Zustand einer drohenden Kriegsgefahr umfasst.


    
      Hinweise


      Fundstellen: CETS No.: 035; BGBl. 1964 II, S.1262


      Verabschiedung: 18.Oktober 1961


      Inkrafttreten: 26.Februar 1965


      Zahl der Vertragsstaaten: 27


      Individualbeschwerde: nein


      Deutschland:


      Unterzeichnung: 18.Oktober 1961


      Ratifizierung: 27.Januar 1965


      Inkrafttreten: 26.Februar 1965

    


    39aZusatzprotokoll zur Europäischen Sozialcharta vom 5.Mai1988


    DIE MITGLIEDSTAATEN DES EUROPARATS,


    die dieses Protokoll unterzeichnen


    entschlossen, neue Maßnahmen zu treffen, die geeignet sind, den Schutz der durch die am 18.Oktober 1961 in Turin zur Unterzeichnung aufgelegten europäischen Sozialcharta (im Folgenden als »Charta« bezeichnet) garantierten sozialen und wirtschaftlichen Rechte auszudehnen


    sind wie folgt übereingekommen:


    TeilI


    Die Vertragsparteien sind gewillt, mit allen zweckdienlichen mitteln staatlicher und zwischenstaatlicher Art eine Politik zu verfolgen, die darauf abzielt, geeignete Voraussetzungen zu schaffen, damit die tatsächliche Ausübung der folgenden Rechte und Grundsätze gewährleistet ist:


    1. Alle Arbeitnehmer haben das Recht auf Chancengleichheit und Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf ohne Diskriminierung aufgrund des Geschlechts.


    2. Die Arbeitnehmer haben das Recht auf Unterrichtung und Anhörung im Unternehmen.


    3. Die Arbeitnehmer haben das Recht auf Beteiligung an der Festlegung und Verbesserung der Arbeitsbedingungen und der Arbeitsumwelt im Unternehmen.


    4. Alle älteren Menschen haben das Recht auf sozialen Schutz.


    TeilII


    Die Vertragsparteien verpflichten sich, die in den folgenden Artikeln festgelegten Verpflichtungen nach Maßgabe des Teils III als für sich bindend anzusehen.


    Artikel1Recht auf Chancengleichheit und Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf ohne Diskriminierung aufgrund des Geschlechts


    (1) Um die wirksame Ausübung des Rechtes auf Chancengleichheit und Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf ohne Diskriminierung aufgrund des Geschlechts zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien, dieses Recht anzuerkennen und geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um dessen Anwendung in den folgenden Bereichen zu gewährleisten und zu fördern:


    - Zugang zur Beschäftigung, Kündigungsschutz und berufliche Wiedereingliederung,


    - Berufsberatung und berufliche Ausbildung, Umschulung und berufliche Rehabilitation,


    - Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen, einschließlich des Entgelts,


    - beruflicher Werdegang, einschließlich des beruflichen Aufstiegs.


    (2) Bestimmungen über den Schutz der Frau, insbesondere hinsichtlich der Schwangerschaft, der Niederkunft und der Zeit nach der Niederkunft, gelten nicht als Diskriminierung im Sinne des Absatzes1.


    (3) Absatz1 steht der Annahme besonderer Maßnahmen zur Beseitigung von de facto-Ungleichheiten nicht entgegen.


    (4) Vom Geltungsbereich dieses Artikels oder einiger seiner Bestimmungen können berufliche Tätigkeiten ausgenommen werden, die aufgrund ihrer Art oder der Bedingungen ihrer Ausübung nur Personen eines bestimmten Geschlechts übertragen werden können.


    Artikel2Recht auf Unterrichtung und Anhörung


    (1) Um die wirksame Ausübung des Rechtes der Arbeitnehmer auf Unterrichtung und Anhörung im Unternehmen zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien, im Einklang mit den innerstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten Maßnahmen zu ergreifen oder zu fördern, die den Arbeitnehmern oder ihren Vertretern die Möglichkeit geben,


    a) regelmäßig oder zu gegebener Zeit umfassend über die wirtschaftliche und finanzielle Lage des sie beschäftigenden Unternehmens unterrichtet zu werden, mit der Maßgabe, dass die Erteilung bestimmter Auskünfte, die für das Unternehmen nachteilig sein könnte, verweigert oder nur unter der Voraussetzung der Vertraulichkeit zugelassen werden kann, und


    b) rechtzeitig zu beabsichtigten Entscheidungen gehört zu werden, welche die Interessen der Arbeitnehmer erheblich berühren können, insbesondere zu Entscheidungen, die wichtige Auswirkungen auf die Beschäftigungslage im Unternehmen haben könnten.


    (2) Die Vertragsparteien können vom Geltungsbereich des Absatzes1 die Unternehmen ausnehmen, deren Beschäftigtenzahl eine durch innerstaatliche Rechtsvorschriften oder Gepflogenheiten festgelegte bestimmte Zahl nicht überschreitet.


    Artikel3Recht auf Beteiligung an der Festlegung und Verbesserung der Arbeitsbedingungen und der Arbeitsumwelt


    (1) Um die wirksame Ausübung des Rechtes der Arbeitnehmer auf Beteiligung an der Festlegung und Verbesserung der Arbeitsbedingungen und der Arbeitsumwelt im Unternehmen zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien, im Einklang mit den innerstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten Maßnahmen zu ergreifen oder zu fördern, die es den Arbeitnehmern oder ihren Vertretern ermöglichen, einen Beitrag zu leisten


    a) zur Festlegung und Verbesserung der Arbeitsbedingungen, der Arbeitsorganisation und der Arbeitsumwelt;


    b) zum Schutz der Gesundheit und der Sicherheit im Unternehmen;


    c) zur Schaffung sozialer und sozio-kultureller Dienste und Einrichtungen des Unternehmens;


    d) zur Überwachung der Einhaltung der einschlägigen Vorschriften.


    (2) Die Vertragsparteien können vom Geltungsbereich des Absatzes1 die Unternehmen ausnehmen, deren Beschäftigtenzahl eine durch innerstaatliche Rechtsvorschriften oder Gepflogenheiten festgelegte bestimmte Zahl nicht überschreitet.


    Artikel4Recht älterer Menschen auf sozialen Schutz


    Um die wirksame Ausübung des Rechtes älterer Menschen auf sozialen Schutz zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertragsparteien, unmittelbar oder in Zusammenarbeit mit öffentlichen oder privaten Organisationen geeignete Maßnahmen zu ergreifen oder zu fördern, die insbesondere


    (1) älteren Menschen die Möglichkeit geben sollen, so lange wie möglich vollwertige Mitglieder der Gesellschaft zu bleiben, und zwar durch


    a) ausreichende mittel, die es ihnen ermöglichen, ein menschenwürdiges Leben zu führen und aktiv am öffentlichen, sozialen und kulturellen Leben teilzunehmen;


    b) die Bereitstellung von Informationen über Dienste und Einrichtungen für ältere Menschen und über ihre Möglichkeiten, diese in Anspruch zu nehmen;


    (2) älteren Menschen die Möglichkeit geben, ihre Lebensweise frei zu wählen und in ihrer gewohnten Umgebung, solange sie dies wollen und können, ein eigenständiges Leben zu führen, und zwar durch


    a) die Bereitstellung von auf ihre Bedürfnisse und ihren Gesundheitszustand zugeschnittenem Wohnraum oder von angemessenen Hilfen zur entsprechenden Ausstattung des Wohnraums;


    b) die gesundheitliche Betreuung und die Dienste, die aufgrund ihres Zustands erforderlich sind;


    (3) älteren Menschen, die in Anstalten leben, angemessene Unterstützung unter Achtung ihres Privatlebens sowie die Beteiligung an der Festlegung der Lebensbedingungen in der Anstalt gewährleisten.


    TeilIII


    Artikel5Verpflichtungen


    (1) Jede der Vertragsparteien verpflichtet sich,


    a) Teil1 dieses Protokolls als eine Erklärung der Ziele anzusehen, die sie entsprechend dem einleitenden Absatzjenes Teils mit allen geeigneten mitteln verfolgen wird;


    b) einen oder mehrere Artikeldes Teils II dieses Protokolls als für sich bindend anzusehen.


    (2) Der oder die nach Maßgabe des Absatzes1 Buchstabe b ausgewählten Artikelsind dem Generalsekretär des Europarats gleichzeitig mit der Hinterlegung der Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde durch den betreffenden Vertragsstaat zu notifizieren.


    (3) Jede Vertragspartei kann zu einem späteren Zeitpunkt durch eine an den Generalsekretär zu richtende Notifikation erklären, dass sie in TeilII dieses Protokolls einen anderen Artikelals für sich bindend ansieht, den sie bisher noch nicht nach Absatz1 dieses Artikels angenommen hatte. Diese später übernommenen Verpflichtungen gelten als Bestandteil der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung und haben vom dreißigsten Tag nach dem Zeitpunkt der Notifikation an die gleiche Wirkung.


    TeilIV


    Artikel6Überwachung der Erfüllung der eingegangenen Verpflichtungen


    Die Vertragsparteien legen Berichte über die Anwendung der von ihnen angenommenen Bestimmungen des Teils II dieses Protokolls im Rahmen der nach Artikel21 der Charta vorgelegten Berichte vor.


    Artikel7Erfüllung der eingegangenen Verpflichtungen


    (1) Die einschlägigen Bestimmungen des Teils II Artikel1 bis 4 dieses Protokolls können durchgeführt werden


    a) durch Gesetz oder sonstige Vorschriften;


    b) durch Vereinbarungen zwischen Arbeitgebern oder Arbeitgeberorganisationen und Arbeitnehmerorganisationen;


    c) durch eine Kombination der beiden Verfahren oder


    d) durch andere geeignete mittel.


    (2) Die Verpflichtungen aus TeilII Artikel2 und 3 dieses Protokolls gelten als erfüllt, wenn diese Bestimmungen nach Absatz1 dieses Artikels auf die überwiegende Mehrheit der betreffenden Arbeitnehmer Anwendung finden.


    Artikel8Verhältnis zwischen der Charta und diesem Protokoll


    (1) Die Bestimmungen dieses Protokolls lassen die Bestimmungen der Charta unberührt.


    (2) Die Artikel22 bis 32 und 36 der Charta gelten sinngemäß für dieses Protokoll.


    Artikel9Räumlicher Geltungsbereich


    (1) Dieses Protokoll gilt für das Mutterland jeder Vertragspartei. Jeder Staat kann bei der Unterzeichnung oder der Hinterlegung seiner Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde in einer an den Generalsekretär des Europarats gerichteten Erklärung das Hoheitsgebiet bezeichnen, das in diesem Sinne als Mutterland gilt.


    (2) Jeder Vertragsstaat kann bei der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung dieses Protokolls oder zu einem späteren Zeitpunkt durch eine an den Generalsekretär des Europarats gerichtete Notifikation erklären, dass das Protokoll ganz oder teilweise auf jedes nicht zum Mutterland gehörende in der Erklärung bezeichnete Hoheitsgebiet anzuwenden ist, dessen internationale Beziehungen er wahrnimmt oder für das er international verantwortlich ist. In dieser Erklärung hat er den oder die Artikeldes TeilsII dieses Protokolls anzugeben, die er für die in der Erklärung bezeichneten Hoheitsgebiete als bindend anerkennt.


    (3) Dieses Protokoll findet in jedem in der vorgenannten Erklärung bezeichneten Hoheitsgebiet vom dreißigsten Tag an Anwendung, nachdem die Erklärung dem Generalsekretär notifiziert worden ist.


    (4) Jede Vertragspartei kann zu einem späteren Zeitpunkt durch eine an den Generalsekretär des Europarats gerichtete Notifikation erklären, dass sie für ein Hoheitsgebiet, auf welches dieses Protokoll nach Absatz2 Anwendung findet, bestimmte Artikelals bindend annimmt, die sie für dieses Hoheitsgebiet noch nicht angenommen hatte. Diese später eingegangenen Verpflichtungen gelten als Bestandteil der ursprünglichen Erklärung für das betreffende Hoheitsgebiet und haben vom dreißigsten Tag nach dem Zeitpunkt, zu dem die Erklärung dem Generalsekretär notifiziert worden ist, die gleiche Wirkung.


    Artikel10Unterzeichnung, Ratifikation, Annahme, Genehmigung und Inkrafttreten


    (1) Dieses Protokoll liegt für die Mitgliedstaaten des Europarats, die Unterzeichner der Charta sind, zur Unterzeichnung auf. Es bedarf der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung. Ein Mitgliedstaat des Europarats kann dieses Protokoll nur ratifizieren, annehmen oder genehmigen, wenn er gleichzeitig oder vorher die Charta ratifiziert hat. Die Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunden werden beim Generalsekretär des Europarats hinterlegt.


    (2) Dieses Protokoll tritt am dreißigsten Tag nach Hinterlegung der dritten Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde in Kraft.


    (3) Für jeden Unterzeichner, der dieses Protokoll in der Folge ratifiziert, tritt es am dreißigsten Tag nach Hinterlegung seiner Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde in Kraft.


    Artikel11Kündigung


    (1) Eine Vertragspartei kann dieses Protokoll erst nach Ablauf von fünf Jahren, nachdem das Protokoll für sie in Kraft getreten ist, oder in der Folge jeweils nach Ablauf von zwei Jahren kündigen; in jedem Fall ist die Kündigung sechs Monate vorher dem Generalsekretär des Europarats zu notifizieren. Die Kündigung berührt nicht die Gültigkeit des Protokolls für die anderen Vertragsparteien, solange ihre Zahl nicht unter drei absinkt.


    (2) Eine Vertragspartei kann nach Maßgabe des Absatzes1 jeden von ihr angenommenen Artikeldes Teils II dieses Protokolls kündigen, vorausgesetzt, dass die Zahl der für sie verbindlichen Artikelniemals unter eins absinkt.


    (3) Eine Vertragspartei kann dieses Protokoll oder jeden Artikeldes Teils II des Protokolls unter den in Absatz1 dieses Artikels niedergelegten Voraussetzungen für jedes Hoheitsgebiet kündigen, in dem das Protokoll aufgrund einer Erklärung nach Artikel9 Absätze2 und 4 Anwendung findet.


    (4) Die Kündigung der Charta nach Maßgabe des Artikels37 Absatz1 durch eine durch die Charta und dieses Protokoll gebundene Vertragspartei gilt auch als Kündigung des Protokolls.


    Artikel12Notifikationen


    Der Generalsekretär des Europarats notifiziert den Mitgliedstaaten des Rates und dem Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamts


    a) jede Unterzeichnung;


    b) jede Hinterlegung einer Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde;


    c) jeden Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Protokolls nach den Artikeln9 und 10;


    d) jede andere Handlung, Notifikation oder mitteilung im Zusammenhang mit diesem Protokoll.


    Artikel13Anhang


    Der Anhang dieses Protokolls ist Bestandteil desselben.


    Geschehen zu Straßburg am 5.Mai 1988 in englischer und französischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, in einer Urschrift, die im Archiv des Europarats hinterlegt wird. Der Generalsekretär des Europarats übermittelt allen Mitgliedstaaten des Europarats beglaubigte Abschriften.


    Anhang zum Protokoll


    Persönlicher Geltungsbereich des Protokolls


    (1) Der durch die Artikel1 bis 4 erfasste Personenkreis schließt Ausländer nur insoweit ein, als sie Staatsangehörige anderer Vertragsparteien sind und ihren rechtmäßigen gewöhnlichen Aufenthalt im Hoheitsgebiet der betreffenden Vertragspartei haben oder dort ordnungsgemäß beschäftigt sind, mit der Maßgabe, dass die genannten Artikelim Sinne der Artikel18 und 19 der Charta auszulegen sind.


    Diese Auslegung hindert eine Vertragspartei nicht, auch anderen Personen entsprechende Rechte zu gewähren.


    (2) Jede Vertragspartei wird Flüchtlingen im Sinne des am 28.Juli 1951 in Genf unterzeichneten Abkommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und des Protokolls vom 31.Januar 1967 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, die sich rechtmäßig in ihrem Hoheitsgebiet gewöhnlich aufhalten, eine Behandlung gewähren, die so günstig wie möglich, in keinem Fall aber weniger günstig ist, als in Verpflichtungen der Vertragspartei aus den oben erwähnten Übereinkünften oder aus anderen gültigen internationalen Übereinkünften vorgesehen, die auf solche Flüchtlinge anwendbar sind.


    (3) Jede Vertragspartei wird Staatenlosen im Sinne des am 28.September 1954 in New York beschlossenen Übereinkommens über die Rechtsstellung der Staatenlosen, die sich rechtmäßig in ihrem Hoheitsgebiet gewöhnlich aufhalten, eine Behandlung gewähren, die so günstig wie möglich, in keinem Fall aber weniger günstig ist, als in Verpflichtungen der Vertragspartei aus der oben erwähnten Übereinkunft oder aus anderen gültigen internationalen Übereinkünften vorgesehen, die auf solche Staatenlose anwendbar sind.


    Artikel1


    Es besteht Einverständnis darüber, dass Fragen der sozialen Sicherheit sowie Bestimmungen über Leistungen bei Arbeitslosigkeit, bei Alter und an Hinterbliebene vom Geltungsbereich dieses Artikels ausgenommen werden können.


    Artikel1 Absatz4


    Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als seien die Vertragsparteien verpflichtet, in Gesetzen oder sonstigen Vorschriften eine Liste der beruflichen Tätigkeiten festzulegen, die aufgrund ihrer Art oder der Bedingungen ihrer Ausübung nur Personen eines bestimmten Geschlechts vorbehalten werden können.


    Artikel2 und 3


    (1) Für die Zwecke der Anwendung dieser Artikelbezeichnet der Ausdruck »Arbeitnehmervertreter« Personen, die aufgrund der innerstaatlichen Rechtsvorschriften oder Gepflogenheiten als solche anerkannt sind.


    (2) Der Ausdruck »innerstaatliche Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten« umfasst je nach Lage des Falles neben den Gesetzen und sonstigen Vorschriften auch Gesamtarbeitsverträge sowie andere Vereinbarungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmervertretern, übliche Bräuche und einschlägige Gerichtsentscheidungen.


    (3) Für die Zwecke der Anwendung dieser Artikelwird der Ausdruck »Unternehmen« so ausgelegt, dass er eine Gesamtheit von materiellen und immateriellen Bestandteilen mit oder ohne Rechtspersönlichkeit darstellt, die zur Herstellung von Waren oder Erbringung von Dienstleistungen gebildet wird, auf Gewinn gerichtet ist und mit Entscheidungsbefugnis hinsichtlich ihres Marktverhaltens ausgestattet ist.


    (4) Es besteht Einverständnis darüber, dass Religionsgemeinschaften und ihre Einrichtungen von der Anwendung dieser Artikelausgenommen werden können, auch wenn diese Einrichtungen Unternehmen im Sinne des Absatzes3 sind. Betriebe mit einer von der Rechtsordnung des betreffenden Staates geschützten geistig-ideellen Zielrichtung (Tendenzbetriebe) können von der Anwendung dieser Artikelin dem Umfang ausgenommen werden, wie dies zum Schutz der Tendenz des Unternehmens erforderlich ist.


    (5) Es besteht Einverständnis darüber, dass, wenn in einem Staat die in den Artikeln2 und 3 niedergelegten Rechte in den verschiedenen Betriebsstätten eines Unternehmens ausgeübt werden, die Verpflichtungen aus diesen Bestimmungen als von der betreffenden Vertragspartei erfüllt anzusehen sind.


    Artikel3


    Diese Bestimmung lässt sowohl die Befugnisse und Verpflichtungen der Staaten hinsichtlich der Annahme von Vorschriften über den Arbeits- und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz als auch die Befugnisse und Zuständigkeiten der mit der Überwachung der Einhaltung dieser Vorschriften beauftragten Stellen unberührt.


    Die Ausdrücke »soziale und sozio-kulturelle Dienste und Einrichtungen« beziehen sich auf Dienste und Einrichtungen sozialer und/oder kultureller Art, die bestimmte Unternehmen für die Arbeitnehmer bereitstellen, wie soziale Betreuung, Sportplätze, Stillräume, Büchereien, Kinderferienlager usw.


    Artikel4 Absatz1


    Für die Zwecke der Anwendung dieses Absatzes stellt der Ausdruck »so lange wie möglich« auf die körperlichen, seelischen und geistigen Fähigkeiten des älteren Menschen ab.


    Artikel7


    Es besteht Einverständnis darüber, dass Arbeitnehmer, die nach Artikel2 Absatz2 und Artikel3 Absatz2 ausgenommen sind, bei der Festlegung der Zahl der betreffenden Arbeitnehmer nicht berücksichtigt werden.


    
      Hinweise


      Fundstelle: CETS No.: 128


      Verabschiedung: 5.Mai 1988


      Inkrafttreten: 4.September 1992


      Zahl der Vertragsstaaten: 13


      Individualbeschwerde: nein


      Deutschland:


      Unterzeichnung: 5.Mai 1988


      Nicht ratifiziert

    


    39bZusatzprotokoll zur Europäischen Sozialcharta über Kollektivbeschwerden [Auszug] vom 9.November1995


    Präambel


    DIE MITGLIEDSTAATEN DES EUROPARATS,


    die dieses Protokoll zu der am 18.Oktober 1961 in Turin zur Unterzeichnung aufgelegten Europäischen Sozialcharta (im Folgenden als »Charta« bezeichnet) unterzeichnen


    entschlossen, neue Maßnahmen zu treffen, die geeignet sind, die Verwirklichung der durch die Charta garantierten sozialen Rechte zu verbessern,


    in der Erwägung, dass dieses Ziel insbesondere durch die Einrichtung eines Kollektivbeschwerdeverfahrens erreicht werden könnte, das unter anderem die Mitwirkung der Sozialpartner sowie nichtstaatlicher Organisationen verstärken würde


    sind wie folgt übereingekommen:


    Artikel1


    Die Vertragsparteien dieses Protokolls erkennen den folgenden Organisationen das Recht zu, Beschwerden vorzubringen, in denen eine nicht zufriedenstellende Anwendung der Charta geltend gemacht wird:


    a) den in Artikel27 Absatz2 der Charta bezeichneten internationalen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen;


    b) den anderen internationalen nichtstaatlichen Organisationen, die beratenden Status beim Europarat haben und vom Regierungsausschuss in eine zu diesem Zweck angelegte Liste eingetragen sind;


    c) den repräsentativen nationalen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen unter der Hoheitsgewalt der Vertragspartei, gegen die sich die Beschwerde richtet.


    Artikel2


    (1) Jeder Vertragsstaat kann ferner zu dem Zeitpunkt, zu dem er nach Artikel13 seine Zustimmung ausdrückt, durch dieses Protokoll gebunden zu sein, oder zu einem späteren Zeitpunkt erklären, dass er anderen repräsentativen nationalen nichtstaatlichen Organisationen unter seiner Hoheitsgewalt, die in den von dieser Charta geregelten Angelegenheiten besonders fachkundig sind, das Recht zuerkennt, Beschwerden gegen ihn einzureichen.


    (2) Solche Erklärungen können befristet abgegeben werden.


    (3) Die Erklärungen werden beim Generalsekretär des Europarats hinterlegt; dieser übermittelt den Vertragsparteien Abschriften davon und veröffentlicht sie.


    Artikel3


    Die in Artikel1 Buchstabe b beziehungsweise in Artikel2 genannten internationalen nichtstaatlichen und nationalen nichtstaatlichen Organisationen können nach dem in jenen Artikeln vorgesehenen Verfahren Beschwerden nur in Bezug auf die Angelegenheiten vorbringen, für die sie als besonders fachkundig anerkannt worden sind.


    Artikel4


    Die Beschwerde ist schriftlich einzureichen; sie hat sich auf eine Bestimmung der Charta, die von der betroffenen Vertragspartei angenommen wurde, zu beziehen und Angaben darüber zu enthalten, in welcher Hinsicht letztere die zufriedenstellende Anwendung dieser Bestimmung nicht sichergestellt hat.


    Artikel5


    Jede Beschwerde ist an den Generalsekretär zu richten, der deren Eingang bestätigt, sie der betreffenden Vertragspartei zur Kenntnis bringt und sie unverzüglich dem Ausschuss unabhängiger Sachverständiger übermittelt.


    Artikel6


    Der Ausschuss unabhängiger Sachverständiger kann die betreffende Vertragspartei und die Organisation, welche die Beschwerde eingereicht hat, auffordern, ihm innerhalb einer von ihm gesetzten Frist schriftlich Auskünfte und Stellungnahmen hinsichtlich der Zulässigkeit der Beschwerde vorzulegen.


    Artikel7


    (1) Erklärt der Ausschuss unabhängiger Sachverständiger eine Beschwerde für zulässig, so teilt er dies den Vertragsparteien der Charta über den Generalsekretär mit. Er fordert die betreffende Vertragspartei und die Organisation, welche die Beschwerde eingereicht hat, auf, ihm innerhalb einer von ihm gesetzten Frist schriftlich alle sachdienlichen Erläuterungen oder Auskünfte vorzulegen, sowie die anderen Vertragsparteien dieses Protokolls, innerhalb derselben Frist die Stellungnahmen abzugeben, die diese zu übermitteln wünschen.


    (2) Ist die Beschwerde von einer nationalen Arbeitgeber- oder Arbeitnehmerorganisation oder von einer anderen nationalen oder internationalen nichtstaatlichen Organisation eingereicht worden, so teilt der Ausschuss unabhängiger Sachverständiger dies den in Artikel27 Absatz2 der Charta bezeichneten internationalen Arbeitgeber- oder Arbeitnehmerorganisationen über den Generalsekretär mit und lädt sie ein, innerhalb einer von ihm gesetzten Frist Stellung zu nehmen.


    (3) Aufgrund der nach den Absätzen 1 und 2 vorgelegten Erläuterungen, Auskünfte und Stellungnahmen können die betreffende Vertragspartei und die Organisation, welche die Beschwerde eingereicht hat, schriftlich zusätzliche Auskünfte oder Stellungnahmen innerhalb einer vom Ausschuss unabhängiger Sachverständiger gesetzten Frist vorlegen.


    (4) Im Verlauf der Prüfung der Beschwerde kann der Ausschuss unabhängiger Sachverständiger eine Anhörung der Vertreter der Parteien vornehmen.


    Artikel8


    (1) Der Ausschuss unabhängiger Sachverständiger verfasst einen Bericht, in dem er die von ihm zur Prüfung der Beschwerde unternommenen Schritte beschreibt und seine Schlussfolgerungen darüber darlegt, ob die betreffende Vertragspartei die Anwendung der Bestimmung der Charta, auf die sich die Beschwerde bezieht, in zufriedenstellender Weise sichergestellt hat oder nicht.


    (2) Der Bericht wird dem Ministerkomitee übermittelt. Er wird ferner der Organisation, welche die Beschwerde eingereicht hat, und den Vertragsparteien der Charta übermittelt, ohne dass diesen seine Veröffentlichung gestattet ist. Er wird der Parlamentarischen Versammlung übermittelt und gleichzeitig mit der in Artikel9 vorgesehenen Entschließung oder spätestens vier Monate nach seiner Übermittlung an das Ministerkomitee veröffentlicht.


    Artikel9


    (1) Aufgrund des Berichts des Ausschusses unabhängiger Sachverständiger nimmt das Ministerkomitee mit Mehrheit der abgegebenen Stimmen eine Entschließung an. Stellt der Ausschuss unabhängiger Sachverständiger fest, dass die Charta nicht zufriedenstellend angewandt worden ist, so nimmt das Ministerkomitee mit Zweidrittelmehrheit der abgegebenen Stimmen eine an die betreffende Vertragspartei gerichtete Empfehlung an. In beiden Fällen sind ausschließlich die Vertragsparteien der Charta stimmberechtigt.


    (2) Auf Ersuchen der betreffenden Vertragspartei kann das Ministerkomitee, falls im Bericht des Ausschusses unabhängiger Sachverständiger neue Fragen aufgeworfen werden, mit Zweidrittelmehrheit der Vertragsparteien der Charta beschließen, den Regierungsausschuss zu konsultieren.


    Artikel10


    Die betreffende Vertragspartei erteilt im nächsten Bericht, den sie nach Artikel21 der Charta an den Generalsekretär richtet, Auskunft über die Maßnahmen, die sie zur Umsetzung der Empfehlung des Ministerkomitees getroffen hat.


    […]


    
      Hinweise


      Fundstelle: CETS No.: 158


      Verabschiedung: 9.November 1995


      Inkrafttreten: 1.Juli 1998


      Zahl der Vertragsstaaten: 13


      Individualbeschwerde: nein, Protokoll führt aber Kollektivbeschwerde ein


      Deutschland:


      Nicht unterzeichnet und ratifiziert

    


    40Übereinkommen zum Schutz des Menschen bei der automatischen Verarbeitung personenbezogener Daten vom 28.Januar1981


    Präambel


    DIE MITGLIEDSTAATEN DES EUROPARATS,


    die dieses Übereinkommen unterzeichnen


    in der Erwägung, dass es das Ziel des Europarats ist, eine engere Verbindung zwischen seinen Mitgliedern herbeizuführen, die vor allem auf der Achtung des Vorranges des Rechts sowie der Menschenrechte und Grundfreiheiten beruht;


    in der Erwägung, dass es angesichts des zunehmenden grenzüberschreitenden Verkehrs automatisch verarbeiteter personenbezogener Daten wünschenswert ist, den Schutz der Rechte und Grundfreiheiten jedes Menschen, vor allem das Recht auf Achtung des Persönlichkeitsbereichs, zu erweitern;


    unter gleichzeitiger Bekräftigung, für eine Informationsfreiheit ohne Rücksicht auf Staatsgrenzen einzutreten;


    in Anerkennung der Notwendigkeit, die grundlegenden Werte der Achtung des Persönlichkeitsbereichs und des freien Informationsaustausches zwischen den Völkern in Einklang zu bringen


    sind wie folgt übereingekommen:


    KapitelIAllgemeine Bestimmungen


    Artikel1Gegenstand und Zweck


    Zweck dieses Übereinkommens ist es, im Hoheitsgebiet jeder Vertragspartei für jedermann ungeachtet seiner Staatsangehörigkeit oder seines Wohnorts sicherzustellen, dass seine Rechte und Grundfreiheiten, insbesondere sein Recht auf einen Persönlichkeitsbereich, bei der automatischen Verarbeitung personenbezogener Daten geschützt werden (»Datenschutz«).


    Artikel2Begriffsbestimmungen


    In diesem Übereinkommen:


    a) bedeutet »personenbezogene Daten» jede Information über eine bestimmte oder bestimmbare natürliche Person (»Betroffener«);


    b) bedeutet »automatisierte Datei/Datensammlung« jede zur automatischen Verarbeitung erfasste Gesamtheit von Informationen;


    c) umfasst »automatische Verarbeitung« die folgenden Tätigkeiten, wenn sie ganz oder teilweise mit Hilfe automatisierter Verfahren durchgeführt werden: das Speichern von Daten, das Durchführen logischer und/oder rechnerischer Operationen mit diesen Daten, das Verändern, Löschen, Wiedergewinnen oder Bekanntgeben von Daten;


    d) bedeutet »Verantwortlicher für die Datei/Datensammlung« die natürliche oder juristische Person, die Behörde, die Einrichtung oder jede andere Stelle, die nach dem innerstaatlichen Recht zuständig ist, darüber zu entscheiden, welchen Zweck die automatisierte Datei/Datensammlung haben soll, welche Arten personenbezogener Daten gespeichert und welche Verarbeitungsverfahren auf sie angewendet werden sollen.


    Artikel3Geltungsbereich


    (1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, dieses Übereinkommen auf automatisierte Dateien/Datensammlungen und automatische Verarbeitungen von personenbezogenen Daten im öffentlichen und privaten Bereich anzuwenden.


    (2) Jeder Staat oder die Europäischen Gemeinschaften können bei der Unterzeichnung oder bei der Hinterlegung ihrer Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde oder jederzeit danach durch Erklärung an den Generalsekretär des Europarats bekannt geben,


    a) dass sie dieses Übereinkommen auf bestimmte Arten von automatisierten Dateien/Datensammlungen mit personenbezogenen Daten nicht anwenden, und hinterlegen ein Verzeichnis dieser Arten. In das Verzeichnis dürfen sie jedoch Arten automatisierter Dateien/Datensammlungen nicht aufnehmen, die nach ihrem innerstaatlichen Recht Datenschutzvorschriften unterliegen. Sie ändern dieses Verzeichnis durch eine neue Erklärung, wenn weitere Arten von automatisierten Dateien/Datensammlungen mit personenbezogenen Daten ihren internen Datenschutzvorschriften unterstellt werden;


    b) dass sie dieses Übereinkommen auch auf Informationen über Personengruppen, Vereinigungen, Stiftungen, Gesellschaften, Körperschaften oder andere Stellen anwenden, die unmittelbar oder mittelbar aus natürlichen Personen bestehen, unabhängig davon, ob diese Stellen Rechtspersönlichkeit besitzen oder nicht;


    c) dass sie dieses Übereinkommen auch auf Dateien/Datensammlungen mit personenbezogenen Daten anwenden, die nicht automatisch verarbeitet werden.


    (3) Jeder Staat oder die Europäischen Gemeinschaften, die den Geltungsbereich dieses Übereinkommens durch eine Erklärung nach Absatz2 Buchstabe b oder c erweitert haben, können in dieser Erklärung bekanntgeben, dass die Erweiterung nur für bestimmte Arten von Dateien/Datensammlungen mit personenbezogenen Daten gilt; sie hinterlegen ein Verzeichnis dieser Arten.


    (4) Hat eine Vertragspartei bestimmte Arten von automatisierten Dateien/Datensammlungen mit personenbezogenen Daten durch eine Erklärung nach Absatz2 Buchstabe a ausgeschlossen, so kann sie nicht verlangen, dass eine Vertragspartei, die diese Arten nicht ausgeschlossen hat, das Übereinkommen auf diese Arten anwendet.


    (5) Ebenso kann eine Vertragspartei, die keine Erweiterung nach Absatz2 Buchstabe b oder c vorgenommen hat, in diesen Punkten die Anwendung dieses Übereinkommens nicht verlangen von einer Vertragspartei, die eine solche Erweiterung vorgenommen hat.


    (6) Die Erklärungen nach Absatz2 werden mit Inkrafttreten des Übereinkommens für den Staat oder die Europäischen Gemeinschaften wirksam, die sie abgegeben haben, wenn sie im Zeitpunkt der Unterzeichnung oder der Hinterlegung ihrer Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde abgegeben worden sind, oder drei Monate nach ihrem Eingang beim Generalsekretär des Europarats, wenn sie später abgegeben worden sind. Diese Erklärungen können ganz oder teilweise durch Notifikation an den Generalsekretär des Europarats zurückgenommen werden. Die Zurücknahme wird drei Monate nach Eingang der Notifikation wirksam.


    KapitelIIGrundsätze für den Datenschutz


    Artikel4Pflichten der Vertragsparteien


    (1) Jede Vertragspartei trifft in ihrem innerstaatlichen Recht die erforderlichen Maßnahmen, um die in diesem Kapitelaufgestellten Grundsätze für den Datenschutz zu verwirklichen.


    (2) Jede Vertragspartei trifft diese Maßnahmen spätestens zu dem Zeitpunkt, zu dem dieses Übereinkommen für sie in Kraft tritt.


    Artikel5Qualität der Daten


    Personenbezogene Daten, die automatisch verarbeitet werden:


    a) müssen nach Treu und Glauben und auf rechtmäßige Weise beschafft sein und verarbeitet werden;


    b) müssen für festgelegte und rechtmäßige Zwecke gespeichert sein und dürfen nicht so verwendet werden, dass es mit diesen Zwecken unvereinbar ist;


    c) müssen den Zwecken, für die sie gespeichert sind, entsprechen, dafür erheblich sein und dürfen nicht darüber hinausgehen;


    d) müssen sachlich richtig und wenn nötig auf den neuesten Stand gebracht sein;


    e) müssen so aufbewahrt werden, dass der Betroffene nicht länger identifiziert werden kann, als es die Zwecke, für die sie gespeichert sind, erfordern.


    Artikel6Besondere Arten von Daten


    Personenbezogene Daten, welche die rassische Herkunft, politische Anschauungen oder religiöse oder andere Überzeugungen erkennen lassen, sowie personenbezogene Daten, welche die Gesundheit oder das Sexualleben betreffen, dürfen nur automatisch verarbeitet werden, wenn das innerstaatliche Recht einen geeigneten Schutz gewährleistet. Dasselbe gilt für personenbezogene Daten über Strafurteile.


    Artikel7Datensicherung


    Für den Schutz personenbezogener Daten, die in automatisierten Dateien/Datensammlungen gespeichert sind, werden geeignete Sicherungsmaßnahmen getroffen gegen die zufällige oder unbefugte Zerstörung, gegen zufälligen Verlust sowie unbefugten Zugang, unbefugte Veränderung oder unbefugtes Bekanntgeben.


    Artikel8Zusätzlicher Schutz für den Betroffenen


    Jedermann muss die Möglichkeit haben:


    a) das Vorhandensein einer automatisierten Datei/Datensammlung mit personenbezogenen Daten, ihre Hauptzwecke sowie die Bezeichnung, den gewöhnlichen Aufenthaltsort oder den Sitz des Verantwortlichen für die Datei/Datensammlung festzustellen;


    b) in angemessenen Zeitabständen und ohne unzumutbare Verzögerung oder übermäßige Kosten die Bestätigung zu erhalten, ob Daten über ihn in einer automatisierten Datei/Datensammlung mit personenbezogenen Daten gespeichert sind, sowie zu erwirken, dass ihm diese Daten in verständlicher Form mitgeteilt werden;


    c) gegebenenfalls diese Daten berichtigen oder löschen zu lassen, wenn sie entgegen den Vorschriften des innerstaatlichen Rechts verarbeitet worden sind, welche die Grundsätze der Artikel5 und 6 verwirklichen;


    d) über ein Rechtsmittel zu verfügen, wenn seiner Forderung nach Bestätigung oder gegebenenfalls nach mitteilung, Berichtigung oder Löschung im Sinne der Buchstaben b und c nicht entsprochen wird.


    Artikel9Ausnahmen und Einschränkungen


    (1) Ausnahmen von den Artikeln5, 6 und 8 sind nicht zulässig, abgesehen von den in diesem Artikelvorgesehenen.


    (2) Eine Abweichung von den Artikeln 5, 6 und 8 ist zulässig, wenn sie durch das Recht der Vertragspartei vorgesehen und in einer demokratischen Gesellschaft eine notwendige Maßnahme ist


    a) zum Schutz der Sicherheit des Staates, der öffentlichen Sicherheit sowie der Währungsinteressen des Staates oder zur Bekämpfung von Straftaten;


    b) zum Schutz des Betroffenen oder der Rechte und Freiheiten Dritter.


    (3) Die Ausübung der Rechte nach Artikel8 Buchstaben b, c und d kann durch Gesetz für automatisierte Dateien/Datensammlungen mit personenbezogenen Daten eingeschränkt werden, die Zwecken der Statistik oder der wissenschaftlichen Forschung dienen, wenn offensichtlich keine Gefahr besteht, dass der Persönlichkeitsbereich der Betroffenen beeinträchtigt wird.


    Artikel10Sanktionen und Rechtsmittel


    Jede Vertragspartei verpflichtet sich, geeignete Sanktionen und Rechtsmittel für Verletzungen der Vorschriften des innerstaatlichen Rechts, welche die in diesem Kapitelaufgestellten Grundsätze für den Datenschutz verwirklichen, festzulegen.


    Artikel11Weitergehender Schutz


    Dieses Kapitelist nicht so auszulegen, als ob es die Möglichkeit begrenze oder auf andere Weise beeinträchtige, dass eine Vertragspartei den Betroffenen ein größeres Maß an Schutz als das in diesem Übereinkommen vorgeschriebene gewährt.


    KapitelIIIGrenzüberschreitender Datenverkehr


    Artikel12Grenzüberschreitender Verkehr personenbezogener Daten und innerstaatliches Recht


    (1) Werden personenbezogene Daten, die automatisch verarbeitet werden oder für eine solche Verarbeitung beschafft worden sind, mittels welcher Datenträger auch immer über die Staatsgrenzen hinweg weitergegeben, so finden die folgenden Bestimmungen Anwendung.


    (2) Eine Vertragspartei darf allein zum Zweck des Schutzes des Persönlichkeitsbereichs den grenzüberschreitenden Verkehr personenbezogener Daten in das Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei nicht verbieten oder von einer besonderen Genehmigung abhängig machen.


    (3) Jede Vertragspartei ist jedoch berechtigt, von Absatz2 abzuweichen:


    a) soweit ihr Recht für bestimmte Arten von personenbezogenen Daten oder automatisierten Dateien/Datensammlungen mit personenbezogenen Daten wegen der Beschaffenheit dieser Arten besondere Vorschriften enthält, es sei denn, die Vorschriften der anderen Vertragspartei sehen einen gleichwertigen Schutz vor;


    b) um zu verhindern, dass ihr Recht dadurch umgangen wird, dass eine Weitergabe aus ihrem Hoheitsgebiet in das Hoheitsgebiet einer Nichtvertragspartei auf dem Weg über das Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei erfolgt.


    KapitelIVGegenseitige Hilfeleistung


    Artikel13Zusammenarbeit zwischen den Vertragsparteien


    (1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, einander bei der Durchführung dieses Übereinkommens Hilfe zu leisten.


    (2) Zu diesem Zweck:


    a) bezeichnet jede Vertragspartei eine oder mehrere Behörden und teilt deren amtliche Bezeichnung und Anschrift dem Generalsekretär des Europarats mit;


    b) legt jede Vertragspartei, die mehrere Behörden bezeichnet hat, die Zuständigkeit jeder Behörde fest und gibt sie in ihrer mitteilung nach Buchstabe a an.


    (3) Eine bezeichnete Behörde einer Vertragspartei wird auf Ersuchen einer bezeichneten Behörde einer anderen Vertragspartei:


    a) Auskünfte über Recht und Verwaltungspraxis im Bereich des Datenschutzes erteilen;


    b) in Übereinstimmung mit dem innerstaatlichen Recht und allein zum Zweck des Schutzes des Persönlichkeitsbereichs alle geeigneten Maßnahmen treffen, um Sachauskünfte über eine bestimmte automatische Verarbeitung, die in ihrem Hoheitsgebiet durchgeführt wird, zu erteilen, jedoch mit Ausnahme der dabei verarbeiteten personenbezogenen Daten.


    Artikel14Unterstützung von Betroffenen, die im Ausland wohnen


    (1) Jede Vertragspartei unterstützt Personen, die im Ausland wohnen, bei der Ausübung der Rechte, die ihnen nach dem innerstaatlichen Recht zustehen, das die in Artikel8 aufgestellten Grundsätze verwirklicht.


    (2) Eine im Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei wohnende Person kann ihren Antrag über die bezeichnete Behörde dieser Vertragspartei stellen.


    (3) Der Antrag auf Unterstützung muss alle erforderlichen Angaben enthalten, insbesondere über:


    a) den Namen, die Anschrift und alle anderen für die Identifizierung des Antragstellers erheblichen Einzelheiten;


    b) die automatisierte Datei/Datensammlung mit personenbezogenen Daten oder den dafür Verantwortlichen, auf die sich der Antrag bezieht;


    c) den Zweck des Antrags.


    Artikel15Sicherheiten bei Hilfeleistung durch bezeichnete Behörden


    (1) Hat eine bezeichnete Behörde einer Vertragspartei von einer bezeichneten Behörde einer anderen Vertragspartei Auskünfte erhalten, die einem Antrag auf Unterstützung dienen oder Antwort auf ein eigenes Ersuchen geben, so darf sie diese Auskünfte nur zu den Zwecken verwenden, die dem Antrag oder Ersuchen zugrunde liegen.


    (2) Jede Vertragspartei sorgt dafür, dass die Personen, die der bezeichneten Behörde angehören oder in ihrem Namen handeln, durch entsprechende Verpflichtungen zur Geheimhaltung oder zur vertraulichen Behandlung dieser Auskünfte gebunden werden.


    (3) Es ist einer bezeichneten Behörde in keinem Fall erlaubt, nach Artikel14 Absatz2 im Namen eines im Ausland wohnenden Betroffenen von sich aus und ohne dessen ausdrückliche Zustimmung einen Antrag auf Unterstützung zu stellen.


    Artikel16Ablehnung von Ersuchen und Anträgen


    Eine bezeichnete Behörde, an die nach Artikel13 ein Ersuchen oder nach Artikel14 ein Antrag gerichtet wird, kann nur ablehnen, ihnen stattzugeben, wenn


    a) sie mit den Befugnissen der für die Beantwortung zuständigen Behörden auf dem Gebiet des Datenschutzes nicht vereinbar sind;


    b) sie den Bestimmungen dieses Übereinkommens nicht entsprechen;


    c) ihre Erfüllung mit der Souveränität, der Sicherheit oder der öffentlichen Ordnung der Vertragspartei, die sie bezeichnet hat, oder mit den Rechten und Grundfreiheiten der Personen, die der Gerichtsbarkeit dieser Vertragspartei unterstehen, nicht vereinbar wäre.


    Artikel17Kosten und Verfahren


    (1) Für Hilfe, welche die Vertragsparteien einander nach Artikel13 leisten, oder für Unterstützung, die sie Betroffenen im Ausland nach Artikel14 leisten, werden keine Auslagen oder Gebühren außer für Sachverständige und Dolmetscher erhoben. Diese Auslagen oder Gebühren werden von der Vertragspartei getragen, welche die ersuchende Behörde bezeichnet hat.


    (2) Der Betroffene kann nicht verpflichtet werden, für Schritte, die im Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei für ihn unternommen werden, höhere Auslagen oder Gebühren zu zahlen, als von Personen erhoben werden können, die im Hoheitsgebiet der betreffenden Vertragspartei wohnen.


    (3) Die sonstigen Einzelheiten im Zusammenhang mit der Hilfeleistung oder Unterstützung, insbesondere hinsichtlich der Form und der Verfahren sowie der zu verwendenden Sprachen, werden unmittelbar zwischen den beteiligten Vertragsparteien festgelegt.


    KapitelVBeratender Ausschuss


    Artikel18Zusammensetzung des Ausschusses


    (1) Nach dem Inkrafttreten dieses Übereinkommens wird ein Beratender Ausschuss eingesetzt.


    (2) Jede Vertragspartei ernennt einen Vertreter und einen Stellvertreter für diesen Ausschuss. Jeder Mitgliedstaat des Europarats, der nicht Vertragspartei des Übereinkommens ist, hat das Recht, sich im Ausschuss durch einen Beobachter vertreten zu lassen.


    (3) Der Beratende Ausschuss kann durch einstimmigen Beschluss jeden Nichtmitgliedstaat des Europarats, der nicht Vertragspartei des Übereinkommens ist, einladen, sich durch einen Beobachter in einer seiner Sitzungen vertreten zu lassen.


    Artikel19Aufgaben des Ausschusses


    Der Beratende Ausschuss:


    a) kann Vorschläge zur Erleichterung oder Verbesserung der Anwendung des Übereinkommens machen;


    b) kann in Übereinstimmung mit Artikel21 Änderungen dieses Übereinkommens vorschlagen;


    c) nimmt zu jeder vorgeschlagenen Änderung dieses Übereinkommens Stellung, die ihm nach Artikel21 Absatz3 unterbreitet wird;


    d) kann auf Ersuchen einer Vertragspartei zu allen Fragen im Zusammenhang mit der Anwendung dieses Übereinkommens Stellung nehmen.


    Artikel20Verfahren


    (1) Der Beratende Ausschuss wird vom Generalsekretär des Europarats einberufen. Seine erste Sitzung findet innerhalb von zwölf Monaten nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens statt. Danach tritt er mindestens alle zwei Jahre sowie immer dann zusammen, wenn ein Drittel der Vertreter der Vertragsparteien dies verlangt.


    (2) Der Beratende Ausschuss ist in einer Sitzung beschlussfähig, wenn die Mehrheit der Vertreter der Vertragsparteien anwesend ist.


    (3) Jede Vertragspartei ist stimmberechtigt. Jeder Vertragsstaat des Übereinkommens hat eine Stimme. Hinsichtlich der in ihren Zuständigkeitsbereich fallenden Fragen üben die Europäischen Gemeinschaften ihr Stimmrecht aus und geben eine Zahl von Stimmen ab, die der Zahl ihrer Mitgliedstaaten entspricht, die Vertragsparteien des Übereinkommens sind und für den betreffenden Bereich ihre Zuständigkeiten auf die Europäischen Gemeinschaften übertragen haben. In diesem Fall beteiligen sich diese Mitgliedstaaten der Gemeinschaften nicht an der Abstimmung, und die anderen Mitgliedstaaten der Gemeinschaften können an der Abstimmung teilnehmen. Die Europäischen Gemeinschaften stimmen nicht ab, wenn sich die Abstimmung auf eine Frage bezieht, die nicht in ihren Zuständigkeitsbereich fällt.


    (4) Im Anschluss an jede Sitzung unterbreitet der Beratende Ausschuss dem Ministerkomitee des Europarats einen Bericht über seine Arbeit und die Wirksamkeit des Übereinkommens.


    (5) In Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen gibt sich der Beratende Ausschuss eine Geschäftsordnung.


    KapitelVIÄnderungen


    Artikel21Änderungen


    (1) Änderungen dieses Übereinkommens können von einer Vertragspartei, vom Ministerkomitee des Europarats oder vom Beratenden Ausschuss vorgeschlagen werden.


    (2) Der Generalsekretär des Europarats teilt jeden Änderungsvorschlag den Mitgliedstaaten des Europarats, den Europäischen Gemeinschaften sowie jedem Nichtmitgliedstaat mit, der diesem Übereinkommen beigetreten ist oder der nach Artikel23 eingeladen worden ist, ihm beizutreten.


    (3) Darüber hinaus wird jede von einer Vertragspartei oder vom Ministerkomitee vorgeschlagene Änderung dem Beratenden Ausschuss übermittelt; dieser teilt dem Ministerkomitee seine Stellungnahme zu der vorgeschlagenen Änderung mit.


    (4) Das Ministerkomitee prüft die vorgeschlagene Änderung und die Stellungnahme des Beratenden Ausschusses und kann die Änderung genehmigen.


    (5) Der Wortlaut einer Änderung, die das Ministerkomitee nach Absatz4 genehmigt hat, wird den Vertragsparteien zur Annahme zugeleitet.


    (6) Eine nach Absatz4 genehmigte Änderung tritt am dreißigsten Tag nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem alle Vertragsparteien dem Generalsekretär ihre Annahme mitgeteilt haben.


    KapitelVIISchlussklauseln


    Artikel22Inkrafttreten


    (1) Dieses Übereinkommen liegt für die Mitgliedstaaten des Europarats zur Unterzeichnung auf. Es bedarf der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung. Die Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunden werden beim Generalsekretär des Europarats hinterlegt.


    (2) Das Übereinkommen tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf einen Zeitabschnitt von drei Monaten nach dem Tag folgt, an dem fünf Mitgliedstaaten des Europarats nach Absatz1 ihre Zustimmung ausgedrückt haben, durch das Übereinkommen gebunden zu sein.


    (3) Für jeden Mitgliedstaat, der später seine Zustimmung ausdrückt, durch das Übereinkommen gebunden zu sein, tritt es am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf einen Zeitabschnitt von drei Monaten nach Hinterlegung der Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde folgt.


    Artikel23Beitritt von Nichtmitgliedstaaten oder der Europäischen Gemeinschaften


    (1) Nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens kann das Ministerkomitee des Europarats durch einen mit der in Artikel20 Buchstabe d der Satzung vorgesehenen Mehrheit und mit einhelliger Zustimmung der Vertreter der Vertragsstaaten, die Anspruch auf einen Sitz im Komitee haben, gefassten Beschluss jeden Nichtmitgliedstaat des Rates einladen, dem Übereinkommen beizutreten.


    (2) Die Europäischen Gemeinschaften können dem Abkommen beitreten.


    (3) Für jeden beitretenden Staat oder für die beitretenden Europäischen Gemeinschaften tritt das Übereinkommen am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf einen Zeitabschnitt von drei Monaten nach Hinterlegung der Beitrittsurkunde beim Generalsekretär des Europarats folgt.


    Artikel24Räumlicher Geltungsbereich


    (1) Jeder Staat oder die Europäischen Gemeinschaften können bei der Unterzeichnung oder bei der Hinterlegung ihrer Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde einzelne oder mehrere Hoheitsgebiete bezeichnen, auf die dieses Übereinkommen Anwendung findet.


    (2) Jeder Staat oder die Europäischen Gemeinschaften können jederzeit danach durch eine an den Generalsekretär des Europarats gerichtete Erklärung die Anwendung dieses Übereinkommens auf jedes weitere in der Erklärung bezeichnete Hoheitsgebiet erstrecken. Das Übereinkommen tritt für dieses Hoheitsgebiet am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf einen Zeitabschnitt von drei Monaten nach Eingang der Erklärung beim Generalsekretär folgt.


    Artikel25Vorbehalte


    Vorbehalte zu diesem Übereinkommen sind nicht zulässig.


    Artikel26Kündigung


    (1) Jede Vertragspartei kann dieses Übereinkommen jederzeit durch eine an den Generalsekretär des Europarats gerichtete Notifikation kündigen.


    (2) Die Kündigung wird am ersten Tag des Monats wirksam, der auf einen Zeitabschnitt von sechs Monaten nach Eingang der Notifikation beim Generalsekretär folgt.


    Artikel27Notifikationen


    Der Generalsekretär des Europarats notifiziert den Mitgliedstaaten des Rates, den Europäischen Gemeinschaften und jedem Staat, der diesem Übereinkommen beigetreten ist,


    a) jede Unterzeichnung;


    b) jede Hinterlegung einer Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde;


    c) jeden Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Übereinkommens nach den Artikeln22, 23 und 24;


    d) jede andere Handlung, Notifikation oder mitteilung im Zusammenhang mit diesem Übereinkommen.


    Geschehen zu Straßburg am 28.Januar 1981 in englischer und französischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, in einer Urschrift, die im Archiv des Europarats hinterlegt wird. Der Generalsekretär des Europarats übermittelt allen Mitgliedstaaten des Europarats und allen zum Beitritt zu diesem Übereinkommen eingeladenen Staaten beglaubigte Abschriften.


    
      Hinweise


      Fundstellen: CETS No.: 108; BGBl. 1985 II, S.539 und 2002 II, S.1883 hinsichtlich der vom Komitee der Ministerbeauftragten des Europarates am 15.Juni 1999 genehmigten Änderungen


      Verabschiedung: 28.Januar 1981


      Inkrafttreten: 1.Oktober 1985


      Zahl der Vertragsstaaten: 46


      Individualbeschwerde: nein


      Deutschland:


      Unterzeichnung: 28.November 1981


      Ratifizierung: 19.Juni 1985


      Inkrafttreten: 1.Oktober 1985

    


    40aZusatzprotokoll zum Übereinkommen zum Schutz des Menschen bei der automatischen Verarbeitung personenbezogener Daten bezüglich Kontrollstellen und grenzüberschreitendem Datenverkehr [Auszug] vom 8.November2001


    Präambel


    DIE VERTRAGSPARTEIEN DIESES ZUSATZPROTOKOLLS


    zu dem am 28.Januar 1981 in Straßburg zur Unterzeichnung aufgelegten Übereinkommen zum Schutz des Menschen bei der automatischen Verarbeitung personenbezogener Daten (im Folgenden als »Übereinkommen« bezeichnet)


    in der Überzeugung, dass Kontrollstellen, die ihre Aufgaben in völliger Unabhängigkeit wahrnehmen, zu einem wirksamen Schutz des Menschen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten beitragen;


    in Anbetracht der Bedeutung, die dem Informationsaustausch zwischen den Völkern zukommt;


    in der Erwägung, dass es angesichts der Zunahme des grenzüberschreitenden Austausches personenbezogener Daten erforderlich ist, im Zusammenhang mit diesem Austausch den wirksamen Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten und insbesondere des Rechts auf Achtung des Persönlichkeitsbereichs zu gewährleisten


    sind wie folgt übereingekommen:


    Artikel1Kontrollstellen


    (1) Jede Vertragspartei sieht eine oder mehrere Stellen vor, die dafür zuständig sind, die Einhaltung der Maßnahmen zu gewährleisten, durch die in ihrem internen Recht die in den Kapiteln II und III des Übereinkommens und in diesem Protokoll aufgestellten Grundsätze verwirklicht werden.


    (2)


    a) Zu diesem Zweck haben die genannten Stellen insbesondere Untersuchungs- und Einwirkungsbefugnisse sowie das Klagerecht oder eine Anzeigebefugnis bei Verstößen gegen Vorschriften des internen Rechts, welche die in Absatz1 genannten Grundsätze verwirklichen.


    b) Jede Kontrollstelle kann von einer Person mit einer Eingabe in Bezug auf den Schutz ihrer Rechte und Grundfreiheiten bei den Verarbeitungen personenbezogener Daten, die in ihren Zuständigkeitsbereich fallen, befasst werden.


    (3) Die Kontrollstellen nehmen ihre Aufgaben in völliger Unabhängigkeit wahr.


    (4) Gegen beschwerende Entscheidungen der Kontrollstellen steht der Rechtsweg offen.


    (5) Unbeschadet des Artikels13 des Übereinkommens sorgen die Kontrollstellen in Übereinstimmung mit KapitelIV des Übereinkommens für die zur Erfüllung ihrer Kontrollaufgaben notwendige gegenseitige Zusammenarbeit, insbesondere durch den Austausch sachdienlicher Informationen.


    Artikel2 Grenzüberschreitender Verkehr personenbezogener Daten mit einem Empfänger, der nicht der Hoheitsgewalt einer Vertragspartei des Übereinkommens untersteht


    (1) Jede Vertragspartei sieht vor, dass personenbezogene Daten an einen Empfänger, der der Hoheitsgewalt eines Staates oder einer Organisation untersteht, der beziehungsweise die nicht Vertragspartei des Übereinkommens ist, nur dann weitergegeben werden dürfen, wenn dieser Staat oder diese Organisation ein angemessenes Schutzniveau für die beabsichtigte Datenweitergabe gewährleistet.


    (2) Abweichend von Absatz1 kann jede Vertragspartei die Weitergabe personenbezogener Daten erlauben,


    a) wenn dies im internen Recht vorgesehen ist


    - wegen spezifischer Interessen des Betroffenen, oder


    - wegen berechtigter überwiegender Interessen, insbesondere wichtiger öffentlicher Interessen, oder


    b) wenn Garantien, die sich insbesondere aus Vertragsklauseln ergeben können, von der für die Weitergabe verantwortlichen Stelle geboten werden und diese von den zuständigen Behörden in Übereinstimmung mit dem internen Recht für ausreichend befunden werden.


    Artikel3Schlussbestimmungen


    (1) Die Vertragsparteien betrachten die Artikel1 und 2 als Zusatzartikelzum Übereinkommen; alle Bestimmungen des Übereinkommens sind dementsprechend anzuwenden.


    […]


    Geschehen zu Straßburg am 8.November 2001 in englischer und französischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, in einer Urschrift, die im Archiv des Europarats hinterlegt wird. Der Generalsekretär des Europarats übermittelt allen Mitgliedstaaten des Europarats, den Europäischen Gemeinschaften und allen zum Beitritt zu dem Übereinkommen eingeladenen Staaten beglaubigte Abschriften.


    
      Hinweise


      Fundstellen: CETS No.: 181; BGBl. 2002 II, S.1887


      Verabschiedung: 8.November 2001


      Inkrafttreten: 1.Juli 2004


      Zahl der Vertragsstaaten: 35


      Individualbeschwerde: nein, aber Einführung von Kontrollstellen


      Deutschland:


      Unterzeichnung: 8.November 2001


      Ratifizierung: 12.März 2003


      Inkrafttreten: 1.Juli 2004

    


    41Europäisches Übereinkommen zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe vom 26.November1987


    DIE MITGLIEDSTAATEN DES EUROPARATS,


    die dieses Übereinkommen unterzeichnen


    in Anbetracht der Bestimmungen der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten,


    eingedenk dessen, dass nach Artikel3 der genannten Konvention niemand der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe unterworfen werden darf,


    unter Hinweis darauf, dass Personen, die sich durch eine Verletzung des Artikels3 beschwert fühlen, die in jener Konvention vorgesehenen Verfahren in Anspruch nehmen können,


    überzeugt, dass der Schutz von Personen, denen die Freiheit entzogen ist, vor Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe durch nichtgerichtliche Maßnahmen vorbeugender Art, die auf Besuchen beruhen, verstärkt werden könnte


    sind wie folgt übereingekommen:


    KapitelI


    Artikel1


    Es wird ein Europäischer Ausschuss zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe (im Folgenden als »Ausschuss« bezeichnet) errichtet. Der Ausschuss prüft durch Besuche die Behandlung von Personen, denen die Freiheit entzogen ist, um erforderlichenfalls den Schutz dieser Personen vor Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe zu verstärken.


    Artikel2


    Jede Vertragspartei lässt Besuche nach diesem Übereinkommen an allen ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Orten zu, an denen Personen durch eine öffentliche Behörde die Freiheit entzogen ist.


    Artikel3


    Bei der Anwendung dieses Übereinkommens arbeiten der Ausschuss und die zuständigen innerstaatlichen Behörden der betreffenden Vertragspartei zusammen.


    KapitelII


    Artikel4


    (1) Die Zahl der Mitglieder des Ausschusses entspricht derjenigen der Vertragsparteien.


    (2) Die Mitglieder des Ausschusses werden unter Persönlichkeiten von hohem sittlichen Ansehen ausgewählt, die für ihre Sachkenntnis auf dem Gebiet der Menschenrechte bekannt sind oder in den von diesem Übereinkommen erfassten Bereichen über berufliche Erfahrung verfügen.


    (3) Dem Ausschuss darf jeweils nur ein Angehöriger desselben Staates angehören.


    (4) Die Mitglieder sind in persönlicher Eigenschaft tätig; sie müssen unabhängig und unparteiisch sein und dem Ausschuss zur wirksamen Mitarbeit zur Verfügung stehen.


    Artikel5


    (1) Die Mitglieder des Ausschusses werden vom Ministerkomitee des Europarats mit absoluter Stimmenmehrheit nach einem vom Büro der Beratenden Versammlung des Europarats aufgestellten Namensverzeichnis gewählt; die nationale Delegation jeder Vertragspartei in der Beratenden Versammlung schlägt drei Kandidaten vor, darunter mindestens zwei eigene Staatsangehörige.


    Soll für einen Nichtmitgliedstaat des Europarats ein Mitglied in den Ausschuss gewählt werden, so lädt das Büro der Beratenden Versammlung das Parlament dieses Staates ein, drei Kandidaten vorzuschlagen, darunter mindestens zwei eigene Staatsangehörige. Das Ministerkomitee nimmt die Wahl nach Konsultation der betreffenden Vertragspartei vor.


    (2) Nach demselben Verfahren werden freigewordene Sitze neu besetzt.


    (3) Die Mitglieder des Ausschusses werden für die Dauer von vier Jahren gewählt. Sie können zweimal wiedergewählt werden. Die Amtszeit von drei der bei der ersten Wahl gewählten Mitglieder läuft jedoch nach zwei Jahren ab. Die Mitglieder, deren Amtszeit nach Ablauf der ersten Amtsperiode von zwei Jahren endet, werden vom Generalsekretär des Europarats unmittelbar nach der ersten Wahl durch das Los bestimmt.


    (4) Um sicherzustellen, dass soweit wie möglich die Hälfte der Mitglieder des Ausschusses alle zwei Jahre neu gewählt wird, kann das Ministerkomitee vor jeder späteren Wahl beschließen, dass die Amtszeit eines oder mehrerer der zu wählenden Mitglieder nicht vier Jahre betragen soll, wobei sie jedoch weder länger als sechs noch kürzer als zwei Jahre sein darf.


    (5) Handelt es sich um mehrere Amtszeiten und wendet das Ministerkomitee Absatz4 an, so wird die Zuteilung der Amtszeiten vom Generalsekretär des Europarats unmittelbar nach der Wahl durch das Los bestimmt.


    Artikel6


    (1) Die Sitzungen des Ausschusses finden unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt. Der Ausschuss ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder beschlussfähig. Vorbehaltlich des Artikels10 Absatz2 fasst der Ausschuss seine Beschlüsse mit der Mehrheit der anwesenden Mitglieder.


    (2) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.


    (3) Das Sekretariat des Ausschusses wird vom Generalsekretär des Europarats gestellt.


    KapitelIII


    Artikel7


    (1) Der Ausschuss organisiert Besuche der in Artikel2 bezeichneten Orte. Neben regelmäßigen Besuchen kann der Ausschuss alle weiteren Besuche organisieren, die ihm nach den Umständen erforderlich erscheinen.


    (2) Die Besuche werden in der Regel von mindestens zwei Mitgliedern des Ausschusses durchgeführt. Der Ausschuss kann sich, sofern er dies für notwendig hält, von Sachverständigen und Dolmetschern unterstützen lassen.


    Artikel8


    (1) Der Ausschuss notifiziert der Regierung der betreffenden Vertragspartei seine Absicht, einen Besuch durchzuführen. Nach einer solchen Notifikation kann der Ausschuss die in Artikel2 bezeichneten Orte jederzeit besuchen.


    (2) Eine Vertragspartei hat dem Ausschuss zur Erfüllung seiner Aufgabe folgende Erleichterungen zu gewähren:


    a) Zugang zu ihrem Hoheitsgebiet und das Recht, sich dort uneingeschränkt zu bewegen;


    b) alle Auskünfte über die Orte, an denen sich Personen befinden, denen die Freiheit entzogen ist;


    c) unbeschränkten Zugang zu allen Orten, an denen sich Personen befinden, denen die Freiheit entzogen ist, einschließlich des Rechts, sich innerhalb dieser Orte ungehindert zu bewegen;


    d) alle sonstigen der Vertragspartei zur Verfügung stehenden Auskünfte, die der Ausschuss zur Erfüllung seiner Aufgabe benötigt. Bei der Beschaffung solcher Auskünfte beachtet der Ausschuss die innerstaatlichen Rechtsvorschriften einschließlich des Standesrechts.


    (3) Der Ausschuss kann sich mit Personen, denen die Freiheit entzogen ist, ohne Zeugen unterhalten.


    (4) Der Ausschuss kann sich mit jeder Person, von der er annimmt, dass sie ihm sachdienliche Auskünfte geben kann, ungehindert in Verbindung setzen.


    (5) Erforderlichenfalls kann der Ausschuss den zuständigen Behörden der betreffenden Vertragspartei seine Beobachtung sogleich mitteilen.


    Artikel9


    (1) Unter außergewöhnlichen Umständen können die zuständigen Behörden der betreffenden Vertragspartei gegenüber dem Ausschuss Einwände gegen einen Besuch zu dem vom Ausschuss vorgeschlagenen Zeitpunkt oder an dem von ihm vorgeschlagenen Ort geltend machen. Solche Einwände können nur aus Gründen der nationalen Verteidigung oder der öffentlichen Sicherheit oder wegen schwerer Störungen der Ordnung an Orten, an denen Personen die Freiheit entzogen ist, wegen des Gesundheitszustands einer Person oder einer dringenden Vernehmung in einer laufenden Ermittlung im Zusammenhang mit einer schweren Straftat erhoben werden.


    (2) Werden solche Einwände erhoben, so nehmen der Ausschuss und die Vertragspartei sofort Konsultationen auf, um die Lage zu klären und zu einer Einigung über Regelungen zu gelangen, die es dem Ausschuss ermöglichen, seine Aufgaben so schnell wie möglich zu erfüllen. Diese Regelungen können die Verlegung einer Person, die der Ausschuss zu besuchen beabsichtigt, an einen anderen Ort einschließen. Solange der Besuch nicht stattgefunden hat, erteilt die Vertragspartei dem Ausschuss Auskünfte über jede betroffene Person.


    Artikel10


    (1) Nach jedem Besuch verfasst der Ausschuss einen Bericht über die bei dem Besuch festgestellten Tatsachen unter Berücksichtigung von Äußerungen der betreffenden Vertragspartei. Er übermittelt ihr seinen Bericht, der die von ihm für erforderlich gehaltenen Empfehlungen enthält. Der Ausschuss kann Konsultationen mit der Vertragspartei führen, um erforderlichenfalls Verbesserungen des Schutzes von Personen vorzuschlagen, denen die Freiheit entzogen ist.


    (2) Verweigert die Vertragspartei die Zusammenarbeit oder lehnt sie es ab, die Lage im Sinne der Empfehlungen des Ausschusses zu verbessern, so kann der Ausschuss, nachdem die Vertragspartei Gelegenheit hatte, sich zu äußern, mit Zweidrittelmehrheit seiner Mitglieder beschließen, dazu eine öffentliche Erklärung abzugeben.


    Artikel11


    (1) Die Informationen, die der Ausschuss bei einem Besuch erhält, sein Bericht und seine Konsultationen mit der betreffenden Vertragspartei sind vertraulich.


    (2) Der Ausschuss veröffentlicht seinen Bericht zusammen mit einer etwaigen Stellungnahme der betreffenden Vertragspartei, wenn diese darum ersucht.


    (3) Personenbezogene Daten dürfen jedoch nicht ohne ausdrückliche Zustimmung des Betroffenen veröffentlicht werden.


    Artikel12


    Unter Beachtung der in Artikel11 enthaltenen Bestimmungen über die Vertraulichkeit legt der Ausschuss dem Ministerkomitee alljährlich einen allgemeinen Bericht über seine Tätigkeit vor, welcher der Beratenden Versammlung und jedem Nichtmitgliedstaat des Europarats, der Vertragspartei des Übereinkommens ist, zugeleitet und veröffentlicht wird.


    Artikel13


    Die Mitglieder des Ausschusses, die Sachverständigen und die anderen Personen, die den Ausschuss unterstützen, haben während und nach ihrer Tätigkeit die Vertraulichkeit der ihnen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben bekannt gewordenen Tatsachen oder Angaben zu wahren.


    Artikel14


    (1) Die Namen der Personen, die den Ausschuss unterstützen, werden in der Notifikation nach Artikel8 Absatz1 angegeben.


    (2) Die Sachverständigen handeln nach den Weisungen und unter der Verantwortung des Ausschusses. Sie müssen besondere Kenntnisse und Erfahrungen in den von dem Übereinkommen erfassten Bereichen besitzen und unterliegen in derselben Weise wie die Mitglieder des Ausschusses der Pflicht zur Unabhängigkeit, Unparteilichkeit und Verfügbarkeit.


    (3) Eine Vertragspartei kann ausnahmsweise erklären, dass einem Sachverständigen oder einer anderen Person, die den Ausschuss unterstützt, die Teilnahme an dem Besuch eines ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Ortes nicht gestattet wird.


    KapitelIV


    Artikel15


    Jede Vertragspartei teilt dem Ausschuss Namen und Anschrift der Behörde, die für die Entgegennahme von Notifikationen an ihre Regierung zuständig ist, sowie etwa von ihr bestimmter Verbindungsbeamter mit.


    Artikel16


    Der Ausschuss, seine Mitglieder und die in Artikel7 Absatz2 bezeichneten Sachverständigen genießen die in der Anlage zu diesem Übereinkommen bezeichneten Vorrechte und Immunitäten.


    Artikel17


    (1) Dieses Übereinkommen lässt die Bestimmungen des innerstaatlichen Rechts oder internationaler Übereinkünfte unberührt, die Personen, denen die Freiheit entzogen ist, weitergehenden Schutz gewähren.


    (2) Keine Bestimmung dieses Übereinkommens ist so auszulegen, dass sie die Befugnisse der Organe der Europäischen Menschenrechtskonvention oder die von den Vertragsparteien nach jener Konvention eingegangenen Verpflichtungen einschränkt oder aufhebt.


    (3) Der Ausschuss besucht keine Orte, die von Vertretern oder Delegierten von Schutzmächten oder des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz aufgrund der Genfer Abkommen vom 12.August 1949 und der Zusatzprotokolle vom 8.Juni 1977 tatsächlich und regelmäßig besucht werden.


    KapitelV


    Artikel18


    (1) Dieses Übereinkommen liegt für die Mitgliedstaaten des Europarats zur Unterzeichnung auf. Es bedarf der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung. Die Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunden werden beim Generalsekretär des Europarats hinterlegt.


    (2) Das Ministerkomitee des Europarats kann jeden Nichtmitgliedstaat des Europarats einladen, dem Übereinkommen beizutreten.


    Artikel19


    (1) Dieses Übereinkommen tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf einen Zeitabschnitt von drei Monaten nach dem Tag folgt, an dem sieben Mitgliedstaaten des Europarats nach Artikel18 ihre Zustimmung ausgedrückt haben, durch das Übereinkommen gebunden zu sein.


    (2) Für jeden Staat, der später seine Zustimmung ausdrückt, durch das Übereinkommen gebunden zu sein, tritt es am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf einen Zeitabschnitt von drei Monaten nach Hinterlegung der Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde folgt.


    Artikel20


    (1) Jeder Staat kann bei der Unterzeichnung oder bei der Hinterlegung seiner Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde einzelne oder mehrere Hoheitsgebiete bezeichnen, auf die dieses Übereinkommen Anwendung findet.


    (2) Jeder Staat kann jederzeit danach durch eine an den Generalsekretär des Europarats gerichtete Erklärung die Anwendung dieses Übereinkommens auf jedes weitere in der Erklärung bezeichnete Hoheitsgebiet erstrecken. Das Übereinkommen tritt für dieses Hoheitsgebiet am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf einen Zeitabschnitt von drei Monaten nach Eingang der Erklärung beim Generalsekretär folgt.


    (3) Jede nach den Absätzen 1 und 2 abgegebene Erklärung kann in Bezug auf jedes darin bezeichnete Hoheitsgebiet durch eine an den Generalsekretär gerichtete Notifikation zurückgenommen werden. Die Rücknahme wird am ersten Tag des Monats wirksam, der auf einen Zeitabschnitt von drei Monaten nach Eingang der Notifikation beim Generalsekretär folgt.


    Artikel21


    Vorbehalte zu diesem Übereinkommen sind nicht zulässig.


    Artikel22


    (1) Jede Vertragspartei kann dieses Übereinkommen jederzeit durch eine an den Generalsekretär des Europarats gerichtete Notifikation kündigen.


    (2) Die Kündigung wird am ersten Tag des Monats wirksam, der auf einen Zeitabschnitt von zwölf Monaten nach Eingang der Notifikation beim Generalsekretär folgt.


    Artikel23


    Der Generalsekretär des Europarats notifiziert den Mitgliedstaaten und jedem Nichtmitgliedstaat des Europarats, der Vertragspartei des Übereinkommens ist:


    a) jede Unterzeichnung;


    b) jede Hinterlegung einer Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde;


    c) jeden Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Übereinkommens nach den Artikeln19 und 20;


    d) jede andere Handlung, Notifikation oder mitteilung im Zusammenhang mit diesem Übereinkommen mit Ausnahme der nach den Artikeln8 und 10 getroffenen Maßnahmen.


    Geschehen zu Straßburg am 26.November 1987 in englischer und französischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, in einer Urschrift, die im Archiv des Europarats hinterlegt wird. Der Generalsekretär des Europarats übermittelt allen Mitgliedstaaten des Europarats beglaubigte Abschriften.


    AnlageVorrechte und Immunitäten


    (Artikel16)


    (1) Im Sinne dieser Anlage bezieht sich der Ausdruck »Mitglieder des Ausschusses« auch auf die in Artikel7 Absatz2 bezeichneten Sachverständigen.


    (2) Die Mitglieder des Ausschusses genießen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben und auf Reisen, die sie in Wahrnehmung ihrer Aufgaben unternehmen, folgende Vorrechte und Immunitäten:


    a) Immunität von Festnahme oder Haft und von der Beschlagnahme ihres persönlichen Gepäcks sowie Immunität von jeder Gerichtsbarkeit hinsichtlich ihrer in amtlicher Eigenschaft vorgenommenen Handlungen einschließlich ihrer mündlichen und schriftlichen Äußerungen;


    b) Befreiung von allen Beschränkungen ihrer Bewegungsfreiheit bei der Ausreise aus dem Staat, in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, und bei der Wiedereinreise sowie bei der Einreise in den Staat, in dem sie ihre Aufgaben wahrnehmen, und bei der Ausreise sowie von der Ausländermeldepflicht in den Ländern, die sie in Wahrnehmung ihrer Aufgaben besuchen oder durchreisen.


    (3) Im Verlauf der in Wahrnehmung ihrer Aufgaben unternommenen Reisen erhalten die Mitglieder des Ausschusses für die Zollabfertigung und Devisenkontrolle


    a) von ihrer eigenen Regierung dieselben Erleichterungen wie leitende Beamte, die sich zu befristetem dienstlichen Auftrag ins Ausland begeben;


    b) von den Regierungen der anderen Vertragsparteien dieselben Erleichterungen wie Vertreter ausländischer Regierungen mit befristetem dienstlichen Auftrag.


    (4) Die Papiere und Schriftstücke des Ausschusses sind, soweit sie sich auf seine Tätigkeit beziehen, unverletzlich. Der amtliche Schriftverkehr und die sonstigen amtlichen mitteilungen des Ausschusses dürfen nicht zurückgehalten werden und unterliegen nicht der Zensur.


    (5) Um den Mitgliedern des Ausschusses volle Redefreiheit und volle Unabhängigkeit bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu sichern, wird ihnen Immunität von der Gerichtsbarkeit hinsichtlich der von ihnen in Wahrnehmung ihrer Aufgaben vorgenommenen Handlungen einschließlich ihrer mündlichen und schriftlichen Äußerungen auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit gewährt.


    (6) Die Vorrechte und Immunitäten werden den Mitgliedern des Ausschusses nicht zu ihrem persönlichen Vorteil gewährt, sondern um ihnen zu ermöglichen, ihre Aufgaben in voller Unabhängigkeit wahrzunehmen. Allein der Ausschuss ist befugt, die Immunität seiner Mitglieder aufzuheben; er hat nicht nur das Recht, sondern auch die Pflicht, die Immunität eines seiner Mitglieder in allen Fällen aufzuheben, in denen nach seiner Auffassung die Immunität verhindern würde, dass der Gerechtigkeit Genüge geschieht, und in denen sie ohne Beeinträchtigung des Zweckes, für den sie gewährt wird, aufgehoben werden kann.


    
      Hinweise


      Konvention in der Fassung der Zusatzprotokolle Nr.1 und 2 vom 4.11.1993


      Fundstellen: CETS No.: 126, 151, 152; BGBl. 1989 II, S.946; 1996 II, S.1114; 2002 II, S.1019


      Verabschiedung: 26.November 1987


      Inkrafttreten: 1.Februar 1989


      Zahl der Vertragsstaaten: 47


      Individualbeschwerde: nein


      Deutschland:


      Unterzeichnung: 26.November 1987


      Ratifizierung: 21.Februar 1990


      Inkrafttreten: 1.Juni 1990

    


    42Europäische Charta der Regional- oder Minderheitensprachen [Auszug] vom 5.November1992


    Präambel


    DIE MITGLIEDSTAATEN DES EUROPARATS,


    die diese Charta unterzeichnen


    in der Erwägung, dass es das Ziel des Europarats ist, eine engere Verbindung zwischen seinen Mitgliedern herbeizuführen, um insbesondere die Ideale und Grundsätze, die ihr gemeinsames Erbe bilden, zu wahren und zu fördern;


    in der Erwägung, dass der Schutz der geschichtlich gewachsenen Regional- oder Minderheitensprachen Europas, von denen einige allmählich zu verschwinden drohen, zur Erhaltung und Entwicklung der Traditionen und des kulturellen Reichtums Europas beiträgt;


    in der Erwägung, dass das Recht, im privaten Bereich und im öffentlichen Leben eine Regional- oder Minderheitensprache zu gebrauchen, ein unveräußerliches Recht in Übereinstimmung mit den im Internationalen Pakt der Vereinten Nationen über bürgerliche und politische Rechte enthaltenen Grundsätzen darstellt und dem Geist der Konvention des Europarats zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten entspricht;


    eingedenk der im Rahmen der KSZE geleisteten Arbeit und insbesondere der Schlussakte von Helsinki von 1975 und des Dokuments des Kopenhagener Treffens von 1990;


    unter Betonung des Wertes der interkulturellen Beziehungen und der Mehrsprachigkeit sowie in der Erwägung, dass der Schutz und die Förderung der Regional- oder Minderheitensprachen sich nicht nachteilig auf die Amtssprachen und die Notwendigkeit, sie zu erlernen, auswirken sollte;


    in dem Bewusstsein, dass der Schutz und die Stärkung der Regional- oder Minderheitensprachen in den verschiedenen Ländern und Regionen Europas einen wichtigen Beitrag zum Aufbau eines Europas darstellen, das auf den Grundsätzen der Demokratie und der kulturellen Vielfalt im Rahmen der nationalen Souveränität und der territorialen Unversehrtheit beruht;


    unter Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse und der geschichtlich gewachsenen Traditionen in den verschiedenen Regionen der Staaten Europas


    sind wie folgt übereingekommen:


    TeilIAllgemeine Bestimmungen


    Artikel1Begriffsbestimmungen


    Im Sinne dieser Charta


    a) bezeichnet der Ausdruck »Regional- oder Minderheitensprachen« Sprachen,


    i) die herkömmlicherweise in einem bestimmten Gebiet eines Staates von Angehörigen dieses Staates gebraucht werden, die eine Gruppe bilden, deren Zahl kleiner ist als die der übrigen Bevölkerung des Staates, und


    ii) die sich von der (den) Amtssprache(n) dieses Staates unterscheiden; er umfasst weder Dialekte der Amtssprache(n) des Staates noch die Sprachen von Zuwanderern;


    b) bezeichnet der Ausdruck »Gebiet, in dem die Regional- oder Minderheitensprache gebraucht wird,« das geographische Gebiet, in dem die betreffende Sprache das Ausdrucksmittel einer Zahl von Menschen ist, welche die Übernahme der in dieser Charta vorgesehenen verschiedenen Schutz- und Förderungsmaßnahmen rechtfertigt;


    c) bezeichnet der Ausdruck »nicht territorial gebundene Sprachen« von Angehörigen des Staates gebrauchte Sprachen, die sich von der (den) von der übrigen Bevölkerung des Staates gebrauchten Sprache(n) unterscheiden, jedoch keinem bestimmten Gebiet innerhalb des betreffenden Staates zugeordnet werden können, obwohl sie herkömmlicherweise im Hoheitsgebiet dieses Staates gebraucht werden.


    Artikel2Verpflichtungen


    (1) Jede Vertragspartei verpflichtet sich, TeilII auf alle in ihrem Hoheitsgebiet gebrauchten Regional- oder Minderheitensprachen anzuwenden, die der Begriffsbestimmung in Artikel1 entsprechen.


    (2) In Bezug auf jede nach Artikel3 im Zeitpunkt der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung bezeichnete Sprache verpflichtet sich jede Vertragspartei, mindestens fünfunddreißig aus TeilIII ausgewählte Absätze oder Buchstaben anzuwenden, darunter mindestens je drei aus den Artikeln8 und 12 und je einen aus den Artikeln9, 10, 11 und 13.


    Artikel3Einzelheiten der Durchführung


    (1) Jeder Vertragsstaat bezeichnet in seiner Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde jede Regional- oder Minderheitensprache oder in seinem gesamten Hoheitsgebiet oder einem Teil desselben weniger verbreitete Amtssprache, auf welche die nach Artikel2 Absatz2 ausgewählten Bestimmungen angewendet werden.


    (2) Jede Vertragspartei kann jederzeit danach dem Generalsekretär notifizieren, dass sie die Verpflichtungen übernimmt, die sich aus anderen Bestimmungen der Charta ergeben, die sie nicht bereits in ihrer Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde bezeichnet hat, oder dass sie Absatz1 auf andere Regional- oder Minderheitensprachen oder in ihrem gesamten Hoheitsgebiet oder einem Teil desselben weniger verbreitete andere Amtssprachen anwenden wird.


    (3) Die nach Absatz2 eingegangenen Verpflichtungen gelten als untrennbarer Teil der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung und haben vom Tag ihrer Notifikation an dieselbe Wirkung.


    Artikel4Bestehende Schutzregelungen


    (1) Die Bestimmungen dieser Charta sind nicht als Beschränkung oder Beeinträchtigung von Rechten auszulegen, die durch die Europäische Menschenrechtskonvention gewährleistet sind.


    (2) Diese Charta lässt in einer Vertragspartei bereits bestehende oder in einschlägigen zwei- oder mehrseitigen Übereinkünften vorgesehene günstigere Bestimmungen über den Status der Regional- oder Minderheitensprachen oder die Rechtsstellung der Personen, die Minderheiten angehören, unberührt.


    Artikel5Bestehende Verpflichtungen


    Die Bestimmungen dieser Charta sind nicht so auszulegen, als gewährten sie das Recht, irgendeine Tätigkeit auszuüben oder irgendeine Handlung vorzunehmen, die gegen die Ziele der Charta der Vereinten Nationen oder sonstige völkerrechtliche Verpflichtungen einschließlich des Grundsatzes der Souveränität und territorialen Unversehrtheit der Staaten verstößt.


    Artikel6Information


    Die Vertragsparteien verpflichten sich, dafür zu sorgen, dass die betroffenen Behörden, Organisationen und Personen über die in dieser Charta festgelegten Rechte und Pflichten informiert werden.


    TeilIIZiele und Grundsätze in Übereinstimmung mit Artikel2 Absatz1


    Artikel7Ziele und Grundsätze


    (1) Hinsichtlich der Regional- oder Minderheitensprachen legen die Vertragsparteien in den Gebieten, in denen solche Sprachen gebraucht werden, unter Berücksichtigung der Situation jeder Sprache ihrer Politik, Gesetzgebung und Praxis folgende Ziele und Grundsätze zugrunde:


    a) die Anerkennung der Regional- oder Minderheitensprachen als Ausdruck des kulturellen Reichtums;


    b) die Achtung des geographischen Gebiets jeder Regional- oder Minderheitensprache, um sicherzustellen, dass bestehende oder neue Verwaltungsgliederungen die Förderung der betreffenden Regional- oder Minderheitensprache nicht behindern;


    c) die Notwendigkeit entschlossenen Vorgehens zur Förderung von Regional- oder Minderheitensprachen, um diese zu schützen;


    d) die Erleichterung des Gebrauchs von Regional- oder Minderheitensprachen in Wort und Schrift im öffentlichen Leben und im privaten Bereich und/oder die Ermutigung zu einem solchen Gebrauch;


    e) die Erhaltung und Entwicklung von Verbindungen in den von dieser Charta erfassten Bereichen zwischen Gruppen, die eine Regional- oder Minderheitensprache gebrauchen, und anderen Gruppen in diesem Staat mit einer in derselben oder ähnlicher Form gebrauchten Sprache sowie das Herstellen kultureller Beziehungen zu anderen Gruppen in dem Staat, die andere Sprachen gebrauchen;


    f) die Bereitstellung geeigneter Formen und mittel für das Lehren und Lernen von Regional- oder Minderheitensprachen auf allen geeigneten Stufen;


    g) die Bereitstellung von Einrichtungen, die es Personen, die eine Regional- oder Minderheitensprache nicht sprechen, aber in dem Gebiet leben, in dem sie gebraucht wird, ermöglichen, sie zu erlernen, wenn sie dies wünschen;


    h) die Förderung des Studiums und der Forschung im Bereich der Regional- oder Minderheitensprachen an Universitäten oder in gleichwertigen Einrichtungen;


    i) die Förderung geeigneter Formen des grenzüberschreitenden Austausches in den von dieser Charta erfassten Bereichen für Regional- oder Minderheitensprachen, die in zwei oder mehr Staaten in derselben oder ähnlicher Form gebraucht werden.


    (2) Die Vertragsparteien verpflichten sich, sofern dies noch nicht geschehen ist, jede ungerechtfertigte Unterscheidung, Ausschließung, Einschränkung oder Bevorzugung zu beseitigen, die den Gebrauch einer Regional- oder Minderheitensprache betrifft und darauf ausgerichtet ist, die Erhaltung oder Entwicklung einer Regional- oder Minderheitensprache zu beeinträchtigen oder zu gefährden. Das Ergreifen besonderer Maßnahmen zugunsten der Regional- oder Minderheitensprachen, welche die Gleichstellung zwischen den Sprechern dieser Sprachen und der übrigen Bevölkerung fördern sollen oder welche ihre besondere Lage gebührend berücksichtigen, gilt nicht als diskriminierende Handlung gegenüber den Sprechern weiter verbreiteter Sprachen.


    (3) Die Vertragsparteien verpflichten sich, durch geeignete Maßnahmen das gegenseitige Verständnis zwischen allen Sprachgruppen des Landes zu fördern, indem sie insbesondere Achtung, Verständnis und Toleranz gegenüber den Regional- oder Minderheitensprachen in die Ziele der in ihren Ländern vermittelten Bildung und Ausbildung einbeziehen und indem sie die Massenmedien ermutigen, dasselbe Ziel zu verfolgen.


    (4) Bei der Festlegung ihrer Politik in Bezug auf Regional- oder Minderheitensprachen berücksichtigen die Vertragsparteien die von den Gruppen, die solche Sprachen gebrauchen, geäußerten Bedürfnisse und Wünsche. Sie werden ermutigt, erforderlichenfalls Gremien zur Beratung der Behörden in allen Angelegenheiten der Regional- oder Minderheitensprachen einzusetzen.


    (5) Die Vertragsparteien verpflichten sich, die in den Absätzen 1 bis 4 genannten Grundsätze sinngemäß auf nicht territorial gebundene Sprachen anzuwenden. Jedoch werden hinsichtlich dieser Sprachen Art und Umfang der Maßnahmen, die getroffen werden, um dieser Charta Wirksamkeit zu verleihen, flexibel festgelegt, wobei die Bedürfnisse und Wünsche der Gruppen, die diese Sprachen gebrauchen, berücksichtigt und ihre Traditionen und Eigenarten geachtet werden.


    TeilIIIMaßnahmen zur Förderung des Gebrauchs von Regional- oder Minderheitensprachen im öffentlichen Leben im Einklang mit den nach Artikel2 Absatz2 eingegangenen Verpflichtungen


    Artikel8Bildung


    (1) Im Bereich der Bildung verpflichten sich die Vertragsparteien, in dem Gebiet, in dem solche Sprachen gebraucht werden, unter Berücksichtigung der Situation jeder dieser Sprachen und unbeschadet des Unterrichts der Amtssprache(n) des Staates


    a)


    i) die vorschulische Erziehung in den betreffenden Regional- oder Minderheitensprachen anzubieten oder


    ii) einen erheblichen Teil der vorschulischen Erziehung in den betreffenden Regional- oder Minderheitensprachen anzubieten oder


    iii) eine der unter den Zifferni und ii vorgesehenen Maßnahmen zumindest auf diejenigen Schüler anzuwenden, deren Familien dies verlangen, wenn die Zahl der Schüler als genügend groß angesehen wird, oder


    iv) falls die staatlichen Stellen keine unmittelbare Zuständigkeit im Bereich der vorschulischen Erziehung haben, die Anwendung der unter den Zifferni bis iii vorgesehenen Maßnahmen zu begünstigen und/oder dazu zu ermutigen;


    b)


    i) den Grundschulunterricht in den betreffenden Regional- oder Minderheitensprachen anzubieten oder


    ii) einen erheblichen Teil des Grundschulunterrichts in den betreffenden Regional- oder Minderheitensprachen anzubieten oder


    iii) innerhalb des Grundschulunterrichts den Unterricht der betreffenden Regional- oder Minderheitensprachen als integrierenden Teil des Lehrplans vorzusehen oder


    iv) eine der unter den Zifferni bis iii vorgesehenen Maßnahmen zumindest auf diejenigen Schüler anzuwenden, deren Familien dies verlangen, wenn die Zahl der Schüler als genügend groß angesehen wird;


    c)


    i) den Unterricht im Sekundarbereich in den betreffenden Regional- oder Minderheitensprachen anzubieten oder


    ii) einen erheblichen Teil des Unterrichts im Sekundarbereich in den betreffenden Regional- oder Minderheitensprachen anzubieten oder


    iii) innerhalb des Unterrichts im Sekundarbereich den Unterricht der betreffenden Regional- oder Minderheitensprachen als integrierenden Teil des Lehrplans vorzusehen oder


    iv) eine der unter den Zifferni bis iii vorgesehenen Maßnahmen zumindest auf diejenigen Schüler anzuwenden, die oder wo dies in Betracht kommt deren Familien dies wünschen, wenn deren Zahl als genügend groß angesehen wird;


    d)


    i) die berufliche Bildung in den betreffenden Regional- oder Minderheitensprachen anzubieten oder


    ii) einen erheblichen Teil der beruflichen Bildung in den betreffenden Regional- oder Minderheitensprachen anzubieten oder


    iii) innerhalb der beruflichen Bildung den Unterricht der betreffenden Regional- oder Minderheitensprachen als integrierenden Teil des Lehrplans vorzusehen oder


    iv) eine der unter den Zifferni bis iii vorgesehenen Maßnahmen zumindest auf diejenigen Schüler anzuwenden, die oder wo dies in Betracht kommt deren Familien dies wünschen, wenn deren Zahl als genügend groß angesehen wird;


    e)


    i) an Universitäten und anderen Hochschulen Unterricht in den Regional- oder Minderheitensprachen anzubieten oder


    ii) Möglichkeiten für das Studium dieser Sprachen als Studienfächer an Universitäten und anderen Hochschulen anzubieten oder


    iii) falls wegen der Rolle des Staates in Bezug auf Hochschuleinrichtungen die Zifferni und ii nicht angewendet werden können, dazu zu ermutigen und/oder zuzulassen, dass an Universitäten und anderen Hochschulen Unterricht in den Regional- oder Minderheitensprachen oder Möglichkeiten zum Studium dieser Sprachen als Studienfächer angeboten werden;


    f)


    i) dafür zu sorgen, dass in der Erwachsenen- und Weiterbildung Kurse angeboten werden, die überwiegend oder ganz in den Regional- oder Minderheitensprachen durchgeführt werden, oder


    ii) solche Sprachen als Fächer der Erwachsenen- und Weiterbildung anzubieten oder


    iii) falls die staatlichen Stellen keine unmittelbare Zuständigkeit im Bereich der Erwachsenenbildung haben, das Angebot solcher Sprachen als Fächer der Erwachsenen- und Weiterbildung zu begünstigen und/oder dazu zu ermutigen;


    g) für den Unterricht der Geschichte und Kultur, die in der Regional- oder Minderheitensprache ihren Ausdruck finden, zu sorgen;


    h) für die Aus- und Weiterbildung der Lehrer zu sorgen, die zur Durchführung derjenigen Bestimmungen der Buchstaben a bis g erforderlich sind, welche die Vertragspartei angenommen hat;


    i) ein oder mehrere Aufsichtsorgane einzusetzen, welche die zur Einführung oder zum Ausbau des Unterrichts der Regional- oder Minderheitensprachen getroffenen Maßnahmen und die dabei erzielten Fortschritte überwachen und darüber regelmäßig Berichte verfassen, die veröffentlicht werden.


    (2) Im Bereich der Bildung verpflichten sich die Vertragsparteien in Bezug auf andere Gebiete als diejenigen, in denen die Regional- oder Minderheitensprachen herkömmlicherweise gebraucht werden, Unterricht der Regional- oder Minderheitensprache oder Unterricht in dieser Sprache auf allen geeigneten Bildungsstufen zuzulassen, zu diesem Unterricht zu ermutigen oder ihn anzubieten, wenn die Zahl der Sprecher einer Regional- oder Minderheitensprache dies rechtfertigt.


    Artikel9Justizbehörden


    (1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, in Bezug auf diejenigen Gerichtsbezirke, in denen die Zahl der Einwohner, welche die Regional- oder Minderheitensprachen gebrauchen, die nachstehenden Maßnahmen rechtfertigt, unter Berücksichtigung der Situation jeder dieser Sprachen und unter der Bedingung, dass die Inanspruchnahme der durch diesen Absatzgebotenen Möglichkeiten nach Auffassung des Richters eine ordentliche Rechtspflege nicht behindert,


    a) in Strafverfahren


    i) dafür zu sorgen, dass die Gerichte auf Antrag einer der Parteien das Verfahren in den Regional- oder Minderheitensprachen durchführen, und/oder


    ii) sicherzustellen, dass der Angeklagte das Recht hat, seine Regional- oder Minderheitensprache zu gebrauchen, und/oder


    iii) dafür zu sorgen, dass Anträge und Beweismittel, gleichviel ob schriftlich oder mündlich, nicht allein aus dem Grund als unzulässig angesehen werden, weil sie in einer Regional- oder Minderheitensprache abgefasst sind, und/oder


    iv) auf Verlangen Schriftstücke, die mit Gerichtsverfahren zusammenhängen, in der betreffenden Regional- oder Minderheitensprache abzufassen, wenn nötig durch Inanspruchnahme von Dolmetschern und Übersetzungen, wodurch den Betroffenen keine zusätzlichen Kosten entstehen dürfen;


    b) in zivilrechtlichen Verfahren


    i) dafür zu sorgen, dass die Gerichte auf Antrag einer der Parteien das Verfahren in den Regional- oder Minderheitensprachen durchführen, und/oder


    ii) zuzulassen, dass eine Prozesspartei, wenn sie persönlich vor Gericht erscheinen muss, ihre Regional- oder Minderheitensprache gebrauchen kann, ohne dass ihr dadurch zusätzliche Kosten entstehen, und/oder


    iii) zuzulassen, dass Urkunden und Beweismittel in den Regional- oder Minderheitensprachen vorgelegt werden,


    wenn nötig durch Inanspruchnahme von Dolmetschern und Übersetzungen;


    c) in Verfahren vor Gerichten für Verwaltungssachen


    i) dafür zu sorgen, dass die Gerichte auf Antrag einer der Parteien das Verfahren in den Regional- oder Minderheitensprachen durchführen, und/oder


    ii) zuzulassen, dass eine Prozesspartei, wenn sie persönlich vor Gericht erscheinen muss, ihre Regional- oder Minderheitensprache gebrauchen kann, ohne dass ihr dadurch zusätzliche Kosten entstehen, und/oder


    iii) zuzulassen, dass Urkunden und Beweismittel in den Regional- oder Minderheitensprachen vorgelegt werden, wenn nötig durch Inanspruchnahme von Dolmetschern und Übersetzungen;


    d) dafür zu sorgen, dass den Betroffenen durch die Anwendung des Buchstabens b Zifferni und iii und des Buchstabens c Zifferni und iii sowie durch eine notwendige Inanspruchnahme von Dolmetschern und Übersetzungen keine zusätzlichen Kosten entstehen.


    (2) Die Vertragsparteien verpflichten sich,


    a) die Rechtsgültigkeit von im Inland abgefassten Rechtsurkunden nicht allein aus dem Grund zu verneinen, weil sie in einer Regional- oder Minderheitensprache abgefasst sind, oder


    b) die Rechtsgültigkeit von im Inland abgefassten Rechtsurkunden im Verhältnis zwischen den Parteien nicht allein aus dem Grund zu verneinen, weil die Urkunden in einer Regional- oder Minderheitensprache abgefasst sind, und vorzusehen, dass sie gegen beteiligte Dritte, die diese Sprachen nicht gebrauchen, unter der Bedingung verwendet werden können, dass ihnen der Inhalt der Urkunden von der (den) Person(en), welche die Urkunden verwendet (verwenden), zur Kenntnis gebracht worden ist, oder


    c) die Rechtsgültigkeit von im Inland abgefassten Rechtsurkunden im Verhältnis zwischen den Parteien nicht allein aus dem Grund zu verneinen, weil die Urkunden in einer Regional- oder Minderheitensprache abgefasst sind.


    (3) Die Vertragsparteien verpflichten sich, die wichtigsten Gesetzestexte des Staates sowie diejenigen, welche sich besonders auf Personen beziehen, die diese Sprachen gebrauchen, in den Regional- oder Minderheitensprachen zur Verfügung zu stellen, sofern sie nicht anderweitig verfügbar sind.


    Artikel10Verwaltungsbehörden und öffentliche Dienstleistungsbetriebe


    (1) Innerhalb der Verwaltungsbezirke des Staates, in denen die Zahl der Einwohner, die Regional- oder Minderheitensprachen gebrauchen, die nachstehenden Maßnahmen rechtfertigt, und unter Berücksichtigung der Situation jeder Sprache verpflichten sich die Vertragsparteien, im Rahmen des Zumutbaren


    a)


    i) sicherzustellen, dass die Verwaltungsbehörden die Regional- oder Minderheitensprachen gebrauchen, oder


    ii) sicherzustellen, dass diejenigen ihrer Bediensteten, die unmittelbaren Kontakt zur Bevölkerung haben, die Regional- oder Minderheitensprachen in ihrem Umgang mit Personen gebrauchen, die sich in diesen Sprachen an sie wenden, oder


    iii) sicherzustellen, dass Personen, die Regional- oder Minderheitensprachen gebrauchen, in diesen Sprachen mündliche oder schriftliche Anträge stellen und eine Antwort erhalten können, oder


    iv) sicherzustellen, dass Personen, die Regional- oder Minderheitensprachen gebrauchen, in diesen Sprachen mündliche oder schriftliche Anträge stellen können, oder


    v) sicherzustellen, dass Personen, die Regional- oder Minderheitensprachen gebrauchen, in diesen Sprachen abgefasste Urkunden rechtsgültig vorlegen können;


    b) allgemein verwendete Verwaltungsbestimmungen und -formulare für die Bevölkerung in den Regional- oder Minderheitensprachen oder zweisprachig zur Verfügung zu stellen;


    c) zuzulassen, dass die Verwaltungsbehörden Schriftstücke in einer Regional- oder Minderheitensprache abfassen.


    (2) In Bezug auf die örtlichen und regionalen Behörden, in deren örtlichem Zuständigkeitsbereich die Zahl der Einwohner, welche die Regional- oder Minderheitensprachen gebrauchen, die nachstehenden Maßnahmen rechtfertigt, verpflichten sich die Vertragsparteien, Folgendes zuzulassen und/oder dazu zu ermutigen:


    a) den Gebrauch von Regional- oder Minderheitensprachen innerhalb der regionalen oder örtlichen Behörde;


    b) die Möglichkeit, dass Personen, die Regional- oder Minderheitensprachen gebrauchen, mündliche oder schriftliche Anträge in diesen Sprachen stellen;


    c) die Veröffentlichung der amtlichen Schriftstücke der regionalen Behörden durch diese auch in den betreffenden Regional- oder Minderheitensprachen;


    d) die Veröffentlichung der amtlichen Schriftstücke der örtlichen Behörden durch diese auch in den betreffenden Regional- oder Minderheitensprachen;


    e) den Gebrauch von Regional- oder Minderheitensprachen durch die regionalen Behörden in deren Ratsversammlungen, ohne jedoch den Gebrauch der Amtssprache(n) des Staates auszuschließen;


    f) den Gebrauch von Regional- oder Minderheitensprachen durch die örtlichen Behörden in deren Ratsversammlungen, ohne jedoch den Gebrauch der Amtssprache(n) des Staates auszuschließen;


    g) den Gebrauch oder die Annahme der herkömmlichen und korrekten Formen von Ortsnamen in Regional- oder Minderheitensprachen, wenn nötig in Verbindung mit dem Namen in der (den) Amtssprache(n).


    (3) In Bezug auf die öffentlichen Dienstleistungen, die von den Verwaltungsbehörden selbst oder in deren Auftrag erbracht werden, verpflichten sich die Vertragsparteien, in dem Gebiet, in dem Regional- oder Minderheitensprachen gebraucht werden, unter Berücksichtigung der Situation jeder Sprache und im Rahmen des Zumutbaren


    a) sicherzustellen, dass die Regional- oder Minderheitensprachen bei der Erbringung der Dienstleistung gebraucht werden, oder


    b) zuzulassen, dass Personen, die Regional- oder Minderheitensprachen gebrauchen, in diesen Sprachen einen Antrag stellen und eine Antwort erhalten, oder


    c) zuzulassen, dass Personen, die Regional- oder Minderheitensprachen gebrauchen, in diesen Sprachen einen Antrag stellen.


    (4) Die Vertragsparteien verpflichten sich, eine oder mehrere der folgenden Maßnahmen zu treffen, um die von ihnen angenommenen Bestimmungen der Absätze1, 2 und 3 in Kraft zu setzen:


    a) Übersetzen oder Dolmetschen je nach Bedarf;


    b) Einstellung und, soweit erforderlich, Ausbildung der benötigten Beamten und sonstigen Angehörigen des öffentlichen Dienstes;


    c) nach Möglichkeit Erfüllung der Wünsche von Angehörigen des öffentlichen Dienstes, die über Kenntnisse in einer Regional- oder Minderheitensprache verfügen, in dem Gebiet eingesetzt zu werden, in dem diese Sprache gebraucht wird.


    (5) Die Vertragsparteien verpflichten sich, den Gebrauch oder die Annahme von Familiennamen in den Regional- oder Minderheitensprachen auf Antrag der Betroffenen zuzulassen.


    Artikel11Medien


    (1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, für die Sprecher von Regional- oder Minderheitensprachen in den Gebieten, in denen diese Sprachen gebraucht werden, unter Berücksichtigung der Situation jeder Sprache und in dem Ausmaß, in dem die staatlichen Stellen in diesem Bereich unmittelbar oder mittelbar Zuständigkeit, Befugnisse oder Einfluss haben, unter Achtung des Grundsatzes der Unabhängigkeit und Autonomie der Medien folgende Maßnahmen zu treffen:


    a) soweit Hörfunk und Fernsehen eine öffentliche Aufgabe erfüllen,


    i) die Einrichtung mindestens eines Hörfunksenders und eines Fernsehkanals in den Regional- oder Minderheitensprachen sicherzustellen oder


    ii) zur Einrichtung mindestens eines Hörfunksenders und eines Fernsehkanals in den Regional- oder Minderheitensprachen zu ermutigen und/oder sie zu erleichtern oder


    iii) angemessene Vorkehrungen dafür zu treffen, dass Rundfunkveranstalter Sendungen in den Regional- oder Minderheitensprachen anbieten;


    b)


    i) zur Einrichtung mindestens eines Hörfunksenders in den Regional- oder Minderheitensprachen zu ermutigen und/oder sie zu erleichtern oder


    ii) zur regelmäßigen Ausstrahlung von Hörfunksendungen in den Regional- oder Minderheitensprachen zu ermutigen und/oder sie zu erleichtern;


    c)


    i) zur Einrichtung mindestens eines Fernsehkanals in den Regional- oder Minderheitensprachen zu ermutigen und/oder sie zu erleichtern oder


    ii) zur regelmäßigen Ausstrahlung von Fernsehsendungen in den Regional- oder Minderheitensprachen zu ermutigen und/oder sie zu erleichtern;


    d) zur Produktion und Verbreitung von Audio- und audiovisuellen Werken in den Regional- oder Minderheitensprachen zu ermutigen und/oder sie zu erleichtern;


    e)


    i) zur Schaffung und/oder Erhaltung mindestens einer Zeitung in den Regional- oder Minderheitensprachen zu ermutigen und/oder sie zu erleichtern oder


    ii) zur regelmäßigen Veröffentlichung von Zeitungsartikeln in den Regional- oder Minderheitensprachen zu ermutigen und/oder sie zu erleichtern;


    f)


    i) die zusätzlichen Kosten derjenigen Medien zu decken, die Regional- oder Minderheitensprachen gebrauchen, wenn das Recht eine finanzielle Hilfe für die Medien allgemein vorsieht, oder


    ii) die bestehenden Maßnahmen finanzieller Hilfe auf audiovisuelle Produktionen in Regional- oder Minderheitensprachen zu erstrecken;


    g) die Ausbildung von Journalisten und anderem Personal für Medien zu unterstützen, die Regional- oder Minderheitensprachen gebrauchen.


    (2) Die Vertragsparteien verpflichten sich, den freien direkten Empfang von Hörfunk- und Fernsehsendungen aus Nachbarländern in einer Sprache zu gewährleisten, die in derselben oder ähnlicher Form wie die Regional- oder Minderheitensprache gebraucht wird, und die Weiterverbreitung von Hörfunk- und Fernsehsendungen aus Nachbarländern in einer solchen Sprache nicht zu behindern. Sie verpflichten sich ferner, sicherzustellen, dass die Freiheit der Meinungsäußerung und die freie Verbreitung von Informationen in den Printmedien in einer Sprache, die in derselben oder ähnlicher Form wie die Regional- oder Minderheitensprache gebraucht wird, keiner Einschränkung unterworfen werden. Da die Ausübung der erwähnten Freiheiten Pflichten und Verantwortung mit sich bringt, kann sie bestimmten, vom Gesetz vorgesehenen Formvorschriften, Bedingungen, Einschränkungen oder Strafdrohungen unterworfen werden, wie sie in einer demokratischen Gesellschaft im Interesse der nationalen Sicherheit, der territorialen Unversehrtheit oder der öffentlichen Sicherheit, der Aufrechterhaltung der Ordnung und der Verbrechensverhütung, des Schutzes der Gesundheit und der Moral, des Schutzes des guten Rufes oder der Rechte anderer unentbehrlich sind, um die Verbreitung von vertraulichen Nachrichten zu verhindern oder das Ansehen und die Unparteilichkeit der Rechtsprechung zu gewährleisten.


    (3) Die Vertragsparteien verpflichten sich, sicherzustellen, dass die Interessen der Sprecher von Regional- oder Minderheitensprachen innerhalb etwaiger im Einklang mit dem Gesetz geschaffener Gremien, die für die Gewährleistung von Freiheit und Pluralismus der Medien verantwortlich sind, vertreten oder berücksichtigt werden.


    Artikel12Kulturelle Tätigkeiten und Einrichtungen


    (1) In Bezug auf kulturelle Einrichtungen und Tätigkeiten insbesondere Bibliotheken, Videotheken, Kulturzentren, Museen, Archive, Akademien, Theater und Kinos sowie literarische Werke und Filmproduktionen, volkstümliche Formen des kulturellen Ausdrucks, Festspiele und die Kulturindustrien, einschließlich unter anderem des Einsatzes neuer Technologien verpflichten sich die Vertragsparteien, in dem Gebiet, in dem solche Sprachen gebraucht werden, in dem Ausmaß, in dem die staatlichen Stellen in diesem Bereich Zuständigkeit, Befugnisse oder Einfluss haben,


    a) zu den Regional- oder Minderheitensprachen eigenen Formen des Ausdrucks und der Initiative zu ermutigen sowie die verschiedenen Zugangsmöglichkeiten zu den in diesen Sprachen geschaffenen Werken zu fördern;


    b) die verschiedenen Zugangsmöglichkeiten zu den in Regional- oder Minderheitensprachen geschaffenen Werken in anderen Sprachen zu fördern, indem sie Tätigkeiten auf dem Gebiet der Übersetzung, Synchronisation, Nachsynchronisation und Untertitelung unterstützen und ausbauen;


    c) in Regional- oder Minderheitensprachen den Zugang zu Werken zu fördern, die in anderen Sprachen geschaffen worden sind, indem sie Tätigkeiten auf dem Gebiet der Übersetzung, Synchronisation, Nachsynchronisation und Untertitelung unterstützen und ausbauen;


    d) sicherzustellen, dass die für die Veranstaltung oder Unterstützung kultureller Tätigkeiten verschiedener Art verantwortlichen Gremien bei den Unternehmungen, die sie ins Leben rufen oder unterstützen, in angemessener Weise dafür sorgen, dass die Kenntnis und der Gebrauch von Regional- oder Minderheitensprachen sowie Regional- oder Minderheitenkulturen berücksichtigt werden;


    e) Maßnahmen zu fördern, um sicherzustellen, dass die für die Veranstaltung oder Unterstützung kultureller Tätigkeiten verantwortlichen Gremien über Personal verfügen, das die betreffende Regional- oder Minderheitensprache sowie die Sprache(n) der übrigen Bevölkerung beherrscht;


    f) zur unmittelbaren Mitwirkung von Vertretern der Sprecher einer bestimmten Regional- oder Minderheitensprache bei der Bereitstellung von Einrichtungen und der Planung kultureller Tätigkeiten zu ermutigen;


    g) zur Schaffung eines oder mehrerer Gremien, die für die Sammlung, Aufbewahrung und Aufführung oder Veröffentlichung von in den Regional- oder Minderheitensprachen geschaffenen Werken verantwortlich sind, zu ermutigen und/oder sie zu erleichtern;


    h) wenn nötig Übersetzungs- und Terminologieforschungsdienste zu schaffen und/oder zu fördern und zu finanzieren, insbesondere im Hinblick auf die Erhaltung und Entwicklung geeigneter Terminologie in jeder Regional- oder Minderheitensprache für die Bereiche Verwaltung, Handel, Wirtschaft, Gesellschaft, Technik oder Recht.


    (2) In Bezug auf andere Gebiete als diejenigen, in denen die Regional- oder Minderheitensprachen herkömmlicherweise gebraucht werden, verpflichten sich die Vertragsparteien, wenn die Zahl der Sprecher einer Regional- oder Minderheitensprache dies rechtfertigt, geeignete kulturelle Tätigkeiten und Einrichtungen in Übereinstimmung mit Absatz1 zuzulassen, dazu zu ermutigen und/oder sie vorzusehen.


    (3) Die Vertragsparteien verpflichten sich, bei der Verfolgung ihrer Kulturpolitik im Ausland Regional- oder Minderheitensprachen und die in ihnen zum Ausdruck kommenden Kulturen angemessen zu berücksichtigen.


    Artikel13Wirtschaftliches und soziales Leben


    (1) In Bezug auf wirtschaftliche und soziale Tätigkeiten verpflichten sich die Vertragsparteien, im ganzen Land


    a) aus ihrem Recht jede Bestimmung zu entfernen, die den Gebrauch von Regional- oder Minderheitensprachen in Urkunden betreffend das wirtschaftliche oder soziale Leben, insbesondere Arbeitsverträgen, sowie in technischen Schriftstücken wie Gebrauchsanweisungen für Erzeugnisse oder Anlagen ungerechtfertigt verbietet oder einschränkt;


    b) die Aufnahme von Klauseln, die den Gebrauch von Regional- oder Minderheitensprachen ausschließen oder einschränken, in innerbetriebliche Vorschriften und Privaturkunden zumindest zwischen Personen, die dieselbe Sprache gebrauchen, zu verbieten;


    c) Praktiken entgegenzutreten, die den Gebrauch von Regional- oder Minderheitensprachen im Zusammenhang mit wirtschaftlichen oder sozialen Tätigkeiten behindern sollen;


    d) den Gebrauch von Regional- oder Minderheitensprachen durch andere als die unter den Buchstaben a bis c genannten mittel zu erleichtern und/oder dazu zu ermutigen.


    (2) In Bezug auf wirtschaftliche und soziale Tätigkeiten verpflichten sich die Vertragsparteien, insoweit die staatlichen Stellen zuständig sind, in dem Gebiet, in dem die Regional- oder Minderheitensprachen gebraucht werden, im Rahmen des Zumutbaren


    a) in ihre Finanz- und Bankvorschriften Bestimmungen aufzunehmen, die im Wege von Verfahren, welche mit den Handelsbräuchen vereinbar sind, den Gebrauch von Regional- oder Minderheitensprachen beim Ausstellen von Zahlungsanweisungen (Schecks, Wechseln usw.) oder sonstigen Finanzdokumenten ermöglichen, oder, wo dies in Betracht kommt, die Durchführung solcher Bestimmungen sicherzustellen;


    b) in den ihrer unmittelbaren Kontrolle unterstehenden Wirtschafts- und Sozialbereichen (öffentlicher Sektor) Maßnahmen zur Förderung des Gebrauchs von Regional- oder Minderheitensprachen zu ergreifen;


    c) sicherzustellen, dass soziale Einrichtungen wie Krankenhäuser, Altersheime und Heime die Möglichkeit bieten, Sprecher einer Regional- oder Minderheitensprache, die aufgrund von Krankheit, Alter oder aus anderen Gründen der Betreuung bedürfen, in deren eigener Sprache aufzunehmen und zu behandeln;


    d) durch geeignete mittel sicherzustellen, dass Sicherheitsvorschriften auch in Regional- oder Minderheitensprachen zugänglich sind;


    e) dafür zu sorgen, dass Informationen der zuständigen staatlichen Stellen über die Rechte der Verbraucher in Regional- oder Minderheitensprachen erhältlich sind.


    Artikel14Grenzüberschreitender Austausch


    Die Vertragsparteien verpflichten sich,


    a) bestehende zwei- und mehrseitige Übereinkünfte anzuwenden, die sie mit den Staaten verbinden, in denen dieselbe Sprache in derselben oder ähnlicher Form gebraucht wird, oder sich, wenn nötig, um den Abschluss solcher Übereinkünfte zu bemühen, um dadurch Kontakte zwischen den Sprechern derselben Sprache in den betreffenden Staaten in den Bereichen Kultur, Bildung, Information, berufliche Bildung und Weiterbildung zu fördern;


    b) zugunsten von Regional- oder Minderheitensprachen die grenzüberschreitende Zusammenarbeit insbesondere zwischen regionalen oder örtlichen Behörden zu erleichtern und zu fördern, in deren örtlichem Zuständigkeitsbereich dieselbe Sprache in derselben oder ähnlicher Form gebraucht wird.


    TeilIVAnwendung der Charta


    Artikel15Regelmäßige Berichte


    (1) Die Vertragsparteien legen dem Generalsekretär des Europarats in einer vom Ministerkomitee zu bestimmenden Form in regelmäßigen Abständen einen Bericht über ihre in Übereinstimmung mit TeilII dieser Charta verfolgte Politik und über die in Anwendung der von ihnen angenommenen Bestimmungen des TeilesIII getroffenen Maßnahmen vor. Der erste Bericht wird innerhalb des Jahres vorgelegt, das auf das Inkrafttreten der Charta für die betreffende Vertragspartei folgt, die weiteren Berichte in Abständen von drei Jahren nach Vorlage des ersten Berichts.


    (2) Die Vertragsparteien veröffentlichen ihre Berichte.


    Artikel16Prüfung der Berichte


    (1) Die dem Generalsekretär des Europarats nach Artikel15 vorgelegten Berichte werden von einem nach Artikel17 eingesetzten Sachverständigenausschuss geprüft.


    (2) In einer Vertragspartei rechtmäßig gegründete Organisationen oder Vereinigungen können den Sachverständigenausschuss auf Fragen aufmerksam machen, die sich auf die von der betreffenden Vertragspartei nach TeilIII dieser Charta eingegangenen Verpflichtungen beziehen. Nach Konsultation der betroffenen Vertragspartei kann der Sachverständigenausschuss diese Informationen bei der Ausarbeitung des in Absatz3 genannten Berichts berücksichtigen. Diese Organisationen oder Vereinigungen können außerdem Erklärungen zu der von einer Vertragspartei in Übereinstimmung mit TeilII verfolgten Politik vorlegen.


    (3) Auf der Grundlage der in Absatz1 genannten Berichte und der in Absatz2 erwähnten Informationen arbeitet der Sachverständigenausschuss einen Bericht für das Ministerkomitee aus. Diesem Bericht werden die Stellungnahmen, um welche die Vertragsparteien ersucht wurden, beigefügt; er kann vom Ministerkomitee veröffentlicht werden.


    (4) Der in Absatz3 genannte Bericht enthält insbesondere die Vorschläge des Sachverständigenausschusses an das Ministerkomitee für die Ausarbeitung von etwa erforderlichen Empfehlungen des Ministerkomitees an eine oder mehrere Vertragsparteien.


    (5) Der Generalsekretär des Europarats erstattet der Parlamentarischen Versammlung alle zwei Jahre ausführlich Bericht über die Anwendung der Charta.


    Artikel17Sachverständigenausschuss


    (1) Der Sachverständigenausschuss besteht aus einem Mitglied je Vertragspartei, das vom Ministerkomitee aus einer Liste von durch die betreffende Vertragspartei vorgeschlagenen Persönlichkeiten von höchster Integrität und anerkannter Sachkenntnis in den durch die Charta erfassten Angelegenheiten ausgewählt wird.


    (2) Die Mitglieder des Ausschusses werden für die Dauer von sechs Jahren ernannt; Wiederernennung ist zulässig. Kann ein Mitglied seine Amtszeit nicht beenden, so wird es nach dem in Absatz1 festgelegten Verfahren ersetzt; das an seine Stelle tretende Mitglied vollendet die Amtszeit seines Vorgängers.


    (3) Der Sachverständigenausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. Sein Sekretariat wird durch den Generalsekretär des Europarats versehen.


    […]
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    43Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler Minderheiten [Auszug] vom 1.Februar1995


    DIE MITGLIEDSTAATEN DES EUROPARATS UND DIE ANDEREN STAATEN,


    die dieses Rahmenübereinkommen unterzeichnen


    in der Erwägung, dass es das Ziel des Europarats ist, eine engere Verbindung zwischen seinen Mitgliedern herbeizuführen, um die Ideale und Grundsätze, die ihr gemeinsames Erbe bilden, zu wahren und zu fördern;


    in der Erwägung, dass eines der mittel zur Erreichung dieses Zieles in der Wahrung und in der Entwicklung der Menschenrechte und Grundfreiheiten besteht;


    in dem Wunsch, die Wiener Erklärung der Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten des Europarats vom 9.Oktober 1993 in die Tat umzusetzen;


    entschlossen, in ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet das Bestehen nationaler Minderheiten zu schützen;


    in der Erwägung, dass die geschichtlichen Umwälzungen in Europa gezeigt haben, dass der Schutz nationaler Minderheiten für Stabilität, demokratische Sicherheit und Frieden auf diesem Kontinent wesentlich ist;


    in der Erwägung, dass eine pluralistische und wahrhaft demokratische Gesellschaft nicht nur die ethnische, kulturelle, sprachliche und religiöse Identität aller Angehörigen einer nationalen Minderheit achten, sondern auch geeignete Bedingungen schaffen sollte, die es ihnen ermöglichen, diese Identität zum Ausdruck zu bringen, zu bewahren und zu entwickeln;


    in der Erwägung, dass es notwendig ist, ein Klima der Toleranz und des Dialogs zu schaffen, damit sich die kulturelle Vielfalt für jede Gesellschaft als Quelle und Faktor nicht der Teilung, sondern der Bereicherung erweisen kann;


    in der Erwägung, dass die Entwicklung eines toleranten und blühenden Europas nicht allein von der Zusammenarbeit zwischen den Staaten abhängt, sondern auch der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit zwischen lokalen und regionalen Gebietskörperschaften unter Achtung der Verfassung und der territorialen Unversehrtheit eines jeden Staates bedarf;


    im Hinblick auf die Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten und der Protokolle dazu;


    im Hinblick auf die den Schutz nationaler Minderheiten betreffenden Verpflichtungen, die in Übereinkommen und Erklärungen der Vereinten Nationen und in den Dokumenten der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, insbesondere dem Kopenhagener Dokument vom 29.Juni 1990, enthalten sind;


    entschlossen, die zu achtenden Grundsätze und die sich aus ihnen ergebenden Verpflichtungen festzulegen, um in den Mitgliedstaaten und in den anderen Staaten, die Vertragsparteien dieser Übereinkunft werden, den wirksamen Schutz nationaler Minderheiten sowie der Rechte und Freiheiten der Angehörigen dieser Minderheiten unter Achtung der Rechtsstaatlichkeit, der territorialen Unversehrtheit und der nationalen Souveränität der Staaten zu gewährleisten;


    gewillt, die in diesem Rahmenübereinkommen niedergelegten Grundsätze mittels innerstaatlicher Rechtsvorschriften und geeigneter Regierungspolitik zu verwirklichen


    sind wie folgt übereingekommen:


    AbschnittI


    Artikel1


    Der Schutz nationaler Minderheiten und der Rechte und Freiheiten von Angehörigen dieser Minderheiten ist Bestandteil des internationalen Schutzes der Menschenrechte und stellt als solcher einen Bereich internationaler Zusammenarbeit dar.


    Artikel2


    Dieses Rahmenübereinkommen ist nach Treu und Glauben, im Geist der Verständigung und Toleranz und in Übereinstimmung mit den Grundsätzen guter Nachbarschaft, freundschaftlicher Beziehungen und der Zusammenarbeit zwischen den Staaten anzuwenden.


    Artikel3


    (1) Jede Person, die einer nationalen Minderheit angehört, hat das Recht, frei zu entscheiden, ob sie als solche behandelt werden möchte oder nicht; aus dieser Entscheidung oder der Ausübung der mit dieser Entscheidung verbundenen Rechte dürfen ihr keine Nachteile erwachsen.


    (2) Angehörige nationaler Minderheiten können die Rechte und Freiheiten, die sich aus den in diesem Rahmenübereinkommen niedergelegten Grundsätzen ergeben, einzeln sowie in Gemeinschaft mit anderen ausüben und genießen.


    AbschnittII


    Artikel4


    (1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, jeder Person, die einer nationalen Minderheit angehört, das Recht auf Gleichheit vor dem Gesetz und auf gleichen Schutz durch das Gesetz zu gewährleisten. In dieser Hinsicht ist jede Diskriminierung aus Gründen der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit verboten.


    (2) Die Vertragsparteien verpflichten sich, erforderlichenfalls angemessene Maßnahmen zu ergreifen, um in allen Bereichen des wirtschaftlichen, sozialen, politischen und kulturellen Lebens die vollständige und tatsächliche Gleichheit zwischen den Angehörigen einer nationalen Minderheit und den Angehörigen der Mehrheit zu fördern. In dieser Hinsicht berücksichtigen sie in gebührender Weise die besonderen Bedingungen der Angehörigen nationaler Minderheiten.


    (3) Die in Übereinstimmung mit Absatz2 ergriffenen Maßnahmen werden nicht als Diskriminierung angesehen.


    Artikel5


    (1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, die Bedingungen zu fördern, die es Angehörigen nationaler Minderheiten ermöglichen, ihre Kultur zu pflegen und weiterzuentwickeln und die wesentlichen Bestandteile ihrer Identität, nämlich ihre Religion, ihre Sprache, ihre Traditionen und ihr kulturelles Erbe, zu bewahren.


    (2) Unbeschadet der Maßnahmen, die im Rahmen ihrer allgemeinen Integrationspolitik getroffen werden, sehen die Vertragsparteien von Zielsetzungen oder Praktiken ab, die auf die Assimilierung von Angehörigen nationaler Minderheiten gegen deren Willen gerichtet sind, und schützen diese Personen vor jeder auf eine solche Assimilierung gerichteten Maßnahme.


    Artikel6


    (1) Die Vertragsparteien fördern den Geist der Toleranz und des interkulturellen Dialogs und treffen wirksame Maßnahmen zur Förderung der gegenseitigen Achtung und des gegenseitigen Verständnisses sowie der Zusammenarbeit zwischen allen in ihrem Hoheitsgebiet lebenden Menschen unabhängig von deren ethnischer, kultureller, sprachlicher oder religiöser Identität, und zwar insbesondere in den Bereichen Bildung, Kultur und Medien.


    (2) Die Vertragsparteien verpflichten sich, geeignete Maßnahmen zu treffen, um Menschen zu schützen, die wegen ihrer ethnischen, kulturellen, sprachlichen oder religiösen Identität diskriminierenden, feindseligen oder gewalttätigen Handlungen oder der Androhung solcher Handlungen ausgesetzt sein können.


    Artikel7


    Die Vertragsparteien stellen sicher, dass das Recht aller Angehörigen einer nationalen Minderheit, sich friedlich zu versammeln und sich frei zusammenzuschließen, sowie ihr Anspruch auf freie Meinungsäußerung und auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit geachtet werden.


    Artikel8


    Die Vertragsparteien verpflichten sich anzuerkennen, dass jede Person, die einer nationalen Minderheit angehört, das Recht hat, ihre Religion oder Weltanschauung zu bekunden sowie religiöse Einrichtungen, Organisationen und Vereinigungen zu gründen.


    Artikel9


    (1) Die Vertragsparteien verpflichten sich anzuerkennen, dass das Recht jeder Person, die einer nationalen Minderheit angehört, auf freie Meinungsäußerung die Freiheit der Meinung und die Freiheit zum Empfang und zur mitteilung von Nachrichten oder Ideen in der Minderheitensprache ohne Eingriffe öffentlicher Stellen und ohne Rücksicht auf Landesgrenzen einschließt. Die Vertragsparteien stellen im Rahmen ihrer Rechtsordnung sicher, dass Angehörige einer nationalen Minderheit in Bezug auf ihren Zugang zu den Medien nicht diskriminiert werden.


    (2) Absatz1 schließt nicht aus, dass die Vertragsparteien Hörfunk-, Fernseh- oder Lichtspielunternehmen einem Genehmigungsverfahren ohne Diskriminierung und auf der Grundlage objektiver Kriterien unterwerfen.


    (3) Die Vertragsparteien hindern Angehörige nationaler Minderheiten nicht daran, Printmedien zu schaffen und zu nutzen. Innerhalb des gesetzlichen Rahmens für Hörfunk und Fernsehen stellen sie soweit wie möglich und unter Berücksichtigung des Absatzes1 sicher, dass Angehörigen nationaler Minderheiten die Möglichkeit gewährt wird, eigene Medien zu schaffen und zu nutzen.


    (4) Die Vertragsparteien ergreifen im Rahmen ihrer Rechtsordnung angemessene Maßnahmen, um Angehörigen nationaler Minderheiten den Zugang zu den Medien zu erleichtern sowie Toleranz zu fördern und kulturellen Pluralismus zu ermöglichen.


    Artikel10


    (1) Die Vertragsparteien verpflichten sich anzuerkennen, dass jede Person, die einer nationalen Minderheit angehört, das Recht hat, ihre Minderheitensprache privat und in der Öffentlichkeit mündlich und schriftlich frei und ungehindert zu gebrauchen.


    (2) In Gebieten, die von Angehörigen nationaler Minderheiten traditionell oder in beträchtlicher Zahl bewohnt werden, bemühen sich die Vertragsparteien, sofern die Angehörigen dieser Minderheiten dies verlangen und dieses Anliegen einem tatsächlichen Bedarf entspricht, soweit wie möglich die Voraussetzungen dafür sicherzustellen, dass im Verkehr zwischen den Angehörigen dieser Minderheiten und den Verwaltungsbehörden die Minderheitensprache gebraucht werden kann.


    (3) Die Vertragsparteien verpflichten sich, das Recht jeder Person, die einer nationalen Minderheit angehört, zu gewährleisten, in möglichst kurzer Frist in einer ihr verständlichen Sprache über die Gründe ihrer Festnahme und über die Art und den Grund der gegen sie erhobenen Beschuldigung in Kenntnis gesetzt zu werden sowie sich in dieser Sprache, erforderlichenfalls unter unentgeltlicher Beiziehung eines Dolmetschers, zu verteidigen.


    Artikel11


    (1) Die Vertragsparteien verpflichten sich anzuerkennen, dass jede Person, die einer nationalen Minderheit angehört, das Recht hat, ihren Familiennamen (Vaternamen) und ihre Vornamen in der Minderheitensprache zu führen, sowie das Recht auf amtliche Anerkennung dieser Namen, wie dies nach der Rechtsordnung der jeweiligen Vertragspartei vorgesehen ist.


    (2) Die Vertragsparteien verpflichten sich anzuerkennen, dass jede Person, die einer nationalen Minderheit angehört, das Recht hat, für die Öffentlichkeit sichtbar Schilder, Aufschriften und Inschriften sowie andere mitteilungen privater Art in ihrer Minderheitensprache anzubringen.


    (3) In Gebieten, die traditionell von einer beträchtlichen Zahl von Angehörigen einer nationalen Minderheit bewohnt werden, bemühen sich die Vertragsparteien im Rahmen ihrer Rechtsordnung, einschließlich eventueller Übereinkünfte mit anderen Staaten, und unter Berücksichtigung ihrer besonderen Gegebenheiten, traditionelle Ortsnamen, Straßennamen und andere für die Öffentlichkeit bestimmte topographische Hinweise auch in der Minderheitensprache anzubringen, wenn dafür ausreichende Nachfrage besteht.


    Artikel12


    (1) Die Vertragsparteien treffen erforderlichenfalls Maßnahmen auf dem Gebiet der Bildung und der Forschung, um die Kenntnis der Kultur, Geschichte, Sprache und Religion ihrer nationalen Minderheiten wie auch der Mehrheit zu fördern.


    (2) In diesem Zusammenhang stellen die Vertragsparteien unter anderem angemessene Möglichkeiten für die Lehrerausbildung und den Zugang zu Lehrbüchern bereit und erleichtern Kontakte unter Schülern und Lehrern aus unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen.


    (3) Die Vertragsparteien verpflichten sich, die Chancengleichheit von Angehörigen nationaler Minderheiten beim Zugang zu allen Bildungsstufen zu fördern.


    Artikel13


    (1) Im Rahmen ihres jeweiligen Bildungssystems erkennen die Vertragsparteien an, dass Angehörige einer nationalen Minderheit das Recht haben, eigene private Bildungs- und Ausbildungseinrichtungen zu gründen und zu betreiben.


    (2) Die Ausübung dieses Rechts bringt für die Vertragsparteien keine finanziellen Verpflichtungen mit sich.


    Artikel14


    (1) Die Vertragsparteien verpflichten sich anzuerkennen, dass jede Person, die einer nationalen Minderheit angehört, das Recht hat, ihre Minderheitensprache zu erlernen.


    (2) In Gebieten, die von Angehörigen nationaler Minderheiten traditionell oder in beträchtlicher Zahl bewohnt werden, bemühen sich die Vertragsparteien, wenn ausreichende Nachfrage besteht, soweit wie möglich und im Rahmen ihres Bildungssystems sicherzustellen, dass Angehörige dieser Minderheiten angemessene Möglichkeiten haben, die Minderheitensprache zu erlernen oder in dieser Sprache unterrichtet zu werden.


    (3) Absatz2 wird angewendet, ohne dass dadurch das Erlernen der Amtssprache oder der Unterricht in dieser Sprache berührt wird.


    Artikel15


    Die Vertragsparteien schaffen die notwendigen Voraussetzungen für die wirksame Teilnahme von Angehörigen nationaler Minderheiten am kulturellen, sozialen und wirtschaftlichen Leben und an öffentlichen Angelegenheiten, insbesondere denjenigen, die sie betreffen.


    Artikel16


    Die Vertragsparteien sehen von Maßnahmen ab, die das Bevölkerungsverhältnis in von Angehörigen nationaler Minderheiten bewohnten Gebieten verändern und darauf gerichtet sind, die Rechte und Freiheiten einzuschränken, die sich aus den in diesem Rahmenübereinkommen niedergelegten Grundsätzen ergeben.


    Artikel17


    (1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, nicht in das Recht von Angehörigen nationaler Minderheiten einzugreifen, ungehindert und friedlich Kontakte über Grenzen hinweg zu Personen herzustellen und zu pflegen, die sich rechtmäßig in anderen Staaten aufhalten, insbesondere zu Personen mit derselben ethnischen, kulturellen, sprachlichen oder religiösen Identität oder mit demselben kulturellen Erbe.


    (2) Die Vertragsparteien verpflichten sich, nicht in das Recht von Angehörigen nationaler Minderheiten auf Teilnahme an der Tätigkeit nichtstaatlicher Organisationen sowohl auf nationaler als auch auf internationaler Ebene einzugreifen.


    Artikel18


    (1) Die Vertragsparteien bemühen sich, erforderlichenfalls zwei- und mehrseitige Übereinkünfte mit anderen Staaten, insbesondere Nachbarstaaten, zu schließen, um den Schutz von Angehörigen der betroffenen nationalen Minderheiten sicherzustellen.


    (2) Gegebenenfalls treffen die Vertragsparteien Maßnahmen zur Förderung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit.


    Artikel19


    Die Vertragsparteien verpflichten sich, die in diesem Rahmenübereinkommen niedergelegten Grundsätze zu achten und zu verwirklichen und dabei Beschränkungen, Einschränkungen oder Abweichungen, soweit solche erforderlich sind, nur insoweit vorzunehmen, als sie in völkerrechtlichen Übereinkünften, insbesondere der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten und den Protokollen dazu, vorgesehen und für die sich aus den genannten Grundsätzen ergebenden Rechte und Freiheiten von Belang sind.


    AbschnittIII


    Artikel20


    Bei der Ausübung der Rechte und Freiheiten, die sich aus den in diesem Rahmenübereinkommen niedergelegten Grundsätzen ergeben, haben Angehörige einer nationalen Minderheit die innerstaatlichen Rechtsvorschriften und die Rechte anderer, insbesondere diejenigen von Angehörigen der Mehrheit oder anderer nationaler Minderheiten, zu achten.


    Artikel21


    Die Bestimmungen dieses Rahmenübereinkommens sind nicht so auszulegen, als gewährten sie das Recht, irgendeine Tätigkeit auszuüben oder irgendeine Handlung vorzunehmen, die den wesentlichen Grundsätzen des Völkerrechts, insbesondere der souveränen Gleichheit, der territorialen Unversehrtheit und der politischen Unabhängigkeit der Staaten, zuwiderläuft.


    Artikel22


    Die Bestimmungen dieses Rahmenübereinkommens sind nicht als Beschränkung oder Minderung der Menschenrechte und Grundfreiheiten auszulegen, die nach den Gesetzen einer Vertragspartei oder nach einer anderen Übereinkunft, deren Vertragspartei sie ist, gewährleistet sind.


    Artikel23


    Die Rechte und Freiheiten, die sich aus den in diesem Rahmenübereinkommen niedergelegten Grundsätzen ergeben, sind, soweit sie Gegenstand einer entsprechenden Bestimmung in der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten oder den Protokollen dazu sind, in Übereinstimmung mit diesen zu verstehen.


    AbschnittIV


    Artikel24


    (1) Das Ministerkomitee des Europarats überwacht die Durchführung dieses Rahmenübereinkommens durch die Vertragsparteien.


    (2) Vertragsparteien, die nicht Mitglieder des Europarats sind, nehmen am Durchführungsmechanismus in einer noch zu bestimmenden Art und Weise teil.


    Artikel25


    (1) Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Rahmenübereinkommens für eine Vertragspartei übermittelt diese dem Generalsekretär des Europarats vollständige Informationen über die Gesetzgebungsmaßnahmen und andere Maßnahmen, die sie zur Verwirklichung der in diesem Rahmenübereinkommen niedergelegten Grundsätze getroffen hat.


    (2) Danach übermittelt jede Vertragspartei dem Generalsekretär regelmäßig und sooft das Ministerkomitee dies verlangt jede weitere Information, die für die Durchführung dieses Rahmenübereinkommens von Belang ist.


    (3) Der Generalsekretär leitet die nach diesem Artikelübermittelten Informationen an das Ministerkomitee weiter.


    Artikel26


    (1) Bei der Beurteilung der Angemessenheit der Maßnahmen, die von den Vertragsparteien zur Verwirklichung der in diesem Rahmenübereinkommen niedergelegten Grundsätze getroffen wurden, wird das Ministerkomitee von einem beratenden Ausschuss unterstützt, dessen Mitglieder anerkanntes Fachwissen auf dem Gebiet des Schutzes nationaler Minderheiten besitzen.


    (2) Die Zusammensetzung dieses beratenden Ausschusses und sein Verfahren werden vom Ministerkomitee innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Rahmenübereinkommens festgelegt.


    […]


    
      Hinweise


      Fundstellen: CETS No.: 157; BGBl. 1997 II, S.1406


      Verabschiedung: 1.Februar 1995


      Inkrafttreten: 1.Februar 1998


      Zahl der Vertragsstaaten: 39


      Individualbeschwerde: nein


      Deutschland:


      Unterzeichnung: 11.Mai 1995


      Ratifizierung: 10.September 1997


      Inkrafttreten: 1.Februar 1998

    


    44Übereinkommen zum Schutz der Menschenrechte und der Menschenwürde im Hinblick auf die Anwendung von Biologie und Medizin: Übereinkommen über Menschenrechte und Biomedizin [Auszug] vom 4.April1997


    Präambel


    DIE MITGLIEDSTAATEN DES EUROPARATS, DIE ANDEREN STAATEN UND DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT, die dieses Übereinkommen unterzeichnen


    eingedenk der von der Generalversammlung der Vereinten Nationen am 10.Dezember 1948 verkündeten Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte;


    eingedenk der Konvention vom 4.November 1950 zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten;


    eingedenk der Europäischen Sozialcharta vom 18.Oktober 1961;


    eingedenk des Internationalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte und des Internationalen Paktes über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte vom 16.Dezember 1966;


    eingedenk des Übereinkommens vom 28.Januar 1981 zum Schutz des Menschen bei der automatischen Verarbeitung personenbezogener Daten;


    eingedenk auch des Übereinkommens vom 20.November 1989 über die Rechte des Kindes;


    in der Erwägung, dass es das Ziel des Europarats ist, eine engere Verbindung zwischen seinen Mitgliedern herbeizuführen, und dass eines der mittel zur Erreichung dieses Zieles darin besteht, die Menschenrechte und Grundfreiheiten zu wahren und fortzuentwickeln;


    im Bewusstsein der raschen Entwicklung von Biologie und Medizin;


    überzeugt von der Notwendigkeit, menschliche Lebewesen in ihrer Individualität und als Teil der Menschheit zu achten, und in der Erkenntnis, dass es wichtig ist, ihre Würde zu gewährleisten;


    im Bewusstsein, dass der Missbrauch von Biologie und Medizin zu Handlungen führen kann, welche die Menschenwürde gefährden;


    bekräftigend, dass die Fortschritte in Biologie und Medizin zum Wohl der heutigen und künftigen Generationen zu nutzen sind;


    betonend, dass internationale Zusammenarbeit notwendig ist, damit die gesamte Menschheit aus Biologie und Medizin Nutzen ziehen kann;


    in Anerkennung der Bedeutung, die der Förderung einer öffentlichen Diskussion über Fragen im Zusammenhang mit der Anwendung von Biologie und Medizin und über die darauf zu gebenden Antworten zukommt;


    von dem Wunsch geleitet, alle Mitglieder der Gesellschaft an ihre Rechte und ihre Verantwortung zu erinnern;


    unter Berücksichtigung der Arbeiten der Parlamentarischen Versammlung auf diesem Gebiet, einschließlich der Empfehlung 1160 (1991) über die Ausarbeitung eines Übereinkommens über Bioethik;


    entschlossen, im Hinblick auf die Anwendung von Biologie und Medizin die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um den Schutz der Menschenwürde sowie der Grundrechte und Grundfreiheiten des Menschen zu gewährleisten


    sind wie folgt übereingekommen:


    KapitelIAllgemeine Bedingungen


    Artikel1Gegenstand und Ziel


    Die Vertragsparteien dieses Übereinkommens schützen die Würde und die Identität aller menschlichen Lebewesen und gewährleisten jedermann ohne Diskriminierung die Wahrung seiner Integrität sowie seiner sonstigen Grundrechte und Grundfreiheiten im Hinblick auf die Anwendung von Biologie und Medizin. Jede Vertragspartei ergreift in ihrem internen Recht die notwendigen Maßnahmen, um diesem Übereinkommen Wirksamkeit zu verleihen.


    Artikel2Vorrang des menschlichen Lebewesens


    Das Interesse und das Wohl des menschlichen Lebewesens haben Vorrang gegenüber dem bloßen Interesse der Gesellschaft oder der Wissenschaft.


    Artikel3Gleicher Zugang zur Gesundheitsversorgung


    Die Vertragsparteien ergreifen unter Berücksichtigung der Gesundheitsbedürfnisse und der verfügbaren mittel geeignete Maßnahmen, um in ihrem Zuständigkeitsbereich gleichen Zugang zu einer Gesundheitsversorgung von angemessener Qualität zu schaffen.


    Artikel4Berufspflichten und Verhaltensregeln


    Jeder Eingriff im Gesundheitsbereich, einschließlich im Bereich der Forschung, muss nach den einschlägigen Rechtsvorschriften, Berufspflichten und Verhaltensregeln erfolgen.


    KapitelIIEinwilligung


    Artikel5Allgemeine Regel


    Ein Eingriff im Gesundheitsbereich darf erst dann erfolgen, nachdem die betroffene Person aufgeklärt worden ist und frei eingewilligt hat. Die betroffene Person ist zuvor angemessen über Zweck und Art des Eingriffs sowie über dessen Folgen und Risiken aufzuklären. Die betroffene Person kann ihre Einwilligung jederzeit frei widerrufen.


    Artikel6Schutz einwilligungsunfähiger Personen


    (1) Bei einer einwilligungsunfähigen Person darf ein Eingriff nur zu ihrem unmittelbaren Nutzen erfolgen; die Artikel17 und 20 bleiben vorbehalten.


    (2) Ist eine minderjährige Person von Rechts wegen nicht fähig, in einen Eingriff einzuwilligen, so darf dieser nur mit Einwilligung ihres gesetzlichen Vertreters oder einer von der Rechtsordnung dafür vorgesehenen Behörde, Person oder Stelle erfolgen. Der Meinung der minderjährigen Person kommt mit zunehmendem Alter und zunehmender Reife zunehmend entscheidendes Gewicht zu.


    (3) Ist eine volljährige Person aufgrund einer geistigen Behinderung, einer Krankheit oder aus ähnlichen Gründen von Rechts wegen nicht fähig, in einen Eingriff einzuwilligen, so darf dieser nur mit Einwilligung ihres gesetzlichen Vertreters oder einer von der Rechtsordnung dafür vorgesehenen Behörde, Person oder Stelle erfolgen. Die betroffene Person ist soweit wie möglich in das Einwilligungsverfahren einzubeziehen.


    (4) Der Vertreter, die Behörde, die Person oder die Stelle nach den Absätzen 2 und 3 ist in der in Artikel5 vorgesehenen Weise aufzuklären.


    (5) Die Einwilligung nach den Absätzen 2 und 3 kann im Interesse der betroffenen Person jederzeit widerrufen werden.


    Artikel7Schutz von Personen mit psychischer Störung


    Bei einer Person, die an einer schweren psychischen Störung leidet, darf ein Eingriff zur Behandlung der psychischen Störung nur dann ohne ihre Einwilligung erfolgen, wenn ihr ohne die Behandlung ein ernster gesundheitlicher Schaden droht und die Rechtsordnung Schutz gewährleistet, der auch Aufsichts-, Kontroll- und Rechtsmittelverfahren umfasst.


    Artikel8Notfallsituation


    Kann die Einwilligung wegen einer Notfallsituation nicht eingeholt werden, so darf jeder Eingriff, der im Interesse der Gesundheit der betroffenen Person medizinisch unerlässlich ist, umgehend erfolgen.


    Artikel9Zu einem früheren Zeitpunkt geäußerte Wünsche


    Kann ein Patient im Zeitpunkt des medizinischen Eingriffs seinen Willen nicht äußern, so sind die Wünsche zu berücksichtigen, die er früher im Hinblick auf solche Eingriffe geäußert hat.


    KapitelIIIPrivatsphäre und Recht auf Auskunft


    Artikel10Privatsphäre und Recht auf Auskunft


    (1) Jeder hat das Recht auf Wahrung der Privatsphäre in Bezug auf Angaben über seine Gesundheit.


    (2) Jeder hat das Recht auf Auskunft in Bezug auf alle über seine Gesundheit gesammelten Angaben. Will jemand jedoch keine Kenntnis erhalten, so ist dieser Wunsch zu respektieren.


    (3) Die Rechtsordnung kann vorsehen, dass in Ausnahmefällen die Rechte nach Absatz2 im Interesse des Patienten eingeschränkt werden können.


    KapitelIVMenschliches Genom


    Artikel11Nichtdiskriminierung


    Jede Form von Diskriminierung einer Person wegen ihres genetischen Erbes ist verboten.


    Artikel12Prädiktive genetische Tests


    Untersuchungen, die es ermöglichen, genetisch bedingte Krankheiten vorherzusagen oder bei einer Person entweder das Vorhandensein eines für eine Krankheit verantwortlichen Gens festzustellen oder eine genetische Prädisposition oder Anfälligkeit für eine Krankheit zu erkennen, dürfen nur für Gesundheitszwecke oder für gesundheitsbezogene wissenschaftliche Forschung und nur unter der Voraussetzung einer angemessenen genetischen Beratung vorgenommen werden.


    Artikel13Eingriffe in das menschliche Genom


    Ein Eingriff, der auf die Veränderung des menschlichen Genoms gerichtet ist, darf nur zu präventiven, diagnostischen oder therapeutischen Zwecken und nur dann vorgenommen werden, wenn er nicht darauf abzielt, eine Veränderung des Genoms von Nachkommen herbeizuführen.


    Artikel14Verbot der Geschlechtswahl


    Die Verfahren der medizinisch unterstützten Fortpflanzung dürfen nicht dazu verwendet werden, das Geschlecht des künftigen Kindes zu wählen, es sei denn, um eine schwere, erbliche geschlechtsgebundene Krankheit zu vermeiden.


    KapitelVWissenschaftliche Forschung


    Artikel15Allgemeine Regel


    Vorbehaltlich dieses Übereinkommens und der sonstigen Rechtsvorschriften zum Schutz menschlicher Lebewesen ist wissenschaftliche Forschung im Bereich von Biologie und Medizin frei.


    Artikel16Schutz von Personen bei Forschungsvorhaben


    Forschung an einer Person ist nur zulässig, wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:


    i) es gibt keine Alternative von vergleichbarer Wirksamkeit zur Forschung am Menschen;


    ii) die möglichen Risiken für die Person stehen nicht im Missverhältnis zum möglichen Nutzen der Forschung;


    iii) die zuständige Stelle hat das Forschungsvorhaben gebilligt, nachdem eine unabhängige Prüfung seinen wissenschaftlichen Wert einschließlich der Wichtigkeit des Forschungsziels bestätigt hat und eine interdisziplinäre Prüfung ergeben hat, dass es ethisch vertretbar ist;


    iv) die Personen, die sich für ein Forschungsvorhaben zur Verfügung stellen, sind über ihre Rechte und die von der Rechtsordnung zu ihrem Schutz vorgesehenen Sicherheitsmaßnahmen unterrichtet worden;


    v) und die nach Artikel5 notwendige Einwilligung ist ausdrücklich und eigens für diesen Fall erteilt und urkundlich festgehalten worden. Diese Einwilligung kann jederzeit frei widerrufen werden.


    Artikel17Schutz einwilligungsunfähiger Personen bei Forschungsvorhaben


    (1) Forschung an einer Person, die nicht fähig ist, die Einwilligung nach Artikel5 zu erteilen, ist nur zulässig, wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:


    i) die Voraussetzungen nach Artikel16 Zifferni bis iv sind erfüllt; die erwarteten Forschungsergebnisse sind für die Gesundheit der betroffenen Person von tatsächlichem und unmittelbarem Nutzen;


    ii) Forschung von vergleichbarer Wirksamkeit ist an einwilligungsfähigen Personen nicht möglich;


    iii) die nach Artikel6 notwendige Einwilligung ist eigens für diesen Fall und schriftlich erteilt worden;


    iv) und die betroffene Person lehnt nicht ab.


    (2) In Ausnahmefällen und nach Maßgabe der durch die Rechtsordnung vorgesehenen Schutzbestimmungen darf Forschung, deren erwartete Ergebnisse für die Gesundheit der betroffenen Person nicht von unmittelbarem Nutzen sind, zugelassen werden, wenn außer den Voraussetzungen nach Absatz1 Zifferni, iii, iv und v zusätzlich die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:


    i) die Forschung hat zum Ziel, durch eine wesentliche Erweiterung des wissenschaftlichen Verständnisses des Zustands, der Krankheit oder der Störung der Person letztlich zu Ergebnissen beizutragen, die der betroffenen Person selbst oder anderen Personen nützen können, welche derselben Altersgruppe angehören oder an derselben Krankheit oder Störung leiden oder sich in demselben Zustand befinden;


    ii) und die Forschung bringt für die betroffene Person nur ein minimales Risiko und eine minimale Belastung mit sich.


    Artikel18Forschung an Embryonen in vitro


    (1) Die Rechtsordnung hat einen angemessenen Schutz des Embryos zu gewährleisten, sofern sie Forschung an Embryonen in vitro zulässt.


    (2) Die Erzeugung menschlicher Embryonen zu Forschungszwecken ist verboten.


    KapitelVIEntnahme von Organen und Gewebe von lebenden Spendern zu Transplantationszwecken


    Artikel19Allgemeine Regel


    (1) Einer lebenden Person darf ein Organ oder Gewebe zu Transplantationszwecken nur zum therapeutischen Nutzen des Empfängers und nur dann entnommen werden, wenn weder ein geeignetes Organ oder Gewebe einer verstorbenen Person verfügbar ist noch eine alternative therapeutische Methode von vergleichbarer Wirksamkeit besteht.


    (2) Die nach Artikel5 notwendige Einwilligung muss ausdrücklich und eigens für diesen Fall entweder in schriftlicher Form oder vor einer amtlichen Stelle erteilt worden sein.


    Artikel20Schutz einwilligungsunfähiger Personen


    (1) Einer Person, die nicht fähig ist, die Einwilligung nach Artikel5 zu erteilen, dürfen weder Organe noch Gewebe entnommen werden.


    (2) In Ausnahmefällen und nach Maßgabe der durch die Rechtsordnung vorgesehenen Schutzbestimmungen darf die Entnahme regenerierbaren Gewebes bei einer einwilligungsunfähigen Person zugelassen werden, wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:


    i) ein geeigneter einwilligungsfähiger Spender steht nicht zur Verfügung;


    ii) der Empfänger ist ein Bruder oder eine Schwester des Spenders;


    iii) die Spende muss geeignet sein, das Leben des Empfängers zu retten;


    iv) die Einwilligung nach Artikel6 Absätze2 und 3 ist eigens für diesen Fall und schriftlich in Übereinstimmung mit der Rechtsordnung und mit Billigung der zuständigen Stelle erteilt worden, und


    v) der in Frage kommende Spender lehnt nicht ab.


    KapitelVIIVerbot finanziellen Gewinns; Verwendung eines Teils des menschlichen Körpers


    Artikel21Verbot finanziellen Gewinns


    Der menschliche Körper und Teile davon dürfen als solche nicht zur Erzielung eines finanziellen Gewinns verwendet werden.


    Artikel22Verwendung eines dem menschlichen Körper entnommenen Teils


    Wird bei einem Eingriff ein Teil des menschlichen Körpers entnommen, so darf er nur zu dem Zweck aufbewahrt werden, zu dem er entnommen worden ist; jede andere Verwendung setzt angemessene Informations- und Einwilligungsverfahren voraus.


    KapitelVIIIVerletzung von Bestimmungen des Übereinkommens


    Artikel23Verletzung von Rechten oder Grundsätzen


    Die Vertragsparteien gewährleisten einen geeigneten Rechtsschutz, der darauf abzielt, eine widerrechtliche Verletzung der in diesem Übereinkommen verankerten Rechte und Grundsätze innerhalb kurzer Frist zu verhindern oder zu beenden.


    Artikel24Schadenersatz


    Hat eine Person durch einen Eingriff in ungerechtfertigter Weise Schaden erlitten, so hat sie Anspruch auf angemessenen Schadenersatz nach Maßgabe der durch die Rechtsordnung vorgesehenen Voraussetzungen und Modalitäten.


    Artikel25Sanktionen


    Die Vertragsparteien sehen angemessene Sanktionen für Verletzungen von Bestimmungen dieses Übereinkommens vor.


    […]


    KapitelXÖffentliche Diskussion


    Artikel28Öffentliche Diskussion


    Die Vertragsparteien dieses Übereinkommens sorgen dafür, dass die durch die Entwicklung in Biologie und Medizin aufgeworfenen Grundsatzfragen, insbesondere in Bezug auf ihre medizinischen, sozialen, wirtschaftlichen, ethischen und rechtlichen Auswirkungen, öffentlich diskutiert werden und zu ihren möglichen Anwendungen angemessene Konsultationen stattfinden.


    […]


    
      Hinweise


      Fundstelle: CETS No.: 164


      Verabschiedung: 4.April 1994


      Inkrafttreten: 1.Dezember 1999


      Zahl der Vertragsstaaten: 29


      Individualbeschwerde: nein


      Deutschland:


      Nicht unterzeichnet oder ratifiziert

    


    44aZusatzprotokoll zum Übereinkommen zum Schutz der Menschenrechte und der Menschenwürde im Hinblick auf die Anwendung von Biologie und Medizin über das Verbot des Klonens von menschlichen Lebewesen [Auszug] vom 12.Januar1998


    DIE MITGLIEDSTAATEN DES EUROPARATS, DIE ANDEREN STAATEN UND DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT, die dieses Zusatzprotokoll zu dem Übereinkommen zum Schutz der Menschenrechte und der Menschenwürde im Hinblick auf die Anwendung von Biologie und Medizin unterzeichnen


    in Anbetracht wissenschaftlicher Entwicklungen auf dem Gebiet des Klonens von Säugetieren, insbesondere durch Embryoteilung und Kerntransfer;


    eingedenk des Fortschritts, den manche Klonierungstechniken an sich für den wissenschaftlichen Kenntnisstand und seine medizinischen Anwendungen bringen können;


    in der Erwägung, dass das Klonen von menschlichen Lebewesen technisch möglich werden kann;


    in der Erkenntnis, dass eine Embryoteilung auf natürliche Weise zustande kommen und manchmal zur Geburt genetisch identischer Zwillinge führen kann;


    in der Erwägung, dass jedoch die Instrumentalisierung menschlicher Lebewesen durch die bewusste Erzeugung genetisch identischer menschlicher Lebewesen gegen die Menschenwürde verstößt und somit einen Missbrauch von Biologie und Medizin darstellt;


    in Anbetracht der ernsten Schwierigkeiten medizinischer, psychologischer und sozialer Art, die eine solche bewusste biomedizinische Praxis für alle Beteiligten mit sich bringen könnte;


    in Anbetracht des Zwecks des Übereinkommens über Menschenrechte und Biomedizin, insbesondere des Grundsatzes in Artikel1, der den Schutz der Würde und der Identität aller menschlichen Lebewesen zum Ziel hat


    sind wie folgt übereingekommen:


    Artikel1


    (1) Verboten ist jeder Eingriff, der darauf gerichtet ist, ein menschliches Lebewesen zu erzeugen, das mit einem anderen lebenden oder toten menschlichen Lebewesen genetisch identisch ist.


    (2) Im Sinne dieses Artikels bedeutet der Ausdruck »menschliches Lebewesen, das mit einem anderen menschlichen Lebewesen genetisch identisch ist« ein menschliches Lebewesen, das mit einem anderen menschlichen Lebewesen dasselbe Kerngenom gemeinsam hat.


    Artikel2


    Von den Bestimmungen dieses Protokolls darf nicht nach dem Artikel26 Absatz1 des Übereinkommens abgewichen werden.


    Artikel3


    Die Vertragsparteien betrachten die Artikel1 und 2 dieses Protokolls als Zusatzartikelzu dem Übereinkommen; alle Bestimmungen des Übereinkommens sind entsprechend anzuwenden.


    […]


    
      Hinweise


      Fundstelle: CETS No.: 168


      Verabschiedung: 12.Januar 1998


      Inkrafttreten: 1.März 2001


      Zahl der Vertragsstaaten: 21


      Individualbeschwerde: nein


      Deutschland:


      Nicht unterzeichnet oder ratifiziert

    


    44bZusatzprotokoll zum Übereinkommen über Menschenrechte und Biomedizin bezüglich der Transplantation von menschlichen Organen und Gewebe [Auszug] vom 24.Januar2002


    Präambel


    DIE MITGLIEDSTAATEN DES EUROPARATS, DIE ANDEREN STAATEN UND DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT, die dieses Zusatzprotokoll zu dem Übereinkommen zum Schutz der Menschenrechte und der Menschenwürde im Hinblick auf die Anwendung von Biologie und Medizin (nachfolgend als: »Übereinkommen über Menschenrechte und Biomedizin« bezeichnet) unterzeichnen


    in der Erwägung, dass es das Ziel des Europarats ist, eine engere Verbindung zwischen seinen Mitgliedern herbeizuführen, und dass eines der mittel zur Erreichung dieses Zieles darin besteht, die Menschenrechte und Grundfreiheiten zu wahren und fortzuentwickeln;


    in der Erwägung, dass es das Ziel des Übereinkommens über Menschenrechte und Biomedizin gemäß der Definition in Artikel1 ist, die Würde und die Identität aller menschlichen Lebewesen zu schützen und jedermann ohne Diskriminierung die Wahrung seiner Integrität sowie seiner sonstigen Grundrechte und Grundfreiheiten im Hinblick auf die Anwendung von Biologie und Medizin zu gewährleisten;


    in der Erwägung, dass die Fortschritte in der medizinischen Wissenschaft, insbesondere auf dem Gebiet der Organ- und Gewebetransplantation, dazu beitragen, Leben zu retten oder die Lebensqualität erheblich zu verbessern;


    in der Erwägung, dass die Transplantation von Organen und Geweben fester Bestandteil der gesundheitlichen Versorgung der Bevölkerung ist;


    in der Erwägung, dass angesichts des Mangels an Organen und Geweben geeignete Schritte unternommen werden sollten, um die Zahl der Organ- und Gewebespenden zu erhöhen, insbesondere durch Aufklärung der Bevölkerung über die Bedeutung der Organ- und Gewebetransplantation und durch die Förderung der europäischen Zusammenarbeit auf diesem Gebiet;


    in der Erwägung der mit der Transplantation von Organen und Geweben verbundenen ethischen, psychischen und soziokulturellen Probleme;


    in der Erwägung, dass der Missbrauch der Organ- oder Gewebetransplantation zu Handlungen führen kann, welche das menschliche Leben, das menschliche Wohlbefinden oder die Menschenwürde gefährden könnten;


    in der Erwägung, dass die Organ- und Gewebetransplantation unter Bedingungen erfolgen soll, welche die Grundrechte und Grundfreiheiten der Spender, der potenziellen Spender und der Empfänger von Organen und Geweben wahren, und dass die Einrichtungen dazu beitragen müssen, die Beachtung dieser Bedingungen sicherzustellen;


    in der Erkenntnis, dass bei der Ermöglichung der Transplantation von Organen und Geweben im Interesse der Patienten in Europa die Notwendigkeit besteht, die persönlichen Rechte und Freiheiten des Einzelnen zu wahren und die Kommerzialisierung von Teilen des menschlichen Körpers bei der Beschaffung, Gewinnung, dem Austausch und der Zuteilung von Organen und Geweben zu verhindern;


    unter Berücksichtigung der früheren Arbeiten des Ministerkomitees und der Parlamentarischen Versammlung des Europarats auf diesem Gebiet;


    entschlossen, im Hinblick auf die Anwendung der Organ- und Gewebetransplantation die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um den Schutz der Menschenwürde sowie der Grundrechte und Grundfreiheiten des Menschen zu gewährleisten


    sind wie folgt übereingekommen:


    KapitelI Gegenstand und Anwendungsbereich


    Artikel1 Gegenstand


    Die Vertragsparteien dieses Protokolls schützen die Würde und die Identität jeder Person und gewährleisten ohne Diskriminierung die Wahrung ihrer Integrität sowie ihrer sonstigen Grundrechte und Grundfreiheiten im Hinblick auf die Bereiche der Transplantation von Organen und Geweben menschlichen Ursprungs.


    Artikel2Anwendungsbereich und Definitionen


    (1) Dieses Protokoll findet auf die Transplantation von Organen und Geweben menschlichen Ursprungs zu therapeutischen Zwecken Anwendung.


    (2) Die auf Gewebe anwendbaren Bestimmungen dieses Protokolls finden auch auf Zellen, einschließlich auf blutbildende Stammzellen Anwendung.


    (3) Dieses Protokoll findet keine Anwendung:


    a) auf Fortpflanzungsorgane und -gewebe;


    b) auf embryonale oder fetale Organe und Gewebe;


    c) auf Blut und Blutbestandteile.


    (4) Im Sinne dieses Protokolls:


    - umfasst der Begriff »Transplantation« das gesamte Verfahren zu der Entnahme eines Organs oder Gewebes bei einer Person und die Implantation dieses Organs oder Gewebes bei einer oder auf eine andere/n Person einschließlich sämtlicher Maßnahmen zur Präparierung, Konservierung und Aufbewahrung;


    - bezieht sich der Begriff »Entnahme« vorbehaltlich der Bestimmungen des Artikels20 auf die Entnahme zu Transplantationszwecken.


    KapitelII Allgemeine Bestimmungen


    Artikel3 Transplantationssystem


    Die Vertragsparteien gewährleisten, dass ein System vorhanden ist, das den Patienten gleichen Zugang zu Transplantationsleistungen ermöglicht. Vorbehaltlich der Bestimmungen des KapitelsIII werden die Organe und gegebenenfalls die Gewebe nach transparenten, objektiven und nach Maßgabe medizinischer Kriterien gebührend begründeten Regeln unter Berücksichtigung medizinischer Kriterien allein den Patienten zugeteilt, die in eine offizielle Warteliste eingetragen sind. Die für die Zuteilungsentscheidung verantwortlichen Personen oder Stellen werden in diesem Rahmen bestimmt. Im Falle internationaler Vereinbarungen über den Austausch von Organen stellen die Verfahren ebenfalls eine effektive und gerechtfertigte Verteilung unter allen beteiligten Ländern unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Solidarität innerhalb eines jeden Landes sicher. Das Transplantationssystem stellt die Sammlung und Aufzeichnung der erforderlichen Informationen sicher, um die Rückverfolgbarkeit von Organen und Geweben zu gewährleisten.


    Artikel4Berufspflichten und Verhaltensregeln


    Jeder Eingriff im Bereich der Transplantation von Organen oder Geweben ist unter Beachtung der einschlägigen Rechtsvorschriften, Berufspflichten und Verhaltensregeln vorzunehmen.


    Artikel5Aufklärung des Empfängers


    Der Empfänger und gegebenenfalls die Person oder die Stelle, welche die Einwilligung zur Implantation erteilt, sind zuvor in geeigneter Weise über den Zweck und die Art der Implantation, ihre Folgen und Risiken sowie über Alternativen zu dem Eingriff aufzuklären.


    Artikel6Gesundheit und Sicherheit


    Die an der Transplantation von Organen oder Geweben beteiligten Angehörigen der Heilberufe haben jede angemessene Maßnahme zu ergreifen, um die Risiken der Übertragung von Krankheiten auf den Empfänger auf ein Minimum zu beschränken, und jede Handlung zu vermeiden, die die Eignung eines Organs oder Gewebes für die Implantation beeinträchtigen könnte.


    Artikel7Medizinische Nachsorge


    Den lebenden Spendern und den Empfängern ist eine geeignete medizinische Nachsorge nach der Transplantation anzubieten.


    Artikel8Aufklärung der Angehörigen der Heilberufe und der Öffentlichkeit


    Die Vertragsparteien stellen den Angehörigen der Heilberufe und der breiten Öffentlichkeit Informationen über den Bedarf an Organen und Geweben zur Verfügung. Ebenso informieren sie über die Bedingungen für die Entnahme und Einpflanzung von Organen und Geweben, einschließlich der Fragen der Einwilligung, insbesondere im Hinblick auf die Entnahme bei verstorbenen Personen.


    KapitelIIIEntnahme von Organen und Geweben bei lebenden Personen


    Artikel9Allgemeine Regel


    Einer lebenden Person darf ein Organ oder Gewebe nur zum therapeutischen Nutzen des Empfängers und nur dann entnommen werden, wenn weder ein geeignetes Organ oder Gewebe einer verstorbenen Person verfügbar ist noch eine alternative therapeutische Methode von vergleichbarer Wirksamkeit besteht.


    Artikel10Potenzielle Organspender


    Einem lebenden Spender darf ein Organ zum Nutzen eines Empfängers entnommen werden, zu dem der Spender eine von der Rechtsordnung bestimmte enge persönliche Beziehung hat, oder, wenn eine solche Beziehung nicht besteht, allein unter den von der Rechtsordnung bestimmten Bedingungen und nach Billigung durch eine geeignete unabhängige Stelle.


    Artikel11Bewertung der Risiken für den Spender


    Vor der Organ- und Gewebeentnahme sind zur Bewertung und Verringerung der Risiken für die körperliche oder psychische Gesundheit des Spenders geeignete medizinische Untersuchungen vorzunehmen. Die Entnahme darf nicht erfolgen, wenn für das Leben oder die Gesundheit des Spenders ein ernsthaftes Risiko besteht.


    Artikel12Aufklärung des Spenders


    Der Spender und gegebenenfalls die Person oder Stelle, welche die Einwilligung gemäß Artikel14 Absatz2 dieses Protokolls erteilt, sind zuvor in geeigneter Weise über den Zweck und die Art der Entnahme sowie deren Folgen und Risiken aufzuklären. Sie sind auch ebenso über die Rechte und die Sicherheitsmaßnahmen aufzuklären, die von der Rechtsordnung zum Schutz des Spenders vorgesehen sind. Insbesondere sind sie über das Recht auf unabhängige medizinische Beratung über die Risiken der Entnahme durch einen Angehörigen der Heilberufe mit entsprechend geeigneter Erfahrung aufzuklären, der weder an der Organ- oder Gewebeentnahme noch an den nachfolgenden Transplantationsmaßnahmen beteiligt ist.


    Artikel13Einwilligung des lebenden Spenders


    Vorbehaltlich der Artikel14 und 15 dieses Protokolls darf ein Organ oder Gewebe bei einem lebenden Spender nur entnommen werden, nachdem die betroffene Person ihre freie Einwilligung nach Aufklärung und eigens für diesen Fall entweder in schriftlicher Form oder vor einer amtlichen Stelle erteilt hat. Die betroffene Person kann ihre Einwilligung jederzeit frei widerrufen.


    Artikel14Schutz nicht einwilligungsfähiger Personen bei Organ- oder Gewebeentnahme


    (1) Einer Person, die nicht fähig ist, die Einwilligung nach Artikel13 dieses Protokolls zu erteilen, dürfen weder Organe noch Gewebe entnommen werden.


    (2) In Ausnahmefällen und nach Maßgabe der durch die Rechtsordnung vorgesehenen Schutzbestimmungen darf die Entnahme regenerierbaren Gewebes bei einer einwilligungsunfähigen Person zugelassen werden, wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:


    i) Ein geeigneter einwilligungsfähiger Spender steht nicht zur Verfügung;


    ii) der Empfänger ist ein Bruder oder eine Schwester des Spenders;


    iii) die Spende muss geeignet sein, das Leben des Empfängers zu retten;


    iv) die Einwilligung des gesetzlichen Vertreters oder einer von der Rechtsordnung dafür vorgesehenen Behörde, Person oder Stelle ist eigens für diesen Fall und schriftlich sowie mit Billigung der zuständigen Stelle erteilt worden;


    v) der in Frage kommende Spender lehnt nicht ab.


    Artikel15Entnahme von Zellen bei einem lebenden Spender


    Die Rechtsordnung kann vorsehen, dass die Bestimmungen des Artikels14 Absatz2 Ziffernii und iii nicht auf Zellen anzuwenden sind, soweit feststeht, dass ihre Entnahme für den Spender nur ein geringes Risiko birgt und eine geringe Belastung bedeutet.


    KapitelIV Entnahme von Organen und Geweben bei verstorbenen Personen


    Artikel16 Feststellung des Todes


    Organe oder Gewebe dürfen dem Körper einer verstorbenen Person nur entnommen werden, wenn der Tod dieser Person in Übereinstimmung mit der Rechtsordnung festgestellt worden ist. Die Ärzte, die den Tod einer Person feststellen, dürfen nicht an der Entnahme von Organen oder Geweben dieser Person oder an den nachfolgenden Transplantationsmaßnahmen unmittelbar beteiligt sein noch für die Betreuung in Frage kommender Organ- oder Gewebeempfänger verantwortlich sein.


    Artikel17Einwilligung


    Organe oder Gewebe dürfen dem Körper einer verstorbenen Person nur entnommen werden, wenn die nach der Rechtsordnung erforderliche Einwilligung erteilt worden ist. Die Entnahme darf nicht erfolgen, wenn die verstorbene Person ihr widersprochen hatte.


    Artikel18Achtung des menschlichen Körpers


    Bei der Entnahme ist der menschliche Körper mit Achtung zu behandeln und jede angemessene Maßnahme zu ergreifen, um das äußere Erscheinungsbild des Leichnams wiederherzustellen.


    Artikel19Förderung der Organspende


    Die Vertragsparteien ergreifen alle geeigneten Maßnahmen, um die Organ- und Gewebespende zu fördern.


    KapitelV Übertragung eines zu anderen Zwecken als zur Spende für eine Implantation entnommenen Organs oder Gewebes


    Artikel20 Übertragung eines zu anderen Zwecken als zur Spende für eine Implantation entnommenen Organs oder Gewebes


    (1) Wird ein Organ oder Gewebe bei einer Person zu anderen Zwecken als zur Spende für eine Implantation entnommen, so darf es nur eingepflanzt werden, wenn diese Person über die Folgen und möglichen Risiken aufgeklärt worden ist und ihre Einwilligung nach Aufklärung erteilt hat oder wenn im Falle einer nicht einwilligungsfähigen Person die entsprechende Einwilligung eingeholt worden ist.


    (2) Alle Bestimmungen dieses Protokolls mit Ausnahme der KapitelIII und IV finden auf die in Absatz1 aufgeführten Situationen mit Ausnahme der in KapitelIII und IV genannten Anwendung.


    KapitelVI Verbot finanziellen Gewinns


    Artikel21 Verbot finanziellen Gewinns


    (1) Der menschliche Körper und seine Teile dürfen als solche nicht zur Erzielung eines finanziellen Gewinns oder vergleichbaren Vorteils verwendet werden. Die vorstehende Bestimmung verbietet solche Zahlungen nicht, die keinen finanziellen Gewinn oder vergleichbaren Vorteil darstellen, insbesondere


    - die Entschädigung lebender Spender für Verdienstausfall und für sonstige berechtigte Ausgaben, die durch die Entnahme oder die damit verbundenen medizinischen Untersuchungen verursacht wurden;


    - die Zahlung einer berechtigten Gebühr für rechtmäßige medizinische oder damit verbundene technische Leistungen, die im Rahmen der Transplantation erbracht wurden;


    - die Entschädigung im Falle eines in ungerechtfertigter Weise erlittenen Schadens infolge der Entnahme von Organen und Gewebe bei lebenden Spendern.


    (2) Werbung hinsichtlich des Bedarfs an Organen oder Geweben oder deren Verfügbarkeit, um einen finanziellen Gewinn oder vergleichbaren Vorteil anzubieten oder zu erlangen, ist verboten.


    Artikel22Verbot des Organ- und Gewebehandels


    Der Handel mit Organen und Geweben ist verboten.


    KapitelVIIVertraulichkeit


    Artikel23Vertraulichkeit


    (1) Alle personenbezogenen Daten der Person, bei der Organe oder Gewebe entnommen wurden, sowie die personenbezogenen Daten des Empfängers sind als vertraulich zu betrachten. Sie dürfen nur nach den Regeln des Berufsgeheimnisses und den Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten gesammelt, verarbeitet und weitergegeben werden.


    (2) Die Auslegung der Bestimmungen von Absatz1 lässt die Bestimmungen unberührt, die vorbehaltlich geeigneter Sicherheitsmaßnahmen das Sammeln, die Verarbeitung und Weitergabe der erforderlichen Angaben über die Person, bei der Organe oder Gewebe entnommen wurden, oder über den (die) Empfänger der Organe oder Gewebe erlauben, soweit dies zu medizinischen Zwecken einschließlich der in Artikel3 dieses Protokolls vorgesehenen Rückverfolgbarkeit erforderlich ist.


    […]
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    45Charta der Grundrechte der Europäischen Union vom 7.Dezember2000


    Präambel


    Die Völker Europas sind entschlossen, auf der Grundlage gemeinsamer Werte eine friedliche Zukunft zu teilen, indem sie sich zu einer immer engeren Union verbinden.


    In dem Bewusstsein ihres geistig-religiösen und sittlichen Erbes gründet sich die Union auf die unteilbaren und universellen Werte der Würde des Menschen, der Freiheit, der Gleichheit und der Solidarität. Sie beruht auf den Grundsätzen der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit. Sie stellt den Menschen in den mittelpunkt ihres Handelns, indem sie die Unionsbürgerschaft und einen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts begründet.


    Die Union trägt zur Erhaltung und zur Entwicklung dieser gemeinsamen Werte unter Achtung der Vielfalt der Kulturen und Traditionen der Völker Europas sowie der nationalen Identität der Mitgliedstaaten und der Organisation ihrer staatlichen Gewalt auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene bei. Sie ist bestrebt, eine ausgewogene und nachhaltige Entwicklung zu fördern und stellt den freien Personen-, Dienstleistungs-, Waren- und Kapitalverkehr sowie die Niederlassungsfreiheit sicher.


    Zu diesem Zweck ist es notwendig, angesichts der Weiterentwicklung der Gesellschaft, des sozialen Fortschritts und der wissenschaftlichen und technologischen Entwicklungen den Schutz der Grundrechte zu stärken, indem sie in einer Charta sichtbarer gemacht werden.


    Diese Charta bekräftigt unter Achtung der Zuständigkeiten und Aufgaben der Union und des Subsidiaritätsprinzips die Rechte, die sich vor allem aus den gemeinsamen Verfassungstraditionen und den gemeinsamen internationalen Verpflichtungen der Mitgliedstaaten, aus der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten, aus den von der Union und dem Europarat beschlossenen Sozialchartas sowie aus der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union und des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte ergeben. In diesem Zusammenhang erfolgt die Auslegung der Charta durch die Gerichte der Union und der Mitgliedstaaten unter gebührender Berücksichtigung der Erläuterungen, die unter der Leitung des Präsidiums des Konvents zur Ausarbeitung der Charta formuliert und unter der Verantwortung des Präsidiums des Europäischen Konvents aktualisiert wurden.


    Die Ausübung dieser Rechte ist mit Verantwortung und mit Pflichten sowohl gegenüber den Mitmenschen als auch gegenüber der menschlichen Gemeinschaft und den künftigen Generationen verbunden.


    Daher erkennt die Union die nachstehend aufgeführten Rechte, Freiheiten und Grundsätze an.


    Titel IWürde des Menschen


    Artikel1Würde des Menschen


    Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie ist zu achten und zu schützen.


    Artikel2Recht auf Leben


    (1) Jeder Mensch hat das Recht auf Leben.


    (2) Niemand darf zur Todesstrafe verurteilt oder hingerichtet werden.


    Artikel3Recht auf Unversehrtheit


    (1) Jeder Mensch hat das Recht auf körperliche und geistige Unversehrtheit.


    (2) Im Rahmen der Medizin und der Biologie muss insbesondere Folgendes beachtet werden:


    a) die freie Einwilligung des Betroffenen nach vorheriger Aufklärung entsprechend den gesetzlich festgelegten Einzelheiten;


    b) das Verbot eugenischer Praktiken, insbesondere derjenigen, welche die Selektion von Personen zum Ziel haben;


    c) das Verbot, den menschlichen Körper und Teile davon als solche zur Erzielung von Gewinnen zu nutzen;


    d) das Verbot des reproduktiven Klonens von Menschen.


    Artikel4Verbot der Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung


    Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen werden.


    Artikel5Verbot der Sklaverei und der Zwangsarbeit


    (1) Niemand darf in Sklaverei oder Leibeigenschaft gehalten werden.


    (2) Niemand darf gezwungen werden, Zwangs- oder Pflichtarbeit zu verrichten.


    (3) Menschenhandel ist verboten.


    Titel IIFreiheiten


    Artikel6Recht auf Freiheit und Sicherheit


    Jeder Mensch hat das Recht auf Freiheit und Sicherheit.


    Artikel7Achtung des Privat- und Familienlebens


    Jede Person hat das Recht auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens, ihrer Wohnung sowie ihrer Kommunikation.


    Artikel8Schutz personenbezogener Daten


    (1) Jede Person hat das Recht auf Schutz der sie betreffenden personenbezogenen Daten.


    (2) Diese Daten dürfen nur nach Treu und Glauben für festgelegte Zwecke und mit Einwilligung der betroffenen Person oder auf einer sonstigen gesetzlich geregelten legitimen Grundlage verarbeitet werden. Jede Person hat das Recht, Auskunft über die sie betreffenden erhobenen Daten zu erhalten und die Berichtigung der Daten zu erwirken.


    (3) Die Einhaltung dieser Vorschriften wird von einer unabhängigen Stelle überwacht.


    Artikel9Recht, eine Ehe einzugehen und eine Familie zu gründen


    Das Recht, eine Ehe einzugehen, und das Recht, eine Familie zu gründen, werden nach den einzelstaatlichen Gesetzen gewährleistet, welche die Ausübung dieser Rechte regeln.


    Artikel10Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit


    (1) Jede Person hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit. Dieses Recht umfasst die Freiheit, die Religion oder Weltanschauung zu wechseln, und die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung einzeln oder gemeinsam mit anderen öffentlich oder privat durch Gottesdienst, Unterricht, Bräuche und Riten zu bekennen.


    (2) Das Recht auf Wehrdienstverweigerung aus Gewissensgründen wird nach den einzelstaatlichen Gesetzen anerkannt, welche die Ausübung dieses Rechts regeln.


    Artikel11Freiheit der Meinungsäußerung und Informationsfreiheit


    (1) Jede Person hat das Recht auf freie Meinungsäußerung. Dieses Recht schließt die Meinungsfreiheit und die Freiheit ein, Informationen und Ideen ohne behördliche Eingriffe und ohne Rücksicht auf Staatsgrenzen zu empfangen und weiterzugeben.


    (2) Die Freiheit der Medien und ihre Pluralität werden geachtet.


    Artikel12Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit


    (1) Jede Person hat das Recht, sich insbesondere im politischen, gewerkschaftlichen und zivilgesellschaftlichen Bereich auf allen Ebenen frei und friedlich mit anderen zu versammeln und frei mit anderen zusammenzuschließen, was das Recht jeder Person umfasst, zum Schutz ihrer Interessen Gewerkschaften zu gründen und Gewerkschaften beizutreten.


    (2) Politische Parteien auf der Ebene der Union tragen dazu bei, den politischen Willen der Unionsbürgerinnen und Unionsbürger zum Ausdruck zu bringen.


    Artikel13Freiheit von Kunst und Wissenschaft


    Kunst und Forschung sind frei. Die akademische Freiheit wird geachtet.


    Artikel14Recht auf Bildung


    (1) Jede Person hat das Recht auf Bildung sowie auf Zugang zur beruflichen Ausbildung und Weiterbildung.


    (2) Dieses Recht umfasst die Möglichkeit, unentgeltlich am Pflichtschulunterricht teilzunehmen.


    (3) Die Freiheit zur Gründung von Lehranstalten unter Achtung der demokratischen Grundsätze sowie das Recht der Eltern, die Erziehung und den Unterricht ihrer Kinder entsprechend ihren eigenen religiösen, weltanschaulichen und erzieherischen Überzeugungen sicherzustellen, werden nach den einzelstaatlichen Gesetzen geachtet, welche ihre Ausübung regeln.


    Artikel15Berufsfreiheit und Recht zu arbeiten


    (1) Jede Person hat das Recht, zu arbeiten und einen frei gewählten oder angenommenen Beruf auszuüben.


    (2) Alle Unionsbürgerinnen und Unionsbürger haben die Freiheit, in jedem Mitgliedstaat Arbeit zu suchen, zu arbeiten, sich niederzulassen oder Dienstleistungen zu erbringen.


    (3) Die Staatsangehörigen dritter Länder, die im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten arbeiten dürfen, haben Anspruch auf Arbeitsbedingungen, die denen der Unionsbürgerinnen und Unionsbürger entsprechen.


    Artikel16Unternehmerische Freiheit


    Die unternehmerische Freiheit wird nach dem Unionsrecht und den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten anerkannt.


    Artikel17Eigentumsrecht


    (1) Jede Person hat das Recht, ihr rechtmäßig erworbenes Eigentum zu besitzen, zu nutzen, darüber zu verfügen und es zu vererben. Niemandem darf sein Eigentum entzogen werden, es sei denn aus Gründen des öffentlichen Interesses in den Fällen und unter den Bedingungen, die in einem Gesetz vorgesehen sind, sowie gegen eine rechtzeitige angemessene Entschädigung für den Verlust des Eigentums. Die Nutzung des Eigentums kann gesetzlich geregelt werden, soweit dies für das Wohl der Allgemeinheit erforderlich ist.


    (2) Geistiges Eigentum wird geschützt.


    Artikel18Asylrecht


    Das Recht auf Asyl wird nach Maßgabe des Genfer Abkommens vom 28.Juli 1951 und des Protokolls vom 31.Januar 1967 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge sowie nach Maßgabe des Vertrags über die Europäische Union und des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (im Folgenden »die Verträge«) gewährleistet.


    Artikel19Schutz bei Abschiebung, Ausweisung und Auslieferung


    (1) Kollektivausweisungen sind nicht zulässig.


    (2) Niemand darf in einen Staat abgeschoben oder ausgewiesen oder an einen Staat ausgeliefert werden, in dem für sie oder ihn das ernsthafte Risiko der Todesstrafe, der Folter oder einer anderen unmenschlichen oder erniedrigenden Strafe oder Behandlung besteht.


    Titel IIIGleichheit


    Artikel20Gleichheit vor dem Gesetz


    Alle Personen sind vor dem Gesetz gleich.


    Artikel21Nichtdiskriminierung


    (1) Diskriminierungen insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der Weltanschauung, der politischen oder sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung sind verboten.


    (2) Unbeschadet besonderer Bestimmungen der Verträge ist in ihrem Anwendungsbereich jede Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit verboten.


    Artikel22Vielfalt der Kulturen, Religionen und Sprachen


    Die Union achtet die Vielfalt der Kulturen, Religionen und Sprachen.


    Artikel23Gleichheit von Frauen und Männern


    Die Gleichheit von Frauen und Männern ist in allen Bereichen, einschließlich der Beschäftigung, der Arbeit und des Arbeitsentgelts, sicherzustellen.


    Der Grundsatz der Gleichheit steht der Beibehaltung oder der Einführung spezifischer Vergünstigungen für das unterrepräsentierte Geschlecht nicht entgegen.


    Artikel24Rechte des Kindes


    (1) Kinder haben Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge, die für ihr Wohlergehen notwendig sind. Sie können ihre Meinung frei äußern. Ihre Meinung wird in den Angelegenheiten, die sie betreffen, in einer ihrem Alter und ihrem Reifegrad entsprechenden Weise berücksichtigt.


    (2) Bei allen Kinder betreffenden Maßnahmen öffentlicher Stellen oder privater Einrichtungen muss das Wohl des Kindes eine vorrangige Erwägung sein.


    (3) Jedes Kind hat Anspruch auf regelmäßige persönliche Beziehungen und direkte Kontakte zu beiden Elternteilen, es sei denn, dies steht seinem Wohl entgegen.


    Artikel25Rechte älterer Menschen


    Die Union anerkennt und achtet das Recht älterer Menschen auf ein würdiges und unabhängiges Leben und auf Teilnahme am sozialen und kulturellen Leben.


    Artikel26Integration von Menschen mit Behinderung


    Die Union anerkennt und achtet den Anspruch von Menschen mit Behinderung auf Maßnahmen zur Gewährleistung ihrer Eigenständigkeit, ihrer sozialen und beruflichen Eingliederung und ihrer Teilnahme am Leben der Gemeinschaft.


    Titel IVSolidarität


    Artikel27Recht auf Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Unternehmen


    Für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer oder ihre Vertreter muss auf den geeigneten Ebenen eine rechtzeitige Unterrichtung und Anhörung in den Fällen und unter den Voraussetzungen gewährleistet sein, die nach dem Unionsrecht und den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten vorgesehen sind.


    Artikel28Recht auf Kollektivverhandlungen und Kollektivmaßnahmen


    Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber oder ihre jeweiligen Organisationen haben nach dem Unionsrecht und den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten das Recht, Tarifverträge auf den geeigneten Ebenen auszuhandeln und zu schließen sowie bei Interessenkonflikten kollektive Maßnahmen zur Verteidigung ihrer Interessen, einschließlich Streiks, zu ergreifen.


    Artikel29Recht auf Zugang zu einem Arbeitsvermittlungsdienst


    Jede Person hat das Recht auf Zugang zu einem unentgeltlichen Arbeitsvermittlungsdienst.


    Artikel30Schutz bei ungerechtfertigter Entlassung


    Jede Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer hat nach dem Unionsrecht und den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten Anspruch auf Schutz vor ungerechtfertigter Entlassung.


    Artikel31Gerechte und angemessene Arbeitsbedingungen


    (1) Jede Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer hat das Recht auf gesunde, sichere und würdige Arbeitsbedingungen.


    (2) Jede Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer hat das Recht auf eine Begrenzung der Höchstarbeitszeit, auf tägliche und wöchentliche Ruhezeiten sowie auf bezahlten Jahresurlaub.


    Artikel32Verbot der Kinderarbeit und Schutz der Jugendlichen am Arbeitsplatz


    Kinderarbeit ist verboten. Unbeschadet günstigerer Vorschriften für Jugendliche und abgesehen von begrenzten Ausnahmen darf das Mindestalter für den Eintritt in das Arbeitsleben das Alter, in dem die Schulpflicht endet, nicht unterschreiten.


    Zur Arbeit zugelassene Jugendliche müssen ihrem Alter angepasste Arbeitsbedingungen erhalten und vor wirtschaftlicher Ausbeutung und vor jeder Arbeit geschützt werden, die ihre Sicherheit, ihre Gesundheit, ihre körperliche, geistige, sittliche oder soziale Entwicklung beeinträchtigen oder ihre Erziehung gefährden könnte.


    Artikel33Familien- und Berufsleben


    (1) Der rechtliche, wirtschaftliche und soziale Schutz der Familie wird gewährleistet.


    (2) Um Familien- und Berufsleben miteinander in Einklang bringen zu können, hat jeder Mensch das Recht auf Schutz vor Entlassung aus einem mit der Mutterschaft zusammenhängenden Grund sowie den Anspruch auf einen bezahlten Mutterschaftsurlaub und auf einen Elternurlaub nach der Geburt oder Adoption eines Kindes.


    Artikel34Soziale Sicherheit und soziale Unterstützung


    (1) Die Union anerkennt und achtet das Recht auf Zugang zu den Leistungen der sozialen Sicherheit und zu den sozialen Diensten, die in Fällen wie Mutterschaft, Krankheit, Arbeitsunfall, Pflegebedürftigkeit oder im Alter sowie bei Verlust des Arbeitsplatzes Schutz gewährleisten, nach Maßgabe des Unionsrechts und der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten.


    (2) Jede Person, die in der Union ihren rechtmäßigen Wohnsitz hat und ihren Aufenthalt rechtmäßig wechselt, hat Anspruch auf die Leistungen der sozialen Sicherheit und die sozialen Vergünstigungen nach dem Unionsrecht und den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten.


    (3) Um die soziale Ausgrenzung und die Armut zu bekämpfen, anerkennt und achtet die Union das Recht auf eine soziale Unterstützung und eine Unterstützung für die Wohnung, die allen, die nicht über ausreichende mittel verfügen, ein menschenwürdiges Dasein sicherstellen sollen, nach Maßgabe des Unionsrechts und der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten.


    Artikel35Gesundheitsschutz


    Jede Person hat das Recht auf Zugang zur Gesundheitsvorsorge und auf ärztliche Versorgung nach Maßgabe der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten. Bei der Festlegung und Durchführung der Politik und Maßnahmen der Union in allen Bereichen wird ein hohes Gesundheitsschutzniveau sichergestellt.


    Artikel36Zugang zu Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse


    Die Union anerkennt und achtet den Zugang zu Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse, wie er durch die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten im Einklang mit den Verträgen geregelt ist, um den sozialen und territorialen Zusammenhalt der Union zu fördern.


    Artikel37Umweltschutz


    Ein hohes Umweltschutzniveau und die Verbesserung der Umweltqualität müssen in die Politik der Union einbezogen und nach dem Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung sichergestellt werden.


    Artikel38Verbraucherschutz


    Die Politik der Union stellt ein hohes Verbraucherschutzniveau sicher.


    Titel VBürgerrechte


    Artikel39Aktives und passives Wahlrecht bei den Wahlen zum Europäischen Parlament


    (1) Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger besitzen in dem Mitgliedstaat, in dem sie ihren Wohnsitz haben, das aktive und passive Wahlrecht bei den Wahlen zum Europäischen Parlament unter denselben Bedingungen wie die Angehörigen des betreffenden Mitgliedstaats.


    (2) Die Mitglieder des Europäischen Parlaments werden in allgemeiner, unmittelbarer, freier und geheimer Wahl gewählt.


    Artikel40Aktives und passives Wahlrecht bei den Kommunalwahlen


    Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger besitzen in dem Mitgliedstaat, in dem sie ihren Wohnsitz haben, das aktive und passive Wahlrecht bei Kommunalwahlen unter denselben Bedingungen wie die Angehörigen des betreffenden Mitgliedstaats.


    Artikel41Recht auf eine gute Verwaltung


    (1) Jede Person hat ein Recht darauf, dass ihre Angelegenheiten von den Organen, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union unparteiisch, gerecht und innerhalb einer angemessenen Frist behandelt werden.


    (2) Dieses Recht umfasst insbesondere


    a) das Recht einer jeden Person, gehört zu werden, bevor ihr gegenüber eine für sie nachteilige individuelle Maßnahme getroffen wird;


    b) das Recht jeder Person auf Zugang zu den sie betreffenden Akten unter Wahrung des berechtigten Interesses der Vertraulichkeit sowie des Berufs- und Geschäftsgeheimnisses;


    c) die Verpflichtung der Verwaltung, ihre Entscheidungen zu begründen.


    (3) Jede Person hat Anspruch darauf, dass die Gemeinschaft den durch ihre Organe oder Bediensteten in Ausübung ihrer Amtstätigkeit verursachten Schaden nach den allgemeinen Rechtsgrundsätzen ersetzt, die den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten gemeinsam sind.


    (4) Jede Person kann sich in einer der Sprachen der Verträge an die Organe der Union wenden und muss eine Antwort in derselben Sprache erhalten.


    Artikel42Recht auf Zugang zu Dokumenten


    Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger sowie jede natürliche oder juristische Person mit Wohnsitz oder satzungsmäßigem Sitz in einem Mitgliedstaat haben das Recht auf Zugang zu den Dokumenten der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, unabhängig von der Form der für diese Dokumente verwendeten Träger.


    Artikel43Der Europäische Bürgerbeauftragte


    Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger sowie jede natürliche oder juristische Person mit Wohnsitz oder satzungsmäßigem Sitz in einem Mitgliedstaat haben das Recht, den Europäischen Bürgerbeauftragten im Falle von Missständen bei der Tätigkeit der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, mit Ausnahme des Gerichtshofs der Europäischen Union in Ausübung seiner Rechtsprechungsbefugnisse, zu befassen.


    Artikel44Petitionsrecht


    Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger sowie jede natürliche oder juristische Person mit Wohnsitz oder satzungsmäßigem Sitz in einem Mitgliedstaat haben das Recht, eine Petition an das Europäische Parlament zu richten.


    Artikel45Freizügigkeit und Aufenthaltsfreiheit


    (1) Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger haben das Recht, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten.


    (2) Staatsangehörigen von Drittländern, die sich rechtmäßig im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufhalten, kann nach Maßgabe der Verträge Freizügigkeit und Aufenthaltsfreiheit gewährt werden.


    Artikel46Diplomatischer und konsularischer Schutz


    Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger genießen im Hoheitsgebiet eines Drittlands, in dem der Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzen, nicht vertreten ist, den Schutz durch die diplomatischen und konsularischen Behörden eines jeden Mitgliedstaats unter denselben Bedingungen wie Staatsangehörige dieses Staates.


    Titel VIJustizielle Rechte


    Artikel47Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf und ein unparteiisches Gericht


    Jede Person, deren durch das Recht der Union garantierte Rechte oder Freiheiten verletzt worden sind, hat das Recht, nach Maßgabe der in diesem Artikelvorgesehenen Bedingungen bei einem Gericht einen wirksamen Rechtsbehelf einzulegen. Jede Person hat ein Recht darauf, dass ihre Sache von einem unabhängigen, unparteiischen und zuvor durch Gesetz errichteten Gericht in einem fairen Verfahren, öffentlich und innerhalb angemessener Frist verhandelt wird. Jede Person kann sich beraten, verteidigen und vertreten lassen. Personen, die nicht über ausreichende mittel verfügen, wird Prozesskostenhilfe bewilligt, soweit diese Hilfe erforderlich ist, um den Zugang zu den Gerichten wirksam zu gewährleisten.


    Artikel48Unschuldsvermutung und Verteidigungsrechte


    (1) Jeder Angeklagte gilt bis zum rechtsförmlich erbrachten Beweis seiner Schuld als unschuldig.


    (2) Jedem Angeklagten wird die Achtung der Verteidigungsrechte gewährleistet.


    Artikel49Grundsätze der Gesetzmäßigkeit und der Verhältnismäßigkeit im Zusammenhang mit Straftaten und Strafen


    (1) Niemand darf wegen einer Handlung oder Unterlassung verurteilt werden, die zur Zeit ihrer Begehung nach innerstaatlichem oder internationalem Recht nicht strafbar war. Es darf auch keine schwerere Strafe als die zur Zeit der Begehung angedrohte Strafe verhängt werden. Wird nach Begehung einer Straftat durch Gesetz eine mildere Strafe eingeführt, so ist diese zu verhängen.


    (2) Dieser Artikelschließt nicht aus, dass eine Person wegen einer Handlung oder Unterlassung verurteilt oder bestraft wird, die zur Zeit ihrer Begehung nach den allgemeinen, von der Gesamtheit der Nationen anerkannten Grundsätzen strafbar war.


    (3) Das Strafmaß darf zur Straftat nicht unverhältnismäßig sein.


    Artikel50Recht, wegen derselben Straftat nicht zweimal strafrechtlich verfolgt oder bestraft zu werden


    Niemand darf wegen einer Straftat, derentwegen er bereits in der Union nach dem Gesetz rechtskräftig verurteilt oder freigesprochen worden ist, in einem Strafverfahren erneut verfolgt oder bestraft werden.


    Titel VIIAllgemeine Bestimmungen über die Auslegung und Anwendung der Charta


    Artikel51Anwendungsbereich


    (1) Diese Charta gilt für die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union unter Wahrung des Subsidiaritätsprinzips und für die Mitgliedstaaten ausschließlich bei der Durchführung des Rechts der Union. Dementsprechend achten sie die Rechte, halten sie sich an die Grundsätze und fördern sie deren Anwendung entsprechend ihren jeweiligen Zuständigkeiten und unter Achtung der Grenzen der Zuständigkeiten, die der Union in den Verträgen übertragen werden.


    (2) Diese Charta dehnt den Geltungsbereich des Unionsrechts nicht über die Zuständigkeiten der Union hinaus aus und begründet weder neue Zuständigkeiten noch neue Aufgaben für die Union, noch ändert sie die in den Verträgen festgelegten Zuständigkeiten und Aufgaben.


    Artikel52Tragweite und Auslegung der Rechte und Grundsätze


    (1) Jede Einschränkung der Ausübung der in dieser Charta anerkannten Rechte und Freiheiten muss gesetzlich vorgesehen sein und den Wesensgehalt dieser Rechte und Freiheiten achten. Unter Wahrung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit dürfen Einschränkungen nur vorgenommen werden, wenn sie erforderlich sind und den von der Union anerkannten dem Gemeinwohl dienenden Zielsetzungen oder den Erfordernissen des Schutzes der Rechte und Freiheiten anderer tatsächlich entsprechen.


    (2) Die Ausübung der durch diese Charta anerkannten Rechte, die in den Verträgen geregelt sind, erfolgt im Rahmen der in den Verträgen festgelegten Bedingungen und Grenzen.


    (3) Soweit diese Charta Rechte enthält, die den durch die Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten garantierten Rechten entsprechen, haben sie die gleiche Bedeutung und Tragweite, wie sie ihnen in der genannten Konvention verliehen wird. Diese Bestimmung steht dem nicht entgegen, dass das Recht der Union einen weiter gehenden Schutz gewährt.


    (4) Soweit in dieser Charta Grundrechte anerkannt werden, wie sie sich aus den gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten ergeben, werden sie im Einklang mit diesen Überlieferungen ausgelegt.


    (5) Die Bestimmungen dieser Charta, in denen Grundsätze festgelegt sind, können durch Akte der Gesetzgebung und der Ausführung der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union sowie durch Akte der Mitgliedstaaten zur Durchführung des Rechts der Union in Ausübung ihrer jeweiligen Zuständigkeiten umgesetzt werden. Sie können vor Gericht nur bei der Auslegung dieser Akte und bei Entscheidungen über deren Rechtmäßigkeit herangezogen werden.


    (6) Den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten ist, wie es in dieser Charta bestimmt ist, in vollem Umfang Rechnung zu tragen.


    (7) Die Erläuterungen, die als Anleitung für die Auslegung dieser Charta verfasst wurden, sind von den Gerichten der Union und der Mitgliedstaaten gebührend zu berücksichtigen.


    Artikel53Schutzniveau


    Keine Bestimmung dieser Charta ist als eine Einschränkung oder Verletzung der Menschenrechte und Grundfreiheiten auszulegen, die in dem jeweiligen Anwendungsbereich durch das Recht der Union und das Völkerrecht sowie durch die internationalen Übereinkommen, bei denen die Union oder alle Mitgliedstaaten Vertragsparteien sind, darunter insbesondere die Europäische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, sowie durch die Verfassungen der Mitgliedstaaten anerkannt werden.


    Artikel54Verbot des Missbrauchs der Rechte


    Keine Bestimmung dieser Charta ist so auszulegen, als begründe sie das Recht, eine Tätigkeit auszuüben oder eine Handlung vorzunehmen, die darauf abzielt, die in der Charta anerkannten Rechte und Freiheiten abzuschaffen oder sie stärker einzuschränken, als dies in der Charta vorgesehen ist.


    Der vorstehende Wortlaut übernimmt mit Anpassungen die am 7.Dezember 2000 proklamierte Charta und ersetzt sie ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon.
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    Amerikanische Rechtsdokumente


    46Amerikanische Konvention über Menschenrechte vom 22.November1969


    Präambel


    DIE AMERIKANISCHEN STAATEN,


    die diese Konvention unterzeichnet haben


    in Bekräftigung ihrer Absicht, in dieser Hemisphäre im Rahmen demokratischer Institutionen eine Ordnung der persönlichen Freiheit und sozialen Gerechtigkeit auf der Grundlage der Achtung der wesentlichen Menschenrechte zu festigen;


    in der Erkenntnis, dass die grundlegenden Rechte des Menschen nicht in seiner Zugehörigkeit zu einem bestimmten Staat, sondern in dem Wesen der menschlichen Persönlichkeit begründet sind und dass sie somit in Form einer Konvention völkerrechtlich zu schützen sind, welche den Schutz, den die jeweilige Rechtsordnung der amerikanischen Staaten gewährt, verstärkt oder erweitert;


    in Anbetracht dessen, dass diese Grundsätze in der Charta der Organisation Amerikanischer Staaten (OAS), in der Amerikanischen Erklärung der Rechte und Pflichten des Menschen sowie in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte festgelegt sind und in anderen weltweit wie auch regional geltenden völkerrechtlichen Dokumenten bestätigt und verfeinert worden sind;


    unter erneutem Hinweis darauf, dass entsprechend der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte das Ideal des freien Menschen, der frei von Furcht und Not ist, nur durch die Schaffung von Voraussetzungen verwirklicht werden kann, unter denen jeder in den Genuss seiner wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte wie auch seiner bürgerlichen und politischen Rechte gelangt; und


    im Hinblick darauf, dass sich die Dritte Interamerikanische Sonderkonferenz (1967, Buenos Aires) dafür ausgesprochen hat, umfassende Normen in Bezug auf die wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und bildungsmäßigen Rechte in die Charta der Organisation selbst aufzunehmen, und beschlossen hat, dass in einer interamerikanischen Menschenrechtskonvention der Aufbau, die Zuständigkeiten und das Verfahren der für diese Fragen zuständigen Organe festgelegt werden sollten


    sind wie folgt übereingekommen:


    TeilIPflichten der Staaten und geschützte Rechte


    KapitelIAllgemeine Pflichten


    Artikel1Verpflichtung zur Achtung der Rechte


    (1) Die Mitgliedstaaten dieser Konvention verpflichten sich, die hierin anerkannten Rechte und Freiheiten zu achten und jeder Person unter ihrer Hoheitsgewalt die freie und volle Ausübung dieser Rechte und Freiheiten zu garantieren, und zwar ungeachtet ihrer Rasse, Hautfarbe, ihres Geschlechts, ihrer Sprache, ihres Glaubens, ihrer politischen oder sonstigen Anschauungen, ihrer nationalen oder sozialen Herkunft, ihrer wirtschaftlichen Stellung, ihrer Abstammung oder irgendeines anderen sozialen Faktors.


    (2) »Person« im Sinne dieser Konvention ist jeder Mensch.


    Artikel2Auswirkungen auf das innerstaatliche Recht


    Soweit die Ausübung eines der Rechte oder einer der Freiheiten nach Art.1 noch nicht durch rechtliche oder andere Regelungen abgesichert ist, verpflichten sich die Vertragsstaaten, die gesetzgeberischen oder sonstigen Maßnahmen, die zur Durchsetzung dieser Rechte oder Freiheiten erforderlich sind, entsprechend ihren verfassungsmäßigen Verfahren und den Bestimmungen dieser Konvention zu ergreifen.


    KapitelIIBürgerliche und politische Rechte


    Artikel3Recht auf Anerkennung der Rechtsfähgikeit


    Jeder hat das Recht auf Anerkennung als Person vor dem Gesetz.


    Artikel4Recht auf Leben


    (1) Jeder hat das Recht auf Achtung seines Lebens. Dieses Recht ist gesetzlich zu schützen und gilt im Allgemeinen ab dem Zeitraum der Empfängnis. Niemandem darf das Leben willkürlich genommen werden.


    (2) In Staaten, in denen die Todesstrafe nicht abgeschafft ist, darf diese nur als Strafe für Schwerstverbrechen und nur nach einem Endurteil verhängt werden, das durch ein zuständiges Gericht und entsprechend einem Gesetz ergangen ist, das eine solche Strafe festlegt und vor der Begehung der Straftat erlassen wurde. Diese Strafe darf nicht in Bezug auf Straftaten verhängt werden, auf die sie gegenwärtig nicht anwendbar ist.


    (3) Die Todesstrafe darf in Staaten, welche sie abgeschafft haben, nicht wieder eingeführt werden.


    (4) Die Todesstrafe darf unter keinen Umständen bei politischen Straftaten oder damit zusammenhängenden gewöhnlichen Straftaten verhängt werden.


    (5) Die Todesstrafe darf nicht gegen Personen, die zur Zeit der Begehung der Straftat jünger als 18 oder älter als 70Jahre waren, verhängt und auch nicht gegen Schwangere angewandt werden.


    (6) Jeder zum Tode Verurteilte hat das Recht, ein Gesuch um Amnestie, Begnadigung oder Strafumwandlung einzureichen, dem in allen Fällen stattgegeben werden kann. Die Todesstrafe darf nicht vollstreckt werden, solange die Entscheidung der zuständigen Behörde über ein solches Gesuch noch aussteht.


    Artikel5Recht auf menschenwürdige Behandlung


    (1) Jeder hat das Recht auf Achtung seiner körperlichen und geistigen und moralischen Unversehrtheit.


    (2) Niemand darf gefoltert oder einer grausamen, unmenschlichen oder erniedrigenden Strafe oder Behandlung unterworfen werden. Jeder, dem die Freiheit entzogen worden ist, ist mit Achtung vor der angeborenen Würde des Menschen zu behandeln.


    (3) Die Bestrafung darf auf keine andere Person als den Straftäter ausgedehnt werden.


    (4) Sofern nicht außergewöhnliche Umstände vorliegen, müssen Angeklagte von Verurteilten getrennt verwahrt werden und genießen eine gesonderte Behandlung entsprechend ihrer Stellung als Nichtverurteilte.


    (5) Minderjährige, gegen die ein Strafverfahren läuft, sind von Erwachsenen zu trennen und schnellstmöglich vor besondere Gerichte zu stellen, damit sie entsprechend ihrer Stellung als Minderjährige behandelt werden können.


    (6) Freiheitsstrafen haben die Besserung und gesellschaftliche Wiedereingliederung der Häftlinge zum wesentlichen Ziel.


    Artikel6Freiheit von Sklaverei


    (1) Niemand darf in Sklaverei oder in Leibeigenschaft gehalten werden, die in allen ihren Formen und in gleicher Weise wie der Sklaven- und Mädchenhandel verboten sind.


    (2) Niemand darf gezwungen werden, Zwangs- oder Pflichtarbeit zu leisten. Diese Bestimmung darf nicht dahingehend ausgelegt werden, dass sie in Staaten, in denen bestimmte Straftaten mit einer Freiheitsstrafe mit Zwangsarbeit belegt sind, die Vollstreckung eines dahingehenden, von einem zuständigen Gericht gefällten Urteils ausschlösse. Zwangsarbeit darf der Würde oder der körperlichen oder geistigen Kraft des Gefangenen nicht abträglich sein.


    (3) Als Zwangs- oder Pflichtarbeit im Sinne dieses Artikels gelten nicht:


    a) Arbeiten oder Dienstleistungen, die normalerweise von jemandem verlangt werden, der aufgrund eines Urteils oder einer förmlichen Entscheidung seitens der zuständigen Justizbehörde inhaftiert ist. Eine derartige Arbeit bzw. Dienstleistung muss unter der Aufsicht und Kontrolle staatlicher Behörden erbracht werden, und niemand, der solche Arbeiten oder Dienstleistungen verrichtet, darf in den Dienst einer Privatperson, eines Unternehmens oder einer juristischen Person gestellt werden;


    b) die Wehrdienstpflicht und in Staaten, in denen die Verweigerung des Wehrdienstes aus Gewissensgründen anerkannt ist die Ersatzdienstpflicht, soweit diese nach dem Recht an Stelle der Wehrpflicht vorgesehen ist;


    c) Dienstleistungen in Gefahren- oder Katastrophenzeiten, wenn der Bestand oder das Wohl des Gemeinwesens bedroht ist; oder


    d) Arbeiten oder Dienstleistungen, die zu den regulären Bürgerpflichten gehören.


    Artikel7Recht auf persönliche Freiheit


    (1) Jeder hat das Recht auf persönliche Freiheit und Sicherheit.


    (2) Die körperliche Freiheit darf einem Menschen nur aus den Gründen und unter den Voraussetzungen entzogen werden, die zuvor in der Verfassung des betreffenden Mitgliedstaates oder in einem nach der Verfassung erlassenen Gesetz festgelegt worden sind.


    (3) Niemand darf willkürlich festgenommen oder inhaftiert werden.


    (4) Jeder in Haft Genommene muss über die Gründe seiner Inhaftierung unterrichtet werden, und die gegen ihn erhobene(n) Beschuldigung(en) muss (müssen) ihm unverzüglich mitgeteilt werden.


    (5) Jeder in Haft Genommene muss unverzüglich einem Richter oder einem sonstigen zur Ausübung richterlicher Funktionen gesetzlich befugten Beamten vorgeführt werden und hat Anspruch auf ein Gerichtsverfahren innerhalb einer angemessenen Frist oder auf Haftentlassung ungeachtet der Fortführung des Verfahrens. Für die Freilassung kann die Leistung einer Sicherheit für sein Erscheinen vor Gericht zur Bedingung gemacht werden.


    (6) Jeder, der seiner Freiheit beraubt ist, hat das Recht auf Anrufung eines zuständigen Gerichts, damit dieses unverzüglich über die Rechtmäßigkeit der Festnahme oder Inhaftierung entscheiden und die Freilassung anordnen kann, falls die Festnahme oder Inhaftierung unrechtmäßig ist. Vertragsstaaten, nach deren Recht jeder, der sich von Freiheitsentziehung bedroht fühlt, das Recht auf Anrufung eines zuständigen Gerichts hat, damit dieses über die Rechtmäßigkeit einer solchen Bedrohung entscheiden kann, dürfen dieses Rechtsmittel weder einschränken noch abschaffen. Der Betroffene oder in dessen Auftrag eine andere Person ist dazu berechtigt, diese Rechtsmittel einzulegen.


    (7) Niemand darf wegen Schulden in Haft genommen werden. Von diesem Grundsatz unberührt bleiben die Anordnungen einer zuständigen Justizbehörde in Bezug auf die Nichterfüllung von Unterhaltsverpflichtungen.


    Artikel8Recht auf ein faires Verfahren


    (1) Jeder hat das Recht, bei der Begründung einer strafrechtlichen Anklage gegen ihn oder bei der Überprüfung seiner zivil-, arbeits- oder steuerrechtlichen oder sonstigen Rechte und Pflichten unter angemessener Rechtsschutzgarantie und innerhalb eines angemessenen Zeitraums von einem zuständigen, unabhängigen und unparteiischen, zuvor durch Gesetz eingerichteten Gericht angehört zu werden.


    (2) Jeder wegen einer strafbaren Handlung Angeklagte hat das Recht auf die Vermutung seiner Unschuld, solange seine Schuld nicht auf gesetzmäßige Weise bewiesen wird. Bei voller Rechtsgleichheit hat jeder während des Verfahrens Anspruch auf die folgenden Mindestgarantien:


    a) Recht des Angeklagten, wenn er die Verhandlungssprache des Gerichts nicht versteht oder sich nicht darin ausdrücken kann, auf unentgeltliche Unterstützung durch einen Übersetzer oder Dolmetscher;


    b) detaillierte Vorabuntersuchungen des Angeklagten über die gegen ihn erhobenen Beschuldigungen;


    c) genügend Zeit und ausreichende Möglichkeiten zur Vorbereitung seiner Verteidigung;


    d) Recht des Angeklagten, sich selbst zu verteidigen oder den Beistand eines Verteidigers seiner Wahl zu erhalten und mit diesem frei und vertraulich zu verkehren;


    e) das unveräußerliche Recht auf Vertretung durch einen staatlich bestellten, entsprechend den innerstaatlichen Rechtsvorschriften entweder bezahlten oder nicht bezahlten Verteidiger, falls sich der Angeklagte nicht selbst verteidigt oder innerhalb der gesetzlich festgesetzten Frist keinen eigenen Verteidiger bestellt;


    f) Recht der Verteidigung, die vor Gericht anwesenden Zeugen zu befragen und Sachverständige oder andere Personen, die den Tatbestand klären könnten, als Zeugen vorladen zu lassen;


    g) Recht, nicht gegen sich selbst als Zeuge aussagen oder sich schuldig bekennen zu müssen; und


    h) Recht, bei einem Gericht höherer Instanz Berufung gegen das Urteil einzulegen.


    (3) Ein Schuldbekenntnis des Angeklagten ist nur dann wirksam, wenn es ohne Ausübung irgendeines Zwanges abgegeben wird.


    (4) Gegen einen Angeklagten, der durch ein rechtskräftiges Urteil freigesprochen wird, darf in derselben Strafsache kein neues Verfahren eingelegt werden.


    (5) Strafverfahren sind öffentlich, soweit nicht Ausnahmen zum Schutz von Interessen der Rechtspflege erforderlich sind.


    Artikel9Verbot rückwirkender Strafgesetze


    Niemand darf wegen einer Handlung oder Unterlassung verurteilt werden, die im Zeitpunkt ihrer Begehung nach dem geltenden Recht nicht strafbar war. Eine höhere Strafe als diejenige, mit der eine Straftat zur Zeit ihrer Begehung belegt war, darf nicht verhängt werden. Falls nach dem nach Begehung der Straftat geltenden Recht eine mildere Strafe zu verhängen ist, muss dies der schuldigen Person zugutekommen.


    Artikel10Recht auf Entschädigung


    Jeder hat Anspruch auf eine Entschädigung entsprechend den gesetzlichen Regelungen, sofern er durch ein Endurteil aufgrund eines Justizirrtums verurteilt worden ist.


    Artikel11Recht auf Achtung der Privatsphäre


    (1) Jeder hat das Recht auf Achtung seiner Ehre und Anerkennung seiner Würde.


    (2) Niemand darf willkürlichen oder missbräuchlichen Eingriffen in sein Privatleben, seine Familie, seine Wohnung oder seinen Schriftverkehr oder irgendeiner Ehrabschneidung oder Verleumdung ausgesetzt werden.


    (3) Jeder hat Anspruch auf gesetzlichen Schutz vor solchen Ein- und Angriffen.


    Artikel12Gewissens- und Glaubensfreiheit


    (1) Jeder hat das Recht auf Gewissens- und Glaubensfreiheit. Dies schließt das Recht ein, seine Religion oder Weltanschauung beizubehalten oder zu wechseln, sowie die Freiheit, diese entweder einzeln oder gemeinsam mit anderen öffentlich oder privat zu bekennen oder zu verbreiten.


    (2) Niemand darf Einschränkungen unterworfen werden, die seine Freiheit, seinen Glauben oder seine Weltanschauung beizubehalten oder zu wechseln, schmälern könnten.


    (3) Die Freiheit, seinen Glauben oder seine Weltanschauung kundzutun, darf nur solchen gesetzlich festgelegten Beschränkungen unterworfen werden, die notwendig sind, um die öffentliche Sicherheit, Ordnung, Gesundheit oder Moral oder die Rechte oder Freiheiten anderer zu schützen.


    (4) Eltern oder Vormunde haben das Recht, ihren Kindern bzw. Mündeln eine solche religiöse oder moralische Erziehung angedeihen zu lassen, die ihren eigenen Überzeugungen entspricht.


    Artikel13Gedankenfreiheit und Freiheit der Meinungsäußerung


    (1) Jeder hat das Recht auf Gedankenfreiheit und freie Meinungsäußerung. Dieses Recht schließt die Freiheit ein, Informationen und Gedankengut jeder Art über die Landesgrenzen hinweg in mündlicher, schriftlicher oder gedruckter Form, als Kunstwerk oder durch irgendein anderes mittel eigener Wahl in Erfahrung zu bringen, zu empfangen oder weiterzugeben.


    (2) Die Ausübung des im vorhergehenden Absatzgewährleisteten Rechts darf in keiner Weise Gegenstand einer Vorzensur sein; jedoch unterliegt sie einer nachträglichen Haftung, die in dem erforderlichen Umfang durch Rechtsvorschriften ausdrücklich festzulegen ist,


    a) um die Achtung der Rechte oder des guten Leumunds anderer zu gewährleisten; oder


    b) um die innere Sicherheit, die öffentliche Ordnung oder Gesundheit oder Moral zu schützen.


    (3) Das Recht auf freie Meinungsäußerung darf nicht durch mittelbar angewandte Methoden oder mittel eingeschränkt werden wie beispielsweise durch den Missbrauch der staatlichen oder privaten Eingriffsmöglichkeiten in Bezug auf das Zeitungswesen, die Rundfunkfrequenzen oder die zur Nachrichtenverbreitung benötigten Anlagen und Geräte oder durch sonstige mittel, die dazu geeignet sind, die Weitergabe und Verbreitung von Gedanken und Meinungen zu behindern.


    (4) Unbeschadet der Bestimmungen von Abs.2 kann durch Gesetz eine Vorzensur von öffentlichen Unterhaltungsveranstaltungen zu dem ausschließenden Zweck eingeführt werden, zum Schutz von Kindern und Jugendlichen den Zugang dazu zu regeln.


    (5) Jegliche Kriegspropaganda oder Begünstigung eines national, rassistisch oder religiös motivierten Hasses, die eine Anstiftung zu widerrechtlicher Gewalttätigkeit oder zu anderen ähnlichen widerrechtlichen Handlungen gegen eine Person oder eine Gruppe von Personen aus irgendwelchen Gründen unter anderem wegen der Rasse, Hautfarbe, Religion, Sprache oder nationalen Abstammung darstellt, gilt als gesetzlich strafbare Handlung.


    Artikel14Recht auf Erwiderung


    (1) Jeder, der durch eine unrichtige oder beleidigende Behauptung oder Meinungsäußerung verletzt wird, die durch ein gesetzlich geregeltes Kommunikationsmittel in der breiten Öffentlichkeit verbreitet worden ist, hat im Rahmen der gesetzlich geregelten Voraussetzungen das Recht auf Erwiderung oder Richtigstellung über dieselben Kommunikationsmittel.


    (2) Die Richtigstellung oder Erwiderung darf in keinem Fall sonstige bestehende gesetzliche Verpflichtungen aufheben.


    (3) Zum wirksamen Schutz von Ehre und Ruf hat jeder Buch- und Zeitungsverleger sowie jede Film-, Rundfunk- und Fernsehgesellschaft einen Verantwortlichen zu bestellen, der keine Immunitäten oder besonderen Vorrechte genießt.


    Artikel15Versammlungsrecht


    Das Recht, sich friedlich und ohne Waffen zu versammeln, wird anerkannt. Die Ausübung dieses Rechtes darf nur solchen gesetzlich festgelegten Einschränkungen unterworfen werden, die im Interesse der äußeren und inneren Sicherheit oder der öffentlichen Ordnung oder zum Schutz der öffentlichen Gesundheit oder Moral oder der Rechte oder Freiheiten anderer in einer demokratischen Gesellschaft erforderlich sind.


    Artikel16Vereinigungsfreiheit


    (1) Jeder hat das Recht, sich mit anderen zu weltanschaulichen, religiösen, politischen, wirtschaftlichen, beruflichen, sozialen, kulturellen, sportlichen oder sonstigen Zwecken frei zusammenzuschließen.


    (2) Die Ausübung dieses Rechtes darf nur solchen gesetzlich festgelegten Einschränkungen unterworfen werden, die im Interesse der äußeren und inneren Sicherheit oder der öffentlichen Ordnung oder zum Schutz der öffentlichen Gesundheit oder Moral oder der Rechte und Freiheiten anderer in einer demokratischen Gesellschaft erforderlich sind.


    (3) Unbeschadet der Bestimmungen dieses Artikels können gesetzliche Beschränkungen, unter anderem selbst die Untersagung der Ausübung des Vereinigungsrechts, für Angehörige der Streitkräfte und Polizeien festgelegt werden.


    Artikel17Recht der Familie


    (1) Die Familie ist die natürliche und wesentliche Grundeinheit der Gesellschaft und hat Anspruch auf den Schutz durch die Gemeinschaft und den Staat.


    (2) Das Recht von Männern und Frauen im heiratsfähigen Alter, eine Ehe zu schließen und eine Familie zu gründen, ist zu gewährleisten, wenn sie die Voraussetzungen nach den innerstaatlichen Rechtsvorschriften erfüllen, soweit diese Voraussetzungen nicht den in dieser Konvention verankerten Grundsatz der Nichtdiskriminierung verletzen.


    (3) Ohne die freie und uneingeschränkte Zustimmung der künftigen Ehegatten darf keine Ehe geschlossen werden.


    (4) Die Vertragsstaaten haben die geeigneten Schritte zur Gewährung der Gleichberechtigung und der Ausgewogenheit der Pflichten der Ehegatten in Bezug auf die Ehe, während der Ehe und im Fall der Eheauflösung zu unternehmen. Für den Fall der Eheauflösung sind Vorkehrungen zum notwendigen Schutz der Kinder ausschließlich im Hinblick auf deren eigenes bestes Interesse zu treffen.


    (5) Die Rechtsvorschriften müssen nichtehelichen und ehelichen Kindern gleiche Rechte zuerkennen.


    Artikel18Namensrecht


    Jeder hat Anspruch auf einen Vornamen und auf die Nachnamen seiner Eltern bzw. eines Elternteils. Das Recht regelt die Art und Weise, in der dieses Recht für alle zu gewährleisten ist, erforderlichenfalls auch durch die Verwendung eines angenommenen Namens.


    Artikel19Rechte des Kindes


    Jeder Minderjährige hat Anspruch auf die wegen seiner Stellung als Minderjähriger erforderlichen Schutzmaßnahmen seitens seiner Familie, der Gesellschaft und des Staates.


    Artikel20Recht auf Staatsangehörigkeit


    (1) Jeder hat Anspruch auf eine Staatsangehörigkeit.


    (2) Jeder hat Anspruch auf die Staatsangehörigkeit des Staates, in dessen Hoheitsgebiet er geboren wurde, sofern er keinen Anspruch auf eine andere Staatsangehörigkeit hat.


    (3) Niemandem darf seine Staatsangehörigkeit oder das Recht auf deren Änderung willkürlich entzogen werden.


    Artikel21Eigentumsrecht


    (1) Jeder hat das Recht, sein Eigentum zu nutzen und zu genießen. Das Recht kann die Nutzung und den Genuss des Eigentums den Interessen der Gesellschaft unterordnen.


    (2) Niemandem darf sein Eigentum entzogen werden, außer gegen Zahlung einer gerechten Entschädigung, zu Zwecken der öffentlichen Versorgung oder des sozialen Interesses und in den gesetzlich festgelegten Fällen und entsprechend den gesetzlichen Verfahren.


    (3) Wucher und jede andere Form der Ausbeutung des Menschen durch den Menschen sind gesetzlich verboten.


    Artikel22Freizügigkeit


    (1) Jeder, der sich rechtmäßig im Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats aufhält, hat vorbehaltlich der gesetzlichen Bestimmungen das Recht, sich dort frei zu bewegen und seinen Wohnsitz zu nehmen.


    (2) Jeder hat das Recht, jeden Staat, einschließlich des eigenen, zu verlassen.


    (3) Die Ausübung der vorgenannten Rechte darf nur durch ein Gesetz beschränkt werden, soweit dies zur Verhütung von Straftaten oder zum Schutz der äußeren und inneren Sicherheit, der öffentlichen Ordnung, Moral oder Gesundheit oder der Rechte und Freiheiten anderer in einer demokratischen Gesellschaft erforderlich ist.


    (4) Die Ausübung der nach Abs.1 gewährleisteten Rechte darf im öffentlichen Interesse auch in bestimmten Gebieten durch Gesetz beschränkt werden.


    (5) Niemand darf aus dem Hoheitsgebiet des Staates, dessen Staatsangehöriger er ist, ausgewiesen, oder des Rechts auf Einreise in diesen Staat beraubt werden.


    (6) Ein Ausländer, der sich rechtmäßig im Hoheitsgebiet eines Vertragsstaates dieser Konvention aufhält, darf nur aufgrund einer rechtmäßig ergangenen Entscheidung ausgewiesen werden.


    (7) Bei Verfolgung wegen politischer Straftaten oder damit zusammenhängender gewöhnlicher Straftaten hat jeder das Recht, in ausländischem Hoheitsgebiet entsprechend dem Recht des betreffenden Staates und gemäß völkerrechtlichen Übereinkommen um Asyl nachzusuchen und es gewährt zu bekommen.


    (8) In keinem Fall darf ein Ausländer in einen Staat ungeachtet dessen, ob dieser sein Herkunftsstaat ist oder nicht, abgeschoben oder zurückgeschickt werden, wenn die Gefahr besteht, dass sein Recht auf Leben oder persönliche Freiheit aufgrund seiner Rasse, Staatsangehörigkeit, Religion, gesellschaftlichen Stellung oder politischen Anschauung in diesem Staat verletzt werden könnte.


    (9) Die Kollektivausweisung von Ausländern ist nicht erlaubt.


    Artikel23Staatsbürgerliche Grundrechte


    (1) Jedem Staatsbürger müssen das Recht und die Möglichkeit eingeräumt werden,


    a) bei der Gestaltung des Gemeinwesens unmittelbar oder über frei gewählte Vertreter mitzuwirken;


    b) bei echten wiederkehrenden, allgemeinen, gleichen und geheimen Wahlen abzustimmen und sich zur Wahl zu stellen, bei denen die freie Äußerung des Wählerwillens gewährleistet ist;


    c) unter allgemeinen Bedingungen der Gleichberechtigung in den öffentlichen Dienst seines Staates zu treten.


    (2) Die Ausübung der Rechte und Möglichkeiten entsprechend dem vorhergehenden Absatzdarf nur solchen gesetzlich geregelten Bedingungen unterworfen werden, die sich auf das Alter, die Staatsangehörigkeit, den Wohnsitz, die Sprache, die Bildung, die Rechtsfähigkeit, die Zurechnungsfähigkeit oder eine strafrechtliche Verurteilung durch ein zuständiges Gericht betreffen.


    Artikel24Gleichheit vor dem Gesetz


    Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich. Dementsprechend haben sie ohne Unterschied Anspruch auf gleichen Rechtsschutz.


    Artikel25Gerichtlicher Rechtsschutz


    (1) Jeder hat das Recht, zum Schutz vor Handlungen, welche seine Grundrechte verletzen, die durch die Verfassung oder die Rechtsvorschriften des betreffenden Staates oder durch diese Konvention garantiert sind, formlos und umgehend ein zuständiges Gericht oder gerichtsähnliches Organ anzurufen oder ein sonstiges effektives Rechtsmittel einzulegen, auch wenn die Verletzung möglicherweise durch Personen begangen wurde, die in Wahrnehmung ihrer Amtspflichten handelten.


    (2) Die Vertragsstaaten verpflichten sich,


    a) dafür Sorge zu tragen, dass jeder, der ein solches Rechtsmittel einlegt, von der nach der Rechtsordnung des Staates zuständigen Stelle seine Rechte feststellen lassen kann;


    b) die Möglichkeiten für gerichtlichen Rechtsschutz auszubauen; und


    c) dafür Sorge zu tragen, dass die zuständigen Behörden den Rechtsbehelfen, die zugelassen worden sind, Geltung verschaffen.


    KapitelIIIWirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte


    Artikel26Förderung der Entwicklung


    Die Vertragsstaaten verpflichten sich, sowohl innerstaatlich als auch im Rahmen internationaler Zusammenarbeit Maßnahmen insbesondere wirtschaftlicher und technischer Art zu ergreifen, die zum Ziel haben, durch Gesetzgebung oder sonstige geeignete mittel schrittweise die volle Verwirklichung der Rechte zu erreichen, die in den wirtschaftlichen, sozialen, auf das Bildungswesen bezogenen, wissenschaftlichen und kulturellen Normen der Charta der Organisation Amerikanischer Staaten in der durch das Protokoll von Buenos Aires geänderten Fassung mit einbegriffen sind.


    KapitelIVAußerkraftsetzung von Rechten, Auslegung und Anwendung


    Artikel27Außerkraftsetzung von Rechten


    (1) Im Fall eines Krieges, einer öffentlichen Gefahr oder eines sonstigen Notstandes, der die Unabhängigkeit oder Sicherheit eines Vertragsstaates bedroht, kann dieser Maßnahmen ergreifen, die seine Verpflichtungen nach dieser Konvention außer Kraft setzen, soweit und solange es die Lage zwingend erfordert und unter der Voraussetzung, dass diese Maßnahmen seinen übrigen völkerrechtlichen Verpflichtungen nicht entgegenstehen und keine Diskriminierung wegen Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion oder gesellschaftlicher Herkunft beinhalten.


    (2) Die vorhergehende Bestimmung berechtigt nicht zur Außerkraftsetzung der folgenden Artikel: Artikel3 (Recht auf Anerkennung der Rechtsfähigkeit), Artikel4 (Recht auf Leben), Artikel5 (Recht auf menschenwürdige Behandlung), Artikel6 (Freiheit von Sklaverei), Artikel9 (Verbot rückwirkender Strafgesetze), Artikel12 (Gewissens- und Glaubensfreiheit), Artikel17 (Rechte der Familie), Artikel18 (Namensrecht), Artikel19 (Rechte des Kindes), Artikel20 (Recht auf Staatsangehörigkeit), Artikel23 (Staatsbürgerliche Grundrechte), und auch nicht zur Außerkraftsetzung der zum Schutz dieser Rechte wesentlichen Rechtsschutzgarantien.


    (3) Jeder Vertragsstaat, der von dem Recht zur Außerkraftsetzung Gebrauch macht, hat den übrigen Vertragsstaaten über den Generalsekretär der Organisation Amerikanischer Staaten (OAS) die von ihm außer Kraft gesetzten Bestimmungen, die Gründe dafür sowie den Zeitpunkt, bis zu dem die Außerkraftsetzung gilt, unverzüglich mitzuteilen.


    Artikel28Bundesstaatsklausel


    (1) Wenn ein Vertragsstaat einen föderativen Aufbau hat, hat die Bundesregierung dieses Vertragsstaates alle diejenigen Bestimmungen dieser Konvention durchzuführen, für deren jeweiligen Gegenstand sie die Gesetzgebungs- und Rechtsprechungszuständigkeit besitzt.


    (2) Hinsichtlich derjenigen Bestimmungen, für deren jeweiligen Gegenstand die einzelnen Gliedstaaten zuständig sind, hat die Bundesregierung unverzüglich alle geeigneten Maßnahmen gemäß ihrer Verfassung und den Rechtsvorschriften zu veranlassen, damit die zuständigen Organe der Gliedstaaten die entsprechenden Regelungen zur Umsetzung dieser Konvention einführen.


    (3) Wenn zwei oder mehr Vertragsstaaten die Bildung eines Bundesstaates oder eine andere Form des Zusammenschlusses beschließen, haben sie dafür zu sorgen, dass der diesbezügliche Vertrag die erforderlichen Bestimmungen enthält, um in dem neu gebildeten Staat die Normen dieser Konvention aufrechtzuerhalten und ihnen Geltung zu verschaffen.


    Artikel29Auslegungsregeln


    Keine Bestimmung dieser Konvention darf dahingehend ausgelegt werden, dass sie


    a) einem Staat, einer Gruppe oder einer Person gestattete, den Genuss oder die Ausübung der in dieser Konvention garantierten Rechte und Freiheiten zu unterbinden oder in einem größeren als dem hierin vorgesehenen Umfang einzuschränken;


    b) den Genuss oder die Ausübung von Rechten oder Freiheiten einschränkte, die durch das Recht eines Vertragsstaates oder durch ein anderes Übereinkommen, dem einer der genannten Staaten beigetreten ist, garantiert sind;


    c) andere Rechte oder Garantien ausschlösse, die der Persönlichkeit des Menschen innewohnen oder die sich aus der Staatsform der repräsentativen Demokratie ergeben; oder


    d) die Wirkung der Amerikanischen Erklärung der Rechte und Pflichten des Menschen oder anderer völkerrechtlicher Dokumente derselben Art ausschlösse oder beschränkte.


    Artikel30Umfang der Einschränkbarkeit


    Die nach dieser Konvention zulässigen Beschränkungen des Genusses oder der Ausübung der hierin garantierten Rechte oder Freiheiten dürfen nur aufgrund von Gesetzen, die im Interesse des Allgemeinwohls erlassen worden sind, und nur entsprechend dem Zweck, für den solche Beschränkungen vorgesehen wurden, auferlegt werden.


    Artikel31Anerkennung anderer Rechte


    Andere Rechte und Freiheiten, die entsprechend den in Art.76 und 77 festgelegten Verfahren anerkannt worden sind, können in die Schutzregelungen dieser Konvention einbezogen werden.


    KapitelVPersönliche Verantwortlichkeiten


    Artikel32Verhältnis von Pflichten und Rechten


    (1) Jeder hat Verpflichtungen gegenüber seiner Familie, seiner Gemeinschaft und der Menschheit.


    (2) Die Rechte jedes Einzelnen werden durch die Rechte anderer, durch die Sicherheit aller und durch die berechtigten Erfordernisse des Allgemeinwohls in einer demokratischen Gesellschaft begrenzt.


    TeilIImittel zur Gewährleistung des Schutzes


    KapitelVIZuständige Organe


    Artikel33


    Die folgenden Organe sind für Angelegenheiten in Bezug auf die Erfüllung der Verpflichtungen der Vertragsstaaten nach dieser Konvention zuständig:


    a) die Interamerikanische Kommission für Menschenrechte (IACHR), im Folgenden als die »Kommission« bezeichnet; und


    b) der Interamerikanische Gerichtshof für Menschenrechte, im Folgenden als der »Gerichtshof« bezeichnet.


    KapitelVIIDie Interamerikanische Kommission für Menschenrechte (IACHR)


    Abschnitt1Organisation


    Artikel34


    Die Interamerikanische Kommission für Menschenrechte besteht aus sieben Mitgliedern, die Persönlichkeiten von hoher ethischer Gesinnung und anerkannter Fachkenntnis auf dem Gebiet der Menschenrechte sein müssen.


    Artikel35


    Die Kommission vertritt alle Mitgliedstaaten der Organisation Amerikanischer Staaten (OAS).


    Artikel36


    (1) Die Mitglieder der Kommission werden in persönlicher Eigenschaft von der Generalversammlung der Organisation aus einer Liste von Kandidaten gewählt, die von den Regierungen der Mitgliedstaaten vorgeschlagen worden sind.


    (2) Jede dieser Regierungen kann bis zu drei Kandidaten vorschlagen, die die Staatsangehörigkeit der sie vorschlagenden Staaten oder die eines anderen Mitgliedstaats der Organisation Amerikanischer Staaten besitzen können. Wenn ein Staat eine Dreier-Kandidatenliste einreicht, muss mindestens einer der Kandidaten Staatsangehöriger eines anderen als des vorschlagenden Staates sein.


    Artikel37


    (1) Die Mitglieder der Kommission werden für eine Amtszeit von vier Jahren gewählt und können nur einmal wiedergewählt werden; jedoch läuft die Amtszeit von drei der bei der ersten Wahl gewählten Mitglieder nach zwei Jahren ab. Unmittelbar nach dieser Wahl sind die Namen dieser drei Mitglieder von der Generalversammlung durch Los zu ermitteln.


    (2) Der Kommission dürfen nicht mehr als jeweils ein Staatsangehöriger ein und desselben Staates angehören.


    Artikel38


    Wird in der Kommission ein Sitz aus anderen Gründen als wegen des regulären Ablaufs der Amtszeit frei, ist er durch den Ständigen Rat der Organisation gemäß der Satzung der Kommission zu besetzen.


    Artikel39


    Die Kommission erarbeitet ihre Satzung, die sie der Generalversammlung zur Zustimmung unterbreitet. Die Kommission gibt sich ihre eigene Geschäftsordnung.


    Artikel40


    Sekretariatsdienste werden der Kommission durch die entsprechende Fachabteilung des Generalsekretariats der Organisation bereitgestellt. Dieser Abteilung werden die erforderlichen mittel für die Wahrnehmung der ihr von der Kommission übertragenen Aufgaben zugewiesen.


    Abschnitt2Aufgaben


    Artikel41


    Hauptaufgabe der Kommission ist die Förderung der Achtung und Verteidigung der Menschenrechte. In Erfüllung ihres Auftrages hat sie die folgenden Aufgaben und Befugnisse:


    a) das Bewusstsein der Völker Amerikas für die Menschenrechte weiterzuentwickeln;


    b) den Regierungen der Mitgliedstaaten, soweit sie dies für zweckmäßig hält, Empfehlungen zu fortschreitenden Maßnahmen zugunsten der Menschenrechte im Rahmen ihrer jeweiligen innerstaatlichen Gesetze und verfassungsrechtlichen Bestimmungen sowie zu geeigneten Maßnahmen zur Förderung der Wahrung dieser Rechte zu unterbreiten;


    c) solche Berichte oder Untersuchungen zu erstellen, die sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben für zweckmäßig hält;


    d) die Regierungen der Mitgliedstaaten zu ersuchen, ihr Informationen über die Maßnahmen zukommen zu lassen, die sie in Bezug auf Menschenrechte ergriffen haben;


    e) über das Generalsekretariat der Organisation Amerikanischer Staaten Anfragen der Mitgliedstaaten in Bezug auf Angelegenheiten der Menschenrechte zu beantworten und im Rahmen ihrer Möglichkeiten diesen Staaten die von ihnen erbetenen Beratungsdienste zu leisten;


    f) zu Eingaben und anderen mitteilungen im Rahmen ihrer Befugnisse entsprechend den Bestimmungen der Art.44 bis 51 dieser Konvention das Entsprechende zu veranlassen; und


    g) der Generalversammlung der Organisation Amerikanischer Staaten jährlich Bericht zu erstatten.


    Artikel42


    Die Vertragsstaaten übermitteln der Kommission eine Ausfertigung aller Berichte und Untersuchungen, die sie jährlich den Exekutivausschüssen des Interamerikanischen Wirtschafts- und Sozialrates (IAESC) und des Interamerikanischen Rates für Bildung, Wissenschaft und Kultur auf deren jeweiligen Fachgebieten vorlegen, so dass die Kommission über die Förderung der Rechte wachen kann, die in den wirtschaftlichen, sozialen, das Bildungswesen betreffenden, wissenschaftlichen und kulturellen Normen der Charta der Organisation Amerikanischer Staaten in der durch das Protokoll von Buenos Aires geänderten Fassung mit einbegriffen sind.


    Artikel43


    Die Vertragsstaaten verpflichten sich, der Kommission die von ihr erbetenen Informationen über die Art und Weise zuzuleiten, in der die wirksame Anwendung von Bestimmungen dieser Konvention durch ihr innerstaatliches Recht sichergestellt wird.


    Abschnitt3Zuständigkeit


    Artikel44


    Jede Person oder Gruppe von Personen und jede in einem oder mehreren Mitgliedstaaten der Organisation rechtlich anerkannte nichtstaatliche Einheit kann bei der Kommission Eingaben machen, die Anzeigen oder Beschwerden über eine Verletzung dieser Konvention durch einen Vertragsstaat enthalten.


    Artikel45


    (1) Jede Vertragspartei kann bei der Hinterlegung ihrer Ratifizierungs- oder Beitrittsurkunde zu dieser Konvention oder zu jedem späteren Zeitpunkt erklären, dass sie die Zuständigkeit der Kommission anerkennt, mitteilungen entgegenzunehmen und zu prüfen, in denen ein Vertragsstaat die Verletzung eines der in dieser Konvention festgeschriebenen Menschenrechte durch einen anderen Vertragsstaat behauptet.


    (2) Entsprechend diesem Artikeleingereichte mitteilungen dürfen nur zugelassen und geprüft werden, wenn sie von einem Vertragsstaat eingereicht werden, der die Erklärung abgegeben hat, dass er die vorgenannte Zuständigkeit der Kommission anerkennt. Die Kommission darf keine mitteilung zulassen, die sich gegen einen Staat richtet, der diese Erklärung nicht abgegeben hat.


    (3) Die Erklärung über die Anerkennung der Zuständigkeit kann für eine unbestimmte Gültigkeitsdauer, für einen festgelegten Zeitraum oder für einen bestimmten Fall abgegeben werden.


    (4) Die Erklärungen sind beim Generalsekretariat der Organisation Amerikanischer Staaten zu hinterlegen, das den Mitgliedstaaten dieser Organisation Abschriften davon zuzuleiten hat.


    Artikel46


    (1) Die Zulassung einer nach Art.44 oder 45 eingereichten Eingabe oder mitteilung durch die Kommission setzt voraus, dass


    a) die innerstaatlichen Rechtsmittel in Übereinstimmung mit den allgemein anerkannten völkerrechtlichen Grundsätzen in Anspruch genommen und erschöpft worden sind;


    b) die Eingabe oder mitteilung innerhalb von sechs Monaten ab dem Tag, an dem die eine Verletzung ihrer Rechte behauptende Vertragspartei über die abschließende Entscheidung unterrichtet wurde, eingereicht wird;


    c) der Gegenstand der Eingabe oder mitteilung nicht in einem anderen völkerrechtlichen Verfahren zur Entscheidung ansteht; und


    d) im Fall des Art.44 die Eingabe Namen, Staatsangehörigkeit, Beruf, Wohnsitz und Unterschrift der Person oder Personen oder des Rechtsvertreters der Einheit enthält, die bzw. der die Eingabe macht bzw. machen.


    (2) Die Bestimmungen von Abs.1 Buchst. a) und b) dieses Artikels sind nicht anzuwenden, wenn


    a) das innerstaatliche Recht des betreffenden Staates nicht die Möglichkeit für ein ordnungsgemäßes Verfahren zum Schutz des Rechts oder der Rechte, dessen bzw. deren Verletzung behauptet wird, bietet;


    b) der Partei, die eine Verletzung ihrer Rechte behauptet, der Zugang zu innerstaatlichen Rechtsmitteln verweigert wurde oder wenn sie an der Erschöpfung dieser Rechtsmittel gehindert wurde; oder


    c) die abschließende Entscheidung entsprechend den vorgenannten Rechtsmitteln in unzulässiger Weise hinausgezögert worden ist.


    Artikel47


    Die Kommission weist nach Art.44 oder 45 eingereichte Eingaben oder mitteilungen als unzulässig zurück, falls


    a) eine der in Art.46 aufgeführten Voraussetzungen nicht erfüllt ist;


    b) in der Eingabe oder mitteilung keine Tatsachen angegeben werden, die das Vorliegen einer Verletzung der nach dieser Konvention garantierten Rechte glaubhaft machen;


    c) die Angaben des Antragstellers oder des Staates darauf schließen lassen, dass die Eingabe oder mitteilung erkennbar unbegründet oder offenbar formwidrig ist; oder


    d) die Eingabe oder mitteilung mit einer zuvor von der Kommission oder von einer anderen internationalen Organisation geprüften Eingabe/mitteilung im Wesentlichen identisch ist.


    Abschnitt4Verfahren


    Artikel48


    (1) Erhält die Kommission eine Eingabe oder mitteilung, in der die Verletzung eines nach dieser Konvention geschützten Rechtes behauptet wird, verfährt sie wie folgt:


    a) Wenn sie die Eingabe oder mitteilung für zulässig hält, ersucht sie die Regierung des Staates, dem die behauptete Verletzung vorgeworfen wird, um Informationen und leitet dieser Regierung eine Abschrift der einschlägigen Passagen der Eingabe oder mitteilung zu. Diese Informationen müssen innerhalb einer angemessenen Frist vorgenommen werden, die von der Kommission entsprechend den Gegebenheiten des jeweiligen Falles festzusetzen ist.


    b) Nach Eingang der Informationen bzw. nach Ablauf der gesetzten Frist, ohne dass Informationen mitgeteilt worden sind, hat die Kommission festzustellen, ob die Gründe für die Eingabe oder mitteilung weiterhin gegeben sind. Ist dies nicht der Fall, erklärt die Kommission den Fall für abgeschlossen.


    c) Die Kommission kann die Eingabe oder mitteilung auch aufgrund später eingegangener Informationen oder Beweismittel für unzulässig oder formwidrig erklären.


    d) Wurde der Fall nicht für abgeschlossen erklärt, hat die Kommission nach entsprechender Unterrichtung der Parteien die in der Eingabe oder mitteilung dargelegte Angelegenheit zu prüfen, um den Sachverhalt zu ermitteln. Soweit erforderlich und zweckmäßig, führt die Kommission eine Untersuchung durch, für deren wirksame Durchführung sie die notwendigen Hilfsmittel anfordert, die ihr von den betreffenden Staaten zu gewähren sind.


    e) Die Kommission kann von den betreffenden Staaten einschlägige Informationen anfordern und hat auf ein entsprechendes Ersuchen hin mündliche Stellungnahmen der betreffenden Parteien anzuhören oder schriftliche Stellungnahmen von diesen entgegenzunehmen.


    f) Die Kommission hat sich den betreffenden Parteien zur Verfügung zu stellen, um auf der Grundlage der Achtung der nach dieser Konvention garantierten Menschenrechte eine gütliche Beilegung des Falles zu erreichen.


    (2) In schwerwiegenden und dringenden Fällen genügt jedoch eine Eingabe oder mitteilung, die alle Formvorschriften in Bezug auf die Zulässigkeit erfüllt, so dass die Kommission mit vorheriger Zustimmung des Staates, in dessen Gebiet eine Verletzung begangen worden sein soll, eine Untersuchung durchführen kann.


    Artikel49


    Wenn eine gütliche Beilegung gemäß Art.48 Abs.1 Buchst. f) erreicht worden ist, fertigt die Kommission einen Bericht an, der dem Antragsteller und den Vertragsstaaten dieser Konvention zuzuleiten und danach dem Generalsekretär der Organisation Amerikanischer Staaten zur Veröffentlichung zu übermitteln ist. In diesem Bericht sind die Fakten sowie die erreichte Lösung kurz darzulegen. Auf Ersuchen einer der hieran beteiligten Parteien sind ihr möglichst umfassende Informationen zur Verfügung zu stellen.


    Artikel50


    (1) Wenn keine Beilegung erreicht wird, fertigt die Kommission innerhalb der nach ihrer Satzung vorgesehenen Frist einen Bericht an, in dem sie den Sachverhalt und ihre Schlussfolgerungen darlegt. Falls der Bericht insgesamt oder teilweise nicht die einstimmige Auffassung aller Mitglieder der Kommission wiedergibt, darf jedes Mitglied dem Bericht seine abweichende Meinung hinzufügen. Die nach Art.48 Abs.1 Buchst. e) abgegebenen schriftlichen oder mündlichen Stellungnahmen der Parteien sind dem Bericht ebenfalls beizufügen.


    (2) Der Bericht ist an die betreffenden Staaten zu übermitteln; diese dürfen ihn nicht veröffentlichen.


    (3) Bei der Übermittlung des Berichts kann die Kommission ihr zweckmäßig erscheinende Vorschläge und Empfehlungen unterbreiten.


    Artikel51


    (1) Wenn nicht innerhalb von drei Monaten nach der Übermittlung des Berichts der Kommission an die betreffenden Staaten die Angelegenheit beigelegt ist oder von der Kommission oder dem betreffenden Staat dem Gerichtshof vorgelegt wird und dessen Zuständigkeit anerkannt wird, kann die Kommission mit der absoluten Stimmenmehrheit ihrer Mitglieder ihre Auffassung und ihre Ergebnisse in Bezug auf die ihr unterbreitete Angelegenheit darlegen.


    (2) Soweit zweckmäßig, unterbreitet die Kommission sachdienliche Empfehlungen und setzt eine Frist, innerhalb deren der Staat die ihm obliegenden Maßnahmen zu ergreifen hat, um für den geprüften Sachverhalt Abhilfe zu schaffen.


    (3) Nach Ablauf der festgesetzten Frist entscheidet die Kommission mit der absoluten Stimmenmehrheit ihrer Mitglieder darüber, ob der Staat angemessene Maßnahmen ergriffen hat und ob ihr Bericht veröffentlicht werden soll.


    KapitelVIIIInteramerikanischer Gerichtshof für Menschenrechte


    Abschnitt1Organisation


    Artikel52


    (1) Der Gerichtshof wird von sieben Richtern gebildet, die Staatsangehörige von Mitgliedstaaten der Organisation sein müssen und in persönlicher Eigenschaft aus den Reihen der Juristen von höchstem moralischen Ansehen und anerkannter Sachkenntnis auf dem Gebiet der Menschenrechte ausgewählt werden und die nach dem Recht des Staates, dem sie angehören, oder des Staates, der sie als Kandidaten vorschlägt, die Voraussetzungen für die Ausübung der höchsten richterlichen Ämter erfüllen.


    (2) Dem Gerichtshof darf nicht mehr als jeweils ein Angehöriger ein und desselben Staates angehören.


    Artikel53


    (1) Die Richter werden in geheimer Abstimmung mit der absoluten Stimmenmehrheit der Vertragsstaaten der Konvention in der Generalversammlung der Organisation aus einer von diesen Staaten vorgeschlagenen Kandidatenliste gewählt.


    (2) Jeder Vertragsstaat kann bis zu drei Kandidaten vorschlagen, die Angehörige des vorschlagenden Staates oder eines anderen Mitgliedstaates der Organisation Amerikanischer Staaten sind. Wenn ein Staat eine Dreier-Kandidatenliste einreicht, muss mindestens einer der Kandidaten Staatsangehöriger eines anderen als des vorschlagenden Staates sein.


    Artikel54


    (1) Die Richter des Gerichtshofes werden für eine Amtszeit von sechs Jahren gewählt und dürfen nur einmal wiedergewählt werden. Die Amtszeit von drei der bei der ersten Wahl gewählten Richter endet nach drei Jahren. Unmittelbar nach der Wahl werden die Namen dieser drei Richter in der Generalversammlung durch Los ermittelt.


    (2) Ein Richter, der als Ersatz für einen anderen Richter, dessen Amtszeit noch nicht abgelaufen ist, gewählt wird, bleibt bis zum Ablauf der Amtszeit des letzteren im Amt.


    (3) Die Richter bleiben bis zum Ablauf ihrer Amtszeit im Amt. Danach bleiben sie jedoch weiterhin mit Fällen befasst, die sie zu verhandeln bereits begonnen haben und die noch anhängig sind; diesbezüglich werden sie nicht durch die neu gewählten Richter ersetzt.


    Artikel55


    (1) Ist ein Richter Angehöriger eines der Staaten, die Partei eines dem Gerichtshof unterbreiteten Falles sind, ist er weiterhin berechtigt, über diesen Fall weiter zu verhandeln.


    (2) Sollte einer der zur Verhandlung über einen Fall berufenen Richter Angehöriger eines der Staaten sein, die Partei des Falles sind, kann jeder andere Staat, der auch Partei ist, eine Person seiner Wahl benennen, die dem Gerichtshof als ad hoc-Richter beisitzt.


    (3) Ist keiner der zur Verhandlung über einen Fall berufenen Richter Angehöriger eines der Staaten, die Partei sind, kann jeder dieser Staaten einen ad hoc-Richter benennen.


    (4) Ein ad hoc-Richter muss die in Art.52 genannten Voraussetzungen erfüllen.


    (5) Haben mehrere Vertragsstaaten der Konvention an einem Fall dasselbe Interesse, gelten sie im Sinne der vorhergehenden Bestimmungen als eine einzige Partei. In Zweifelsfällen entscheidet der Gerichtshof.


    Artikel56


    Der Gerichtshof ist für die Führung seiner Geschäfte mit fünf Richtern beschlussfähig.


    Artikel57


    Die Kommission tritt bei allen Fällen vor dem Gerichtshof auf.


    Artikel58


    (1) Der Gerichtshof hat seinen Sitz an einem Ort, der von den Vertragsstaaten der Konvention in der Generalversammlung der Organisation bestimmt wird; der Gerichtshof kann jedoch, wenn die Mehrheit des Gerichtshofs dies für zweckmäßig hält, und mit vorheriger Zustimmung des betreffenden Staates im Gebiet jedes beliebigen Mitgliedstaates der Organisation Amerikanischer Staaten zusammentreten. Der Sitz des Gerichtshofs kann von den Vertragsstaaten der Konvention in der Generalversammlung mit Zweidrittel-Mehrheit der Stimmen geändert werden.


    (2) Der Gerichtshof bestellt seinen eigenen Sekretär.


    (3) Der Sekretär hat sein Büro am Sitz des Gerichtshofs und nimmt an den Sitzungen teil, die der Gerichtshof gegebenenfalls andernorts abhält.


    Artikel59


    Der Gerichtshof richtet sein Sekretariat ein, das unter der Leitung des Sekretärs des Gerichtshofs entsprechend den Verwaltungsregelungen des Generalsekretariats der Organisation, soweit diese nicht mit der Unabhängigkeit des Gerichtshofs unvereinbar sind, tätig ist. Das Personal des Sekretariats des Gerichtshofs ist von dem Generalsekretär der Organisation im Einvernehmen mit dem Sekretär des Gerichtshofes zu benennen.


    Artikel60


    Der Gerichtshof gibt sich eine eigene Satzung, die er der Generalversammlung zur Zustimmung unterbreitet. Er beschließt über seine Verfahrensregeln.


    Abschnitt2Zuständigkeit und Aufgaben


    Artikel61


    (1) Nur die Vertragsstaaten und die Kommission haben das Recht, den Gerichtshof mit einem Fall zu befassen.


    (2) Der Gerichtshof verhandelt über einen Fall nur dann, wenn die in Art.48 bis 50 festgelegten Verfahrensschritte abgeschlossen sind.


    Artikel62


    (1) Ein Vertragsstaat kann bei der Hinterlegung seiner Ratifizierungs- oder Beitrittsurkunde zu dieser Konvention oder zu jedem späteren Zeitpunkt erklären, dass er die Zuständigkeit des Gerichtshofs in allen die Auslegung oder Anwendung dieser Konvention betreffenden Angelegenheiten als ipso facto verbindlich anerkennt, wofür es keiner besonderen Vereinbarung bedarf.


    (2) Eine dahingehende Erklärung kann bedingungslos, unter dem Vorbehalt der Gegenseitigkeit, für einen bestimmten Zeitraum oder für bestimmte Fälle abgegeben werden. Sie ist dem Generalsekretär der Organisation zuzuleiten, der Abschriften davon an die anderen Mitgliedstaaten der Organisation und an den Sekretär des Gerichtshofs zu übermitteln hat.


    (3) Die Zuständigkeit des Gerichtshofs erstreckt sich auf alle ihm unterbreiteten, die Auslegung und Anwendung dieser Konvention betreffenden Fälle, sofern die Staaten, die Partei des Falls sind, diese Zuständigkeiten entweder durch besondere Erklärung entsprechend den vorhergehenden Absätzen oder durch eine Sondervereinbarung anerkennen bzw. anerkannt haben.


    Artikel63


    (1) Stellt der Gerichtshof fest, dass eine Verletzung von nach dieser Konvention geschützten Rechten oder Freiheiten vorliegt, ordnet er an, dass dem Betroffenen der Genuss des verletzten Rechts oder der verletzten Freiheit garantiert wird. Er ordnet im gegebenen Fall ferner an, dass die Folgen der Maßnahme oder Sachlage, welche die Verletzung des Rechts oder der Freiheit begründete, zu beseitigen sind und dass dem Betroffenen eine angemessene Entschädigung zu zahlen ist.


    (2) In äußerst schwerwiegenden und dringenden Fällen und in dem Fall, dass dies notwendig ist, um Menschen vor einem nicht wiedergutzumachenden Schaden zu bewahren, ordnet der Gerichtshof die vorläufigen Maßnahmen an, die er in den bei ihm anhängigen Angelegenheiten für richtig hält. Hinsichtlich eines Falles, mit dem der Gerichtshof noch nicht befasst worden ist, kann er auf Ersuchen der Kommission tätig werden.


    Artikel64


    (1) Die Mitgliedstaaten der Organisation können den Gerichtshof in Bezug auf die Auslegung dieser Konvention oder anderer Verträge, die den Schutz der Menschenrechte in den amerikanischen Staaten betreffen, um Rat ersuchen. Ebenso können die Organe, die in KapitelX der Charta der Organisation Amerikanischer Staaten in der durch das Protokoll von Buenos Aires geänderten Fassung aufgeführt sind, den Gerichtshof innerhalb ihres jeweiligen Zuständigkeitsbereichs um Rat ersuchen.


    (2) Auf Ersuchen eines Mitgliedstaates der Organisation kann der Gerichtshof diesem Staat Gutachten in Bezug auf die Vereinbarkeit von Vorschriften seines innerstaatlichen Rechts mit den vorgenannten völkerrechtlichen Übereinkommen erstellen.


    Artikel65


    Auf jeder ordentlichen Sitzung der Generalversammlung der Organisation Amerikanischer Staaten legt der Gerichtshof der Generalversammlung einen Bericht über seine Tätigkeit während des Vorjahres zur Prüfung vor. Darin sind insbesondere diejenigen Fälle aufzuführen, in denen ein Staat dem Urteilsspruch des Gerichtshofs nicht Folge geleistet hat, und entsprechende Empfehlungen zu unterbreiten.


    Abschnitt3Verfahren


    Artikel66


    (1) Die Urteile des Gerichtshofs sind zu begründen.


    (2) Gibt das Urteil insgesamt oder teilweise nicht die einstimmige Auffassung der Richter wieder, ist jeder Richter berechtigt, seine abweichende oder zusätzliche eigene Meinung dem Urteil hinzufügen zu lassen.


    Artikel67


    Das Urteil des Gerichtshofs ist endgültig und rechtskräftig. Bei Meinungsverschiedenheiten über den Inhalt oder Anwendungsbereich des Urteils ist letzteres auf Ersuchen einer der Parteien vom Gerichtshof auszulegen, sofern dieser Antrag innerhalb von neunzig Tagen nach Bekanntmachung des Urteils eingereicht wird.


    Artikel68


    (1) Die Vertragsstaaten der Konvention verpflichten sich, dem Urteil des Gerichtshofs betreffend jeden Fall, bei dem sie Partei sind, Folge zu leisten.


    (2) Derjenige Teil eines Urteils, der Schadensersatzleistungen festsetzt, kann in dem betreffenden Staat entsprechend dem Verfahren, das nach innerstaatlichem Recht für die Vollstreckung von Urteilen gegen den Staat festgelegt ist, vollstreckt werden.


    Artikel69


    Das Urteil des Gerichtshofs wird den Parteien des Streitfalls bekanntgegeben und an die Vertragsstaaten der Konvention übermittelt.


    KapitelIXGemeinsame Vorschriften


    Artikel70


    (1) Die Richter des Gerichtshofs und die Mitglieder der Kommission genießen ab dem Zeitpunkt ihrer Wahl und während ihrer gesamten Amtszeit die für diplomatische Vertreter nach völkerrechtlichen Bestimmungen geltenden Immunitäten. Bei der Ausübung ihres Amtes genießen sie darüber hinaus die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen diplomatischen Vorrechte.


    (2) Die Richter des Gerichtshofs oder die Mitglieder der Kommission dürfen zu keiner Zeit für Entscheidungen oder Stellungnahmen, die sie in Ausübung ihres Amtes getroffen bzw. abgegeben haben, haftbar gemacht werden.


    Artikel71


    Die Stellung eines Richters des Gerichtshofs oder eines Mitglieds der Kommission ist unvereinbar mit jeder anderen Tätigkeit, die gemäß einer entsprechenden Feststellung in der einschlägigen Satzung die Unabhängigkeit oder Unparteilichkeit des Richters bzw. Kommissionsmitglieds beeinträchtigen könnte.


    Artikel72


    Die Richter des Gerichtshofs und die Mitglieder der Kommission erhalten Vergütungen und Reisemittel in der Form und unter den Bedingungen, die unter angemessener Berücksichtigung der Bedeutung und Unabhängigkeit ihres Amtes in ihrer jeweiligen Satzung festgelegt sind. Diese Vergütungen und Reisemittel werden im Haushalt der Organisation Amerikanischer Staaten festgesetzt, in dem auch die Aufwendungen des Gerichtshofs und seines Sekretariats auszuweisen sind. Zu diesem Zweck hat der Gerichtshof seinen eigenen Haushaltsplan aufzustellen und diesen der Generalversammlung über das Generalsekretariat zur Genehmigung vorzulegen. Letzteres darf keine Änderungen daran vornehmen.


    Artikel73


    Die Generalversammlung kann ausschließlich auf Ersuchen der Kommission bzw. des Gerichtshofes Sanktionen gegen Mitglieder der Kommission oder gegen Richter des Gerichtshofes festsetzen, wenn nach den Bestimmungen der jeweiligen Satzung triftige Gründe hierfür vorliegen. Für eine Entscheidung in Bezug auf die Mitglieder der Kommission ist die Zweidrittel-Mehrheit der Stimmen der Mitgliedstaaten der Organisation und in Bezug auf die Richter des Gerichtshofes außerdem die Zweidrittel-Stimmenmehrheit der Vertragsstaaten der Konvention erforderlich.


    TeilIIIAllgemeine Vorschriften und Übergangsregelungen


    KapitelXUnterzeichnung, Ratifikation, Vorbehalte, Änderungen, Zusatzprotokolle und Kündigung


    Artikel74


    (1) Diese Konvention liegt für alle Mitgliedstaaten der Organisation Amerikanischer Staaten zur Unterzeichnung und Ratifizierung oder zum Beitritt auf.


    (2) Die Ratifizierung oder der Beitritt zu dieser Konvention erfolgt durch Hinterlegung der Ratifikations- oder Beitrittsurkunde beim Generalsekretariat der Organisation Amerikanischer Staaten. Die Konvention tritt in Kraft, sobald elf Staaten ihre Ratifikations- oder Beitrittsurkunde hinterlegt haben. Für jeden Staat, der danach die Konvention ratifiziert oder ihr beitritt, tritt sie im Zeitpunkt der Hinterlegung seiner Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.


    (3) Der Generalsekretär unterrichtet alle Mitgliedstaaten der Organisation von dem Inkrafttreten der Konvention.


    Artikel75


    Vorbehalte zu dieser Konvention können nur nach Maßgabe der am 23.Mai 1969 unterzeichneten Wiener Vertragsrechtskonvention angemeldet werden.


    Artikel76


    (1) Änderungsvorschläge zu dieser Konvention können von jedem Vertragsstaat unmittelbar sowie von der Kommission oder dem Gerichtshof über den Generalsekretär der Generalversammlung zur Veranlassung der ihr zweckmäßig erscheinenden Maßnahmen vorgelegt werden.


    (2) Änderungen treten für Staaten, die sie ratifiziert haben, in Kraft, sobald zwei Drittel der Vertragsparteien dieser Konvention ihre diesbezüglichen Ratifikationsurkunden hinterlegt haben. Für die übrigen Vertragsstaaten treten Änderungen in Kraft, wenn sie ihre jeweilige Ratifikationsurkunde hinterlegt haben.


    Artikel77


    (1) Nach Art.31 können jeder Vertragsstaat und die Kommission Vorschläge für Protokolle zu dieser Konvention, mit denen weitere Rechte und Freiheiten schrittweise in das Schutzsystem aufgenommen werden sollen, zwecks Prüfung durch die Vertragsstaaten auf der Generalversammlung vorlegen.


    (2) In jedem Zusatzprotokoll sind die Einzelheiten in Bezug auf sein Inkrafttreten festzulegen, und es gilt nur im Verhältnis zwischen seinen Vertragsparteien.


    Artikel78


    (1) Die Vertragsstaaten können diese Konvention nach Ablauf von fünf Jahren nach dem Inkrafttreten der Konvention durch eine ein Jahr im Voraus abzugebende mitteilung kündigen. Die Kündigungsanzeige ist an den Generalsekretär der Organisation zu richten, der die anderen Vertragsstaaten davon zu unterrichten hat.


    (2) Eine solche Kündigung entbindet den betreffenden Vertragsstaat nicht von den nach dieser Konvention bestehenden Verpflichtungen in Bezug auf Handlungen, die eine Verletzung dieser Verpflichtungen darstellen könnten und von diesem Staat vor dem Wirksamwerden der Kündigung vorgenommen worden sind.


    KapitelXIÜbergangsbestimmungen


    Abschnitt1Interamerikanische Kommission für Menschenrechte (IACHR)


    Artikel79


    Nach Inkrafttreten dieser Konvention ersucht der Generalsekretär schriftlich jeden Mitgliedstaat der Organisation, innerhalb von neunzig Tagen Kandidaten als Mitglieder der Interamerikanischen Kommission für Menschenrechte vorzuschlagen. Der Generalsekretär stellt eine Liste der vorgeschlagenen Kandidaten in alphabetischer Reihenfolge auf und übermittelt sie mindestens dreißig Tage vor der nächsten Sitzung der Generalversammlung an die Mitgliedstaaten der Organisation.


    Artikel80


    Die Mitglieder der Kommission werden von der Generalversammlung in geheimer Abstimmung aus der in Art.79 genannten Kandidatenliste gewählt. Diejenigen Kandidaten, die die höchste Anzahl von Stimmen und die absolute Stimmenmehrheit der Vertreter der Mitgliedstaaten erreichen, gelten als gewählt. Sollten für die Wahl aller Mitglieder der Kommission mehrere Wahlgänge erforderlich sein, werden diejenigen Kandidaten, welche die geringste Stimmenzahl erreichen, in der von der Generalversammlung festzulegenden Weise nacheinander ausgeschieden.


    Abschnitt2Interamerikanischer Gerichtshof für Menschenrechte


    Artikel81


    Nach Inkrafttreten dieser Konvention ersucht der Generalsekretär schriftlich jeden Vertragsstaat, innerhalb von neunzig Tagen Kandidaten als Mitglieder des Interamerikanischen Gerichtshofes für Menschenrechte vorzuschlagen. Der Generalsekretär stellt eine Liste der vorgeschlagenen Kandidaten in alphabetischer Reihenfolge auf und übermittelt sie mindestens dreißig Tage vor der nächsten Sitzung der Generalversammlung an die Vertragsstaaten.


    Artikel82


    Die Richter des Gerichtshofes werden in geheimer Abstimmung aus der in Art.81 genannten Kandidatenliste von den Vertragsstaaten der Konvention in der Generalversammlung gewählt. Diejenigen Kandidaten, welche die höchste Stimmenzahl und die absolute Stimmenmehrheit der Vertreter der Vertragsparteien erreichen, gelten als gewählt. Sollten zur Wahl aller Richter des Gerichtshofes mehrere Wahlgänge erforderlich sein, werden diejenigen Kandidaten, welche die niedrigste Stimmenzahl erreichen, in der von den Vertragsstaaten festzulegenden Weise nacheinander ausgeschieden.


    
      Hinweise


      Fundstelle:www.oas.org/dil/treaties_B32_American_Convention_on_Human_Rights.htm


      Verabschiedung: 22.November 1969


      Inkrafttreten: 18.Juli 1978


      Zahl der Vertragsstaaten: 25


      Individualbeschwerde: ja (vor der Kommission)

    


    47Zusatzprotokoll zur Amerikanischen Konvention über Menschenrechte im Bereich der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte (Protokoll von San Salvador) vom 17.November1988


    Präambel


    DIE VERTRAGSSTAATEN DER AMERIKANISCHEN KONVENTION ÜBER MENSCHENRECHTE »PAKT VON SAN JOSE, COSTA RICA«


    in Bekräftigung ihrer Absicht, in dieser Hemisphäre im Rahmen demokratischer Institutionen ein System persönlicher Freiheit und sozialer Gerechtigkeit auf der Grundlage der Achtung der wesentlichen Menschenrechte zu festigen;


    in der Erkenntnis, dass die wesentlichen Rechte des Menschen nicht in seiner Zugehörigkeit zu einem bestimmten Staat, sondern im Wesen der menschlichen Persönlichkeit begründet sind und dass sie daher internationalen Schutz in Form eines Übereinkommens verdienen, das den durch das innerstaatliche Recht der amerikanischen Staaten gebotenen Schutz verstärkt oder ergänzt;


    angesichts der engen Beziehung, die zwischen wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechten einerseits und bürgerlichen und politischen Rechten andererseits besteht, da die verschiedenen Arten von Rechten ein unteilbares Ganzes bilden, das auf der Anerkennung der dem Menschen innewohnenden Würde beruht, und da sie aus diesem Grund ständig des Schutzes und der Förderung bedürfen, wenn sie voll verwirklicht werden sollen, und die Verletzung einiger Rechte zugunsten der Durchsetzung anderer niemals gerechtfertigt werden kann;


    in Anerkennung der Vorteile, die sich aus der Förderung und Entwicklung der Zusammenarbeit zwischen den Staaten und der internationalen Beziehungen ergeben; eingedenk dessen, dass nach der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und dem Amerikanischen Übereinkommen über Menschenrechte das Ideal des freien Menschen, der frei von Furcht und Not lebt, nur verwirklicht werden kann, wenn Verhältnisse geschaffen werden, in denen jeder seine wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen ebenso wie seine bürgerlichen und politischen Rechte genießen kann;


    in dem Bewusstsein, dass es trotz der Anerkennung grundlegender wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Rechte in früheren völkerrechtlichen Übereinkünften mit weltweiter und regionaler Geltung wesentlich ist, diese Rechte zu bekräftigen, zu entwickeln, zu vervollkommnen und zu schützen, um in Amerika auf der Grundlage der vollen Achtung der Rechte des einzelnen die demokratische repräsentative Regierungsform sowie das Recht der Völker Amerikas auf Entwicklung, Selbstbestimmung und freie Verfügung über ihren Reichtum und ihre natürlichen Ressourcen zu festigen;


    in der Erwägung, dass das Amerikanische Übereinkommen über Menschenrechte vorsieht, dass Entwürfe von Zusatzprotokollen zum Übereinkommen den Vertragsstaaten zur Prüfung vorgelegt werden können, wenn sie anlässlich der Generalversammlung der Organisation Amerikanischer Staaten zusammenkommen, damit sie nach und nach weitere Rechte und Freiheiten in das Schutzsystem des Übereinkommens aufnehmen


    haben das folgende Zusatzprotokoll zum Amerikanischen Übereinkommen über Menschenrechte, das »Protokoll von San Salvador« vereinbart:


    Artikel1Verpflichtung, Maßnahmen zu ergreifen


    Die Vertragsstaaten dieses Zusatzprotokolls zum Amerikanischen Übereinkommen über Menschenrechte verpflichten sich, sowohl innerstaatlich als auch durch zwischenstaatliche Zusammenarbeit im Rahmen der ihnen zur Verfügung stehenden mittel sowie unter Berücksichtigung ihres Entwicklungsstands die notwendigen Maßnahmen, insbesondere wirtschaftlicher und technischer Art, zu treffen, um schrittweise und im Einklang mit ihrem innerstaatlichen Recht die volle Einhaltung der in diesem Protokoll anerkannten Rechte zu erreichen.


    Artikel2Verpflichtung, innerstaatliches Recht zu erlassen


    Sofern die Ausübung der in diesem Protokoll niedergelegten Rechte nicht bereits durch gesetzliche oder andere Bestimmungen gewährleistet ist, verpflichten sich die Vertragsstaaten, im Einklang mit ihren verfassungsmäßigen Verfahren und den Bestimmungen dieses Protokolls die gesetzgeberischen oder sonstigen Maßnahmen zu treffen, die zur Verwirklichung dieser Rechte erforderlich sind.


    Artikel3Grundsatz der Nichtdiskriminierung


    Die Vertragsstaaten dieses Protokolls verpflichten sich, die Ausübung der in diesem Protokoll niedergelegten Rechte ohne jede Diskriminierung aufgrund der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen oder sozialen Herkunft, des wirtschaftlichen Status, der Geburt oder anderer sozialer Bedingungen zu gewährleisten.


    Artikel4Einschränkungsverbot


    Ein Recht, das in einem Staat aufgrund seiner innerstaatlichen Rechtsvorschriften oder völkerrechtlicher Übereinkünfte anerkannt wird oder gilt, darf nicht unter dem Vorwand eingeschränkt oder beschnitten werden, dieses Protokoll erkenne das Recht nicht oder in geringerem Umfang an.


    Artikel5Umfang der Einschränkungen und Begrenzungen


    Die Vertragsstaaten können den Genuss und die Ausübung der in diesem Protokoll vorgesehenen Rechte durch Gesetze, die zum Schutz des Gemeinwohls in einer demokratischen Gesellschaft verkündet werden, nur einschränken und begrenzen, soweit dies mit dem diesen Rechten zugrundeliegenden Sinn und Zweck vereinbar ist.


    Artikel6Recht auf Arbeit


    (1) Jeder hat das Recht auf Arbeit, was die Möglichkeit einschließt, die mittel für ein Leben in Würde und Anstand durch Ausübung einer frei gewählten oder angenommenen rechtmäßigen Tätigkeit zu sichern.


    (2) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, Maßnahmen zu treffen, durch die das Recht auf Arbeit voll wirksam wird, vor allem im Hinblick auf die Erreichung von Vollbeschäftigung, berufliche Beratung und die Entwicklung fachlicher und beruflicher Ausbildungsvorhaben, insbesondere für Behinderte. Die Vertragsstaaten verpflichten sich ferner, Programme durchzuführen und zu fördern, die dazu beitragen, angemessene Familienfürsorge zu gewährleisten, damit Frauen eine wirkliche Chance haben, das Recht auf Arbeit auszuüben.


    Artikel7Gerechte, faire und befriedigende Arbeitsbedingungen


    Die Vertragsstaaten dieses Protokolls erkennen an, dass das in Artikel6 genannte Recht auf Arbeit voraussetzt, dass jeder es unter gerechten, fairen und befriedigenden Bedingungen genießen kann; die Vertragsstaaten verpflichten sich, diese in ihrem innerstaatlichen Recht zu gewährleisten, insbesondere in Bezug auf


    a) ein Arbeitsentgelt, das allen Arbeitnehmern mindestens würdige und angemessene Lebensbedingungen für sich selbst und ihre Familien sowie angemessenen und gleichen Lohn für gleiche Arbeit ohne Unterschied sichert;


    b) das Recht jedes Arbeitnehmers, einen Beruf seiner Wahl auszuüben und sich der Tätigkeit zu widmen, die seinen Erwartungen am besten gerecht wird, sowie im Einklang mit den einschlägigen innerstaatlichen Vorschriften die Arbeitsstelle zu wechseln;


    c) das Recht jedes Arbeitnehmers auf Beförderung oder Aufstiegsmöglichkeiten an seinem Arbeitsplatz, wobei seine Ausbildung, seine Befähigung, seine Redlichkeit und seine Beschäftigungsdauer zu berücksichtigen sind;


    d) Sicherheit des Arbeitsplatzes, wobei die Art der Branche und der Tätigkeit sowie die Gründe für eine rechtmäßige Auflösung des Beschäftigungsverhältnisses zu berücksichtigen sind. In Fällen ungerechtfertigter Entlassung hat der Arbeitnehmer ein Recht auf Entschädigung oder Rückkehr an seinen Arbeitsplatz oder auf andere Leistungen, die das innerstaatliche Recht gegebenenfalls vorsieht;


    e) Sicherheit und Hygiene am Arbeitsplatz;


    f) das Verbot von Nachtarbeit oder ungesunder oder gefährlicher Arbeitsbedingungen und grundsätzlich jeder Arbeit von Personen unter 18Jahren, durch die deren Gesundheit, Sicherheit oder Moral gefährdet wird. Bei Jugendlichen unter 16Jahren ist die tägliche Arbeitszeit den Bestimmungen über die Schulpflicht untergeordnet und darf die Arbeit keinesfalls den Schulbesuch behindern oder die Nutzung der erhaltenen Ausbildung beschränken;


    g) eine angemessene Begrenzung der täglichen und der wöchentlichen Arbeitszeit. Der Arbeitstag muss kürzer sein, wenn gefährliche oder ungesunde Arbeit oder Nachtarbeit zu leisten ist;


    h) Arbeitspausen, Freizeit und bezahlten Urlaub sowie Vergütung gesetzlicher Feiertage.


    Artikel8Gewerkschaftsfreiheit und Streikrecht


    (1) Die Vertragsstaaten gewährleisten


    a) das Recht der Arbeitnehmer, zum Schutz und zur Förderung ihrer Interessen Gewerkschaften zu bilden und einer Gewerkschaft ihrer Wahl beizutreten. Als Erweiterung dieses Rechts gestatten die Vertragsstaaten den Gewerkschaften, nationale Vereinigungen oder Verbände zu gründen oder sich bereits bestehenden anzuschließen sowie internationale Gewerkschaftsorganisationen zu bilden und sich Organisationen ihrer Wahl anzuschließen. Ferner gestatten die Vertragsstaaten den Gewerkschaften, Vereinigungen und Verbänden, sich frei zu betätigen;


    b) das Streikrecht.


    (2) Die Ausübung der obengenannten Rechte darf nur gesetzlich vorgesehenen Einschränkungen unterworfen sein mit der Maßgabe, dass diese für eine demokratische Gesellschaft charakteristisch und zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung oder zum Schutz der öffentlichen Gesundheit oder Moral oder der Rechte und Freiheiten anderer erforderlich sein müssen. Mitglieder der Streitkräfte und der Polizei oder anderer wesentlicher öffentlicher Dienste unterliegen den gesetzlich vorgesehenen Begrenzungen und Einschränkungen.


    (3) Niemand darf gezwungen werden, einer Gewerkschaft anzugehören.


    Artikel9Recht auf soziale Sicherheit


    (1) Jeder hat das Recht auf soziale Sicherheit zum Schutz vor den Folgen von Alter und Invalidität, die ihn körperlich oder geistig daran hindern, die mittel für ein Leben in Würde und Anstand zu sichern. Stirbt ein Leistungsempfänger, so geht sein Anspruch auf soziale Sicherheit auf die Unterhaltsberechtigten über.


    (2) Bei Arbeitnehmern umfasst das Recht auf soziale Sicherheit mindestens Krankenfürsorge und eine Entschädigung oder Rente bei Arbeitsunfällen oder Berufskrankheiten sowie bei Frauen bezahlten Mutterschaftsurlaub vor und nach der Entbindung.


    Artikel10Recht auf Gesundheit


    (1) Jeder hat das Recht auf Gesundheit, worunter der Genuss eines Höchstmaßes an körperlichem, geistigem und sozialem Wohlbefinden zu verstehen ist.


    (2) Um die Ausübung des Rechts auf Gesundheit sicherzustellen, kommen die Vertragsstaaten überein, Gesundheit als ein öffentliches Gut anzuerkennen und insbesondere die folgenden Maßnahmen zur Gewährleistung dieses Rechts zu treffen:


    a) primäre Gesundheitsfürsorge, das heißt grundlegende Gesundheitsfürsorge, die allen Personen und Familien in der Gemeinschaft zugänglich ist;


    b) Ausdehnung der Leistungen der Gesundheitseinrichtungen auf alle Personen, die der Hoheitsgewalt des Staates unterliegen;


    c) allgemeine Impfung gegen die wichtigsten Infektionskrankheiten;


    d) Vorbeugung und Behandlung in Bezug auf endemische, Berufs- und sonstige Krankheiten;


    e) Aufklärung der Bevölkerung über Vorbeugung und Behandlung in Bezug auf gesundheitliche Probleme;


    f) Befriedigung der gesundheitlichen Bedürfnisse der Gruppen mit dem höchsten Erkrankungsrisiko sowie derjenigen, die aufgrund ihrer Armut am stärksten gefährdet sind.


    Artikel11Recht auf eine gesunde Umwelt


    (1) Jeder hat das Recht auf ein Leben in einer gesunden Umwelt und auf Zugang zu den grundlegenden öffentlichen Dienstleistungen.


    (2) Die Vertragsstaaten fördern den Schutz, die Erhaltung und die Verbesserung der Umwelt.


    Artikel12Recht auf Nahrung


    (1) Jeder hat das Recht auf eine angemessene Ernährung, durch welche die Möglichkeit gewährleistet wird, ein Höchstmaß an körperlicher, emotionaler und geistiger Entwicklung zu genießen.


    (2) Um die Ausübung dieses Rechts zu fördern und die Unterernährung auszurotten, verpflichten sich die Vertragsstaaten, die Methoden der Erzeugung, Lieferung und Verteilung von Nahrungsmitteln zu verbessern, und kommen zu diesem Zweck überein, eine stärkere internationale Zusammenarbeit bei der Unterstützung der entsprechenden Politik der einzelnen Staaten zu fördern.


    Artikel13Recht auf Bildung


    (1) Jeder hat das Recht auf Bildung.


    (2) Die Vertragsstaaten dieses Protokolls stimmen überein, dass die Bildung auf die volle Entfaltung der menschlichen Persönlichkeit und Würde gerichtet sein und die Achtung der Menschenrechte, der Meinungsvielfalt, der Grundfreiheiten, der Gerechtigkeit und des Friedens stärken soll. Sie stimmen ferner überein, dass die Bildung es jedem Menschen ermöglichen soll, eine nützliche Rolle in einer demokratischen und pluralistischen Gesellschaft zu spielen und ein Leben in Anstand zu erreichen, und dass sie Verständnis, Toleranz und Freundschaft unter allen Völkern und allen rassischen, ethnischen oder religiösen Gruppen sowie Tätigkeiten zur Wahrung des Friedens fördern soll.


    (3) Die Vertragsstaaten dieses Protokolls erkennen an, dass zur Erreichung der vollen Ausübung des Rechts auf Bildung


    a) der Grundschulunterricht für jeden Menschen Pflicht und allen unentgeltlich zugänglich sein soll;


    b) der Unterricht an den verschiedenen Formen weiterführender Schulen einschließlich der weiterführenden Fach- und Berufsschulen auf jede geeignete Weise, insbesondere durch allmähliche Einführung der Unentgeltlichkeit, allgemein verfügbar und jedem zugänglich gemacht werden soll;


    c) der Hochschulunterricht auf jede geeignete Weise, insbesondere durch allmähliche Einführung der Unentgeltlichkeit, jedem Menschen gleichermaßen entsprechend seinen Fähigkeiten zugänglich gemacht werden soll;


    d) eine grundlegende Bildung für Personen, die eine Grundschule nicht besucht oder nicht beendet haben, soweit wie möglich gefördert oder vertieft werden soll;


    e) für Behinderte Sonderschulprogramme geschaffen werden sollen, damit Menschen mit körperlicher oder geistiger Behinderung besondere Unterweisung und Ausbildung erhalten.


    (4) In Übereinstimmung mit dem innerstaatlichen Recht der Vertragsstaaten sollen die Eltern das Recht haben, auszuwählen, welche Art von Bildung ihre Kinder erhalten, sofern sie den oben niedergelegten Grundsätzen entspricht.


    (5) Dieses Protokoll darf nicht so ausgelegt werden, dass dadurch die Freiheit natürlicher und juristischer Personen eingeschränkt wird, Bildungseinrichtungen im Einklang mit dem innerstaatlichen Recht der Vertragsstaaten zu schaffen und zu leiten.


    Artikel14Recht auf kulturelle Teilhabe


    (1) Die Vertragsstaaten dieses Protokolls erkennen das Recht jedes Menschen an,


    a) am kulturellen und künstlerischen Leben der Gemeinschaft teilzunehmen;


    b) an den Errungenschaften des wissenschaftlichen und technischen Fortschritts teilzuhaben;


    c) den Schutz geistiger und materieller Interessen zu genießen, die ihm als Urheber von Werken der Wissenschaft, Literatur oder Kunst erwachsen.


    (2) Die von den Vertragsstaaten dieses Protokolls zu unternehmenden Schritte zur Sicherstellung der vollen Ausübung dieses Rechts umfassen die zur Erhaltung, Entwicklung und Verbreitung von Wissenschaft, Kultur und Kunst erforderlichen Maßnahmen.


    (3) Die Vertragsstaaten dieses Protokolls verpflichten sich, die zu wissenschaftlicher Forschung und schöpferischer Tätigkeit unerlässliche Freiheit zu achten.


    (4) Die Vertragsstaaten dieses Protokolls erkennen die Vorteile an, die sich aus der Förderung und Entwicklung internationaler Zusammenarbeit und internationaler Beziehungen in den Bereichen Wissenschaft, Kunst und Kultur ergeben, und kommen demgemäß überein, sich für mehr internationale Zusammenarbeit in diesen Bereichen einzusetzen.


    Artikel15Recht auf Gründung und Schutz von Familien


    (1) Die Familie ist die natürliche Kernzelle der Gesellschaft und sollte vom Staat geschützt werden, der für die Verbesserung ihrer geistigen und materiellen Lebensbedingungen sorgen soll.


    (2) Jeder hat das Recht, eine Familie zu gründen; die Ausübung dieses Rechts richtet sich nach den einschlägigen innerstaatlichen Rechtsvorschriften.


    (3) Die Vertragsstaaten verpflichten sich hiermit, die Familie angemessen zu schützen, insbesondere


    a) Müttern innerhalb eines angemessenen Zeitraums vor und nach der Entbindung besondere Fürsorge und Hilfe zukommen zu lassen;


    b) zu gewährleisten, dass Kinder im Vorschul- und schulpflichtigen Alter angemessen ernährt werden;


    c) besondere Maßnahmen zum Schutz Heranwachsender zu treffen, um die volle Entfaltung ihrer körperlichen, geistigen und moralischen Anlagen sicherzustellen;


    d) besondere Schulungsprogramme für Familien durchzuführen, um zur Schaffung eines stabilen, günstigen Umfelds beizutragen, in dem Kinder die Werte Verständnis, Solidarität, Achtung und Verantwortung vermittelt bekommen und entwickeln.


    Artikel16Rechte der Kinder


    Jedes Kind hat unabhängig von seiner Abstammung das Recht auf den ihm als Minderjährigem zustehenden Schutz durch seine Familie, die Gesellschaft und den Staat. Jedes Kind hat das Recht, unter dem Schutz und der Verantwortung seiner Eltern aufzuwachsen; außer unter außergewöhnlichen, gerichtlich anerkannten Umständen sollte ein Kleinkind nicht von seiner Mutter getrennt werden. Jedes Kind hat das Recht auf kostenlose, obligatorische Schulbildung, zumindest im Grundschulstadium, sowie auf Fortsetzung seiner Ausbildung auf den höheren Stufen des Bildungssystems.


    Artikel17Rechte älterer Menschen


    Jeder hat das Recht auf besonderen Schutz im Alter. Im Hinblick darauf kommen die Vertragsstaaten überein, schrittweise die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um dieses Recht zu verwirklichen und um insbesondere


    a) geeignete Einrichtungen sowie Nahrungsmittel und besondere medizinische Betreuung für ältere bedürftige Menschen bereitzustellen, die nicht in der Lage sind, sich diese selbst zu verschaffen;


    b) Beschäftigungsprogramme durchzuführen, die besonders darauf zugeschnitten sind, älteren Menschen die Möglichkeit zu geben, eine ihren Fähigkeiten sowie ihren Neigungen oder Wünschen entsprechende produktive Tätigkeit auszuüben;


    c) die Gründung sozialer Organisationen zur Verbesserung der Lebensqualität älterer Menschen zu fördern.


    Artikel18Schutz von Behinderten


    Jeder, der von einer Minderung seiner körperlichen oder geistigen Fähigkeiten betroffen ist, hat zur größtmöglichen Entfaltung seiner Persönlichkeit Anspruch auf besondere Aufmerksamkeit. Die Vertragsstaaten kommen überein, Maßnahmen zu treffen, die zu diesem Zweck gegebenenfalls notwendig sind, insbesondere


    a) Programme durchzuführen, die eigens darauf ausgerichtet sind, Behinderten die zur Erreichung dieses Zieles erforderlichen mittel und Rahmenbedingungen bereitzustellen, einschließlich von Beschäftigungsprogrammen, die ihren Möglichkeiten entsprechen und denen sie oder gegebenenfalls ihre gesetzlichen Vertreter freiwillig zustimmen;


    b) den Familien Behinderter eine besondere Schulung zukommen zu lassen, um ihnen zu helfen, die Probleme des Zusammenlebens zu lösen, und sie aktiv in die körperliche, geistige und emotionale Entwicklung der Behinderten einzubinden;


    c) die Erörterung von Lösungen für spezifische Erfordernisse, die sich aus den Bedürfnissen dieser Gruppe ergeben, als vorrangigen Bestandteil in ihre Stadtentwicklungspläne aufzunehmen;


    d) die Gründung sozialer Gruppen zu fördern, in denen Behinderten geholfen werden kann, ein erfüllteres Leben zu genießen.


    Artikel19Schutzmechanismen


    (1) Im Einklang mit diesem Artikelund den von der Generalversammlung der Organisation Amerikanischer Staaten zu diesem Zweck aufzustellenden entsprechenden Regeln verpflichten sich die Vertragsstaaten dieses Protokolls, regelmäßig Berichte über die schrittweisen Maßnahmen vorzulegen, die sie ergriffen haben, um die gebührende Achtung der in diesem Protokoll niedergelegten Rechte sicherzustellen.


    (2) Alle Berichte werden dem Generalsekretär der OAS vorgelegt, der sie an den Interamerikanischen Wirtschafts- und Sozialrat und den Interamerikanischen Rat für Erziehung, Wissenschaft und Kultur weiterleitet, damit diese sie nach diesem Artikelprüfen können. Der Generalsekretär sendet der Interamerikanischen Kommission für Menschenrechte eine Abschrift dieser Berichte zu.


    (3) Der Generalsekretär der Organisation Amerikanischer Staaten übermittelt auch den Sonderorganisationen des interamerikanischen Systems, denen die Vertragsstaaten dieses Protokolls angehören, Abschriften der vorgelegten Berichte oder einschlägiger Teile davon, soweit sie sich auf Angelegenheiten beziehen, die nach den Gründungsurkunden dieser Organisationen in deren Zuständigkeit fallen.


    (4) Die Sonderorganisationen des interamerikanischen Systems können dem Interamerikanischen Wirtschafts- und Sozialrat und dem Interamerikanischen Rat für Erziehung, Wissenschaft und Kultur Berichte über die Einhaltung dieses Protokolls in ihrem Tätigkeitsbereich vorlegen.


    (5) Die der Generalversammlung vom Interamerikanischen Wirtschafts- und Sozialrat und vom Interamerikanischen Rat für Erziehung, Wissenschaft und Kultur vorgelegten Jahresberichte enthalten eine Zusammenfassung der von den Vertragsstaaten dieses Protokolls und den Sonderorganisationen vorgelegten Auskünfte über die schrittweise durchgeführten Maßnahmen zur Gewährleistung der Achtung der im Protokoll selbst sowie in den allgemeinen Empfehlungen, die sie in dieser Hinsicht für angemessen halten, anerkannten Rechte.


    (6) In jedem Fall, in dem die in Artikel8 Buchstabe a und in Artikel13 vorgesehenen Rechte durch Handlungen verletzt werden, die einem Vertragsstaat dieses Protokolls unmittelbar zuzurechnen sind, kann durch Beteiligung der Interamerikanischen Kommission für Menschenrechte und gegebenenfalls des Interamerikanischen Menschenrechtsgerichtshofs das System der Individualbeschwerde nach den Artikeln44 bis 51 und 61 bis 69 des Amerikanischen Übereinkommens über Menschenrechte angewendet werden.


    (7) Unbeschadet des Absatzes6 kann die Interamerikanische Kommission für Menschenrechte die ihr sachdienlich erscheinenden Bemerkungen und Empfehlungen zum Status der in diesem Protokoll vorgesehenen wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte in allen oder einzelnen Vertragsstaaten abgeben und in ihren Jahresbericht an die Generalversammlung oder, wenn sie dies für angemessener hält, in einen Sonderbericht aufnehmen.


    (8) Die Räte und die Interamerikanische Kommission für Menschenrechte berücksichtigen bei der Wahrnehmung der ihnen in diesem Artikelübertragenen Aufgaben, dass sich die Einhaltung der nach diesem Protokoll geschützten Rechte schrittweise vollzieht.


    Artikel20Vorbehalte


    Die Vertragsstaaten können bei der Annahme, der Unterzeichnung, der Ratifikation oder dem Beitritt Vorbehalte zu einer oder mehreren Einzelbestimmungen dieses Protokolls anbringen, sofern diese Vorbehalte nicht mit Ziel und Zweck des Protokolls unvereinbar sind.


    Artikel21Unterschrift, Ratifikation oder Beitritt, Inkrafttreten


    (1) Dieses Protokoll steht jedem Vertragsstaat des Amerikanischen Übereinkommens über Menschenrechte zur Unterzeichnung und Ratifikation oder zum Beitritt offen.


    (2) Die Ratifikation dieses Protokolls oder der Beitritt dazu erfolgt durch Hinterlegung einer Ratifikations- oder Beitrittsurkunde beim Generalsekretariat der Organisation Amerikanischer Staaten.


    (3) Das Protokoll tritt in Kraft, wenn elf Staaten ihre Ratifikations- oder Beitrittsurkunde hinterlegt haben.


    (4) Der Generalsekretar notifiziert allen Mitgliedstaaten der Organisation Amerikanischer Staaten das Inkrafttreten des Protokolls.


    Artikel22Einbeziehung weiterer Rechte und Ausdehnung anerkannter Rechte


    (1) Jeder Vertragsstaat und die Interamerikanische Kommission für Menschenrechte können den Vertragsstaaten bei deren Zusammentreten anlässlich der Generalversammlung Änderungsvorschläge zur Erörterung vorlegen, mit denen die Anerkennung weiterer Rechte oder Freiheiten in dieses Protokoll einbezogen oder die in diesem Protokoll anerkannten Rechte oder Freiheiten ausgedehnt oder erweitert werden sollen.


    (2) Solche Änderungen treten für die Staaten, die sie ratifiziert haben, an dem Tag in Kraft, an dem zwei Drittel der Vertragsstaaten dieses Protokolls ihre Ratifikationsurkunde hinterlegt haben. Für alle anderen Vertragsstaaten treten sie an dem Tag in Kraft, an dem sie ihre Ratifikationsurkunde hinterlegen.


    
      Hinweise


      Fundstelle:www.oas.org/juridico/english/treaties/a-52.html


      Verabschiedung: 17.November 1988


      Inkrafttreten: 16.November 1999


      Zahl der Vertragsstaaten: 16


      Individualbeschwerde: ja

    


    Afrikanische Rechtsdokumente


    48Banjul-Charta der Menschenrechte und Rechte der Völker vom27.Juni1981


    Präambel


    DIE AFRIKANISCHEN MITGLIEDSTAATEN DER ORGANISATION FÜR AFRIKANISCHE EINHEIT (OAU), VERTRAGSSTAATEN DES VORLIEGENDEN ÜBEREINKOMMENS, DER »BANJUL CHARTA DER MENSCHENRECHTE UND RECHTE DER VÖLKER«


    unter Bezugnahme auf den Beschluss Nr.115 (XVI) der Sechzehnten Ordentlichen Sitzung der Versammlung der Staats- und Regierungschefs vom 17. bis 20.Juli 1979 in Monrovia, den Entwurf einer Afrikanischen Charta der Menschenrechte und Rechte der Völker auszuarbeiten, der unter anderem auch Organe für die Förderung und den Schutz der Menschenrechte und Rechte der Völker vorsieht;


    unter Berücksichtigung der Charta der OAU, nach der »Freiheit, Gleichheit und Würde wesentliche Ziele zur Erfüllung der berechtigten Wünsche der afrikanischen Völker« sind;


    unter erneuter Bekräftigung des in Artikel2 der genannten Charta abgegebenen feierlichen Versprechens, alle Formen von Kolonialismus in Afrika zu beseitigen, die Zusammenarbeit und Bemühungen zur Verbesserung des Lebensstandards der afrikanischen Völker zu koordinieren und zu intensivieren sowie die internationale Zusammenarbeit zu fördern und dabei die Charta der Vereinten Nationen und die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte gebührend zu berücksichtigen;


    unter Berücksichtigung der Kraft ihrer Tradition und der Werte der afrikanischen Zivilisation, die ihre Einstellung gegenüber den Menschenrechten und Rechten der Völker leiten und für sie charakteristisch sein soll;


    in der Erkenntnis, dass sich einerseits die fundamentalen Menschenrechte aus den dem Menschen innewohnenden Eigenschaften herleiten, was ihren nationalen und internationalen Schutz rechtfertigt, und dass andererseits die Realität und die Achtung vor den Rechten der Völker unbedingt Menschenrechte garantieren sollte;


    in der Erwägung, dass der Genuss von Rechten und Freiheiten auch die Übernahme von Pflichten mit sich bringt;


    in der Überzeugung, dass fortan dem Recht auf Entwicklung besondere Aufmerksamkeit zukommt, die bürgerlichen und politischen Rechte nicht von wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechten getrennt werden können, weder in ihrer Konzeption noch in ihrer Universalität, und dass die Befriedigung wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Rechte eine Garantie für den Genuss bürgerlicher und politischer Rechte ist;


    im Bewusstsein ihrer Verpflichtung, die völlige Befreiung Afrikas zu erreichen, dessen Völker noch immer für ihre Würde und wahre Unabhängigkeit kämpfen und sich vorgenommen haben, Kolonialismus, Neo-Kolonialismus, Apartheid, Zionismus zu beseitigen und ausländische Militärbasen, die eine Aggression darstellen, zu entfernen ebenso wie jede Form von Diskriminierung, insbesondere wegen der Rasse, der ethnischen Gruppe, der Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache, der Religion oder der politischen Anschauung;


    unter erneuter Bekräftigung ihres Festhaltens an den Prinzipien der Rechte und Freiheiten der Menschen und Völker, die in den von der OAU, der Bewegung der Blockfreien und der Vereinten Nationen angenommenen Deklarationen, Konventionen und anderen Dokumenten enthalten sind;


    in der festen Überzeugung, zum Schutz und zur Förderung der Rechte und Freiheiten der Menschen und Völker verpflichtet zu sein und dabei berücksichtigen zu müssen, welche Bedeutung diesen Rechten und Freiheiten traditionell in Afrika zukam


    sind wie folgt übereingekommen:


    TeilIRechte und Pflichten


    KapitelIMenschenrechte und Rechte der Völker


    Artikel1


    Die Mitgliedstaaten der OAU, Vertragsstaaten dieser Charta, erkennen die hierin enthaltenen Rechte, Pflichten und Freiheiten an und treffen gesetzgeberische und sonstige Maßnahmen zu ihrer Verwirklichung.


    Artikel2


    Jedermann hat ein Recht darauf, die in dieser Charta anerkannten und gewährleisteten Rechte und Freiheiten zu genießen ohne Unterschied der Rasse, ethnischen Gruppe, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion, politischen oder sonstigen Anschauung, nationalen oder sozialen Herkunft, des Vermögens, der Geburt oder des sonstigen Status.


    Artikel3


    (1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.


    (2) Alle Menschen haben Anspruch auf gleichen Schutz durch das Gesetz.


    Artikel4


    Jeder Mensch ist unverletzlich. Jedermann hat Anspruch darauf, dass sein Leben und seine körperliche und geistige Unversehrtheit geachtet werden. Niemand darf willkürlich dieses Rechts beraubt werden.


    Artikel5


    Jedermann hat Anspruch auf Achtung seiner Menschenwürde und auf Anerkennung seiner Rechtspersönlichkeit. Jede Form der Ausbeutung und Erniedrigung des Menschen, insbesondere Sklaverei, Sklavenhandel, Folter, grausame, unmenschliche oder erniedrigende Bestrafung oder Behandlung, sind verboten.


    Artikel6


    Jedermann hat ein Recht auf persönliche Freiheit und Sicherheit. Niemandem darf seine Freiheit entzogen werden, es sei denn aus Gründen und unter Bedingungen, die vorher gesetzlich festgelegt worden sind. Insbesondere darf niemand willkürlich festgenommen oder in Haft gehalten werden.


    Artikel7


    (1) Jedermann hat Anspruch auf rechtliches Gehör. Das umfasst:


    a) den Anspruch auf Rechtsschutz vor den zuständigen innerstaatlichen Gerichten gegen alle Handlungen, die seine ihm nach Übereinkommen, Gesetzen, Verordnungen und Gewohnheitsrechten zustehenden Grundrechte verletzen;


    b) das Recht, solange als unschuldig angesehen zu werden, bis die Schuld von einem zuständigen Gericht festgestellt worden ist;


    c) das Recht auf Verteidigung, das das Recht einschließt, von einem Verteidiger eigener Wahl verteidigt zu werden;


    d) den Anspruch darauf, dass innerhalb einer angemessenen Zeit durch ein unparteiisches Gericht ein Urteil gegen ihn ergeht.


    (2) Niemand darf wegen einer Handlung oder Unterlassung verurteilt werden, die zur Zeit ihrer Begehung nach dem Gesetz keine strafbare Handlung darstellte. Eine Strafe, die zum Zeitpunkt der Tat nicht vorgesehen war, darf nicht verhängt werden. Die Strafe ist persönlich und darf nur gegen den Täter verhängt werden.


    Artikel8


    Die Gewissens- und Religionsfreiheit sowie die freie Religionsausübung werden gewährleistet. Niemand darf in der Ausübung dieser Freiheiten beschränkt werden, es sei denn aus Gründen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung.


    Artikel9


    (1) Jedermann hat das Recht auf Information.


    (2) Jedermann hat das Recht, im Rahmen der Gesetze seine Meinung zu äußern und zu verbreiten.


    Artikel10


    (1) Jedermann hat das Recht, sich im Rahmen der Gesetze frei mit anderen zusammenzuschließen.


    (2) Niemand darf aufgrund der in Art.29 festgelegten Verpflichtung zur Solidarität gezwungen werden, sich einer Vereinigung anzuschließen.


    Artikel11


    Jedermann hat das Recht, sich frei mit anderen zu versammeln. Die Ausübung dieses Rechts darf nur den gesetzlich vorgesehenen Beschränkungen unterworfen werden, insbesondere im Interesse der nationalen und öffentlichen Sicherheit, der Gesundheit, der Sittlichkeit und der Rechte und Freiheiten anderer.


    Artikel12


    (1) Jedermann, der sich rechtmäßig im Hoheitsgebiet eines Landes aufhält, hat das Recht, sich dort frei zu bewegen.


    (2) Jedermann hat das Recht, jedes Land einschließlich des eigenen zu verlassen. Dieses Recht darf nur durch Gesetze zum Schutze der nationalen Sicherheit, der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, der Volksgesundheit oder Sittlichkeit eingeschränkt werden.


    (3) Jedermann hat das Recht, in anderen Ländern vor Verfolgungen Asyl zu suchen und zu genießen, soweit dies mit den Gesetzen der ersuchten Länder und mit internationalen Übereinkommen übereinstimmt.


    (4) Ein Ausländer, der sich rechtmäßig im Hoheitsgebiet eines Vertragsstaates dieser Charta aufhält, kann aus diesem nur aufgrund einer rechtmäßigen Entscheidung ausgewiesen werden.


    (5) Die Kollektivausweisung von Ausländern ist verboten. Mit Kollektivausweisung ist die gegen nationale, rassische, ethnische oder religiöse Gruppen gerichtete Ausweisung gemeint.


    Artikel13


    (1) Jeder Staatsbürger hat das Recht, sich frei an der Leitung öffentlicher Angelegenheiten seines Staates zu beteiligen, entweder unmittelbar oder durch Vertreter, die unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften frei gewählt worden sind.


    (2) Jeder Staatsbürger hat unter gleichen Bedingungen das Recht auf Zulassung zu den öffentlichen Ämtern seines Landes.


    (3) Jedermann hat ein Recht auf Zugang zu den öffentlichen Einrichtungen und Dienstleistungen bei strikter Gleichheit aller vor dem Gesetz.


    Artikel14


    Das Recht auf Eigentum wird gewährleistet. Ein Eingriff ist nur im öffentlichen Interesse oder im Interesse des Gemeinwohls zulässig und muss mit den Vorschriften der einschlägigen Gesetze übereinstimmen.


    Artikel15


    Jedermann hat ein Recht darauf, unter gerechten und befriedigenden Bedingungen zu arbeiten und einen Anspruch auf gleichen Lohn für gleiche Arbeit.


    Artikel16


    (1) Jedermann hat ein Recht auf das für ihn erreichbare Höchstmaß an körperlicher und geistiger Gesundheit.


    (2) Die Vertragsparteien dieser Charta werden die notwendigen Maßnahmen ergreifen, um die Gesundheit ihres Volkes zu schützen und um sicherzustellen, dass jedermann im Krankheitsfall medizinisch versorgt wird.


    Artikel17


    (1) Jedermann hat ein Recht auf Bildung.


    (2) Jedermann kann ungehindert am kulturellen Leben seiner Gemeinschaft teilnehmen.


    (3) Es gehört zu den Pflichten des Staates, die Sittlichkeit und traditionellen Werte einer Gemeinschaft zu fördern und zu schützen.


    Artikel18


    (1) Die Familie ist die natürliche Einheit und Basis der Gesellschaft. Der Staat muss sie schützen und für ihre Gesundheit und Sittlichkeit sorgen.


    (2) Der Staat ist verpflichtet, die Familie als Bewahrer der in der Gesellschaft anerkannten Sittlichkeit und traditionellen Werte zu unterstützen.


    (3) Der Staat muss sicherstellen, dass jede Diskriminierung der Frauen beseitigt wird und die in internationalen Erklärungen und Übereinkommen festgelegten Rechte der Frauen und Kinder geschützt werden.


    (4) Die Alten und Behinderten haben Anspruch auf besondere Hilfsmaßnahmen gemäß ihren körperlichen und sittlichen Bedürfnissen.


    Artikel19


    Alle Völker sind gleich, ihnen kommt die gleiche Achtung zu, und sie haben die gleichen Rechte. Die Herrschaft des einen Volkes über ein anderes kann durch nichts gerechtfertigt werden.


    Artikel20


    (1) Alle Völker haben ein Existenzrecht. Sie haben das unbestreitbare und unveräußerliche Recht auf Selbstbestimmung. Sie entscheiden frei über ihren politischen Status und gestalten ihre wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung nach der von ihnen frei gewählten Politik.


    (2) Die unter Kolonialherrschaft oder in Unterdrückung lebenden Völker haben das Recht, sich von den Fesseln der Fremdherrschaft unter Anwendung aller von der Internationalen Völkergemeinschaft anerkannten mittel zu befreien.


    (3) Alle Völker haben Anspruch darauf, in ihrem Befreiungskampf von den Vertragsstaaten dieser Charta politisch, wirtschaftlich oder kulturell unterstützt zu werden.


    Artikel21


    (1) Alle Völker verfügen frei über ihre Reichtümer und Bodenschätze. Dieses Recht üben sie ausschließlich im Interesse ihrer Bevölkerung aus. In keinem Fall darf ein Volk dieses Rechts beraubt werden.


    (2) Wird einem Volk etwas rechtswidrig weggenommen, so hat es Anspruch auf rechtmäßige Wiedererlangung seines Eigentums und eine angemessene Entschädigung.


    (3) Die freie Verfügung über die Reichtümer und Bodenschätze erfolgt unbeschadet der Verpflichtung zur Förderung der internationalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit auf der Grundlage gegenseitiger Achtung, des gerechten Ausgleichs und der Prinzipien des Völkerrechts.


    (4) Die Vertragsstaaten dieser Charta üben das Recht der freien Verfügungsmacht über ihre Reichtümer und Bodenschätze einzeln und gemeinsam im Hinblick auf die Stärkung der afrikanischen Einheit und Solidarität aus.


    (5) Die Vertragsstaaten dieser Charta werden alle Formen ausländischer wirtschaftlicher Ausbeutung, insbesondere die der internationalen Monopole, beseitigen, damit ihre Völker vollen Nutzen aus ihren nationalen Ressourcen ziehen können.


    Artikel22


    (1) Alle Völker haben ein Recht auf eigene wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung unter angemessener Berücksichtigung ihrer Freiheit und Identität sowie auf gleichmäßige Beteiligung an dem gemeinsamen Erbe der Menschheit.


    (2) Die Staaten sind, einzeln oder gemeinsam, verpflichtet, die Ausübung des Rechts auf Entwicklung sicherzustellen.


    Artikel23


    (1) Alle Völker haben ein Recht auf nationalen und internationalen Frieden und Sicherheit. Die Beziehungen zwischen den Staaten werden beherrscht durch die Prinzipien der Solidarität und Freundschaft, die implizitat in der Charta der OAU bestätigt wurden.


    (2) Um den Frieden, die Solidarität und die freundschaftlichen Beziehungen zu stärken, gewährleisten die Vertragsstaaten dieser Charta:


    a) Wer Asylrecht gemäß Art.12 dieser Charta genießt, darf sich nicht an subversiven Aktivitäten gegen sein Heimatland oder irgendeinen anderen Vertragsstaat dieser Charta beteiligen.


    b) Ihre Hoheitsgebiete werden nicht als Basis für subversive oder terroristische Aktivitäten gegen das Volk eines Vertragsstaates dieser Charta benutzt.


    Artikel24


    Alle Völker haben das Recht auf eine Umwelt, die insgesamt zufriedenstellend und ihrer Entwicklung günstig ist.


    Artikel25


    Die Vertragsstaaten dieser Charta sind verpflichtet, durch Unterricht, Ausbildung und Publikationen die Achtung gegenüber den in dieser Charta enthaltenen Rechten und Freiheiten zu fördern und sicherzustellen und ferner dafür zu sorgen, dass diese Freiheiten und Rechte sowie die ihnen korrespondierenden Verpflichtungen und Pflichten verstanden werden.


    Artikel26


    Die Vertragsstaaten dieser Charta sind verpflichtet, die Unabhängigkeit der Gerichte zu gewährleisten und die Errichtung und Verbesserung geeigneter nationaler Einrichtungen zu erlauben, denen die Förderung und der Schutz der in dieser Charta gewährleisteten Rechte und Freiheiten anvertraut ist.


    KapitelIIPflichten


    Artikel27


    (1) Jedermann hat Pflichten gegenüber seiner Familie und der Gesellschaft, gegenüber dem Staat und anderen gesetzlich anerkannten Gemeinschaften sowie gegenüber der internationalen Gemeinschaft.


    (2) Jedermann übt seine Rechte und Freiheiten unter angemessener Berücksichtigung der Rechte anderer, der kollektiven Sicherheit, der Sittlichkeit und des Gemeinwohls aus.


    Artikel28


    Jedermann ist verpflichtet, seine Mitmenschen zu achten, sie ohne Diskriminierung zu respektieren und mit ihnen auf die Förderung, Bewahrung und Stärkung der gegenseitigen Achtung und Toleranz gerichtete Beziehungen zu unterhalten.


    Artikel29


    Jedermann hat darüber hinaus die Pflicht:


    1. die harmonische Entwicklung der Familie zu schützen und für den Zusammenhalt und die Achtung der Familie zu arbeiten; seine Eltern jederzeit zu achten und sie zu unterhalten, wenn sie bedürftig sind;


    2. seiner nationalen Gemeinschaft dadurch zu dienen, dass er ihr seine körperlichen und geistigen Kräfte zu Verfügung stellt;


    3. die Sicherheit des Landes, dessen Staatsangehöriger er ist oder in dem er sich aufhält, nicht zu gefährden;


    4. die soziale und nationale Solidarität zu bewahren und zu stärken, insbesondere, wenn letztere bedroht ist;


    5. die nationale Unabhängigkeit und die territoriale Integrität seines Landes zu bewahren und zu stärken und im Rahmen der Gesetze einen Beitrag zur Verteidigung zu leisten;


    6. unter vollem Einsatz der Kräfte und Fähigkeiten zu arbeiten und die im Interesse der Gesellschaft auferlegten Steuern zu bezahlen;


    7. im Verhältnis zu anderen Mitgliedern der Gesellschaft positive afrikanische kulturelle Werte im Geiste der Toleranz, des Dialogs und der Zusammenarbeit zu bewahren und zu stärken und, im Allgemeinen, zur Förderung des sittlichen Wohlbefindens der Gesellschaft beizutragen;


    8. sein Bestes zu tun zur Förderung und Erlangung der afrikanischen Einheit, jederzeit und auf allen Ebenen.


    TeilIIMaßnahmen zum Schutze der Menschenrechte und Rechte der Völker


    KapitelIEinrichtung und Organisation der Afrikanischen Kommission für die Menschenrechte und Rechte der Völker


    Artikel30


    Eine Afrikanische Kommission für Menschenrechte und Rechte der Völker, im folgenden »Kommission« genannt, wird innerhalb der OAU eingerichtet, um die Menschenrechte und die Rechte der Völker zu fördern und ihren Schutz in Afrika zu gewährleisten.


    Artikel31


    (1) Die Kommission besteht aus elf Mitgliedern. Sie werden unter den afrikanischen Persönlichkeiten von höchstem Ansehen ausgewählt, die bekannt sind für ihre hohe Sittlichkeit, Integrität, Unparteilichkeit und Sachkenntnis auf dem Gebiet der Menschenrechte und Rechte der Völker; die Beteiligung von Personen mit juristischer Erfahrung ist besonders zu berücksichtigen.


    (2) Die Mitglieder gehören der Kommission nur als Einzelperson an.


    Artikel32


    Der Kommission darf jeweils nur ein Angehöriger desselben Staates angehören.


    Artikel33


    Die Mitglieder der Kommission werden in geheimer Wahl von der Versammlung der Staats-und Regierungschefs aus einer von den Vertragsstaaten dieser Charta aufgestellten Liste gewählt.


    Artikel34


    Jeder Vertragsstaat dieser Charta darf höchstens zwei Kandidaten vorschlagen. Diese müssen Staatsangehörige eines der Vertragsstaaten dieser Charta sein. Benennt ein Staat zwei Kandidaten, darf einer nicht der Staatsangehörige dieses Staates sein.


    Artikel35


    (1) Spätestens vier Monate vor den Wahlen fordert der Generalsekretär der OAU die Vertragsstaaten dieser Charta auf, Kandidaten vorzuschlagen.


    (2) Der Generalsekretär der OAU fertigt eine alphabetische Liste aller auf diese Weise vorgeschlagenen Personen an und übermittelt sie den Staats- und Regierungschefs spätestens einen Monat vor jeder Wahl.


    Artikel36


    Die Mitglieder der Kommission werden für sechs Jahre gewählt und können wiedergewählt werden. Die Amtszeit von vier bei der ersten Wahl gewählten Mitgliedern läuft jedoch nach zwei Jahren ab und die Amtszeit der weiteren drei nach vier Jahren.


    Artikel37


    Unmittelbar nach der ersten Wahl werden die Namen der in Art.36 genannten Mitglieder vom Vorsitzenden der Versammlung der Staats- und Regierungschefs durch das Los bestimmt.


    Artikel38


    Nach der Wahl hat jedes Kommissionsmitglied feierlich zu erklären, dass es sein Amt unparteiisch und gewissenhaft ausführen werde.


    Artikel39


    (1) Der Vorsitzende der Kommission teilt den Tod oder Rücktritt eines Kommissionsmitgliedes unverzüglich dem Generalsekretär der OAU mit, der den Sitz vom Tag des Todes an oder vom Wirksamwerden des Rücktritts an für vakant erklärt.


    (2) Nimmt ein Kommissionsmitglied nach einmütiger Ansicht der anderen Kommissionsmitglieder seine Aufgaben aus einem anderen Grund als wegen vorübergehender Abwesenheit nicht mehr wahr, so teilt der Vorsitzende der Kommission dies dem Generalsekretär der OAU mit, der dann diesen Sitz für frei geworden erklärt.


    (3) In allen diesen Fällen besetzt die Versammlung der Staats- und Regierungschefs den freigewordenen Sitz für die verbleibende Amtszeit neu, es sei denn, diese beträgt weniger als sechs Monate.


    Artikel40


    Jedes Kommissionsmitglied bleibt bis zum Dienstantritt seines Nachfolgers im Amt.


    Artikel41


    Der Generalsekretär der OAU ernennt den Sekretär der Kommission. Er stellt außerdem das Personal und die Einrichtungen zur Verfügung, die für die wirksame Durchführung der Aufgaben der Kommission erforderlich sind. Die OAU übernimmt die Kosten für Personal und Einrichtungen.


    Artikel42


    (1) Die Kommission wählt ihren Vorsitzenden und dessen Stellvertreter für zwei Jahre. Ihre Wiederwahl ist zulässig.


    (2) Die Kommission gibt sich eine Verfahrensordnung.


    (3) Die Kommission ist bei Anwesenheit von sieben Mitgliedern beschlussfähig.


    (4) Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.


    (5) Der Generalsekretär darf an den Zusammenkünften der Kommission teilnehmen, jedoch nicht an den Beratungen. Er hat kein Stimmrecht. Der Vorsitzende kann ihn jedoch um eine mündliche Stellungnahme bitten.


    Artikel43


    Bei Ausübung ihrer Pflichten genießen die Mitglieder der Kommission die in der Allgemeinen Konvention der OAU über Vorrechte und Immunitäten vorgesehenen Vorrechte und Immunitäten.


    Artikel44


    Im ordentlichen Haushalt der OAU werden mittel für die Bezüge und Zulagen der Kommissionsmitglieder bereitgestellt.


    KapitelIIAufgaben der Kommission


    Artikel45


    Die Aufgaben der Kommission sind:


    1. Die Menschenrechte und Rechte der Völker zu fördern und insbesondere


    a) Dokumente zu sammeln, zu afrikanischen Problemen im Bereich der Menschenrechte und Rechte der Völker Untersuchungen und Forschungen vorzunehmen, Seminare, Symposien und Konferenzen zu organisieren, Informationen zu verbreiten, nationale und internationale Institutionen zu unterstützen, die sich mit Menschenrechten und den Rechten der Völker befassen und unter Umständen an Regierungen Stellungnahmen oder Ratschläge abzugeben;


    b) Prinzipien und Regeln zur Lösung rechtlicher Probleme im Zusammenhang mit den Menschenrechten und den Rechten der Völker schriftlich auszuarbeiten, auf denen die afrikanischen Regierungen bei ihrer Gesetzgebungstätigkeit aufbauen können;


    c) mit anderen afrikanischen und internationalen Einrichtungen zusammenzuarbeiten, die sich mit der Förderung und dem Schutz der Menschenrechte und Rechte der Völker befassen;


    2. den Schutz der Menschenrechte und Rechte der Völker nach den in dieser Charta festgelegten Bedingungen zu schützen;


    3. alle Bestimmungen dieser Charta auf Anforderungen einer Vertragspartei, eines Organs der OAU oder einer von der OAU anerkannten Organisation zu interpretieren;


    4. alle anderen Aufgaben wahrzunehmen, die ihr durch die Versammlung der Staats- und Regierungschefs übertragen werden.


    KapitelIIIVerfahren vor der Kommission


    Artikel46


    Die Kommission darf sich aller angemessenen Untersuchungsmethoden bedienen; sie kann den Generalsekretär der OAU sowie jede andere Person anhören, die zur weiteren Aufklärung beitragen kann.


    mitteilungen von Staaten


    Artikel47


    Wenn einer der Vertragsstaaten dieser Charta begründeten Anlass hat zu glauben, dass ein anderer Vertragsstaat die Bestimmungen dieser Charta verletzt hat, kann er durch schriftliche mitteilung jenen Staat darauf aufmerksam machen. Diese mitteilung wird auch dem Generalsekretär der OAU und dem Vorsitzenden der Kommission übermittelt. Innerhalb eines Zeitraums von drei Monaten nach Erhalt der mitteilung gibt der betroffene Staat dem Staat, der die mitteilung übersandt hat, eine schriftliche Erklärung oder eine Stellungnahme zur Aufklärung der Angelegenheit. Diese soll, soweit wie möglich, einschlägige Informationen über angewandte und anwendbare Gesetze und Verfahrensregeln sowie über das bereits ergriffene oder noch zur Verfügung stehende Rechtsmittel enthalten.


    Artikel48


    Ist nach Ablauf von drei Monaten, nachdem der Empfängerstaat die ursprüngliche mitteilung erhalten hat, die Angelegenheit noch nicht durch zweiseitige Verhandlungen oder ein anderes friedliches Verfahren zur Zufriedenheit der beiden beteiligten Staaten geklärt worden, so hat jeder Staat das Recht, die Angelegenheit durch seinen Vorsitzenden der Kommission zu übergeben und den anderen beteiligten Staat sowie den Generalsekretär der OAU davon zu benachrichtigen.


    Artikel49


    Wenn ein Vertragsstaat dieser Charta meint, ein anderer Vertragsstaat habe Bestimmungen dieser Charta verletzt, kann er ungeachtet des Artikel47 die Angelegenheit direkt der Kommission übertragen, indem er dem Vorsitzenden, dem Generalsekretär der OAU und dem betroffenen Staat eine entsprechende mitteilung zukommen lässt.


    Artikel50


    Die Kommission darf sich mit einer ihr übertragenen Angelegenheit nur befassen, nachdem sie sich vergewissert hat, dass alle vorhandenen innerstaatlichen Rechtsmittel erschöpft sind, es sei denn, es ist für sie offensichtlich, dass diese Rechtsmittelverfahren ungebührlich lange dauern.


    Artikel51


    (1) Die Kommission kann von dem betroffenen Staat verlangen, alle relevanten Informationen zu geben.


    (2) Bei der Untersuchung der Angelegenheit durch die Kommission können sich die betroffenen Staaten vor der Kommission vertreten lassen und schriftliche oder mündliche Stellungnahmen abgeben.


    Artikel52


    Die Kommission verfasst, nachdem sie von den betroffenen Staaten und aus anderen Quellen die notwendigen Informationen erhalten und versucht hat, zu einer gütlichen Einigung auf der Basis der Achtung der Menschenrechte und Rechte der Völker zu kommen, innerhalb eines angemessenen Zeitraums nach der in Artikel48 genannten mitteilung einen Bericht über die Tatsachen und ihre Untersuchungsergebnisse. Dieser Bericht wird den betroffenen Staaten übersandt und der Versammlung der Staats- und Regierungschefs übermittelt.


    Artikel53


    Die Kommission kann im Zusammenhang mit der Übermittlung des Berichts der Versammlung der Staats- und Regierungschefs die ihr nützlich erscheinenden Empfehlungen abgeben.


    Artikel54


    Die Kommission wird jeder ordentlichen Sitzung der Versammlung der Staats- und Regierungschefs einen Tätigkeitsbericht vorlegen.


    Andere mitteilungen


    Artikel55


    (1) Vor jeder Sitzung stellt der Sekretär der Kommission die mitteilungen zusammen, die nicht Staatenmitteilungen von Vertragsstaaten dieser Charta sind und übermittelt sie den Kommissionsmitgliedern. Diese können sich dazu äußern, mit welchen mitteilungen sich die Kommission befassen sollte.


    (2) Die Kommission befasst sich mit einer mitteilung auf Antrag der Mehrheit ihrer Mitglieder.


    Artikel56


    (1) Die Kommission befasst sich mit mitteilungen, die sie gemäß Artikel55 erhalten hat und die die Menschenrechte und Rechte der Völker betreffen, nur wenn sie


    1. den Verfasser angeben, auch wenn dieser um Anonymität ersucht;


    2. mit der Charta der OAU und dieser Charta vereinbar sind;


    3. nicht in einer verunglimpfenden oder beleidigenden Sprache gegen den betroffenen Staat und seine Einrichtungen oder gegenüber der OAU geschrieben sind;


    4. nicht ausschließlich auf Nachrichten beruhen, die von den Massenmedien verbreitet worden sind;


    5. nach Erschöpfung des innerstaatlichen Rechtswegs erfolgen sofern vorhanden, es sei denn, es ist offensichtlich, dass dieses Rechtsmittelverfahren ungebührlich lange dauert;


    6. innerhalb eines vertretbaren Zeitraums nach Erschöpfung des innerstaatlichen Rechtswegs oder nach Befassung der Kommission mit der Angelegenheit erfolgen;


    7. sich nicht mit Fällen befassen, die von den betroffenen Staaten bereits in Übereinstimmung mit den Prinzipien der Charta der Vereinten Nationen und dieser Charta beigelegt worden sind.


    Artikel57


    Vor jeder grundlegenden Befassung mit einer Sache müssen alle mitteilungen dem betroffenen Staat durch den Vorsitzenden der Kommission zur Kenntnis gebracht werden.


    Artikel58


    (1) Hat die Kommission nach einer Beratung den Eindruck, dass sich offensichtlich eine oder mehrere mitteilungen auf besondere Fälle beziehen, die eine Vielzahl von Verletzungen der Menschenrechte und Rechte der Völker aufzudecken scheinen, macht die Kommission die Versammlung der Staats- und Regierungschefs auf diese aufmerksam.


    (2) Die Versammlung der Staats- und Regierungschefs kann daraufhin die Kommission um eine eingehende Untersuchung dieser Fälle und um Abfassung eines Berichts bitten, der die Tatsachen und Untersuchungsergebnisse sowie weitere Empfehlungen enthält.


    (3) Hat die Kommission gebührend Notiz von einem Dringlichkeitsfall genommen, wird er dem Vorsitzenden der Versammlung der Staats- und Regierungschefs unterbreitet, der dann um eine eingehende Untersuchung bitten kann.


    Artikel59


    (1) Alle nach den Bestimmungen dieses Kapitels unternommenen Schritte sind solange vertraulich, bis die Versammlung der Staats- und Regierungschefs etwas anderes bestimmt.


    (2) Gleichwohl wird der Bericht vom Vorsitzenden der Kommission nach einer entsprechenden Entscheidung der Versammlung der Staats- und Regierungschefs veröffentlicht.


    (3) Der Tätigkeitsbericht der Kommission wird von ihrem Vorsitzenden veröffentlicht, nachdem er von der Versammlung der Staats- und Regierungschefs geprüft worden ist.


    KapitelIVAnwendbare Grundsätze


    Artikel60


    Die Kommission lässt sich leiten vom internationalen Recht auf dem Gebiet der Menschenrechte und Rechte der Völker, insbesondere von den Bestimmungen der verschiedenen afrikanischen Dokumente über Menschenrechte und die Rechte der Völker, ebenso von der Charta der Vereinten Nationen, der Charta der OAU, der Allgemeinen Erklärungen der Menschenrechte und anderen von den Vereinten Nationen und von afrikanischen Staaten verwandten Dokumenten auf dem Gebiet der Menschenrechte und Rechte der Völker sowie von den Bestimmungen der verschiedenen UN-Sonderorganisationen, bei denen die Vertragsstaaten dieser Charta Mitglieder sind.


    Artikel61


    Ferner berücksichtigt die Kommission hilfsweise bei der Festlegung der Rechtsgrundsätze andere allgemeine oder besondere internationale Übereinkommen, die ausdrücklich von Mitgliedstaaten der OAU anerkannte Regeln niederlegen, ferner die afrikanische Praxis, sofern sie mit internationalen Normen zu den Menschenrechten und Rechten der Völker übereinstimmt, das Gewohnheitsrecht, von afrikanischen Staaten anerkannte allgemeine Rechtsgrundsätze sowie Rechtsprechung und Lehre.


    Artikel62


    Die Vertragsstaaten verpflichten sich, alle zwei Jahre, beginnend vom Tage des Inkrafttretens dieser Charta, einen Bericht vorzulegen über die gesetzlichen und anderen Maßnahmen, die sie zur Verwirklichung der von dieser Charta anerkannten und garantierten Rechte getroffen haben.


    Artikel63


    (1) Diese Charta ist offen für Unterzeichnung, Ratifikation oder Beitritt durch die Mitgliedstaaten der OAU.


    (2) Die Ratifikations- und Beitrittsurkunden werden beim Generalsekretär der OAU hinterlegt.


    (3) Die vorliegende Charta tritt in Kraft drei Monate, nachdem der Generalsekretär die Ratifikations- oder Beitrittsurkunden der Mehrheit der OAU-Mitgliedstaaten erhalten hat.


    TeilIIIAllgemeine Bestimmungen


    Artikel64


    (1) Nach Inkrafttreten dieser Charta werden die Mitglieder der Kommission nach den einschlägigen Artikeln dieser Charta gewählt.


    (2) Der Generalsekretär der OAU beruft das erste Treffen der Kommission am Sitz der Organisation innerhalb von drei Monaten nach ihrer Konstituierung ein. Danach beruft der Vorsitzende nach Bedarf die Kommission ein, jedoch mindestens einmal im Jahr.


    Artikel65


    Für einen Staat, der die Charta ratifiziert oder ihr beitritt, nachdem sie in Kraft getreten ist, tritt die Charta drei Monate nach der Hinterlegung der Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.


    Artikel66


    Besondere Protokolle oder Vereinbarungen können, wenn nötig, die Bestimmungen dieser Charta ergänzen.


    Artikel67


    Der Generalsekretär der OAU hat den Mitgliedstaaten der OAU die Hinterlegung jeder eingehenden Ratifikations- oder Beitrittsurkunde mitzuteilen.


    Artikel68


    Die Charta kann geändert werden, wenn ein Vertragsstaat einen schriftlichen Änderungsantrag dem Generalsekretär einreicht. Die Versammlung der Staats- und Regierungschefs darf sich nur mit dem Änderungsvorschlag befassen, wenn alle Vertragsstaaten ordnungsgemäß darüber informiert worden sind und die Kommission auf Antrag des vorschlagenden Staates ihre Stellungnahme abgegeben hat. Die Änderung muss von der Mehrheit der Vertragsstaaten angenommen werden. Sie tritt für die Staaten, die sie in Übereinstimmung mit dem von ihrer Verfassung vorgesehenen Verfahren angenommen haben, innerhalb von drei Monaten, nachdem der Generalsekretär der OAU von ihrer Annahme benachrichtigt worden ist, in Kraft.


    
      Hinweise


      Fundstelle: Übersetzung in Anlehnung an Bruno Simma/Ulrich Fastenrath, Menschenrechte, 6.Aufl., München 2010, S.659672


      Verabschiedung: 27.Juni 1981


      Inkrafttreten: 21.Oktober 1986


      Zahl der Vertragsstaaten: 53


      Individualbeschwerde: nein

    


    49Protokoll zur Banjul-Charta der Menschenrechte und Rechte der Völker über die Rechte der Frauen in Afrika (Maputo-Protokoll) [Auszug] vom 11.Juli2003


    DIE VERTRAGSSTAATEN DIESES PROTOKOLLS HABEN


    berücksichtigend, dass Artikel66 der Afrikanischen Charta für Menschenrechte und Rechte der Völker spezielle Protokolle oder Vereinbarungen vorsieht, wenn dies notwendig ist, um die Bestimmungen der Afrikanischen Charta zu ergänzen […];


    berücksichtigend, dass Artikel2 der Afrikanischen Charta für Menschenrechte und die Rechte der Völker das Prinzipder Nicht-Diskriminierung aus Gründen von Rasse, Ethnie, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion, politischer oder sonstiger Anschauung, der nationalen und sozialen Herkunft, Vermögen, Geburt oder Status enthält;


    weiter berücksichtigend, dass Artikel18 der Afrikanischen Charta der Menschenrechte und Rechte der Völker alle Vertragsstaaten zur Beseitigung jeder Diskriminierung von Frauen und zum Schutz der Rechte von Frauen, wie sie in internationalen Erklärungen und Verträgen festgelegt sind, auffordert;


    daran erinnernd, dass die Rechte der Frauen in allen internationalen Menschenrechtsinstrumenten anerkannt und gewährleistet werden […];


    besorgt, dass trotz der Ratifizierung der Afrikanischen Charta der Menschenrechte und Rechte der Völker und anderer internationaler Menschenrechtsinstrumente durch eine Mehrheit der Vertragsstaaten und den feierlichen Bekenntnissen, alle Formen der Diskriminierung und schädlichen Praktiken gegen Frauen zu bekämpfen, Frauen in Afrika weiterhin Opfer von Diskriminierung und schädlichen Praktiken werden;


    sehr überzeugt, dass jede Praxis, die das normale Wachstum behindert oder gefährdet und die physische und psychologische Entwicklung von Frauen und Kindern beeinträchtigt, verurteilt und beseitigt werden sollte;


    entschlossen, sicherzustellen, dass die Rechte von Frauen gefördert, verwirklicht und geschützt werden, um ihnen den umfänglichen Genuss ihrer Menschenrechte zu ermöglichen


    wie folgt beschlossen:


    Artikel1Definitionen


    Für den Zweck des vorliegenden Protokolls:


    […]


    f) »Diskriminierung gegen Frauen« meint jede Unterscheidung, Ausschließung oder Beschränkung oder andere unterschiedliche Behandlung aufgrund des Geschlechts und deren Ziel oder Auswirkung den Genuss und die Wahrnehmung von Menschenrechten und Grundfreiheiten durch Frauen, ungeachtet ihres Familienstandes, behindert oder beseitigt;


    g) »schädliche Praktiken« meint alle Verhaltensweisen, Einstellungen und/oder Praktiken, die negativ die Grundrechte von Frauen und Kindern betreffen, darunter das Recht auf Leben, Gesundheit, Würde, Bildung und körperliche Unversehrtheit;


    […]


    j) »Gewalt gegen Frauen« meint alle gegen Frauen begangenen Handlungen, die dazu führen oder dazu führen können, dass sie physisches, sexuelles, psychisches oder wirtschaftliches Leid erfahren, einschließlich der Drohung mit solchen Handlungen; oder die Auferlegung von willkürlichen Beschränkungen oder die Beseitigung von Grundfreiheiten im privaten und öffentlichen Leben, in Friedens- und Kriegszeiten;


    k) »Frauen« meint Personen des weiblichen Geschlechts, auch Mädchen.


    Artikel2Beseitigung der Diskriminierung der Frauen


    (1) Die Vertragsstaaten haben alle Formen der Diskriminierung von Frauen durch geeignete gesetzliche, institutionelle und andere Maßnahmen zu bekämpfen. In diesem Zusammenhang sollen sie:


    a) in ihren nationalen Verfassungen und anderen legislativen Instrumenten, soweit noch nicht geschehen, den Grundsatz der Gleichheit zwischen Frauen und Männern niederlegen und seine wirksame Anwendung sicherstellen;


    b) geeignete Gesetzgebungs- oder Regulierungsmaßnahmen, einschließlich solcher zum Verbot und zur Eindämmung aller Formen von Diskriminierung, insbesondere der schädlichen Praktiken, die die Gesundheit und das allgemeine Wohlbefinden der Frauen gefährden, erlassen und wirksam umsetzen;


    c) eine Geschlechterperspektive in ihre politischen Entscheidungen, Gesetzgebung, Entwicklungspläne, Programme und Aktivitäten sowie in allen anderen Bereichen des Lebens aufnehmen;


    d) korrigierende und positive Maßnahmen in den Bereichen, in denen die Diskriminierung von Frauen rechtlich und tatsächlich fortbesteht, erlassen;


    e) lokale, nationale, regionale und kontinentale Initiativen zur Beseitigung aller Formen der Diskriminierung von Frauen unterstützen.


    (2) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die sozialen und kulturellen Verhaltensmuster von Frauen und Männern durch öffentliche Bildung, Information, Bildungs- und Kommunikationsstrategien zu ändern, um gefährliche kulturelle und traditionelle Praktiken und sonstige Praktiken, die auf der Idee der Unterlegenheit oder Überlegenheit des einen oder anderen Geschlechts oder stereotyper Rollen für Frauen und Männer basieren, zu verändern.


    Artikel3Recht auf Würde


    (1) Jede Frau hat das Recht auf die allen Menschen angeborene Würde und auf die Anerkennung und den Schutz ihrer Menschenrechte und Rechte.


    (2) Jede Frau hat das Recht, als Rechtsperson respektiert zu werden und auf die freie Entfaltung ihrer Persönlichkeit.


    (3) Die Vertragsstaaten haben geeignete Maßnahmen zu treffen und umzusetzen, um jede Form von Ausbeutung oder Erniedrigung von Frauen zu verbieten.


    (4) Die Vertragsstaaten haben geeignete Maßnahmen zu treffen und umzusetzen, um das Recht jeder Frau auf Respekt vor ihrer Würde und auf Schutz vor allen Formen von Gewalt, insbesondere sexueller und verbaler Gewalt, zu schützen.


    Artikel4Die Rechte auf Leben, Unversehrtheit und Sicherheit der Person


    (1) Jede Frau genießt das Recht auf Leben sowie auf persönliche Integrität und Sicherheit. Alle Formen der Ausbeutung, grausame, unmenschliche oder erniedrigende Strafe oder Behandlung sind verboten.


    (2) Die Vertragsstaaten treffen geeignete und wirksame Maßnahmen:


    a) um Gesetze zu erlassen und durchzusetzen, um alle Formen von Gewalt gegen Frauen zu verbieten, darunter unerwünschter oder erzwungener Geschlechtsverkehr, egal ob die Gewalt im privaten oder öffentlichen Rahmen stattfindet;


    b) um andere Gesetzgebungs-, Verwaltungs-, soziale und wirtschaftliche Maßnahmen zu erlassen, die erforderlich sind, um die Verhütung, Bestrafung und Beseitigung aller Formen von Gewalt gegen Frauen zu ermöglichen;


    c) die Ursachen und Folgen von Gewalt gegen Frauen zu identifizieren und geeignete Maßnahmen zur Verhinderung und Beseitigung solcher Gewalt zu ergreifen;


    d) um die Friedenserziehung aktiv zu fördern durch Lehrpläne und soziale Kommunikation, um traditionelle und kulturelle Überzeugungen, Praktiken und Stereotypen, die die Andauer von und Toleranz gegenüber Gewalt gegen Frauen legitimieren und verstärken, zu beseitigen;


    e) die Täter von Gewalttaten gegen Frauen zu bestrafen und Programme zur Rehabilitation von Frauen, die Opfer geworden sind, zu errichten;


    f) Mechanismen und zugängliche Hilfsangebote für eine effektive Information, Rehabilitation und Wiedergutmachung für Opfer von Gewalt gegen Frauen bereitzustellen;


    g) Frauenhandel zu verhindern und zu verurteilen, die Täter zu verfolgen und die meist gefährdeten Frauen zu schützen;


    h) alle medizinischen oder wissenschaftlichen Versuche an Frauen ohne deren aufgeklärte Einwilligung zu verbieten;


    i) ausreichende Haushalts- und andere Finanzmittel für die Umsetzung und Überwachung von Maßnahmen zur Verhütung und Beseitigung der Gewalt gegen Frauen bereitzuhalten;


    j) sicherzustellen, dass in den Ländern, in denen die Todesstrafe noch existiert, ein Todesurteil nicht gegen schwangere oder stillende Frauen vollstreckt wird;


    k) sicherzustellen, dass Frauen und Männer die gleichen Rechte in Bezug auf den Zugang zu Verfahren der Feststellung des Flüchtlingsstatus haben und dass weiblichen Flüchtlingen derselbe Schutz und dieselben Vorzüge nach internationalem Flüchtlingsrecht gewährt werden, einschließlich ihrer eigenen Identität und anderer Dokumente.


    Artikel5Beseitigung von schädlichen Praktiken


    Die Vertragsstaaten haben alle Formen von schädlichen Praktiken, die sich negativ auf die Menschenrechte von Frauen auswirken und die im Widerspruch zu anerkannten internationalen Standards stehen, zu verbieten und zu verurteilen. Die Vertragsstaaten treffen alle erforderlichen gesetzgeberischen und anderen Maßnahmen zur Vermeidung solcher Praktiken, einschließlich:


    a) der Schaffung öffentlichen Bewusstseins in allen Bereichen der Gesellschaft über schädliche Praktiken durch Information, formale und informelle Bildung und Outreach-Programme;


    b) des gesetzlichen und sanktionsbewehrten Verbots aller Formen der weiblichen Genitalverstümmelung […] und aller sonstigen Praktiken, um diese zu beseitigen;


    c) der Bereitstellung der notwendigen Unterstützung für Opfer von schädlichen Praktiken durch eine Grundversorgung, etwa durch Gesundheitsdienste, rechtliche und justizielle Unterstützung, emotionale und psychologische Beratung sowie Berufsausbildung zur Förderung der Selbstständigkeit;


    d) des Schutzes von Frauen, die Gefahr laufen, schädlichen Praktiken oder alle anderen Formen von Gewalt, Missbrauch und Intoleranz unterzogen zu werden.


    Artikel6Ehe


    Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass Frauen und Männer gleichberechtigt sind und als gleichberechtigte Partner in der Ehe angesehen werden. Sie sollen entsprechende nationale gesetzgeberische Maßnahmen erlassen, um zu gewährleisten, dass:


    a) keine Ehe ohne die freie und volle Zustimmung beider Parteien geschlossen wird;


    b) das Mindestheiratsalter für Frauen 18Jahre beträgt;


    c) Monogamie als die bevorzugte Form der Ehe gefördert wird und dass die Rechte der Frauen in Ehe und Familie, einschließlich in polygamen Beziehungen, gefördert und geschützt werden;


    d) jede Ehe in Übereinstimmung mit den nationalen Gesetzen schriftlich erfasst und registriert wird, um rechtlich anerkannt zu werden;


    e) Mann und Frau im gegenseitigen Einvernehmen ihren Güterstand und Wohnort wählen;


    f) eine verheiratete Frau das Recht hat, ihren Mädchennamen zu behalten, ihn gemeinsam mit oder getrennt von dem Nachnamen des Mannes zu nutzen;


    g) eine Frau das Recht hat, ihre Nationalität zu behalten oder die des Ehemannes zu erhalten;


    h) Frau und Mann gleiche Rechte in Bezug auf die Staatsangehörigkeit ihrer Kinder haben, es sei denn, dies steht in Widerspruch zu einer nationalen Bestimmung oder nationalen Sicherheitsinteressen;


    i) Frau und Mann gemeinsam den Interessen der Familie dienen, den Schutz und die Erziehung ihrer Kinder gewährleisten;


    j) während ihrer Ehe die Frau das Recht hat, ihr eigenes Eigentum zu erwerben und es frei zu verwalten.


    Artikel7Trennung, Scheidung und Aufhebung der Ehe


    Die Vertragsstaaten haben geeignete Rechtsvorschriften zu erlassen, um sicherzustellen, dass Frauen und Männer die gleichen Rechte im Falle einer Trennung, Scheidung oder Aufhebung der Ehe genießen. Dazu stellen sie sicher:


    a) Trennung, Scheidung oder Aufhebung einer Ehe erfolgen durch einen gerichtlichen Beschluss;


    b) Frauen und Männer haben gleiche Rechte, eine Trennung, Scheidung oder Aufhebung einer Ehe zu beantragen;


    c) dass Bildungs- und andere geeignete Strukturen mit besonderem Augenmerk auf Frauen geschaffen und alle hinsichtlich der Rechte von Frauen sensibilisiert werden;


    d) im Falle von Trennung, Scheidung oder Aufhebung der Ehe haben Frauen und Männer das Recht auf eine gerechte Aufteilung des gemeinsamen, aus der Ehe erlangten Vermögens.


    Artikel8Zugang zu Gericht und gleicher Schutz vor dem Gesetz


    Frauen und Männer sind vor dem Gesetz gleich und haben das Recht auf gleichen Schutz und Nutzen durch das Recht. Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen:


    a) dass Frauen einen effektiven Zugang zu gerichtlichen und rechtlichen Leistungen, einschließlich der Rechtshilfe, erhalten;


    b) dass lokale, nationale, regionale und kontinentale Initiativen, die Frauen Zugang zu Rechtdienstleistungen, einschließlich Rechtshilfe, verschaffen wollen, unterstützt werden;


    c) dass Bildungs- und andere geeignete Strukturen mit besonderem Augenmerk auf Frauen geschaffen und alle hinsichtlich der Rechte von Frauen sensibilisiert werden;


    d) dass die Exekutivorgane auf allen Ebenen befähigt sind, die Rechte über die Geschlechtergleichheit effektiv zu interpretieren und durchzusetzen;


    e) dass Frauen gleichermaßen in der Justiz und in den Exekutivorganen vertreten sind;


    f) dass bestehende diskriminierende Gesetze und Praktiken reformiert werden, um die Rechte von Frauen zu fördern und zu schützen.


    Artikel9Recht auf Teilhabe am politischen Geschehen und Willensbildungsprozess


    (1) Die Vertragsstaaten treffen spezifische positive Maßnahmen zur Förderung partizipativen Regierens und der gleichberechtigten Teilhabe von Frauen am politischen Leben ihrer Länder durch Sonderfördermaßnahmen, nationale Rechtsvorschriften und andere Maßnahmen, um sicherzustellen, dass:


    a) Frauen ohne jede Diskriminierung an allen Wahlen teilnehmen können;


    b) Frauen auf allen Ebenen des Wahlprozesses mit den Männern gleichberechtigt vertreten sind;


    c) Frauen gleichberechtigte Partner der Männer auf allen Ebenen der Entwicklung und Umsetzung der staatlichen Politik und Entwicklungsprogramme sind.


    (2) Die Vertragsstaaten garantieren eine erhöhte und wirksame Vertretung und Teilnahme von Frauen auf allen Ebenen der Entscheidungsfindung.


    Artikel10Recht auf Frieden


    (1) Frauen haben das Recht auf eine friedliche Existenz und das Recht auf Beteiligung an der Förderung und Erhaltung des Friedens.


    (2) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um eine stärkere Beteiligung von Frauen sicherzustellen:


    a) in den Bildungsprogrammen für Frieden und eine Kultur des Friedens;


    b) in den Strukturen und Prozessen der Konfliktprävention, der Verwaltung und Problemlösung auf lokaler, nationaler, regionaler, kontinentaler und internationaler Ebene;


    c) in den lokalen, nationalen, regionalen, kontinentalen und internationalen Entscheidungsfindungsstrukturen für den physischen, psychologischen, sozialen und rechtlichen Schutz von Asylsuchenden, Flüchtlingen, Rückkehrern und Vertriebenen, insbesondere Frauen;


    d) auf allen Ebenen der Strukturen, die für die Verwaltung von Lagern und Siedlungen von Asylsuchenden, Flüchtlingen, Rückkehrern und Vertriebenen, insbesondere Frauen, geschaffen wurden;


    e) in allen Aspekten der Planung, Formulierung und Umsetzung eines Post-Konflikt-Wiederaufbaus und der Rehabilitation.


    (3) Die Vertragsstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen zur deutlichen Verringerung der Militärausgaben zu Gunsten der Ausgaben für die soziale Entwicklung im Allgemeinen und die Förderung von Frauen im Besonderen.


    Artikel11Der Schutz von Frauen in bewaffneten Konflikten


    (1) Die Vertragsstaaten respektieren und sichern den Respekt für die Regeln des humanitären Völkerrechts, die im Falle eines bewaffneten Konfliktes, der die Bevölkerung, vor allem Frauen, beeinträchtigt, anwendbar sind.


    (2) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, in Übereinstimmung mit den Verpflichtungen nach dem humanitären Völkerrecht im Falle eines bewaffneten Konfliktes, die Zivilisten, darunter die Frauen, unabhängig von der Bevölkerung, zu der sie gehören, zu schützen.


    (3) Die Vertragsstaaten schützen alle asylsuchenden Frauen, Flüchtlinge, Rückkehrer und Binnenvertriebenen vor allen Formen von Gewalt, Vergewaltigung und sonstige Formen sexueller Ausbeutung und gewährleisten, dass solche Handlungen als Kriegsverbrechen, Völkermord und/oder Verbrechen gegen die Menschlichkeit betrachtet und die Täter vor ein zuständiges Strafgericht gestellt werden.


    (4) Die Vertragsstaaten treffen alle erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass kein Kind, vor allem nicht Mädchen unter 18Jahren, unmittelbar an Feindseligkeiten teilnimmt und dass kein Kind als Soldat rekrutiert wird.


    Artikel12Recht auf Bildung und Ausbildung


    (1) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen um:


    a) alle Formen der Diskriminierung von Frauen zu beseitigen und Chancengleichheit sowie Zugang im Bereich der Bildung und Ausbildung zu gewährleisten;


    b) alle Stereotype in Schulbüchern, Lehrplänen und den Medien, die solche Diskriminierungen verstetigen, zu beseitigen;


    c) Frauen, vor allem Mädchen, vor allen Formen des Missbrauchs, einschließlich sexueller Belästigung in Schulen und anderen Bildungseinrichtungen, zu schützen und für Sanktionen gegen die Täter solcher Praktiken zu sorgen;


    d) Zugang zu Beratung und Rehabilitation für Frauen, die Opfer von Missbrauch und sexueller Belästigung geworden sind, zu eröffnen;


    e) Geschlechter-Sensibilisierung und Menschenrechtsbildung auf allen Ebenen in die Lehrpläne einschließlich der Lehrerausbildung zu integrieren.


    (2) Die Vertragsstaaten ergreifen spezifische positive Maßnahmen zur:


    a) Förderung der Alphabetisierung von Frauen;


    b) Förderung der Bildung und Ausbildung von Frauen auf allen Ebenen und in allen Disziplinen, insbesondere in den Bereichen Wissenschaft und Technik;


    c) Förderung der Einschreibung und Registrierung von Mädchen in Schulen und sonstigen Bildungseinrichtungen und der Organisation von Programmen für Frauen, die die Schule vorzeitig verlassen.


    Artikel13Wirtschafts- und Sozialrechte


    Die Vertragsstaaten haben gesetzgeberische und andere Maßnahmen zu ergreifen und durchzusetzen, um Frauen Chancengleichheit im Beruf, Karrierechancen und andere wirtschaftliche Möglichkeiten zu garantieren. In diesem Zusammenhang müssen sie:


    a) gleichen Zugang zur Beschäftigung fördern;


    b) das Recht auf gleiches Entgelt für gleichwertige Arbeit für Frauen und Männer fördern;


    c) für Transparenz bei der Einstellung, Beförderung und Entlassung von Frauen sorgen und sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz bekämpfen und bestrafen;


    d) Frauen die Freiheit garantieren, ihren Beruf zu wählen, und sie vor Ausbeutung durch den Arbeitgeber in Verletzung der Grundrechte, wie sie durch Konventionen, Gesetze und sonstige gültige Bestimmungen anerkannt und garantiert werden, schützen;


    e) Bedingungen schaffen, um die Beschäftigungen und wirtschaftlichen Aktivitäten von Frauen, insbesondere im informellen Sektor, zu fördern und zu unterstützen;


    f) ein System des sozialen Schutzes und der Sozialversicherung für Frauen im informellen Sektor errichten und bei Frauen für einen Beitritt werben;


    g) ein Mindestalter für die Arbeit einführen und die Beschäftigung von jüngeren Kindern und alle Formen der Ausbeutung von Kindern, vor allem der Mädchen, verbieten, bekämpfen und bestrafen;


    h) die notwendigen Maßnahmen ergreifen, um den wirtschaftlichen Wert der Arbeit, die Frauen daheim erbringen, anzuerkennen;


    i) einen ausreichenden und bezahlten Mutterschaftsurlaub vor und nach der Geburt im privaten und öffentlichen Sektor gewährleisten;


    j) für die gleiche Anwendung von Steuergesetzen auf Frauen und Männer sorgen;


    k) das Recht der angestellten Frauen, die gleichen Zulagen und Leistungen zu erhalten, die angestellten Männern für ihre Ehegattinen und Kinder gewährt werden, anerkennen und durchsetzen;


    l) anerkennen, dass beide Eltern die Hauptverantwortung für die Erziehung und Entwicklung der Kinder tragen und dass dies eine soziale Funktion ist, für die der Staat und der private Sektor sekundäre Verantwortung tragen;


    m) wirksame gesetzgeberische und administrative Maßnahmen treffen, um die Ausbeutung und den Missbrauch von Frauen in Werbung und Pornographie zu verhindern.


    Artikel14Gesundheit und reproduktive Rechte


    (1) Die Vertragsstaaten respektieren und fördern das Recht von Frauen auf Gesundheit, einschließlich der sexuellen und reproduktiven Gesundheit. Dies beinhaltet:


    a) das Recht, über die Kontrolle der Fruchtbarkeit;


    b) das Recht zu entscheiden, Kinder zu haben, über die Anzahl der Kinder und den Abstand der Kinder;


    c) das Recht, Verhütungsmethoden zu wählen;


    d) das Recht auf Selbstschutz und Schutz gegen sexuell übertragbare Krankheiten, einschließlich HIV/AIDS;


    e) das Recht, über den eigenen Gesundheitsstatus und den Gesundheitszustand des Partners, insbesondere wenn dieser Träger von sexuell übertragbaren Krankheiten einschließlich HIV/AIDS ist, in Übereinstimmung mit international anerkannten Standards und bester Praxis informiert zu werden;


    f) das Recht, in Familienplanung geschult zu werden.


    (2) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um:


    a) einen angemessenen, erschwinglichen und zugänglichen Gesundheitsdienst, einschließlich Informations-, Bildungs- und Kommunikationsprogramme für Frauen, vor allem für diejenigen in ländlichen Gebieten, bereitzuhalten;


    b) Gesundheits- und Ernährungsleistungen vor, während und nach der Niederkunft für Frauen während der Schwangerschaft und der Stillzeit anzubieten und zu stärken;


    c) die reproduktiven Rechte von Frauen zu schützen, indem sie eine medizinische Abtreibung in Fällen von sexuellen Übergriffen, Vergewaltigungen, Inzest und wenn die Fortsetzung der Schwangerschaft die geistige und körperliche Gesundheit der Mutter oder das Leben der Mutter oder das des Fötus gefährdet genehmigen.


    Artikel15Recht auf Nahrung


    Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass Frauen das Recht auf nahrhafte und angemessene Ernährung haben. In diesem Zusammenhang werden sie geeignete Maßnahmen treffen, um:


    a) Frauen den Zugang zu sauberem Trinkwasser, Heizöl und Ackerland zu ermöglichen und sie mit mitteln zur Herstellung von nahrhaftem Essen auszustatten;


    b) Systeme zur Lieferung und Lagerung einzusetzen, um die Nahrungsmittelsicherheit zu gewährleisten.


    Artikel16Recht auf angemessenen Wohnraum


    Frauen haben das Recht auf gleichen Zugang zu Wohnraum und zu angemessenen Lebensbedingungen in einer gesunden Umgebung. Um dieses Recht zu gewährleisten, sollen die Vertragsstaaten Frauen unabhängig von ihrem Familienstatus Zugang zu angemessenem Wohnraum gewährleisten.


    Artikel17Recht auf ein positives kulturelles Umfeld


    (1) Frauen haben das Recht, in einem positiven kulturellen Umfeld zu leben und sich auf allen Entscheidungsebenen der Kulturpolitik zu beteiligen.


    (2) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen zur Verbesserung der Beteiligung von Frauen auf allen Ebenen der Bestimmung über die Kulturpolitik.


    Artikel18Recht auf eine gesunde und nachhaltige Umwelt


    (1) Frauen haben das Recht, in einer gesunden und nachhaltigen Umwelt zu leben.


    (2) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um:


    a) eine größere Beteiligung von Frauen bei der Planung, Verwaltung und Erhaltung der Umwelt und der nachhaltigen Nutzung der natürlichen Ressourcen auf allen Ebenen sicherzustellen;


    b) die Förderung von Forschung und Investitionen in neue und erneuerbare Energiebun und entsprechende Technologien, einschließlich Informationstechnologien, zu fördern und Frauen den Zugang und die Beteiligung an der Kontrolle darüber zu erleichtern;


    c) die Entwicklung von Systemen des Wissens indigener Frauen zu sichern und zu ermöglichen;


    c) die Verwaltung, Verarbeitung, Lagerung und Entsorgung von Hausmüll zu regeln;


    d) sicherzustellen, dass angemessene Standards für die Lagerung, den Transport und die Entsorgung von Giftmüll eingehalten werden.


    Artikel19Recht auf nachhaltige Entwicklung


    Frauen haben das Recht, ihr Recht auf eine nachhaltige Entwicklung in vollem Umfang zu genießen. In diesem Zusammenhang werden die Vertragsstaaten alle geeigneten Maßnahmen treffen, um:


    a) eine Genderperspektive in die nationalen Entwicklungsplanungsverfahren einzubringen;


    b) die Beteiligung von Frauen auf allen Ebenen der Konzeption, Entscheidung, Umsetzung und Bewertung von Entwicklungspolitiken und -programmen zu gewährleisten;


    c) den Zugang von Frauen zu den und die Kontrolle über die Produktionsressourcen wie Ackerland zu fördern und ihr Recht auf Eigentum zu garantieren;


    d) den Zugang von Frauen zu Krediten, Ausbildung, Weiterbildung und Entwicklungs- und Beratungsdiensten in ländlichen und städtischen Gebieten zu erleichtern, um den Frauen zu einer höheren Lebensqualität zu verhelfen und das Niveau der Armut unter Frauen zu reduzieren;


    e) die Indikatoren der menschlichen Entwicklung speziell in Bezug auf Frauen in der Ausarbeitung von Entwicklungspolitiken und -programmen zu berücksichtigen;


    f) sicherzustellen, dass die negativen Auswirkungen der Globalisierung und alle nachteiligen Auswirkungen der Implementierung von Handels- und Wirtschaftsregeln und Programmen für Frauen auf ein Minimum reduziert werden.


    Artikel20Rechte von Witwen


    Die Vertragsstaaten treffen geeignete gesetzliche Maßnahmen, um sicherzustellen, dass Witwen in den Genuss aller Menschenrechte gelangen durch die Umsetzung der folgenden Bestimmungen:


    a) Witwen dürfen nicht unmenschlicher, entwürdigender oder erniedrigender Behandlung unterzogen werden;


    b) Witwen werden nach dem Tod ihres Mannes automatisch Vormund und Erziehungsberechtigte für ihre Kinder, es sei denn, dies widerspricht den Interessen und dem Wohl der Kinder;


    c) Witwen haben das Recht, erneut zu heiraten und eine Person ihrer Wahl zu heiraten.


    Artikel21Erbrecht


    (1) Eine Witwe hat das Recht, einen angemessenen Anteil des Vermögens ihres Mannes zu erben. Eine Witwe hat das Recht, weiterhin im ehelichen Haus zu leben. Bei Wiederverheiratung soll sie dieses Recht behalten, wenn das Haus ihr gehört oder sie es geerbt hat.


    (2) Frauen und Männer haben das Recht, in gerechten Anteilen das Eigentum ihrer Eltern zu erben.


    Artikel22Spezieller Schutz von älteren Frauen


    Die Vertragsstaaten verpflichten sich:


    a) ältere Frauen zu schützen und besondere Maßnahmen, die ihren physischen, wirtschaftlichen und sozialen Bedürfnissen gerecht werden, zu treffen und ihren Zugang zu Beschäftigung und Berufsausbildung zu ermöglichen;


    b) das Recht älterer Frauen auf Freiheit von Gewalt, einschließlich sexuellen Missbrauchs, Diskriminierung aufgrund des Alters und das Recht auf eine würdevolle Behandlung sicherzustellen.


    Artikel23Spezieller Schutz von Frauen mit Behinderungen


    Die Vertragsstaaten verpflichten sich:


    a) den Schutz von Frauen mit Behinderungen sicherzustellen und spezifische Maßnahmen, die ihren körperlichen, wirtschaftlichen und sozialen Bedürfnisse gerecht werden, zu ergreifen, um ihren Zugang zu Beschäftigung, Berufs- und Fortbildung sowie ihre Beteiligung an Entscheidungsprozessen zu erleichtern;


    b) das Recht von Frauen mit Behinderungen auf Freiheit von Gewalt, einschließlich sexuellen Missbrauchs, Diskriminierung aufgrund der Behinderung und das Recht auf eine würdevolle Behandlung, sicherzustellen.


    Artikel24Spezieller Schutz von Frauen in Not


    Die Vertragsstaaten verpflichten sich:


    a) den Schutz von armen Frauen und weiblichen Familienoberhäuptern, einschließlich der Frauen aus marginalisierten Bevölkerungsgruppen, sicherzustellen sowie eine geeignete Umgebung für ihre besonderen physischen, wirtschaftlichen und sozialen Bedürfnisse zu schaffen;


    b) das Recht der schwangeren, stillenden Frauen oder Frauen in Haft sicherzustellen, indem sie ihnen eine Umgebung schaffen, die den besonderen Anforderungen und der Würde dieser Frauen Rechnung trägt.


    Artikel25Rechtsbehelfe


    Die Vertragsstaaten verpflichten sich:


    a) geeignete Rechtsbehelfe für jede Frau, deren Rechte und Freiheiten, wie sie hier erkannt werden, verletzt wurden, zu schaffen;


    b) sicherzustellen, dass über diese Rechtsbehelfe von zuständigen Gerichten, Verwaltungs- oder Legislativbehörden oder durch eine sonst zuständige, gesetzlich vorgesehene Behörde entschieden wird.


    Artikel26Umsetzung und Überwachung


    (1) Die Vertragsstaaten stellen die Umsetzung dieses Protokolls auf nationaler Ebene und in ihren periodisch, in Übereinstimmung mit Artikel62 der Afrikanischen Charta vorzulegenden Berichten sicher und zeigen die gesetzgeberischen und anderen Maßnahmen, die sie für die volle Verwirklichung der hiernach anerkannten Rechte vorgenommen haben, auf.


    (2) Die Vertragsstaaten ergreifen alle erforderlichen Maßnahmen und stellen insbesondere finanzielle und andere Ressourcen für die volle und wirksame Umsetzung der hiernach festgestellten Rechte zur Verfügung.


    Artikel27Interpretation


    Der Afrikanische Gerichtshof für Menschenrechte und die Rechte der Völker wird mit Fragen der Auslegung, die sich aus der Anwendung oder Durchführung dieses Protokolls ergeben, betraut.


    […]


    Artikel31Der Status des Protokolls


    Keine der Bestimmungen des vorliegenden Protokolls berührt günstigere Bestimmungen für die Verwirklichung der Rechte der Frauen in der nationalen Gesetzgebung der Vertragsstaaten oder in anderen regionalen, kontinentalen und internationalen Übereinkommen, Verträgen oder Abkommen, die in den Vertragsstaaten Anwendung finden.


    […]
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    Arabisch-islamische und asiatische Rechtsdokumente


    50Kairoer Erklärung der Menschenrechte im Islam vom 5.August1990


    DIE MITGLIEDSTAATEN DER ORGANISATION ISLAMISCHE KONFERENZ


    die zivilisatorische und historische Rolle der islamischen Umma bekräftigend, die Gott zur besten Form der Nation machte, die der Menschheit eine universelle und ausgewogene Zivilisation gegeben hat, in der Harmonie zwischen diesem Leben und dem Leben danach herrscht und Wissen mit Glauben einhergeht;


    und die Rolle bekräftigend, die diese Umma spielen sollte, um eine von konkurrierenden Strömungen und Ideologien verwirrte Menschheit zu leiten und Lösungen für die chronischen Probleme dieser materialistischen Zivilisation zu bieten;


    in dem Wunsch, zu den Bemühungen der Menschheit um die Festlegung von Menschenrechten beizutragen, die den Menschen vor Ausbeutung und Verfolgung schützen und seine Freiheit und sein Recht auf ein würdiges Leben im Einklang mit der islamischen Scharia bestätigen;


    in der Überzeugung, dass die Menschheit, die in der Wissenschaft von den materiellen Dingen ein fortgeschrittenes Stadium erreicht hat, noch immer dringend den Glauben als Träger der Zivilisation benötigt und auch in Zukunft benötigen wird, und eine aus sich selbst generierte Kraft zur Bewahrung ihrer Rechte benötigt;


    in dem Glauben, dass grundlegende Rechte und universelle Freiheiten im Islam ein integraler Bestandteil der islamischen Religion sind und dass grundsätzlich niemand das Recht hat, diese ganz oder in Teilen auszusetzen oder zu verletzen oder zu missachten, insoweit als sie bindende göttliche Befehle sind, enthalten in den enthüllten Büchern Gottes und durch den letzten seiner Propheten gesandt, um die vorangegangenen göttlichen Botschaften zu vervollständigen, und so deren Beachtung zu einem Akt der Anbetung und deren Vernachlässigung oder Verletzung zu einer verwerflichen Sünde machen, entsprechend ist jede Person einzeln verantwortlich und die Umma kollektiv verantwortlich für deren Bewahrung;


    ausgehend von den oben genannten Prinzipien


    erklären die Mitgliedstaaten das Folgende:


    Artikel1


    a) Alle Menschen bilden eine Familie, deren Mitglieder durch die Unterwerfung unter Gott und die Abstammung von Adam verbunden sind. Alle Menschen sind gleich im Sinne der grundlegenden Menschenwürde sowie der Grundrechte und Grundpflichten, ohne jede Diskriminierung aufgrund von Rasse, Hautfarbe, Sprache, Geschlecht, religiösem Glauben, politischer Zugehörigkeit, sozialem Status oder anderer Erwägungen. Wahrer Glaube ist die Garantie für den Genuss solcher Würde auf dem Weg zur Vervollkommnung des Menschen.


    b) Alle Menschen sind Gottes Untertanen und er liebt diejenigen am meisten, die seinen übrigen Untertanen am meisten nützen; niemand hat Vorrang vor einem anderen, es sei denn aufgrund der Gläubigkeit und guter Taten.


    Artikel2


    a) Das Leben ist ein Geschenk Gottes und das Recht auf Leben ist jedem Menschen garantiert. Es ist die Pflicht des Einzelnen, der Gesellschaft und des Staates, dieses Recht zu schützen und es ist verboten, Leben zu nehmen, es sei denn aus einem von der Scharia vorgeschriebenen Grund.


    b) Es ist verboten, zu mitteln zu greifen, die zur Vernichtung der Menschheit führen könnten.


    c) Der Schutz des menschlichen Lebens für die von Gott gewährte Lebensdauer ist eine von der Scharia vorgeschriebene Pflicht.


    d) Der Schutz vor Körperverletzung ist ein garantiertes Recht. Es ist die Pflicht des Staates, dieses Recht sicherzustellen, und es ist verboten, es ohne einen in der Scharia vorgeschriebenen Grund zu brechen.


    Artikel3


    a) Im Falle des Einsatzes von Gewalt und im Falle bewaffneter Konflikte ist es nicht erlaubt, nicht am Krieg teilnehmende Personen, wie alte Männer, Frauen und Kinder, zu töten. Die Verwundeten und Kranken haben das Recht auf medizinische Behandlung; Kriegsgefangene haben das Recht auf Nahrung, Obdach und Kleidung. Es ist verboten, Leichen zu verstümmeln. Es ist eine Pflicht, Kriegsgefangene auszutauschen und Besuche oder die Wiedervereinigung von Familien herbeizuführen, die durch die Wirren des Krieges getrennt wurden.


    b) Es ist verboten, Bäume zu fällen, Ernten oder Vieh zu vernichten und die zivilen Gebäude und Einrichtungen des Gegners durch Bombardierung, Sprengung oder andere mittel zu zerstören.


    Artikel4


    Jeder Mensch hat ein Recht auf die Unverletzlichkeit und den Schutz seines guten Rufs und seiner Ehre im Leben und auch nach seinem Tod. Der Staat und die Gesellschaft müssen seine Überreste und seine letzte Ruhestätte schützen.


    Artikel5


    a) Die Familie ist das Fundament der Gesellschaft und die Ehe die Basis für ihre Gründung. Männer und Frauen haben das Recht zu heiraten, und keinerlei Einschränkungen hinsichtlich Rasse, Hautfarbe oder Nationalität sollen sie daran hindern, dieses Recht in Anspruch zu nehmen.


    b) Die Gesellschaft und der Staat müssen alle Hindernisse ausräumen, die einer Ehe im Wege stehen und das Eheschließungsverfahren erleichtern. Sie müssen den Schutz und das Wohl der Familie sichern.


    Artikel6


    a) Die Frau ist dem Mann in ihrer menschlichen Würde gleichgestellt und hat Rechte und Pflichten; sie genießt ein eigenständiges Bürgerrecht und finanzielle Unabhängigkeit sowie das Recht, ihren Namen und ihre Abstammung beizubehalten.


    b) Der Ehemann ist für den Unterhalt und das Wohlergehen der Familie verantwortlich.


    Artikel7


    a) Von Geburt an hat jedes Kind gegenüber den Eltern, der Gesellschaft und dem Staat das Recht auf ordentliche Pflege, Erziehung sowie materielle, hygienische und moralische Fürsorge. Der Fötus wie auch die Mutter müssen geschützt und besonders umsorgt werden.


    b) Eltern und jene, die diese Funktion ausüben, haben das Recht, die Art der Erziehung zu wählen, die sie für ihre Kinder als die richtige erachten, vorausgesetzt, sie berücksichtigen dabei das Interesse und die Zukunft der Kinder im Einklang mit den ethischen Werten und Grundsätzen der Scharia.


    c) In Übereinstimmung mit den Lehren der Scharia haben beide Eltern Anspruch auf bestimmte Rechte gegenüber ihren Kindern und Verwandte Anspruch auf Rechte gegenüber ihrer Familie.


    Artikel8


    Jeder Mensch hat das Recht, seine Rechte und Pflichten selbst wahrzunehmen. Sollte dieses Recht verlorengegangen oder außer Kraft gesetzt sein, wird er von seinem Vormund vertreten.


    Artikel9


    a) Das Streben nach Wissen ist eine Pflicht und Gesellschaft und Staat sind verpflichtet, für Bildungsmöglichkeiten zu sorgen. Der Staat muss die Verfügbarkeit von mitteln und Wegen, Bildung zu erlangen, sicherstellen und im Interesse der Gesellschaft die Vielfalt der Bildung garantieren, damit der Mensch sich zum Wohle der Menschheit mit der Religion des Islam und den Dingen der Welt vertraut machen kann.


    b) Jeder Mensch hat das Recht auf eine religiöse wie eine weltliche Erziehung durch die verschiedenen Bildungs- und Lehrinstitutionen, darunter die Familie, die Schule, die Universität, die Medien etc. Dies soll so integrativ und ausgewogen geschehen, dass der Mensch seine Persönlichkeit entwickeln, seinen Glauben an Gott stärken und seine Rechte und Pflichten achten und verteidigen kann.


    Artikel10


    Der Islam ist die Religion der reinen WesensArt.Es ist verboten, auf einen Menschen in irgendeiner Weise Druck auszuüben oder die Armut oder Unwissenheit eines Menschen auszunutzen, um ihn zu einer anderen Religion oder zum Atheismus zu bekehren.


    Artikel11


    a) Menschen sind frei geboren, niemand hat das Recht, sie zu versklaven, zu erniedrigen, zu unterdrücken oder auszubeuten, und es kann keine Unterwerfung geben, außer unter den höchsten Gott.


    b) Kolonialismus jeder Art ist als eine der teuflischsten Formen der Versklavung absolut verboten. Völker, die unter Kolonialismus leiden, haben das volle Recht auf Freiheit und Selbstbestimmung. Es ist die Pflicht aller Staaten und Völker, den Kampf kolonisierter Völker für die Abschaffung aller Formen von Kolonialismus und Besetzung zu unterstützen. Alle Staaten und Völker haben das Recht, ihre unabhängige Identität zu bewahren und Kontrolle über ihren Reichtum und ihre natürlichen Ressourcen auszuüben.


    Artikel12


    Jeder Mensch soll im Rahmen der Scharia das Recht haben, sich frei zu bewegen, seinen Wohnort frei zu bestimmen ob innerhalb oder außerhalb seines Landes, und wenn ein Mensch verfolgt wird, hat er das Recht, in einem anderen Land Asyl zu suchen. Das Land seiner Zuflucht soll seinen Schutz gewährleisten, bis er in Sicherheit ist, es sei denn, das Asyl bezieht sich auf einen Grund, den die Scharia als Straftat betrachtet.


    Artikel13


    Arbeit ist ein Recht, das Staat und Gesellschaft jedem arbeitsfähigen Menschen garantieren. Jeder ist frei, die Arbeit zu suchen, die ihm am besten liegt und die seinen wie den Interessen der Gesellschaft dient. Der Arbeitnehmer hat das Recht auf Schutz und Sicherheit sowie alle anderen sozialen Garantien. Weder soll einem Menschen Arbeit zugewiesen werden, die seine Leistungsfähigkeit überfordert, noch soll er in irgendeiner Weise unterdrückt, ausgebeutet oder geschädigt werden. Der Mensch hat ein Recht auf faire und prompte Bezahlung, auf Urlaub und ihm zustehende Beihilfen und Beförderung, ohne jegliche Diskriminierung nach dem Geschlecht. Seinerseits soll der Arbeitnehmer seiner Arbeit hingebungsvoll und sorgfältig nachkommen. Falls Arbeitnehmer und Arbeitgeber in einer Sache uneins sind, soll der Staat eingreifen, um den Streit zu schlichten und die Missstände zu beseitigen, die Rechte zu bestätigen und unparteiisch Gerechtigkeit durchzusetzen.


    Artikel14


    Jeder hat das Recht auf legitime Gewinne, sofern sie nicht durch Monopolisierung, Betrug oder Schaden für sich oder andere erzielt wurden. Wucher ist unter allen Umständen verboten.


    Artikel15


    a) Jeder hat das Recht auf Eigentum, das auf legitime Weise erworben wurde, und soll das Recht auf Besitz haben, ohne Nachteil für sich selbst, andere oder die Gesellschaft im Allgemeinen. Enteignung ist nicht erlaubt, es sei denn aufgrund von Erfordernissen des öffentlichen Interesses und gegen Bezahlung einer unmittelbaren und fairen Entschädigung.


    b) Die Konfiszierung und Beschlagnahme von Eigentum ist verboten, es sei denn aus durch Gesetz geregelten Gründen.


    Artikel16


    Jeder hat das Recht, die Früchte seiner wissenschaftlichen, literarischen, künstlerischen oder technischen Arbeit zu genießen und hat das Recht, die daraus erwachsenden moralischen und materiellen Interessen zu verteidigen, vorausgesetzt, dass diese Arbeit nicht gegen die Prinzipien der Scharia verstößt.


    Artikel17


    a) Jeder hat das Recht, in einer sauberen Umwelt zu leben, ohne Laster und moralische Korruption, einer Umwelt, die die eigene Entwicklung des Menschen fördert, und es obliegt dem Staat und der Gesellschaft im Allgemeinen, dieses Recht zu gewähren.


    b) Jeder hat das Recht auf medizinische und soziale Fürsorge sowie auf Zugang zu allen öffentlichen Einrichtungen, die Gesellschaft und Staat im Rahmen ihrer verfügbaren Ressourcen bereitstellen.


    c) Der Staat sichert das Recht des Individuums auf ein menschenwürdiges Leben, das es ihm ermöglicht, all seine Bedürfnisse und die seiner Angehörigen zu befriedigen, einschließlich Nahrung, Kleidung, Obdach, Erziehung, medizinischer Versorgung und aller anderen Grundbedürfnisse.


    Artikel18


    a) Jeder hat das Recht auf Sicherheit seiner selbst, seiner Religion, seiner Angehörigen, seiner Ehre und seines Eigentums.


    b) Jeder hat das Recht auf Privatsphäre für seine privaten Angelegenheiten, in seinem Heim, im Kreise der Familie, im Hinblick auf sein Eigentum und seine Beziehungen. Es ist nicht erlaubt, zu spionieren, einen Menschen zu überwachen oder seinen guten Ruf zu beschmutzen. Der Staat wird den Menschen vor willkürlicher Einmischung beschützen.


    c) Eine Privatwohnung ist in jedem Falle unverletzlich. Sie darf nicht ohne Erlaubnis der Bewohner oder in ungesetzlicher Weise betreten werden, noch darf sie zerstört oder konfisziert oder dürfen die Bewohner daraus vertrieben werden.


    Artikel19


    a) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich, ohne Unterschied zwischen Herrscher und Untertan.


    b) Jeder hat das Recht, ein Gericht anzurufen.


    c) Die (strafrechtliche) Verantwortlichkeit und Haftbarkeit ist grundsätzlich an die Person gebunden.


    d) Es existieren nur die in der Scharia erwähnten Verbrechen und Strafen.


    e) Ein Beschuldigter gilt als unschuldig, bis seine Schuld in einer fairen Gerichtsverhandlung bewiesen ist, in der ihm alle Möglichkeiten der Verteidigung gewährt werden.


    Artikel20


    Es ist nicht erlaubt, ein Individuum ohne rechtmäßigen Grund zu verhaften, in seiner Freiheit einzuschränken, ins Exil zu schicken oder zu bestrafen. Es ist nicht erlaubt, einen Menschen der physischen oder psychischen Folter oder jeglicher Form von Erniedrigung, Grausamkeit oder Entwürdigung auszusetzen. Es ist ebensowenig erlaubt, ein Individuum ohne seine Zustimmung oder wenn seine Gesundheit oder sein Leben nicht akut in Gefahr ist, medizinischen oder wissenschaftlichen Experimenten zu unterziehen. Es ist außerdem nicht erlaubt, Notstandsgesetze zu erlassen, die Exekutivvollmachten für solche Handlungen vorsehen.


    Artikel21


    Es ist ausdrücklich verboten, in irgendeiner Weise oder in irgendeinem Zusammenhang Geiseln zu nehmen.


    Artikel22


    a) Jeder hat das Recht auf freie Meinungsäußerung in einer Weise, die nicht gegen die Prinzipien der Scharia verstößt.


    b) Jeder hat das Recht, für das Richtige einzutreten, das Gute zu propagieren und vor dem Falschen und der Sünde zu warnen, wie es den Normen der Scharia entspricht.


    c) Information ist lebensnotwendig für die Gesellschaft. Sie darf nicht in einer Weise verwendet werden, die die Heiligkeit und die Würde der Propheten verletzt, moralische und ethische Werte untergräbt oder die Gesellschaft spaltet, korrumpiert oder ihr schadet oder ihren Glauben schwächt.


    d) Es ist nicht erlaubt, nationalistischen oder doktrinären Hass zu schüren oder etwas zu tun, das zu einer Form rassischer Diskriminierung aufhetzt.


    Artikel23


    a) Macht ist eine Verantwortung, ihr Missbrauch und ihre böswillige Ausnutzung sind verboten, damit grundlegende Menschenrechte garantiert werden können.


    b) Jeder hat das Recht, sich direkt oder indirekt an der Verwaltung der öffentlichen Aufgaben seines Landes zu beteiligen. Er soll auch das Recht haben, entsprechend den Bestimmungen der Scharia öffentliche Ämter auszuüben.


    Artikel24


    Alle in dieser Erklärung aufgestellten Rechte und Freiheiten unterliegen der islamischen Scharia.


    Artikel25


    Die islamische Scharia ist die einzige Quelle für die Auslegung oder Erklärung eines jeden Artikels in dieser Erklärung.


    
      Hinweise


      Fundstelle:www.oic-oci.org/english/article/human.htm


      Verabschiedung: 5.August 1990


      Zahl der Unterzeichnerstaaten: 45

    


    51Arabische Charta der Menschenrechte [Auszug] vom 15.September1994/23. Mai2004


    Ausgehend vom Glauben der arabischen Nation an die Würde des Menschen, dem Gott mit der Schöpfung eine herausragende Stellung verliehen hat, und daran, dass die arabische Heimat die Wiege der Religionen und Heimstätte der Kulturen darstellt, deren erhabene Werte das Recht auf ein würdevolles Leben auf der Grundlage der Freiheit, der Gerechtigkeit und des Friedens bekräftigen,


    zur Verwirklichung der unvergänglichen Grundsätze der Brüderlichkeit und der Gleichheit aller Menschen sowie der Toleranz zwischen ihnen wie sie gesegnet und festgeschrieben sind in der edlen Religion des Islam und sonstigen Religionen göttlicher Offenbarung,


    erfüllt von Stolz über die im Laufe ihrer langen Geschichte fest verankerten menschlichen Werte und Grundsätze, die in bedeutendem Maße zur Vermittlung des Wissens zwischen Orient und Okzident beigetragen haben, was die Region zu einem Bezugspunkt der Welt und einem Ziel für Menschen im Bestreben nach Wissen und Weisheit werden ließ,


    im Glauben an die Einheit der arabischen Welt im Kampf für ihre Freiheit und zur Verteidigung des Rechts der Nationen auf Selbstbestimmung, zur Sicherung ihres Wohlstandes und der Entwicklung, im Glauben an die Herrschaft des Rechts und dessen Beitrag zum Schutz der universalen und wechselbezüglichen Menschenrechte und überzeugt, dass der Genuss der Freiheit, der Gerechtigkeit und Chancengleichheit eines jeden der Maßstab ist, an dem die Vorzüge einer Gesellschaft gemessen werden müssen,


    in Ablehnung von Rassismus und Zionismus, die gegen die Menschenrechte verstoßen und eine Bedrohung des Weltfriedens darstellen,


    anerkennend die enge Wechselbeziehung zwischen Menschenrechten und dem Weltfrieden,


    bestätigend die Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen und der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte sowie die Bestimmungen des Internationalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte und des Internationalen Paktes über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte sowie in Beachtung der Kairoer Erklärung der Menschenrechte im Islam


    haben sich die VERTRAGSSTAATEN DIESER CHARTA auf Folgendes verständigt:


    Artikel1


    Die vorliegende Charta verfolgt, unter Beachtung der nationalen Identität der arabischen Staaten und ihrer Empfindung der Zugehörigkeit zu einer gemeinsamen Zivilisation, die folgenden Ziele:


    (1) Die Menschenrechte in den mittelpunkt der nationalen Angelegenheiten der arabischen Staaten zu rücken, um sie zu grundlegenden Idealen zu erheben, die den Willen des Individuums in diesen arabischen Staaten formen und jenem helfen, seine Lebenssituation in Übereinstimmung mit den edelsten menschlichen Werten zu verbessern.


    (2) Dem Menschen in den arabischen Staaten Stolz auf seine Identität, Treue zu seinem Staat, Verbundenheit mit seinem Land, der Geschichte und den gemeinsamen Interessen aller Menschen in den arabischen Staaten zu lehren, in ihm eine Kultur der Brüderlichkeit, Toleranz und Aufgeschlossenheit gegenüber anderen im Einklang mit universellen Prinzipien und den Grundsätzen, die in den internationalen Menschenrechtsinstrumenten festgelegt wurden, zu fördern.


    (3) Künftige Generationen in den arabischen Staaten darauf vorzubereiten, frei und verantwortlich in einer Gesellschaft zu leben, die durch Solidarität gekennzeichnet ist, die auf einem Gleichgewicht zwischen dem Bewusstsein der Rechte einerseits und der Einhaltung von Verpflichtungen andererseits basiert und die durch die Prinzipien der Gleichberechtigung, Toleranz und Mäßigung bestimmt ist.


    (4) Das Prinzipfest zu verankern, dass alle Menschenrechte universell, unteilbar, interdependent und wechselbezüglich sind.


    Artikel2


    (1) Alle Völker haben das Recht auf Selbstbestimmung und auf die freie Verfügung über ihre natürlichen Reichtümer und Ressourcen und das Recht, über ihre politische Ordnung frei zu entscheiden und ihre wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung frei zu verfolgen.


    (2) Alle Völker haben das Recht auf nationale Souveränität und territoriale Einheit.


    (3) Alle Formen des Rassismus, des Zionismus, der Besatzung und der Fremdherrschaft sind eine Beschränkung für die Menschenwürde und bilden eine grundlegende Hürde für die Verwirklichung der grundlegenden Rechte der Völker; alle derartigen Praktiken sind zu verurteilen und nach Kräften zu beseitigen.


    (4) Alle Völker haben das Recht auf Widerstand gegen ausländische Besatzung.


    Artikel3


    (1) Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, das Recht auf den Genuss aller in dieser Charta verkündeten Rechte und Freiheiten allen seiner Herrschaftsgewalt unterstehenden Menschen zu gewährleisten, ohne Diskriminierung hinsichtlich der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache, der Religion, der politischen Anschauung und Überzeugung, der nationalen oder sozialen Herkunft, des Vermögens, der Geburt oder einer physischen oder geistigen Behinderung.


    (2) Die Vertragsstaaten dieser Charta verpflichten sich, alle notwendigen Maßnahmen zur tatsächlichen Gleichstellung im Genuss aller in dieser Charta verkündeten Rechte und Freiheiten zu treffen sowie vor allen Formen von Diskriminierung auf Grund jeglicher im vorherigen Absatzgenannten Gründe zu schützen.


    (3) Männer und Frauen sind gleich hinsichtlich des Respektes ihrer Menschenwürde, in Rechten und Pflichten im Rahmen der positiven Diskriminierung zugunsten von Frauen, die durch die islamische Scharia und andere göttliche Gesetze, durch Gesetzgebung und internationale Instrumente geschaffen wird. Folglich muss jeder Vertragsstaat dieser Charta alle notwendigen Maßnahmen ergreifen, um gleiche Chancen und die tatsächliche Gleichheit zwischen Männern und Frauen im Genuss aller in dieser Charta enthaltenen Rechte zu garantieren.


    Artikel4


    (1) Im Falle eines öffentlichen Notstandes, der das Leben der Nation bedroht und offiziell als solcher verkündet wurde, können die Vertragsstaaten Maßnahmen treffen, die von ihren Verpflichtungen nach dieser Charta abweichen, in einem Umfang, der durch die Dringlichkeit der Situation unbedingt erforderlich ist, sofern diese Maßnahmen nicht im Widerspruch mit ihren anderen Verpflichtungen aus dem Völkerrecht stehen und keine Diskriminierung allein wegen Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion oder der sozialen Herkunft bedeuten.


    (2) Eine Ausnahme von den Artikeln5, 8, 9, 10, 13, 14 (Abs.6), 15, 18, 19, 20, 22, 27, 28, 29 und 30 ist nach dieser Vorschrift nicht zulässig. Die rechtlichen Garantien für den Schutz dieser Rechte können nicht suspendiert werden.


    (3) Jeder Vertragsstaat der vorliegenden Charta, der vom Recht auf eine Ausnahmeregelung Gebrauch macht, muss unverzüglich durch Vermittlung des Generalsekretärs der Liga der Arabischen Staaten die anderen Vertragsparteien über die Vorschriften, von denen er abgewichen ist, informieren und den Grund für die Erklärung der Ausnahmeregelung nennen. Auf gleichem Wege erfolgt eine erneute mitteilung über das Datum, an dem diese Ausnahmeregelung endet.


    Artikel5


    (1) Jeder Mensch hat ein angeborenes Recht auf Leben.


    (2) Dieses Recht ist gesetzlich zu schützen. Niemand darf willkürlich seines Lebens beraubt werden.


    Artikel6


    Die Todesstrafe darf nur für schwerste Verbrechen auf Grund von Gesetzen verhängt werden, die zur Zeit der Begehung der Tat in Kraft waren. Diese Strafe darf nur auf Grund eines von einem zuständigen Gericht erlassenen rechtskräftigen Urteils vollstreckt werden. Jeder zum Tode Verurteilte hat das Recht, um Begnadigung oder Umwandlung der Strafe zu bitten.


    Artikel7


    (1) Die Todesstrafe darf gegenüber einer Person unter 18Jahren nicht verhängt werden, es sei denn, das Gesetz, das zum Zeitpunkt der Begehung des Verbrechens in Kraft war, sieht dies vor.


    (2) Die Todesstrafe darf nicht gegen eine schwangere Frau vor ihrer Niederkunft oder bei einer stillenden Mutter innerhalb von zwei Jahren, nachdem sie niedergekommen ist, vollstreckt werden; unter allen Umständen sind die Interessen des Säuglings vorrangig zu berücksichtigen.


    Artikel8


    (1) Niemand darf der physischen oder psychologischen Folter oder grausamer, erniedrigender, demütigender oder unmenschlicher Behandlung unterworfen werden.


    (2) Die Vertragsparteien müssen jede Person unter ihrer Hoheitsgewalt davor schützen, solchen Praktiken unterworfen zu werden und wirksame Maßnahmen treffen, um solchen Taten vorzubeugen. Die Begehung solcher Taten oder Beteiligung daran ist ohne jede Einschränkung oder Verjährung als strafbare Handlung anzusehen. Die Vertragsstaaten garantieren im Rahmen ihrer Rechtsordnung, dass jedem Opfer einer Folterhandlung Rechtshilfe sowie Anspruch auf Entschädigung und Rehabilitation zusteht.


    Artikel9


    Keine medizinischen oder wissenschaftlichen Versuche und keine Organspende sollen bei einer Person ohne deren freie und über die sich daraus ergebenden Konsequenzen informierte Einwilligung erfolgen. Ethische, humanitäre und berufsständische Regelungen sind einzuhalten. Medizinische Verfahren nach den entsprechenden Gesetzen jedes Vertragsstaats, die das Ziel haben, die persönliche Sicherheit des Betroffenen sicherzustellen, sind zu beachten. Ein Handel mit menschlichen Organen ist unter allen Umständen verboten.


    Artikel10


    (1) Sklaverei und Sklavenhandel in all ihren Formen sind verboten und strafbar. Niemand darf unter keinen Umständen in Sklaverei oder Leibeigenschaft gehalten werden.


    (2) Zwangsarbeit, Menschenhandel zum Zwecke der Prostitution oder der sexuellen Ausbeutung, die Ausbeutung anderer zum Zwecke der Prostitution und jede andere Form der Ausbeutung wie auch die Ausbeutung von Kindern in bewaffneten Konflikten sind verboten.


    Artikel11


    Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich und genießen dessen Schutz ohne Diskriminierung.


    Artikel12


    Alle Menschen sind vor den Gerichten gleich. Die Vertragsstaaten gewährleisten die Unabhängigkeit der Gerichte und den Schutz der Richter gegen Beeinflussung, äußeren Druck oder Bedrohung. Sie garantieren allen Personen, die ihrer Hoheitsgewalt unterstehen, das Recht auf einen Rechtsbehelf vor Gerichten aller Instanzen.


    Artikel13


    (1) Jeder hat das Recht auf ein faires Verfahren, in dem angemessene justizielle Garantien gewährleistet sind, durchgeführt von einem zuständigen, unabhängigen und unparteiischen, durch Gesetz errichteten Gericht zur Beurteilung der Strafanklage gegen eine Person oder zur Bestimmung ihrer Rechte und Pflichten. Die Vertragsstaaten müssen finanzielle Hilfe für Personen gewährleisten, denen die notwendigen mittel für einen Rechtsbeistand zu ihrer Verteidigung fehlen.


    (2) Die Verhandlung ist öffentlich, sofern nicht im Ausnahmefall die Interessen der Rechtspflege in einer demokratischen Gesellschaft, die Freiheit und Menschenrechte respektiert, ein Abweichen erforderlich machen.


    Artikel14


    (1) Jeder Mensch hat das Recht auf persönliche Freiheit und Sicherheit, niemand darf ohne rechtliche Anordnung verhaftet, durchsucht oder inhaftiert werden.


    (2) Niemandem darf seine Freiheit entzogen werden, es sei denn aus gesetzlich bestimmten Gründen und unter Beachtung des im Gesetz vorgeschriebenen Verfahrens.


    (3) Jeder Festgenommene ist bei seiner Festnahme in einer ihm verständlichen Sprache über die Gründe der Festnahme zu unterrichten und die gegen ihn erhobenen Beschuldigungen sind ihm unverzüglich mitzuteilen. Jeder Festgenommene hat das Recht, seine Angehörigen zu kontaktieren.


    (4) Jeder, dem seine Freiheit durch Festnahme oder Haft entzogen worden ist, hat das Recht auf eine medizinische Untersuchung und muss über dieses Recht informiert werden.


    (5) Jeder, der unter dem Vorwurf einer strafbaren Handlung festgenommen worden ist oder in Haft gehalten wird, muss unverzüglich einem Richter oder einer anderen gesetzlich zur Ausübung richterlicher Funktionen ermächtigten Amtsperson vorgeführt werden und hat Anspruch auf ein Gerichtsverfahren innerhalb angemessener Frist oder auf Entlassung aus der Haft. Die Freilassung kann davon abhängig gemacht werden, dass für das Erscheinen vor Gericht Sicherheit geleistet wird. Es darf nicht die allgemeine Regel sein, dass Personen, die eine gerichtliche Aburteilung erwarten, in Haft gehalten werden.


    (6) Jeder, dem seine Freiheit durch Festnahme oder Haft entzogen ist, hat das Recht, ein Verfahren vor einem zuständigen Gericht zu beantragen, damit dieses unverzüglich über die Rechtmäßigkeit der Freiheitsentziehung entscheiden und seine Entlassung anordnen kann, falls die Freiheitsentziehung nicht rechtmäßig ist.


    (7) Jeder, der unrechtmäßig festgenommen oder in Haft gehalten worden ist, hat einen Anspruch auf Entschädigung.


    Artikel15


    Es besteht keine Straftat noch kann eine Strafe verhängt werden, die nicht vor der Tat durch das Gesetz bestimmt worden ist. Unter allen Umständen findet das für den Angeklagten günstigste Gesetz Anwendung.


    Artikel16


    Der Angeklagte gilt als unschuldig, bis seine Schuld durch ein rechtskräftiges und gesetzlich ergangenes Urteil bewiesen wurde und genießt während der Ermittlungen und des Prozesses folgende Mindestgarantien:


    1. Zeitnah und ausführlich in einer ihm verständlichen Sprache über die Anklage informiert zu werden.


    2. Ausreichend Zeit und Gelegenheit zur Vorbereitung seiner Verteidigung zu erhalten und Kontakt zu seinen Angehörigen aufnehmen zu können.


    3. Der Verhandlung in persönlicher Anwesenheit vor einem ordentlichen Gericht beizuwohnen, sich selbst zu verteidigen oder durch den Rechtsbeistand seiner Wahl, mit dem er frei und vertraulich kommunizieren kann.


    4. Kostenlose Rechtsberatung durch einen Anwalt zu erhalten, um sich zu verteidigen, wenn er sich nicht selbst verteidigen kann oder wenn es die Interessen der Rechtspflege erforderlich machen; unentgeltliche Unterstützung durch einen Dolmetscher zu erhalten, wenn er die Sprache des Gerichts nicht verstehen kann oder sie nicht spricht.


    5. Die Befragung der Zeugen gegen ihn durchzuführen oder durch seinen Rechtsbeistand durchführen zu lassen, und die Ladung und Vernehmung von Zeugen zu seinen Gunsten unter den gleichen Bedingungen wie bei Zeugen der Anklage zu erwirken.


    6. Nicht gezwungen zu werden, gegen sich selbst auszusagen oder sich schuldig zu bekennen.


    7. Im Falle einer Verurteilung wegen eines Verbrechens seine Verurteilung und Strafe durch ein höheres Gericht überprüfen zu lassen.


    8. Die Sicherheit seiner Person und sein Privatleben unter allen Umständen respektiert zu wissen.


    Artikel17


    Jeder Vertragsstaat stellt sicher, dass alle Kinder, die als »gefährdet« eingestuft werden, und jugendliche Personen, die wegen einer Gesetzesverletzung angeklagt sind, das Recht auf eine Sonderregelung für Minderjährige während der Dauer der Anhörung, des Verfahrens und bei der Vollstreckung von Urteilen haben. Solche Sonderbehandlungen sollen ihrem Alter angemessen sein, ihre Würde schützen, ihre Rehabilitation und Reintegration fördern und es ihnen ermöglichen, eine konstruktive Rolle in der Gesellschaft wahrzunehmen.


    Artikel18


    Niemand darf nur deswegen in Haft genommen werden, weil er gerichtlich nachgewiesen nicht in der Lage ist, seine Schulden zu tilgen oder sonstigen vertraglichen Verpflichtungen zu erfüllen.


    Artikel19


    (1) Niemand darf zweimal wegen derselben Straftat verurteilt werden. Jeder, gegen den ein solches Verfahren eingeleitet wurde, hat das Recht, die Rechtmäßigkeit anzufechten und seine Freilassung zu fordern.


    (2) Jeder, dessen Unschuld durch ein rechtskräftiges Urteil festgestellt wurde, hat Anspruch auf Entschädigung für den erlittenen Schaden.


    Artikel20


    (1) Allen Personen, denen die Freiheit entzogen wurde, ist mit Menschlichkeit und Achtung vor der ihnen innewohnenden Würde zu begegnen.


    (2) Beschuldigte sind von Verurteilten getrennt unterzubringen und so zu behandeln, wie es ihrer Stellung als Nichtverurteilte entspricht.


    (3) Der Strafvollzug ist auf Besserung und gesellschaftliche Wiedereingliederung der Gefangenen gerichtet.


    Artikel21


    (1) Niemand darf willkürlichen oder rechtswidrigen Eingriffen in seine Privatsphäre, seine Familie, sein Heim oder seinen Briefwechsel oder rechtswidrigen Angriffen auf seine Ehre und seinen Ruf ausgesetzt werden.


    (2) Jeder hat ein Recht auf gesetzlichen Schutz gegen solche Eingriffe oder Angriffe.


    Artikel22


    Jeder Mensch hat ein angeborenes Recht auf Anerkennung als Rechtsperson.


    Artikel23


    Jeder Vertragsstaat der vorliegenden Charta muss sicherstellen, dass jede Person, deren Rechte und Freiheiten nach dieser Charta verletzt wurden, über einen wirksamen Rechtsbehelf verfügt, auch wenn die Verletzung durch eine in amtlicher Eigenschaft handelnde Person begangen worden ist.


    Artikel24


    Jeder Bürger hat ein Recht auf:


    1. Freiheit der politischen Betätigung.


    2. Teilhabe an der Gestaltung der öffentlichen Angelegenheiten direkt oder durch frei gewählte Vertreter.


    3. Sich wählen zu lassen und seine Vertreter in freien und fairen Wahlen unter Bedingungen, die die Gleichheit aller Bürger und den freien Willen der Wählerschaft zum Ausdruck bringen, zu bestimmen.


    4. Die Möglichkeit, gleichberechtigten Zugang zu öffentlichen Ämtern in seinem Land unter Wahrung des Grundsatzes der Chancengleichheit zu erhalten.


    5. Vereinigungen mit anderen zu bilden und Vereinigungen beizutreten.


    6. Freiheit zur friedlichen Versammlung und Vereinigung.


    7. Keine Einschränkungen dürfen der Ausübung dieser Rechte auferlegt werden außer solche, die in Übereinstimmung mit dem Gesetz in einer Gesellschaft, die Freiheit und die Menschenrechte respektiert, im Interesse der nationalen Sicherheit oder der öffentlichen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung, des Schutzes der öffentlichen Gesundheit oder der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer erforderlich sind.


    Artikel25


    Angehörigen von Minderheiten darf nicht das Recht verwehrt werden, ihre eigene Kultur auszuüben, ihre eigene Sprache zu verwenden und ihre eigene Religion auszuüben. Das Gesetz regelt die Ausübung dieser Rechte.


    Artikel26


    (1) Jede Person, die sich rechtmäßig im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei aufhält, hat innerhalb des Hoheitsgebietes das Recht auf Freizügigkeit und freie Wahl ihres Aufenthaltsortes in allen Gebieten in Übereinstimmung mit den geltenden Vorschriften.


    (2) Ein Ausländer, der sich rechtmäßig im Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats aufhält, darf nur auf Grund einer nach dem Gesetz getroffenen Entscheidung ausgewiesen werden und soll, sofern nicht zwingende Gründe der nationalen Sicherheit dagegen sprechen, die Möglichkeit haben, seinen Fall durch eine zuständige Behörde prüfen zu lassen. Kollektivausweisungen sind in allen Fällen verboten.


    Artikel27


    (1) Niemand darf willkürlich oder unrechtmäßig daran gehindert werden, ein Land, einschließlich seines eigenen, zu verlassen, noch darf sein Aufenthalt in irgendeinem Teil dieses Landes verboten oder erzwungen werden.


    (2) Niemand darf aus seinem Land vertrieben oder daran gehindert werden, dorthin zurückzukehren.


    Artikel28


    Jeder hat das Recht, politisches Asyl zum Schutz vor Verfolgung in anderen Ländern zu suchen. Dieses Recht kann nicht von Personen in Anspruch genommen werden, die wegen eines gewöhnlichen strafrechtlichen Verbrechens verfolgt werden. Politische Flüchtlinge dürfen nicht ausgeliefert werden.


    Artikel29


    (1) Jeder Mensch hat das Recht auf eine Staatsangehörigkeit und niemandem darf seine Staatsangehörigkeit willkürlich und rechtswidrig entzogen werden.


    (2) Die Vertragsstaaten ergreifen alle geeigneten Maßnahmen, um in Übereinstimmung mit ihrem Staatsangehörigkeitsrecht einem Kind den Erwerb der Staatsangehörigkeit seiner Mutter im besten Interesse des Kindes zu gewähren.


    (3) Niemandem darf das Recht verwehrt werden, eine andere Staatsangehörigkeit unter Beachtung der geltenden gesetzlichen Verfahren seines Landes zu erwerben.


    Artikel30


    (1) Jeder Mensch hat das Recht auf Gedanken-, Glaubens- und Religionsfreiheit, die nur durch Gesetz vorgeschriebenen Einschränkungen unterliegen.


    (2) Die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung zu bekunden oder auszuüben oder religiöse Bräuche durchzuführen, einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen, unterliegt nur den Beschränkungen, die vom Gesetz vorgeschrieben sind und die in einer toleranten Gesellschaft, die die Freiheiten und Menschenrechte respektiert, erforderlich sind, um die öffentliche Sicherheit, die öffentliche Ordnung, Gesundheit oder Moral oder die Grundrechte und Freiheiten anderer zu schützen.


    (3) Eltern und Erziehungsberechtigten wird die Freiheit garantiert, die religiöse und sittliche Erziehung ihrer Kinder sicherzustellen.


    Artikel31


    Jeder hat ein garantiertes Recht auf Privateigentum. Keiner Person darf, egal unter welchen Umständen, ihr gesamtes Eigentum oder ein Teil davon in einer willkürlichen oder rechtswidrigen Weise entzogen werden.


    Artikel32


    (1) Die vorliegende Charta garantiert das Recht auf Information, die Meinungs- und Meinungsäußerungsfreiheit sowie das Recht, Informationen durch alle mittel und unabhängig von Landesgrenzen zu suchen, zu empfangen und weiterzugeben.


    (2) Diese Rechte und Freiheiten werden im Rahmen der gesellschaftlichen Grundprinzipien ausgeübt und dürfen nur solchen Beschränkungen unterworfen werden, die zum Schutz der Rechte oder des Rufes anderer oder der nationalen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung, Gesundheit oder Moral erforderlich sind.


    Artikel33


    (1) Die Familie ist die natürliche Keimzelle der Gesellschaft, sie gründet auf der Ehe zwischen einem Mann und einer Frau. Das Recht von Männern und Frauen im heiratsfähigen Alter, zu heiraten und eine Familie zu gründen, wird anerkannt. Keine Ehe darf ohne die volle und freie Zustimmung der künftigen Ehegatten geschlossen werden. Das Gesetz soll die Rechte und Pflichten des Ehemanns und der Ehefrau bei der Eheschließung, während der Ehe und bei deren Auflösung regeln.


    (2) Der Staat und die Gesellschaft sorgen für den Schutz der Familie und ihrer Mitglieder, für die Stärkung der familiären Bindungen, für das Verbot aller Formen von Gewalt und Misshandlung in den Beziehungen zwischen den Familienmitgliedern, vor allem gegen Frauen und Kinder. Der Staat und die Gesellschaft garantieren ferner Müttern, Kindern, älteren Menschen und solchen mit besonderen Bedürfnissen den erforderlichen Schutz und die Fürsorge und gewähren Heranwachsenden und jungen Menschen beste Möglichkeiten für deren körperliche und geistige Entwicklung.


    (3) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten gesetzgeberischen, administrativen und justiziellen Maßnahmen, um den Schutz, das Überleben, die Entwicklung und das Wohlbefinden von Kindern in einer Atmosphäre von Freiheit und Würde zu sichern. Das Kindeswohl ist unter allen Umständen die Grundlage für sämtliche zu treffenden Maßnahmen, auch wenn das Kind »gefährdet« oder ein jugendlicher Straftäter ist.


    (4) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um insbesondere Jugendlichen das Recht, an sportlichen Aktivitäten teilzunehmen, zu garantieren.


    Artikel34


    (1) Jeder Staatsbürger hat das angeborene Recht auf Arbeit. Der Staat verpflichtet sich, für so viele Arbeitsuchende wie möglich eine Beschäftigung anbieten zu können, während er die staatliche Produktion, die Freiheit der Berufswahl und die Chancengleichheit ohne jedwede Diskriminierung in Ansehung von Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion, politischer Meinung, Gewerkschaftsangehörigkeit, nationaler oder sozialer Herkunft, Behinderung oder des sonstigen Status sicherstellt.


    (2) Jeder Arbeitnehmer hat das Recht auf den Genuss gerechter und günstiger Arbeitsbedingungen, die Folgendes vorsehen: einen fairen Lohn, der den Arbeitnehmern und ihren Familien ein auskömmliches Leben ermöglicht, eine Regelung von Arbeitszeiten, Ruhepausen und periodisch bezahltem Urlaub, sichere und gesunde Arbeitsbedingungen, den Schutz von Frauen, Kindern und Menschen mit Behinderung am Arbeitsplatz.


    (3) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht des Kindes auf Schutz vor wirtschaftlicher Ausbeutung und einer Arbeit, die gefährlich ist, die die Erziehung des Kindes beeinträchtigt oder die schädlich ist für die Gesundheit des Kindes oder dessen körperliche, geistige, seelische, sittliche oder soziale Entwicklung. Zu diesem Zweck und unter Berücksichtigung der jeweiligen Bestimmungen anderer internationaler Übereinkünfte werden die Vertragsstaaten insbesondere Folgendes sicherstellen:


    a) Sie schaffen ein Mindestbeschäftigungsalter.


    b) Sie stellen eine angemessene Regelung der Arbeitszeit und Beschäftigungsbedingungen sicher.


    c) Sie schaffen angemessene Strafen oder andere Sanktionen, um die wirksame Durchsetzung des vorangegangenen Artikels sicherzustellen.


    (4) Es darf zwischen Männern und Frauen keine Unterscheidung bei der Ausübung des Rechts getroffen werden, effektiv von Ausbildung, Beschäftigung, Arbeitsschutz und gleichem Lohn für gleiche Arbeit und Qualität zu profitieren.


    (5) Jeder Vertragsstaat stellt den Schutz der Wanderarbeitnehmer in seinem Staatsgebiet in Übereinstimmung mit seinen Gesetzen sicher.


    Artikel35


    (1) Jeder Mensch hat das Recht, Gewerkschaften frei zu bilden, Mitglied einer Gewerkschaft zu werden und auf freie Ausübung der Gewerkschaftsarbeit zur Wahrnehmung seiner Interessen.


    (2) Dieses Recht unterliegt keinen anderen Beschränkungen als solchen, die in Übereinstimmung mit dem Gesetz für das Interesse der nationalen Sicherheit, der öffentlichen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung, den Schutz der öffentlichen Gesundheit, Moral oder der Rechte und Freiheiten der Anderen erforderlich sind.


    (3) Jeder Vertragsstaat garantiert das Recht zu streiken, sofern dies in Übereinstimmung mit seinen Gesetzen ausgeübt wird.


    Artikel36


    Die Vertragsstaaten garantieren einem jeden Bürger das Recht auf soziale Sicherheit, einschließlich der Sozialversicherung.


    Artikel37


    Das Recht auf Entwicklung ist ein grundlegendes Menschenrecht. Alle Vertragsparteien entwickeln Entwicklungspolitiken und ergreifen sonstige Maßnahmen, um dieses Recht zu gewährleisten. Sie müssen wirksam die Werte der Solidarität und der Zusammenarbeit untereinander und auf internationaler Ebene beachten, um die Armut zu bekämpfen und wirtschaftliche, soziale, kulturelle und politische Entwicklung zu erreichen. In Übereinstimmung mit diesem Recht hat jeder Bürger das Recht, an der Verwirklichung der Entwicklung teilzuhaben und von ihren Vorzügen sowie den Früchten seiner Mitarbeit zu profitieren.


    Artikel38


    Jeder hat das Recht auf einen angemessenen Lebensstandard für sich und seine Familie, was das Wohlergehen und ein auskömmliches Leben, einschließlich ausreichender Nahrung, Kleidung, Wohnung, Dienstleistungen, und ein Recht auf eine saubere Umwelt einschließt. Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um im Rahmen ihrer verfügbaren Ressourcen die Verwirklichung dieses Rechts zu ermöglichen.


    Artikel39


    (1) Die Vertragsparteien anerkennen das Recht eines jeden auf das erreichbare Höchstmaß an körperlicher und geistiger Gesundheit und das Recht eines jeden Bürgers, freien und nichtdiskriminierenden Zugang zu grundlegenden Gesundheitsdienstleistungen und Gesundheitszentren zu genießen.


    (2) Die von den Vertragsstaaten getroffenen Maßnahmen enthalten das Folgende:


    a) Entwicklung einer medizinischen Grundversorgung und Garantie eines freien und leichten Zugangs zu den Dienstleistungen der Gesundheitszentren ungeachtet des räumlichen Aufenthaltes oder des wirtschaftlichen Status;


    b) Anstrengungen zu unternehmen, um Krankheiten durch Prävention zu bekämpfen und sie zu heilen, um die Sterblichkeitsrate zu verringern;


    c) Förderung des Gesundheitsbewusstseins und der Gesundheitsbildung;


    d) Verhinderung traditioneller Praktiken, die schädlich sind für die Gesundheit Einzelner;


    e) Bereitstellung der Grundversorgung mit Nahrungsmitteln und sauberem Wasser;


    f) Bekämpfung von Umweltverschmutzung und Bereitstellung von sauberen Sanitärsystemen;


    g) Bekämpfung von Drogen, psychotropen Stoffen, Tabakkonsum und gesundheitsgefährdenden Stoffen.


    Artikel40


    (1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, sicherzustellen, dass geistig oder körperlich Behinderte ein auskömmliches Leben führen können unter Bedingungen, die ihre Würde schützen, ihre Selbständigkeit fördern und ihre aktive Beteiligung in der Gesellschaft ermöglichen.


    (2) Die Vertragsparteien stellen Behinderten kostenlos soziale Dienstleistungen zur Verfügung, darunter materielle Unterstützung für Menschen in Not, direkt, an deren Familien oder an Familien, die sie versorgen, und sie tun alles Erforderliche, um sie vor der Unterbringung in Einrichtungen zu bewahren. In allen Fällen ist das Wohl des behinderten Menschen zu berücksichtigen.


    (3) Die Vertragsstaaten treffen alle erforderlichen Maßnahmen, um Behinderungen mit allen mitteln vorzubeugen, dies umfasst präventive Gesundheitsprogramme, Sensibilisierungsmaßnahmen und Erziehungsmaßnahmen.


    (4) Die Vertragsstaaten gestalten alle Bildungsangebote behindertengerecht unter Berücksichtigung der Wichtigkeit der Integration dieser Personen in das Bildungssystem, der Bedeutung von fachlicher Ausbildung und der Vorbereitung für die Aufnahme einer beruflichen Tätigkeit sowie der Schaffung von geeigneten Beschäftigungsmöglichkeiten im öffentlichen oder privaten Sektor.


    (5) Die Vertragsstaaten gewähren Behinderten alle Gesundheitsleistungen, einschließlich Rehabilitationsmaßnahmen, um sie in die Gesellschaft zu integrieren.


    (6) Die Vertragsstaaten sichern behinderten Menschen den Zugang zu allen öffentlichen und privaten kollektiven Dienstleistungen.


    Artikel41


    (1) Die Beseitigung des Analphabetismus wird als verpflichtend anerkannt und jeder hat ein Recht auf Bildung.


    (2) Die Vertragsstaaten gewährleisten ihren Bürgern eine freie Grundschulbildung. Die Grundschule ist Pflicht und soll allen ohne Diskriminierung zugänglich gemacht werden.


    (3) Die Vertragsparteien sollen in allen Bereichen geeignete Maßnahmen treffen, die eine Partnerschaft zwischen Männern und Frauen sicherstellen, um die nationalen Entwicklungsziele zu erreichen.


    (4) Die Vertragsstaaten schaffen eine Ausbildung, die auf die volle Entfaltung des Menschen und die Stärkung seiner Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten gerichtet ist.


    (5) Die Vertragsstaaten entwickeln Ausbildungsprogramme, -maßnahmen, -methoden und Trainingsprogramme, die die Grundsätze der Menschenrechte und Grundfreiheiten fördern.


    (6) Die Vertragsstaaten sorgen für notwendige Mechanismen zur Sicherstellung der andauernden Fortbildung für alle Bürger und entwickeln nationale Pläne für die Erwachsenenbildung.


    Artikel42


    (1) Jeder Mensch hat das Recht, am kulturellen Leben teilzunehmen und die Vorteile des wissenschaftlichen Fortschritts und deren Anwendung zu genießen.


    (2) Die Vertragsstaaten respektieren die Freiheit der wissenschaftlichen Forschung und der Kreativität und sorgen für den Schutz der moralischen und materiellen Interessen infolge des wissenschaftlichen, literarischen oder künstlerischen Schaffens.


    (3) Die Vertragsstaaten arbeiten zusammen und verstärken ihre Kooperation auf allen Ebenen unter umfänglicher Beteiligung der Intellektuellen und Erfinder sowie deren Organisationen, um Freizeit-, Kultur-, Kunst- und Wissenschaftsprogramme auszubauen und zu implementieren.


    Artikel43


    Keine Bestimmung der vorliegenden Charta kann derart ausgelegt werden, als rechtfertige sie eine Beeinträchtigung der Rechte und Freiheiten, wie sie sich aus den nationalen Gesetzen der Vertragsstaaten oder den internationalen oder regionalen Menschenrechtsinstrumenten, die die Vertragsstaaten unterschrieben oder ratifiziert haben, ergeben. Dies umfasst Frauen-, Kinder- und Minderheitenrechte.


    Artikel44


    Die Vertragsstaaten treffen, in Übereinstimmung mit ihren verfassungsprozessualen Vorgaben und mit den Bestimmungen der vorliegenden Charta, die notwendigen gesetzlichen oder sonstigen Maßnahmen, um den durch diese Charta anerkannten Rechten Wirksamkeit zu verleihen.


    Artikel45


    (1) Entsprechend dieser Charta wird ein arabischer Menschenrechtsausschuss geschaffen, nachstehend als »Ausschuss« bezeichnet. Der Ausschuss setzt sich aus sieben Mitgliedern zusammen, die in geheimer Abstimmung von den Vertragsstaaten dieser Charta gewählt werden.


    (2) Der Ausschuss setzt sich aus Staatsangehörigen der Vertragsstaaten zusammen, die sehr erfahrene Persönlichkeiten von anerkannter Sachkenntnis auf dem Arbeitsgebiet des Ausschusses sind. Die Mitglieder des Ausschusses nehmen ihre Aufgabe in ihrer persönlichen Eigenschaft in voller Unabhängigkeit und Integrität wahr.


    […]


    Artikel48


    (1) Die Vertragsstaaten legen dem Generalsekretär der Liga der Arabischen Staaten Berichte über die Maßnahmen, die sie getroffen haben, um die in dieser Charta anerkannten Rechte und Freiheiten zu verwirklichen, sowie über die erreichten Fortschritte vor. Der Generalsekretär leitet diese Berichte an den Ausschuss für dessen Beratungen weiter.


    (2) Die Vertragsstaaten legen einen ersten Bericht dem Ausschuss innerhalb eines Jahres ab dem Inkrafttreten der Charta vor und danach periodisch einen Bericht alle drei Jahre. Der Ausschuss kann die Vertragsstaaten auffordern, ihm zusätzliche Informationen hinsichtlich der Umsetzung der Charta einzureichen.


    (3) Der Ausschuss berät in öffentlicher Sitzung die durch die Vertragsstaaten nach Absatz2 dieses Artikels eingereichten Berichte in Anwesenheit von und in Zusammenarbeit mit den Vertretern des Vertragsstaats, dessen Bericht beraten wird.


    (4) Der Ausschuss prüft und kommentiert den Bericht und gibt erforderliche Empfehlungen im Hinblick auf die Ziele der Charta ab.


    (5) Der Ausschuss reicht einen Jahresbericht mit seinen Kommentaren und Empfehlungen durch die Vermittlung des Generalsekretärs an den Rat der Liga ein.


    (6) Die Berichte des Ausschusses, einschließlich der abschließenden Bemerkungen und Empfehlungen, stellen öffentliche Dokumente dar, die möglichst breit bekannt gemacht werden sollen.


    […]


    
      Hinweise


      Fundstellen:www1.umn.edu/humanrts/instree/loas2005.html?msource=UNWDEC19001&tr=y&auid=3337655(Englisch);www.humanrights.ch/upload/pdf/061015_Projet-Charte-arabe.pdf


      Verabschiedung: 15.September 1994/23. Mai 2004


      Inkrafttreten: 15.März 2008


      Zahl der Vertragsstaaten: 13


      Individualbeschwerde: nein

    


    52ASEAN-Erklärung der Menschenrechte vom 18.November2012


    WIR, DIE STAATS- UND REGIERUNGSCHEFS DER MITGLIEDSTAATEN DES VERBANDS SÜDOSTASIATISCHER NATIONEN (im Folgenden als »ASEAN« bezeichnet),


    namentlich Brunei Darussalams, des Königreichs Kambodscha, der Republik Indonesien, der Demokratischen Volksrepublik Laos, Malaysias, der Republik der Union Myanmar, der Republik der Philippinen, der Republik Singapur, des Königreichs Thailand und der Sozialistischen Republik Vietnam, anlässlich des 21. ASEAN-Gipfels in Phnom Penh, Kambodscha,


    bekräftigen unser Festhalten an den Zielen und Grundsätzen der ASEAN, wie sie in der ASEAN-Charta verankert sind, insbesondere der Achtung und Förderung sowie dem Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie den Grundsätzen der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und guter Regierungsführung;


    ferner in Bekräftigung unseres Einsatzes für die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, die Charta der Vereinten Nationen, die Wiener Erklärung und das Aktionsprogramm und andere internationale Menschenrechtsinstrumente, deren Vertragsparteien die ASEAN-Mitgliedstaaten sind;


    bekräftigen ebenfalls die Bedeutung der ASEAN-Bemühungen zur Förderung der Menschenrechte, einschließlich der Erklärung über die Förderung von Frauen in der ASEAN-Region und der Erklärung über die Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen in der ASEAN-Region;


    überzeugt, dass diese Erklärung dazu beitragen wird, einen Rahmen für die menschenrechtliche Zusammenarbeit in der Region zu schaffen und dass sie zum Gesellschaftsentwicklungsprozess in der ASEAN beitragen wird;


    erklären hiermit:


    Allgemeine Grundsätze


    1. Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren. Sie sind mit Vernunft und Gewissen begabt und sollen einander im Geist der Menschlichkeit begegnen.


    2. Jeder Mensch hat Anspruch auf alle in dieser Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten, ohne irgendeine Unterscheidung, etwa nach Rasse, Geschlecht, Alter, Sprache, Religion, politischer oder sonstiger Anschauung, nationaler oder sozialer Herkunft, Vermögen, Geburt, Behinderung oder sonstigem Status.


    3. Jeder Mensch hat das Recht, überall als rechtsfähig anerkannt zu werden. Jeder Mensch ist gleich vor dem Gesetz. Jeder Mensch hat ohne Diskriminierung Anspruch auf gleichen Schutz durch das Gesetz.


    4. Die Rechte von Frauen, Kindern, älteren Menschen, Menschen mit Behinderungen, Wanderarbeitnehmern und gefährdeten sowie marginalisierten Gruppen sind ein unveräußerlicher, integraler und untrennbarer Teil der Menschenrechte und Grundfreiheiten.


    5. Jeder Mensch hat Anspruch auf einen wirksamen und durchsetzbaren Rechtsbehelf vor einem Gericht oder einer zuständigen Behörde gegen Handlungen, durch die seine ihm nach der Verfassung oder nach dem Gesetz zustehenden Grundrechte verletzt werden.


    6. Der Genuss der Menschenrechte und Grundfreiheiten muss in ausgeglichenem Verhältnis stehen zu den entsprechenden Pflichten, die ein jeder Mensch in Verantwortung gegenüber allen anderen Individuen, der Gemeinschaft und der Gesellschaft, in der er lebt, hat. Es ist letztlich die Hauptverantwortung aller ASEAN-Mitgliedstaaten, alle Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und zu schützen.


    7. Alle Menschenrechte sind universal, unteilbar, bedingen einander und sind wechselbezüglich. Alle Menschenrechte und Grundfreiheiten dieser Erklärung müssen in fairer und gleicher Weise, auf derselben Basis und mit demselben Nachdruck behandelt werden. Zugleich muss für die Verwirklichung der Menschenrechte der regionale und nationale Kontext unter Berücksichtigung unterschiedlicher politischer, wirtschaftlicher, rechtlicher, sozialer, kultureller, historischer und religiöser Hintergründe beachtet werden.


    8. Die Menschenrechte und Grundfreiheiten eines jeden Menschen sollen unter gebührender Berücksichtigung der Menschenrechte und Grundfreiheiten der anderen ausgeübt werden. Die Ausübung der Menschenrechte und Grundfreiheiten unterliegt nur den Beschränkungen, die das Gesetz ausschließlich zu dem Zweck vorsieht, die Anerkennung der Menschenrechte und Grundfreiheiten der anderen zu sichern und den gerechten Erfordernissen der nationalen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung, der öffentlichen Gesundheit, der öffentlichen Sicherheit, der öffentlichen Moral sowie der allgemeinen Wohlfahrt der Völker in einer demokratischen Gesellschaft zu entsprechen.


    9. Bei der Verwirklichung der in dieser Erklärung enthaltenen Menschenrechte und Grundfreiheiten sollen die Grundsätze der Unparteilichkeit, der Objektivität, der Nicht-Selektivität, der Nicht-Diskriminierung, der Nicht-Konfrontation und der Vermeidung von Doppelstandards und Politisierung stets eingehalten werden. Der Prozess der Umsetzung soll dabei die Beteiligung der Völker, den Grundsatz der Teilhabe und die Notwendigkeit der Verantwortlichkeit beachten.


    Bürgerliche und politische Rechte


    10. Die ASEAN-Mitgliedstaaten anerkennen alle bürgerlichen und politischen Rechte der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte. Insbesondere anerkennen die ASEAN-Mitgliedstaaten die folgenden Rechte und Grundfreiheiten:


    11. Jeder Mensch hat ein angeborenes Recht auf Leben, das gesetzlich zu schützen ist. Niemand darf seines Lebens beraubt werden außer in Übereinstimmung mit dem Gesetz.


    12. Jeder Mensch hat das Recht auf persönliche Freiheit und Sicherheit. Niemand darf willkürlicher Verhaftung, Durchsuchung, Inhaftierung, Entführung oder jeder anderen Form der Freiheitsberaubung ausgesetzt werden.


    13. Niemand darf in Leibeigenschaft oder Sklaverei jedweder Form gehalten werden oder Menschenschmuggel oder Menschenhandel unterliegen, auch nicht zum Zweck des Handels mit menschlichen Organen.


    14. Niemand darf der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe unterworfen werden.


    15. Jeder Mensch hat das Recht auf Freizügigkeit und freie Wahl seines Wohnsitzes innerhalb der Grenzen eines jeden Staates. Jeder Mensch hat das Recht, jedes Land, einschließlich seines eigenen, zu verlassen und in sein Land zurückzukehren.


    16. Jeder Mensch hat das Recht, in anderen Ländern um Asyl zu ersuchen und es zu erhalten in Übereinstimmung mit den Gesetzen dieses Staates und den anwendbaren internationalen Vereinbarungen.


    17. Jeder Mensch hat das Recht, alleine oder in Gemeinschaft mit anderen rechtmäßig erworbenes Eigentum zu besitzen, zu nutzen, darüber zu verfügen und es wegzugeben. Niemand darf willkürlich dieses Eigentums beraubt werden.


    18. Jeder Mensch hat das Recht auf eine Staatsangehörigkeit wie gesetzlich vorgesehen. Niemandem darf seine Staatsangehörigkeit willkürlich entzogen noch das Recht versagt werden, seine Staatsangehörigkeit zu wechseln.


    19. Die Familie als die natürliche und grundlegende Einheit der Gesellschaft hat Anspruch auf Schutz durch die Gesellschaft und jeden ASEAN-Mitgliedstaat. Volljährige Männer und Frauen haben gemäß dem Gesetz das Recht, auf Grundlage freier und vollständiger Willenseinigung zu heiraten, eine Familie zu gründen und eine Ehe aufzulösen.


    20.


    (1) Jeder Mensch, der einer strafbaren Handlung beschuldigt wird, gilt als unschuldig, solange seine Schuld nicht gemäß dem Gesetz in einem fairen und öffentlichen Verfahren vor einem zuständigen, unabhängigen und unparteiischen Gericht, das sein Recht auf Verteidigung garantiert, nachgewiesen ist.


    (2) Niemand darf wegen einer Handlung oder Unterlassung verurteilt werden, die zur Zeit ihrer Begehung nach nationalem oder internationalem Recht nicht strafbar war und niemand darf eine schwerere Strafe erhalten, als zum Zeitpunkt der Begehung der strafbaren Handlung angedroht war.


    (3) Niemand darf wegen einer Straftat, wegen der er bereits nach dem Gesetz und dem Strafverfahrensrecht eines ASEAN-Mitgliedstaates rechtskräftig verurteilt oder freigesprochen worden ist, in einem Strafverfahren desselben Staates erneut vor Gericht gestellt oder bestraft werden.


    21. Jeder Mensch hat das Recht auf Freiheit von willkürlichen Eingriffen in sein Privatleben, seine Familie, seine Wohnung und seinen Schriftverkehr einschließlich seiner persönlichen Daten sowie von Angriffen auf seine persönliche Ehre und seinen Ruf. Jeder Mensch hat Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen solche Eingriffe oder Angriffe.


    22. Jeder Mensch hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit. Alle Formen von Intoleranz, Diskriminierung und Anstiftung zu Hass aufgrund von Religion und Glauben sind zu bekämpfen.


    23. Jeder Mensch hat das Recht auf Meinungsfreiheit und freie Meinungsäußerung; dieses Recht schließt die Freiheit ein, Meinungen ungehindert zu vertreten sowie Informationen zu suchen, zu empfangen und zu verbreiten, mündlich, schriftlich oder durch ein anderes Medium nach Wahl dieser Person.


    24. Jeder Mensch hat das Recht auf friedliche Versammlung.


    25.


    (1) Jeder Staatsbürger hat das Recht, an der Regierung seines Landes unmittelbar oder durch demokratisch gewählte Vertreter in Übereinstimmung mit dem nationalen Recht mitzuwirken.


    (2) Jeder Staatsbürger hat in Übereinstimmung mit dem nationalen Recht das Recht, in periodischen und unverfälschten Wahlen, die universell, mit gleichem Stimmrecht und geheim stattfinden und den Ausdruck des freien Willens der Wähler gewährleisten, zu wählen.


    Wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte


    26. Die ASEAN-Mitgliedstaaten anerkennen alle wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte. Insbesondere anerkennen die ASEAN-Mitgliedstaaten das Folgende:


    27.


    (1) Jeder Mensch hat das Recht auf Arbeit, auf die freie Wahl des Arbeitsplatzes, auf gerechte, günstige und vorteilhafte Arbeitsbedingungen sowie auf Zugang zu Hilfsprogrammen für Arbeitslose.


    (2) Jeder Mensch hat das Recht, Gewerkschaften zu bilden und der Gewerkschaft seiner Wahl zum Schutz seiner Interessen in Übereinstimmung mit den nationalen Gesetzen und Vorschriften beizutreten.


    (3) Kein Kind und keine sonstige junge Person darf wirtschaftlicher und sozialer Ausbeutung unterworfen werden. Wer sie mit Arbeiten, die ihrer Moral oder Gesundheit schaden, die ihr Leben gefährden oder voraussichtlich ihre normale Entwicklung einschließlich ihrer Ausbildung behindern, beschäftigt, soll durch Gesetz bestraft werden. Die ASEAN-Mitgliedstaaten sollen ferner Altersgrenzen festsetzen, unterhalb derer die entgeltliche Beschäftigung von Kindern gesetzlich verboten und strafbar ist.


    28. Jeder Mensch hat das Recht auf einen angemessenen Lebensstandard für sich selbst und seine Familie, einschließlich:


    a) das Recht auf angemessene und erschwingliche Lebensmittel, auf Freiheit von Hunger und Zugang zu sicheren und nahrhaften Lebensmitteln;


    b) das Recht auf Bekleidung;


    c) das Recht auf angemessenen und bezahlbaren Wohnraum;


    d) das Recht auf medizinische Versorgung und notwendige soziale Leistungen;


    e) das Recht auf sauberes Trinkwasser und eine Sanitärversorgung;


    f) das Recht auf eine sichere, saubere und nachhaltige Umwelt.


    29.


    (1) Jeder Mensch hat das Recht auf den Genuss des erreichbaren Höchstmaßes an körperlicher, geistiger und reproduktiver Gesundheit, auf eine erschwingliche Gesundheitsgrundversorgung und den Zugang zu medizinischen Einrichtungen.


    (2) Die ASEAN-Mitgliedstaaten schaffen ein positives Umfeld zur Überwindung der Stigmatisierung, des Verschweigens, der Ablehnung und der Diskriminierung bei der Prävention, der Behandlung, der Pflege und der Unterstützung von Menschen mit übertragbaren Krankheiten einschließlich HIV/AIDS.


    30.


    (1) Jeder Mensch hat das Recht auf soziale Sicherheit einschließlich einer verfügbaren Sozialversicherung, die ihm hilft, die mittel für eine angemessene und menschenwürdige Existenz zu sichern.


    (2) Besonderer Schutz ist Müttern während eines angemessenen Zeitraums in der durch nationale Gesetze und Vorschriften bestimmten Zeit vor und nach der Geburt zu gewähren. Während dieser Zeit soll berufstätigen Müttern bezahlter Urlaub oder Urlaub mit angemessenen sozialsichernden Leistungen gewährt werden.


    (3) Mutter und Kind haben Anspruch auf besondere Fürsorge und Unterstützung. Jedes Kind, ob innerhalb oder außerhalb einer Ehe geboren, genießt den gleichen sozialen Schutz.


    31.


    (1) Jeder Mensch genießt das Recht auf Bildung.


    (2) Der Grundschulunterricht muss verpflichtend und für alle unentgeltlich verfügbar sein. Die verschiedenen Formen des höheren Schulwesens müssen auf jede geeignete Weise allgemein verfügbar und jedermann zugänglich gemacht werden. Fach- und Berufsschulunterricht müssen allgemein verfügbar gemacht werden; der Hochschulunterricht soll allen gleichermaßen entsprechend ihren Fähigkeiten offenstehen.


    (3) Die Bildung muss auf die volle Entfaltung der menschlichen Persönlichkeit und ihrer Würde gerichtet sein. Sie soll die Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten in den ASEAN-Mitgliedstaaten stärken. Ferner soll Bildung es jedermann ermöglichen, sich effektiv in seiner jeweiligen Gesellschaft einzubringen, sie soll zu Verständnis, Toleranz und Freundschaft zwischen allen Nationen und allen rassischen und religiösen Gruppen beitragen und die Aktivitäten der ASEAN für die Erhaltung des Friedens fördern.


    32. Jeder Mensch hat das Recht, einzeln oder gemeinsam mit anderen, freiwillig am kulturellen Leben, der Kunst und den Errungenschaften des wissenschaftlichen Fortschritts und seiner Anwendung teilzuhaben und einschließlich der Urheber vom Schutz der geistigen und materiellen Interessen, die aus jeder wissenschaftlichen, literarischen oder entsprechenden künstlerischen Produktion resultieren, zu profitieren.


    33. Die ASEAN-Mitgliedstaaten unternehmen Schritte, einzeln und durch regionale und internationale Hilfe und Zusammenarbeit, insbesondere wirtschaftlicher und technischer Art, unter Ausschöpfung aller ihrer Möglichkeiten, um zunehmend die volle Verwirklichung der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte, die in dieser Erklärung anerkannt sind, zu erreichen.


    34. Die ASEAN-Mitgliedstaaten können den Umfang, in dem sie die wirtschaftlichen und sozialen Rechte dieser Erklärung gegenüber Ausländern gewähren, selbst bestimmen; dabei berücksichtigen sie die Menschenrechte und die Organisation und Ressourcen der jeweiligen Volkswirtschaft.


    Recht auf Entwicklung


    35. Das Recht auf Entwicklung ist ein unveräußerliches Menschenrecht, kraft dessen alle Menschen und Völker der ASEAN Anspruch darauf haben, an der wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und politischen Entwicklung teilzuhaben, dazu beizutragen und daraus gleichberechtigt Nutzen zu ziehen. Das Recht auf Entwicklung muss so erfüllt werden, dass den Entwicklungs- und Umweltbedürfnissen heutiger und künftiger Generationen in gerechter Weise entsprochen wird. Wenngleich die Entwicklung den Genuss aller Menschenrechte erleichtert und dafür notwendig ist, ist es nicht zulässig, sich auf Entwicklungsrückstände zu berufen, um die Verletzungen international anerkannter Menschenrechte zu rechtfertigen.


    36. Die ASEAN-Mitgliedstaaten sollten sinnvolle, an den Menschen orientierte und geschlechtssensible Entwicklungsprogramme zur Armutsbekämpfung und zur Schaffung von günstigen Bedingungen einschließlich des Schutzes und der Nachhaltigkeit der Umwelt annehmen, damit die Völker der ASEAN alle Menschenrechte dieser Erklärung in gerechter Weise wahrnehmen können und das Entwicklungsgefälle innerhalb der ASEAN verringert wird.


    37. Die ASEAN-Mitgliedstaaten anerkennen, dass die Umsetzung des Rechts auf Entwicklung wirksame Entwicklungspolitik auf nationaler Ebene sowie gerechte Wirtschaftsbeziehungen, internationale Zusammenarbeit und ein günstiges internationales wirtschaftliches Umfeld erfordert. Die ASEAN-Mitgliedstaaten sollen die multidimensionalen Aspekte des Rechts auf Entwicklung in den relevanten Bereichen der ASEAN-Gemeinschaftsbildung und darüber hinaus zusammenführen und sollen mit der internationalen Gemeinschaft zur Förderung einer gerechten und nachhaltigen Entwicklung, fairer Handelspraktiken und wirksamer internationaler Zusammenarbeit kooperieren.


    Recht auf Frieden


    38. Jeder Mensch und die Völker der ASEAN haben das Recht auf Frieden innerhalb des durch die ASEAN geschaffenen Rahmens für Sicherheit und Stabilität, Neutralität und Freiheit, so dass die Rechte dieser Erklärung voll verwirklicht werden können. Um den Frieden, die Harmonie und Stabilität in der Region zu stärken, sollen die ASEAN-Mitgliedstaaten weiterhin ihre Freundschaft und Zusammenarbeit ausbauen.


    Zusammenarbeit bei der Förderung und dem Schutz der Menschenrechte


    39. Die ASEAN-Mitgliedstaaten teilen ein gemeinsames Interesse an und Bekenntnis zu der Förderung und dem Schutz der Menschenrechte und der Grundfreiheiten, die erreicht werden sollen durch unter anderem die Zusammenarbeit untereinander sowie mit den einschlägigen nationalen, regionalen und internationalen Institutionen/Organisationen, in Übereinstimmung mit der ASEAN-Charta.


    40. Nichts in dieser Erklärung darf so interpretiert werden, dass es einem Staat, einer Gruppe oder einer Person das Recht verliehe, die Ziele und Grundsätze der ASEAN zu untergraben oder in dieser Erklärung verkündete oder aus internationalen Menschenrechtsinstrumenten, deren Vertragsparteien die ASEAN-Mitgliedstaaten sind, hergeleitete Rechte und Grundfreiheiten zu beseitigen.


    Von den Staats- und Regierungschef der ASEAN-Mitgliedstaaten in Phnom Penh, Kambodscha, angenommen, am achtzehntenNovember im Jahre 2012, in einer Urschrift in englischer Sprache.


    
      Hinweise


      Fundstelle:www.asean.org/news/asean-statement-communiques/item/asean-human-rights-declaration


      Verabschiedung: 18.November 2012


      Zahl der Unterzeichnerstaaten: 10


      Individualbeschwerde: nein

    

  


  
    4Nationale Rechtsdokumente


    53Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland [Auszug] vom 23.Mai1949


    Der Parlamentarische Rat hat am 23.Mai 1949 in Bonn am Rhein in öffentlicher Sitzung festgestellt, dass das am 8.Mai des Jahres 1949 vom Parlamentarischen Rat beschlossene Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der Woche vom 16. bis 22.Mai 1949 durch die Volksvertretungen von mehr als Zweidritteln der beteiligten deutschen Länder angenommen worden ist. Auf Grund dieser Feststellung hat der Parlamentarische Rat, vertreten durch seine Präsidenten, das Grundgesetz ausgefertigt und verkündet. Das Grundgesetz wird hiermit gemäß Artikel145 Absatz3 im Bundesgesetzblatt veröffentlicht:


    Präambel


    Im Bewusstsein seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen,


    von dem Willen beseelt, als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen, hat sich das Deutsche Volk kraft seiner verfassungsgebenden Gewalt dieses Grundgesetz gegeben. Die Deutschen in den Ländern Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen haben in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutschlands vollendet.


    Damit gilt dieses Grundgesetz für das gesamte Deutsche Volk.


    I. Die Grundrechte


    Artikel1


    (1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.


    (2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt.


    (3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht.


    Artikel2


    (1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt.


    (2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Freiheit der Person ist unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden.


    Artikel3


    (1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.


    (2) Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin.


    (3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden.


    Artikel4


    (1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und weltanschaulichen Bekenntnisses sind unverletzlich.


    (2) Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet.


    (3) Niemand darf gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen werden. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.


    Artikel5


    (1) Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt.


    (2) Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der allgemeinen Gesetze, den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend und in dem Recht der persönlichen Ehre.


    (3) Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei. Die Freiheit der Lehre entbindet nicht von der Treue zur Verfassung.


    Artikel6


    (1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen Ordnung.


    (2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft.


    (3) Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dürfen Kinder nur auf Grund eines Gesetzes von der Familie getrennt werden, wenn die Erziehungsberechtigten versagen oder wenn die Kinder aus anderen Gründen zu verwahrlosen drohen.


    (4) Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft.


    (5) Den unehelichen Kindern sind durch die Gesetzgebung die gleichen Bedingungen für ihre leibliche und seelische Entwicklung und ihre Stellung in der Gesellschaft zu schaffen wie den ehelichen Kindern.


    Artikel7


    (1) Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates.


    (2) Die Erziehungsberechtigten haben das Recht, über die Teilnahme des Kindes am Religionsunterricht zu bestimmen.


    (3) Der Religionsunterricht ist in den öffentlichen Schulen mit Ausnahme der bekenntnisfreien Schulen ordentliches Lehrfach. Unbeschadet des staatlichen Aufsichtsrechtes wird der Religionsunterricht in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Religionsgemeinschaften erteilt. Kein Lehrer darf gegen seinen Willen verpflichtet werden, Religionsunterricht zu erteilen.


    (4) Das Recht zur Errichtung von privaten Schulen wird gewährleistet. Private Schulen als Ersatz für öffentliche Schulen bedürfen der Genehmigung des Staates und unterstehen den Landesgesetzen. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die privaten Schulen in ihren Lehrzielen und Einrichtungen sowie in der wissenschaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den öffentlichen Schulen zurückstehen und eine Sonderung der Schüler nach den Besitzverhältnissen der Eltern nicht gefördert wird. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehrkräfte nicht genügend gesichert ist.


    (5) Eine private Volksschule ist nur zuzulassen, wenn die Unterrichtsverwaltung ein besonderes pädagogisches Interesse anerkennt oder, auf Antrag von Erziehungsberechtigten, wenn sie als Gemeinschaftsschule, als Bekenntnis- oder Weltanschauungsschule errichtet werden soll und eine öffentliche Volksschule dieser Art in der Gemeinde nicht besteht.


    (6) Vorschulen bleiben aufgehoben.


    Artikel8


    (1) Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu versammeln.


    (2) Für Versammlungen unter freiem Himmel kann dieses Recht durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes beschränkt werden.


    Artikel9


    (1) Alle Deutschen haben das Recht, Vereine und Gesellschaften zu bilden.


    (2) Vereinigungen, deren Zwecke oder deren Tätigkeit den Strafgesetzen zuwiderlaufen oder die sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder gegen den Gedanken der Völkerverständigung richten, sind verboten.


    (3) Das Recht, zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen Vereinigungen zu bilden, ist für jedermann und für alle Berufe gewährleistet. Abreden, die dieses Recht einschränken oder zu behindern suchen, sind nichtig, hierauf gerichtete Maßnahmen sind rechtswidrig. Maßnahmen nach den Artikeln12a, 35 Abs.2 und 3, Artikel87a Abs.4 und Artikel91 dürfen sich nicht gegen Arbeitskämpfe richten, die zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen von Vereinigungen im Sinne des Satzes 1 geführt werden.


    Artikel10


    (1) Das Briefgeheimnis sowie das Post- und Fernmeldegeheimnis sind unverletzlich.


    (2) Beschränkungen dürfen nur auf Grund eines Gesetzes angeordnet werden. Dient die Beschränkung dem Schutze der freiheitlichen demokratischen Grundordnung oder des Bestandes oder der Sicherung des Bundes oder eines Landes, so kann das Gesetz bestimmen, dass sie dem Betroffenen nicht mitgeteilt wird und dass an die Stelle des Rechtsweges die Nachprüfung durch von der Volksvertretung bestellte Organe und Hilfsorgane tritt.


    Artikel11


    (1) Alle Deutschen genießen Freizügigkeit im ganzen Bundesgebiet.


    (2) Dieses Recht darf nur durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes und nur für die Fälle eingeschränkt werden, in denen eine ausreichende Lebensgrundlage nicht vorhanden ist und der Allgemeinheit daraus besondere Lasten entstehen würden oder in denen es zur Abwehr einer drohenden Gefahr für den Bestand oder die freiheitliche demokratische Grundordnung des Bundes oder eines Landes, zur Bekämpfung von Seuchengefahr, Naturkatastrophen oder besonders schweren Unglücksfällen, zum Schutze der Jugend vor Verwahrlosung oder um strafbaren Handlungen vorzubeugen, erforderlich ist.


    Artikel12


    (1) Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungsstätte frei zu wählen. Die Berufsausübung kann durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes geregelt werden.


    (2) Niemand darf zu einer bestimmten Arbeit gezwungen werden, außer im Rahmen einer herkömmlichen allgemeinen, für alle gleichen öffentlichen Dienstleistungspflicht.


    (3) Zwangsarbeit ist nur bei einer gerichtlich angeordneten Freiheitsentziehung zulässig.


    Artikel12a


    (1) Männer können vom vollendeten achtzehnten Lebensjahr an zum Dienst in den Streitkräften, im Bundesgrenzschutz oder in einem Zivilschutzverband verpflichtet werden.


    (2) Wer aus Gewissensgründen den Kriegsdienst mit der Waffe verweigert, kann zu einem Ersatzdienst verpflichtet werden. Die Dauer des Ersatzdienstes darf die Dauer des Wehrdienstes nicht übersteigen. Das Nähere regelt ein Gesetz, das die Freiheit der Gewissensentscheidung nicht beeinträchtigen darf und auch eine Möglichkeit des Ersatzdienstes vorsehen muss, die in keinem Zusammenhang mit den Verbänden der Streitkräfte und des Bundesgrenzschutzes steht.


    (3) Wehrpflichtige, die nicht zu einem Dienst nach Absatz1 oder 2 herangezogen sind, können im Verteidigungsfalle durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes zu zivilen Dienstleistungen für Zwecke der Verteidigung einschließlich des Schutzes der Zivilbevölkerung in Arbeitsverhältnisse verpflichtet werden; Verpflichtungen in öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse sind nur zur Wahrnehmung polizeilicher Aufgaben oder solcher hoheitlichen Aufgaben der öffentlichen Verwaltung, die nur in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis erfüllt werden können, zulässig. Arbeitsverhältnisse nach Satz 1 können bei den Streitkräften, im Bereich ihrer Versorgung sowie bei der öffentlichen Verwaltung begründet werden; Verpflichtungen in Arbeitsverhältnisse im Bereiche der Versorgung der Zivilbevölkerung sind nur zulässig, um ihren lebensnotwendigen Bedarf zu decken oder ihren Schutz sicherzustellen.


    (4) Kann im Verteidigungsfalle der Bedarf an zivilen Dienstleistungen im zivilen Sanitäts- und Heilwesen sowie in der ortsfesten militärischen Lazarettorganisation nicht auf freiwilliger Grundlage gedeckt werden, so können Frauen vom vollendeten achtzehnten bis zum vollendeten fünfundfünfzigsten Lebensjahr durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes zu derartigen Dienstleistungen herangezogen werden. Sie dürfen auf keinen Fall zum Dienst mit der Waffe verpflichtet werden.


    (5) Für die Zeit vor dem Verteidigungsfalle können Verpflichtungen nach Absatz3 nur nach Maßgabe des Artikels80a Abs.1 begründet werden. Zur Vorbereitung auf Dienstleistungen nach Absatz3, für die besondere Kenntnisse oder Fertigkeiten erforderlich sind, kann durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes die Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen zur Pflicht gemacht werden. Satz 1 findet insoweit keine Anwendung.


    (6) Kann im Verteidigungsfalle der Bedarf an Arbeitskräften für die in Absatz3 Satz 2 genannten Bereiche auf freiwilliger Grundlage nicht gedeckt werden, so kann zur Sicherung dieses Bedarfs die Freiheit der Deutschen, die Ausübung eines Berufs oder den Arbeitsplatz aufzugeben, durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes eingeschränkt werden. Vor Eintritt des Verteidigungsfalles gilt Absatz5 Satz 1 entsprechend.


    Artikel13


    (1) Die Wohnung ist unverletzlich.


    (2) Durchsuchungen dürfen nur durch den Richter, bei Gefahr im Verzuge auch durch die in den Gesetzen vorgesehenen anderen Organe angeordnet und nur in der dort vorgeschriebenen Form durchgeführt werden.


    (3) Begründen bestimmte Tatsachen den Verdacht, dass jemand eine durch Gesetz einzeln bestimmte besonders schwere Straftat begangen hat, so dürfen zur Verfolgung der Tat auf Grund richterlicher Anordnung technische mittel zur akustischen Überwachung von Wohnungen, in denen der Beschuldigte sich vermutlich aufhält, eingesetzt werden, wenn die Erforschung des Sachverhalts auf andere Weise unverhältnismäßig erschwert oder aussichtslos wäre. Die Maßnahme ist zu befristen. Die Anordnung erfolgt durch einen mit drei Richtern besetzten Spruchkörper. Bei Gefahr im Verzuge kann sie auch durch einen einzelnen Richter getroffen werden.


    (4) Zur Abwehr dringender Gefahren für die öffentliche Sicherheit, insbesondere einer gemeinen Gefahr oder einer Lebensgefahr, dürfen technische mittel zur Überwachung von Wohnungen nur auf Grund richterlicher Anordnung eingesetzt werden. Bei Gefahr im Verzuge kann die Maßnahme auch durch eine andere gesetzlich bestimmte Stelle angeordnet werden; eine richterliche Entscheidung ist unverzüglich nachzuholen.


    (5) Sind technische mittel ausschließlich zum Schutze der bei einem Einsatz in Wohnungen tätigen Personen vorgesehen, kann die Maßnahme durch eine gesetzlich bestimmte Stelle angeordnet werden. Eine anderweitige Verwertung der hierbei erlangten Erkenntnisse ist nur zum Zwecke der Strafverfolgung oder der Gefahrenabwehr und nur zulässig, wenn zuvor die Rechtmäßigkeit der Maßnahme richterlich festgestellt ist; bei Gefahr im Verzuge ist die richterliche Entscheidung unverzüglich nachzuholen.


    (6) Die Bundesregierung unterrichtet den Bundestag jährlich über den nach Absatz3 sowie über den im Zuständigkeitsbereich des Bundes nach Absatz4 und, soweit richterlich überprüfungsbedürftig, nach Absatz5 erfolgten Einsatz technischer mittel. Ein vom Bundestag gewähltes Gremium übt auf der Grundlage dieses Berichts die parlamentarische Kontrolle aus. Die Länder gewährleisten eine gleichwertige parlamentarische Kontrolle.


    (7) Eingriffe und Beschränkungen dürfen im übrigen nur zur Abwehr einer gemeinen Gefahr oder einer Lebensgefahr für einzelne Personen, auf Grund eines Gesetzes auch zur Verhütung dringender Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere zur Behebung der Raumnot, zur Bekämpfung von Seuchengefahr oder zum Schutze gefährdeter Jugendlicher vorgenommen werden.


    Artikel14


    (1) Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet. Inhalt und Schranken werden durch die Gesetze bestimmt.


    (2) Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen.


    (3) Eine Enteignung ist nur zum Wohle der Allgemeinheit zulässig. Sie darf nur durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen, das Art und Ausmaß der Entschädigung regelt. Die Entschädigung ist unter gerechter Abwägung der Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten zu bestimmen. Wegen der Höhe der Entschädigung steht im Streitfalle der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten offen.


    Artikel15


    Grund und Boden, Naturschätze und Produktionsmittel können zum Zwecke der Vergesellschaftung durch ein Gesetz, das Art und Ausmaß der Entschädigung regelt, in Gemeineigentum oder in andere Formen der Gemeinwirtschaft überführt werden. Für die Entschädigung gilt Artikel14 Abs.3 Satz 3 und 4 entsprechend.


    Artikel16


    (1) Die deutsche Staatsangehörigkeit darf nicht entzogen werden. Der Verlust der Staatsangehörigkeit darf nur auf Grund eines Gesetzes und gegen den Willen des Betroffenen nur dann eintreten, wenn der Betroffene dadurch nicht staatenlos wird.


    (2) Kein Deutscher darf an das Ausland ausgeliefert werden. Durch Gesetz kann eine abweichende Regelung für Auslieferungen an einen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder an einen internationalen Gerichtshof getroffen werden, soweit rechtsstaatliche Grundsätze gewahrt sind.


    Artikel16a


    (1) Politisch Verfolgte genießen Asylrecht.


    (2) Auf Absatz1 kann sich nicht berufen, wer aus einem Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaften oder aus einem anderen Drittstaat einreist, in dem die Anwendung des Abkommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten sichergestellt ist. Die Staaten außerhalb der Europäischen Gemeinschaften, auf die die Voraussetzungen des Satzes 1 zutreffen, werden durch Gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, bestimmt. In den Fällen des Satzes 1 können aufenthaltsbeendende Maßnahmen unabhängig von einem hiergegen eingelegten Rechtsbehelf vollzogen werden.


    (3) Durch Gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, können Staaten bestimmt werden, bei denen auf Grund der Rechtslage, der Rechtsanwendung und der allgemeinen politischen Verhältnisse gewährleistet erscheint, dass dort weder politische Verfolgung noch unmenschliche oder erniedrigende Bestrafung oder Behandlung stattfindet. Es wird vermutet, dass ein Ausländer aus einem solchen Staat nicht verfolgt wird, solange er nicht Tatsachen vorträgt, die die Annahme begründen, dass er entgegen dieser Vermutung politisch verfolgt wird.


    (4) Die Vollziehung aufenthaltsbeendender Maßnahmen wird in den Fällen des Kapitels3 und in anderen Fällen, die offensichtlich unbegründet sind oder als offensichtlich unbegründet gelten, durch das Gericht nur ausgesetzt, wenn ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit der Maßnahme bestehen; der Prüfungsumfang kann eingeschränkt werden und verspätetes Vorbringen unberücksichtigt bleiben. Das Nähere ist durch Gesetz zu bestimmen.


    (5) Die Absätze1 bis 4 stehen völkerrechtlichen Verträgen von Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften untereinander und mit dritten Staaten nicht entgegen, die unter Beachtung der Verpflichtungen aus dem Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, deren Anwendung in den Vertragsstaaten sichergestellt sein muss, Zuständigkeitsregelungen für die Prüfung von Asylbegehren einschließlich der gegenseitigen Anerkennung von Asylentscheidungen treffen.


    Artikel17


    Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Bitten oder Beschwerden an die zuständigen Stellen und an die Volksvertretung zu wenden.


    Artikel17a


    (1) Gesetze über Wehrdienst und Ersatzdienst können bestimmen, dass für die Angehörigen der Streitkräfte und des Ersatzdienstes während der Zeit des Wehr- oder Ersatzdienstes das Grundrecht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbreiten (Artikel5 Abs.1 Satz1 erster Halbsatz), das Grundrecht der Versammlungsfreiheit (Artikel8) und das Petitionsrecht (Artikel17), soweit es das Recht gewährt, Bitten oder Beschwerden in Gemeinschaft mit anderen vorzubringen, eingeschränkt werden.


    (2) Gesetze, die der Verteidigung einschließlich des Schutzes der Zivilbevölkerung dienen, können bestimmen, dass die Grundrechte der Freizügigkeit (Artikel11) und der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel13) eingeschränkt werden.


    Artikel18


    Wer die Freiheit der Meinungsäußerung, insbesondere die Pressefreiheit (Artikel5 Abs.1), die Lehrfreiheit (Artikel5 Abs.3), die Versammlungsfreiheit (Artikel8), die Vereinigungsfreiheit (Artikel9), das Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis (Artikel10), das Eigentum (Artikel14) oder das Asylrecht (Artikel16a) zum Kampfe gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung missbraucht, verwirkt diese Grundrechte. Die Verwirkung und ihr Ausmaß werden durch das Bundesverfassungsgericht ausgesprochen.


    Artikel19


    (1) Soweit nach diesem Grundgesetz ein Grundrecht durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes eingeschränkt werden kann, muss das Gesetz allgemein und nicht nur für den Einzelfall gelten. Außerdem muss das Gesetz das Grundrecht unter Angabe des Artikels nennen.


    (2) In keinem Falle darf ein Grundrecht in seinem Wesensgehalt angetastet werden.


    (3) Die Grundrechte gelten auch für inländische juristische Personen, soweit sie ihrem Wesen nach auf diese anwendbar sind.


    (4) Wird jemand durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten verletzt, so steht ihm der Rechtsweg offen. Soweit eine andere Zuständigkeit nicht begründet ist, ist der ordentliche Rechtsweg gegeben. Artikel10 Abs.2 Satz2 bleibt unberührt.


    II. Der Bund und die Länder


    Artikel20


    (1) Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat.


    (2) Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen und durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt.


    (3) Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige Ordnung, die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung sind an Gesetz und Recht gebunden.


    (4) Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen, haben alle Deutschen das Recht zum Widerstand, wenn andere Abhilfe nicht möglich ist.


    Artikel20a


    Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künftigen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen und die Tiere im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung durch die Gesetzgebung und nach Maßgabe von Gesetz und Recht durch die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung.


    
      Hinweise


      Fundstelle: www.bundestag.de/bundestag/aufgaben/rechtsgrundlagen/grundgesetz/gg.html


      Verabschiedung und Inkrafttreten: 23.Mai 1949


      Rechtsbehelf: Verfassungsbeschwerde (Artikel93 Absatz1 Nr.4a GG)
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    In dem Bestreben,


    
      	•ihre Rüstungsexportpolitik restriktiv zu gestalten,


      	•im Rahmen der internationalen und gesetzlichen Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland den Export von Rüstungsgütern am Sicherheitsbedürfnis und außenpolitischen Interesse der Bundesrepublik Deutschland zu orientieren,


      	•durch seine Begrenzung und Kontrolle einen Beitrag zur Sicherung des Friedens, der Gewaltprävention, der Menschenrechte und einer nachhaltigen Entwicklung in der Welt zu leisten,


      	•dementsprechend auch die Beschlüsse internationaler Institutionen zu berücksichtigen, die eine Beschränkung des internationalen Waffenhandels unter Abrüstungsgesichtspunkten anstreben,


      	•darauf hinzuwirken, solchen Beschlüssen Rechtsverbindlichkeit auf internationaler Ebene, einschließlich auf europäischer Ebene, zu verleihen,

    


    hat die Bundesregierung ihre Grundsätze für den Export von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern wie folgt neu beschlossen:


    I. Allgemeine Prinzipien


    […]


    2. Der Beachtung der Menschenrechte im Bestimmungs- und Endverbleibsland wird bei den Entscheidungen über Exporte von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern besonderes Gewicht beigemessen.


    3. Genehmigungen für Exporte von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern werden grundsätzlich nicht erteilt, wenn hinreichender Verdacht besteht, dass diese zur internen Repression im Sinne des EU-Verhaltenskodex für Waffenausfuhren oder zu sonstigen fortdauernden und systematischen Menschenrechtsverletzungen missbraucht werden. Für diese Frage spielt die Menschenrechtssituation im Empfängerland eine wichtige Rolle.


    4. In eine solche Prüfung der Menschenrechtsfrage werden Feststellungen der EU, des Europarates, der Vereinten Nationen (VN), der OSZE und anderer internationaler Gremien einbezogen. Berichte von internationalen Menschenrechtsorganisationen werden ebenfalls berücksichtigt.


    5. Der Endverbleib der Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgüter ist in wirksamer Weise sicherzustellen.


    II. NATO-Länder, EU-Mitgliedstaaten, NATO-gleichgestellte Länder


    1. Der Export von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern in diese Länder hat sich an den Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik Deutschland im Rahmen des Bündnisses und der EU zu orientieren. Er ist grundsätzlich nicht zu beschränken, es sei denn, dass aus besonderen politischen Gründen in Einzelfällen eine Beschränkung geboten ist.


    […]


    4. Vor Exporten von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern, bei denen deutsche Zulieferungen Verwendung finden, prüfen AA, BMWi und BMVg unter Beteiligung des Bundeskanzleramtes, ob im konkreten Einzelfall die Voraussetzungen für die Einleitung von Konsultationen vorliegen.


    Einwendungen der Bundesregierung gegen die Verwendung deutscher Zulieferungen werden in der Regel nach Bundessicherheitsrats-Befassung z. B. in folgenden Fällen geltend gemacht:


    Exporte in Länder, die in bewaffnete Auseinandersetzungen verwickelt sind, sofern nicht ein Fall des Artikels51 der VN-Charta vorliegt,


    Exporte in Länder, in denen ein Ausbruch bewaffneter Auseinandersetzungen droht oder bestehende Spannungen und Konflikte durch den Export ausgelöst, aufrechterhalten oder verschärft würden,


    Exporte, bei denen hinreichender Verdacht besteht, dass sie zur internen Repression im Sinne des EU-Verhaltenskodex für Waffenausfuhren oder zu sonstigen fortdauernden und systematischen Menschenrechtsverletzungen missbraucht werden,


    […]


    III. Sonstige Länder


    1. Der Export von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern in andere als in ZifferII. genannte Länder wird restriktiv gehandhabt. Er darf insbesondere nicht zum Aufbau zusätzlicher, exportspezifischer Kapazitatäten führen. Die Bundesregierung wird von sich aus keine privilegierenden Differenzierungen nach einzelnen Ländern oder Regionen vornehmen.


    2. Der Export von Kriegswaffen (nach KWKG und AWG genehmigungspflichtig) wird nicht genehmigt, es sei denn, dass im Einzelfall besondere außen- oder sicherheitspolitische Interessen der Bundesrepublik Deutschland unter Berücksichtigung der Bündnisinteressen für eine ausnahmsweise zu erteilende Genehmigung sprechen. Beschäftigungspolitische Gründe dürfen keine ausschlaggebende Rolle spielen.


    3. Für den Export sonstiger Rüstungsgüter (nach AWG genehmigungspflichtig) werden Genehmigungen nur erteilt, soweit die im Rahmen der Vorschriften des Außenwirtschaftsrechts zu schützenden Belange der Sicherheit, des friedlichen Zusammenlebens der Völker oder der auswärtigen Beziehungen nicht gefährdet sind. In diesen Fällen überwiegen diese Schutzzwecke das volkswirtschaftliche Interesse im Sinne von § 3 Abs.1 AWG.


    4. Genehmigungen für Exporte nach KWKG und/oder AWG kommen nicht in Betracht, wenn die innere Lage des betreffenden Landes dem entgegensteht, z. B. bei bewaffneten internen Auseinandersetzungen und bei hinreichendem Verdacht des Missbrauchs zu innerer Repression oder zu fortdauernden und systematischen Menschenrechtsverletzungen. Für diese Frage spielt die Menschenrechtssituation im Empfängerland eine wichtige Rolle.


    […]


    6. Bei der Entscheidung über die Genehmigung des Exports von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern wird berücksichtigt, ob die nachhaltige Entwicklung des Empfängerlandes durch unverhältnismäßige Rüstungsausgaben ernsthaft beeinträchtigt wird.


    7. Ferner wird das bisherige Verhalten des Empfängerlandes im Hinblick auf


    
      	•die Unterstützung oder Förderung des Terrorismus und der internationalen organisierten Kriminalität,


      	•die Einhaltung internationaler Verpflichtungen, insbesondere des Gewaltverzichts, einschließlich der Verpflichtungen aufgrund des für internationale und nicht-internationale Konflikte geltenden humanitären Völkerrechts,


      	•die Übernahme von Verpflichtungen im Bereich der Nichtverbreitung sowie in anderen Bereichen der Rüstungskontrolle und der Abrüstung, insbesondere die Unterzeichnung, Ratifizierung und Durchführung der im EU-Verhaltenskodex für Waffenausfuhren aufgeführten Rüstungskontroll- und Abrüstungsvereinbarungen,


      	•seine Unterstützung des VN-Waffenregisters,

    


    berücksichtigt.


    […]


    
      Hinweise


      Fundstelle:www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/A/aussenwirtschaftsrecht-grundsaetze,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf133


      Verabschiedung: 19.Januar 2000
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